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Programm der Sosialdemokratifihen Hartei Dentſchlands 


beſchloſſen auf dem Parteitage zu Erfurt 1801. 


Die Slonomifhe Entwicklung ber bürgerlichen Geſellſchaft führt mit Natur⸗ 


notwendigkeit zum Untergang des Sleinbetriebes, defien Grundlage das Privat⸗ 


eigentum bes Arbeiter an feinen Probultionsmitteln bildet. Gie trennt den 
Arbeiter von feinen PBroduftionsmitteln und verwandelt ihn in einen beſitzloſen 
Broletarier, indes die Probuftionsmittel das Monopol einer berhältnismäßig 
Heinen Zahl von Sapitaliften und Großgrundbeſitern werden. 

Hand in Sand mit diefer Monppolifierung ber Brodnktionsmittel geht die 
Verdrängung der zerfplitterten Stleinbetriebe durch koloſſale Großbetriebe, geht 
die Entwidlung des Werkzeugs zur Maſchine, geht ein riefenhaftes Wachstum 
der Probuftivität der menfchlichen Arbeit. Aber alle Vorteile diefer Ummandlung 
werden bon den Sapitaliften und Großgrundbefitern monopolifiert. Für das 
Proletariat und die verfinfenden Mittelſchichte — Kleinbürger, Bauern — 
bedeutet fie wachfende Bunahme der Unficherheit ihrer Exiſtenz, des Elends, des 
Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung, 

Ammer größer wird die Zahl ber Broletarier, immer maffenhafter die 
Armee der überfhüffigen Arbeiter, immer fchroffer der Gegenſatz zwiſchen Aus⸗ 
beutern und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klaſſenkampf zwiſchen Bour⸗ 
geoijie und Proletariat, der die moderne Gefellfchaft in zwei feindliche Hcerlager 
trennt-und dad gemeinfame Merkmal aller Snduftrieländer ift. 

Der Abgrund zwiſchen Beſitzenden und Befiblofen wird noch erweitert durch 
die im Weſen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe begründeten Krifen, die immer 
umfangreicher und verheerender werben, die allgemeine Unficherheit zum Normal» 
auftand der Geſellſchaft erheben und den Beweis liefern, daß die Produktivkräfte 
der Beutigen Bejellihaft über den Kopf gewachſen find, dag das Pribateigentum 
en PBrodultiongmitieln unvereinbar geworden it mit deren zweckentſprechender 
Unmendung und voller Enttvidlung, 

Das Pridateigentum an Brodultionsmitteln, welches ehedem bas Mittel 
war, dem Produzenten das Eigentum an feinem Produkt zu ſichern, ilt heute zum 
Mittel geworden, Bauern, Handwerker und Stleinhändler zu erpropriieren und die 
Nichtarheiter — Kapitaliiten, Großgrundbejißer — in den Befiß des Produkts 
der Arbeiter zu fegen. Nur die Verwandlung des Taprtaliftifchen Brivateinens 
tums an Produktionsmitteln — Grund und Boden, Gruben und Bergwerke, Roh⸗ 
ftoffe, Werkzeuge, Maſchinen, Verkehrsmittel — in gejellfchaftlicdes Eigentum, 
und die Ummandlung der Warenproduftion in fogtalijttfche, für und durch die 
Geſellſchaft betriebene Produktion kann e3 bewirken, daß Der Großbetrieb und die 
ftet3 wachſende Ertragsfähigfeit der gefellfchaftlicden Arveit für die bisher aus» 
gebeuteten Klaffen aus einer Quelle des Elend3 und der Unterdrüdung zu einer 
Duelle der höchſten Wohlfahrt und allfeitiger harmoniſcher Vervollkommnung 
werde. 

Dieſe geſellſchaftliche Umwandlung bedeutet die Befreiung nicht bloß des 
Proletariats, ſondern des geſamten Menſchengeſchlechts, das unter den heutigen 
Zuſtänden leidet. Aber ſie kann nur das Werk der Arbeiterklaſſe ſein, weil alle 
anderen Klaſſen, trotz der Intereſſenſtreitigkeiten unter ſich, auf dem Boden des 
Privateigentums an Produktionsmitteln ſtehen und die Erhaltung der Grund⸗ 
lagen der heutigen Geſellſchaft zum gemeinjamen Ziel haben. 


4 Brogramm der Sozlattemotratifen Barkei Deutfchlands. 


Der Kampf ber‘ Arbeiterklaſſe gegen bie kapitaliſtiſche Ausbeutung iſt not⸗ 
wendigerweiſe ein politiſcher Kampf. Die Arbeiterklaſſe kann ihre‘ ökonomiſchen 
Kämpfe nicht führen und ihre ökonomiſche Organiſation nicht entwickeln ohne 
politiſche Rechte. Sie kann den Uebergang der Produktionsmittel in den Beſitz 
der a nicht bewirken, one in den Befit der politiſchen Macht gelommen 
zu fein, -. 

Diefen Kampf der Arbeiterflaffe gu einem :beinußten‘ und einheitlichen zu 
geſtalten und ihm fein naturnotwendiges Ziel zu weiſen — - bs iſt die Aufgabe 
der Sogialdemokraliſchen Partei. 

Die Intereſſen der Arbeiterklaſſe find in allen Ländern mit kaditaliſtiſcher 
Produktionsweiſe die gleichen. Mit ber Ausdehnung des Welwerkehrs und der 
Produktion für den Weltmarkt wird die Lage der Arbeiter eines jeden Landes 
immer abhängiger von ber Lage der Arbeiter in den’ atideren Ländern. Die 
Befreiung der Arbeiterklaſſe ift alfo ein Werk, an dein die Arbeiter aller Rultux« 
länder gleichmäßig beteiligt find. In Diefer Erkenntnis fühlt und erflärt die 
Sözialdemofratifche Bartei Deutfhlands fih eins mit den Hafienbemußten 
Arbeitern aller übrigen Länder. 

Die Sogzialdemokratiſche Partei Deutſchlands kämpft alſo nicht für neue 
Klaſſenprivilegien und Vorrechte, ſondern für die Abſchaffung der Klaſſenherr⸗ 
ſchaft und der Klaſſen ſelbft und für gleiche Rechte und gleiche” ie Aller 
ohne Unterſchied des Geſchlechts und ber Abſtammung. Von dieſen Anſchau⸗ 
ungen ausgehend bekämpft fie in ber heutigen Geſellſchaft nicht bio bie Aus⸗ 
beutung und Unterdrüdung der Lohnarbeiter, fondern jebe Art der Ausbeutung 
und AUnterdrfidung, richte fie ſich gegen eine Klaſſe, eine. Partei, ein Geſchlecht 
oder eine Raſſe. 

Ausgehend von dieſen Grundfähen fordert die Sozialdemokratiſche Partei 
— zunächſt: 
1. Allgemeines gleiches direktes Wahl⸗ und Stimmrecht mit’ geheimer 

. .„ Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten Reichsangehörigen ohne Unter⸗ 

ſchied des Geſchlechts für alle Wahlen und Abſtimmungen. PBropors 
tional-Wahliyftem; und bis zu defien Einführung gejeklide Neuein- 
teilung der Wahlkreiſe nad) jeder Volkszählung. Bweijährige Geſetz⸗ 
gebungsperioden. Vornahme der Wahlen und Abftimmungen. an einem 
geſetzlichen Ruhelage. Entſchädigung für die gewählten. Vertreter. 
a Aufhebung jeder Beſchränkung politiſcher Rechte aber im. ‚Balle der 

Entmündigung. 

2. Direkte Gefebgebung durd) das Volt bermittelft des Vorſchlags. und 
Se. Verwerfungsrechts. Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung des 
Bolfs in Reich, Staat, Provinz und Gemeinde. Wahl der Behörden 

durch das Volk, Verantiwortlichkeit und wear derjelhen, Jãhr⸗ 
liche Steuerhemilligung. 

MB Ergiehung zur allgemeinen Wehrhafligkeit. Volr awehr ‚on, Step der 

ſtehenden Geere, Entſcheidung ‚über Krieg und Frjedan durch Die 

Volksvertrelung. Schlichtung aller internationalen Streitigkeiten auf 
Tchiedsgerichtlihem Wege. 

4. Abſchaffung Aller Geſetze, weiche die freie Meinungsäußerung und das 
Recht der Vereinigung und Verfammlung einfchränfen ober unter» 


drüden. u riefen, 

5. Abſchaffung aller Gejege, welche die Frau in öffentlich und privat⸗ 
rechtlicher Beziehung gegenüber dem Manne benachteiligen. 

‚6. Erklärung der Religion zur —— Abſchaffung aller Auf⸗ 

wendungen aus öffentlichen Mitteln zu kirchlichen und religiöſen 

Zwecken. Die kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften find als ——— 
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Programm der Sorialdemolratiſchen Bartei Deutföjlande, 5 


Vereinigungen zu betrachten, welche ihre Angelegenheiten boltommen 
felbftändig ordnen. .. 
Weltlichkeit der Schule. Obligatoriſcher BVeſuch der öffentlichen Volls⸗ 
ſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehrmittel und der Vex⸗ 
pflegung in den öffentlichen Volksſchulen, fowie in den höheren 
Bildungsanſtalten für Diejenigen. Schüler und Schülerinnen, die kraft 
ihrer Fähigkeiten zur iveiteren. Ausbi dung. geeignet erachtet werben. 
Unentgeltlichfeit der Rechtspflege und des Rechtsbeiſtandes. Rechte 
ie durch vom Volk gemählte Richter. Berufung in Strafſachen. 
Hinädigung unſchuldig Angeklagten, Verhafieter..und. Verurteilter. 


— Abſchaffung der Todesſtrafe 


y, 
2 


"Unenigeltlichkeit der ärzflichen: Silfeleiftung einſchließlich der Geburts 
hilfe und der Heilmittel. .. Unentgeltlichfeit der Totenbeftattung. 
Stufenmweis ſteigende "Einfommen- und Vermögenziteuer zur Bes 
ſtreitung aller öffentlichen. Ausgaben, joweit dieſe durch Steuern zu 
decken find. Selbſteinſchätzungspflicht. Erbjdaftsiteuer, ſtufenweiſe 
ſteigend nach Umfang des Erbguts und nach dem Grade der, Verwandt⸗ 
ſchaft. Abſchaffung aller indirekten Steuern, Zölle und, „Tonftigen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Maßnahmen, welche die Intereſſen der Allgemeinheit 
den Intereffen einer, bevorzugten Minderheit opfern. 


| Zum Schutze der Arbeiterklaſſe fordert die Sorialdemorratiſche Partei 
un zunächſt: 


Eine wirkſame nationale ı und internationale Arbeiterſchutzgeſekgebung 


"auf folgender Grundlage: 


a) ‚Beftfegung eines hoöͤchſtens acht Stunden. betragenden Normal⸗ 
Arbeitstages. 
b) Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren. 


mn ) Verbot der Rachtarbeit auher für ſolche Induſtriezweige. die ihrer 


— 


Natur nach, aus techniſchen Gründen oder aus Gruͤnden ber öffent⸗ 
ichen Wohlfahrt Rachtarbeit erheiſchen. 


.d) Eine, ununterbrochene Ruhepauſe von mindeſtens 36 Stunden in 


jeber Worhe für jeden Aibeifer. 


e) Verbot des Truckfyſtems. j 
. Meberwadjung aller‘ gewerblichen Betriebe, Erisrfgung u und Negelung 
der Arbeitsverhältniffe in Stadt und Land durch ein Reichs⸗Arbeits⸗ 


amt, Bezirks⸗ Arbeitsämter und Arbeitslammern. Durchgreifende ge⸗ 


werbliche Hygiene. 
Rechtliche Gleichſtellung der xãnbwirtfchaftlichen Arbeiter und Dienſt⸗ 
vboten mit den’ gewerblichen Arbeitern; — der Geſinde⸗ 


ordnungen. 


. Sicherſtellung des Koalitionsrechts. 
Uebernahme der geſamten Yrbeiterberficherung durch‘ das Reich wit 


z a ah Mitwirtung der Arbeiter an der a | 


Organiſation 


der 


Sorlaldemstratif chen Partei Deuitanne: 
— er dem —— in ai IRB: a 


— — 


Bastelangefürigit, 5 
ey 1. ger Bertei gehörig wird jede Perfon hetrachiet, die fi, zu 
den &rundfäken bed Rarteiprogramms beiennt unp die Partei dauernd: durch 
Geldmittel unterſtützt. 
8 2% Zur Partei kann nicht gehören, wer fig eined groben Verſtoößes 
—— die — des Parteiprogrammis ober einer ehrloſen Handlung 


8 = PR dem Tode, dem Austritt oder der Ausſchließung aus bet 
Bartei verliert der frühere Parteigenoffe jedes Recht, das er etwa gegen die 
Bartei, gegen den Parteivoritand, gegen bie Konirolllommilitemn oder gegen 
einzelne Parteigenofien aus feiner parteimitglesfiheit erworben Bat, — 


Gliederung. 


1. Die Grundlage ber Organifation bildet fur — — 
Kreis der Sogzialdemakratiſche Verein, dem jeder im Wahlkreiſe wohnende Partei⸗ 
genoſſe, ſofern ihn nicht zwingende Gründe daran hindern, als Mitglied ans 
augehöten Bat, Erftredt fich der Wahlkreis über eine Mehrzahl ı bon Ortſchaften, 
' fo lönnen in allen Orten, in denen Parteigenofjen vorhanden find und bie 
fonftigen Verhältnifje es zulaffen, Ortsvereine des Sogialdemolratiſchen Vereins 
gebildet werden. 

$ 5. Die Sogialdemokratiſchen Vereine ſchlietzen ſich zu Begirks⸗ 
verbãnden, ſowie au Landesorganiſationen zuſammen, denen die felbftändt ge 
Fünrung ber. Barteigeichäfte nach eigenen Statuten öbliegt; dieſe bem: Bartet» 
vorſtand mitzuteilenden Statuten dürfen mit dem Organifationaftatuf der Ges 
ſamtpariei nicht im Widerſpruch ſtehen. Die Vorſtande haben ihre erſolate Wahl 
dem Parteivorſtande mitzuteilen. 

8.6. Die Zeſtſetzung der Mil Tieberbeiträg € iſt den Bezirksverbãnden 
unb vandesorganiſationen überlaffen. Die Wahlkreiſe haben mineftens 20 Pros 
zent !hrer aus ben Beiträgen fi ergebenden Einnahmen. an bie enftalfaffe 
abauführen. . Der Parieivorſtand ift bereditigt, einzelnen Wahlkreifen im Be— 
darfsfalle einen über 80 Prozent diefer Einnahmen hinausgehenden Betrag gut 
Eigenvertwenbung zu überlaſſen. 


fi Bertrauensperſonen. 


87. Bo aus geſetzlichen Grunden die in beit 5-4 4 und. 8 — 
Vorſchriften nicht ausführbar ſind, haben ſich die Patseigenoffen m an derer. 
dem Landesrecht entſprechender Weiſe zu organiſieren. 

85 8. In allen Wahlkreiſen, in denen keine — nor⸗ 
handen iſt, Haben Die Parteigenoſſen eine oder mehrere Vertrauensperſonen 
zu wählen, beren Abrefie fofort dem Parteivorſtande mitzuteilen iſt. ‚Die: Urt 
der Wahl bleibt den Parteigenoſſen überlafjen. 


re. # .. 
s AR 5 
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Organifation der Sozialdemofratifchen Partei Deutſchlands. 7 


Die Vertrauenzperfonen find berechtigt, freitwillige Beiträge enlpegen- 
zunehmen und durch bejondere Marken zu quittieren. 


Bericjterftattung. 

89. Die Vorſitzenden der Sozialdemokratiſchen Vereine, deren Wahl 
jedesmal im Anſchluß an den voraufgehenden Parteitag erfolgt, haben alljährlich 
bi3 zum 15. Juli dem PBarteivorftand Bericht zu erftatfen. Der Beriht muß 
enthalten Angaben über: Art und Umfang der entfalteten Agitation, die Zahl 
der im Wahllreiſe argänifierten Barteigenoifen, die Höhe des bon’ den. Mit 
gliedern erhobenen Parteibeitrages, die Summe der gefamten Einnahmen) die 
Art der Verivendung der dem Wahlkreiſe verbliebenen Gelder. . 

Den gleichen alljährlichen Bericht in bezug auf ihre Tätigkeit und bie 
Verwendung der ihnen etiva vom Parteivorſtande überwieſenen Gelder haben 
die Vorftände der Bezirksverbände und Landesorganifationen zu eritatten. 

Die gleiche Beitimmung findet dort, mo feine Vereindorganifation bor» 
handen tft, auf die Wahlfreiß-, Bezirks und PENDERSSSUTAUEN PELIEN. 2% 

an Anwendung. 
Weibliche Bertrauensperfonen. 


— 10. Die planmäßige Agitation unter dem "weiblichen. Proleiariat 
wird durch weibliche Vertrauensperſonen betrieben, die möglichft an allen Orten 
im RN mis. den Parteiinftanzen gewählt. werden. 


Parteitag. 
811. Der Varteilag bildet die oberfte. Vertretung: ber wartel Zur 

Teilnahme an ibm find berechtigt: 

1. Die Delegierten der Partei aus den einzelnen Reichstagswahl⸗ 

kreiſen mit der Einſchränkung, daß kein Wahlkreis dutch mehr 

als drei Berfonen vertreten fein darf. Inſoweit nicht unter den 

—— gewählten Vertretern des Wahlkreiſes Frauen ſich befinden, können 

weibliche Vertreter in beſonderen Frauenverſammlungen ‚gemähit 
werden. 

2. Die Mitglieder der Reichstagsfraktion. — 

3. Die Mitglieder des Parteivorſtandes und der Konttollkommiſſion. 
Die Mitglieder der Reichstagsfraktion haben in allen die parlas 
mentariſche und die Mitglieder des Parteivorſtandes in allen die gefchäftliche 
Zeitung. Er Partei betreffenden Fragen nur beratende Stimme. 

Der Parteitag prüft die Legitimation. ſeiner Teilnehmer, wählt 

ſeine ans und beſtimmt feine Gefchäftsordnung ſelbſt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Parteitages ift bie abfolute Mehrhelt 
der een erforderlid). 

8 13. Aljährlich findet ein Parteitag ſtatt, der bon dem Batteiborftande 
einguberufen. iſt. 
Hat der vorhergehende Parteitag über den Ort, an welchem der nächſte 
Parteitag ſtattfinden ſoll, keine Beſtimmung getroffen, ſo hat der Parteivorſtand 
mit der Kontrollkommiſſion und der Reichstagsfraktion hierüber ſich zu ber» 
tändigen. 
! F 14. Die Einberufung des Barteitages muß fpäteiteng vier Woden- 
vor dem Termin der Abhaltung desjelben durch. dad Zentralorgan der Partei 
mit -Angabe der: proviſoriſchen Tagesordnung erfolgen. ‚Die Einladung. Zur 
Beſchickung des Parteitages iſt mindeſtens dreimal in angemeſſenen Zwiſchen⸗ 
räumen zu wiederholen. 

... Anträge der Barteigenoffen für die LTE des Parteitages 
ſind bei dem Parteivorſtande einzureichen, der dieſelben ipätefteng drei Wochen 
bor der Abhaltung des Parteitages dur das Zentralorgan der Partei Des 
Zannt au geben hat, 


De 
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8 Dirrganifatton ber Sozialdemokratiſchen Vartei Deuiſchlanbs. 


8 18. Bu ben Aufgaben des Parteitages gehören: 
1. Entgegennahme ber Berichte über die Geſchäftstätigkeit des Bartels 
borjtandes und der Kontrollkommiſſion fowie über. Die parlas 
. .mentariige Xätigleit der Reichſtagsabgeordneten. 
2. Die Beitimmung des Ortes, an welchem ber Parteivorſtand feinen 
- Sig zu nehmen Bat. 
3. Die Wahl des Rarteivorftandes und der Kontrollkommiſſion. 
4. Die Beihlußfaffung über die Barteiorganifation und alle das 
Parteileben berührenden Fragen. 
5 Die Beihlußfaffung über die eingegangenen Anträge. 
6 16. Ein außerordentlier Parteitag Tann einberufen werben: 
1. auf einftimmigen Beſchluß des Parteivorſtandes; 
2, auf Antrag ber Mehrheit der Reichstagsfraktion; 
‚8 auf Antrag pon mindeftens 15 Mahlfreifen; 
4. auf einftimmigen Beſchluß der Kontrollkommiſſion. 

Falls der Parteivorſtand ſich weigert, einem geſtellten Antrage auf Ein⸗ 
Berufung eines außerordentlihen Parteitages ftattzugeben, fo iſt derſelbe durch 
die Reichſtagsfraktion einguberufen. Als Verfammlungsort eines außerordent⸗ 
lichen Parteitages tft ein geograpkifch möglichſt günſtig gelegener Ort zu 
beſtimmen. 

17. Die Einberufung des außerordentlichen Porteitages muß 
ſpäteſtens 14 Tage vor dem Termin der Abhaltung desſeiben durch das Zentral⸗ 
organ ber Partei in wenigſtens drei aufeinanderfolgenden Nummern wit An⸗ 
gabe der Tagesordnung erfolgen. 

Unträge ber Barteigenofien find fpäteftens 5 Tage bor ber Abhaltuag bes 
Barteitages im Bentralorgen zu vetöffentlichen. 

Am Übrigen gelten für die auberordentlichen Barteitage diejelben Be⸗ 
— wie für die ordentlichen Parteitage (5959 11 und 12). 


Barteivarftand. 


N 8. Die Zahl der Mitglieder bes Parteivorſtandes wird vom Partei⸗ 
tag beftimmt. Der Parteivorſtand beſteht aus zwei Vorfitzenden, einem Kaſſierer, 
den Schriftführern und zwei Beiſitzern, Die fich agegenſeitig au vertreien be⸗ 
rechtigt ſind. 

Die Wahl der Vorſitzenden, des Kafſierers und ber Schriftfuͤhrer erfolgt 
durch ben Parteitag mitteld Stimmzettel in einem Wahlgange und nad) ab⸗ 
foluter Mehrheit. Hat ein Kandidat die abfolute Mehrheit der abgegebenen 
Shmmen nicht erhalten, fo, findet Stichwahl zwiſchen den beiten Kandidaten 
ftatt, auf welche die meiſten Stimmen gefallen find, Bei € timmengleichheit 
entſchetdet das Los. 

Die Wahl der zwei Beiſitzer erfolgt durch die ontrollkommiffion. 

Nach erfolgter Kahl bat der Parteivorſtand feine Konftituierung vorzu⸗ 
nehmen unb biejelbe im Zentralorgan ber Partei befannt zu machen. 
81% Scheider ein Mitglied des Parteivorſtandes aus, fo. ift bie Vakang 
dutch eine von der Kontrollkommiſſion vorzunehmende Neuwahl zu ergãngen. 

8 20. Die Miitglieder des Parteivorſtandes Törınen für ihre Tätigkeit 
eine Beſoldung beziehen. Die Höhe derſelben wird durch den Parteitag feitgefcht. 

8 91 Der —— verfügt nach eigenem ee ‚über bie 
porkanbenen Gelder. 
j Der Parte worſiand oder die Rontrolfommiffiore lönnen durch zeiner lei 


Meöstsgeichäfte He: einzelnen Parteigenoſſen oder :die' Partei verhindlich machen. 


Auch erwirbt fein Barteigenoffe oder ein anderer durch Verträöge mit bem 
Varteivorſtande ober der Kontrollkommiſſion ein klagbares Necht gegen biefe 
oder Ihre Mitglieder, 
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8 22: Kein Barteigenoffe Hat ohne ausdrücklichen Beſchluß des Partei 
tages ein klagbares Recht, die Gefchäftsbücher oder Papiere bes Parteivorſtandes, 
ber Kontrolltommiffion oder dex Partei einzuſehen oder fi aus ihnen Ubfihriften 
oder Außgüge anzufertigen ober eine Auskunft ober uederſicht über ben Stand 
bed Barteivermögend gu berlatigen. 

| Gierduchh wird das Recht der Delegierten, tährend: der Tagung be3 
Mirteituges Einſicht In die Bucher gu nehmen, nieht berüßet, 

8 28, Dex Parteivorſtand beforgt bie Barteigefchäfte und kontrolliert 
die prinzipielle Haltung ber Bartetorgane, 

Der Parteivorſtand entſcheidet über Differenzen, bie 5 bei der Auf⸗ 
ftellung von Meichstagstandidaturen zwiſchen der Organiſation eines Wahl 
kreiſes und bein. Bezirlsverband bezw. ber Yanbesorganifation u 


Kontrollkommiſſton. 


$ 24. Zur Kontrollierung bed Parteivorſtandes ſowie als : Berufunge 
inftang über Beſchwerden gegen den Barteivorftand wählt ber Parteitag eine 
len bon nein Mitgliedern. 

Wahl der Kantrolleure erfolgt nad einfacher Mehrheit. Bel gleicher 
AIR eure entfcheibet das Los. Zur Leitung ihrer Geſchäfte wählt fi die 
Stontrolfommiffion einen WVorfigenden, ber Ort umd Zeit ber Sitzungen be 
timmd, foweit die Kontrollkommiſſion nicht darüber beſchließt. 
Die. Kontrolle muß mindeftens viertellährlich einmal ſtattfinden. 

‚Alle Einſendungen für die Kontrollkommiſſion find an den Vorfitzenden 
a zu richten, der ſeine Adreſſe im Zentralorgan der Partei mitzu⸗ 
eilen hat. 

Auf. Antrag der Ronktolltommiffion ober des ARE finden 
geinehifanie rn nn 


Zentralargan — — 


gz26. gentralorgan der Partel iſt ber Vorwärts, Berliner Voltazlatt⸗. 
u Die offiziellen Bekanntmachungen find an hervorragender Stelle 68 
zxedaltionellen, Teiles zu beröffentlichen. 


826. Zur Kontrolle der . pringipiellen und tattifcjen. Haltung. des 
Bentralorgans. ſowie der Verwaltung desjelben wählen die Ssarteinenoffen 
Berlins und ver Vororte eine Preifommiffion, die aus höchſtens zwel Mits 
gliedern für jeden beteiligten Reichstagswahlkreis beſtehen darf. 

Die Preßkommiſſion entſcheidet in Gemeinſchafi mit dem Parteivor⸗ 
Stande über alle Angelegenheiten bes Bentralorgang, insbefondere über An⸗ 
ftellung. und Entlaffungen im Berjonal der Redaktion ‚und Expedition, . Bei 
etwaigen Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen dem Parte ivorſtand und der Breß⸗ 
kommiſſion entſcheidet die Kontrollkommiſſion, der Paric ivorſtand und bie Preb- 
tommiffion in der Urt au. gleichen. Rechten, daß jedes 2 drei un je 
eine Stimme Bat. 

Ausſchluß. 


— g: a. Im Falle des 8 2 enticheibet über die fernere Zugehärigfeit zur 
Purtei zin Schiedsgericht, Dad der Parteivorftand beruft. Der Antrag auf Ein 
ſetzung eines ſolchen Schiedegerichts fann nur durch eine Parteiorganifatiom 
geitellt werben. 

Das Schiebsgeriät beiteht aus fieben Perſonen. Die Hälfte der Bei— 
fiber wählt der Angeichuldigte, die andere Hälfte die antragfiellende Orgami« 
fation, wobei die Auswahl auf bie Parteigenoffen des Begirksverbandes zu 
beſchränken iſt, dem ber a angehört, : :Den Vorſibenden begeichnet 
der Parteiborſtand. 
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$ 18. Bu den Aufgaben des Parteitages gehören: 
1. Entgegennahme ber Berichte über die Geſchäftstätigkeit des Bartels 
borjtandes und der Sontrollommiffion ſowie über Die parlas 
mentariſche Zätigleit der Reichstagsabgeordneten. 
2, Die Beitimmung des Ortes, an welchem ber Parteinorſtand feinen 
- Big au nehmen Bat. 
3. Die Mahl des Barteivorftandes und der Kontrollkommiſſion. 
4. Die Beſchlußfaſſung über die Parteiorganifation und alle bag 
pParteileben berüfrenden Fragen. 
5. Die Beſchlußfaſſung über die eingegangenen Anträge. 
8 16. Ein außerordentlicher Parteitag kann einberufen werben: ’ 
1. auf einftimmigen Befchluß des Parteivorſtandes; 
| 2. auf Antrag der Mehrheit ber Reichstagsfraktion; 
8, auf Antrag pon mindeſtens 15 Wahlfreifen; 
4, auf einftimmigen Beſchluß ber Kontrollkommiſfion. 
Falls der Parteivorſtand ſich weigert, einem geſtellten Antrage auf Eins 


berufung eines außerordentlichen Parteitages ſtattzugeben, fo iſt derſelbe durch 


die Reichſstagsfraktion einzuberufen. Als Verfammlungsort eines außerordent⸗ 
lichen Parteitages iſt ein geographiſch möglichſt günſtig gelegener Ort zu 
beſtimmen. 

17. Die Einberufung des außerordentlichen Porteitages muß 
ſpäteſtens 14 Tage vor dem Termin der Abhaltung desſeiben durch daB Zentral 
organ ber VPariei in wenigſtens drei aufeinanderfolgenden Nummern wit An⸗ 
gabe der Tagesordnung erfolgen. 

Antraͤge der Parteigenoſſen ſind ſpäteſtens 5 Tage vor der Abhaltung des 
Barteitages im Bentralorgan au betöffentlichen. 

Im übrigen gelten für die außerordentlichen Barteilage diejelben Be⸗ 
— wie für die ordentlichen Parteitage (559 11 und 12). 


£ Varteivorſtand. 


8 18. Die Zahl der Mitglieder bes Parteivoritandes third vom Partei 

ag beftimmt. Der Barteiporftand befteht aus zwei Vorfikenbden, einem Staffierer, 

ei Schriftführern und zwei Beiſibern, die fich gegenfeitig au beeireten be⸗ 
rechtigt ſind. 

Die Wahl ber Vorfitzenden, des Kafſierers und der Schriftführer erfolgt 
durch ben Parteitag mittel Stimmzettel in einem Wahlgange und nad) ab⸗ 
foluter VWehrheit: Hat ein Kandidat die abjolute Mehrheit der abgegebenen 
Shmmen nicht erhalten, fo. findet Stichwahl zwiſchen den beiten Kandidaten 
ftatt, auf welche die meijten Stimmen gefallen find, Bet © simmengleichheit 
entjchetbet das Los. 
vie Mahl ber zwei Beiſitzer erfolgt durch die aAontrolltommiſſion. 

Nach erfolgter Zahl bat der Parteivorſtand feine Konſtituierung vorzu⸗ 
nehmen und dieſelbe im Zentralorgan der Partei bekannt zu machen. 

819 Scheiber ein Mitglied des Parteivorſtandes aus, fo. iſt die Vakang 
Dusch eine von. der Kontrollkommiſſion vorzunehmende Neuwahl zu ergänzen. 

8 90: Die Mitglieder des Parteivorſtandes Türmen für ihre Tätigkeit 
eine Befoldung beziehen. Die Höhe derfelben wird durch den Parteitag feitgefeit. 

8 21. Der ——— verfügt nach eigenem en ‚über bie 

vordanbenen. Gelder. 
Der Pazteivorftand oder die Kontrollkommiſſion Kernen durch jeinerlei 
Beistsgefhäfle Die einzelnen Parteigenoſſen ober :die' Partei verbindlich machen. 
Auch erwirbt fein Barteigenoffe oder ein anderer durch Verixäge mit dem 
Barteiborftandze ober der Kontrolllommifiton ein klagbares Recht gegen biefe 
oder ihre Mitglieder. 
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8 22: Kein Parteigenofie Bat ohne, ausbrüdlichen Beſchlutz des Partei- 
tages ein Hagbares Recht, die Sefchäftsbücher oder Papiere bes Parteivorſtandes, 
ber Sontrolltommiffion oder der Partei einzuſehen oder ſich aus ihnen Abſchriften 
vder Außgüge anzufertigen oder eine Nuötunft oder uederſicht er ben Stand 
bes Parteivermögens zu beriatigen. 

Hierdurch wird das Recht der Delegierten, wahrend ber Tagung be3 
Narteitages Einficht In die Bucher gu nehmen, nicht berühri. 

8 28, Dex Barteivorftandb beforgt die Barteigefhäfte unb kontrolliert 
bie prinzipielle Haltung ber Partetorgane. 

Der Parteivorſtand enticheibet über Differenzen, die fi bei der Huf 
ftellung von Meichstagstandidaturen amifhen ber Organiſation "eines Wahl» 
kreiſes und dem Beaixköverband bezw. ber Nanbesorganifation u 


Kontrollkommiſſton. 


& 24. Zur Kontrollierung bed Parteivyorſtandes ſowie als — ——— 
‚ inftang über Veſchwerden gegen ben Parteivorſtand wählt der Parteitag eine 
Na bon neun Mitgliedern. _ 

Wahl der Kontrolleure erfolgt nad; einfacher Mehrbeit, Be gleicher 
ie entfcheibet das Los. Zur Leitung ihrer Gefchäfte wählt ſich die 
Sontrolfommiffion einen Vorfikenden, ber Ort und Zeit ber Gigungen bie 
ſtimnit. ſoweit die Kontrollkommiſſion nicht darüber beſchließt. 

Die Kontrolle muß mindeſtens viertellährlih einmal ſtattfinden 
Alle Einſendungen für die Kontrollkommiſſion find an den Vorſitzenden 
besfeben; gi ziehten, ber feine Adreſſe im Bentralorgan ber Bartei mitzu⸗ 
eilen Dat. 
. Auf Antrag. ber. Ronkrolfommiffion ober bed BE finden 
u Sitzungen ftatt. 


—— der Larten 


z 28. Zentralorgan der Partel iſt ber „Vorwärts, Verliner Volksablatt. 
J Die offiziellen Bekanntmachungen find an berborragenber Stelle beB 
redaktionellen Teiles zu veröffentlichen. 


8 26 Zur Kontrolle der pringipiellen und taliiſchen Haltung des 
Zentra orgens ſowie der Verwaltung desſelben wählen die arteinenoffen 
Berlins ung ver Vororte eine Preßkommiſſion, die aus höchftens zwei Mit 
gliedern für jeden beteiligten Reichstagswahlkreis beſtehen darf. | 

Die Preßkommiſſion entſcheidet in Gemeinſchafi mit dem Parteivor⸗ 
ſtande über alle Angelegenheiten des Zentralorgans, insbeſondere über An— 
ftellung und. Entlaſſungen im Perſonal der Redaktion und Expedition, . Bet 
etwaigen Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen bem Barteiborftand und ber Brei 
kommiſſion entſcheidet die Kontrollkommiſſion, der Paric ivorſtand und die Preb- 
tommiffton in der Art- au — Rechten, daß jedes A drei ee. je 
eine na bat. . 

Ausſchluß. 


—8 2. Im Falle des 8 2 enticheibet über die fernere Zugehörigkeit z zur 
Partei zin Schiedsgericht, dad der Barteivorftand beruft. Der Antrag auf Ein 
jeßung eines ſolchen Schiedsgerichts kann nur duch eine PBarteiorganifation 
geſtellt werben. 

. 2: Daß Schiedsgericht beiteht aus fieben Perſonen. Die Hälfte der Bei— 
figer wählt der Angeſchuldigte, die andere Hälfte die antragftellende Orgeni- 
ſation, wobei die Auswahl auf die PBarteigenoffen des Bezirksverbandes zu 
beſchränken iſt, dem der Angeſude angehört. Den Vverſherden bezeichnet 
der Barteiborftand, 


r 


10 Organifation der Sozialdemofratifchen Bartei Deutſchlands. 


In Wahlkreiſen, in denen die Geſchäfte der Partei durch eine Vereins— 
organifation geführt werden, ijt der Ausſchluß eines Mitgliedes aus der be⸗ 
treffenden Organiſation dem Ausſchluß auf Grund des $ 2 aus der Gejamts 
partei gleichzuachten. Der Ausſchluß darf daher nur im Wege des vorjtehend 
fejtgejeßten fchiedsgerichtlihen Verfahrens erfolgen. 


8 28. Gegen die Enttcheidung: bes Schiedsgerichts ſteht den Beteiligten 


binnen bier. Wochen nach Zuſiellung des jegriftlichen. Uxteilz die Berufung an die 
Kontrollfommifiton und gegen deren Entjcheidung an den nächſten Parteitag zu. 
Berzichtet ein Parteigenofje, gegem-den ein Ausſchlußantrag gejtelt wird, 
auf die fcjiedsgerichtliche Verhandlung, oder unterläßt er es, innerhalb einer 
bom Barteiborfiand zu bejtimmenden Friſt von mindeſtens bier Wochen Schieds⸗ 
HL au ernennen, fo gilt er ohne Weiteres als ausgeſchloſſen. 
Die Zuftelung des fchriftlichen Urteils foiwie die Bekanntgabe des erfolgten 
Ausſchluſſes eines Seen erfolgt‘ durch den Parteivorſtand. 


‚Wiederaufnahme. 


—8 Die ‚Wiederaufnahme eines aus der Bartei Ausgeſchloſſenen 
kann nur auf dem Parteitag erfolgen. ' 
Der Antrag auf Wiederaufnahme iſt fo zeitig beim Barteivorftand ans 
zumelden, daß er zugleich mit den übrigen an den Parteitag geitellten Unträgen 
veröffentlicht "merden Tann. Bor der Entſcheidung iſt die Organtjation, die 


ſeinerzeit den Ausſchluß ———— hane ſowie die a des nn 


Wohnortes zu hören, 
Abänderung der Organifation. 


$ 80. Aenderungen an der Organifation der Partei fönnen nur durch 
einen Parteitag vorgenommen werden. 

Anträge auf Abänderung der Organiſation können nur beraten werden, 
wenn fie innerhalb der Friſten, welche die 88 14 und 17 borfäjreiben, aut öffent» 
lichen Kenntnis der Parteigenoſſen gelangten. ze 

Eine Abweichung bon der lebten Beltimmung ijt nur dann zuläffig, wenn 


mindeſtens dreiviertel der anweſenden Vertreter auf einem Parteitas fi für. 


bie Abweichung entjgjeiden, 
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un den 23. Grptember, abends 7 Me: 
* Vorverfammlung 


Konſtitui erung des Parteitages. Feſtſetzung der Geſchäfts⸗ und Zagesorbnung. 


1: 


gl 
— 

6. 
1 67 
u; 


8. 


9. 
10. 


m der a 


Rh 


u \ i Montag, ben ——— und die foigenben Tage: | 


EN des Vorſtandes. Verighterfiatter: W. Pfannkuch und 
A. Geriſch. ee 

Bericht der Kontrollkommiſſion. Berichterſtatter: A. Rabe m 
‚.Barlamentarifger Bericht. Berichterſtatter: G. Schö p flin. 

Der poltiie. Mafſenſtreil. Berichterſtatter: A. Behel und C. Legien. 
Der internationale Kongreß 1007. egrerſancer v. = in ge u: 
Meoifeier. ‚Berichterftatter: NR Fiſcher. 

"Sojialbemotratie und” Voltderziehung. Serläenfitier: C. 8 e t ft B und 
H. Schulz. 

Strafrecht, Strafprozeß und Strafvollzug. ——— 8 Haaſe. 
Sonſtige Anträge. 

Wahl des Vorſtandes, der Kontrolllommiifion und des Ortes, an bem ve 
nächſie Parteitag ftattfinden ſoll 


ee ° 


Sitzungszeit des Barteitages: 
vormittags 8Y/a bis 121/ Uhr, nachmittags 2 bis 6 Uhr, 
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Bericht des Parteivorſtandes. 


Be Allgemeines. 5 

. Einer bedeit Mühröie Kahre hindurch geübten Praxis fgend; Teilen bir 
zu Herr. bies faͤhrigen. Bericht damit ein, daß Mir. der im‘ Berichtsjahr ver⸗ 
ſtorbenen Genoſſen pietätvoll gedenken. Wir halten dieſe Gepflogenheit für 
eine parteigenöſſiſche Pflicht, denn die ehrenvolle Erwähnung im Parteitags⸗ 
bericht iſt meiſtens der einaiee: Kohn. dex den Verſtorbenen für ihre. raftlofe, 
nun — im — — A des —— ie 
teil windiei:: ihr ie ra re 

Die Sitte at: koine bolſtändige. Das — fie * nicht fein; — fie 
mugte;: zelongmengeit. dt‘ ‚werden dus den in der Barteibreife zerftreuten 
Notizen. Naturgemäß beſchränken ſich diefe Notizen auf Fälle, die: zur Er⸗ 
wähnung befonderd Anlaß bieten. Wir gedenten aber auch aller derer, die 
bon un gefchieden, die bei harter Arbeit in Reih und Glied ber .Organifation 
pflichtgetreu die Kleinarbeit ausübten, ohne daß ihr Name genannt wurde, 
in gleicher Liebe und Achtung. Beruhl Euer Nleinarbeit all ber 
Tauſend und Abertaufend der organifierten Genoffen die Erfolge der Partei, 
die zur Freude der Genoffen der Schreden der bürgerlichen Klaſſen find. 

Am 14. Oltober #5, 3. berichied in Elberfeld der Genoſſe Friedrich Harm 
nah langjähriger ſchmerzvoller Krankheit, Harm erreite ein -Alter don 
61: Xahten. Bon Beruf Weber, fam Harm Anfarig der 70er Jahre nad) Elber- 
feld, wo er bald in ben borderften Reihen der Genoffen ftand. 1884 eroberten 
die Genoffen des Wuppertales mit Harm das Mandat, das er 14 Jahre auß« 
übte. Die Genoſſen fanden Harm während feiner Krankheit treu und Belfend 
gur Seite, damit fi und ihren Vorkämpfer ehrend. 

. Sn der heſſiſchen Zandesirrenanftalt ftarb am 23. Oktober Genöfle Buſch. 

Unter dem Sözialiſtengeſetz unterzog fi) Buſch bereitwillig jeder ſchwierigen 
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"Hiüfgabe:: ‚Eine nehtmonatliche Gefänighisftrafe,- Die Pr — wurde, 
ſpornute ſeinen Eifer noch mehr an. — Ende Januar ſtarb in Leibzig Genoffe 
RKohler; deſſen Reſtaurant von dem Staatsanwalt in einem Prozeſſe Me Höre 
der Geheimvindler genannt wurde. — Gleichfalls in. Leipzig ſtarb Genofſe 
Fir] ch, 48: Sabre Saft: Auch er war unter dent Sogialiſtengeſetz glei Köhler 
ein eifriger' und umſichtiger Organiſator, der hauptfüchlich al Verſamm⸗ 
lunosleiter ſehr geſchätzt wurde. — Auf: "det Straße ſtarb af einem Schlag⸗ 
antallam-23:: Fanuar Genoſſe Roſe in Magdeburg/⸗ Ber: ſchon in: Der ⸗ vor⸗ 
ſoslaliſtengeſetzlicheri Zeit der Partei erhebliche Opfer gebracht hatte. — Im 
Alter bon 639° Itihren verſchied am 7. FJebruar Genoſſe Heck ir: Offenbach. 
Genoſſe Heck war einer der wenigen Genoſſen, der alle Phafen der Ent⸗ 
wickelung der Pattei in Offenbach mit durchlebt hatte. —, Ein Parteiveteran, 
Ber Genofſe Herbig, ſtarb im Alter von. 74 Jahren in Köniasberg. Genoſſe 
‚Herbig, ein Freund Jacobys, war einer der Gründer des Königsherher 
:Urbeiteivereins: und ' ‚legte. Damit‘ den Grund gu... ber. ‚Königäberger 
"Arbeiterbetvegunig. ⸗ Der: ‚fangjährige .. ‚Bertrauensmantt : In: Trier, 
Genoſſe Gertüg, ſtarb am:::28.. ‚März, or :bemfelben Tage verjchied 
auch der Genoffeiftath in Iemenem. — Die um das: Emporbluhen der Frauen⸗ 
— verdienſtvolle Genyſſin Brüggemann. ſtarb Anfang März: ih 
Ztzehoe. Zugleicher Beit ftarb in Halborſtadt „Mutter Bollmanıt“, 
die allen. Anfechtungen zum Trotz 35 Jahre lang. treu. zur Portei gefianben: ‚ad 
‚in: n'deien ‚Stat die nen — en —— ns = nn 
ers NG ost vn 2 

vr 6. ‚Spell — ber relegrarh die —— von en Ableben: — Senoffen 
Re tee nach allen Richtigen. "Ein tückiſches Herzleiben Hatte bein" un⸗ 
“erntiöliden: Genoſſen plötzlich dahingerafft. Heinrich: Meiſter mat: einer” Der 


: &rften, die dem Rufe Laffalles folgten. "Meter war unter Heir Gründern des 


Allgemeinen deutſchen Arbeitervereins in Hannover, bon denen nur noch wenige 
"Iehert-und in ber Perrtoi tätig ſinde Meiſter eroberte den 8. harmoberſchen Wahl⸗ 
322181884, der ihmbis zur dein leider To früh rfolgten Zobe: bie Treue beimahtte. 


Bas-: ‚Wertkeilen, das Meiſter dllgemehr in ber: Peirkei- befah;r: farbe feinen 


NET in ber Bi in ste Pactelleirung im Jahre -188%: fuWieänsjeingr 


Wahr in den: Frältronsvorſſand. Meiften: war. don. 188. bis zu: ſeinem: ode 


Worſttkzender der: Kontrollkommiſſion, deren Geſfchãfte er „mit? Umſicht leitete. 
VBbenfo eifrig wiender politiſchen Bewegung widnrete Fich Meiſter dert; Gewexk⸗ 
ſchaftsvewegurig. Von 1868 bis 1878 war er VBevollmüchtigter des "All. 
gemeinen deutſchen Zigarrenarbeitetvereins in Hannober. Der Verein fiel 
‚dem Sozieliftengefeg zum Opfer, aber ſchon :1882 war Meifter wieder unter 
den Sendern dei Deutſchen Tabakurbeiterverbandes deffen Kontvollbehörde, 
Der Ausſchutz/ ihn zur ſeineme Wotfigenberr wählte, melches Amit Meiſter un⸗ 
Uritexbrochen derwaltete, bis er auf der diesjährigen Generalverſammlung 
eine Wiederwahl ablehnte Wit: MRilckſicht auf ſeinen loidenden Zuſtande Der 
ſtets tätig Geweſene fühlte, daß ſeineKräfte nicht mehr den verantwortungs⸗ 
Han Aufgabrm die auf Han: Taftoten; gewachſen waren. Eu Fiihlterdas Be⸗ 
Diana Gitbaſtung. Ir Geinrich „Meifter hat die Partei einen ihrsr 
Weſter verloren. Win ehtliden, offoner. aeidſoſer Chaxntutr⸗ der treue Frennd⸗ 
ſcherft · ſet. Anisbiefer-Wegießiings inne sund: heist Hoirnrich: Meriſternn don: Ge 
noſſen vorbildlich. — 
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Um die gleiche Zeit ftarb Genofie Schillert in Weißenſee. Ser Genoſſe 
bat in feiner Eigenſchaft als Gemeindevertreter die Arbeiterinterejlen ſtets 
mit Geſchick vertreten. — Im 50, Lebensjahre. verihied am 18. April in 
Hamburg der Genoſſe Müllerftein, zu deſſen Verdienſten es gehört, mit- 
gewirkt zu haben, den in der fozialiftengefehlichen Zeit gegründeten Verband der 
Zimmerer, dem Damals noch fehr viele —— in die 
moderne Arbeiterbewegung hinüberguleiten. In Mannheim ſtarb im 
Alter bon 58 Jahren Genofie Huber, der Hauptfächlich in der Jozialijten- 
geſetzlichen Zeit erfolgreih für die Partei gewirkt Hatte, — Ein Veteran der 
Kartei ſtarb in Memel. Genoffe Grübneu, der ein Alter von 74 Jahren 
erreichte, war in den 70er Jahren: Mitbegründer des EN es, "der 
Grundlage der fozialdemotratifchen Bewegung in Memel. 

Nach längerer Krankheit erlag am 30. Juni Genofie Mora wski in Katto⸗ 
witz einem ſchweren Herzleiden. Genoſſe Morawski iſt 58 Jahre alt geworden und 
gehörte ſeit dem Jahre 1869 der Partei an. In Poſen, feiner Heimatproving, 
trug ihm die Barteitätigleit eine neunmonatlihe und cine. anderibelbjährige 
‚@efängnißitrafe. ein. Der lebteren. war eine einjährige Unterfuchungshaft 
voreusgegangen. Nach dem Fall des Sozialiftengejeßes widmete fi; Morawski 
faſt ausfchließlich der Aufllärung und Orgamifierung feiner polniſchen Landes 
leute, die ihn an die Spitze der polnischen Organifation ftellten. Vie neue 
Tätigkeit fühlte Morawski nach Oberſchleſien, mo er neberi anderen Strafen 
einmal zu bier Monaten und fpäter no zu zwei Jahren Gefängnis ber. 
urteilt murde. Auch dieſer Verurteilung war eine fechamonatliche Unter⸗ 
ſuchungshaft vorausgegangen. Die vielen und langen Gefängnisitrafen waren 
ohne Zweifel die Urſache, daß das Leiden des Genoſſen nad) feiner lebten 
Strafverbüßung rapide Fortſchritte machte. Der ſchwer kranke Genoſſe lieg 
es ſich nicht nehmen, der Parteipflicht zu gehorchen und noch bei der Nach» 
wahl am 12, Oktober dv. I. die Kandidatur und damit die ſchwere Rahlarheit 
zu übernehmen, u 

Einem langwierigen su äußert ſchmerghaften Masenleiden erlag am 
14. Juli Genoſſe Grünberg. Er erreichte ein Alter von 59 Jahren. Genoſſe 
Grünberg entwickelte ſich erft in reiferen Jahren zum Sozialdemokraten. Er 
wurde als Freifinniger in das Stadtvexordnetenkollegium in Hartha gewählt, 
behauptete aber auch das Mandat ‚nach feinem - Unfchluß an die Sogial⸗ 
bemofratie. 1895 wurde Grünberg in den ſächſiſchen Landtag. und 1902 In 
der Nuchwahl für den 10. ſächſiſchen MeidBtagswahlfreiz in den Reichsſtag ge⸗ 
wählt. Die Hoffnung der Gegner, im’ nächſten Jahre bei den allgemeinen 
Wahlen ben Kreis wieder zu erobern, wurde: gründlich getäuſcht. Die Mehr- 
beit &rünbergs, die 1902 nur 402 Stimmen betrug, ftteg 1003 auf 2158 
Stimmen. Die bejte Ehrung, die von ben Genoffen des 10. fächſiſchen Kreiſes 
ihrem: verftorbenen Abgeordneten dargebracht werden. kann, beiteht darin, daß 
fie alle ‚Kräfte anſpannen, um: die fogialdemofratifche Mehrheit bei der bebor» 
ftehenden Nachwahl noch ua ein bedeutendes gu erhöhen. 


. Mie wenig. — die Rriminelbeamten Find, denen bie Aufgabe 
geſtelte tft, die „Geheimniſſe“ der ſozialdemokratiſchen Grfolge gu ergründen, 
beweiſt der Umſtand, daß ber Vorgang, ben wir im Dresdener Parteitags⸗ 
bericht. regiftrierten, ſich genau in derſelben Weife wiederholen Tonnte, 
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Um 4. März erlich die Gefchäftsitelle bes „Wortvärts” in beffen redaktio⸗ 
nellem Teil folgende Wufforberung: 


——— 
— unſerer Beichäftsftelle liegen gur Abholung 


Bweihunbert Mark 
jede am 24, Februar bezw. 9. März von dem Nriminalbeamien 


Uultav Neumann 
Ofdenburgerftrabe 11a IV 


| — Verrats von Parteigenoſſen und Parteibeſchlüſſen gegahlt 

wurden. 

Diele 200 Mark loönnen — nach vorheriger Mitteilung übet 

die Zeit der Abholung — bon der politiſchen Polizei nad Aus— 

weis über die Identität der Perſonlichkeit des Abholers und 

ſeines amtlichen Charakters gegen Quittung von unferer Ge» 
frhäftsſtelle: Lindenftratße 68, 2. Sof II, abgeholt werden. 
„Vorwariar 


Drei Monate wartete bie Geſchäftsſtelle des „Vorwärts“ vergeblich auf die 
Abholung der 200 Mark. Länger glaubte ſich die Geſchäftsſtelle nicht verpflichtet, 
als Depot für Selber au dienen, bie Ihren Zweck verfehlt Hatten. Die als 
Subaslohn beſtimmte Summe von 200 Mark wurde nunmehr ber Parteikaſſe 
zugeführt. Die Abführung wurde den in ftrenges Inkognito fich hüllenden 
BWeteifigten mit folgender Bublılation im „Vorwärts“ befannt gegeben: 


Ein neuer Polizeibeitrag für unfere Parteikafſe. 
In unſerer Nummer vom 4. März erlichen wir folgenbe 
Aufforderung: 
Bei unſerer Geſchaftsſtelle Liegen zur Abholung 
Zweihunbert Mark 
welche am 24. Februar beziv. 3. März bon dem Kriminalbeamten 


Guſtav Neumann 
Olbenburgerſtraße 11a IV 


Ben Verrats von Parteigenoffen und Partelbeſchlüſſen gezahlt 
wurden. 
Diefe 200 Mark können — nach vorheriger Mitteilung über 
bie Zeit der Mbholung — von ber politifen Polizei nad Aus⸗ 
reis über bie Identität der Perſönlichkeit beß Abholers und ſeines 
amtlien Charakter gegen Quittung bon unferer Geigäftöftelle: 
Sindenftrage. 69, 2, Hof II, abgeholt werden. 
„Vorwärts“ 
Da das Geld bislang nicht abgeholt worden iſt, fo hat die * 
Geichäftsleitung bes „WVormwärt#” nunmehr die Summe bon 
200 - der Parteilalſe zu Händen. des ‚Genofjen Geriſch über» 
mittelt 
Ueber den Eingarig des Betrages bei der Parteikaffe iſt im Nr. 180 des 
Vorwärts“ vom 8. uni quittiert worden. 
Ein Teil der bürgerliden Preſſe hat ſich die Aufgabe geſtellt, die von 
jedem anſtändigen Menfchen verurteilte Beſpitzelung der Arbeiter unb- beren 
Berleitung gum Treubruch mit ber Behauptung zu zechtfertigen, bie ua | 
bemofzatie banbele geriau fo. Died ift einfach’ nicht wahr. 
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Dieſen Vardächtigungen gegenüber erklären wir auf das Beſtimmteſte, 
daß von der Parteileitung niemals jemand beauftragt wurde, an irgend 
eine im öffentlichen oder privaten Dienſte ftehende Petſon heranzutreten, um 
fie gu verleiten zu ſuchen, Internu ber Behörden oder ber Privaten der Partei» 
leitung oder ber Redaktion des orwärts“ mitzuteilen. In allen bisher vor⸗ 
gefomnienen Källen, in benen ber „Vorwärts“ in ber Lage ar, Interna 
der Behörden oder Parteien im öffentlichen Intereſſe gu veröffentlichen, find 
die Unterlagen dagu angeboten und bedingungslos geliefert worben. 

Wir haben auch nicht nötig, gu ſolchen fchmubigen Praktiklen gu greifen. 
DaB follte auch das beichräntteite Moligeigemüt und bie jede pol'geiliche 
Dummheit berteibigenden Mreßorgane begreifen. 

Die Sachlage ift einfach bie:.. Jedermann, ber glaubt, ihm fer Unrecht 
gefchehen oder ber empört ift über Unrecht das geichieht, wendet ſich an bie 
Sozialdemokratie. Auch bie Zahl der im üffentliden unb privaten Dienft 
Befindlichen, bie mit ihrem Rob nicht Zufrieden If, anders aber alk durch 
öffentliche Kvitik eine Uenderung ihres Loſes ober Abitellung ber fie brüdenben 
Mebelftände. nicht erwarten Tann, iſt ſehr groß, und baum das und gur 
Verfügung fehende Material ein, zeichhaltiged. Und fo erhalten wir das 
Material über Zuftände, die bie öffentliche Kritik zu ſcheuen Haben, frei- 
zillig, Die Polizeiorgane verleiten Arbeiter gum Treubruch, nicht etwa um 
Taten aufaubeden, bie das Richt der Deffentlichkeit gu ſcheuen hätten, fonbern 
um Änterna gu erfahren, 2 

® pr . 

Der borjährige Parteitag ſprach unter ausdrücklicher Betonung, daß dem 
Barteivoritand eine Schuld an dem Scheitern ber Einigungsverhandlungen 
mit den polnifhen Genoſſen nicht beigumeffen fei, fein Bebauern über daß 
Scheitern. derſelben and. Jedenfalls gab bie Beſchlußfaſſung bes Jenaer 
Barteitage8 bein Vorſtand der B. P. ©. Veranlaffung, bei und angufragen, 
ob wir geneigt jeien, die Eintgungsverhandlungen mieber aufzunehmen. 
Durch Zuſchrift vom 21. Februar ſprachen mir unfere Bereitmilligfeit auß 
und Iuden ben Vorſtand ber P. P. ©, eitt, mehrere feiner Mitglieder nad 
Berlin zu entſenden, um die Worberhandlungen einguleiten, Unferem Wunſche 
it von dem Vorſtand der P. P. .S. entfprocken worden, und wurde ein Cine 
berftändnis über die Grundlagen der Einigung ohne große Schwierigkeiten 
erreicht. Auch die ſpäter folgenden Verhandlungen find ohne Stodung gu 
einem befriedigenden Abſchluß gebradt worden. 

Die Einigung wurde auf folgender Grundlage bereinbart: 

a) Organifation. Die polnischen Sozialdemokraten im Deutſchen 
Neiche bilden eine felbitändige Organifation, deren Aufgabe barin beftebt, 
bie Agitation und Oxganifation unter der polnischen MWebölferung Deutiche 
lands au betreiben. Die. polnifhe Organifation iſt ein KBeftanbteil ber 
Geſamtpartei Deutjchlands, fie erkennt ausdrücklich das Programm Yen 
ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands am, desgleichen bie Parteiinſtangen 
ber deutſchen Partei, einſchließlich des deutſchen Parteitages als oberſter 
Parteiinſtanz. Die Delegation zum deutſchen Parteitage erfolgt nad) den 
Vorſchriften des deutſchen Orgartifationsftatuts, Die Seltionsbildung 

innerhalb der. einzelnen Bartelorte iſt zuläſſig. a 
b) Breffe. Die in polniiher Sprache erſcheinenden Blätter unten 
ſtehen ber. Kontrolle bed Vorſtandes und bes Marteitageß ‚ber polntichen 
HOrganiſation. Das dem deutſchen Parteivorſtande zuſtehende Recht ber 
„Kontrolle über die Prinzipielle Haltung der Parteipreſſe — 8 28 bes 
Organifationaftaiuts — bleibt unberührt, Die in Kattowitz ericheinende 
| 
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„Gazeta Robotnieza” ift offizielles Organ für alle im Deutfchen Neiche 
wohnhaften polnifhen Genpfien. Zur Ausübung der ftändigen Kontrolle 
ſowohl der Redaktion wie der Gefchäftsführung wird eine Brekfammiftion 
eingeſetzt. Ein Mitglied der Preblommiffion wird vom beutfchen Pariei⸗ 

vorſtand exnannt. 


c) Reichſtagskandidaturen. Die Aufſtellung der Reichstags⸗ 
kandidaturen wird auf einer Konferenz des Waählkreiſes vollzogen, die bon 
den organiſierken Genoſſen des Wahlkreiſes oder deren Delegierten gebildet 
wird. BVerftändigen fi die Genoffen eines Wahlfreifes nicht über die 
Kandidatur, ſo Haben ‚der Boritand der polniſchen Barteiorgamijation und 
der. Vorſtand der Geſamtpartei eine Verſtändigung herbeizuführen. 


Der an den ‚Ofterfeiertagen in Kattowitz abgehaltene "Parteitag ber 
p. P. ©: nahm die Leitfäße an und war damit für ung die Einigung voll 
zogen. Somit ift die Organifation der polnischen Genoffen von der bolls 
zogenen Einigung an als Glied der deutſchen Eozialdemofratie anzufehen, 
und die Anträge der polnifchen Genoffen wurden bementfprechend erwogen 
und erledigt. Der vom polnifchen Parteitag. angenommene Antrag, die Prefie _ 

x betreffend, harrt noch der Erledigung. Die dazu erforderlihen Vorarbeiten 
müffen in Kattowitz erledigt werden. Bei der nach der vollgogenen Einigung 
ftattgefundenen Nachwahl zum Reichstag in Beuthen ift ſowohl die Aufſtellung 
des Kandidaten im 'gegenfeitigen Einverftändnts erfolgt, wie auch der Wahl 
fampf mit unferer Unterftüßung ausgefochten worden Die ———— Eini⸗ 
gung = fo ihre Bann: beitanden. 

* * GE Tu 

Saalabtreiberei durch die bürgerlichen Parteien, Berfammlungeverbote 
durch die Behörden und wirtſchaftliche Aechtung durch ein brutale Unter» 
nehmertum find die drei Mittel, von denen die bürgerliche Geſellſchaft im 
Verein mit den Behörden ſich Erfolg in der Belümpfung der Sozialdemo- 
fratie verfpricht. "Die Anwendung der genannten drei Mittel wird miedes 
in rüdfigtslofer Weife praktiziert, feitdem der Reichskanzler am 25. Januar 
im preußifche” Herrenhaus zum foundfovielten Male die bürgerlichen Barteien 
zum geſchloſſenen Handeln gegenüber ber Sozialdemofratie anfrief. Doch 
war Fürſt Bülow genötigt, neben der geblaſenen Fanfare Trauerweiſen zu in— 
tonieren. In elegifhem Tone meinte der Reichskanzler: „Niemals hätte der 
Uebermut der Sozialdemofratie diefe Höhe erreicht, wenn nicht bürgerliche 
Parteien mit: ihr. Tofettieit, ihre Hilfe angerufen uͤnd ſogar Wahlbündniſſe 
mit ihr abgeſchloſſen hätten. Solche Wahlbündniſſe kann ich nur als tief— 
bedauerliche Verirrungen bezeichnen.“ Die wirtſchaftliche Aechtung der 
Arbeitet, die an Ausſtänden beteiligt oder von Ausſperrungen bettoffen find, 
floriert denn auch außerordentlich. Diefelbe wird ven der- Zentralitelle ver 
Arberigeberberbände: geieitet und: nicht nür auf Streikende oder Außgefperrte 
beſchrünkt ſondern auf alle Arbeiter. der Prauche in Städten ausgedehnt, 
wo eine Lohnbewegung in Ausficht genommen ift oder die Arbeiter entgegen 
dem Befehl der Unternehmer ihre Intevreſſen in berechtigter Weife zum Aus«- 
druck braten: Die ſchwarzen Liften haben ‘gegenwärtig nicht die bon ihren 
Urbebern beabſichtigte Wirkung. Hauptſächlich die :mit-Auftzägen wohl ber- 
forgte Metallinduftrie bedarf der: intelligenten, feiftungsfähigen Arbeiter, die 
mit denen, die fi ihre Rechte. nicht verlümmern laffen, identifch find. Anders 
wird fi) die Situation geftalten in Zeiten bes wirtſchaftlichen Nieberganges. 
Deshalb kann nicht oft genug die ‚Aufforderung wiederholt werden: Arbeiter, 
Sinein in bie Organifationen, damit ihr auf:alle Bälle vorbereitet ſeidl 


? 
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Die Behörden der thäringer Serzogtümer ftehen an der Spike derjenigen, 
bie. der Meinung find, die Erörterung aktueller Fragen und Greignifie könnte 
. ee Sicherheit gefährden. Wir laſſen einige BAHN Ver» 

e folgen 
. Der. Gemeindeporftand in Jena erließ folgende Bekanntmachung: 
Auf: ‚lartbespoligeificie Anordnung wird die auf | 
— | Sonütag, den 21. Sanur 1908, vormittaas 11 übe 
‚An en Rellshaus hier einberufene Berfammlung, in welcher über Bas 
Thema: „Dig Freiheitafampfe in Rußland“ gefprodhen werben fol, mit Rück⸗ 
fiht auf die nah der Berfammlung nicht. ausgefähloffenen Straßendemons 
„ ftrationen aus bringenden Gründen bes öffentlichen Wohls hiermit verboten. 
Zum iderhandlungen werben auf Grund des $ 4 Ziffer 2 der Miniiterial» 
tun bom 15. Juli 1874 mit Geld bis au 150 ME, ade mit Daft 
his au ſechs — beſttaft. 
— eug un —— 1006. 
W | . RR Der Gemeinbevorfland. 
* a Der II. Bürgermeifter: Dr. Wagner. 

208 Verbet des Jenaer Gemeindevorſtandes ging noch über die landes⸗ 
poligeifiche Anordnung. hinaus, denn dieſe verbot. nur — den 21. und 
M. Sanuar die Veranſtaltung öffentlicher Aufzüge und die Wbhaltung Bon 
Verſammlungen unter freiem Himmel. 

In Sahfen-Meiningen verfuhr mar in gleicher — wofür daB nad» 
ftehende Verbot den Beweis liefert: 

„An Herrn Paul Geige, Pößneck. 
Die Mbhaltung. einer, öffentliden VBerfammlung in. Pößnel am 
— Januar d. J. mit dem Thema: 1. Die politiſche Rechtioſigkeit der 
Arbeiterklaſſe im: Preußen. 2. Die Ereigniſſe in Rußland, verbiete ich 
Hiermit. Das Thema zu 1. das die unrichtige Behauptung enthält, in 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe die Maffe der Arbeiter zu 
Gewalttätigkeiten gegen andere Klaſſen ber Bevölkerung angureizen, zumal 
‚ba mit.der Teilnahme der benadbarten preußifchen Arbeiterbevölferung bei 
‚ der Verſammlung gerechnet werden muß. Die beabſichtigte Beſprechung der 
- Ereignijje in Rußland. beftätigt aber heiter lediglich die Richtigkeit dieſer 
Beſorgnis. Das Verbot der Verſammlung ergeht daher im Hinblick auf 
‚bie Beftimmung des $ 130 des Str.«G.B. und wegen ber gu Patenten 
= Sefährbung der ‚öffentlichen Orbnung unb Sicherheit. a — 
Gaaljeldr. 19. Januar 1908, 
7 Ä Der . hexgoglidhe Landrat: Mauer.“ 


N ſolche Weiſe hängt die WMusübung. ftaatsbürgerlicher. Rechte son der 
nahe von. Beamten ab,’ was: Veranitalter: und Bejucher vom. öffentlichen 
Werfammlungen im Verlauf berjelben cima tun könnten. Solche Vorgänge 
reden eine ſehr deutliche Sprache, melde bie Arbeiter amfpornen, bei jeder 
er Proteſt gegen ein ſolches Bevormundungsſyſtem zu erheben, : 

In gleicher Weife wie in den .angegagenen Fällen wurde in Nenftabt an 
per Dria, Saalfeld und Themar verfahren und Verjammlungen verboten. in 
denen die Genojfin Zietz als Referentin vorgeſehen war. 

Die Saalabtreiberei bat nicht, in allen Füllen für die Abtreiber den 
Adwünſchten ‚Erfolg gehabt, sn ben Gorlitzer SER wurde. un daſorat 
werdffentlicht: = 

Fol Ertidrung! 

Die — Saalbeſitzer erklären ſich bereit, allen politifchen 
arten und allen wirtſchaftlichen Wereinigungen jederzeit ihre Säle zu 

ar 
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geſetzlich erlaubten Zwecken zur Verfügung zu ſtellen, ſoweit ſie nachweislich 
nicht vorher anderweitig beſtellt find. Sollte das durch Art. 29. der 
preußiſchen Verfaſſung (alle Preußen ſind berechtigt, ſich ohne vorgängige 


obrigkeitliche Erlaubnis friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen. 


au verfammeln) 'gewährleiitete Verſammlungsrecht von irgendmelcher Seite 
zu beeinträchtigen verfucht werben, fo verpflichten ſich die Unterzeichneten, 
mit allen gefeßlich erlaubten Mitteln folidariich, und ‚gar unverzüglich, 
gegen ſolche Maßnahmen vorzugehen! 

Rauſcha, den 6. März 1906. 
Traugott Wünfches Erben, Brauerei. Hugo Schmidt, Gef, Oswald 
Balzer, a Paul Lehmann, Gerichtskretſcham. een 


r 


a] — Friedrich III. 


Der nniergeichnete erklärt — im Namen der organifierten 
WUrbeiterfchaft, daß auf Grund der am.6. März mit den Saalbefigern ge» 


pflogenen Ginigurigsverhandlungen bie Sperre über den Gajthof Aaifer- 


Friedrich III. (Inhaber A. Wünſchmann) und den Gaſthof des Herrn Hugo 
Schmiot hiermit aufgehoben ift. Brund Markwart. 


Der bon den Mirten in Naufha eingenonimene Standpunkt ift. der einzig 
forrefte, Auch anderwärts bat derjelbe ſchon Nachahmung ‚gefunden, . zum 
Nuben aller Beteiligten. Die Ränke unjerer Gegner müflen an deut ge⸗ 
ichlojfenen Handeln der Wrbeiterfhaft zum Scheitern gebracht werden, 

Ein ſchönes Beifpiel bon Intereſſenſolidarität, hernorgerufen durch die 
ſyſtematiſche Saalabtrei iberei, Haben die Geriofien in tönigzberg in ber Neu» 
mare gegeben. - in ber Wahlbewegung im Jahre 1903 ftand den Genoffen 


im ganzen Krei⸗ nicht ein einziges Xofal zur Verfügung, Da die Spals 


abtreiberei aud) nad) der Wahl fortgefeßt wurde, reifte unfer den Gengfien 


in den Oderranddörfern Zellin, Bleffin, Alt-Ligegöride, Zäderid und Güſte⸗ 


biefe der ‘Plan, für diefe Orte ein eigeries Veretnshaus zu errichten. In 


einer Verſammlung verpflichteten ſich 95 Genoſſen, allwöchentlich eine Mark 


sum Baufonds beizuſteuern, gewiß ein großes Opfer; aber fie haben es durch— 
geführt, denn am 2. Pfingſtfeiertage konnte in Güſtebieſe der Bau, allerdings 
mit Hülfe bon Berliner Freunden, feiner Beſtimmung übeigeben werden. 


Weil über. B00 Perſonen füllten den ſchönen Saal; aus Nah und Fern, auf 
Leilerwagen und ſonſtigen Gefährten, bekränzt mit Girlanden und Fauien, 


waren die Genoſſen herbeigeeilt, um an der Einweihung teilzunehmen. Der 
Geſangberein ber Berliner Putzer erhöhte bie Feſtſtimmung durch Vortrag 


entſprechender Lieder. Den Feſtvortrag hielt unter großem Beifall der Randidat 


ben Kreifes,; Stadtverordneter Genoſſe Borgmann⸗Berlin. 
Den Bau haben die Genoſſen in eigener Regie auͤſsgeführt. : Neben Sonn⸗ 


tag: Haben diejenigen, die in der Woche in Betlin arbeiten, 15,-20, 80 Waritt,. 
bon iunegens 4'Uhr ab gearbeitet, um ihr Vereinehaus hoc, zu befbmmen.: Bis 


Pfingften muß ber. Bau fertig werden“, war die Rofung, und ob fie auch 
manshmal faft: verzagten, te haben’ gefihafft. Ä 


Wir find überzeugt, die Genofien in den Öberbörfern werben ihre Feſte 


gu behaupten wiſſen. 
%* * x — — 2 


Der am 25, November v. J. vom Parteivorſtand veröffentlichte Aufruf 
zur Sammlung für die Opfer der ruffiſchen Revolution hatte den erfrenlichen 
Erfolg. daß bis aum Schluß des Geihäftsjahres 807 8390,78 Mi. eingegangen 
find. und bis auf eine Heing, NReſtſumme ihrem Bwege. angeführt. — 
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Maifeier. Die vorjährigen Verhandlungen über die Maifeier auf.dem Rölner 
Beiverfiaftslongteh und dem Senaer Parteitag haben: den Erfolg gezeitigt, 
dab. in den Barteikteifen über die Art und den, Umfang der Beteiligung an 
der Arbeitsruhe allgemeine Befriedigung zum Ausdruck kam. Beſondere Be⸗ 
deutung hatte die diesjährige Maifeier noch für die Genoſſen Preußens, daß 
fie Aulgß Kot, die Demonſtration auf die Forderung des allgemeinen, gleichen, 
direlten und geheimen Wahlrechts für den preußifchen | Randiag auszudehnen. 

Sn den größeren Städten waren die. Rormittagsverjammlungen meiſt 
überfüllt. In Berlin zeigten die Arbeiterviertel ein feſttägliches Bild. An 
der. Arbeitaruhe beteiligten ſich auch die. Fabrilen- der Metallinduſtrie in 
großem Almfang. In ıbier großen Gälen waren die Verjammlungen der 
Metallarbeiter arrangiert, die jämtlich überfüllt waren. Die Organifationg- 
leiter jchäbten bie feiernden Metallarbeiter auf mindeftens 25000. Wie 
immer, waren die Solaarbeiter, OUDODIDELIEE und andere Derufe faſt boll- 
zählig ash Blake. 

In Hamburg ruhie diesmal die Arbeit i im Hafen in umfangreicher Wrife, 
Sie Drohung der Reeder, die Feiernden bis zum 11. Mai. auszufperren, ver⸗ 
fehlte‘ ihre Wirkung. Die dann tatfähli erfolgte Ausſpexrung bon - 6000 
Hafenatbeitern hat det Verband mit Unterſtützung der Partei übezwunden. 

In Kiel reichten vier große mächtige Stabliffements nicht aus, Die- 
Seternden alfe au faflen. Bas gleiche war in Ztanffurf a. M., Dresden, 
Leipzig, Kaſſel, Stönigeberg, den Gtäbten Rheinland-Weftfalend und bielen 
anderen Plaͤtzen der Fall. In Bremen waren fieben, Verſammlungen in 
großen Lokalen vorgeſehen, die fämtlich überfüllt waren. Kurzum, in Oſt 
und Wet Nord und Süd bes Reiches hatte jeder den Eindruck, die bisher 
würdigſte Natfeier ſei Die diesjährige geweſen, da fie alle boraufgegangenen 
durch die große Beteiligung an der Arbeitsruhe weit überflügelt. | : 

Durch Vorkommniſſe, die hier nicht zu erörtern ſind, da die Angelegenheit 
für die dabei beteiligten Genoffen eitere Folgen haben wird, murden. infolge 
der Maifeier von den Berliner Allgemeinen- Eektrigitätswerken über 2000 Ar⸗ 
beiter ausgeſperrt. Um die Ausgeſperrten vor wirtſchaftlichen Nachteilen zu 
ſchützen wurde die Hülfe der Partei in Anſpruch genommen. Dieſe Hülfe wurde 
in erheblichemn Maße geleiſtet. 

Wir haben die feſte Ueberzengung, die Maifeier Hat io zeiten Boden 
in der deutſchen Arbeiterllaſſe geiaht, dab he unverbrüchlic an derſelben Felle 
Halten werden. x 

Auch der Einwand. ber Gegner; die Maifeler werde — Gemeine. 
güt des. Volkes, benn ſie fcheitere. an. den Verhältniffen der ländlichen. Bes-. 
pölferung, wird ſchon ſeit Jahren durch Tatſachen widerlegt. So wie ſchon 
früher; wurde auch in dieſem Jahre auf. dem 4000 Morgen ernfen Gute des 
Genoſſen Ebhardt in Komoromen ber ti. Mai. hund; ;Mrbeitäcuhe gefeiert.:: 
Selbſtredend erwacht den Arbeitern aus der Arbeitsruhe kein ammterieller : 
Nachteil, da: Genoſſe Ebhardt nicht nur.:den Lohnausfall trägt, ſondern auch 
die Ausgaben der re nn — — Aerger En — 
bon, ‚ber, regltionaxen inne‘. 2 Re 

r ) ET 
Aaitation und Drganifation. Den auf. — Jenger Parteitag ar 
genommenen Antrtgen, in denen ber’ ſogialdemokratiſchen Fraktion des Reichs⸗ | 
tages: Bireftiven ‚gegeben wurden, ift, ſoweit dies in den geſchäftsordnungh⸗ 
mähigen, Formen des Reichstags möglich war, entſptochen worden. Eingehen⸗ 
depen Vericht dariber Bibt-der-/a den RParteitag erſtattete Bericht über die 
parlamentariſche Tätigkeit unſerer Reighstagsfraktion. 


. 
“ 
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Das in bem dom Parteitag angenommenen Zeile des al 19 vers 
Iangte Flugblatt für die „Aufflärung der Militärpflichtigen” iſt vom Boritanb 
herauögegeben unb den Genoſſen zum Mafjenbezug empfohlen worden, 


Die in ber, Refolution Nr. 146 aufgeftellten Forderungen, der „Fleiſchnot 
zu jtenern“, Bat ber Vorjtand durch die Serausgabe eines Flugblatteß unter 
fügt. Das. Flugblatt wurde unmittelbar nach dem Parteitag bett Genoffen 
sur, Mafjenverbreitung zur Verfügung geftellt. 

"Die dem Vorftand zur Erwägung überwiefenen Anträge 13, 14 und 16 
find durch die Feſtſetzung ber proviſoriſchen Tagesordnung dei Parteitügeß ef» 
ledigt worben. 

Den Untrag 19, die „Alloholfrage“ auf dem diesjährigen. Barteitag zu 
behanbeln, konnte der Vorſtand bei der Reichhaltigkeit. ber Tagesordnung, nicht 
fattgeben. Daß der. Vorſtand das Richtige getroffen Bat, bemeift der Umftgnd, 
daß ‚bisher weder in Verfammlungen noch in der Preſſe Widerſpruch gegen 
die Tagesordnung erhoben- wurde, biefe bat vielmehr. aljeitige. Zuftimmung 
gefunden. 

Den Anträgen 17 und 18, die Agitation und Organifierung der jugend⸗ 
lichen Arbeiter gu unterküßen, ift in ſoweit Rechnung getragen, daßß der 
Vorſtand feine Bereitwilligkeit ausgeſprochen bat, den KBeltzebungen- der 
jugendlichen Arbeiter feine Unterſtützung angedeihen zu laſſen., Beſtimmte 
Anträge haben dem Vorſtand bisher nicht vorgelegen. Wir nehmen an, bat. pie 
Agitation und Organifation unter den jugendfichen Arbeitern durch .bie ört⸗ 
lichen Parteiorganiſationen in ausreichendem Maße betrieben. worden: iſt. 
Die in den Anteägen M und 95 niedergelegten Wünſche, die befſere 
fünftlertfihe WUnsgeitaltung ber Yeltzertungen und iUustrierten Blätter, müſſen 
als berechtigt anerkannt werben und iſt Vorforge getroffen, Tünftig Befferes, 
den berechtigten. Anfprüchen Genügendes den Genofjen zu Bieten, _ .-:.. 

+ Der dem Vorftand überwiefene Antrag 187, II, ben Barteivoxitamd zu 
beauftragen, in Fragen, Me in politiſchen und gewerkſchaftlichen Verhältniſſen 
beruhen, mit der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften zuſazmengu 
arbeiten, ft erledigt. Sowohl ber Parteivorſtand wie auch "bie Generäl- 
Tommiffion haben wiederholt Weranlaffung genommen, in gemeinfchaftlicher 
‘Beratung über ſchwebende Fragen eine einheitliche Auffaffung: gu erzielen, 
‚damit die zu unterriehmenden Alktionen ſich nicht ——— — er⸗ 
gänzen. 

So hat z. B. eine am 22. Dezember v. J. abgehalsene Ronfenetiz,. in. ber 
unter Zuziehung von Vertrauenzperfonen die Verhältniffe. Oberſchleſiens &x- 
örtert wurden, wertvolles Material geliefert, das bei: ben eipigungkatzpands 
lungen mit der P. B. S. mit Erfolg Verwendung gefunden hat. 

Antrag 148, eine organifche Verbindung zwiſchen Partei⸗ und Genen. 
ſchafebewegung anzuſtreben, iſt ebenfalls auch dem Vorſtand als Material 
überwiefen worden. Wir glauben aber nicht, bat anders als ar dem bi. 
; berigen Wege das gewünſchte Biel exrteicht werden lann. ne 

Endlich Tag noch ein Antrag dor, das Referat. Bebels über: ben. bobitifchen 
Maſſenſtreik als Flugblatt herauszugeben. Dem Antrag hat der Vorſtand 
ſtattgegeben, indem er beſchloß, die ganzen Verhandlungen über den Waäaffen⸗ 
ſtreit als Broſchüre zu veröffentlichen. Diefelbe erſchien nr ——— d. 8. und 
— tt. durch bie Buchhandlung Vorwärts gu beziehen. -- — 
"U Rn, Ausfuhrung des Beſchluſſes des Bremer Warteitäges, Hötreffent: bie 
Anſteuung von Parteiſekretaͤren, find bis zum Schluß des Geſchafts ahres 
16 Genoffen zu dieſem Amt von dem Vorſtand im" Einvernehmen mit; den 
Genoſſen — worden, Es find dies die Genoſſen Haberland⸗Elberfeid, 
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Bezirk der niederrheinifhen Agitationsfommiffion; Rudolph-Frankfurt a. M., 
Bezirk der Agitationskommiſſion Heſſen-Naſſau; Stolpe-Görlik, Bezirk der 
Ugitationglommifiion Görlitz; Leinert-Hannober, Bezirf der Ngitationd 
fommijfion Hannover; Dreſcher-Halle a. ©., Bezirk der Agitationskommiſſion 
Halle; Leber-Jena, Bezirk 3. weimariſche Wahlkreis Sadjen-Altenburg und die 
beiden Reußenländer; Eichhorn-Karlsruhe, Bezirk des Großherzogtums Baden; 
Folge-Kaſſel, Bezirk des Regierungsbegirks Kafjel und Walded; Bruhns und 
Trabalski, Bezirk Kattowitz (Oberſchleſien); Hofrichter-Köln, Bezirk des ober— 
rhein. Agitationskomitees; Linde-Königsberg, Bezirk Oſtpreußen; Dr. David⸗ 
Offenbach, Bezirk Heſſen-Darmſtadt; Kröger-Roſtock, Begirk der beiden Mecklen⸗ 
burg; Horn-Stettin, Bezirk der Proving Pommern; Baudert-Weimar, Bezirk 
des 1. und 2. weimariſchen Wahlfreifes, der beiden Echwarzburger und Des 
Koburger Wahlkreiſes; König-Dortmund, Bezirk des meitlihen Weitfalen. 
Eine meitere Berufung bon vier Barteifetretären wurde neuerdings vom 
Barteivorftand auf Antrag der zuftändigen Agitationskomitees beſchloſſen. Die 
Ausführung des Beichluffes erfolgt in nädjlter Zeit. In Frage kommen Die 
Agitationsbezirte Großherzogtum Braunſchweig, Breslau, Weltpreugen un 
der Regierungsbezir! Magdeburg. 

Außerdem ift eine Neihe der größeren Parteiorte veranlaßt aorden, 
Sekretäre anzustellen, weil bei dem erforderliden Mitgliederzuwachs der Partei— 
organifationen in den größeren: Barieiorten die Erledigung der Partei—⸗ 
geſchäfte von dem Vorftand des MWahlvereind im Ehrenamt nicht mehr zu 
bemältigen war. 

Auch die Wrbeiterfelretariate entfalten eine fehr mohltätige Wirkung. 
Die Auskunftserteilung wirkt höchſt nützlich. Die Folge iſt, daß nit nur 
die bürgerliden Barteien, fondern aud; Gemeinde» und Staatlide Bchörden 
das Beiſpiel nachahmen, um der Sozialdemokratie den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Die Zahl der Arbeiterjefretariate ift auf 77 geitiegen. 

Mittels Zirkular gab der Parteivorſtand Anregung zur embeitlichen 
Agitation für die Wahlrechtsheivegung in den Einzeljtaaten, fpegiel Preußen 
und Sadjfen, fowie für die 18. März- und 1. Maifeier. Beide Feiern dienien 
mit dazu, gegen die Wahlentrehtung der Mrbeiterflaffe zu proteitieren. 
Ferner fam ein Zirfular zum Verfand, in dem Anregung zegeben 
wurde, den Ausbau der Organijationen, nad) dem Senaer Parteitagsbeſchluß 
su bejchleunigen. Die Unterjtüßung der Agitation durch Zumeifung ben 
Referenten von der Bentralitelle aus wird immer ſchwieriger. Diefe Aufgabe 
iſt auf die Bezirkgleitungen übergegangen, von wo aus die Angelegenheit auch 
weit befier geregelt werden kann. Doch hat der Vorjtand bei den zahlreichen 
Nachwahlen verfudjt, Sen Wünfchen der Genoſſen gerecht zu erden. 

Außer den ſchon benannten Brofchüren ift die Agitation gefördert morden 
durch ein Wahlrechtsflugblatt, dag in einer Auflage von über 1300000 ab» 
gegeben wurde. Dis meiſten Bezirksleitungen dedten ihren Bedarf in den 
‚eigenen oder zunächſt gelegenen Barteidrudorten, worin fie dom Vorſtand 
zum Zeil weitgehend unterjtügt wurden. : | 

Bon dem Flugblatt zur Aufllärung an die Militärpflichtigen- ift bisher 
bie Nachfrage sicht jo ſtark geivejen, als feinergeit ‚die Antragiteiler mohl 
erwartet haben. Zwar ijt die erjte Auflage von 100000 vergriffen, aber 
weitere Beitellungen in umfangreicher Form liegen zuragit nicht. vor. 

Bon den .Berhandlungen über den „Maflenitreif” find bisher nur 29 000 
verbreitet morden und 20000 bon „Kür - Wahrheit, Freiheit und 
Recht“. Die älteren vollstümlien Flugſchriften erfreuen ji) immer 
noch großer Beliebtheit und Nachfrage. Co wurden vom Vorftand aba 
gegeben 75000 „Rieder mit den. Sozialdemokraten“; 75000 Chrijts 
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Tiihe Ürbeiterpfitchten” ; 87000 „Un den Einzelnen, auf den e8 ankommt“; 04000 
„Mutter, was läuft der Gendarm“ und viele andere In geringeren Bezügen. 

Ein fehr belichtes Agitationsmittel in jene Mreife zu tragen, in benen die 
Arbeiter teild aus Indolenz, teils aber auch aus Mangel arı Zeit und Gelegenheit 
weder Verfantmlungen beſuchen noch regelmäbig ein ſozialdemokratiſches Blatt 
Iefen können, find bie Voltstalender geworben, bie jet faſt trı jedem Agitationd⸗ 
bezirk verbreitet merden. Im Auftrage des Vorſtandes wurden in ber 
Vorwaärtadruckerei Kalender für 1900 hergeſtellt für Pommern 148 000, für 
Heſſen⸗Waldeck 15000, für Necklenburg 98000, für Oſtpreußen 55000, für 
Meftpreußen 25000 und für Poſen 20000. Außerdem wurden einer Nette 
bon Agitattonskomitees Zuſchüſſe zu der Herausgabe der Stalender bewilligt, 
bie in der eigenen oder’ ben bem Bezirk zunächſft gelegenen MSRIERRTHASLEIEN 
bergeftellt wurden. 

Durch die Errichtung der PBarteifetretariate tft der Durchbildung ber 
Senofien auch in den Meineren und abgelegeneren Orten Rechnung getragen. 
E8 find einer größeren Anzahl der Meineren Parteiorte eine Kollektion bon 
Brofchüren zur Verfügung geftellt worden, beren Lektite bie Genoſſen fich 
—— fein laſſen und ihnen Stoff zur gegenſeitigen Ausſprache 


Zur weiteren Anterſtützung der Agitation diente die Herausgabe ber 
Materialien zur Wahltechtsbemegung und für die 18. März. Demonftrattort. 
In Vorbereitung beziv. in Auftrag gegeben: ift die Anfertigung einer Bıp 
Se ber feit Schaffung des Reichsſstags von ber ſogialdemokratiſchen 
ration eingebrachten Unträge und Geſetzentwürfe. Die Zufammenftellung 
wird den Genoſſen ein Bild geben bon der Tätigkeit ihrer Vertretung im Reicht» 
tag; fie wirb aber aud eine Ueberſicht geben darüber, wie ſchwierig ber Weg tft, 
die Geſetze im Intereſſe der Arbeiterflafie gu verbeſſern. 

Der Trieb zum Selbſtſtudium ift bei den Genoffen Hoch entiidelt. Doch 

Gt denfelben babet bisher eine Unterlage für fyftematifhe Arbeit. Dieſem 

ebelftand 'abaubelfen, wird ber Parteivorſtand einen Leitfaden herausgeben, 
der den Genoſſen die Einführung in die ſozialiſtiſche Literatur erleichtern, wie 
ſie in den Stand ſetzen ſoll, eine Materialſammlung anzulegen und in ge— 
dordneter überſichtlicher Weiſe fortzuführen. 

Zur Unterſtützung der Tätigkeit der Genoſſen in den Gemeinde⸗ 
derkretungen erſcheint Im ſechſten Jahrgang die „Kommunale Praxis“, 
beraußgegeben und redigiert vom Genoſſen Dr. Südekum. Das Blatt 
beckt feine Koften bis feßt nicht. Da es aber ehne Zweifel einem vorhandenen 
Bedürinid mtjpricht, war die Erhaltung des Blattes eine Notwendigkeit. 
Genoſſe Südekum erklärte, weitere Aufwendungen für biefelbe nicht machen zu 
tömten und ftellte dem. Barteivorftand die Ucbernahme arheim. In einer am 
23, März gepflogenen Unterhandlung einigte man ſich über die Bedingungen 
der Uebernahme bes Mattes in Barteieigentum. Die Hebernahme datiert vom 
2. Aprit ab. Die Redaktion und Expedition bilden bie bisher barin tältg ges 
weſonen Genoſſen. 

Der auf die deutſche Partei entfallende Betrag für die Unterhaltung des 
Interuationalen Bureaus iſt auf 2500 Mar? pro Jahr feſtgeſetzt und für das lau⸗ 

nde Jahr an das Internationale Bureau abgeliefert worden. 

Ein mächtiger Hebel in ber Agitation iſt die Prefſſe. Weit Ausnahme don 
8 Blättern beftcht die Parteipreſſe jeßt aus Tagesblättern. Die Übrigen Wochen⸗ 
blatter Stellen Ugttattonsasgaben größerer Blätter bar, die mehr zur periv-⸗ 
Bifchen Verteilung beftimimt find, um Die noch Indifferenden aufzurütteln und 
Ber Bartei zuzuführen. Unfere Tagespreſſe hat einen prächtigen a ag 
genoormen, ber mit dem Auffchwung ber organifatton ſich dedd, - 
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Mit ber Anedehnung der Partei und dem Aufſchwung der Preſſe ſind 
— Adfgaben ‚ vieljeitiger geivorden, was dazu führen mußte, allenthalben 
eine Vermehrung des Redaktionsſtabes vorzunehmen. Dabei hat ſich heraus 
geftellt, daß das vorhandene Angebot der Nachfrage nicht entſpricht. Die 
moderne Arbeiterbewegung hat in den letzien Jahren eine jo große Zahl intelli⸗ 
genter und befäbigter Genofien ebjorbiext, daß ſich die Notwendigkeit hergud⸗ 
ftellte, unverzüglich die Ausbildung beiäbigter Genofjen in bie Ziege au leiten, 
die nach ballemdeter Muabildung je nach Neigung, in die Redaktionen —— 
ober fich der Leitung ber Agitation und Orgenifation widmen follen, 

: Dex: Bartelwvoriiand. bat im Ginperftändniz mi der Kontrollkommiſſion 
Worbereitungen getroffen, daß ber erfte Ausbildungsturfus für Parteifunktio⸗ 
nöre noch in biefem. Serbft — im November — eröffnet werden lann. Jeder 
Aurfus ift auf fech8 Monate berechnet. Die Koften ded Unterrichts und der 
Unterhaltung ‚ber Xeilnehmer werden aus der Barteilajje beitritten. Ci 
gebendere Details über bie Art der Meldung, der Vorprüfung der Geſuche um 
Aufnahme uf. find den Bezirksleitungen duch Zirkular befannt gegeben. 

Ein weitere Bedürfnis machte ſich dahin geltend, ben die mündliche 
Agitatlon :betreibenden Genoſſen gefichtetes Material. zur Verfügung zu ftellen, 
daB ihnen als Leitfaden dienen foll, ſowohl gegnertiche Angriffe abguimehren, 
ala auch mit gut ſubſtantiierten Angriffen dem Gegner auf den Leib au rüden, 
Der Barteivorjtand Hofft, dem vorhandenen Bedürfnig mit der feit dem 1, Juli 
herausgegebenen „Sozialdemofratiichen Partei⸗Correſpondenz“ gedient gu 
Saben. Die Redaktion der „Sozialdemokratiſchen ParteisGorrefpondenz” iſt 
den. Genoffen X. Erdmann, Grunwald und ne übertragen, maßeend bie 
Erpedition Genoſſe Geithner beforgt. 

Der Aufbau ber Parteiorganijation auf &kunb deB auf dem uorjährigen 
Barteitag beſchloſſenen Statuts ift im Laufe des Jahres faft überall vollzogen 
worden, außer ba, wo geſetzliche Sinberniffe in dem Weg finden. Der 
Kreiswahlverein — teils einhejtlidh, ‚teila aus Ortsvereinen beitehbend — 
iſt an Stelle des Bertrauensmännerfpftems getreten, dad nur noch bie Aus 
nahme bildet. Ebenfo find die Begirksverbände und Lanbesorganilationen 
entſprechend dem Jenaer Statut gebildet oder ausgebaut morben, 

. Bei der Neuheit ber Einrichtung Tonnte die im & 9 ded Statuis vor⸗ 
geiriebene Berichterftattung nigt mit der Promptbeit bon ben Vereinen 
erledigt werben, daß eine Bearbeitung im Vorftand möglich war. Die Bus 
fammıenitellung der Berichte und damit eine nergleichende Ueberſicht wird wahrs 
ſcheinlich dem nächſtjährigen Parteitag vorgelegt werden können. Anleitung 
und Anregung, die Wahlvereinsgründung durchzuführen, gab der Vorſtand ode 
mals den Genoſſen mitteld Birkular im März. 

Die Berirksorganifationen begw. Landesorganifatiouen haben durch bie 
Ynftelung ber Parteifefretäre eıne mejentlihe Unterjtüßung. erhalten, Abs 

geiehen von der Verpflichtung der Parteifelretäre, dem Vorſtand mindeſtens 
vierteljährlich Bericht au erjtatten, ſtehen Die Parteiſekretäre unter der Kontrolle 
der Begirlsleitungen beziv. Landezorganijationen, und haben deren Beſchlüſſe und 
Untveifungen zur Ausführung zu bringen. Den Gelretären und Begirksleitungen 
if eine. das gegenfeitige Verhältnis regelnde Geſchaftsanweiſung ſeitens des 
Vorſtandes behändigt worden, 

ESehr eintzehend find die Fragebogen ausgearbeitet. bie von dem Agitationds 
tomitee für. Schleamig « Holitein benust werden. Die. Yragen erftreden fidh 
außer. auf. die politijche Tätigkeit und ar? der Genoſſen aud) auf 
deren Betätigung: bei den. Gemeinde⸗, Gewerbegerichts⸗⸗, Aaufmannsgeridhtäs 
und Ortöfranlenlaffenmwaßlen. Außerbem wird auf den Fragebogen den ört« 
lien Organifationen Material zur Verfügung geftellt, um ſowohl Mitglieder 
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de3 Vereins aufzunehmen, wie auch Abonnenten für das PBarteiblait zu 
re In gleicher Weife erfährt die Agitationslommiffion für Heſſen⸗ 
afſau 
Eine praktiſche Art der Berichterftattung. bat der Sekretär für Pommern 
angewandt, die eine Kontrolle feiner Tätigleit darftellt. MDiefelbe beſteht in 
einer Gegenüberftellung der Mitglieberzanl der Organifation und aud der 
Abonnenten deB -PBarteiblattes im Vorjahr und in diefem Jahre. Neue 
Bezirks⸗ bezw. LBahdesorganifationen wurden gebildet für Oldenburg, 
Meiningen, Pofen, Elfaß-Lothringen und. den Regierungsbezirt Magdeburg. 

Auf allen Barteitagen ber Bezirks⸗ beziv. Landesorganifationen lonnie die 
erhebliche: Steigerung der Mitgliederzahl ber Vereine wie der Abonnenten der 
Barteiblätter feftgeftellt merden. Was Ausdauer und Energie in der Agitation 
und Organifation zu leiften vermag, dafür ift der Breslauer Bezirk typiſch. 
Jahrelang twollte es trotz reichlicher Unterſtützung aus der Parteikafſe nicht 
gelingen, Preußens zweite Hauptſtadt auf eigene Füße zu ſtellen. Dieſe 
Zeiten find überwunden. Die Mitgliederzahl des ſozialdemokratiſchen Vereins 
Breslaus ift bon 2260 am 1. Januar auf 4000 am 31. Dezember v. 3. geftiegen: 
Die Abonnentenzahl der „Volkswacht“ flieg in dem gleichen Zeitraume. bon 
18650 auf 25700. Und feit ber Verurteilung des Genoffen Löhe zu einem 
Schr Gefängnis trat eine weitere Steigerung auf 80 500 Geemplate am 

1. Juli d. $. ein. 

Auf zwei Parfeitagen hat man Anträge abgelehnt, die darauf abzielten, 
daß Anträge an den Parteivorftand nur durch die Bezirksleitung geftellt 
werden können. Mit dieſer Ablehnung ift nur das Recht der Kreiötahlbereine 
feitgeftellt, unmittelbar mit dem Parteivorſtand zu berfehren. In der Praxis 
ift ſtets voin Parteivorftand befallen. Ankrägen, woher diefelben audy kommen, 
bei der höheren Otganifationsform die Vorprüfung und Berichteritaftung 
beranlaßt worden, ehe der Parteivorſtand in der Sache Beſchluß gefaßt Hatı 
Das muß auf in Zukunft fo gehalten werben, wodurd Anträge, Die den 
Kreisvereinen das Recht ſtreitig machen wollen, fich direkt an Ben Partei⸗ 
boritand zu Menden, überflüffig werden. - Bei der beobachteten Praxis bes 
Barteivoritandes erhält die Leitung der Bezirks⸗ oder Landesorganiſation 
unter Allen Umſtänden Kenntnis von dem Vorhaben der in ihrem Begirk 
liegenden Einzelorgahifation und. hat durch .die ihr gemahrte Vorprüfung un 
DUO Laltung witbeitimmenben Einfluß auf die Enticheidung. ’ 


Wahlrechtsbewegung. Deutſchland zähle unter feinen 24: Yundesftaaten 
drei Republifen, die „freien Hanſaſtädte“, wie der offizielle Ausdrud lautet. 
Das Prädikat frei Haben alle drei aus Furcht por der aufſtrebenden umd den 
Anjpruch. auf: Gleichberechtigung geltend machenden Arbeiterbewegung preiss 
gegeben. Liibe d:eröffnete den Reigen. Der borjährige Vorftandshericht gibt 
darüber eingehende Auskunft. 

Der Verſuch der Wahlrechtsverſchlechterung in Bremen durch Einfůhrung 
des Zenſus ſchlug fehl. Die rührige Agitation der Parteigenoſſen vereitelte 
den Wahlrechtsraub in der beabſichtigten Form. Immerhin gelangte eine Be—⸗ 
ſtimmung zur A. ‚nahme, die den Parteigenoſſen nicht nur das weitere Vor« 
dringen erſchweren fol, ſondern auch dazu beſtimmt iſt, den Einfluß der ſozial⸗ 
demokratiſchen Eindringlinge auf ein Mindeſtmaß zu redugzieren. 

Bis gu der angedeuteten Aenderung beſtand für jeden‘ männlichen Nach— 
fommen eines bremiſchen Staatsangehörigen die Verpflichtung, das bremiſche 
Staatsbürgerrecht zu erwerben. Dieſe Verpflichtung war mit der Zahlung 
von 16,50 Mark verbunden. Sm „Intereſſe“ der minderbemittelten Klaffen 
wurde die Verpflichtung der Erwerbung des Bürgerrechtes, an da das Wahls 
recht gebunden ift, aufgehoben. Es muß nun Aufgabe der organifierten Ge 
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noſſen fein, eine ſtändige Agitation für bie Erwerbung des VBürgerrechtes zu 
unterhalten, damit die Fineſſe der Vertretex des „gefüllten Beutels“ zuſchanden 
In Hamburg gingen von 160 Mandaten der Landesgeſetzgebung 80, aus 
den fogenannten ‚allgemeinen Wahlen hervor, das heißt 30 Vertreter lonnten 
bon Ber Bürgern: gewählt werden. Das Bürgerrecht erhält aber nur. derjeni 
Staatsangehörige, der fünf Jahre hintereinander ein Ginlommen bon min⸗ 
Beftend 1200 Mark verſteuert hat. Am 10, Mai 1005 hatte der Senat eine 
Vorlage eingebracht, nach welcher den Befikenden 104 Gike geficdert werden 
ſollien. Die Einteilung follte mie. folgt fein: 40 Abgeordnete werben bon. den 
Huusbefitzern gemählt, 49 Abgeordnete werben. pon jogenannten Niotabeln, 
Richtern, hohen Beamten uſw. gewählt, acht ſollte das Sandgebiet und 
72 ſollten in ber Stadt gewählt. werben. Weiter wurde beitimmi:. Bürger, 
welche mindeſtens drei Jahre hintereinander ein Einkommen. über 6000 Marf 
bexiteuert haben, jollen 24 Ubgegränete, die Bürger mit einem Einkommen bon 
3000-6000 Dart 24 Abgeordnete und bie Bürger mit einem Einfommen von 
weniger als 3000 Mark au 24 Abgeorbnete wählen. Ufo bad elende Drei 
Hafjeutuohlibftem berichlechtert durch den Ausſchluß aller der Staatshürger, 
die: wegen ihres niedrigen. Ginlommens nie das Bürgerrecht erwerben und 
ferner verfchlechtert ducch Das Haushelibers und Notabelnvorrecht. Die Vor⸗ 
lage ging, nachdem fie in erfter Leſung in der Bürgerfchaft bucchberaten mar, 
an eine Kommiffion, deren Bericht zum Weihnactöfeft erſchien. In ber 
Kommiſſion hatte man bie zwei höchſten Klaſſen miteinander verſchmolzen und 
nun folgende Verteilung der Mandate borgenommen: 40 Mandate für die 
Notabeln, 40 Mandate für die Hausheſitzer, 48 Mandate für die Bürger mit 
einem Einlommen bon mehr ala 2500 Marl, 24 Mandate für die Bürger mit 
einen Einkommen won unter 2500 Marl und acht Manbate für das Landgebiet. 
Das GErſcheinen diefes Berichts wirkte auf die. Bevölkerung wie Peitſchen⸗ 
Siebe. ::&8 trat eine Erregung ein, wie Hamburg fie noch nicht gefehen Bat. 
In Broteftnerfammäungen, Slugblättern ufw. murbe Diefer Streich gebührend 
kritiſiert. Am 17 Sunuar, als in der Bürgerſchaft bie Gntſcheidung fallen 
föllte, hatten unfere Genofier zu nachmittags 4 Uhr eine Neibe von 
Veöteftberfemmiutigen einberufen. Vald nah Mittag fülten fish bie. Vers 
Jammlungslotate. Die ‚Beteiligung war fo ſtark, daß faſt ſämtliche Fabriken 
zum Stillſtand kamen; ſelbſt die Alſterdampfer, die den Verkehr zwiſchen 
Hamburg und ben an der Alſter belegenen Vororten vermitteln, wurden gleich 
och -Witteg- angebunden und ihre Beſatzung eilte in die Verfammlungen, 
Rabig in der Form, -aber entjchieden in der Sache proteitierte Famburgs 
Bevülterung gegen ben Gewaltſtreich. Der Verſuch der Scharfmaderprefie, 
seinen Kramall, der am felben Ubend ausbrach, als Folge des Proteftes der 
Hamburger Arbeiter zu denunzieren, ſcheiterte kläglich. Sn der Erkenntnis, 
daß dieſes Treiben der Herrſchenden Hamburgs Feine Kritik vertragen käünne, 
konfiszierte die Polizei das ganze Verſammlungsrecht. Um 31. Januar wurde 
dann der Wahlrechtsraub in der Foxm burchgeführt, wie die Kommiſſion in 
dep Bürgerſchaft es vorgeſchlagen hatte. — | 
An Sachſen kam falt gleichzeitig der lang zurüdgeheltere Oro ber 
Uixbeiter über ben Wahlrechtsraub vom Märg 1806 mit  elementarer 
Gewalt zum Ausbruch. Schon im Bebruar 1904 Hatte die, Negierung 
anerlannt, daß das -jebige Wahlrecht unhaltbar ſei. Am Geptember. 1908 
war die Wahlbewagung für die, Landiagäwahlen ein. Kampf gegen daB 


Oreitlaſſenwahlrecht gemoxrben. Mit der Beendigung ber Wahl war 
te Die - Pewegung gegen. dad Wahlunrecht fein Stillſtand gefommen. 
Eine: Verihärfung der Bemegung. irat ein, als ber Landiag Ende 
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Ottober zufammentrat. Am 8. November erließ das Bentral-Agilationgs 
kömitee einen Mufruf, in welchem die Genofjen aufgefordert wurden, 
im ganzen Sande durch einheitliche Maffendemonitration am Soun— 
abend, den 18. unb Sonntag, ben 19. November die Forderungen der Arbeiter 
bezüglich des Wahlrechts zu erheben. An diefen Tagen zeigte fi, wie das 
fähfifche Proletariat den Wahlredhtsraub empfindet. Im“ gangen Lande 
waren die Verſammlungen überfüllt. Das Boll zeigte, daß es einmütig iſt in der 
Forderung des allgemeinen, geheinen, gleichen und direkten Wahlrechts für den 
Landtag. In Reipzig und anderen Orten kam es zu geivaltigen Maffen- 
bemonftrationen. In der Debatte über die von den Freifinnigen und National« 
‚ liberalen: eingebrachten Wahlrechtsinterpellationen erklärte der Staatsminiſter 
v. Mesſch am 27. November, daß es im weſentlichen beim Alten bleiben 
fole. Die Regierung werde meiter prüfen, aber einen Entwurf eins 
bringen, von. den fie annehme, daß er in der auf Grund des Dreis 
Hajlentwahlredht3 gemählten Kammer abgelehnt würde. In derfelben Sitzung 
tündigte Genoſſe Golditein an, bat die Demonftcatiimen tartgefeht werden, 
bis man dem Wolle gebe, mormf es Anfprudy habe. : Am 3. Dezember 
fanden micder große Waffennerfammlungen ftatt, Die in Dresben, 
Chemnig, Wurgen, Blauen, Zwickau und anderen Orten zu großen Straßen: 
demonitrationen führten. In Dresden kam es gu Konflikten mit Dee Poliger, 
als die Mafien in die Stadt einzegen. 


Am 12. Dezember erflärte v. Metzſch in der zweiten Kammer: „Die 
Regierung ift bereit, bie Wahlrehtsfrage in eingehende Erwägung zu ziehen; 
fie wird auch nicht ermangeln, fobald fie den Weg gefunden hat, die Initiative 
su ergreifen. Sie würde aber dankbar fein, menn fie bei diefen Beitrebungen 
bon der Kammer unterftüßt würde.“ 


Bisher hat die Regierung nod) nicht den Weg gefunden, v. Mekich Bat 
feinen Poften verlafien und an feine Stelle ift Graf Hohenthal getreten. 
Mögen die Berfonen im ſächſiſchen Minifterium wechſeln, jo oft fie wollen, 
das Brolctariat wird auf feinen Forderungen beitehen, bis es daS allgemeine, 
geheime, gleihe und Direkte Wahlrecht errungen Hat. . | 

Die Wahlrehtsbemegung wurde ſozuſagen international. Nicht allein 
in Deutſchland, ſondern auch in Oeſterreich⸗ Ungarn uud. Rußland 
gärte es. In Oeſterreich kam die Wahlrechtsbewegung in geivaltigen 
Straßendemonſtrationen zum Ausdruck. Am 20. Oktober empfing, der 
zum ungariſchen Minifterpräfidenten ernannte General . —— eine 
Deputation der verſchiedenſten Parteien und trug dieſer fein Pre 
granım vor. Gr ‚erblidie in der Herrxſchaft. der Belikenden und dem 
Aüsſchluß der Arbeiter aus der Gefebgebung die Urſache der pelitiichen, wiri⸗ 
fheftlihen und kulturellen Rückſtändigkeit Ungarns. Solle Ungarn in die 
Reihe der Kulturſtaaten einrücken, dann könne es nur geſchehen, wenn man 
dert ‚Arbeitern das Wohlrecht einräume. 

Dieſe Rede wirkte weit Über die Grenzen Ungarns hinaus. Förmlich 
elektrffierend wirkte die Rede auf die öſterreichiſche Reichshälfte. r his⸗ 
herige Sturm gegen das beſtehende Wahlunrecht wurde zum Orkan, Auch in 
Rußland 'hatte bie Revolution inzwiſchen den Zaren zu dem befannten Oktoheen 
mantfeſt gezwungen. Es war ſelbſtberftändlich, daß das preußiſche Prole— 
tariat mit ſeinen Forderungen auftrat. War ſchon i im Wahlkampfe von 1908 und 
auf dem preußiſchen Parteitag im Dezember: 1904 der. Beſchluß gefaßt, eine 
energifihe Agitation gegen das Dreitlaſſenwahlrechi zu entfalten, jo brach jetzt 
mit. elementauer Gewalt eine Bewegung in biefem Sinne durch. Ag 
6, Rovember. wurde in Breslau boſchloſſen: „ar den Barteitorftand das Er⸗ 
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fuchen zu —— in Anbetracht der Vorgänge in. Rußland und Oeſterreich in 
Gemeinſchaft mit den Berliner Vertrauensleutzen gu erwägen, ob nicht beim 
Zuſammentritt des preußiſchen Landtages auch bei uns die Wahlrechtsfrage 
aufzurollen ſei. Im bejahenden Falle ſollen die Parteigenoſſen im ganzen 
Staate am Bußtage für das allgemeine, gleiche und geheime Wahlxecht aum 
vandtage demonſtrieren.“ 

Someit bei dieſen Demonftrationen- an. Stragenbemonftzationen gedacht 
war, jtand diefer Beſchluß im Wiberfpruc mit den Beſchlüſſen des proußiſchen 
Parteitages. Dort. war beantragt, der Wahlrechtsreſolution folgenden. Zuſatz 


au geben; '„Desgleihen.. fordert der Barteitag die Genofjen auf, bei folden: 
Anläffen in allen. Großſtädten und Induſtriegentren ‚Maffendemonitrationen: 


größten Stils Ben die alepent und n das demofrafifche Wahlrecht zu 
beranftälten.“ ax 

‚Diefer Antrag war — von — übergroßen Mehrheit des Parteitages ab⸗ 
gelehnt worden. Der Barteibarftand wies im einer am 10. November veröffent- 


lichten Srlläcung auf diefen Umſtand Hin, er beſchloß aber, nun eine Agitation 
im Sinne der auf dem preußifchen Parteitag befchloffenen Reſolution einge: - 


leiten. In Verbindung mit den Berliner Vertrauensleuten wurde beſchloſſen, 


ein Flugblatt in. ganz Breußen gw verbreiten und gleichzeitig überall Ver⸗ 


ſammlungen einzuberufen, in welchen ‚gegen daB beftehendbe Unrecht proteftiert 
werden follte. Diefer Plan fand au im — Lande DEBELREENE Zu⸗ 
ſtimmung. | 

Am 14. Januar wurde das Flugblati in zirka 8 Milliouen Ereme 
plaren ‚berbreitet. Der nächſte Sonntag wurde al® Tag für die Wem 


fammlungen- beftimmt, Der Umftand, dab diefer Tag in: der Geſchichte Der: 
Hebplutionen bon befonderer Bedeutung ift, da am 21. Sanuar. 1798 


Ludwig XVI. in Paris bingerichtet. wurde, wie es auch der Jahrestag 


der Mekeleien in St. Peteräburg war, mochte dazu beitragen, die: 
Herrſchenden beſonders nervös zu machen. Gang planlos wurden, unſere 


Flugblätter fonfisziert. In demſelben Flugblott fanden die Staatsanwälte 
je nach ihrem Temperament alle erbenfliden Vergehen und Verbrechen, obwohl 
es doch nur fagte, was ift. Mit dürren Worten den fogenannten Rechtszuſtand 
in Preußen ſchildern, das iſt aufreizend für die Maffe. So kam es, daß die 
Konfislationsbefehle als Grund zur Konfiskation Hochverrat, Aufreizung ver— 


ſchiedener Nlaffen zu Gewalttätigkeiten, Verächtlichmachung bon Staatsein⸗ 


richtungen, groben Unfug uſw. angaben und ſchließlich erklärten die Gerichte, 


daß weder Vergehen, noch Verbrechen vorlägen. Nur das Landgericht in.. 
Stargard hatte ein den ſtaatsanwältlichen Anſchauungen entſprechendes Rechts⸗ 
empfinden und verurteilte einige Genoſſen, die weder das Flugblatt geſchrieben 


> vor der Verbreitung gelefen hatten, 


"Der 21. Sanuaz wurde ein Trivemphtag für die Sogialdemotsatie.. u 


taufenden Verfammlungen war daB Voll zufammengeftrömd, um feinen Jorde-⸗ 


zungen Geltung zu verihaffen. Zwar Hatten die Scharfmacher gehofft, dat 


nun ein Tag gefbmmen fei, an welchem ein Aderlaß am Volke vollzogen 


werden könne. Die Vorbereitungen dazu waren überall getroffen worden, 
aber biefe Pläne wurden durch die Haltung der Maſſen durchkreugt. Die 


Arbeiter zeigten diefelbe Nude und Entjchiedenheit, mit denen fie auch das 


Sozialiftengejet zu Falle gebracht haben, Cinmütig waren die Parteigenoſſen. 
der Anficht, dag bie Vewegung forigefegt iyerden müfle. So turden der | 


n — 


18. März und der 1. Mai Demonftrationdtgge für da? allgemeine Wahlrecht. 


, Da3 preußifche. Rinifterium glaubte. jedoch, das Bolt noch veshöhnen zu 


müßen, benn nur als. eigen. Sohn, Tanz: mas; bie beiden Vorlagen, durch inetdhe 
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daB Dreiklaſſenwahlgeſetz, welches noch feinen Tag zu Recht beflandben hak, 
abgeändert wird, und bie das Dreiklaſſenparlament, getreu feinem Ehavalter. 
annahm, bezeichnen. Aber die Bewegung ift in Fluß. Die Arbeiterklaſſe Preußens 
Wird nicht ruhen und nicht raten, bis fie ihr Staalsbürgerrecht erobert hat: Der. 
Landtag befchließt über Fragen, melde das Intereffe der Arbeiter. berühren und 
er entſcheidet immer fo, wie in jedem Scharfmacherklub auch entſchieden werben 
mürbe. Das hat ex bei feiner Stellungnahme zum Bexggeſetz, zum Knapp⸗ 
ſchaftsgeſetz, zum Geſetz über Die Unterhaltung ber Volksſchule uſw. bewieſen. 
Ber Landtag hat meiter über die Lage der fiskaliſchen Arbeiter zu entſcheiden, 
deren Bahl bereits auf. 750000 angewachſen if. Aber er verfudht nuch auf 
daB Gebiet’ ber Reichsgeſetzgebung iberzugreifen. Um 3. Februar. forberten 
die Abgeordneten "Schröder, Caſſel (natl.), Shmeding vom Zentrum und 
die Konſervativen, daß die Unfallrenten von weniger als 25 Prog. der Voll⸗ 
rente nicht mehr ausbezahlt und Kindern, die bei der Arbeit verunglückt ſind, 
keine Renten zugebilligt werden ſollten, und der preußiſche Landwirtſchafta⸗ 
miniſtex b. Podbielski verſprach, in dieſem Sinne wirken zu wollen. 


Die in den Verſammlungen vom 21. Januar angenommene Reſolukisn 
wurde von den preußiſchen Mitgliedern bed Barteivorftandes dem Herrenhaus 
und dent Abgeordnetenhaus in Form einer Betition überreicht. Diefe wurde 
durch Annahme der Geſetzesvorlagen betreffend die Aenderungen des Dahl. 
gejeges für erledigt erflärt. 

Im Januar fehte auch in GLf aß⸗ Lothringen eine — zur Er⸗ 
langung des allgemeinen, gleichen und direlten Wahlrechts für den Landesaus⸗ 
ſchuß ein. Um 28. Januar fanden in allen größeren Orten bed Reichslandes 
Verſammlungen ſiatt, in denen das allgemeine, geheime, gleiche und direlte 
Wahlrecht gefordert wurde, Die Beſchlüſſe der Verſammlungen wurden dem 
Landesausſchuß mitgeteilt. Im Mai wurde unferen Genoffen ber Bericht der 
PBetitionsfommiffion gugeftellt, aus welchem hervorgeht, daß die Petitiond« 
kommiſſion die Forderungen. der Arbeiter abgelehnt hat. 

Am Großherzogtum Sahfen-Weimar forderten unfere Benoffen das 
allgemeine Mahlrecht flir die Landtagswahlen. Fine Angahl Verfamunlungen, 
in denen bie Frage erörtert werben follte, wurde nach hergebrachter Sitte des 
Sandes berhoten. Aber die Negterung brachte eine Verlage zum Wahlgefek, 
durch welche dad Wahlrecht nicht verbefiert, fonbern ben Befibenden das 
Wählen erleichtert werben und einige Menberungen- ber Urwahlbegirke vorge 
nommen werden follten, Am 16, Februar Sam dieſe Vorlage im Landlage zur 
Verhandlung. Unſere Genoſſen benutzten dieſe Gelegenheit, das ganze reaklio⸗ 
näre Treiben in jenem Muſterſtaat au geißeln und ſtellten den Antrag, daß 
für je 10000 Seelen ein Abgeorbneter von allen über 20 Jahr alten Stanis« 
bürgern durd) das allgemeine, gleiche und direfte Wahlrecht mit Anwendung der 
Berhältnismahl gewählt werben ſolle. Diefer Antrag unſerer Genoſſen wurde 
abgelehut und die Megierungsporlage, die noch eine Verſchlechterung des be⸗ 
ftehenden Wahlrehta enthielt, angenommen, . 

Sn Braunfämeig hatten ebenfalls. die Arbeiter in Verſammlungen, 
welche am 21. Januar ſtattfanden, das allgemeine, geheime, gleiche und direkte 
Wahlrecht gefordert. Am: 23. Februax hatte der Landesvorſtand der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei in einer Eingabe an den Landtag dieſem die Forderungen 
der Arbeiter unterbreitet. Am 31. März wurde über dieſe Eingabe im Landtag 
verhandelt, ber entiprechend dem Vorſchlage der Petitionskommiſſion — die 
Forderungen der Arbeiter zur Tagesordnung überging. 


Auch in Anhalt hatten ſich unfere Genoſſen mit einer. Wetition en. ben 
Bandtag gewandt, in ber fie, entſprechend unſerem Programm, das allgemeine, 
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geheime, gleiche iin direlte Wahlrecht für alle über 20 Jahre alten Staats. 
angehörigen forderten. Diefe Petition führte am 28. März zu einer großen 
Debatte im Landtage. : Schließlich nahm aber der Landtag den Antrag feiner 
— —— an, die den Uebergang zur Tagesordnung empfohlen hatte. 

In Reußß ä. L. wurde der Kampf zur Erringung des allgemeinen, gleichen 
und direkten Wahlrechts für den Lanbdtag am 14. März und in Alten b urg 


Mitte Mai eingeleitet. 


Wo immer ‘die. Bewegung einſetzte, rief fie bei ben Herrſchenden Angſt 
hervor. Eingeleitet wurde dieſe Angſt in dem Staat, deſſen Regierungsſyſtem 
nur für den Geſchichtsforſcher intereſſant ift, indem er dort am praktiſchen Bei⸗ 
ſpiel ftubieren kann, unter welch traurigen Verhältnifien die Völker einjt gelitten 
haben. Aus Medlenburg war die Nachricht in Die Preſſe gelommen, . dag 
daa Volt am 16. Dezember den Kampf zur Erringung de3 Wahlrechts beginnen 
wollte. Da die Rechtlofigkeit des Volkes dort ebenſo groß iſt wie in Rußland, ſo 
fürchteten ſchon die Herrſchenden, daß nun Mecklenburg neben Rußland feine 
Revolution haben werde. Obwohl unſere Genoſſen keinerlei Vorbereitungen für 
Verſammlungen oder ähnliche Maßnahmen getroffen Hattdn, fo wurde doch das 
Militär für die. Rebolution vorbereitet. Kein Soldat durfte die Kaſerne ber» 
laffen. Auch in der Nacht wurde das Militär bereit gehalten. An Schwerin 
wurden bier Kompagnien mit fharfen Batronen ausgerüftet und die Soldaten 
inftruiert, daß feiner in die Luft fchießen dürfe, er würde fonjt mit zehn 
Jahren Feſtung beitraft werden. Die Boften maren vom Sönnabenbmittag an 
boppelt, zum Zeil noch ftärfer beſetzt. Die fäbtifchen Kaffenbeamten hatten 
am Sonnabend Wadpdienft. Diefe Angitprobe im Obotritenlande wiederholte - 
ſich fünf Wochen fpäter faft überall, wo man fi) des am Bolfe verübten Un« 
rechts bewußt tft und doch nicht die Neigung bat, den Sorderungen desſelben 
zu entſprechen. 

Dieſe Angſt, gemifcht mit Plänen veabfichtigter Grauſamkeit fehlt dort, 
wo man die Unterdrüdung und Entrechtung der Maſſen nicht für den vornehm⸗ 
ften Zweck des Staatsweſens hält, in jenen Ländern, wo das rückſtändigſte 
Krautjunkertum infolge unſerer Agitation nicht mehr die Bedeutung bat mie 
in Mecklenburg und Preußen, und wo bie ſcharfmacheriſchen Schlotjunker 
und ‚Proben‘ auch noch Aug die Macht — wie in Preußen, Hamburg 
Lübed-ufm. 

Die bayeriſchen Landtagswahlen —— * der Parole: „Reform des 
Landtagswahlrechtes“ vollzogen. Runmehr wurde durch Geſetz das ungerechte 
insıkefte Wahlfyſten beſeitigt und jedem, der feit einem Jahr die baheriſche 
Staatsangehörigkeit befikt, 25 Jahre alt ift und feit minbdeiteng einem Jahr 
direkte Staatsſteuern entrichtet, das Wahlrecht für den Landtag gegeben. Ss iſt 
alis keineswegs ein ideales Wahlrecht, aber es reichte aus, die preusiſchen 
N in fürmlide Wut über diefe „rebolutionäre” Tat gu verfegen. Die Wur 

der „unter wurde noch dadurch gefteigert, daß bei Beratung des Ser 
ſetzes in ber erſten bayriſchen Kammer am 17. Januar, alfo zu einer Beit. 
in Sachſen, Preußen und Hamburg ſich Krautjunker uno Scharfmacher in dem 
Gedanken an Maſſenriorden berauſchten, Prinz Ludwig, der zukünftige bayriſche 
Thronfolger, fer zutreffende Ausführungen zur Rechtſertigang des geheimen 
Wahlrechts machte. Er fagte: - 

„Seiner Uchergeugung: nach ſei die geheime Wahl ein Schub ber 
Schwachen gegen die Starfen. Vielfach werden gerade abhängige Leute ber» 
anlaßt, ander3 zu mählen, als fie beabfichtigten. Es gäbe gemiffenlofe Mens 
chen genug, die Thre Untergebenen gmängen, ganz anders gu wählen, als diefe 
mählen ‚möchten, Diefe ſcheuten auch nicht davor zhrüd, ihre Untergebenen 
wegen einer nicht genehmen Stimmabgabe aus dem Dienft zu entlaffen. Um 
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derartige Lebelftänbe au verhüten, müſſe mit allen Mitteln an der Sicher⸗ 
ſtellung des Wahlrechts gearbeitet werben.“ 

Ferner ſprach er über „Staaten, in denen verkünſtelte Wahlſhſteme beſtehen, 
die dem Gerechtigkeitsgefühl der großen Naſſe der Bevölkerung widerſprechen. 
CD dieſe Wahlfyfteme noch lange fortbeftehen dürften, möchte er bezweifeln.“ 

Das war eine berbe, aber guireffende Kritik der Wahlrechtsverböſerer 
in Hamburg, Lübed und Sachſen, ſowie eine dringende Mahnung an die jedem 
Fortſchritt fich entgegenitemmende preußifche Regierung, mit bem alten, bie 
Sulturentwidlung hemmenden Dreillaffenwahlrecht gu brechen. 

Nachdem im Juli d. J. enblih nad neun beraufgegangenen bergeblichen 
Werfuchen, die Verfaſſungareform in Württenrberg unter der tätigen Mit⸗ 
wirkung unferer Genoffen zum Abſchluß gebracht worden tft, beſitzt Württem⸗ 


berg unter den deutfchen Staaten daB befte Wahlverfahren für die Zweite 


Kammer, Bisher faben in der Zweiten Kammer noch 13 Vertreter der Ritter» 
Ichaft, 6 evangelifche Kirchenvertreter, B Vertreter des katholiſchen Klerus und 
1 Vertreter der Landesuniverfität Tübingen. Diefe Sonderveriretung kat Auf⸗ 
nahme in die Erfite Kammer gefunden in dem Verhältnis, daß 8 Vertreter der 
Ritterichaft, 4 Vertreter ber evangelifcden und 3 Bortreter ber katholiſchen Kirche 
fowie der Vertreter der Univerfität Tübingena den Umzug beiverlftelligen. Die 
anderen fallen aus. Die xeaftionäre Beritärfung der Eriten Kammer verleiht 
der Agitation ber Genofjen verftärkte Kraft für die Forderung — weg mit der 
Erſten Sammer. 

Die Wahlen zu der aus 92 Ubgeorbneten Beftehenden Bmeiten Kammer finb 
allgemein, direft und geheim. Das aktive und paffive Vahlrecht ift an das voll» 
endete 25. Lebensjahr gebunden. Im erften Wahlgang iſt die abfolute, bei dem 

zweiten Wahlgang bie einfadhe Mehrheit enticheidend. Eine weitere Verbeſſe⸗ 
zung in der Zufammenjekung der Sammer beſteht darin, daß die auf Stuttgart 
jet enifallenden 6 Abgeordneten mittels des Proporg gewählt werben. Das 
Gleiche iſt für 17 Abgeordnete der Fall, für deren Wahl das gefamte Land in 
2 Wahlbezirte eingeteilt wird, von denen der eine 9, der andere 8 Abgeordnete 
zu wählen bat. 

Das Mandat des Landiages läuft im Dezember d. N. ab. Die Genoffen 
find eifrig mit den Borbereitungen zu den Neumahlen befchäftigt, Babet dem am 
11. Juli veröffentlidten Aufruf de8 Vorſtandes der Lanbesorganijation und ber 
Fraktion bed Landtages folgend, Mit Recht erwarten bie Benoflen einen ver⸗ 
ftäriten Einfluß in der neu zu wählenden Kammer zu gewinnen. 

Die hochtönende Phraſe bar dem „Preußen in Deutſchland voran“ ift durch 
die vollzogenen Tatſachen ad absurdum geführt. Die Mainlinie hat in Deutfcd 
land wieder politifehe Bedeutung gewonnen. Jenſeits der Mainlinie Ausbau 


des Wahlrechts unter Anertennung ber politifchen Gleichberechtigung aller Ges - 


ſellſchaftsklaſſen. Diesjeit de3 Mainz ftarres Feithalten der deutihen „Box 
macht“ Preußens an dem realtionärften aller Wahlſyſteme, — dem Tirel« 
klaßenwahlrecht, wodurch die überwiegende Mehraah! des Volkes, die Arveıter- 
Hafje, zur politiihen Bedeutungsloſigkeit degradiert wird. „Preußen in 
Deutſchland voran”, wird bon jedem die politifche Gleichberechtigung aller 
Staatsangebörigen Fordernden dahin umgemobelt, dag es heißen muß, „Ab« 
löſung vor“, nachdem Rußland als der Hort der Reaktion einftweilen aus dem 


europäifchen Staatenlonzert ausgemergt morden ift. 


* “ 
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Schiedsgericdhte. Den Barteigenofien muß dringend empfohlen werben, bei 


Stellung von Anträgen auf Ausſchluß bon Genoſſen aus der Partei recht vor» 
fihtig zu fein. In jedem Fall muß vor Stellung des Antrages genau geprüft 
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Verden, ob eine der beiden Vorausjeßungen zufrifft, bei deren Vorhandenſein 
auf Ausfchluß erkannt werden muß. Nur wenn ein grober Verſtoß gegen die 
Grundjäge des Parteiprogramms borliegt oder eine ehrlofe Handlung feſt— 
geſtellt werden kann, rechtfertigt fich die Ginſetzung eines Schiedsgerichts. Dess 
halb muß verlangt werben, daß bei der Stellung des Antrages auf Einſetzung 
eines Sciedögerichts die beigegebene Begründung die Vorausſetzungen des 
8 2 des Organiſationsſtatuts erläutert. Die angeratene VBorficht ift bisher oft 
außer acht gelaffen, wodurch unliebfame Auseinanderfeßungen, verbunden mit 
eitter Verzögerung der Erledigung de3 Falles verbunden waren. Wie bereditigt 
die Mahnung zur Vorficht ift, beweift der Umftand, daß die Mehrzahl der ab 
gehaltenen Schiedögerichte nicht dazu gelangt ijt, Die fernere Parteigugehörig« 
feit dem angeſchuldigten Genoſſen abzuſprechen. 

Noch ein weiterer Grund und zwar materieller Natur läßt den Rat zur 
Vorficht geboten erfcheinen. In den Fällen, in denen das Vergehen gegen 3 2 
des Organiſationsſtatuts nicht beftritten wird ober fonft nicht Hipp und klar 
nachweisbar ift, jondern erſt duch ein umfangreiches Bemeißverfahren, Zeugen 
bernehmungen uſw. feitgeitellt werden muß, geftaltet ſich das erfahren mit« 
unter recht Toftfpielig. Unter der Beobachtung des Grundfaßes ber Unentgelt« 
lichfeit ber Nechtöpflege erwächſt allen Beteiligten, die bei der Einleitung des 
fhiedsgerichtliden Verfahrens mittwirken, die Verpflichtung, größte Vorficht und 
peinlichſte Getwilfenbaftigfeit walten gu laffen. 

Auf Untrag des fozialdemofratiichen Vereins in Offenbad vom 4 Ok⸗ 
tober v. J. wurde da3 fchiedsgerichtlide Verfahren gegen die früheren Genoffen 
Kübler und Brand eingeleitet. Der erjtere murde des Streikbruchs und Brand 
einer ehrlofen Handlung bezichtigt. Das Verfahren erübrigte fich, da beide An 
geichuldigte es unterliegen, in der erdnungsgemäß fejtgejehten Friſt Schieds⸗ 
richter zu ernennen, wodurch der Ausſchluß nach 8 28 des Organiſationsſtatuts 
perfefk wurde. 

Das gegen den Genoſſen K. Heinrich, Schneider, Mitglied des Wahlbereins 
des 3. Berliner Wahlkreiſes eingeſetzte Schiedsgericht, tagte am 16. Februar 
unter dem Vorſitz des Genoſſen Molkenbuhr. Genofſe Heinrich wurde des Streik⸗ 
bruchs beſchuldigt. 

Das Schiedsgericht hat den Antrag, den Genoſſen Seinrich aus der Partei 

auszuſchließen, abgelehnt. 

Unter dem Vorſitz des Genoſſen Wiſſell tagte am 18. Februar ein Schieds⸗ 
gericht in Lübeck, vor dem gegen bie Genoſſen J. Klever und J. Dethloff, bes 
ſchuldigt des Streitbruche verhandelt wurde. Das Schiedsgericht hat ent⸗ 
ſchieden: 
Der Antrag auf Ausſchluß ber Maurer Klever und Deihloff aus ber 


: jozialdemofratiichen Partei wird zurüdgemiefen. 


Der Schlußſatz der Begründung des Urteils, der allgemeines Antereffe ver⸗ 
dient, lautet: 

Das Schiedsgericht hat. nach dem Organiſationsſtatut keine Befugnis, 
Lob, Rüge oder Tadel auszuſprechen. Aber den Wunſch richtet es an die 
Parteien beiderſeits die Hand zum Frieden bieten zu wollen. 

Am gleichen Tage wurde in Magdeburg unter dem Vorſitz des Genoſſen 
Landsberg gegen die 4 Genoſſen Leßmann, Oelze, Niemann und Stridde, fämts 
lich dem Kreiswahlverein Wanzleben angehörig, verhandelt. Den Angeſchuldig— 
ten wurde zum Vorwurf gemacht, durch undbegründete Angriffe auf drei Vors 
ftandömitglieder eine die Partei fchädigende Tätigkeit ausgeübt zu haben. Die 
Angeſchuldigten gaben befriedigende Erklärungen im verſöhnlichen Sinne ab, 
worauf von den Vorſtandsmitgliedern und der antragſtellenden Organiſation 
der Antrag auf Ausſchluß aus der Partei zurückgezogen wurde. 
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Die Einfeßung des deanıragren. Schiedsgerichts gegen ben früheren Ges 
noſſen Wegner in Stettin erübrigt fi. Wegner unterließ es, in der ihn vor⸗ 
gejchriebenen Friſt Schiedsrichter zu ernennen, wodurch fein Ausſchluß aus der 
Partei nach $ 28, Abſatz 2, des Organiſationsſtatuts perfekt wurde. 

Die Beichuldigung, ſich eines groben Verſtoßes gegen die Grundſätze des 
Parteiprogramms ſchuldig gemacht gu Haben, hatte das unter dem Vorſitz des 
Genoſſen Eichhorn am 13. April in Mannheim abgehaltene Schiedsgericht zu 
prüfen, die gegen den Genofjen Zofef Friedel erhoben worden war. Der ges 
füllte Spruch lautete: 

I „Die aufgeführten und gerügten Berfehlungen reichen nicht aus, dem 
Genoſſen Friedel die Zugehorigkeit zur ſozialdemokratiſchen Partei abzu⸗ 
ſprechen“. 

Das auf Antrag — Organifation Suhl gegen den Genoſſen Schnabel ein⸗ 
geſetzte Schiedsgericht — parteiſchädigende Tätigkeit — trat unter dem Vorſitz 
des Genoſſen Weiß-Goldlauter am 18. April zuſammen. Genoſſe Schnabel 
nahm bie gegen die leitenden Genoſſen aufgeſtellten Behauptungen zurück, wo⸗ 
rauf der Ausſchlußantrag von dem Sogialdemokratiſchen Verein zurückgezogen 
wurde. 

In zwei Sitzungen wurde bon dem gegen ben Genoſſen Moſer eingefebten 
Sciedögeriht in Pinneberg am 13. ımd 17. April verhandelt unter dem 
Vorſitz des Genoffen HeinrichHamburg. Genoffe Moſer war bejchuldigt, ſich 
eine3 groben Verſtoßes gegen die Grundfäbe des Parteiprogramms ſchuldig 
gemacht zu haben. Die Schuldfrage murde zwar vom Schiebögericht bejaht, 
Dagegen die bewußte Abficht verneint. Dementſprechend wurde dem Genofjen 
Mofer nur der Vorwurf der groben Fahrläſſigkeit Zi wegen der ber Aus⸗ 
ſchluß aus der Partei zu verneinen ſei. | 

Unter dem Borfib des Genoſſen Dittmann tagte in Frantfurta. m. ant 
B. Mai das gegen den Genofjen Lieb⸗-Bockenheim eingefehte Schiedägericht. Lieb 
war beſchuldigt, in 4 Fällen ehrlos gehanbeltigu haben. Das Schiedsgericht bes 
jahte die Schuildfrage in allen Fällen und: fällte folgendes Urteil: 

„Da der Austritt des Lieb aus dem ſozialdemokratiſchen Verein Boden. 

| heim gleichbedeutend iſt mit dem Austritt aus der fozialdemofratifchen Partei 

Deutſchlands, war es zwar dem Schiedsgericht nicht mehr möglich, dem An- 

‘ trage des fozialdemöfratifchen Vereins Bodenheim auf Ausſchluß bes Lieb 
aus der Partei noch formell entſprechen zu fünrten; das Schiedsgericht erklärt 

‘ aber Lieb wegen miehrerer ehrlofer Handlungen für unmwürdig, der mare an⸗ 
zugehören“. 

Die gewählte Formulierung des Urteils, bie in ben 88 2, 4 und 27 bes Oi 
ganifationgsjtatut3 begründet ift, murde bon dem Schiedsgericht deshalb ges 
mählt, weil Lieb hoffte, mit dem Austritt aus dem ſozialdemokratiſchen Verein 
Bockenheim den Antragſtellern und dem Schiedsgericht ein Schnippchen geſchla⸗ 
gen zu haben und ſich vor wie nach als Parteigenoſſe aufſpielen zu können. 

Am 6. Mai tagte in Berlin ein Schiedsgericht gegen den Genoſſen 
Schröber unter dem Vorſitz des Genoffen Ebert. Schröder wurde 
einer ehrlofen Handlung bezichtigt. Da dieje feftgeitellt wurde, mußte da3 
Schiedsgericht auf Ausſchluß erkennen. Aus der Begründung des Urteils iſt 
erſichtlich, daß wenn eine andere Form der Sühne zuläſſig geweſen wäre, man 
dieſe in Anwendung gebracht hätte. 

In Nordhauſen tagte am 27. Mai unter dem Vorſitz des Genoſſen 
Albrecht⸗Halle ein Schiedsgericht in Sachen des Genoſſen Ahlert-Nordhauſen, der 
beſchuldigt wird, durch unwahre Behauptungen über in leitender Stellung 
ſtehende Genoſſen ehrlos gehandelt und die Partei ſchwer geſchädigt zu haben. 


ERS TEUER 
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Das Schiebögericht hat zwar die: Schuldfragen bejaht, jedoch der den Antrag. 
ſtelenden Organiſation geraten, den Ausſchlußantrag als hinfällig anzuſehen, 
ba Genoſſe Ahler die Beleidigungen zurückgenommen Hat. Per Sozialdemo— 
tralifsie Verein Nordhaufen hat dem. Rat des Schiedsgerichts Folge gegeben. 
"Ein bereits eingeleitete Verfahren gegen den früheren Genofien Eiſen⸗ 
menger,. mit deſſen Erledigung Genoffe Hoch-Hanau beauftragt war, erübrigte 
fi, da Eifenmenger ed vorzog, ben Austritt aus ber Partei anzuzeigen. 
An drei Tagen, am 10, 14. und 12. Juni, wurden in St. Sohann« 
&a arbrüden zwei Ccjiehsgerichte unter den Vorfik des Genoſſen Gerifch⸗ 
Berlin abgehalten, und zwar 1. gegen bie Genoffen Oſterroth und Seel, und 
2. „gegen den Genofien Berg, fämtli in St. Johann-Eaarbrüden. . 

Die bee Berner waren beſchuldigt, eine parteifchädigende Tätigfeit aus 
gebt au Haben, bei Der mehr ober minder von ben Antrngftellern angenommen 
wurde, fie fei auch als eine ehrlofe anzufehen. Gegen bie Benoffen Dfterroth 
und Seel wurde vor bem gleichen. Schiebägericht. verhandelt, Gegen Genoſſen 
Verg in beſonderer Verhandlung. 

Das Urteil lautet in Sachen Oſtexroth⸗Eeel: —— 
Der Ausſchlußantrag wird abgelehnt; bem Geno! Seel wird eine 
ſcharfe Nüge erteilt. F * 

Im Falle Berg lautete das Urteil: 

„Der Ausſchlußantrag gegen ben Benofien. Berg wird abgelehnt; dem 
Genoſſen Berg wird ein entfchiedener Tadel ausgeſprochen. 

Einem ihm drohenden ſchiebsrichterlichen Verfahren ging. der Werkmeiſier. 
Müller in Offenbad dadurch aus dem Wege, dab er feinen Austritt aus 
‘dem fozialdemofratifchen Verein anzeigte. - 

Auf Antrag des Wahlvereins Stettin ar - gegen ben Genoffen ‚Karl 
Schmidt, Syborhsaue, ein Schiedsgericht beantragt, dad am.6, und 26. uni 
in Stettin unter dem Vorſitz bes Genoſſen Körſten⸗Berlin getagt bat. 2er 
Genoſſe Echmidt war beiehuldigt worden, ehrlos ee zu haben) Das 
Schiedsgericht fällte folgendes Urteil: 
Dex Antrag der Organifation wird abgelehnt, da eine ehrloſe Hand⸗ 
Jung im Sinne des $ 2.de3 Organifationsftatuts nicht borliegt.” . 
Gleichfalls zwei Sitzungstage — 29. Juni und 2, Juli — erforderten die 
Verhandlungen des Schiebögerichtö. gegen den Genoſſen Weriheimer, Fatfersde 
lIeuskern,. Vorfikender war Genoſſe Profit⸗Ludwigshafen. 
. : Genoffe Wertheimer wird befchuldigt, eritend feine Leute bon >m Ans 
ſchluß an den Zabatarbeiterberhand zurüdgehalten, und zweitens feing Zeute 
ſchlecht behandelt au haben. Das Schiebögericht kam zu dem Beſchluß, daß 
Wertheimer fi nicht gegen bie Grundfäße der Partei vergangen, auch fonjt 
eine unebzenhafte Handlung nicht nachgewieſen murbe, fomit Wertheimer vor 
wie nad) als. Barteigenoffe zu betrachten tft. Wie um unfere an die Spitze 
diefes Abſchnities — Mahnung zu unterſtützen, kann es das Schieb2gericht 
nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß oft in recht leichtfertiger Weiſe die 
— pon Parteigenoſſen aus den eigenen Reihen angegriffen und bejämußt 
wir 
Bas auf Antrag ber Forfter Parteiorganiſation eingeſetzte Schiebögericht 
'berhanbelte am 21. und 22. Juli in Kottbus unter dem Vorſitz des Genoflen 
{Bert gegen Die Genoſſen Rubendunſt⸗Kottbus und Perner⸗Forſt. Beide Ges 
noffen wurden einer ehrlofen Handlung bezichtigt, begangen gegen den &es 
noffen Narckwald. Die Entfcheibung dei Schiedsgerichts hat folgenden Wort⸗ 
laut: 
"7 Die Vorenthaltung Ber Bezeihnung „Benoffe“ In ber Rotig vom 
"38, u if, wie feſtgeſtellt wurde, nit abſichtlich erfolgt. an ber Sra 
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Härung” in Nr. 139 der „Märk. Volksſtimme“ find wiſſentlich unwahre Bes 
. Bauptungen gegen den Genofjen Mardwald nicht enthalten. Das Gchiebs- 
gericht hat danad dem Antrage der Forſter Parteigenofien auf Ausdſchluß 
der Genoſſen Perner und Rubendunſt nicht ſiattgegeben, da eine ehrlbfe 
Handlung danach nicht vorlag.“ 

Das Schiedsgericht Tennzeichnete das Verhalten Marckwalds feinem früheren 
Redaktivnslollegen Perner gegenüber als eine maßloſe Ueberhebung. Bei Kur 
einigermaßen gegenjeitigem kollegialen Verhalten hätte das Verfahren vermileben 
werden können. 

Um die Differenzen zu beſeitigen, die in der Behandlung der Angelegenheit 
Emmel— Mülhaufen duch mehrere Burteilage .und der Auffaſſung per 
Mülhauſer Genoſſen beſtanden, fand am 18. Juni unter dem Vorſitz des Ges 
noſſen Gerifch eine Beſprechung in Mülfaufen ftatt. Alle bei der Angelegen⸗ 
Din Beteiligten, Parteivorſtand, Kontrollommiffion und der Rorftand, ber 

ülhäuſer Barteigeganifation afgeptierten folgende Erflärung; 

„Die Mülhaufge Barteigenofien erfennen an, daß Handlungen, die ber 
Genoſſe Emmel de ben ausdrüdlichen Beſchluß der Parteileitung unters 
nommen bat; den Tadel rechtfertigen, den die Kontrolfommiffion auf Barteis 
tagen gegen Genofjen Emmel ausgeſprochen bat. 

Die. Kontrollflommiffion ihrerfeits erflärt, daß bei der einwandsfreien 
Tätigkeit, die Genoffe Emmel gegenwärtig im Intereſſe der Bartei ents 

. fattet, diefe Vorgänge als erledigt zu betrachten find und für. die Partei 
feinen Grund mehr abgeben Tonnen, dem Genofien Emmel die Vertrauens⸗ 
würdigfeit abzufprechen.“ 2 | 

Eine Anzahl Schiedsgerichte find Noch eingeleitet, bie aber vorausſichtlich 
dor der Abhaltung des Parteitages bezw. den Schluß = ee 
nicht sum Abflug gelangen. 


e .- " _ Zu 
% 


Wohlen. 
A) Reichstagswahlen. 

Eine noch nie dageweſene Höhe erreichte die Zahl der Nadjoahien in der 
Beit vom 1. Auguft 1905 bis 31. Juli 1906. In 17 Wahlkreiſen ‚fanden Nach⸗ 
wahlen ftatt. Dieſelben wurden nötig, weil in zwei Kreifen der Reichdtag das 
Mandat für ungültig erflärt hatte, in at Wahlkreiſen, weil ber biöherige 
Abgeordnete berftorben war und in fieben Kreifen, weil die Abgeordneten ihr 
Mandat niederlegten. Hierunter befanden ſich die Genoſſen Schippel und 
Cramer, die, ohne vorher mit den Genoſſen Rückſprache zu nehmen, plõßzlich 

die Genoſſen vor eine Neuwahl ftellten. Bon der Abſicht, das Mandat nieder» 
legen zu tollen, erfuhren der Parteivorſtand und die Genoffen der. Kreife exſt 
dann, als die Niederlegung bereits vollendete Tatſache war. 

die Wahlreſultate bei den Nachwahlen, die in ber Zeit bom gerbſt 1903 
bi3 im Somnter 1905 ftattfanden, hatten faft ſämtlich weniger’ Stimmen. für 
unfere Bartei gebradjt ala die Hauptwahlen am 16. Juni 1903. Dieſe Tats 
ſache gab zu vielen Erörterungen Anlaß, und wie immer bei ſolchen Er— 
ſcheinungen, wurde die Urſache in manchen oft ſehr fernliegenden Dingen 
gefucht. Im vorjährigen Bericht bezeichnete der Parteivorſtand bie ‚mangels 
hafte Organifation unferer Genofien und die befjere Organifatton ber Yegner 
als haupiſächlichſten Grund für diefe Erfheinung und führte zum Bewelſe 
hierfür daB Reſultat von Fürth-Erlangen ar, wo eine gute, Orgmifatign 
beſtehl und aud) das Mefultat günftiger war als 1903. Diefe Anſicht ſcheint 
durch die Wahlrefultate der 17 Nachwahlen bejtätigt zu werben. Acht Kreiſe 
ergaben höhere und neun Kreiſe niedrigere ———— ‚für unfere 
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. Bartei als 1008. Einen Stimmenverluſt brachten die Wahlen in den öſtlichen 
»:&anbestellen, imo unfere Orgmmifationen mit größen Schwierigkeitan zu 
FHampfen haben. In den beiden oberſchleſiſchen Kreifen hatten wir auch ohne 
gute Organifation bei den Hauptwahlen recht günftige Refultate erzielt. Aber 
neld as den Radilalpolen gelang, weite Kreife für ihre Kandidaten Zu bes 
‚„geißern,, flimmie auch eine greße Zahl vom Arbeitern, die früher für einen 
Edgialdemołraten geitimmt Hatten, für ‘die polniſchen Kandidaten. 


In allen Streifen ſetzten die Gegner mit großer DR ein. Gie 
Wwaren auch nicht wähleriſch in ihren Mitteln. Faft in allen Streifen. wurde 
mit den dom „Reichsverband gegen die Sozialdemokratie” vergifteten Mitteln 
:"gefämpft, aber wo unſere Genoſſen feit den letzten Wahlen an dem Ausbau 
der Organijation gearbeitet’ haben, halfen die ſchmutzigſten Mittel der Gegner 
nicht. In Effen, Eiſenach, Kaiferslautern, Hannover, AltenasIſerlohn, Hafen 
und Rinteln wurden troß der gewaltigen Anftrengung der Gegner bon unferen 
Genoſſen erhebliche Fortſchritte erkämpft. Die Mandate, die wir in den 
Wahlkämpfen zu verteidigen hatten, haben wir ſämtlich der Partei erhalten, 
den ‘alten liberalen Beſitzſtand Altena-Xferlohn erobert. | 


Ein typiſches Vorbild für die nächſten Wahlen dürfte der Wahlfampf in 
‚Sagen fein. Trotz der ſcharfen Gegenfäße unter den- Gegnern im Kampfe 
ber der. Hauptwahl und troß der Vorgänge in dem Nachbarfreife, mo das 
. Zentrum durch das Verhalten der Liberalen ſehr geteiät war, fanden ſich 
do die Gegner alle zufammen, um gejchloffen gegen unferen Genoſſen zu 
Stimmen. Die Genoffen müffen ‚überall damit reden, daß die Wahls 
beteiligungsgiffer erheblich ſteigt und daß alle Nichtſozialdemokraten gegen 
unſere Kandidaten ſtimmen werden. Die Wahrſcheinlichkeit, in Stichwahlen 
Mandate erringen zu können, ſinkt immer mehr. Die Agitation muß darum 
ſo betrieben werden, daß wir damit rechnen können, im erſten Wahlgang 
eine ſo große Stimmenzahl zu erhalten, daß es die Mehrheit aller ein— 
geſchriebenen Wähler iſt. In einer Anzahl von Wahlkreiſen wurde 1903 ein 
ſolches Reſultat erzielt, es gelang aber nur. dort, wo die Organiſation ſorg⸗ 
fältig ausgebaut war. Hier hatte man den aktiven Genoſſen möglichſt kleine 
Bezirke zur Bearbeitung übertragen. In einem Wahlbegirk waren oft zehn 
und mehr Genoſſen dquernd tätig. Jeder tätige Genoſſe hatie nur eine 
beſtimmte Anzahl bon Käufern, in denen er, wenn feine Wahl bevorſteht, 
" $lugblätter verbreitet, oder für unfere Barteipreffe oder die Barteiorganifation 
zagitiert. Er lernt dann faſt jeden Arbeiter feines Bezirks. Icnnen und kann 
“am Wahltage die Unficheren zuerſt auf Korn nehmen. Beginnen unfere 
"Genofjen, in allen‘ Gegenden die Organifation nah dieſen Vorvildern 
auszugeſtalten, dann wird der Erfolg bei den nächſten Wahlen nicht ausbleiben. 
Sole gut funktionierenden Organifatipnen können aber nit in menigen 
Wochen geſchaffen werden. Wo ſie egiftieren, find fie das Reſultat jahrelanger 
— mumterbrodener Arbeit, — RE ae 
. . Bei der Agitation. Tinnen wir auf bie unfreimillige Hülfe der Ne« 
gierung und der Gegner, reinen. Die FTurafichtige, Heinfiche Klaſſenpolitik, 
durch melde ben Beſitzenden alle Vorteile zugemendet -und den -breiten 
"Schichten "der Bevölkerung alle Laften aufgebürdet werben, daB böllige 
Stocken der Gozialreform uſw, öffnet ſelbſt dem Indifferenteſten die 
Augen. Es ift alfo nur nötig, die Maflen über Urſache und Wirkung der 
Politik der Herrſchenden aufauflären, jo daß an Stelle des Gefühl der Uns 
‚aufriedenheit die Erkenntnis tritt und. wir haben die Maflen für uns ge« 
wonnen. Um aber ein einheitliches Zufammenwirken ber Waffen -- berbeis 
"zuführen, iſt Organifation nötig, - -- a ne - 
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Vergleihen mir bie Refultate der Nachwahlen im Berichtsjahr mit ben 
— ber Hauptwahlen vom 16. Juni 1008, dann ergibt — 
ild 





Bei der Wahl am Bei Rawahlen vom 
8 E10 1. Auguſt 1905 
16. Juni 1008 Bis 1. a 1908 . 
| abgegebene | _ Mr , Labgegebene | _flx , 
=: gültige — — god Bar ; 
| Simmern | praten | g immer | yeaten | 
ornefulm 0 0 0 u .| 28457 998 851 28811 | 488 1,6, 
>» 0 0 0 1 80868 122773} 28,8 | 86147 |28728| 83,4 
Stichwahi er 71648 | 32632] 45,5 9821 |87528| 47,8- 
Kattowiß⸗ abrze — 44761 |10044 2241 48770 | 4780 10,7 
Holland-Mohrungen . » 10 458 7060| 6,8 | ” 9'902 4086 41° 
Eiſenach — 15143 | 6018| 89,7 17434 } 6708| 88,0 
Stichwahl — 16 395 | 7885| 47,8 18046 | 8621| 46,5 
IX. Esteswig-Solftein „| 16742 | 4509| 26,9 | 16996 | 4003) 283,0 
Nördlingen. . — 17 526 206| 1,2 14685 | .418| 2,9 
Bonn-heinbad; . — 20625 | 16010 781 172936 | 1588| 89° 
Ehemni a —— 51239184 200—1 66,9 51.070 |81 6281 61,8 
Signtarmgen . 2 0. 9711 3866| - 3,8 98670 | 844 BA 
Kaiferslautern 0 0.1 3396 | 7009| 27,6 | 25495 | 71547) 20,8 
x Stichwahl Pe 21 185 | 9760| 46,2 21585 | 9585| 441 
Darmitadt . er 27549 14 144 51,8 29 929 |13801/ 46,8 
Stich ahl un ee — — — 3243716 6820 51,8 
Beuthen»Zarnomip 46484 |10258| 22,1 | 47190 | 6260| 184 
u Engwahi 40 896 |12421| 80,4 — —— 
Sannover ; —F 03 867 |29881| 54,6 89 890 | 81 8081: 51,1 
Altena⸗Iſ eriohn 33 894 |10 146] 80,4 84 160 | 10 546| 80,9 
„  Stiämwahl . | 80200 |11090| 36,5 | 20932 |15.864| 58,0" 
Hagen⸗Schwelm 86721 15870 87,8 | 60425 16 208A414 
tichwahi . 346 006 15018 41,7 40310 187171 46.4 
irteln-Hofgeismar 2.1] 18376 | 3488| 26,1 | 14822 |. 8905| 27,9 
» “ Stömwahl | 18578 | 4030| 29,7 | 13596 | 4408|" 38, 


B) Sandtagswahlen. y 

Im borfährigen Bericht hatte der Parteivorfiand den — usfet 

ber baderifchen Landtagswahlen mitgeteilt, aber e8 fonnten bie genauen Bifferh 
nicht gegeben werden, weil dieſe noch nicht vorlagen. Daß der- 10. Juli = 
ein Siegestag für unfere Partei var, ift nun durch Zahlen feitgeftellt. 
Batten unfere Genofien für ihre Wahlmänner 215 960 Stimmen ee 
bei den Wahlen 1905 waren es 325082 Stimmen, alfo ein Gewinn von über 
50 Proz. Die Zahl der gemählten ASEDIHIANNEN, ſtieg aber nur — 147 
auf 894. 

Ser Siegedzug der Sozialdemokratie im Berichtsjahr Bedann mit ber Eu 
oberung einer Landtagsmehrheit. Der Landtag im Fürftentum Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt befteht aus 16 Abgeordneten. Von den 10 Mandaten hatten 
wir 7. Am 7. September fand eine Neuwchl. ſtatt, und nun gelang es unfenen 
Genoſſen, 8 Mandate zu erobern, Von dem fo zufammengefekten Landtag 
verlangte man, er folle die Zivilliſte des Fürſten bon 268 000. auf: 300.000. 
erhöben. 13 unfere Genoſſen dieje Forderung ablehnten, wurde der Landiag 
am 2. Degember, am „Sahrestage- des Staateſtreichs bon Louis: Bnnapurie, aufs 
gelöft, Am 16. — 1906 fanden dann. —— u ‚bei — une 
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Genoſſen zwar einen Stimmenzuwachs bon 5726 auf 6521 Stimmen gu ber» 
zeichnen hatten, aber ſie berloren ein Mandat und damit die a: im 
Landtage. 

Im Großherzogtum Oldenburg, vo bet ben Urwahlen! eine ſtarke Zu 
nahme unferer Stimmen zu verzeichnen mar, erlangten mir bei der am 
17.._OHober‘ jlattgefundenen Abgeordnetenwahl nur vier Mandate. 

Am 19 Oktober wurde in Baden zum erſten Male der Landtag mit 
dem allgemeinen, gleihen und direlten Wahlrecht gemählt. Weil e8 ein neues 
Wahlrecht ift, ſind die Wähleritimmen nit mit den Stimmen bei früheren 
Schten zu vergleigen. Unſere Genoſſen eroberten 12 Sibe, gegen 6 Mandate, 
die wir in der vorigen Legislatur bejaßen. Dadurch, daß fie bei den Stich⸗ 
wahlen die liberalen Kandidaten unterſtützten, verhinderten ſie, daß eine 
ultramontane Mehrheit den Landtag beherrſchen konnte. 

Am 15. November fanden Landtagswahlen in Heſſen ſtatt, wobei unſere 
Genoſſen ihren Beſitzſtand von ſechs auf ſieben Mandate erhöhte, indem das 
Mandat für Pfungſtadt neu erobert und Ne biöherigen Mandate gehalten 
wurden, 

Am 17. November wurde in Lübeck zum eriten Male auf Grund des 
neuen Wahlrechts gewählt. Die zweite Klaſſe Hatte vier VBürgerfchafts, 

mitglieder zu wählen. Diefe Mandate wurden bon unferen Genoſſen 
erobert und zogen damit die erſten vier Sozialdemokraten in die Geſetzgebung 


der Geldſackſsrepublik ein. Die Wahlrechtsverſchlechterung ſchlus alſo gegen 


ihre Urheber aus. 

Beſonders erfreuliche Fortſchritte machten unſere Genoſſen bei den Nach—⸗ 
wahlen in Württemberg Im Begirk Mergentheim, einen bes 
fonder3 rüdjtändigen Bezirk, ftiegen die Stimmen für unferen Genoffen bon 
5 im Sabre 1900 auf 261 Stimmen, in Freudenftadt von 125 im Jahre 1900 
auf 824, in Tuttlingen von 1895 auf 1716, In allen Kreifen, wo Nachwahlen 
ftatifanden, trat dieſelbe Erſcheinung gutage, die bei der bereits im bot» 
jährigen Bericht erwähnten Rachwahl in Ehlingen beobachtet worden war. 

Am 3. Januar wurde bei einer Nachwahl in Ilmenau, Sachſen— 
Weimar, Göenoſſe Hauwede gewählt. 

Weniger erfreuliche Refultate bradten Die Bürgerfhaftstvahlen in 
Bremen, die in der Zeit vom 23.. November bis 21. Dezember ftattfanden. 


Bereingelte Bezirke braten nicht einmal die Stimmen: wieder auf, die ſchon 
im Jahre 1902 für unſere Kandidaten abgegeben waren. Eine Anzahl Bezirke 


brachte zwar mehr. Stimmen, doch ift auch hier ein erheblicher Fortichritt 
feit 1902 nicht zu berzeichnen. Ein Mandat ging verloren, fo daß die Wahlen 
eine Verminderung der Mandate bon 19 auf 18 brachten, 

Am 12. Januar berfuchten unjere Genoffen, bei den Landtagswahlen in 
Shanmburg-Lippe Mandate zu erobern. In ſechs von den zehn Streifen 
de3 Landtages hatten fie Kandidaten aufgeftelt. In zwei Bezirken famen unfere 
Genofien in Stichwahl und gelang e3, das Mandat für den achten Bezirk zu 
erobern, wo. Genoſſe Lorenz gemähli wurde. 

Hm. Jahresſchluß war unjere Bartei in folgenden Landtagen beriretenz 
in Vremen buch 18, in Samburg durch 13, in Bayern und Baden dur 
je 12, in Rudolitadt, Württemberg, Helfen und Meiningen duch je 7, in 
Koburg-Gotha dur 6, in Neuß j. 8. dur 5, in. Oldenburg und Lübed 
durch je 4, in Altenburg und Lippe dur je 3, in Weimar und Anhalt 
Durch je 2, in Sachſen, Elſaß-Lothringen, Schnumburg-?ippe und Neuß ä. L. 
duch je einen Genoſſen. In 10° Landesgefebgebungen des Deutichen Neiches 
jigen alfo insgeſamt 116 ſozialdemokratiſche Abgeordnete, während in den Lands 
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tagen von Preußen, den beiden Mecklenburg, Braunſchweig, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen und Walde bie Sozialdemokratie, oder richtiger die Arbeiter« 
Hafle noch nicht DErRLELEN ft. 


9 Gemeindewahlen. 


Es ift unmöglich, hier ein vollftändiges Verzeichnis ber Nefultate ober. 
auch nur dee Siege unferer Bartei bei Gemeindetvahlen gu geben. Sn. den 
Herbitmonaten, wenn bie meiften Gemeindemahlen find, bringt unfere Partei⸗ 
prefie in jeder Nummer eine Reihe von Siegesnachrichten, und body find die 
dort mitgeteilten Siege nur ein Brudteil von dem, was wirklich erftritten 
if. Wenn aus einem größeren Agitationsbezirt die Zahl der in Gemeinde» 
verireiungen wirkenden Parteigenofjen mitgeteilt wird, dann entdeckt man 
. immer, daß eine große Anzahl von Parteigenofien das Amt eines Giadt« 
berordnieten ober Gemeindevertreters erlangt hat, ohne daß Meitere reife 
von bem Siege der Genoſſen des betreffenden Ortes etwas erfahren. haben. 

Da wir Hier Fein Verzeichnis fozialiftiicher Gemeindevertreter geben 
fönnen, fondern die Wahlen nur als Gradmeſſer für den. Stand ber 
PBarteibewegung betrachten, fo wird es genügen, eine Reihe typiſcher Wahlen 
herauszugreifen, um durch Vergleich früherer Nefultate mit ben jeßigen das 
Wachstum der Partei nachzumweifen ‚und ferner dur die geographij she Vers 
teilieng der Wahlfiege den Nachweis zu bringen, daß die günftige Entmidelung 
ſich nidgt auf einige Orte oder beftinmte Gegenden beſchränkt. 

In Schöneberg fanden am 2. November in fünf Bezirken Neuwahlen 
ftatt. In vier Bezirken fiegten unfere Genofien, In Nürnberg hatten 
unfere Genofien im Vergleich zu früheren Wahlen einen erhebligen Fortſchritt 
zu bergeichnen. Gie erhielten bei der am 6. November ftattgefundenen Wahl 
bon 13 608 abgegebenen Stimmen 5508, aber feinen Sitz. Mehr Erfolg hatten 
unfere Genofjien am 7. November in Forft i. 8. 1908 war fait Stimmen« 
gleichheit gemefen, bie Gegner hatten 1163 bis 1174 Stimmen gehabt, während 
unfere Genofjfen 1163 bis 1170 Etinnmen erlangten. 10905 erhielten unfere 
Genofien 1447 bis 1460 Stimmen, während e3 die Gegner nur auf 1378 his 
1888 brachten. Um 8. November fanden in 16 Bezirken der dritten Klaſſe 
ir Berlin Neumahlen Statt. Acht. diefer Bezirke waren aub im der früheren 
Wahlperiode duch Sozialdemofraten vertreten. Bei der lekten Wahl 1899 
hatten unfere Genofjen von 33748 abgegebenen Stimmen 18509, alſo 55:vom. 
hundert, erhalten. Am 8. Nobember erhielten wir bon 41254 abgegebenen 
Stimmen 30681, alfo 74,86 von Hundert. Pie Gegner brachten alfo 4578 
Stimmen weniger auf als im jahre 1899, mährend wir 12082 Gtimnten 
gewannen. Im erſten Wahlgang wurden elf Mandate gewonnen und vier 
Genoſſen kamen in Stichwahl. Ein ähnlich günſtiges Nefultat. erzielten 
unfere Genoffeen am gleiden Tage in Elbing, mo fie 788- bis. 
801 Stimmen erhielten, während die Gegner ſich mit 579 bis 797 begnügen 
mußten. In Halle a ©. bradte e8 die Lifte unjerer Genoſſen bei dem. . 
eigenartig Tomplizierten Wahliyftem auf 4475 bis 4546 Stimmen, während 
bei den lebten Wahlen die Hödhitziffer 3148 beiragen hatte, Am 10. Revember 
eroberten die Genoſſen in Jüterbog zwei Sibe, während die Genoffen in 
Braunfhmeig das Mandat, welches fie zu verteidigen hatten, Hielten. Ju 
Barmen ftieg Die Zahl unferer Stimmen bon 8547 im Jahre 1903 auf . 
4548 Stimmen in diefem Jahre. In Furtwangen im Schwarzwald, wen 
unfere Genofien die 20 Site der Niederftbeiteuerten innehaben, hatten fich 
12 Genoffen der Neumahl zu unterwerfen. XTroß des gewaltigen Anfturms 
bes Zentrums behaupteten unfere Genoſſen alle Mandate. In Branbens . 
burg a. ©. übernahm der „Reichsverband gegen die Soßialdeniotratie die 
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Küßrung, um unferen Genoffen vier Mandate ‚abzunehmen, Unferen Ge 


noffen 'gelang e8 bei ber Wahl am 15. November, ihre Stimmen bon 2259 
im Jahre 1008 auf 2010 gu erhöhen, und fie behaupteten dadurch ihre Sike. 
sn Zehe eroberten unfere Genofien am 15. November zwei Sitze. Ein 
ER ungerechte und kompligiertes Wahlſyſtem bat Shbemnib. Die 
Zahl der gegneriien Stimmen ftieg dort ſeit 1008 von 8588 auf 3048 und 
die Stimmen unſerer Genoffen von 4038 auf 4712. In GIherfeld fteigerten 
unfere Genoſſen ihre Stimmenzahl bon 1418 bis 1456 im Jahre 1908 auf 
3914. bis 4121 bei der Wahl im November. An einzelnen Fällen ſank der 
telative Anteil unſerer Genoſſen trotz einer erheblichen Steigerung der ab⸗ 
foluten Stimmenzafl. So in Köln, wo die Stimmen. für unfere Genoffen 
bon 1250 im Sabre 1903 auf 2600 ftiegen. Uber die Stimmen des Zentrums 
ifiegen bon 7300 auf 9100 und die ber Xiberalen bon 2140 auf 2600. In 
Gera jtieg bie Wahlbeteiligung auf 82 Proz. Won ben 580 Stimmen, die 
mehr als bei bet vorigen Wahl abgegeben murben, erhielten unfere Genofjen 
200 und erlangten nun für ihre Liſte 2081 bis 2422 Stimmen, die Gegner 
hatten aber 380 Stimmen gewonnen und erlangten nun für ihre Lijte 2331 
bis 2680 Stimmen, fo daß nur ein Kandidat von unferer Lifte gewählt wurde. 
In Remſcheid fiegten 1908 unfere Genoffen mit 1923 Stimmen, die 
Gegner hatten nur 18738 Stimmen erhalten. Am 17. November erhielten 
unfere Sanbidaten zwar 2479 Stimmen, aber bie Gegner brachten e8 auf 
2652 Stimmen, wodurd) unjere Kandidaten unterlagen. Beſſere Fortſchritte 
würden in Bielefeld gemadt, wo unfere Genofjen ihre Stimmenzahl von 
2644 im Jahre 1908 auf 3398 fteigerten und acht Mandate eroberten, während 
bie gegnerifchen Stimmen nur bon 2276 auf 2678 ftiegen. In Dortmund 
war ebenfall3 am 17. November Stadtverordnetenwahl, dort ftiegen unfere 
Stinimen von 809 im Sabre 1903 auf 1558. In Oberhaufen bei Augs⸗ 
burg wurden am 17. November breit Genofjen gewählt. Es find die eriten 
drei Sozialdemokraten, die als Gemeindebertreter in ein Gemeindeparlament 
des indufiriereihen Kreifes Schwaben einziehen. In Fürth, wo unfere 
Genoffen biäher 'mit den Demokraten eine gemeinfame Liſte aufgeftellt hatten, 
girigen fie jetzt ſelbſtändig vor und errangen bei der am 21. Nobember ftatt- 
gefundenen Wahl 8040 Stimmen, alfo 149 mehr, als fie vor brei Jahren 
für Die gemeinfame Lifte erhalten hatten. Die Demokraten Hatten ſich ber 
Geſellſchaft, "gu der fie gehören, den Natisnalliberalen und den Preifinnigen, 
angefchloften Jetzt behaupteten unfere Genoffen bie ſechs Mandate auß 
eigener Kraft, die fie 1902 mit Hülfe der Demokraten erhalten hatten. Am 
22, November eroberten ünfere Genofien in Rathenow alle vier zur Wahl 
ſtehenden Mandate. An demfelben Zage wählten die Genoſſen in Brafel 
bei Dortmund mit 875 Stimmen zwei Benofien als Wemeindevertreter, 
mährenb die Zentrumskandidaten im Bunde mit der Zechenpartei nur 288 
Stimmen erhielten. In Melfungen wurde am 28. Nobember ein Genoffe 
gewählt unb ein: anderer kam in Stichwahl. Weniger günſtig erſcheint das 
Nefultat in Königsberg, wo 1908 2893 Stimmen für unſere Kandidaten ab« 
gegeben waren und am 28. November 1905 nur 2107 Stimmen erzielt murben. 
Der Rüdgang mar ‚aber dadurch Berbeigeführt, dag man die Wähler der 
niefrigften Steuerftufe aus der Wählerlifte geſtrichen hatte. Die Wähler 
lifte Hatte dabuch 1905 2862 Namen weniger, als fie 1908 gehabt Hatte. Hätte 
man biefen Armen das Wahlvedt gelaſſen, dann wäre auf jeden Pal ein 


erheblicher Fortſchritt gu bergeichnen geivefen. 


Am 80. November und 1. Degember fanden die Wahlen in Dresben 
ftatt, bei welchen für die fozialdemofratifhen Kandidaten 11900 und für. bie 
gefamten bürgerlihen Kandidaten 11200 Stimmen abgegeben wurden. Die 
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Stimmenzahl für unfere Genofjen ift feit einem Jahre um 1800 geftiegen, 
während die bürgerlihen Barteien 2800 Stimmen verloren haben. Nun 
hielten auch jozialdemofratifhe Gemeindevertreter in das Stadtparlament 
der ſächſiſchen Refidenzitadt ihren Einzug. 


Am 30. November erhielt in Bant die Lifte unferer Barteigenofjen über 
800 Etimmen mehr als die Liſte der vereinigten Gegner. Dagegen gelang 
es den Gegnern, in Delmenhorſt die Mehrheit zu erlangen und bamit 
unfere Genoſſen aus der Stadtvertretung zu verdrängen. Als erfte Sozial» 
demokraten wurden in Lechhau ie en Bei Augsburg und in Borsborf Bei 
Leipzig unſere Genoſſen gewählt. Ferner ſiegten unſere Genoſſen in Oetzzſch 
bei Leipzig, in Trebbin, in Eiſenach und in Roth am Sand, An dem 
durch Eingemeindung von Cannſtatt, Untertürfgeim und Wangen vergrößerten 
Stuttgart fand am 11. Dezember die erſte Gemeindewmahl ftatt, in 
welcher die Lifte unjerer Parteigenojien 6698 Stimmen erhielt, mopurd Die 
dortige Stadtverordnetenfraltion unferer Partei von fünf auf neun PMit- 
glieder verſtärkt wurde. Denfelben Erfolg hatten die &emeindemäahlen in 
Münden. Die Stimmen unserer Genofjen find dort von 4920 im Jahre 
1902 auf 6417 im Jahre 1905 geitiegen. Unfere Genofien gewannen fünf neue 
Sitze, wodurch die dortige Fraktion auch neun Mitglieder erhielt. Im Des 
zember und Januar wurden dann no Wahlfiege gemeldet aus Durladı, 
Kaltfennordbeim, Ulm, Bulad, Erlenfeld dei Würgburg, 
Doberan, Zangenbielau, Klversgehbofen, Kaffel, 
Shmetingen, Gräben bei Gtriegau, Weinheim, NRüppurr bei 
Karlerufe, Obrigheim bei Mosbach ufm. In Württemberg wurden in 
89 Orten 69 jozialdemofratifche Vertreter gemählt. \ 


Die Unvollfrändigfeit Diefer Lifte zeigt fich jedesmal, wenn einzelne Kreiſe 
genauere Zufammenftellungen madjen. Der Wahlkreis Nieder-Barnim 
‚madte eine folde Zufammenjtellung Nach -diefer Tabelle waren 1902 in 
12 Orten des Kreiſes 31 Gemeindevertreter, 1904 in 17 Orten 82 Vertreter 
und 1905 in 30 Orten 94 Vertreter verzeichnet. Man fieht Hieran, wie unfere 
Bartei auf dem Gebiete der Kommunalpolitit vordringt und auch Anfänge 
torhanden find, in die Kommunalverwaltung einzudringen. Hier tritt uns 
aber als Hindernis das fogennnnte Beſtätigungsrecht entgegen, wodurch oft. 
das Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden bejeitigt wird. - Das mußten 
namentlich die Genojjen im Herzogtum Gotha empfinden. An Waltershaufen 
mählten unfere Genofjen den Rechtsanwalt Wejtphal aus Danzig zum Bürger- 
meifter und den Genofjen Jäger zum Senator, ferner mählten die Genoffen 
in Schterhaufen den Genoffen Licht zum Schultheiß. Aber die Megierung 
verfagte die Beitätigung. Am 24. Februar beantragten unfere Genoffen im 
gotkaifhen Landtag, dag Minifterium wegen Verfaſſungsverletzung unter An—⸗ 
klage zu ſtellen. Dieſer Antrag fand aber nicht die Mehrheit im Adeee 
weil alle Nichtſozialiſten gegen den Antrag ſtimmten. 


In Heſſen wurde in Mühlheim a. M. der Genoſſe Zahn zum Beigeocde 
neten gewählt; es iſt der erſte jozialdemofratiiche Beigeordnete im Groß- 
hergogtum Heften. Fajien wir dad Gefamtbild zuſammen, dann zeigt fid), 
daß in mehr als % der Orte ein Fortſchritt zu verzeichnen iſt. Aber auch 
in den Orten, wo unſere Genoſſen unterlegen ſind, iſt dieſe Niederlage in 
der Regel nur durch erhebliche Steigerung der Wahlbeteiligung herbeigeführt, . 
fo Daß man früher erftrittene Siege mehr der Untätigfeit der Gegner als 
der eigenen Kraft verdankte. Wo aber die Gozialdemofratie eingreift, ‘gibt 
es neues Leben. Die Zeiten find borüber, in denen die Gemeindepolitit von 
ein paar Spiekbürgern am Biertiſch gemadt und die Gemeinde. ſelbſt ala 





⸗ — 12 
. 


Te EEE — 


emeindewahlen — Straflonto der Acheiletbewegung. | 45 


Ginciöhung gut. Hebung ber Gefgäfte für einzelne Rieferanden betrachtet 
N murde, . \ 


®% * * 


Strafkonis ber Wrbeiterbewegung. Die Wahlrechtskämpfe und bie zahl. 


zeichen, fich immer heftiger geftaltenden' wirtſchaftlichen Kämpfe haben bes 
. gzeifligerweife much unfer Straflonto beeinflußt. Nach unjerer Aufftellung 
wurden an Strafen erfannt: 2 Jahre 4 Monate Zuchthaus, 66 Jahre 1 Monat 
4 Wochen Gefängnis und 24881 DE. Gelditrafe. 


- Sin erheblidder Teil der Gefängnisftrafen entfällt auf die wegen Teil⸗ 
nahme an ber fächftifhen Wahlrechtsdemonſtration Verurteilten. Die 


Dresdener Jufttiz bat bier nicht nur Schnelle, ſondern auch gründliche Arbeit 
: geliefert. Ueber 27 Ungellagte, beren Ic ek zum Teil ganz geringfügiger. 


Natur waren, wurden 20 Jahre Gefängnis verhängt. So murbe ein Mann, 


der eine durchbrochene Schutzmannskette paffterte, keinen beleidigenden Ruf 
"außftieß, keinen Mann bes Schutzes auch nur mit ben Fingerfpigen antajtete, 
deſſen ganzes MWerbrechen aljo lediglihd in der Durchſchreitung der Durd)» 
brochenen Kette lag, gu ber ungeheuerliden Strafe von einem Jahre Ge- 
- füngnis verurteilt. Ungefähr zur felben Beit ftanden Schüler des Technikums 
. Ir: Mittweida vor Gericht. Um die Schubleute einmal gründlich zu ber- 
"Jauen, veranftalteten fie nachts eine große Zufammentsttung, zu der brieflid 


und durch Anfchläge an den Plakatſäulen eingeladen worden mar, mit der 


: MWeifung, :Spuzierftöde mitzubringen. Tatſächlich ſtrömten auch etwa dreis 
: Hundert: Mann zufammen, pfiffen, johlten, verhöhnten die Polizei, ja man 


warf die Beamten mit Steinen, ſchlug Fenfterfcheiben ein und riß Bass 


. Sandelaber. um, Die Rädelsführer wurden vom Schwurgericht wegen Aufs 
cuhrs, Gefangenenbefreiung und ruheſtörenden Lärms zu — vier und fünf 


Wochen Gefängnis, verurteilt. Dieſe Parallele zeigt, wie ſehr die Dresdener 


. Mıteile der Nieberringung ber Wahlrehtöbewegung dienen. folten und fie 
als Klaſfenurieile qualifizieren, 


Als bie gum 21. Januar geplante Wahlrechtsdemonſtration in Preußen 


kefannt wurde, ſetzte eine iyjtematifge Sehe gegen die Partei ein. Am 
‚ 11. Januar wurde in Breslau der Genofje Löbe wegen eines am 5. Dezember 
: tn ber „Breslauer Volkswacht“ erichienenen Aufrufs zur Wahlrechtsbewegung 


gu einem Sabre Gefängnis verurteilt. Tas Gericht fonjtruierte aus dem 


Aufruf eine Aufreizung zu Gemalttätigfeiten. Die Hetze gegen die Partei 
. Burde no Berimärft, als Bülom den Sunfern verſprochen hatte, die Gefeke 
.„rüdfichtsigs” und „unerfchroden” gegen die Sozialdemokratie anzuwenden. 
. Mm:9. Februar hatte fi der Redakteur der „Leipziger Volkszeitung“, Genoffe 
- Seinig, bot bem dprtigen Landgericht ebenfalld wegen Aufreizung gu Gelvalts 


tätin leiten zu berantmworten. Micht weniger als fünfundzwanzig Wrtifel bes 
Blattes ftanden unter Antlage. Das Gericht ſchied mar zivangig Urtifel 


von ber Anklage aus, erblidte aber in fünf Wrtileln einen Verſtoß gegen 


8 130 des Strafgefebudies; außerdem follte der Ungeflagte and) noch das 


E achſiſche Geldſacksparlament beleidigt haben, weshalb er zu einer Geſamt⸗ 


rafe von 1 Jahr und 9 Monaten Gefängnis verurteilt wurde. Eine ähnliche 


“ Yltlon wurde gar die Erfurter „Tribüine” eingeleitet, die mit der Ver 


urteilung des Genoſſen v. Lojewski zu 8 Monaten Gefängnis endete. Auch 


er folte fi der Aufreisung, außerdem aber auch ber Verãchtlichmachung 
> ſchutdig gemacht haben. 


Natürlich haben die Gerichte weder in den angeführten, noch in ben 


Abrig Aufreigungsprozeſſen einen tatſächlichen Verſtoß gegen ben 8 180 


nachweiſen können. Alle Ungellagten haben auch entfchieden beitritten, zum 
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gewalttätigen Kampfe aufgereizt zu haben. Die Sozialdemokratie habe, ſtets 


die Anwendung bon Gewalt zurückgewieſen, wie in ihrer Literatur, ins— 
befondere in Yen Schriften von Marx und Engeld klar ausgeſprochen ‚werde, 
Das Half aber nichtss die entfprecdhenden Beweisanträge murden einfach dbs 


gemwiejen.. Die. Gerichte waren durch die Worte „Rlafjenfampf“ und „Rebolu⸗ 


tion“ hypnotiſiert und eradjteten die Ungeflagten für überführt, weil, wie im a 
Leipgiger Urteil auzgeführt wird, in den bon den Artifeln bedrohten Kreifen! 


Beunrubhigung hervorgerufen murbe, 


Der Krawall im Schoppenstehl zu Hamburg fam den Scharfmadern fehr 
gelegen und. wurde bon dieſen recht eifrig gegen die Partei ausgeichlachtet. 
Das Hamburger „Echo” wies diefen Verfuch entjchieden zurück und führte das 
Verſchulden für diefen Vorgang auf die Polizei, gurüd, die jene Gegend ohne 
genügenden polizeilihden Schuß gelafien habe, troßdem. fie willen mußte, was 
fie von ben dort Haufenden Glemeften zu erwarten Habe. Auch murde daß. im 
Anſchluß an den Krawall erfolgte Verbot der Arbeiterberfammlungen, das 
der Aufhebung des Verſammlungsrechtes gleichkam, ſcharf kritiſiert. Dadurch 
ſollte ſich das „Echo“ der Polizeibeleidigung ſchuldig gemacht haben. Das 
Gericht faßte einen Artikel ſo auf, daß der Polizei der Vorwurf gemacht 
werden ſollte: ſie habe die Exzeſſe durch ihre Spitzel arrangiert, um fie hinter⸗ 
her gegen die Soztaldemofratie zu fruftifigieren und nahm bier berläums 
deriſche Beleidigurig an. In Verbindung mit einer einfaden Beleidigung 
wurde dieferhalb der Genofje Waberski zu 5 Monaten Gefängnis und 300 Mt. 
Geldftrafe verurteilt. Sr dem fpäter ftattgefundenen Prozeß megen der 
Schoppenftehl-Rrawalle ijt dann zum Leidweſen aller Scharfmader aber feit« 
geftellt worden, daß ein Zufammenhang bes Krawalls mit der Wahlrechts- 
demenfittation nicht beftand. Selbit der Staatsanwalt mußte erflären, bag 
bon den 28 Angellägten nur einer politifch organifiert war. 


Die Beitrafungen wegen Ausübung des Koalitionsrechtes ergaben, daß 
durch die Praxis der Gerichte die Ausübung des Koalitionsrechts immer mehr 


gehemmt, wenn nicht unmöglich gemacht wird. Das zeigt ſich beſonders bei...» 
dem Vorgehen gegen Gtreifpoften, in der Art der Auslegung des $ 153 der 


Gewerbeordnung und in der Anwendung des Erpreffungsparagraphen. 


Wie ſehr ſich Organe des Staates als Werkzeuge der Klaſſenherrſchaft er⸗ 


weiſen, bat die Breslauer Polizeitat vom 19. April aufs neue beſtätigt. Die = 
Zulom menÄunft einer Anzahl von Brutalen Unternehmern außgeipertter, auf :- 
die. Straße geworfener Arbeiter auf dem Gtriegauer Plag, um auf. ihre : 


arbeitstwilligen Kollegen einzuwirkten, gab Anlaß zu fürdterlidem. Blut- - 


oersiehen. Das Torhaben der Ausgefperrten jtand mit den Gefeben nit. > 
im Widerſpruch; terroriftifche Akte maren nad Lage der Verhältnuffe ganz: : 
ausge chloſſe 1, Als jedoch der Menſchenknäuel auf. Aufforderung. der Peligei 
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nich? ſchnell genug auseinander ging und eine genügende Anzahl Schutzleute | 
aufnebotett war, erfolgte auf Kommando der Angriff, Etwa Hundert Schutze 
leute drangen mit blanfen Säbeln in die Menge und Berittene ritten. sit - - 
Pierben in den Menfchenhaufen hinein. Der Striegauer Platz und bie an⸗ 


grenzenden Straßen zeigten große Blutſpuren. Sn. blinder Wut berfolgter 


Poliziſten die Alicbenben ſogar bis in die Häufer. Sn einem Haufe. der Hilde⸗ 


brandiſtraße wurde dem Arbeiter Franz Biewald, der an dem Vorgang auf. . 
bem Etriegauer Plab gar nicht beteiligt war, bon einem raſenden Schutzmann 


durch einen von hinten gegen ihn geführten Säbelhieb die linke Hand, mit 


ber er das Treppengeländer erfaſſen wollte, glatt vom Arm abgeſchlagen. Be 


Handabhader verſchwand fejleunigit, ohne bis heute ermittelt zu erden.“ - 


Ser Breslauer Poligeipräfident, der der Schutzmannſchaft ſehr ſchnell öffentlich 


‚Steaflonto. > — parteiyreſſe. 45 
felnen Sant und ſeine „beiondere Befriedigung” für ihre Tat ausſprach hat 
nod.- kürzlich dem Rechtsbeiſtand des verletzten Biewald mitgeteilt, daß der 
Täter immer no nicht. ermittelt ſei. Freiwillig ſcheint ſich Die blutdürjtige 
Kreatur nicht zu melden! Nicht nur in Brezlau, fondern im ganzen Reid 
haben die Vorgänge tiefgehende. Empörung hervorgerufen und haben manden 
bis dahin oleichoultigen Arheiter in die a feiner Klaffengenofien 
gefübrt, — 

Zar ul en ” t 
Die ——— hat die fteigende Tendenz, von bei im — Bericht 
geſprochen wurde; auch in dem abgelaufenen Berichtsjahre —— Nur 
wenige Blätter ſind es, die Zuſchüſſe bedürfen. 


Die Genoſſen Magdeburgs, die erſt vor Jahresfriſt die Druderei, in der 
die „Volksſtimme“ hergeſtellt wurde, käuflich erworben und techniſch vervolh⸗ 
ſtändigt haben, fehen fi gezwungen, Erweiterungen vorzunehmen, die in die 
Erwägung der Erwerbung eines eigenen Heims für die Druckerei auslaufen. 

"Sm eigenen. Heim und, eigener Druderei erſcheint seit dem’1. Sanuar die 
„Freie Preſſe“ in Elberfeld. Die Buchdruckerei des Genoſſen Grimpe, 
in der die „Freie Preſſe“ 18 Jahre hergeſtellt wurde, iſt von den Genoffen 
käuflich übernommen. Die Druckerei beſitzt jetzt 2 Rotationsmaſchinen, wodurch 
jeder Eventualität bei dem Erſcheinen des achtſeitigen Blattes vorgebeugt iſt. 

Nachdem die Genoſſen in Hannover im vorigen Jahre ein in beſter Lage 
der Stadt gelegenes Grundftüd erworben Hatten, war der Ausbau und die 
Einrichtung Ende März ſoweit gediehen, daß am 1. April der „Volkswille“ in 
eigener Druderei und im: eigenen Heim hergeftellt werden konnte. Won der 


- Firma Dörnfe u. Löber, bei der bisher der Drud des „Volkswille“ ausgeführt 





wurde, murde jämtliches Inventar und Die Maſchinen übernommen. Die 
Auflage des „Woltswille“ beträgt über 20 000. 


Am 16; Abril ‚feierte da3 „Hamburger Echo“ inkluſive ſeiner Vorgängerin, 
der. „Bürgerzeitung“, das 25jährige Jubiläum. Un dieſem Tage erſchien die 
erite Nummer der von Johannes Wedde gegründeten „Vürgerzeitung”, nach— 
dem alle früher erfdienenen fozialdemofratifhen Zeitungen Samburg-Altonas 
unter dem Sogtaliftengefet verboten worden waren. Das Blatt verfiel aber eben- 
falls. dem togialiftengefeblichen Nerbot wegen eines Artikels, betitelt: „Gewalt 
ift fein Heilmittel“. Schnell folgte dem unterbrüdten Platt daB „Echo“, das 
jetzt 50 000 Abonnenten hat. 


Mit den Vorarbeiten, das Blatt in eigener Druckerei herzuſtellen, ſind die 
Genoſſen in Braunſchweig beſchäftigt. — Die Genoſſen in Mainz ſino ge— 
zwungen, faſt durchweg neues Betriebsmaterial für die Druckerei anzuſchaffen. 
— Uni ‘die Herausgabe einer großen Tageszeitung zu ermöglichen, bie für 
das’ Ruhrgebiet, fpeziell der Kreiſe Eſſen und Duisburg, eine Notwenvigkeit 
geworden iſt, werden die Genoſſen in Eſſen eine Parteidruckerei errichten. — 
Darüber ſoll durch Information an Ort und Stelle der Plan errungen 
werden, ob die „Sazeta Robotnicza“ dreimal wöchentlich erfcheinen foll "oder 
ob fie in ein Tageblatt umgewandelt werden kann. 


"Aus der Fixma der „Fränkischen Verlagsanitalt und. ie in Nürn⸗ 
berg iſt Genoſſe Singer ausgetreten. 

Die unler der Firma J. H. W. Dietz Nachfolger in Stuttgart ſeit 1881 
beſtehende Verlagsbuchhandlung wird ſeit dem 1. Januar auf Rechnung: der 
Bartei- ‚geführt. ‚In ber Organifation des Gefchäftes ift mit der Eigentums» 


änderung, ein Wespiel gber Aandarung nicht verbunden. Genoffe Dieb widmet - 


bem Gejhäft vor wie nad) feine unveränderte Unterftügung. 


mn. 
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Vom Parteivorſtand wurde der gegebenen Anregung entſprechend be⸗ 


ſchloſſen, der „Gleichheit“ alle 4 Moden eine Kinderbeilage neben ben regel⸗ 
‚mäßigen Beilagen beigulegen. Der Koftenpuntt wird fich jährlich auf 1500 Mt. 
‚belaufen. Ä 

Die illuſtrierte „Neue Welt“ wird in einer Auflage bon 401500 einer 
Anzahl der Barteiblätter beigegeben. Eine größere Zahl der Barteiblätter ſtellt 
eigene Unterhaltungsbeilagen für ihre Auflage her. 

Der im 31. Jqhrgang erſcheinende „Neue Weltkalender“, Verlag, bon 
Auer u. Co., Hamburg, hatte im 80. Jahrgang eine Auflage von 150 000, die 
a verkauft wurde. 

. Die Frage der Homogenität. ger Mebaltion des „Vorwärts“ Hatte bereits 

im borigen Sabre den Parteivorſtand und die Preßkommiſſion mieberholt be- 
ſchäftigt. Desgleichen eine Gißung, an der die gefamten Funktionäre Groß— 
xlinz teilnahmen. Die ee und Verhandlungen Hatten ala Folge 
nicht das gemwünfchte Reſultat. Die Gegenſätze in ber Redaktion blieben 
unberminbert, ja fie fpikten ſich weiter zu. Auch die vor der Fünfzehner- 
Kommilfion in Jena gepflogenen Verhandlungen in der Sache bradten Feine 
Beflerung in dem perjönlichen Verhältnis der Redakteure gu einander. Da— 
‚Durch mußte das in einer Redaktion notwendige Tollegiale Zuſammenarbeiten 


nicht nur ſchwer leiden, ſondern faſt Mmoch werden. Der Zuſtand in ber, 


Redaktion war unbaltbar geworden; 


PBarteivorftand und Prekfommiffion hielten e8 deshalb für ihre unabweis⸗ 
liche Pflicht, einen gangbaren Weg zu finden, der aus der unerquicklichen Lage 
heraußführe. Barteivorftanb und Breplommiffion traten gur Beratung der 
Lage zu einer gemeinihaftliden Sigung am 2. Oltober 1805 gufantmen, zu 
der auch Vertreter Groß⸗Berlins geladen waren. Da weder der Parteivorſtand 
noch die Preßkommiſſion in der Lage war, beſtimmte Vorſchläge zu machen, 


ktam man überein, ſolche in der nächſten ordentlichen Sitzung der Preß⸗ 


tkommiſſion vorzulegen und zu beraten. Dieſe Sitzung der Preßkommiſ — 
fand am 6. Oklober ſtatt und war auch die Redaktion eingeladen. Der 
daktion wurde jedoch bekannt gegeben, daß Vorſtand und Preßkommiſfion allein 
zu berhandeln wünſche, worauf fich die anweſenden Redakteure entfernten. 
- Vorftand und Preßkommiſſion famen. überein, bie Verhandlungen, die. per» 
foneller Natur waren, jolange diskret gu behanbeln,. bis man zu einer voll. 
ftändigen —— in bezug auf den Perſonenwechſel in der ‚Rebaftiön 
“gelangt fei. 

‚Segen ben Ausflug der Redaktion ‚von ben Berhandlungen, bie. der 
Parteivorſtand und bie. Preßkommiſſion miteinander pflogen, wandten ſich die 
Redakteure Büttner, Eigner, Gradnauer, Kaliski, Wetzker und Schröder: durch 


‚Schreiben vom 10, Oktober. Bie ben Genannten am 16. Ortober von den 


Genoſſen Geriſch und Pfannkuch gegebene. mündliche Antwort wutde in ſchrift⸗ 
licher Ausfertigung durch ‚Schreiben vom 17. Oktober gewünſcht. Dieſem 
Wunſche wurde am 20. Oltober ſeitens bes Parteivorſtandes und zwar ſeitens 


sämtlicher Mitglieder entſprochen. Als Antwort auf den Brief des Partei— 
vorſtandes —— die ſechs Redalteure Sonnabend, ‚den 21. Oftober 1905, 


a und — namen am. 28, Oltober. die Ye no 


j — Beide Körperſchaften teilten mittels Schreibens vom 28. Öftober 


ſechs Redakteuren mit, daß vom 28, Oktober ab auf ihre fernere Tätigteit 


— — * 
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in der Redaktion verzichtet werde, Neun eingetreten in die Redaktion find die 
Genoſſen Blod, Davidjohn, Dümell, Stadthagen, Weber und Wermuth. 

Der Abonnentenitand des „Vorwärts“ bezifferte ſich am Schluſſe des 
Geſchäftsjahres auf 112000 Exemplare. 

Ueber den Stand des „Vorwärts“, der „Neuen Zeit“, — „Gleichheit“ und 
des „Wahren Jakob“ geben folgende von der a u EL geprüfte 
Jahresrechnungen Auskunft: 








„Vorwärt 8", 
“1905/1906. 
F Jule Dtober, ö | Saar. April⸗ & 
ember ezen 
oe oer 7 eg un 


A. Gingänge: 


BDO En) gelder. dur die | 
Expedition . | 1213955180227623|35| 839837/45 
Abonmementsgelber durch te | a AS DM 
t 


O v 0 ı 
nferaten- Einnahme . .. | | 110876/85| 83356580 












verkauf durch die Erpedition 6811/85 
Gefamt-Eiimahme ME SEHE ICE IE 15 NETT 7 
B. Husgänges 
Diverfe Unkoften: 
(Borto für Streugbänder, Gebühren 
für Ueberweiſungen, Porto und 
Depeſchen d. Redaktion, Telephon, 
Steuern, Beleuchtung, Hedattions- 
Pal Schreibutenfilien, Formu⸗ 
lare :c.) 9303 60 51746|50 
eitunfgs-Abonnement . . . | 379/90 1858.90 
euilleton . . „1 2615195 11613145 
edakteure, Korreitoren, 
Juriſtiſche Sprechſtunde. .1622888 69488110 
Mitarbeiter: Bolitit, Gewert» | ' A 
ſchaftl, Verlammlungen 2c. | 1136011 | 4800860 
Lolales und Bororte . 448111 3972| 901 17540185 
— Sen und ——— 
berichte... 780 —- 5370140 
Neue Welt. . ... | 114091 48711!80 
Gehälter der Expedition . .| 4617150 21472|55 
Mieten. . . — 4300: — 17200 — 
Geridtsfoften. . . 0°» 2391186 9347|15 
Reda tionsbibliothet — .298|70) . 1027150 


Drudreänung. -.-_._... 1169137 ‚301207295 03jp11870. 3514480 -— 802797|90 


GBefamt- Ausgabe ME. 287304 90749|85[1101 ee 
Gewinn . . u. — 8 28166) 85} 62235115] 140615155 
wie oben unter A Mt. P63350|105313070190[312388| 15135298510 1241794 25 
Der Geſamt⸗Ueberſchuß — Mt. 140 615,55, 
| Berlin, den 17. Auguſt 1908. 
Revidiert und fir richtig befunden: > 
9. Roenen Clara Zetlin Ad Ged. Fr. Brühne. 
3 3 Ehrhart. Eugen Ernit. Aug. Kabden. W. Bod, 
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„Die Neue Zeit“. 
— — bis 31. Degernder 1 1908. 


Inſerate ee .oc9 8 ee. 0 


do. ron 3.9. B. Diep. nee 








er 
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B. Uusgänge: 


Satz, Drud, Stereotypie . 2 2 0 en. 0 
IBapier oa a ee 
SBUHDINDER u:-&: a: ea a ee een 
Redaktion ._—.—..—.-—. nn... 1 0 8 08 00 0 
Diitarbeiter u... 6 Wa a ne 
Porti und Unkoſten Be: Sr al re ei 
NRemittenden — . } [) . ® 





I | J TTTAAMA | 
Der Abonnentenſtand Betrug am 31. Dezember 1905 „ . 6400 


am Ec — 1906 . 0 . . 7200 





H | | 1. Januar bis, 31. —— 1908. | 02 
— A. Eingänge: — | 
u Abonnements a. 0 1 0 8 90 0 8 08 0 8 00 0 


Y B. Ausgänge 
5 Cab, Drud, Falgen . oo 0 2 2 ee. 


= SBADIEr. iur a: ar ar in. ar ee 
Redalf son en ne ee 
Mitarbeiter 0 0. . oe... Fe 
Borti.und Untoften er 
NRemittenden . ee 1 ee 8 08 8 9 82 8 0 er. 

“ | 0 Guam. 2 


20683 84 
Der Aonnertnfiand —— am st. Senke 1005. >... 28700 
am 80. „juni 1906 . . . . 44000: 


| Die Steigerung de3 Abonnenienſtandes um über 15000 Exenwlare in 
einem Jahre ift ein ſchöner Erfolg und legt beſonders Zeugnis ab von der 
Bedeutung, die die proletariſche Frauenbewegung fi zu erringen verſtanden hat. 
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gg — — —— * 


Parteipreſſe: „Die Neue Zeit”, „Gleichheit“, „Wahre Jakob“. 49 


„Der Wahre Jakob“, 
1. Sanuar bis 81, — 1006. 


nn = en — — — — — — — 


A Eingänge: Fa we 
Abonnements .a 0 0 8 8 81 81 81 1 1 ER 8 Tr 8 60 4 179 175 268 
Inſerate Be Bee » 28 841 02 
205 866 | 28 

B. YUusgänge: F 
Satz, Oruch Falgen. 64 097 00 
Pavier — ® ® | U} ®. ® oe ® ® L } Ru a ®, ® 52 656 65 
Nedaltion .. . . 8 00 8 8 8 TU 8 8 60 — 0 0 11 000 — 
Mitarbeiter, Beihnmgen . 0 2 2 2 0 0 16 057 |64 
Aetzungen und Galvanıs . 2 2 2 2 0 0 2 en 00.0. 18 834 |02 
Borti und Unkoſten .o . oe 8 8 8 8 [8 8 0 s ... 0. oo 928 — 
Remittenden “ — ® ® L} [ } _} \ ® @ [ } [|] eo [) ® . [) [) D 4 1868 15 
162 258 | 86 
Gewinn... 2... | 48607 |92 
| 205 868 |28 


der öomertenflnd betrug am 81. Dezember 1905 . . 198.000 
am 80. nt 1906 . „ .. » 205000 


Iufammenftellung. 


— — — —— — — — —— mare Te 





Wahrer Jakob“, Gewinn... Pr Baar Br Sa er Var Er Var vr er er‘ 43 607 | 92 


„@leichheit”, Gewinn - oe 0 2 0 0 0 ee. 0.2.0.2] 80998 16 


47 604 |07 
Defizit der „Neuen Zeit” Pau Se Saar er SEE ya Ser — 4889 il 
Steuer und diverfe Exrpebitions-Shefen . - « » — 8983 |88 
Kafla: Januar. - » 2 0 0 er nen. nt. 2781,58 
sta aa 6696960 
= ul rien er RO 2 
s BOHober. u ee Ei ee. PN 
Dezember22000,- | 
f) per Check nn 0 008 08 8 0 060600 0 0 ” 18000, — 88781 58 
mr. 07 
* * 


Die Buchhandlung Vorwärts hat in dem abgelaufenen Geſchäftsjahr einen 
gegen das Vorjähr verminderten Warenumſatz und infolgedeſſen auch geringeren 
Geſchäftsüberſchuß aufzumeifen. Während im Vorjahr ber Warenumſatz 
466 835 Mk. betrug, ging er im Vexrichtsjahr auf 440 288 Mt. zurück, tank alſo 
um 26552 ME. - 

Schon einmal, im Jahre 1901/02, war ein Rüggang bes Warenumfakes zu 
verzeichnen, der auf die damalige wirtfhaftlide Kriſe zurüdzuführen war. Auch 
in bem vexfloſſenen Jahre wurden die finanziellen real ber organifierten 
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Ürbeiter in ganz befonderem Maße durch die ihnen aufgedrungenen mirtfdhafts 
lichen Kämpfe in Anſpruch genommen, die fie gu Einfchränfungen ihrer anderen 


Ausgaben, in erjter Linie für ihre Titerarifhen Bedürfniffe zwang. Dies konnte 


nicht ohne Einfluß auf die Parteibuhhandlung bleiben. Zum Teil ift aber der 
Minderumfaß auf die zeitweife Unterbrechung im Erfcheinen der „Rulturbilder” 
zurüdguführen, durch die den Parteigenoffen, die erſt nach, dem Erſcheinen einer 
größeren Anzahl Lieferungen mit dem Abonriement begonnen hatten, Gelegens 
heit gegeben werden follte, die ihnen fehlenden Hefte nachzubeziehen, um beim 
Beginn des neuen Bandes jofort mit dem Bezug beginnen zu fönnen. 
Weſentliche Ausgaben erwuchſen der Buchhandlung. dur den notwendig 
geivordenen Umzug, der erhebliche Neueinrichtungen mit fi brachte, Die jest 
bezogenen Räume find bedeutend größer als die früheren, jo daß jte auch bei der 
vorausfichtlich regeren Entwicklung den Anſprüchen genügen werden. 

Der geringere Umſatz und die erhöhten Ausgaben hatten zur Folge, daß in 
dieſem Jahre nur 60000 ME. aus dem erzielten Geſchäftsgewinn dem Partei⸗ 
vorſtand überwieſen werden konnten. 

Ueber die einzelnen Erſcheinungen des Verlags iſt folgendes zu berichten: 

Die „Sozialdemofratijfhe Agitations-Bibliothek“, das 
. gu beftimmt, Zeitbilder aus dem Klaſſenſtaat den Parjeigenoffen vor Augen zu 
führen und für beſonders wichtige Tragen erhöhtes Intereſſe zu ermweden, 
wurde im Berichtsiahre um zwei neue Hefte vermehrt. „Das neue Aus—⸗ 
nahmegejeh gegen die Bergarbeiter“ (Seit A), enthaltend eine 
altenmäßige Schilderung des vom preußijchen. Landtag in Semeinfcaft mit der. 
Bentrumspartei verübten Verrats, wurde in 10000 Eremplaren verbreitet. Das 
B. Heft enthält den Sonderabdrud der Verhandlungen des Jenaer PBarteitages 
über „Der politifhe Mafjjenftreit und die Sozialdemo— 
kratie“. Der Parteitag in Jena hatte beſchloſſen, nur das Bebelſche Referat 
über biefeg Thema als Brojchüre herauszugeben... Bei der Ausführung dieſes 
Auftrages glaubte aber der WBarteivoritand dem Sinne. diefes Befchluffes 
entzprechend zu handeln, wenn die ganzen Verhandlungen als Broſchüre ver⸗ 
öffentlicht und jo die Anfchfauungen über dieſe Frage auch in ſolche Kreiſe drin— 
gen kann, denen das Protokoll nicht zu Geſicht Fommt. Die Broſchüre wurde in 
29 000 Eremplaren verbreitet. 

Allgemeine Naitationsiäriften wurden im Berichtsjahre neu 
herausgegeben: Cintathbolifder Pfarrerals Sozialdemokrat, 
eine für katholiſche Gegenden beſtimmte Agitationsſchrift (75 000 Exemplare). 
Die neu umgearbeitete Broſchüre Die Lebensmittelzölle und die 


indireften Steuern (50000); Barteiprogtamm mit dem 


neuen Organifationgftatut (100000); Stampfer, Religion 
tft Brivatfadhe (25000); Göhre, Säule, Kirche und Arbeiter 
(35000); die von der Staat3anwaltiäaft beſchlagnahmte, durch Gerichtsurteil 
freigegebene Broſchüre Gegen Volksverdummung, Volksknebe— 
lung, Volksgusbeutung, veröffentlicht zur Unterſtützung der preußi— 
fchen Wahlrechistampfes (39000 Exemplare); Der preußiſche Volks— 
ſchulgeſetzentwurf, Materialien zu feiner Beurteilung (3400); Der 
Zulunftsjtaat, XThefen ‚über den Sozialismus bon I. ‚Stern (5000); 

Gradnauer, Das Elend des Strafvollzugs 4000) Kampf 
mehyer, Die Broffitution als foziale Rlaffenerfdeinung 
(5000). Sn neuer, bollitändig” umgearbeiteter' Auflage würden herausgegeben: 
Wilhelm Liebknecht, ſein Leben und fein Wirken, von Kurt 
Eisner (10000) und Diebgen, Streifzüge eines Sogialiften 
in das Erfenntnisgebiet (3500). Und im Auftrage des Partei— 
borjtandes: Unter. dem re aller en bon 


ee u _ 


\ 
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— irf ch "Außer diefer Agitationsſchrift find im Verlage erfälenen: 


Be intime Briefe, Herausgegeben von Ed. Bern 


jtein (2000), Wie - jollen mir unfere finder ohne 
Prüge! erziehen, bon Sultan Borchardt (5000); Sonntage eines 
grogkäbtifgen Nrbeiters, von dem verſtorbenen Nurt Grotte⸗ 


w > (8000). 


"Ron früber exföjienenen Noitationsfchriften wurden nachgedxuckt: Un 
den Sinzelnen, auf den es nicht antommt (118000 Exempl.); 


:CHriftentum unb Sozialismus, von U, Bebei (3000 Exempl.); 
Dietvahre Geſtaltdes Chriſtentums, bon A. Bebel (3000 Expl.); 
Unſere Ziele, von A. Bebel (8000 Grempl.); Rieder mit ben 
Gpzialdemotraten, von W, Brade (53000 Exemp.); Du, 
Muüutter, was läuft der Herr Gendarm fo? (78500 
Erempl.);- Wie ein Pfatrer Sogialdemotrat wurde, bon 


Böhre (23000 Exempl.); Grundſätze und Forderungen ber 
ngididemotzätie, bon Kautsky und Shönlant (60 000 Expl.); 
Bas’ Kommuniftifde Mantifeft, von Marz und Engels (6000 


E —— Wiber Gottes- und Bibelglauben, von Dongi 


00 an Aufklärungeſchriften über das Chrifteritum von Sofimstp: 


Das mahre Chriftentum als Feind von Aunft und Wifjen- 
Theft:@ 0 Egempl.); War Nefus Gott, Menfd ober Ueber— 
"mn ?-(8000 Egempl.); Waren bie Urärikten wirtiig Soztas 
iften?. (2000 Exenipl,). 


JUuſtrierte Zeitungen. find ' erſchienen: Spivefter- Zeitung fie 


Solutiondnummer), 100000 Exempl.; März- Zeitung Geine⸗Gedächtnis⸗ 
—— ‚128000 Exempl.; Mat f eft»Beitung, 372000 Exempl. 


Das PWrototoll des Barteitages in Rena erzielte 39:500 


Auflage; der Ürbeites-Rotig-Ralenber eine ſolche von 35 500; ber 


Kalender für Fabrik-, Land« und Hülfsarheiter -4000 


Auflage. u 


In der ER fogtaliftifher Theaterffüle" — 


ein älteres. „Wiederein Kämpfer”, nachgedruckt (2000 Exemplare). 


Von den nGBefegesfüßrern“ wurden neu aufgelegt: Yaller 
dich das Invalidenverſi Serunasgefe 8 (8000); Führer 
Sch das" Vereins» und Verfammlungsredt (8000). 

"WS Arbeiter» ⸗Geſundheite Bibliorhek wurde um brei neu 


"Sefte bermehtt: Nahrungund Ernährung bon Dr. B. Chajes (6000); 


Miefollen wieungtleident von Dr. P. Bernftein (5000); Der 


Arbeiterſchutz von Dr. M. Epſtein (6000); während neu aufgefegt 


"erden Tönnten: Der Whtftundentag bon dr. J. Babel (5000); Al 
toholfrage und Urbettertlaffe von Dr. R. Frshlich (8000). 


"Iusgefamt find nunmehr in diefer Bibliothek 10 Hefte erfchtenen. 


Ein neues Unternehmen murbe Im Base unter dem Summellitel 
Gögtalbemötratifhe Gemeinbepolitit ins Leben gerufen. Im 
diefer Sammlung follen in einzelnen, für ſich abgeſchloſſenen Heften kommungl⸗ 


politiſche Abhemblungen veröffentlicht werden, durch die unferen, in den Ge— 
-meindebettpaltungen tätigen Genoſſen Material In die Sand gegeben werden 
1605 darin aber fol auch bie. breite Maffe des Volkes über die Tommumgl« 


bolitiſchen Unlichten und Jorderungen der Sozialdemokratie aufgeflärt erben 


‚and Ihnen ein erhöhtes Intereſſe — Erſchienen find bis jetzt: 


ER ———— Wahlrecht, von P. Hirſch und H. Rinde. 


"mann (8800" Erempl.); Kommunale Urbetterpolitt!, um 8. 


xindemann (85000 Egml); Sommunale Schulpoliti?, von 
« | 
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M. Quarck (5000 Exempl.); Kommunale Bohnungbpolitit, 


bon PB. Hirſch (4000 Exempl.); Steuern und Gebühren, Kan: 


9. Lindemann (4000 Eremp!.). 


Wird auch diefem Unternehmen feiteng der. Genoffen die notwendige Bon 
achtung und Unterſtützung zuteil, fo fol die, Sammlung fortgeſetzt werden. 

Die im zehnten Jahre erſcheinende illuſtrierte Wochenſchrift IIn Greten 
Stunden“ bat dank der Unterftügung ber Partel- und Gewerffchaftspreiie 
und. der teilweife : recht regen -Ugitation: der Parteigenoffen einen lleinen 
Abonnentenzuwachs erhalten. Der Verlag iſt auch hier heitrebt, ben ae 
auf Verbeſſerung nach Möglichkeit entgegen zu kommen. 

Die unter dem Gefamttitel „Rulturbilber“ herausgegebenen: Giügel- 
darftellungen. aus der Nulturgefchichte, deren Aufgabe es ift, Die Reſultate der 
wiſſenſchaftlichen Forſchungen auf diefem Gebiete durch populäre Darftelungen 
ber Agitation und dex breiten Maffe des Volles zugänglich zu madjen, ift im 
einen neuen Band bereichert worden: Mar Maurenbreders „Hohen⸗ 
gollern»-Legende“ Liegt abgefchloffen bor.: Mit dem Grigeinen * 


. 


dritten Bandes wird im .Herbit dieſes Jahres begonnen Werden. 


Mad; in dem abgelaufenen Geſchäftsjahre war der Verlag beſtrebt, die 
ihm übertragenen Aufgaben zur Zufriedenheit der Parteigenoſſen zu löfen, 


Diefe Aufgabe beiteht vor allen Dingen darin, durch gute Propagandaſchriften, 
die zu möglichſt billigen Preiſen abzugeben find, bie Grundſätze ımferer Kartei 
in immer’ weitere Kreiſe Hineinzutragen. Daneben betradjten.ivir es aller: 


dings aud) ala Aufgabe der Buchhandlung, die Erfcheinungen unferes- Wetläges 
den jebigen künſtleriſchen Anforderungen entjprechend auszujtatten, 


Die geitellten. Aufgaben können aber nur erfüllt werden, wenn der Buch— 
handlung auch fernerhin die regſte Unterftüßung unſerer Preffe zur Geite 
fteht und wenn auch für die Zukunft ebenfall$ auf die rührige Agitätion 
unjerer Genojjen gerechnet werden Tann. 


* * ® 


Kaſſenbericht. Auch im abgelaufenen Berichtsjahre ift Miederum eine 
GSteigerung der Einnahmen eingetreten. Nah Abzug eines im borliegenden 
Kaflenberite in Einnahme und Ausgabe nur durchlaufenden Poſtens von 
15 800 ME., find gegen da3 Vorjahr in runder Summe 72000 Mi. mehr ein 
gegangen. Die eigentlichen Parteibeiträge find allerdings nur um wenig über. 
2000 ME. geftiegen. Uber wie im Vorjahre dur die Sammlungen für die 


ftreifenden Bergleute des Ruhrgebietes, io find im abgelaufenen Sabre unjere - 


Barteigenofien durch die Sammlungen für die Opfer des ruffiigen Befreiung3- 
kampfes in ftarfer Weiſe in Anſpruch genommen worden. Ferner haben ſich auch 
die Wirkungen der dur) das neue Organtfationzftatut den einzelnen Organi- 
fationen auferlegten fejten Beitragsleijtung an die Zentralfafle nur erft in ge» 
rinnem Maße zeigen Zönnen, weil bis weit in das Berichtsjahr binein die 
Drganifationen mit Maßnahmen zur Anpaſſung an das Organifationsftatut der 
Geiemtpartei beihäftigt waren. Gegenwärtig können dieje Umänderungen als 
abgeſchloſſen angeſehen werden. 


Der Ueberſchuß der Vorwärts⸗Buchhandlung iſt gegen das Vorjahr, in dem 


er allerdings eine ungewöhnliche Höhe erreicht Hatte, um 35000 ME. zurück-⸗ 


gegangen. Dagegen iſt der Ueberſchuß des „Vorwärts“ in runder Summe um 
56 000 ME., der des „Wahren Jakob“ und der „Gleichheit“ um 80000 ME. ges 
ſtiegen. Dem Ueberſchuß diefer Blätter ift, neben der erfolgten Rückzahlung der 
Neicästagsdiäten, in erjter Linie die erhöhte Jahreseinnahme zu verdanlen. . 


Buchhandlung Vorwärts, Parteilaſſe. 8 
Ganz- gewaltig gegen das Borjahr find die Ausgaben geftiegen. Cie er⸗ 
geben, nad) Abzug’ des bereits erwähnten. Poſtens von 15800 ME, in runder _ 
Summe ein Mehr von 365000 ME. Neben erhöhten Ausgaben für allgemeine 
Agitation und Wahlagitation haben ſich die Ausgaben für Unterftügungen ver» 
doppeit. "Sie find infolge der den’ Opfern des ruſſiſchen Befreiungstampfes.und 
den Mai⸗Ausgeſperrten in Deutſchland gewährten Beihülfen bon 62206,20 ME, 
. auf ‘182020,05 ME. geftiegen. Auch die, Parteipreſſe bat wieder erhöhte Aus⸗ 
gaben verurſacht. Den noch ſchwächer fundierten Unternehmungen ſind, um ſie 
in der Entwicklung zu fördern, Zuſchüſſe in Höhe von 82885,57 DE. (tm Vor⸗ 
jahr -86670: ME.) gegehen -morden. Eine ımverhältnigmäßige Höhe bat das | 
Darlehn3-Konto mit 327606: WEL. erreicht. Abgeſehen von einem größeren 
Darfehen; das einer durch mieberholte Ausiperrungen in Bedrängnis geratenen 
Gewerkſchaft gegeben wurde, ſowie einigen Beihälfen zur Errichtung und Er⸗ 
haltung. von, Gewerkſchaftshäuſern, die zugleich Berfammlungslolale unferer 
Partei find, wurden auch dieſe Ausgaben faſt u im Intereſſe unſerer 
Parteipreſſe gemacht. u 
Bei einer. ſolchen Inanſpruchnahme der gentrallaſſe reichten die geſamten 
Einnahmen von 810917,22 BR: nebſt dem vom vorigen Rechnungsjahr über⸗ 
nommenen Kaſſenbeſtand von 22 391,98 ME. nicht aus, um den Bedarf zu decken. 


E3 mußten noch 59980,06. ME, ber Reſerve entnommen werden, wovon am.’ 


Schluſſe des Rechnungsjahres noch 18 292,74 Mi: als Kaſſenbeſtand vorhanden 

waren. Hoffentlich gelingt e8 im neuen Jahre, biefes Minus wieder auszugleichen, 

damit die, Partei mit guten Finanzen in das Wahljahr 1908 eintreten lann. 
‚Im. N verteilen. ic Gemademen u und SMAORIER * — | 
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86 Bericht des Parteivorftandes. 


C. Andgaben für die Parteiprefie 
on ‚im einzelnen nachgewieſen. 


—Mochener Ausgabe ber „Mb. Big.” - - - » 
> Bochumer Vollöblatt . - 2 2 2 0 0 0.0»  N7T— 
Eafielee Volksblatt. - - 0 0 0 0 0 0 0 0000- 
Beige Bolfstribärne . 0 008 8 8 8.8 8 1000, — 
azeta Mobotnia . - 0 oe 0 0000. T0,— 
Königsberger Vollözeitung © « - - . 0 0 m 18000,— 
Kommunale Praxis seen UV 
BT BHedtendurgiiäe Boltsgeitung .oo 0 0.0 0 ” 1500, — 
Saalfelder —— u u | 
2 —— — — — 
Schweizer echten £ Fa 8386,50 
Etettiner Volksbote . . [} 7} o o @ . [} f" 200,— 
Straßburger Freie Preife « - = 2. u 7863,47 
u Dit. 32886,67 


; — — . — 75 Bemerkungen gu A. Einnahmen. 
— u — —— — e bon Er“ ni Bat beigefteuert die Nordiſche Baſſerlante 


ar die zurüdgezaßlten NeißBtagsbiäten mit 4494550 ML. 


Bemerkungen zu B. Ausgaben. J 
h unter allgemeiner Agitation sus die erften Ausgaben für die Eozialdemotratiſche 
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für die Zeit von Auguft 1905 bis Ende Juli 1906. 
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Die neuen Zoll⸗ und Steuergeſetze mit ihrem pielgeſtaltigen ſchlimmen Ger. 
folge fiir das Proletariat in feiner Gefamtheit mie für jede einzelne Yrbeiter- 
familie,’ Haben das ‘weibliche Proletariat in hohem Grade empfänglid gemadt 
für unfere Propaganda. Die proletariihe Hausfrau und Mutter empfindet die 
Not am ſchmerzlichſten, wenn fie ihre Lieben darben fieht. Hand im.. 
Sad mit der Aushungerungspolitik gingen Verfuce, die. Ausbeutung, , 


und Knechtung des merktätigen Volkes zu verſchärfen. Mit geſteigerter 


Brutalität’ trat dns Unternehmertum den Beſtrebungen entgegen, die 
Arbeitsbedingungen zu dverbefjern Die herrſchenden Klaſſen 
ſcheuten in den Einzelftaaten nit vor Wahlredtsräubereien, 
Estamotierung der Koalitionsfreiheit md Schulver— 


brujt, erweckte Kampfesfreudigkeit in mandjer Broletarierin. 


' Zesifmbe von: Berfammlimgen legen Bengnis_ab, wie aufrüttelnd bie Tat⸗ 


Tagen gewirkt Haben. Um die Lage im Dienfte der foziafiftiihen Idee zu 
nugei, huben unſere Agitatorinnen bis zur Erſchöpfung gearbeitet. In unzähe 
ligen Verſammlungen ‚haben fie die Urſachen der leiblichen wid geijtigen Rot 
der außgebenteten Mafien dargelegt und den Weg gezeigt, der qur Erlüſung 
führt. Die Schar unferer Anhängerinnen iſt unaufhörlich gewachſen. Von der 


ie 


allgemeinen aufflärenden Agitation zur Verbreitung, der foziafiftifchen Yurffaflung 


Beh 
= U | der = os 5 
Vertrauensperſon der Genoffinnen Deutſchlands 


. 


abgeſehen, Hat: die- proletarifche- Frauenbewegung Vorgänge des üffentlien 
Lebehö, harakteriftiiihe Feiterfcheinungen ausgehuft; mt bie Proletärierinnen bon, 


boten ihr Die Soldatenmißhandlungen und Blirturfeile milis“ 


‚ Pa Ze re) Pr 14 
\ 


tärifer:Gerfihtshöfe Arab, -eine kräftige Agitation ’gegett den 


. 


y» 


. 
..- 


Militaristtws zu "ehlfalten. " Das geglüdte Attentat der Reaktion Eros 
Preußen, dur) das Schul verpfaffungsgeſez die geiftige Unfreiheit zu 
fteigern, in ber bie Finder des Proletariats heranivachfſen jolfen, rief neben den 
Genoffen. bie Genoffinnen auf den Kagpfflag Das um, fo meit, als fr thren 
Kreifen. ſeit der Sranentonfereng in Bremen’ die Beſchüftigüng it‘ 
bee Schul- und Ersiedungsfrage nit zum Eiiftand gelommlen 
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it, fie ift fortdauernd eine fehr rege geweſen. Die ausgedehnte Diss 
Kuffion Über „Jugend und Sozialismus“ in der „Gleichheit“ 
murde dur) die mündliche Erörterung der Materie ergänzt. In öffent« 
lihen fie in Vereinsberfammlungen fowie in Distuffionsabenden iſt die 
Schul⸗ und Erziehungsfrage behandelt worden. Es wurden des weiteren 
mehrere Agitationstouren veranſtaltet, in denen ſachverſtändige Perſönlichkeiten 
über die Frage ſprachen. Das Intereſſe der Frauen an den betreffenden Ver⸗ 
anſtaltungen iſt begreiflicherweiſe ein ſehr reges geweſen. Unſere Mütter haben , 
das brennende Verlangen, ihre Kinder im ſogialiſtiſchen Geiſte zu erziehen. 
In innerem Zuſammenhange mit der Saul: und Erziehungsfrage drängte 
fich den Genoffinnen, ein anderes Problem auf. ch meine das der Kinder— 
arbeit unddes Kinderfhußes.. Die kapitaliſtiſche Kinderausheutung 
EHI heres ndernls für: Miterricht und: Erziehung. Die Genoffinnen bes 
mühten ſich, die Durch das Kinderſchutzge ſetz geſchaffene Lage nach beiten 
Kräften im Rittereife der proletäriſchen Kleinen auszunußen.- Volks— und Vers 
einsverfammlungen wurden diefem Zwecke dienſtbar gemacht. Als mit Ende des 
Jahres 1905 die bis dahin geltenden, Ausnahmebeftimmungen, betreffs des ge⸗ 
Kalien. Kinderſchutzes, außer Kraft traten, wies die Unterzeichnete in einem 
ar an die Vertrauensperſonen aufs neue auf die Pflicht der Genoſſinnen 
Kin: ihr Mögtichſtes im Kampfe gegen die Kinderausbeutung und zur Durch⸗ 
führung der geringen Schutzbeſtimmungen des Geſetzes zu tun. Das Rund⸗ 
— informierte gleichzeitig über die Auznahmebeftimmungen, die in: Weg» 
fa kamen, und über da3 etwas vermehrte Maß des geſetzlichen Schutzes der 
Kinder. In manchen Orten ſind von den Genoſſinnen Kind erſchutz⸗ 
Yommif ſionen gebildet worden, die für ‚die ‚genaue Durchführung der 
gefetzlichen Vorſchriften wirken. Die geſamte von den Genoſſinnen in, dieſer 
Sache entfaltete Tätigkeit hat viel dazu beigetragen, die Frauen im Proletariat 
über die Verderblichkeit der Kinderarbeit aufzuklären und ihnen die Erwerbs⸗ 
arbeit ihrer Kleinen als ein Unrecht zum Bewußtſein zu bringen, ſo daß ſie 
demgemäß in der eigenen Familie auf die Heranziehung der Kinder zum Ver⸗ 
dienen verzichten. ER Herausgabe der Broſchüre über „Die Kinderarbeit. 
undihre ® efämpfung” von Käte Dunder fol dazu. heitragen, den Blick 
der Genoſſinnen für ihre Aufgaben im Kampfe gegen das Kinderelend zu ſchärfen, 
ſie aber auch mit Material, und, Schulung guezacüen um dieſe Aufgabe mit 
Erfolg zit Töfen. = 
„Selbfiveriiändtich, Hat die proletqriſche — pflichttreuen. Anteil 
an, allen Aflipnen ver Sozialdeniokratie genommen. Der Jahrebtage 
des, Ausbrugs der.ruffiiden Revolution war nicht bloß 
einer, Shiapathieerflärung‘ für, dieſelbe ‚gewidmet, fondern: er leitete. au . 
einen zähen Hampf füx permehrte Rechte und. Freiheiten: 


bet. Arbeiterflaiie, ein... Dem. rgaftionären - Streben ber. berr⸗ 


ſchenden Klaſſen nach ſtarkerer ‚politifger- Knebelung: des arbeitenden Loufes .- 
wurde die, Rofun, errigegengeitellt na Befeitigung der Rlafien-, - 
ber. "Belbie. öparlamente, nad Einführung des Alle - 
gerzeinen, slehen, geheimen und direkten Wahlrechts 
für/alfe, über, M Kahıe alten: Stantisangehörigen. ohne - 
Untexf@gieb. —8 Geſchlechts. Beſonders lamen für dieſen Kampf die 
Staaten. dez Dreitlaſfſenipahirechis ud ‚der Wahlrechtsauentate in Betradts 
Preußen Sachen, Hamburg, ‚übe, Der proletarifchen Frauenbewegung er⸗ 
wuchs huürch die Wahlxe tsbewegung eine. zweifache Aufgabe, Sie mußte 
energiſch Aaflız — daß die Proletarierinnen überall ziet⸗ 
Hargn.Anteil.an bem Kampfenahmen.“ Sie nutßte gleichzeitig. > 
— Hedacht kin. da daB, in dieſem Kanwfe auch bie: Forderung Des Frauen⸗ 
wahblrehts nicht vergeflen, fondern gebührend vertreien wurde, Sie Bat 


ET Ta — 


79 Bericht ber Vertrauenäperfon ber Genoſſinnen. 


nad beiden Richtungen bin mit Erfolg gewirkt. Die Unterzeichnete ließ ſich 
angelegen fein, den herborgehobenen Geſichtspunkten entſprechend eine einheitliche 
und planmäßige Beteiligung: ber Genoffinnen herbeizuführen. Zuerſt trat. fie 
zu biefem Bebufe an bie Genoffinnen in Sachſen beran, wo die fpätere alt» 
gemeine Wahlrechtsaltion bereit im November 1905 in Geſtalt impofauter 
Demonftrationsverfammlungen ein Vorſpiel Hatte. Sie richtete ein Rundſchreiben 
an die Vertrauenäperjonen, in den fie dieſe aufforderte, die Proletarierinneit 


.. zur regen Beteiligung an der Parteialtion aufzurufen, gleichzeitig aber auch, 


geitügt auf die Beilüfe des Dresdener Parteitages und. ‚bes 
Umfterdamer Anternationalen Sozialiftentongreffes, 
mit allem Nachdruck das allgemeine, gleide, geheime und 
direkte Wahlredt für beide Geſchlechter zu fordern. Die 
faͤchfifchen Genoffinnen Haben im: Sinne des Zirkulars gehandelt. Ihre Bes 
teifigung bewirkte, daß die mehrfach von ben Genoſſen vergeſſene Forderung 
des Frauenwahlrechts noch in beſonderer Refolutton ausdrücklich erhoben wurde. 
AS die Wahlrechtsbewegung für die übrigen Teile Deutſchlands vorberettet und 
tm’ Fluß gebracht wurde, wandte ſich die Unterzeichnete an die Vertrauens⸗ 

perſonen der Genoſſinnen mit einem Rundſchreiben, das ebenfalls die oben er⸗ 
mähnten Punkte hervorhob. In: einem tweiferen Zirkular fürberie fie; Die 
fogtaldemotratiihe PBreffe auf, in ihren Wahlregisartifeln aud 
Die Forderung bes Frauenwahlrechts zu verireien. Ein Aufenf mahnte bie 
Broletarierinnen : daran, daß «8 - Ihre Pfliht ala Frauen, Mütter und 
!rbeiterinnen fei, fi zahlreih an den Demonftrationen zu Beteiligen :umd 
mit der Sozialdemofratie aufammen bolles politifches. Burgerrecht für "alle 
nnd rechtlofen, über zwangig Jahre. alten FEOOEBRNBENAEIDER zu⸗ fordern, die 
rauen dabei inbegriffen. 


Soweit Berichte vorliegen, iſt Die Beteiligung der profetnrifgien. grauen an 


ber Wahlrechtsverſammlungen eime außerordentlich; zahlreiche geweien. ‚An allen 
Verſammlungen ist der Nefolution des PBarteivorfiandes: ent 
ſprechend ausdrücklich das Wahlrecht für beide Geſchlechter gefordert worden, 
Huber den Genoffinen, Die als NReferentinnen ing Wahlrechtskampfe fo gut: wie 
die Genoſſen  vollauf ihre Schuldigfeit getan, Haben zahlreiche Diskuſſjons⸗ 
zednerinnen umd Redner die Forderung noch ausbrüdiidy begründet. Die 
fozialbemofratiide Tagespreffe Hat jo gut wie allgemein. das 
Frauenwahlrecht verfochten: Allen Blättern boran bat daß Zentralorgan der 
Partei, der „Borwärts", Die Korberung ausdrücklich vertreten. Es iſt 
ſelbſtvorſtändlich, dab dad Organ’ der Genoffirmen, die „Gleichheit“, nit 
gtößter Orlergie den Kampf für das Frauenftimmrecht führte, und daß es der 
Srage fortlaufend die In :ber gegentwärtigen Situation gebührende Beachtung 
geſchenſt hat. Der Wahlrechtslampf wurde von der Sozialdemplratie 
in den Reichs ta g getragen. Sie forderte in einem ‚Untrage, in alen 
Einzelfanten die gejeßgebende Gewalt in die Hände.einer Volks ve ss ⸗ 
ar e tung zu legen, die. auf Grund des allgemeinen, gleiden, 
heimen und. direlten Wahlrechts für alle über 9 Febr 
alten Staatsangehörigen ohneunterſchied des Geſch — 
gewählt werden ſolle. Die Forderung des Frauenwahlrechts wurde durch 
Genoſſen Bebel, dem bewährten Borlämpfer für die Gleichberechtigung der Ge⸗ 
— überzeugend ‚verteidigt... ‚Der Antrag der Sozialdemokratie beranlaßfe, 
dak auch in den bürgerlien Kreifen die frage bes ae nah: 
Tebhafter diskutiert wurde, als gemöhnlid.. Er, zwang außerdem - ‚nie 
bürgerliden Barteien. zur Stellungnahme. Dieſe haben. den 
Zorberungen gegerüber vollſtändig berjagt; ſogar ‚die Hürgerlihen 
Bolitifer, di. ih im ‚Bringip. als. Anhänger de Frauenſ ſtimmrechts ges 
berden, ſt immten Dagegen... Damit iſt wieder einmal beſtätigt daß 


———— — 
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die Reklame der Frauenrechtlerinnen für den bürgerlichen Liberalismus als 
Verfechter der Frauenrechte und ihre Hetzerei gegen die Sozialdemoftatie als 
unzuberläjiige Verteidiger derfelben nichts als Aeußerungen des bourgeoifen 
Klaſſenintereſſes find. Alles in allem ift der Wahlrechtsfampf der Sozialdenio» 
fratie auch die umfafjendfte und Träftigfte Aktion für das Srauenjtimmrecht 
geivefen, die wir in Deutfchland' bis jebt gehabt Haben, und die insbefondere 
alles weit übertrifft, was die bürgerlichen Frauenrechtlerinnen bis jetzt an 
Agitation für diefe wichtigſte aller Forderungen einer ernſten bürgerlichen 
Stauenbeivegung geleiſtet haben. Die Genoffinnen find ſelbſtverſtändlich nicht 
bloß in den erften, ſondern auch in den folgenden Demontrationsverfammlungen 


‚bon 18, März, wie ſam 1. Mai auf dem Poſten geweſen. 


unſere agitatorif ch wie organisatorisch tätigen Genofjinnen Haben ebenfo 
eifrig, tute für Die politiiche Aufflärung der Frauen, für die gewerkſchaft⸗ 
lide Organifierung der Arbeiterinnen gewirkt. So führten jie 
den Verbänden der Fabrik- und Landarbeiter, der Textil» 
arbeiter, Borzellanarbeiter, Holzarbeiter, Shneider und 
Schneiderinnen, Handlungsgehülfen, Gehülfiunen und 
anderen noch durch öffentliche Agitation und Kleinarbeit neue und befonders 
weibliche Mitglieder zu. An Werkſtubenſitzungen und ſonſtigen getwerkichaftlichen 
Arbeiten haben fie fich beteiligt. Daß die Zahl der gewerkſchaftlich . organifierten 
Arbeiterinnen, die 1904 mehr ala 48 604 betrug, nad dem Bericht der Generals 
kommiſſion auf 74 411 geftiegen ift, aljo eine Zunahme von 53'/. Proz. erfahren 
hat, dazu Hat die Arbeit unferer Genoffinnen mitgeholfen. 


Unfere Frauenbewegung bat bank der entfalteten Agitation wiederum in 
neuen Gegenden feiter Fuß gefaßt. So find. vor allem Töne Erfolge 
zit Derzeiuen in Sahjen- Weimar, Anhalt, Braunſchweig und 
in Bayern In Bayern wird zwar jeit vielen Jahren fleißig von Genofe 
finnen agitiert, doch beſchränkte fi ihre Betätigung Überwiegend auf das 
gemwerffchaftliche Gebiet. Ohne die nötige gewerkſchaftliche Arbeit irgendwie 
zu vernadjläffigen, ift nun im legten Sabre mehr Gewicht al3 bisher auch auf 
die politifche Aufklärung der Frauen gelegt worden. Mit gutem Erfolg. 
Wir haben in Hoöf, Günzburg, Benzberg, Rehau, Ingol— 
tadt, Negen3burg, Rehhaufen, Augsburg, KRürnberg 
eifrig tätige Vertrauensperjonen. In der Hauptitadt Bayerns, in Münden, 
fchlt.e3 dagegen noch immer an einer ſolchen. Geit furzem beſteht in diefer 
Etadt ein ® rauen-Bildungdperein Zu den Fortiäritten unserer 


Bewegung in Bayern bat jehr viel Die jahrelange geduldige und fleißige aruey 


— Genoſſin Greifenberg- Augsburg beigetragen. 


Sehr vorteilhaft hat es die Entwicklung der proletariſchen Frauenbewegung 
im Bayern beeinflußt, daß feit einem Jahre im Nürnberger Arbeiterſekretariat 
eine Veamtin tätig ift, deren erfolgreiches Wirken fi) bereits’ bemerkbar mr At. 
Wir verdanken ihm unter anderem die Gründung eines Dienftboten» 
bereins in Nürnberg, der im Gegenjag zu anderen DrganifationenYeinet 
Art nicht Hausangeftelte und Herrſchaften umſchließt, jondern ausſchließlich 
Dienende aufnimmt und nur deren Intereſſe vertritt. An Münden und 
Köln haben die Genoffinnen tätig zur Gründung von Dienftbotenorganifationen 
mitgewirkt, die nach dem Mujter des Nürnberger Vereins Tonftitutert worden find. 
Auch in anderen Drten haben bie Genoffinnen begonnen, der Dienftbotenfrage 
erhöhte Aufmerkſamkeit zuzgumenden. Mit Hülfe de3 Barteifefretär für 
Pommern ijt es gelungen, auch dort der ſozialiſtiſchen Frauenbewegung 
Eingang zu verſchaffen. Es wird in Pommern eifrig weiter agitiert, und ſo 
hoffen wir, daß der jetzt nur für die Beſitzenden ſo geſegnete Landſtrich in 


abſehbarer Zeit auch mit Sozialiſtinnen reich geſegnet ſein wird 
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Trotz allem Erreichten iſt noch gar viel zu tun. Je weiter wir vor⸗ 
dringen, deſto mehr wird der Blick geſchärft für das, was noch geleiſtet werden 
muß, wieviel es noch im weiblichen Proletariat zu erwecken, zu belehren und 
heranzubilden gilt. Unſere Genoſſinnen, auf welchem Poſten fie immer in der 
Betvegung ftehen, werden in Zukunft ebenfo wenig ein Ermüden, ein Unsrußen 
Tennen, wie bisher. Zu dem bisherigen tüchtigen Stamm bewährter Rednerinnen 
find junge Kräfte Hinzugelommen, welche ſich bereit ala recht wirkungs⸗ 
volle Agitatorinnen erwieſen haben. 

Die erfreulide Entwidlung unferer prolelarifen Frauenbewegung ber« 
mögen die Polizeiſchikanen nidt zu hemmen , Im Berichtsjahre 
Bat die Poligeibehörde verfchtebener Orte wiederum ihre befonbere Auf: 
merlſamkeit der öffentligen Betätigung der Frauen angewendet, wie auch Ver⸗ 
enftaltungen, bei denen Frauen mit in Betracht famen. An diefer Stelle jet 
daran erinnert, daß die Behörden in Erfurt Verfammlungen verboten haben, 
an denen teilzunehmen rauen nach dem Gejeh berechtigt find. In Nahen 
verwies die Polizei in öffentliden Verfammlungen die Frauen ins Gegment. 
Bahlreih find die Fälle behördlicher, geſetzwidriger Beläftigungen.. Herbvor⸗ 
. gehoben fei noch, daß die Brave Obrigkeit auch ben unpolitifden Srauen- 
bildungsvereinen ein erhöhtes, fürforgliches Intereſſe zuwendet. In 
Velbert z. B. wurde die Bilbungsorganiſation für die Frauen und Mädchen 
der Arbeiterklaſſe polizeilich geſchloſſen. Ob die Verfügung beſtätigt wird, bleibt 
abgzuwarten. 

Aber nicht nur don dem Wachstum unſerer Bewegung kann bie Unter⸗ 
en berichten, fondern auch von ihrer forticgreitenden Feltigung und 

sanilation. Die Zahl unferer Bertrauensperjfonen ift bon 190 auf 
82% geſtiegen, unter denen ſich für verfchtedene Gegenden Kreiäpertrauend» 

erronen befinten. An manden Orten haben diefe ſich angelegen fein laſſen, 
ihre Arheit auf die benadbarten Kreife auszudehnen, die Bisher brach 
flogen. Sie haben ferner in den Orten ihres eigenen Bezirk! Bildungs» 
bereine ind Leben gerufen und die Aufitelung örilier Bertrauend» 
perfonen angeregt und dieſe eingearbeitet, bie nun ihrerfeil3 die Aufs 
Härungsarbeit Ieiten. | 
- Der Parteitag zu Jena hatte im 8 8 des neuen Organiſationsſtatuts der 
Partei als Abſatz 2 einen Paſſus eingefügt, der die Bertrauensperſonen 
berechtigt, freiwillige Beiträge entgegenzunehmen und durch 
beſondere Marken zu quittieren. Sr Preußzen wie in manchen anderen 
Staaten Deutſchlands, in denen die Frauen ſich nicht politiſch organi— 
ſieren dürfen, iſt ihnen damit ein Weg geöffnet, durch Entrichtung regel« 
mäßiger freiwilliger Barteibeiträge ihre Parteizugehörigkeit zu 
dokumentieren. Ein Birlular der Unterzeichneten forderte die weiblichen Vers 
trauenöperfonen der befagten Länder auf, eifrig für die Ausnutzung des Rechts 
zu wirken und zu dieſem Zwecke Karten und Marken von ihr zu entnehmen. 
Um ginen möglichſt genauen Ueberblick über die Zahl der politiſch or gan i⸗ 
ſierten Frauen zu erhalten, verſandte die Unterzeichnete ar die amtie⸗ 
renden Vertrauensperſonen Fragebogen, von denen nur 188 beantwortet 
worden find. Die nachfolgenden Zahlen, die auf Grund der erhaltenen genauen 
Angaben feftgeftelt wurden, bleiben daher Hinter der wirklichen Zahl der weib⸗ 
lichen Drganifierten zurück. 4933 Genoſſinnen entrichten freiwillige Partei⸗ 


beitrãge, während vor einem Jahre dies kaum 1000 taten. Auch die Zahl der 


Genoſſinnen, die mit den Genoſſen zuſammen den politiſchen Organiſa⸗ 
tionen angehören, iſt geſtiegen und zwar von 4000 auf 6460. Auffallend ſind 


bie Fortſchritte, welche ſich in dem Zuwachs der Mitglieder det unpoli«- 


tiſchen Bildungsvereine belunden. Dieſe umſchloſſen etwa 3000 Mite 
glieder im Vorjahre, gegemtvärtig zählen fie deren 8890, 


En 
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Polizeiſchilane. — Organiſation. 78 


Infolge der Zentraliſation der politiſchen Vereine find in manchen 


Drten, wo bie Frauen mit den Männern zuſammen organiſiert ſein können, 


wie 3. B. in Hamburg, weibliche Vertrauensperſonen nicht mehr aufgeſtellt 
worden. Dort werden Genoſſinnen in den Vorſtand gewählt und 
Lönnen innerhalb ſeiner die beſonderen Maßregeln anregen, bie im Intereſſe der 
Agitation unter den Frauen nötig erſcheinen. Die Neuerung bietet ſicher viele 
Vorteile und ‚wird dazu führen, dag Genoffinnen und Genofjen fih immer 
beſſer verſtehen und einheitlich zufammen arbeiten lernen. 


Die Umfrage erftredte fi aud darauf, in wievielen Orten Leſe⸗ und 
Distuffionsabende eingerichtet und unterhalten worden find.: Diefe 
Beranftaltingen jollen belanntlich dazu dienen, die theoretiſche Auffaſſung 
der Genoffinnen zu klären und zu vertiefen, ihre Kenntniſſe zu ermeitern, ihre 
geiftige Gemandtheit. zu fördern. Unſer Programm, Broſchüren, 
Urtilelder „Keuen Zeii“ ujm. dienen ald Grundlage. Die Nufftellung 
ergab, dab in 45, Orten allmonatli, und in 82 Orten viergehntägig Leſe⸗ und 
Diskuffionsabende abgehalten werden. In 35 Drten wurde das Sozial» 
demokratiſche PBrogramm behandelt, in einigen fortgefchritteneren 
‚Birleln die Mehbrmerttibearie und andere wiſſenſchaftliche Materien gründ⸗ 
ch erörtert, In anderen Orten, 3. ®. in Hamburg, mat für die bor 
geſchrittenen Genoſſinnen ein Rurjus organifiert, in weldent die Gemeinde 
vec’reterunferer Partei die Teilnehrierinnen in die tädtifhe Armen 
und Baifenpflege, das Shulmwefen und andere kommunale Gebtete 


einführten. Bei diefer Gelegenheit jei darauf hingewieſen, daß unfere Genoffinnen 
bedacht fein follten, Frauen aus ‚unferen Reihen in die ftommunalen 


Armen- und Waiſenkommiſſionen zu bringen. Die nach diefer 
Richtung Hin an die Vertrauensperjonen ergangenen Anfragen baben ergeben, 
dak in 4 Orten je eine Genoffin im BWaifenrat tätig fit, und m 6 Orten 
7 Genoffinnen an. ber Armenverwaltung teilnehmen. Unfere Kieler 


- Bertrauensperion gehört der ftädtiigen Shullommifjion für Mädchen⸗ 
fortbildungsſchulen an. 


Auch für das Krankenkaſſenweſen muB das Intereſſe der proleta⸗ 


riſchen Frau noch weit lebendiger werden, als es iſt. Die eingelaufenen Ant⸗ 


worten auf die einſchlügigen Fragen zeinen, daß in 7 Kaſſen 10 Frauen in den 


Vorſtänden find; daß in 26 Orten die Zrauen fih an dert Krankenkaſſenwahlen 


"Beteiligt Haben und 19 Orte insgefamt 72 Delegierte der Generalverfammlungen 
aufweiſen. ‘Doch find dieſe Angaben wohl nicht vollftändig, weil die Genoffinnen 
vieler Orte ſich leider um die Krankenkaſſen nicht gekümmert haben. Und doch 


"müßte und koönnte in den Kranlenlafjen vieles zugunſten der weiblichen Mit⸗ 
glieder: geichaffen werben. = 


An dem Wachstum unferer Bewegung ' hat neben dem gefprochenen Worte 


das gedrudte feinen großen nicht zu unterfhägenden Unteil. Un erſter Stelle 
. muß da unfer Organ, „Die Gleichheit“, genannt werden, für deren Ver⸗ 
breitung unfere Genoffimen unausgeſetzt mit Eifer tätig geweſen find. Die 
„Gleichheit“ Hat Klarheit und fozialiftifähes Willen in die Köpfe vieler 
Tauſende von Frauen getragen. Sie brachte den Hausfrauen Unregung und 
Belehrung, ſie beriet durch Artikel aus ſachkundiger Feder die Mütter bei der 
- Pflege und Erziehung der Kinder; fie trat nad) den verſchiedenſten Richtungen 


hin für die Intereſſen der Arbeiterinnen, der Frauen des arbeitenden Volkes 


ein; fie war den Genoffinnen jederzeit eine treue Beraterin, ein feſtes geiſtiges 
, Band. Die „Gleichheit“ Hat Eingang in die abgelegenften. Gegenden, in die 
ſchwärzeſten Winkel Deutichlands gefunden. Die Zahl ihrer Abonnenten ift von 

28000 im Rorjahre auf 46000 geftiegen, und in der ungeheuren Mehrzahl 


der Fälle wird jebes abonnierte Exemplar von mindejtens 2 Berloner. gelejen. 


7A Bericht der Vertrauensperfon der Benoffinnen. 


An dieſem Jahre Hat die „Gleichheit“ ihr zweites Mertblatt zur Belehrung 
der Proletarierisinen in praktiſchen Fragen herausgegeben. &3 führt die grauen 
in erzählender Form in bie Beſtimmungen der Infallverfiderung ein 
und ift zunächſt in 50000 Exemplaren verbreitet worden. Erwähnt jei nad), 
daß die Zahl der Genoffinnen beftändig wächſt, welche durch Berichte, Artikel, 
Notizen an der „Sleichheit” mitarbeiten. Es ilt dies ein zu beggüßendes 
Anzeichen geiſtigen Lebens im weiblichen Proletariat. Um die Agitation für 
die „&leichheit” in jeder Berfammlung erfolgreich zu gejtalten, auch dort, wo 
Frauen öffentlih für fie zu fprechen nicht imstande find, murden 50000 Flug⸗ 
blätter mit Abonnementsaufforderung von ber Unterzeichneten herausgegeben. 
| Era im Bedarfsfalle unentgeltlich abgegeben; 35 000 davon. find bereits 
berjandt, 


Die Agitation durch Brofhüren ift nicht verabſäumt worden. frac; 
Inkrafttreten bes Bolltarif3 wurden unter der Frauen der Provinz Pol en 
2000 Exemplare der Heinen Broſchüre „Die Lebensmittelzölle* ver 
teilt. Weitere 2000 gingen nad Danzig, Elbing, Memel md fiel. 
Zur Benußung bei den Lejeabenden, mie fir Frauenbildungs-Vereine, zum 


Teil au) für Referentinnen find folgende Schriften angeſchafft und verſandt 


worden: Hirſch: „Der ‚preußifge Zandtag“” ; Arons: „Die 
preußiſchen Landtagswahlen“ in je 20 Exemplaren; Protokoll 


der Berhandlungen des Beirates für Arbeiterftattitit: Erhebungen 


"über die BVerhältniffe in den Fiſch⸗ und Konfervenanftalten, 6&remplare,; Gewerbes 
ordnung 1 Eremplar; Stadthagen, Das Arbeiterredt, 11 Exemplare; 
„Führer durch das Krankenverſiſherungsgeſetz“, 200 Eremplare; 
„Führer durch das Gewerbe⸗Unfall-Geſetz“ und: „Führer 
durch das Unfall- Berfiderungsgefeg für Lande und Forft- 
wirtſchaft“ je 150 Exemplare. 220 Exemplare „Das Kommuniſtiſche 
Man efeſt“; Kautsky und Schoenlantf: „Grundfäße und Forderungen 
der Sezialdemotratie” 330 Gremplare: 500 Brogramme; Broto- 
Tolle des HSeimarbeiterfhuß-KRongrejsfes, 50 Exemplare; „Das 
preußiſche Vereinſsgeſetz“, 60 Exemplare; Das „Bereins- und 
Verſammlungsrecht in Deutſchland“, 30 Eremplare; 50 Sremplate 
„Führer duch das Bereins- und Berjammlungsredt‘; 
Brotololl des Barteitag3 zu Jena, 357 Eremplare; „Schul⸗ 
frage” 20 Exemplare; „Zur Erfennung und Verhütung von 
Krebstranfheiten“, Herausgegeben von der Zentralkommiſſion der 
Krankenkaſſen, 100 Exemplare, die auf Wunſch nad M.- Gladbach geididt 
twurden. 1270 Hefte der Geſundheitsbibliothek; Julian Bordhardt: 
„Wie follen wir unfere Kinder ohne Brügel erziehen“, 
46 Exemplare; 50 Eremplare der Biographie Wilhelm Liebknechts; 
Eurt Grottewig: „Sonntage eine3 großſtädtiſchen Arbeiters“, 
25 Exemplare. Daß den Vertrauensperfonen alles für ihre Tätigkeit nötige 
Material an Schriften uſw. geſchickt wurde, jee nebenbei benterft. 

Den Bildungspereinen der einzelnen Heinen Orte erwachſen zu hohe 
Unkoſten, went fie Statuten und das nötige Material an Marken jelbit 
drucken laſſen. Um die Sache zu verbilligen und zu vereinfachen, hat die 
Zentralſtelle einen größeren Poſten dieſes Materials anfertigen laſſen und ſendet 
es in gewünſchter Anzahl den einzelnen Orten zu. 

Dem Wachſen der Bewegung entſprechend iſt die Korreſponde — z um⸗ 
fangreicher geworden. An Briefen ſind eingegangen 1227; ausgegangen 
dagegen 8654; Die Zahl der eingelaufenen Poſtkarten betrug 835. ; die der aus⸗ 
gegangenen 474; e3 wurden 1422 Pakete Drudjadhen verjandt. 

An der Aufbrinmung von Geldern für die Zentrallaffe beteilinten fich dieſes 
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Agitation durch Broſchüren. — Abrechnung⸗ 75 


Sütr 110 Drie gegen 54 im Borfahre. Sie fenbeten insgeſamt ein 4804. Mark 
76‘ Btenmmig, dem fteht eine Ausgabe von 3854 Mark 46 Pfennig gegenüber, fo 
da der Beſtand 540 Mark 30 Pfennig beträgt. Die mündlide Agitation hat 
aus der Zentralkaſſe 15899 Mart 90 Pfennig beanjprudt; für Druckſachen 
thürden indgefamt 1555 Martf'i6 Pfewrig verausgabt; für Porto find 
550 Murt W Pfennig aufgewendet und fir Schreibmaterial und kleine 
Ausgaben 169 ME. 15 Pf. Kaſſe und Bücher find vierteljährlich geprüft and 
in voller Ordnung gefunden worden. tele Kreiſe haben die notwendige 
Apitation aus eigenen Mitteln begahlt; auch jmd in manchen un ——— 
sur Verteilung gelangt, die auf eigene Koſten angeſchafft mu 
gwei 'unferer tüchtigſten und beiten Genofiinnen haben im Laufe des Jahres 
zu ſpüren bekommen, daß derjenige, der das Wohl der Menſchheit erſtrebt, 
in der Klafſengeſellſchaft gepeinigt wird. Unſere treue Roſa Luxemburg 
hat 4 Monde in ruſſiſchen Kerkern geſchmachtet. Das Bewußtſein, für. etwas 
Heiliges, Großes zu leben, hat die ſtarke Seele in dem ſchwachen Körper das 
‚Härteite ertragen laſſen. Hoffentlich bleibt dem Proletariat ihre wertvolle Kraft 
‚nach lange erhalten. Im Vaterlande wurde uniere unermüdlide Louiſe Jieg 
ein Opfer des Klaſſenkampfes. Als fie fürzlig vor ihren Richtern ftand, würden 
Anporieuſche mit Pontius Pilatus ausgerufen haben, ich finde kein Unrecht an 
ihre. Trotzdem wurde ſte nicht bloß verurteilt, ſondern obendrein als angeblich 
unwahrhaftige Berion in ihrer Ehre gefräntt. Sie hatte geivagt, den dreimal 
‚heiligen Kapitaliomus mit ſcharfen Worten anzugreifen und Vollsrechte 
fordern, Drei Monate ſoll fie eingefperrt werden, damit fie die Lidhtfeiten 
des Kapitalismus mehr ſchätzen lernt und künftig in ihren Reden gebührend. zu 
‚feiern vermag. Der Hinblid auf die Opfer des Klaſſenkampfes wird die Ber 
‚noffinnen in ihrer Arbeit nicht entmutigen, wohl aber anfpornen. - Sie werden 
ſich weiter in alter Keftigfeit als unerbittliche Feindinnen der Tapitaliftifchen 
Geſaellſchaftsordnung betätigen. Sie werden alle Kräfte anfpannen, um die heile 
bringenden, Kehren des Sozialismus unter die Maflen zu tragen und die Köpfe 
zu revolutionieren, damit daS Proletariat die Neife und Sraft gewinnt, die 
- politische Macht — — und als ſein eigener Erlöſer feine Befreiung au 
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ßZerich— 
über die parlamentariſche Tätigkeit der 


lozialdemokratiichen Reichstagsfraktion... 
28, November 1905 bis 28, Mai 1008, 


Ein wahrer Berg gejeßgeberifcher Arbeit harxte des auf den 28. Robember 
borigen Jah res einberufenen Neich3tags, denn nit weniger als fimfunbdreihig 
Geſetzesborlagen wurden ihm an den eriten beiden Gigungstagen präjentiert; 
barunier bie ſehr umfangreichen, euphemiftiih Finanzreform titulierten Steuer» 
borlagen und die Militärs Benfionsgefeße, bon denen die berbündeten 
Aegierungen wiſſen mußten, daß ihre Beratung viel Zeit in Anfprud) nehmen 
werde. Um a A war daher die zu ſpäte Einberufung de 
Reichspa rlame ts, Die bei der Etatsberatung auch eine ſcharfe Kritik erfahren 
hat. Sn der Ilius gewordenen fpäten Einberufung ſcheint Shſtem zu liegen, 
getragen bon Der Abficht, ſowohl die Etatskritik wie auch die geſetzgeberiſche 
Initiatibve des Reichstags möglichſt einzuſchränken, was, ſoweit die letztere in 
Betracht fon * in der verfloſſenen Sefjion in hoben Maße gelungen ift, denn. 
jie war beinahe glei; Null, obwohl der Seniorenkonvent unter’ Zuftimntung: 
des Präſidenten gu Beginn der Geffion befchloffen Hatte, die ſogenannten 
Schiverinsiage regelmäßig innezuhalten. Dur, die drängenden. Etats- und 
Gteucerbe ratungen wurde der Beſchluß jedoch in der Praxis umgeftoßen, u, 
geachtet des Umſtandes, daß der Etat mo techtzeitig, d. bh. bis ‚au 1. ‚ech, 
fertig ge —* werden konnte. | — 


Reichshaushalts⸗-Etats fi it das Rechnungsjahr iſsoe 
Der Reichshaushaltsetat iſt im Voranſchlag in Einnahme und Ausgabe auf 
2406274909 ML, feſtgeſetzt, und zmax im ordentlichen Etat auf 1998421152 DE. on: 


fortdauernden, 243221 248 ME. an einmaligen Ausgaben und 2146642400 Mt. an 


Einnahmen. Im außerordentlichen Etat beziffert fig Einnahme und Ausgabe 
auf 2596325099 Mt. Der Etat fordert zur Beſtreſtüng einmaliger Ausgaben 
die Summe bon 4,7 Millionen, die auf dem Wege’ des Kredits flüffig zu 
machen jind; ferner zur Verſtärkung der Betriebsmittel des Reiches die Außs 
gabe von Scha Banweijungen im Betrage bis zu 275 Milidnen Marl 


Fortdauernde Ausgaben. et, = nl 
Munde: Stat a R . 2. 020 0 [Te ass RR 1 9 
Reichs Lad . . [er em. 760 420 Er Fe 
Reichskanzler umb Neichskanzlei ..2384 50 
Ausſärtiges UImt. . . . Pur Br yaar Be er Baer er er re ‚19819322 . nz x 
Reichsamt bes Innern . » 02 0 0 ee au een ni TEBERMT.: 
Verwaltung des Neihäheers . 0 00 0 0 0 0 0 2 un " 616.063.178- : — 


Transport 0: 908.528 677 ME: 


*) Die Ziffern des Berichts beziehen ſich immer auf die Voranſchläge, da ber der Miebete 
ſchrift der wirtliche Etat noch ‚nicht feltgefellt. war... Die: ——— Ieigeteten: nn 
am auj Seite 105 und 109 au finden, | 


Reichshaushalts⸗Etat. 


Transport 
Reichsmilitärgericht — . 


Verwaltung der Stferlichen Warlie . ; in 
Reichs⸗Juſtizverwaltung ee 3 
Reichsſchatzamt. .' .'. . 

NeihesKolgtialamt‘ „" .” 
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Bır verſchiedenen neuen — da de 
dur Seroeierung ber Penfionsbezüge . . 


Reihaskiichbahttantt . 2009. 0er 
Reichsſchuld. — —— — — ,0.2. 00 
Rechtung Shof.; .. EN Ra . . ..o . .. u . se 
Ullgemeiner Benfionzfonds EEE EEE 
NReihs-Invagpenfpnds .' Pe 
Reichs⸗Poſt⸗ und Zeegeapenesalting re ar 2 
Neihsdruderei . . . Be dar a 
Reis-Eifenbahnvertvaltung . : ; — 


4 . 


77 


708 528 677 ME, 


‚570811 
112 802 035 
2 351 705 


241 665 155 


1.298.773 . 


*444 700 
187 555.500 
"1 026 700 ° 


91 259 149 


8683816 748 
466 669 048: 


5 983 620 
80 509 900 
8898 757 
13 589 974 


—4 


Eumme der fortdauernden Ausgaben 1 898 421 152 VIE, 


⸗ Einmalige Ausgaben. 
F a ch: Etat 
a o | ® . ‘ [) a . | 
—— und —E ee ee 
Auswärtiges Amt, eo. . 


Reichsamt des Innern ' ER 
Reichs⸗Poſt⸗ und — 
Reichsdruckerei. 

Verwaltung des gieithsheers. er 
Neihömilitärgeriht . . 
Verwaltung ‚ber aiferlichen Marine 
Reichsſchatzamit. ad eo 2.0 
Neichs-Solonialamt . . . 
Reichsſchuld . . 
Ne HER ; 
Netgs-Cifen ſahnverwaliunge! 
Yur Dedung des ee ‘ 
Zur Vedung gemieinſchaftlicher außerotdentlicher Ausgaben . 


Summe der einmaligen Uusgaben . 
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"2 ..b) Sußerordentlider Etat. 
Unstsärtiges Umt . » 2 2.2. 

Reichsamt des Imern . . , © 
Virwaltung des Reichsheers. . . 
Verwaltung ber Kaijerlichen Marine 
Neihsidapamt. . 2a 5 5 
Reichs⸗Kolvnialamt : . 
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Reichs⸗Poſt⸗ und FRERRERE r . 
Reichs⸗Eiſenbahnverwaltung. Dr oo. 
Aus Anlaß ber Expedition nad Oſtaſien 


Aus Anlaß der Erpedition in das üdweftafrifanifche Schußgebiet 
Aus-Mnlab: der. Expedition in das oſtafrikaniſche Schußgebiet 


Ermme der Ausgabe des außerordentlichen Etats 


8 


280 000 
1174 300 


2940050 . 


14 966 375 
87 084 

87 460 482 
871.000 
102 289 650 
1.289 700 


39 765 214 


.. 852.000 
6 722 000 
8 559 339 
1494 054 


J 
— — r 


248 221 248 ME, 
‚bien Summe der fortdauernden Ausgaben 1888421152 „-. 


2 . Summe der Ausgabe des ordentlichen Etats 2146 642.400 DIE, 


5 000 000 


82422127 


‚51 965 000 
: 1.200.000 


"84.000.000 ° 
17 416 000 


13 048 512. 


103 142 100 


1.438 860 
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259 632 599 Dt 


2 Bericht ber Meichstags-Braltion. 
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Einnafme, 
Zölle und Verbraucisfteuen - 2 oc nen. a. 899480 140 ni 
Neiöftenpelabgaben . .. 95 971 000 . „ 
Einnahmen auf Grund ber neuen Steuergefegentivürfe - . 156000000 .„. 
Reihe Poſt⸗ und Zelegraphenverwaltung .» oo 0 0 2 0 .B4EB15500 . 
Neichedruderei . .. ee ee 8 933 000 " 
Neihö-Eifenbahnvertvaltung ee te ie rer ae we. 104882 1700) - 
Banliveien . - » . . oe oo. 0... ,. 691.000 .; 
Berſchiedene Verwaliungseinnahmen .. 4407838 676 
Aus dem Reichs⸗Invalidenfond. nn en. OLE 
Ueberſchüſſe aus früheren Iahren © = = a0 e n.e o.. ..82940 „ 
Ausgleihungäbetride - » 2 0 m 0 ne ee 20182871. 


Matritularbeiträge en RETTEN $ 2922 263.402 

Summe der Einnahme des ordentliihen Etats 2146 642 400 ME. 

Die Einnahmen im außerordentlihen Etat belaufen ſich einſchließlich einer 
Anleihe von 254,7 Millionen Marl auf 289 632 599 ME. 


Der Haußhaltsetat für die Schukgebiete beträgt in Einnahme und Aus 
gabe 149 435 424 Mk., und zwar: 


für das oftafrilanifhe Schuggebit . - 2 0 0 0 0 2. 41.717208 I. 
für K Amer. 2 we er tere . . 0 0.» 5.024.995. 5 
für Togo . . | ee nee. ..08081.080 
für da3 fadweftafrikaniſche Senupgebiet een. . 111785800 
für Neu-@uinea . . 0.1540 ,„ 
für bie Harolmen, Balaır, Marianen und Narfäattinfeln — "615365 „ 
für Samoa ee Te er ee ee ee Be 800 280 


en nennen: ._. 14898000 „ 
zuſammen 148 435 424 WE. 


Ron den Einnahmen entfallen 103 197 766 .ME. auf. den Neida 
auschuß Mehrere Nachtragsetats finb Bier nicht mit eingerechnet. : 

Mit ber Generaldebatte über den Stat wurde auch die .erite: Lefung- der 
neuen, in fehale Friedensperficherungen eingemidelten Flottenforderungen (ſechs 
große Kreuzer mit einem Koftenauftivand-. von 165 Millionen Mark), ſowie der 
neuen Gteuerborlagen ‚verbunden; die Debatte aljo aubexordentlih mit 
Material belaftet. Die einleitende Rede des Reichskanzlers bradite daB Ges 
ſtändnis, bat die Finanzverhältniſſe des Reichs traurige find, „Vaßes ſonicht 
mertergehi". Sechs Jahre vorher hatte aber der damalige Reichsſchatz- 
{efcetär 9. Thiefmann unter dem Beifall der bürgerlichen Parteien den ruhm- 
xedneriſchen Sab ausſprechen können: „.... wir ſchwimmen im Golbe.“ Es 
galt bamal3, die Miliarden-Klottenborlage durdgudrüden. Daß ber Reichs⸗ 
lanzler weder die wahren Urſachen der Finanzmiſere erwähnte noch eingeſtand, 
nämlich die ungeheuren Rüſtungen zu Waſſer und zu Lande und bie Ver— 
fdyleuderung der Gelder für eine wahnfinnige Kolonialpolitit, war bon ihm 
nicht gu erwarten, und fein Iategorijcher Ausſpruch, „dab es fo nicht weitergeht“, 
mar felbftverftändlih auch nicht gegen dieſe Politik gerichtet, vielmehr gegen 
die bisherigen Einnahmequellen, die erheblich vermehrt und ertragreicher 
geſtaltet werden müſſen. „Die zwedmäßigſten Objekte Der Beſteuerung ſeien 
die Genußmittel der Allgemeinheit, und dieſe Erwägung mirkte bie 
Regierungen auf bie inbirelten Steuern führen,” erflärte Fürſt Bůlow am 
6. Degeniher, borigen Jahres im Reichstage. 

Der Reichsichagfelretär fang da3 bon feinem’ Chef angeftifimte Finanz⸗ 
Trauerlied weiter; das Reich habe im’ Jahre 1905 rund 900 "Millionen Matt 
Schaganmeijungen bei der Reichsbank diskontieren müſſen, um nit in Zahlungs- 
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ſchwierigkeiten zu orimen: Mehr — mindeſtens 200 Millionen 
Nark, darauf waren die beiden Reden geſtimmt. Und Preußens Sinanzminijter 


b. Rheinbaben verfuchte zu „beweiſen“, daß fpeziell auch die Yrbei terklaſſe 
die Neubelaſtungen ſehr wohl ertragen fann. Bu: diefer 
famofen Behauptung hatte dem Minifter irgend ein Geheimrat tolles Zeug 
bon Angaben über das Einfommen der Arbeiter und über deren angebliche 
enormen finanziellen Opfer für :Bartei» und Gewerkſchaftszwecke unterbreitet. 
Aber auch der ſteuerſüchtige preußiſche Finanzminiſter hat ein mitleidiges Herz 
im Leibe, weshalb er mit großer Wärme gegen die Heranziehung der 
Deſzendenten und Ehegatten bei der vorgeſchlagenen Erbſchaftsſteuer ſprach, 
weil e&efich dabei um — ideelle Intereſſen handle. en ſagte der —— 
in der Sitzung vom 7. Dezember 1905; 
„Meine Herten! In beutfchen Landen, und zwar in eiteften Xeilen 
lebt die Auffafiung, dat es dem Familienfinn, der pflichtgemäßen Fürſorge 
des Vaters für ſein Weib und ſeine Kinder nicht entſpricht, wenn das Wenige, 
was er ſich in ſeinem Leben erarbeitet hat, nachher den Kindern wieder weg⸗ 
un wird.“ 

Preußens Finanzminiſter zum Schutze der beſitzenden 
en zur jelben Stunde, wo er anden Batriotismus be Volkes 
zur Behebung der Finangnot appellierte —, und zur jelben 
Stunde, mo er im Htrauten Verein mit den deutſchen Regierungen 


Schikanierungsſteuern für Handel und Gewerbe vorſchkug, wie z. .B. Die 


Quittungs⸗ und. Zigarettenfteuern, und — eine Erhöhung, der. Tabak» und 
Braufteuer, die vorwiegend die breiten und minderbemittelten bezw. armen 
Vollsmaffen treffen; oder wie die geforderte Erhöhung der Tabakftcuer, außers 
dem noch den Ruin taufender Heingewerblicher und proletarifder Eriftenzen 
bedeutet haben würde. Und die Behandlung der. Steuervorlagen dureh den 
Reichſtag bewies, daB die Mehrheitsparteien für eine folde Sorte Steuer— 
politif Verftändniffe hatte, fie auch in die Tat umfebte. 

Unfer Fraltlonsredner zur Generaldebatte bekämpfte aufs ſchärfſie dieſe 
Steirerpolitif, wie die Finanzmißwirtſchaft überhaupt, ebenfo auch die uner— 


'träglich gefteigerten Ausgaben für den Militarismus und Marinismus und 


zerjtörte dabei die demagogijche Legende, die Vergrößerung der Flotte liege im 
Intereſſe der weiteren Entwickelung des Handels und der deutſchen Induſtrie. 


Etat des Reichskanzlers. | 


Bei ber Beratung diefes Etats ftand die Marokkoaffäre im Borberkranf, 
Die einleitende Nede des Neichsfanzlers jpeifte den Reichstag ebenfo notdürftig 
ab wie dag Weißbuch, beifen inhaltliche Kläglichkeit unſer Redner treffend kenn⸗ 
zeichnete. Während dem franzöſiſchen Parlament über diefe Affäre, die beinahe 
zu einem ſchweren Krieg geführt hai, 866 Aktenſtücke vorgelegt wurden find, 
mußte ſich das deutfche Neichöparlament mit 27 Altenflüden begnügen — und 
dazu nuch den nichtsfagenditen. Wie wenig rein ſich die Regierung in ‚jener 
Affäre weiß, geht daraus hervor, daß fie es nicht wagte, dem bon den ſozial⸗ 
demokratiſchen Budgetkommiſſionsmitgliedern geſtellten Antrag ſtattzugeben, eine 


deutſche Ueberſetzung des franzöſiſchen Gelbbuches anfertigen zu laſſen. Der in 
‚allen Fragen der auswärtigen Politik fo unendlich beſcheidene Reichstag iſt je, 


mie die Regierung meiß, ſchon zufriedengeftellt, wenn ihm überhaupt ein paar 
armſelige Mitteilungen über äußere politiſche Situation gemacht werden. Und 


Fürſt Bülow verſteht es, in ſchön gedrechſelten Sätzen nichts von Belang über 
die auswärtige Politik zu ſagen. 


Das Schlimmſte im Verlaufe dieſer Affäre, mit, ihrem für die deutſche 
Politik ſo unrühmlichen Abſchluß auf der Konferenz in Algeciras, war, wie 
unſer Redner herborhod, daß aller Welt — die ——— Lage Der tſchlo nd⸗ 
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Uar vor Augen geführt worden iſt. Die Politik, überall Bin mit hochtönenben 
Worten Verſprechungen zu machen, ohne fie zu halten und halten zu können, 
bat mit bie Sfollerung Deuiſchlands geichaffen. Mit bitterem Hohn gebechte 
unfer Mebner auch ber Tatſache, dab Rußland auf jener Konferenz für alle 
deutſcherſeits ihm erwieſenen Liebebienereien mit einer moralijchen Ohrfeige 
geantwortet Babe. Als unfer Redner weiter im Begriff ftand, die unſäglichen 
Beftialitäten der rufjischen zariftiichen Hentersinechte gebührend gu brandmarken, 
wurde der Neichslangler von einem Ohnmachtsanfall betroffen, was die Vib- 
fürgung ber weiteren Beratung zur Folge Hatte, die auch außer einem konſer⸗ 
dativen Sriegstang gegen das heutige Wahlrecht zum Reichstag und einer 
redneriſchen Koſakenorgie des Untifemiten v. Sonnenberg belanglos verlief. 

Beim Etat de8 Auswärtigen Amtes mwurbe bie jlandalöfe Bas 
handlung des holländischen Anarchiſten Domela Nieuvenhuis verurteilt, die für 
Deutihland als Aulturftaat einfach eine Schmad war. Ein Geheimrat blamierte 
in jeiner Antwort die Regierung fo, dat diefe Blamage als eine Urt Sühne 
für die an Nieuvenhuis begangene Unbill betrachtet werden Jan, - 


Etat des Neichdamt bed Innern. 


Die Beratung diefes Gtats Hat in ben letzten Jahren zu fteigend heftigeren 
Debatten geführt; einmal, weil das bißchen Sozialreform, mit ber bie Regierung 
und die bürgerlichen Barteien fo marftichreierifch hauſieren gehen, ziemlich zum 
Seh gelommen it, datın aber auch, weil bie ſchweren Mängel, bie ben 
beftehenben -fogialpolitifchen Geſetzen, befonders den Arbeiterſchutzgeſetzen, an; 
haften, fi immer Haffender offenbaren und Megierung und Reichstag blut- 
wenig ober gar nichts tun, um diefe Märfgel zu befeitigen. Selbſtverſtändlich 
muß angeſichts diefer Tatſachen die ſozialdemokratiſche Kritik eine ſehr fcharfe 
werben, wie es unfere Redner auch pflichtgemäß nie unterlafjen, das Elend ber 
deutſchen Sozialrefotm zu zeigen und vor allem zu betonen, daß mit der bon. 
der bürgerlichen Mehrheit praftigierten ſozialpolitiſchen Flickſchuſterei nie eine 
hernünftige Arbeiterfchußgefeßgebung gefhaffen werben kann, als deren Fun- 
dament volles und freies Koalitionsrecht zu betrachten ift. 
Und das fehlt in Deutſchland für die — Arbeiter. Den Mehr- 
heitöparteien find dieſe Tatſachen bekannt, ihre Neigung jedod, fie im Intereſſe 
der Arbeiter gu ändern, ift noch geringer geworden, als fie ohnehin ſchon war. 
Statt beim Etat des Reichgamt bes Innern ernitgemeinte und ehrliche Beratung 
zu pflegen, wie die Mängel bejeitigt, die ſehr ungenügenden Arbeiterfchußgefebe 
zweckmäßig außgebaut werden können, infgenieren die bürgerlien Wortführer 
alljährlich eine Sozialiſtendebatte niedrigfter Urt, und leine Verdächtigung und 
keine Behauptung tft ihnen. babei gu gewagt, cuch wenn ihre Unmahrhaftigfeit 
auf der Hand liegt. Wir erinnern nur an die frivole Gebe gegen die Kranken» 
kaſſenverwaltungen, bie unter fveifiimniger Führung und dem Beifallsjubel der 
Mehrheitsparteien fpeziel im. verfloſſenen Seffionsabjchnitt betrieben morden 
ift, sn der ausgefprodhenen Abficht, das Selbſtverwaltungsrecht der Ortskranken⸗ 
kaſſen zu vernichten, die Arbeiter auch bei diefer Inſtitution zu möglichit großer 
Einfluplofigkeit zu verdammen. Nicht minder friuol murde gegen die Gewerk-⸗ 
fhaftsbeivegung gehetzt, mit ebenjo unwahren mie phantaſtiſch außgemalten 
Märchen über den angeblichen Terrorismus, ben ſtreikende Arbeiter ausüben 
follen. Dagegen wurden die immer mehr fich häufenden wirklichen terroriftifchen 
Alte der Unternehmerberbände entweder mit berebtent Schweigen übergangen 
oder direkt lobend hervorgehoben; von ber Redten wurde auch der Vorftoß 
unternommen, das ohnehin ungenügende Unfallverſicherungs⸗Geſetz noch zu der⸗ 
ſchlechtern, d. 5. für Beeinträchtigungen der Erwerbsunfähigkeit unter 20 Proz. 
keine Rente mehr gu zahlen. Dieſem fanatiſch-arbeiterfeindlichen Keſſeltreiben 
dienten unſere Redner nicht nur mit der gebührenden Antwert, ſondern fie 
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betonten und vertraten um fo kräftiger die Forderungen ber Arbeiterſchaft auf 
fozialpolitifcehen Gebiete durch die Wucht einwandsfreier Argumente. Die oft 
troftlofen Buftände in den Betrieben ganzer Berufe, die jtiefmütterlich aus 
geftaltete Gewerbeinſpektion das unheilvolle Weberftundenwefen, der fehlende 
Normalarbeitätag und’bie ju,ceienden YJuftände in der Heimarbeit wurden dabei 
greil Beleuchtet und mit einem umfangreiden Tatfachenmatetial bewiefen; 
ebenjo auch die für das „Reich der Sozialreform“ fo blamable Tatfache, daß 
in ben Gtaatswerfftätten, die ja nach einem belannten Wort Mufterbetriebe 
fein jollen, oftmals tief traurige Zuſtände eriitieren. Scharf wurde von unſeren 
Rednern auch der fundantentale Unterfehled zwiſchen ber bürgerlichen fozials' 
politiihen Kurpfuſcherei und der mirflichen, von der Sozialdemokratie be= 
triebenen Sozialreform betont. Die bürgerliche Sozialreform will die Opfer 
der Tapttaliftifeden Ausbeutung vor dem Verfinten ins allerfhlimmfte Elend ein 
wenig fügen; die Sozialdemofratie aber verlangt vom Staat, von ber Geſell⸗ 
ſchaft, daß zwar ber franfe und inbalide Arbeiter menſchenwürdig verſorgt 
werde, aber — fie verlangt in erfter Linie ausreidhenden Shuk 
De3 gefunden Arbeiter vor den Folgen des FTapita«- 
Ititifhen AusbFeutungteſhſtem; alfp eine grünblih vor— 
beugende Sogialreform. Darum die energifche Forderung nach Ver⸗ 
fürgung ber Wrbeit3zeit und weitaghende Schutzmaßregeln und hygieniſchetn 
Einrichtungen, zu deren Durchführung es aber nicht allein entſprechender Geſetze 
und ihrer ſcharfen Anwendung bedarf, ſondern auch kraftvoller 
Arbeiterorganiſationen. Damit der in ſozialpolitiſcher Beziehung 
total unfruchtbaren Seſſion nicht noch weitere ebenſo unfruchtbare folgen, muß 
die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft mit aller Gnergie und Kraft von der Regierung 
und dem Reichsparlament Fortführung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung fordern, 
die nicht allein durch Parlamentsreden, ſondern hauptſächlich durch den Narſch 
der anwachſenden Arbeiterbataillone zu erkämpfen iſt. Das furchtbare Gruben⸗ 
unglück, das ſfich im Frühjahr d. J. in Courrières (Frankreich) ereignete, ver⸗ 
anlaßte die Fraktion, dieſe Reſolution einzubringen: 
Der Richstag wolle befchliegen: - 
den Herrn Reichskangler zu erſuchen, durch das Reicha⸗Verſicherungsamt 
feitjtellen zu laſſen, ob in ben Unfallverhütungsporichriften bet Knapp⸗ 
ſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft VBeitimmungen enthalten find, die vorſchreiben, 
daß auf allen Grubenbetrieben Yeuerlöfcheinritungen und Rettungs— 
apparate vorhanden jein müſſen, wodurch Kataſtrophen von der Art, wie bie 
in den Schächten von Courriere# verhindert werben können. Sollte feſt⸗ 
geftellt werden, daß ausreichende Sicherheit nicht gegeben ift, dann möge daß 
ReichzeVerficherungsamt die Knappſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft im Auf⸗ 
fihtsweg anhalten ($ 112 des Gewerbe Unfallverſicherungsgeſetzes), ſchleu⸗ 
igit die Unfallvberhütungsvorſchriften entſprechend zu ergänzen und ihre 
ftrengjte Beachtung auf allen Gruben zu erzwingen. 

Die Mehrheitsparteien lehnten jeboch diefe zum bors 
beugenden Shuke für bie Bergarbeiter eingebradte 
Refolution ab, trokdem Deutjchland im Sommer 1906 ebenfalls ein — 
glüdlicherweife nicht fo entjebliches — Courrières erlebt Bat: die Kataſtrophe 
auf der Zeche Boruſſia. Die Mehrheitdparteien nahmen dafür eine bom 
Zentrum eingebracdte Rejolution an, bie in der Sache weſentlich abgeſchwächt 
und die Kontrolle den Reihsbehörben entzog und fie den Bernbehörden der 
Einzelſtgaten überläßt. Erfolg hatte dagegen die Fraktion mit biefer, don 
ihr ebenfalls eingebrachten Refolution: J 

Der Reichsſstag wolle beſchließen: 
den Herrn Reichslangler zu erſuchen, daß eine eingehende Unterſuchung 
ber Arbeiloverhaltniſſe ber Arbeiter in ber Großeifeninduſtrie eingeleitet werde. 
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Die Unterſuchung wäre unter anderem auf folgende Punkte zu erftreden: 
1..über die Dauer der täglichen Arbeitszeit oder die Dauer der Urbeits« 
ſchichten; 

2. über die Ueberſtunden und ueberſchichten unter Berückſichtigung der 
Zahl der Ueberarbeit leiſtenden Arbeiter für jedes einzelne Werk, ſowie 
der auf jeden Arbeiter entfallenden durchſchnittlichen Zahl der Arbeits- 

> itunden; 

8. über die Einwirfung der Arbeitszeit ſowie der Nacht⸗ und Ueberarbeit 

«auf die Unfallhäufigkeit und die Erkrankungsgefahr für die Arbeiter, 
. #4, über die Durchführung und die Wirfung der bis jetzt erlaſſenen 
Schutzbeſtimmungen für die Arbeiter; 

6. über die bon den Werksleitungen getroffenen Einrichtungen, wie Waſch⸗ 
gelegenheit, Badeeinrichtungen, Ruume zum Einnehmen von Mahl⸗ 
zeiten uſw. 

Die Annqhme dieſer Reſolution durch Die Mehrheitsparteien, die außer 
den Konjerbativen dafür ftimmten, ift fiherlich- ber durch ein gemwaltiges Mas 
terial gejtüßten und außerorbentlic) wirfungsvollen Kritik eines unferer 
Redner an den Zuständen in der Großeifeninduftrie, fpeziell in Aheinlande 
Weftfalen und Oberſchleſien zu danke. Unter dem geradezu unmiderftehlichen 
moralifhen Drud der von unſerem Nedner entrollten Bilder, fahen ſich Bens 
trum und Nationaglliberale mphl oder üßel genötigt, der ——— ihre Zu⸗ 
——— zu geben. 


Eiat des ceicheheeres. 


Die prinzipielle Bekãmpfung des kulturwidrigen Militarismus, der ſchwer 
"Auf dem Volke laſtet und ein Hindernis für die freiheitliche Entmidelung bilbet, 
hat die Sozialdemokratie ſtets als eine ihrer parlamentariſchen Hauptaufgaben 
betrachtet. Das heutige Militärſyſtem ſteht nicht zuletzt im Dienſte der Herr« 
ſchenden und ausbeutenden Klaſſe, der es auch vielerlei Privilegien bietet, 
während die ſchaffende und darbende Volksmaſſe in ber Haupftſache die uns, 
geheuren finanziellen Opfer tragen muß, die Der’ alles überwuchernde Milita- 
rismus erfordert, der auch ein Förderer des engherzigſten und ſchädlichſten 
Kaſtengeiſtes ift und eine ftete Gefahr für den Frieden darſtellt. Die Sszial- 
demokratie bekämpft aber auch den Militarismus, meil er die Quelle zahlreicher 
Mithandlungen und Schindereien ift und bon’ ber herrſchenden Geſellſchaft 
gegebenenfalls auch dazu benutzt werden fol, mit Waftengemalt blutig die 
Wrbeiterbeivegung niederzuſchlagen, wenn fie fich gegen politifche Unterdrüdung 
und ökonomiſche Ausbeutung wehrt, wie die Bereitftellung und Verwendung 
des Militärs ſelbſt bei friebfihen Demonftrationen gezeigt bat. Wir focdern 
Einführung der allgemeinen Volksbewaffnung, finne und vernunfigemäße Er. 
ziehung zur Wehrhäaftigleit von Jugend auf, die auch einen großen nationalen 
Geſundheitswert hat, während der heutige Kafernene und Baradedril nur zu 
oft gefunbheitsfhädigend wirft. Diefen prinzipiellen Forderungen und Ar 
fhauungen verliehen unfere Nedner beredten Ausdrud, ebenſo aud) der Tat⸗ 
fache, daß die gefunden Prinzipien, die der gfüßte deutfche Militärreorganifatdr, 
Scharnhorſt, vor Hundert Jahren zu praftizieren begann, als die gedrillte 
preußifhe Baradearmee elend und jämmerlich zuſammengebrochen war, längft 
wieder verlaffen find, dem Prunk- und Paradefoldatentum. weichen mußten. 

Der Kampf gegen die Soldatenſchindereien, den die Sozialdemokratie feit 
dJahrzehnten mit aller Energie führt; und jid) dadurch in hohem Maße um alle 
die Hunderttaufende verdient .gemacht Hat, die den bunten Rod tragen müjjen, 
ift auch im verflofienen Sefſionsabſchnitt kräftig fortgejcht- worden; gleichzeitig 
wurde ainh auf die ſchweren Mängel in der Militärjuftig — die wir grunds 
fählich verwerfen — bingewieſen, ebenjo auf das mehr als mangelhafte Ve⸗ 
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ſchwerderccht ber Soldaten. Eire recht lebhafte Auseinanderfekung zeitigle die 
von unſerer Seite an den Zuſtänden in den Militärwerkſtätten geübte Kritik, 
die, weil ſteis mit einer Fülle von Tatſachen belegt, von der Militärverwaltung 
aufßerordentlid, unangenehm empfunden wird. Die Sozialdemokratie wird 
natürlich, jolange Begründeter Anlaß zu dieſer Kritik vorhanden ift, fie aud) 
alliährlich im Intereſſe der Militärwerkitättenproletarier ungefhminft ausüben. 
In die Beratung dieſes Etats fpielte auch eine Erflärung hinein, die der 
Kriegäminifter i im Namen des Reichskanzlers am 15. Januar d. 3. im Reichstage 
abgab, als Antwort auf eine Anterpellation des Zentrums, betr. ben Buell 
unfug und die Verabſchiedung folder Offiziere, die fi meigern, biejer 
barbarifchen Unſitte zu huldigen. Der fpringende Punkt a Erklärung ift 
Pioe Satz: 
- .. „Solange aber ber Zweikampf in weiten Kreiſen noch als anerlanntes 
Mittel zur Wiederherſtellung der verlegten Ehre gilt, kann auch das Offizterd- 
korps in feinen Reihen Tein Mitglied dulden, welches nicht bereit ift, Br 
falls mit der Waffe für feine Ehre einzutreten.” 

Klipp.und Mar lich hier der höchſte Beamte des Reichs erklären, dag im 
fogenannten Staate der Gottesfurcht und frommen Eitte fein Offizier geduldet 
wird, der eventuell nicht bereit if, bemußt eine ungefeblide Hand. 
Tung zu begehen, Das ift eine, wenigſtens inbirefte Aufforderung, 
beftimmte Gefege zu mißadten, bie von einem Sozialdemokraten 
begangen, mit ſchwerer Gefängnisſtrafe geahndet worden wäre. Und der Kriegs⸗ 
minifter unterſtrich die Ungeſetzlichkeit des modernen Fauſtrechts, dieſes ver- 
rohenden Ueberbleibſels der Barbarei ausdrücklich durch die Worte: „Tag weiß 
jeder, da er, wenn er zum Duell greift, gegen göttliche und menſchliche Geſetze 
nerſtößt.“ Und trotzdem — Verabſchiedung jedes Offigiers, der gegebenenfalls 
nicht bewußt gegen. das Gef d verſtoßen will. So die Reichsregierung juſt zur 
ſelben Zeit, wo die Juſtiz des Klaſſenſtaates exorbitante Strafen über Staats⸗ 
bürger verhängte, weil ſie in der Preſſe aufgefordert hatten, gegen die durch 
bie. Dreiklaſſenſchmach bedingte Entvechtung großer Volkskreiſe energiſch aber 
frredlich anzukaäͤmpfen. Scharf und treffend hat unſer Redner die 
Regiexungsſerklärum mit dieſen Worten charakteriſiert: 

> ne. . Das bleibt an der Staatsgewalt, an dem Reichskanzler haften, 

er kann machen, was er will .. daß er durch feine Erklärung ſich mit allen 
nn henden Gefetzen der Moral, der herrſchenden Religion und des Staatss 
-: in Widerſpruch gelegt hat. Wenn aber der oberſte Reichsbeamte derartige 
.Maßnahmen fi} erlaubt, fo hat jeder andere im. Staate dasfelbe Recht, feine 
Auffaſſung der Dinge, feine Moralbegriffe, feine Staatöhegriffe als gerecht“ 
ze erſcheinen zu laffen und ſich liber das Geſetz hinwegzuſetzen “ 
Nur bak jeder andere, befonders wenn er Sozialbemotrat Ät, 
Ban ichwer beitraft wird. — Getreu der grunbfägliden Bekämpfung des 
heutigen Militärſhſtems, lehnte die Fraktion die @orberungen im ai 
etat ab, 


EEE Die Militär» Penfionsgefeke. 

‚Die: Notwendigkeit einer Neuregelung der Milltärpenfimen ift im Neichs 
— von allen Parteien ſeit Jahren anerkannt worden, da unter den bisher 
beſtehenden Geſetzen vornehmlich die Invaliden und Penſionäre aus dem Unter⸗ 
offiziers- und Soldatenitande zu leiden hatten, weil ſchwere Härten vorhanden 
tearen. Dadſelbe traf filr einzelne Offizierchargen gu. Unbeſchadet ber ab» 
lehnenden Stellung gegen das heutige Militärfyftem iſt die Sozialdemokratie 
ſtets für die Opfer dieſes Syſtems eingetreten und Bat auch anerfannt, daß 
:Ben  :Militärperfonen, die fich dem Goldatenberuf: gemibmet haben, eine Ver- 
forgung gugeitanden werden Tann, wenn jie infolge eingetretener Invalidität 
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‚oder in ber Gefundheit begründeter Dienſtunfähigkeit den Beruf aufgeben. 
Aber dein Offigiers⸗Penſionsgeſetz konnte die Fraktion nicht zuſtimmen, erſtens 
weil das Recht der oberſten Militärgewalt, Offiziere zu jeder Zeit aus ſo— 
genannten militäriſchen Gründen zu verabſchieden, nicht beſeitigt worden iſt, 
dann aber auch, weil Die Penſionen der Höheren Offiziere mit geradezu ber» 
ſchwenderiſcher Freigebigleit bemeflen wurden; endlich auch, weil die Mehrheit 
unſeren Antrag ablehnte, daß Offizgiere, die im Rüdfalle wegen Soldaten⸗ 
mißhandlungen, oder der Duldung ſolcher, oder wegen Vernachläſſigung ihrer 
Auffichtöpflicht beitraft worden find, der Penfion berluftig gehen. Wie 
finanziell belajtend das Penſionierungsrecht der Krone ijt, bemeift die Tatſache, 
daß im Jahre 1886 die Geſamtſumme der Offizierspenſionen ſich auf 
22,3 Millionen Mark oder 1219 Mf. pro Kopf der Offiziersetatsſtärke belief; 
1903 dagegen: 40,2 Millionen Mark. oder- 1692 ME. pro Kopf ber Gtatsftärfe, 
Deutfchland hat wohl das jüngfte Offizierskorps. Wom Jahre 1888/89 bis 1903 
wurden. nicht weniger als 54 Tommandierende "Generale, 218 Divifions- 
iommandeure, 550 Brigabefommandeure und 684° NRegimentsfommandeure 
penfioniert: Zahlen, die weit den normalen Abgang überfteigen. Da im 
neuen Geſetz bie Offizieröpenfionen weſentlich höher bemeſſen find, wird ber 
Wenfionsetat mächtig anſchwellen, zumal die Beftrebungen, das Offizierlorps 
gu verjüngen, ungehemmt weiter betrieben werden fünnen. Es erhalten nun 
mehr Iommandierende Generale rund 17000 DE. PBenfion, Generalleutnarits 
rund 11500, Generalmajore rund 9000, Regimentsfommandeure. rund 7000 ME. 
Die Venfionierten diefer Chargen Feben durchſchnittlich noch 8, 11, -12 und 
‚ 15 Sahre, erhalten alfo pro Mann über 100000 ME. an Penſion. Da burfte 
bie Fraktion nicht zuſtimmen, zumal dieſe Summen durch indirekte Steuern, 


alja in ber Hauptfache bon ber breiten. Maſſe des Volkes, ———— „erden, 


BUN 
"Sam Mannſchafts-Penſionsgeſetz ſtimmte die Fraktion” au. Trob 


- der Maͤngel, die ihm anhaften, bringt es materielle Verbeſſerungen und mildert 


bi8her beftandene Härten und Ungeredtigfeiten. Wie kärglich Sich. die Manns 
fhaft3perijionen neben den Offigierspenfionen ausnehmen, jei durch die Ans 
gabe illuftriert, dag im alle völliger Erwerbsunfähigkeit Feldwebel 900, 
Sergeanten 720, Unteroffiziere 600 und Gemeine 540 Mf. Rente erhalten. Der 
jozialdemofratifcdye Antrag, wenigſtens 900, „800, 700 und 600 ME: feſtzuſetzen, 
wurde abgelehnt. Noch draſtiſcher kommt die enorme Bevorzugung der Offiziere 
bei den Sriegs⸗ und Verſtümmelungszulagen zum Ausdruck. Ein Verſtümmelter 
der Unterklaſſen erhält beim Verluſt einer Hand, eines Fußes, der Sprache, 
des Gehörs auf beiten Ohren jährlich 324 Mk. Zulage, beim Verluſt beider 
Augen jährlich 648 Mk. Ein Offizier dagegen 900 bezw. 1800 Mk. Die Kriegs⸗ 
zulage für die Unterklaſſen beträgt jährlid) 180 Mt., für die Offigiere. bis ein⸗ 
ſchließlich der Hauptmannscharge 1200, von da aufwärts 720 ME. Außerdem 
lönnen Offigiere auch noch andere Zulogen erhalten, falls ihr Einfommen im 
Falt⸗ der Invalidität eine beftimmte Grenze nicht erreiht. Kurz: für die 
Offiziere ‚gab die Mehrheit mit vollen Händen, naufetig fparfam mar, fie bei 


den Mannſchaften. Auth beim Mannſchaftsgeſetz Ichnte die Mehrheit unſeren 


Ymsiag ab, den. Goldatenfhindern den Penſionsanſpruch zu entziehen. Die 
bürgerliden Barteien haben alfo bei diefer Gelegenheit verjagt, 
bei der es möglich war, die Soldatenmißhandlungen recht wirk— 
ſam zu bekämpfen. Wertvoll iſt noch die von uns durchgedrückte Be— 
ſtimmung, daß die Unteroffigiersprämien für Alimentationsanſprüche gepfändet 
werden können. Die Zahl der Fälle, wo Unteroffiziere Mädchen ſchwängern 
und fie dann im Elend ſitzen laſſen, ohne nur einen Pfennig zu ben. 'Unters 
haltungsfoiten des Kindes beizutragen, find ungemein groß. Die’ erwähnte 
us bietet die Möglichkeit, viele der Pflichtvergeſſenen wenigſtens 
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materiell zu faffen. Im übrigen fpiegelt fich der Maffenftast ſcharf in den 
Penſionsgeſetzen wider, durd) die kraß unterfchiedliche Bemeſſung ber Penſions⸗ 
läße bei Offizieren und Mannſchaften. 


Flottengeſetznovelle — Etat der Marine. 


Den beiden Miliarden-Flolicnforderungen der Jahre 1898 und 1900 if 
im Berichtsjahr eine neue Forderung gefolgt: ſechs große Kreuzer, davon einer 
als Materialreferve, die insgefamt 165 Millionen Mark verichlingen werden; 
außerdem forderte die Regierung den Ausbau der Torpedoflottilie auf 24 Bopts- 
bivijionen. Dadurch wird der ohnehin ungeheuerlih in die Höhe aetriebene 
Marineetat abermals gefteigert. Bis zum Jahre 1917 follen nunmehr gebaut 
werden (einfchlieglich der früher bemilligten Forderungen) 18 Linienſchiffe 
a 36,5 Millionen, 13 große Kreuzer & 275 Millionen, 24 kleine Kreuzer 
a 63 Millionen. Dazu kommen nod) für 212,8 Millionen Zorpedoboote, für 
60 Millionen Unterfeeboote, für 1488 Millionen Reſerven, fo daß allein füt 
Neubauten bis 1917 einſchließlich von 118,7 Millionen Reftraten 1577,8 Millionen 
erforderli find. Snögefamt mird die Marine bis zum Sabre 1917 nicht 
weniger als 3711,2 Millionen erfordern;  vorausgefekt, dag nicht bis dahin 
neue. Flottenforderungen. fommen und inzwiſchen die Baufoften der Schiffe 
ſich abermals enorm erhöhen. Noch vor wenigen Jahren Toftete ein Linien⸗ 
Ihiff „nur“ 2580, ein großer Kreuzer 18—20 Millionen, heute aber 36,5 
beziv. 27,5 Millionen. Und binnen furzer Zrift werden diefe Sätze abermals 


umgeſtoßen werden, ivie auch der jekige Flottenbauplan durch die neuen Forde- 


rungen. Die aus dem Zentrun, den Konferbativen, Nationalliberalen, Anti⸗ 
femiten und. den Kreifinnigen weiblicher Linie gebildete Hurramehrheit wird 
auch zu weiteren forderungen Ja und Amen fagen. Im Prinzip hat auch 
der „männliche“ Freifinn im vergangenen Winter den Reuforderungen zu. 
geſtimmt und hat nur der Dedungsfrage wegen dieſes Mal nad nein 
gejagt, Der Flottentaumel Hat aber beref8 in feinen Reihen Einzug ges 
halten. Die Soziafdemofratie allein kämpft im wohlverſtandenen Volks- 
interefje gegen die ungeheueren Rüftungen zur Gee, der militärifchen Erund« 
lage. für eine ungemein gefährliche, plan= und uferlofe Wellmadts- und. Er⸗ 
oberungspolitif. Der Nüftungewahnfinn verſchlingt die ſchweren Steueropfer, 
die vornehmlich die breiten Volksmaſſen aufbringen müſſen; unterdeffen jelbit- 
die notwendigſten Kulturaufgaben in fehreiendem Naße vernachläfjigt werden. 
Ein wahrer Flotten- und Weltmachtsrauſch Hat die bürgerlichen Parteien exe 
faßt, und fie opfern blindlings in dieſem Zuftande ſowohl das Volkswohl mie 
auch die Rechte des Reichsparlaments, das durch die Bewilligung meitfriftiger 
Baupläne und neuer indirefter Steuern immer ohnmächtiger gegen die Re— 
gierung. wird. | | RE 

. Mit größter Schärfe bekämpfte unfer Redner die Wlottenforderung und: 
beleuchtete dabei ſchonungslos den Umfall des Zentrums, das noch im Jahre. 
1898 mit hodhtönenden Worten, in denen es ja Meiiter ijt, gegen die. uferloſen 
Klottenpläne ſich gewendet Bat, heute aber unter Benutzung derfelben unmwahren. 
und-Ihäbigen Argumente, die es damals noch verhöhnte, Flottenrüſtungen met. 
Hurra bemilligt. Das Gebaren des lottenvereind zerpflüdte unfer Redner. 
ebenfo wirkſam, wie die unwahre Wehauptung, die Flottenverſtärkung diene 
der, Ausbreitung des Handels und der induftriellen Entmidelung Un dee: 
tolofjalen Steigerung des deutſchen Gejamthandels, ‚der von 8800 Millionen. 
im ‚Sahre. 1896 auf über 13000 Millionen im Sabre 1905 angewachſen ift, hat 
die Flotte gar fein WVerdienft, wie überhaupt Militarismus und Mariniämug - 
nie ein Verdienit an ber wirtſchaftlichen Entwidehing Haben können, die. ohne 
Rüſtungen glänzendere, vor allen Dingen ſegensreichere Grfolge aufweiſeg 
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wũrde. — Sem freiſinnigen Antrag, die Koſten der neuen Flollenforderung 
durch eine eee zu decken, ſtimmte die Fraktion au; der Ins, 
trag wurde aber in namentlicher Abſtimmung mit 142 gegen 67 Stimmen abs 
gelehnt. Die. Flottenpatrioten belaiten eben lieber den ärmſten Mann. im 
Volke als ſich und ihre Sippe. 

Die Beratung des Marineetatz nahmen unfere Redner wahr, um 
die Zuſtände auf den kaiſerlichen Werften zu befprechen, die fo menig dabon 
Zeugnis geben, daß Staatsbetriebe Muſterbetriebe fein ſollen. Es wurde nad) 
gewieſen, daß auf den laiſerlichen Werften geringere Löhne gezahlt. werden 
als in ber Privatinduftrie; haben doch auf der Kieler Werft beinahe 18.000 
Arbeiter — 76,9 Proz. der überhaupt Beichäftigten, ein Eintommen' von nur 
1000-1500 ME. Dabei find in den Hafenftädten Nahrungsmittel und 
Wohnungen ungemein teuer. _ Nicht einmal der Neunjtundentag: it eingeführt, 
trotzdem diefe Arbeitszeit auf Privatwerften befteht. Die Arbeitsordnungen, 
das Strafgelderwejen und die Bedeutungsloſigkeit der jebigen Arbeiter⸗ 
eusfchüffe, die unter einem erzreaftionären Wahlunrecht nemählt' werden, 
fanden gleichfalls gebührende Würdigung. Und wie antwortete bie Marine 
verwaltung auf dieſe wohl ſubſtantiierten Anklagen? Sie weife „fremde“ Eins 
mifchungen zurüd, das Vorgehen der Sozialdemokratie mit ihrer Kritik Lönne 
nur beranlafien, dab die Verwaltung vorfichtiger werde in dem Beitreben, die 
tage der Arbeiter zu rerbeſſern. Alſo die Arbeiter ſollen es eventuell nach⸗ 
teilig zu ſpüren bekommen, wenn im Barlament Mißſtände in den 
Staatsbetrieben pflichtgemäß kritiſiert werden. Die Antwort hierauf’ ent⸗ 
behrte natürlich nicht der nötigen Schärfe und ſie enthielt auch die Warnung, 
daran zu denken, daß die Arbeiter der Staatswerkſtätten keine Kulis und keine 
Rekruten find, die ruhig da3 ihnen Gebotene hinnehmen müſſen. Die Sozial⸗ 
bemofratie wird fi nie davon abhalten lafſen, gebieteriſch zu fordern, daß 
die Lage der Arbeiter in Staatsbetrieben gründlich Berne — — 


Etat der Kolouiee. — 


| ngewöhnlich umfangreich und heftig geſtaltete ſich die Sn der 
Stolonialetats, bie ban einer moralifchen Hinrichtung. a mehr weit entfernt 


var. Immer unverhüllter zeigt fi das Fiasko, das Deutfchland . mit feiner 


Kolonialpolitik erleidet, die Unſummen ſchon verſchlungen hat und — ſolange 
im Reichstage eine Mehrheit wie die heutige zum Schaden des Volkes und 


Etaates exiſtiert — noch Unſummen verſchlingen wird, mit dem bisher einzigen 


Erfolg, daß die Kolonialpolitik kaum notdürftig einen lächerlich geringen Handel 
tzeitigie, dafür aber Skandale und Verbrechen aller Art, die auf Deutſchland 
Schmach über Schmach gehäuft haben. Wie raſend bie, Aufwendungen des 
Reiches (Reichszuſchüſſe und ſonſtige Ausgaben) gewachſen find, zeigen dieſe 
Angaben: 1885 gab das Reich für die Kolonien rund 348000 ME. aus, 1895 
‚bereits zund 6,1 Millionen, 1904 rund 149,4 Millionen. . Alein für die. famafe 
chineſiſche Pachtung Kiautſchou find bisher 359 Millionen verausgabt worden. 
Der Kreuzzug nad; Oſtaſien hat bisher 274,1 Millionen, der Aufitand in Süd» 
weſtafrika über 300 Millionen verſchlungen. Bald wetterleuchtet es in dieſer, 
bald in jener Kolonie, und die Gefahr, daß neue, ſchwere Aufftände ausbrechen, 
ift drohend nahe, Nicht weniger als 753 Millionen Mark find in den unfeligen 
20. Jahren beuticher Kolonialpolitit verfchleubert worden, während der Gen 
ſamthandel in diefer Zeit fih auf rund 320 Millionen Mark berechnet, 
wobei bejonders zu beadjten ijt, daß dieje Ziffer auch nur durd die Ein- 
rechnung der Lieſerungen für Militär, Beamte uſw. erreicht worden iſt. In 
den deutſchen Kolonien lebten bis 1904 kaum 6000 Deutſche; von einer ſpateren 
ſtarken Anſiedelung kann nie die Rede ſein. Mußte doch ſelbſt der als Koldntal= 
fhwärmer bekannte Hänge⸗Peters noch im November 1908 zugeben, daß Süd⸗ 
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weſtafrika kaum an die ärmiten Teile Britiſch-Südafrikas heranreicht. Und 


der Afrikaforſcher v. Nettelbladt, eine genauer Kenner diefer Kolonie, die einen 
anberthalbytal fo großen Flächeninhalt wie das Deutjche Reich hat, erklärte, 
dab Südweſtafrika höchſtens 40 000—50 000 Menſchen zu. ernähren vermag. 
Melde Flächen notwendig find, um ein Stüd Rindvieh oder Kleinbieh zu er—⸗ 
nähren, darüber mußte der Befiedelungsfommiffar Dr. Rohrbach Angaben 
machen, die bei jedem Landwirt Entfegen berborrufen. Und dabei wird die 
Zukunft und der „Wert” diefer famofen Kolonie neuerdings mit dert phantafti= 
ſchen Hinweis auf die dort angeblid mögliche große Viehzucht gepriefen. In 
anderen deutſchen Kolonien folen der unermeßliche Holzreidtum, große 
DMineralienlager, die Möglichkeit der Anlegung großer Baumtolllulturen uf. 
es „lohnen“, daß alljährlich Unſummen aufgewendet werden, trotz der Finangz⸗ 
miſere, in der ſich das Reich befindet. 


Aber Wahrheit werden alle dieſe Phantafiekolonialſchätze niemals werden, 
weil fie eben nur in der Phantaſie, aber nicht in deutſchen Kolonien vor⸗ 
handen find, wenigſtens nicht in dem Maße, daB fie nur ein Viertel all der 
Geldaufwendungen lohnten. Troßdem: nicht eine der bürgerlichen Barteien ift 
bereit, dem deutfchen Kolonialaberwig ein Ende gu bereiten, der jekt jchon 
zefigniert mit dem famofen Argument verteidigt wird: Wir haben einmal die 
Kolonien, es ift um fie deutfches Blut gefloffen, ergo müffen wir jie um der 
Ehre Deutichlands halber Halten, die — wie nochmals betont werden ſoll — 
beinahe tagtäglidh in den Kolonien. in ſchwerſter Weiſe ramponiert wird. Nur 
die jogialdemofratijche Fraktion befämpfte die Kolonialpolitif grundſätzlich, die 
nichts gemein ‚hat mit der Aulturentwidelung, nicht der. Zibilifation dient, 
fondern der brutaliten und blutigjten Wbenteurerluft und einem rückſichtsloſen, 
bon mwildeiter Profitgier befeelten Ausbeuter- und Spefulantentum auf Koften 


Her Gteuerzabler Rieſengewinne zuſchanzt. Welde Blüten die deutſche 


Kolonialpolitit gezeitigt hat, haben mit erſchreckender Deutlichfeit wiederum 
die Verhandlungen des bverfloffenen Seſſionsabſchnittes gezeigt. Für einen 
halben bis zwei Pfennig pro Tag mußten in Oftafrifa die Eingeborenen ſchwere 
Arbeit verrichten; dabei follen fie eine vier Mark hohe Hüttenfteuer zahlen, 
oder fie müfjen für diefen Betrag Bwangsarbeit verrichten. Die Behandlung 
der Eingeborenen iſt nur zu oft eine ſkandalöſe; ihre Frauen und Mädchen 


‘werden nicht felten Opfer der Begierden der chriſtlichen „Zibilifatoren”. 


Barbariſche Strafen harren bei den geringſten Vergehen der Eingeborenen, 
denn in Sitafrife, Togo und Kamerun find neben der Kettenhaft auch Nuten 
biebe zuläſſig. Im Jahre 1903/04 erhielten in Oſtafrika 2298 Eingeborene 
ig Prügel, in Kamerun 293, in Togo 194. Außerdem erhielten noch 
494 Eingeborene Prügel ald Zuſatzſtrafe. Grell wurde die Kolonials 


juſtiz durch die Verurteilung von 30 Akwahäuptlingen zu rund 70 Jahren Ges 


fängnis nebſt Zwangsarbeit beleuchtet. Die Häuptlinge haben ſich entgegen 
einem ſinnloſen Verbot des Gouverneurs v. Puttkamer bei der Regierung und 
dein Reichstag beſchwert und ſie ſollen dabei Beamtenbeleidigungen begangen 
haben. Dieſer ungeheuerliche Juſtizakt wurde von unſerer Seite in denkbar 
ſchärfſter Weiſe verurteilt und gleichzeitig wurde auch gefordert, daß die Haupt⸗ 
linge auf freien Fuß geſetzt werden. Die Kolonialverwaltung hatte das Urteil 


aufgehoben und an ein. anderes Gericht vertiefen. Unjer Antrag wurde aba 


gelehnt; fpäter jedoch feßte man die Häuptlinge in Freiheit. 

Das dem Reichstage felbft auf Anfragen wichtige Dinge vorenthalten, 
andere ſehr entjtellt, ungenau, ja auch der Wahrheit zumider bon amtlicher 
Seite mitgeteilt werden, dafüyr find. volfgültige Beweiſe erbracht‘ worden; end⸗ 
lich auch dafür, daß Kolonialbeamte, die den ſchimpflichen Abſchied betont 
haben, fogar mit. Benfion entlaffen worden find. So der Hauptmann Peſſer 
amerun), der 60-70 eingeborene Träger verhungern ließ und auf. die Tora 
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ſtellungen eines Offigiers die beſtialiſche Antwort gab: „Ich will gerade, 
daß bie Schweine verrecken.“ Der Unmenſch erhielt ganze ſieben 
Monate Feſtungshaft. Ein Hauptmann Kannenberg, der eine ahnunssloſe 
Prem aus purem Mutwillen angeſchoſſen hatte, wurde mit einer geringen. Ge» 
fängnisitrafe belegt und mit Benfion entlajjen. In dieſem al, wie In einem 
anderen (Hauptmann Thierry, der einen Mann vom Baume beruntergefchoffen 
hatte), mußte der Rolonialverwaltung nachgewieſen werden, daß bem Reichs⸗ 
tage nicht die volle Wahrheit gejagt worden ift. Und wie verſucht wurde, bie 
Buttlameraffäre als möglichft harmlos darzustellen, ift noch in friſcher Er» 


innerung. Die Verträge mit den Land- und Eifenbahngefellihaften, die Abe . 


kommen mit Syndikaten lieferten den Beweis, dat die Kolonialveriwaltung 
nicht einmal die Fähigkeit bat, die Tragweite der von ihr getroffenen Ber 
‚einbarungen zu überfchauen. So find Landkongeſſionen erteilt worden, die 
die Gingeborenen ben Geſellſchaften auf Gnade und Ungnabe ausliefern; die 
Randftreden werden Objefte der wildeiten Bodenſpekulation. Neben der oft« 
‚mals graujamen Behandlung ift es nicht zuletzt auch) der Zonzeffionierte Land⸗ 
raub an den Eingeborenen, der fie zu Aufitänden treibt, die dann blutig auf 
‚Koften der Steuerzahler niedergeichlagen werden. In Südweſtafrika hat man 


die Aufſtändiſchen überhaupt ihres Landes. beraubt, jo daß die ſozialdemokratiſche 


Fraktion dieſen, vom Reichstag dann angenommenen Antrag einbrachte: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
den Herrn Reichskangler zu erſuchen, er wolle dafür ſorgen, daß in der 
Kolonie Südweſtafrika den Eingeborenen ein zu ihrem Lebenzunterhalt in 
felbftändigen Wirtfchaftsbetrieben ausreichender Landbeſitz zugeſichert werde, 
um auf dieſer Grundlage die Rückkehr friedlicher Zuſtände in der Kolonie 
und die ſchleunige Zurückziehung der dort bisher zu kriegeriſchen Operationen 
erforderlichen Truppen zu ermöglichen. 
An dem ungeheuerlichen Erlaß des früheren Generalifſimus in Südweſt—⸗ 
afrika, db. Trotha, an das Hererovolk übten unſere Fraktionsredner ſchneidende 
Kritik und legten dabei eingehend die Begriffsverwilderung dar, die die kolonicke 


“ &roberungspolitif gegeitigt hat, mofür auch die Tatſache Spricht, bag der Erlaß 


Trothas im Reichötage. Verteidiger fand. Wie die Kolonialvderwaltung die von 
ihr fe gern betonte „Ziviliſatoriſche und kulturelle Aufgabe“ der deutſchen 
Koloniclpolitik auffaßt, das hat der in der Puttkameraffäre mehrfach genannte 
und einflußreiche Geheimrat Roſe am 15. März d. J. im ende durch bieje 
. Meußerung verraten: 

„—... Ich kann Ihnen offen fagen: e$ ging nicht in memen Kopf 
als praftifeher Verwaltungsbeamter hinein, daß Herr Brandeis (Landes- 
Kruptmann auf den Maridallinfeln) nicht bereditigt geweſen fein follte, 


ben Leuten da mal eine Tracht Hiebe aufzählen zu laſſen. (Große Unruhe‘ 


und vielfaches Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten. Sehr gut! bei 
den NRationalliberalen.) 

| Wie die Vollziehung ber Prügelitrafe gerade auf den Marjchallinfeln wicht, 
das fchilderte Generallonful Knappe in Shanghai wie folgt: 

— „Ich habe ſowohl in Samoa wie auf ben Marfchallinfeln bie Vollziehung 
der Brügelftrafe mit angefehen. Der Eindrud war ein widerwärtiger für die 
Weißen ſowohl wie für die Farbigen. Die letzteren gerieten in die höchſte 
Aufregung, und auf den Marſchallinſeln war es nur dem Zufall ber Air 
wefenheit eines Geſchwaders au banken, daß nicht eine offene Empörung 
aus Anlaß dieſer Prügelitrafe eingetreten iſt.“ 

Dat die Anwendung der Rrügelitrafe, mag fie amtlich berhängt oder bon 
ſogenannten Koloniſatoren eigenmächtig ausgeübt worden ſein, mit zu den bis⸗ 
herigen Aufſtänden in deutſchen Kolonien beigetragen hat, iſt unbeſtreitbar. 
Trotzdem: Sehr gut! ſchreit ber nationalliberale Chorus zu dieſer Barbarei, 
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und bewilligt dann im trauten Verein mit den anderen bürgerlichen Parleien 
auf Koſten der Steuerzahler bie Millionen, die die blutige Nieberwerfung der 
durch Landraub, Prügel und Ausbeutung zur Smpörung em Nature 
bölfer erfordert. S 

Bon einer Yusnahme abgef eben, einer Forderung für eine weiße Simultan⸗ 
ſchule in Oſtafrika, lehnte die Traktion alle Kolonialfordetungen ab, auch bie 
Mittel bezw. die Zinsgarantie für eine Eifenbahn non Lüderitzbucht nad) Kubub 
und die. ad hoc vor den Reichsiag gebrachte Fortfeßung bis Keetmanshoop 
(Sübmeftafrifa), jowie die Gifenbahn Duala-Panengubaberge. Energiſch 
‚befämpfte die Fraktion die geforderte Srridtung eines Kolonial-Staals« 
fefretariats, das ſchwere, Heute ganz unüberfehbare Folgen in politifcher und 
finanzieller Beziehung haben muß. Daß die Etablierung eines ſolchen Staats» 
fefretariat8, mit einem Prinzen an der Spike, zu neuen enormen Kolonial« 
forderungen führen wird, hat aud ein Mitglied der Mechten verraten. Das 
Sefretariat wurde erft in zweiter Zefung mit 127 gegen 110 Stimmen ans 
‚genommen, e3 fiel aber in dritter Lefung mit 142 gegen 119 Stimmen, dafür 
wurde mit 117 gegen 64 Stimmen undt 91 Enthaltungen ein Unterſtaats⸗ 
‚tefretär bewilligt, während bisher dem Amt ein Direktor vorftand. Die deutfche 
Kolonialpolitik mit ihrer Sinn» und Shftemlofigfeit, mit ihrer. Begünſtigungs⸗ 
und Broteltonswirticaft, ihren großen Ungerechtigfeiten gegen Eingeborene, 
bat im berfloffenen Seffionsabfeänitt wenigſtens teilmeife eine arge Bloh« 
jtellung erfahren. Den Verfuchen, die Kolonialfritit und die Aufdedung ber 
sahllofen Mißſtãnde einzuſchränken, wird die Sozialdemotratie energiſch ent⸗ 
gegentreten, ohne die grundſätzliche Bekämpfung der kapitaliſtiſchen kolonialen 
Exoberungs⸗ und mn nur einen Yugenblid zu unterlafien, 


Stat Der Neichs  Suftizpertvaltung, 


Bei ber Beratung dieſes Ctat3 nahmen unfere Redner Veranlaffung, auf 

die ftetig wachſenden politiſchen Tendenzprozeſſe mit ihren zum Teil direkt 
drakoniſchen Urteilen gegen Ungebörige der modernen Arbeiterbewegung Hins 
zuweiſen, wobei natürlich diefe Art Handhabung der Rechtſprechung einer 
fharfen Kritik unterworfen wurde. An Stelle eines Ausnahmegeſetzes ſcheint 
der weite Schreden treten zu jollen, wie die urigeheuerlichen Urteile in Breslau, 
Reipzig und anderen Orten offenbaren, mit denen die Nuftig des Klaſſenſtaates 
auf die Wahlrechtsforderung und Propaganda In Preußen und Sachſen ant⸗ 
wortete. Die immer mehr einteißende Gepflogenheit der Staatsanwälte, 
politiſche Angeflagte als beinahe vogeljrei bei den Gerichtöverhandlungen zu 
behandeln, wurde ebenfo kritiſch beleuchtet wie die fichtbare Tendenz, bie Auge 

ũbung des Soalitionsrechtes durch juriftifche Interpretationen gu. erfehweren, 
. die, wenn Sie gang und gäbe werden follten in Deutjchland, wozu man auf dem 
beiten Wege iſt, einen Zuftand ſchaffen mũſſen, daß, ohne beſtraft zu: werden, 
tein Arbeiter, feine Arbeiterorganiſation mehr die lebte Konſequenz aus dem 
Koalitionsrecht ziehen kann, nämlich das Recht des Streiks. Für die Bes 
rechtigung des harten und ſchneidenden Vorwurfs, daß Klaffenjuftig geübt. werde, 
* Bat die deutjche Suftig befonders in den letzten Jahren zu den vielen altın 
- unzählige neue Belege erbradt. Die beabfichtigte Verböferung der ohnehin 
- han jehr rüdftändigen Strafprozeßordnung wurde bon einem üunferer Redner 
in wirfungsbollfter Weife behandelt unb gleichzeitig ließ biejer Nedner, unter 
Berufung auf feine praktiſchen Erfahrungen, ben Reichstag einen Blid inter 
die Auliffen der Juſtiz tun, indem er zeigte, daR auch manchmal Urteile wie 
BZeugenvernefmungen ſchon vor ber Verhandlung fertig geftellt werben. Der 

EStaatsſektetär bed Reichs-⸗Juſtizamtes bebte förmlich vor Zorn und Entrüftung, 
ohne jedoch die Wucht dieſer Ankkagen — au fönnen. Die li 
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ber heute üblichen Gefängnisarbeit wurde ebenfalls dargelegt; ebenfo auch bie 
Nabdelftichpolitik, die durdy Strafverfügungen von Polizei» und Suftigbehörden 
gegen die Sozialdemokratie praftigiert wird. Die Juſtizkritik wird auch in 
Zufunft bei den Etat3beratungen einen breiten Raum und jcharfen Charakter 
annehmen, nicht weil die Sogialbeinofratie daran Gefallen findet, vielmehr weil 
die Juſtiz fih immer mehr zu einer Inftitution der Sozialiftenbefämpfung ent» 
widelt, damit aber auch da8 Fundament zerftört, auf dem fie fteht: nämlich das 
Vertrauen des Volles. — Die Fraktion ftimmte der freifinnigen Reſolution 
zu, die Preßdelikte den Schwurgerichten übermeifen till, ebenſo aud) der 
Bentrumsrefolution, die cine Vereinfachung des Wechfelproteftverfahrens for» 
derte und endlich auch den bon den Freifinnigen und dem Zentrum eingebrachten 
Refolutionen, die für Geſchworene und Schöffen eine Vergütung ihrer Zeitz 
berjäumnig, und die Heranzichung bon Angehörigen aus den unbemittelten 
, a zu diejen Aemtern verlangen. Der Reichstag nahm alle dieſe Refolus 
ionen an- 


Da3 Diätengefes. 


Seit ungefähr einem Menfchenalter ift beinahe in jeder Seffion bon ber 
Mehrheit des Reichstages vergeblich die Zahlung von Diäten an bie Reichstags⸗ 
abgeordneten gefordert worden. Die Sozialdemokratie ftellte und unterjtüßte 
die Forderung, weil Ste eine gerechte ift und eine notwendige Ergänzung des 
allgemeinen und gleihen Wahlrechts. Die zuſtimmenden bürgerliden Parteien 
traten aus Barteigmedmäßigfeitsgründen für die Forderung ein, während Die 
DMegierung in der Diätenlofigfeit ein. Korrelat: zum allgemeinen und ‚gleichen 
Wahlrecht ſah, vor allem aber, geireu nad Bismard und. der ultrareattionären 
Rechten, durch die Diätenlofigfeit anfangs verhindern mollte,, daß Angehörige 
der Arbeiterklaſſe, fchlieglich auch des fogenannten Mittelftandes, in das Reichs⸗ 
parlament ihren Einzug halten. Dieſe ſchlaue Spelulation erwies ſich aber, 
foweit die Gozialdemofratie in Frage kam, fofort als verfehlt, weil die Partei 
an Stelle der fehlenden Reihsdiaten Barteidiäten zahlte, die allerdings 
das Minimum einer Entfhädigung für den täglichen Lebensunterhalt in Berlin 
waren. Aber es ging, und die jpäter genährte Hoffnung der Gegner, Die 
Parteikaſſe werde die finanzielle Laft der ſtetig wachſenden Mandatzzahl nicht 
eriragen, erwies ſich ald chenjo trügerifch wie die ſchoflen Verfuche, die Arbeiter 
gegen die von ihren Groſchen ſich „mäſtenden“ Führer aufzuhetzen. Die fonjt 
der Ausgaben gegenüber ebenjo jparfam ie kritiſch veranlagten Genoſſen 
lachten nur höhniſch über die durchſichtigen gegneriſchen Verſuche. Das Wachs⸗ 
tum der Sozialdemokratie nötigte die Parteien der bürgerlichen Linken und 
des Zentrums, um das immer mehr mißtrauiſch gewordene Kleinbürgertum 
und die ſtützig werdende Arbeiterſchaft bei Wahlen wieder einzufangen, ſo— 
‚genannte Mittelitandstandidaten aufjtellen, die aber neben den Agrar⸗ und 
Snduftriemagnaten im allgemeinen zu den fleißigjten — — Schwänzern 
der Sitzungen gehörten, teilmeife deshalb, mweil fie die finanziellen Opfer der 
pflihtgemäßen Mandatsausübung nicht zu tragen vermochten. Die Agrar» und 
Snduftriemagnaten ſchwänzten natürli aus anderen, jeder Entfhuldigung 
baren Gründen. Monatelang wies der Sitzungsſaal eine troftlofe Leere auf; 
die Arbeitsfähigteit des Reichsparlaments litt außerordentli unter dieſem 
Zuſtand. Gebieterifch ftellte jich die Nottwendigfeit der Diätenzahlung ein, im 
Snterefie der — — bürgerliden Barteien und be bürger- 
lihen 'Barlamentarismus. Und fpeziell der Gang der parlamentarifchen Ges 
ſchäfte der lebten zwei Jahre ließ der Regierung gar feine andere Wahl mehr 
übrig, als der Forderung des Reichſtages Rechnung zu tragen, die im Januar 
dieſes Jahres aufs neue von ihm erhoben worden ijt. Und man darf ruhig 
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behaupten: ohne Die Diätenborlage wären, mwenigftens im verfloffenen Seſffions⸗ 
abſchnitt, weder die famofe Finanzreform nod) die Militärperjiondgefeie ‚aux 
Verabſchiedung gelangt, 

. Streng. genommen, erhalten, Die Reichstagsabgeordneten auch jetzt keine 
Diäten, fondern eine Aufmanbsentfhädigung, wie die Formel lautet. OB 
dieje beshalb. gewählt worden ift, um nicht das unwiderſprochen gebliebene Wort 
au.deabouieren: „den Kerls auch noch Diäten,“ oder aus anderen Gründen, 
oder vielleicht aus heiben, foll hier nicht näher unterfucht werden, Die Ente 
ſchädigung beträgt 8000 ME. pro Kalenderjahr, zahlbar in fünf Monatsraten, 
deren erite 200 Mk. beträgt und dann um je 100 ME. ſteigt, ſowie in einer 
Schlußſumme von 1000 ME, die gleihfam eine Art Aftordprämie if. Bas 
Geſetz enthält noch einige Shilanierungsbeftimmungen, 3.8. dab für jede ver⸗ 
ſãumte Sigung. 20 Mi. abgezogen werden; das gleiche gilt, wenn ein Ab⸗ 
geordneter eine namentliche Abftimmung verſäumt, ſanſt aber der Sitzung bei⸗ 
gewohnt hat. Die Urſache der Verſäumnis kommt nicht in Betracht. An ihrer 
Vorlage forderte die Regierung ziemlich kategoriſch reaktionäre Kompenſationen; 
nämlich die Abänderung des Artikels 28 der Reichsverfaſſung, der beſtimmt, 
dag zur Beſchlußfaſſung die Anweſenheit der-.abfoluten Mehrheit der Reichs» 
ta mitglieder notwendig iſt, das find 199 Abgeordnete. Die Regierung wollte, 

Beichläffe über die Geſchäftsordnung bezw. den Gefhäftsgäng por jeder 
Zeilhehmerzahl gefaßt werben. Tonnen. Abſicht und Zweck dieſer Forderung 
weir, die Annahme bon Schlußanträgen zu erleichtern und baburd die der 
Kegierung Fehr berhaßte umfangreiche fogialbemofratifche Gtatskritik einzu. 
ſchränken, wie bie ſogialdemokratiſche Kritik überhaupt. Schlußanträge ſind 
zwar auch Heute, wie bisher und in Zukunft zuläſſig, aber mindeſtens 100 Ab⸗ 
geordnete müſſen bei der Beſchlußfaſſung zugegen fein, weil ſonſt ber bon 
einem Abgeordneten geäußerte Zweifel der Beſchlußfähigkeit der Sitzung ſofort 
ein Erde bereiket. Wenn die Regierungsforderung ſchließlich abgelehnt worden 
tft, trotz der großen Sympathien, die ihr die meiſten bürgerlichen Parteien ent⸗ 
gegenbrachten, fo tur deshalb, weil die wuchtige Kritik unſeres Fraktions⸗ 
redners nicht ohne nachhaltigen Eindruck blieb und — das ausſchlaggebende und 
hervorragend an der Diätenzahlung intereſſierte Zentrum Doch nicht den Mut 
beſaßz, die Diäten mit der bon der Regierung beabſichtigten parlamentarfiſchen 
Knebelung der: Sozialdemokratie zu erkaufen. Mit ber Ablehnung dieſer 
Regierungsforderung fiel auch das entſcheidende Hindernis für die Zuſtimmung 
unſerer Fraktjon zum Geſetz, das in namentlicher Abſtimmung mit 383 bezw. 
211 gegen 41 bezw. 59 Stimmen angenommen worden ift und das gleichzeitig 
au verfaſſungsmãßig die Freifahrt der Reichdtagsmitglteber anf allen deutſchen 
Eiſenbahnen während der Situngsperiöde feſtlegt. Bisher war die url 
berechtigung beſchrͤnkt und bon der Beſchlußfaſſung durch den Yundesrat ab« 
hängig. Die fozialdemofratifche Fraktion fah, wie kurz noch bemerkt fei, der 
ganzen Diätenaktion mit beilerfter Ruhe zu. Gegen fie vornehmlid bat man 
fernerzeit- die Diätenlofigfeit eingeführt, die bürgerlichen Parteien aber 
getroffen, während die Sorialdemotratie auf biefe Mab regel einfach ge⸗ 


pfiffen hat. 


— Das Geſetz gegen die Hulfskafſen. | | 

Die reaktionãre, jeder ſelbſtändigen Regung und Betätigung der Arbeiten 
* feindliche Tendenz, die wie ein roter Faden auch die fogialpofitifche Ge⸗ 
ſetzgebung durchzieht, lebt neuerdings mit beſonderer Lebendigkeit af, Schwer 
bedroht iſt das Selbſtverwaltungẽrecht der Ortskrankenkaſſen, zuvor aber ſollen 
die freien und eingeſchriebenen Hülfskaſſen möglichſt ſtranguliert werben, tie 
Bat. dem Reichstag vorliegende Hülfskaſſengeſetz beweiſt, das die Hülfskaſſen 
nter 2a Privatverſicherungsgeſetz ſellen will. Das ſehr durchſichtige Vor⸗ 
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geben wird mit der Notwendigkeit motiviert, die — — Schwindelkaſſen zu be⸗ 
kämpfen. Daß die Hülfskafſen mit dieſen aber nichts gemein haben, vielmehr 
durchaus einwandsfrei ihre Aufgabe erfüllen, fteht erfahrungsgemäß feit. Die 
Braktion befämpfte daher das Hülfskaffengefeß ganz energiſch. Unſer Redner 
bei: der erſten Beratung führte die Begründung der Regierung für das Geſetz 
gründlich ad absurdum und wies nach, daß bei der Buntſcheckigkeit und den 
niedrigen Leiſtungen der öffentlich-rechtlichen Krankenverſicherung die Eriftenz 
der gut und veritauenswürdig geleiteten und geftellten Hülfskafſen geradezu 
eine Notwendigkeit ift, die auch der großen, großen Zahl der Nichtverſicherungs⸗ 

pflichtigen die Moͤglichkeit einer ſoliden Verſicherung bieten. An ſchlagenden 


Seifpielen wies unſer Redner die Schädigung nad), die der ſehr großen Zahl 


per in Hülfskaſſen Verfiherten zugefügt wird, wenn das Gefch Annahme findet. 


Die Entſcheidung ift noch nicht gefallen, da der Gefeßentwurf einer Kommiſſion 


übermiefen worden ift, Die ihre Beratungen noch wit zum — ge⸗ 
a hate 


Aenderung des 3 833 des —— EIERN, 


Ein grellez Schlaglicht auf die Habgier der Junker und die Zolgfamteit 
der Regierung warf ein Kleiner Geſetzentwurf. $ 833 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buchs lautet: - 


Wird burd ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper oder die Ge⸗ 
ſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt, ſo iſt derjenige, 
welcher das Tier halt, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 


Schaden zu erſetzen.“ 


Auf Grund dieſes Paragraphen ſind in den fünf Jahren 1900 bis 1904 | 
In gang Deutſchland 855 Berfonen von den Landgerichten und Oberlandess 


gerichten zu Schadenserfab verurteilt. Nicht mitgezählt find die Heinen 


Schäden, die von Amisgerichten erledigt turden, wo der Schadenserſatz alſo 
keine 300 ME. betrug. Will ſich ein Tierhalter vor großen Ausgaben be⸗ 


wahren, ſo kann er ſich gegen Haftpflichtſchäden verſichern. Die meiſten — 


Tierhalter ſind auch bei ſogenannten Gegenſeitigkeitsverſicherungen verſichert. 
Kapitaliſtiſche Verſicherungsgeſellſchaften nehmen für die Haftpflichtverfiches 
rung bon ein Pferd 3 ME. pro Jahr. In den Gegenſeitigkeitsverſicherungen 
iſt es erheblich billiger. Die Junker hatten ſich nun ausgerechnet, daß fie 


ed noch einige Pfennige billiger haben könnten, wenn fie nidyt jeden durch ein 
Tier zum Krüppel gewordenen Menſchen zu entſchädigen braudten. Gie be= 
antragten daher, dem Paragraphen folgenden Zufaß zu geben: „Die Erſatz⸗ 
pflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier verurſacht wird 


und derjenige, welcher das Tier Hält, bei deſſen Beaufſichtigung die im Vera 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, oder wenn der Schaden auch bei Uns. 


wendung diefer Sorgfalt entjtanden fein würde,” 


Hat der Herr feinem Knecht eingefchärft, er fol gut aufpaffen und went. 


dann ein leicht ſcheuendes Pferd dennoch durchgeht und Menſchen zu Krüppeln 
ftampft, dann follen die Krüppel weder Anſpruch auf Kurkoſten noch auf fonft 
einen Schadenserfat haben. Der Tierhalter Hat die nötige Sorgfalt be» 


obachtet. Durch einen Geihäftsordnungstrid gelang es im borigen Sabre 


unjeren Genoffen, diefen Antrag die Form einer Refolution Zu geben, Ivo» 
durch die direkte Aenderung des Bürgerlichen Geſetzbuchs verhindert war. 
Die Regierung, die ſonſt die Refolutionen wenig beadjtet, wagte. aber 
nicht "eine Nefolution, in der die Junker einen Brofit von wenigen Pfennigen 
auf Koften von Krüppeln und Witwen und Waifen forderten, unbegchtet au 


laſſen. Schon am 24. Februar fam die Negierungsvorlage, die den en 


ber Junker Rechnung trum 


ng 
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Die jetzige Faſſung des 8 883 iſt dem code civil, alſo jenem bor mehr - 
ala 100 Jahren geſchaffenen, bürgerlichen Geſetzbuch Frankreichs entnommeir 
und im den linfscheinifchen Bezirken feit mehr als 100 Jahren geltendes 


Recht geweſen. Der foziale Grundgebante, daß der an Leben und Ges 
jundheit Gejchädigte nicht verhungern fol; widerjtrebt den Auffafjungen oft“ 
elbifcher Sunfer und einer. Reihe bon Zentrumsdagrariern und Juriſten. 
Kann man die Agrarier um einige Pfennige bereichern, dann nimmt man 
jelbft den Krüppel fein Stüd Brot. Diefes Streben wird_bon der Regierung 
unterftütt, Noch iſt Die Aenderung nicht beſchloſſen, aber es wird fi: 
dieſelbe Mehrheit, die ſchon fo viel zur Bereicherung der Agrarier getan: bat, 
auch hier zujammen finden. Die Junker gewinnen nur menige Pfennige, 


aEer die Krüppel Ben ihre Exiſtenz. Dieſe Sea — ein ee 
a für Die Sozialpolitik des Fürſten Bülow. 2 


—Mſleinere Geſetzesvorlagen. F 
Von den kleineren Geſetzesvorlagen und der Stellungnahme der Fraktion 

dazu ſei das folgende erwähnt: Die Fraktion ſtimmte der Erhöhung dert 
Naturakverpflegungsfäße bei Einquartierungen zu, weil 
angeſichts der Steigerung der Lebensmittelpreiſe die bisherigen Sätze nicht 
mehr haltbar waren und beſonders die ärmere Bevölkerung, die ut Ein- 
quaitierung bedacht wird, hart belaftete. Weiter flimmte die Fraktion einem... 
Geſetze zum erhöhten Schutze der Sing- und Nutzvögel zu, wobei 
unſer Nedner betonte, daß auch der erhöhte Schutz noch ungenügend iſt. Für 
das Geſetz Betr. die Haftpflicht bein Betrieb bon Kraftfahr⸗— 
zeugen fprad ſich die Fraktion aus, wie fi) ja auch aus dem bon ihr ein⸗ 
gebrachten Initiativantrag ergibt. Der Entwurf befindet fi in der Roms 
miſſionsberatung. Bei Beratung dis Geſetzes betr. die Maß- und Ges 
wichtsordnung forderte die Fraktion, daß die Arbeiterintereſſen berück⸗ 
ſichtigt werden, z. B. iſt notwendig. die Eichung der Förderwagen in den . 
Bergwerken, ſowie der Längenmaße in den Textilfabriken, die zum Meſſen der 
von den Arbeitern angefertigten Webwarenſtücke benutzt werden. Ueberzeugend 
wies unſer Redner nach, daß heute ſowohl in Bergwerken wie in Textilfabriken 
die Arbeiter durch unrichtige Maße ſchwer geſchädigt werden. Beim Streik im 
Ruhrrevier ſind ja dieſe Klagen maſſenhaft von den Arbeitern erhoben worden. 
Der Eichzwang wird alfo für die Arbeiter wertvoll fein. Der Gejekentwurf 
befindet ji) nod in der Kommiffionsberatung. — Weiter jtimmte die Fraktion 
dem Hanbels- und Sciffahrtsvertrag mit Schweden zu, der proviſoriſchen 
Verlängerung der Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten, der. Vers 
länger-img des Handelsproviſoriums zum Britifden Reich, dem Niederlaflungs« 
vertrag mit den Niederlanden, ſowie dem deutfch-äthiopijchen Handelsvertrag. 
Unfere Zuftimmung fand aud) das Gefch betr. den Serbistarif und die andere 
weitige Klaſſeneinteilung der Orte, wobei unfer Redner die Regierung aufs. 
forderte, für Die Hager Zukunft eine gerechtere Cinteilung ev — bor- 
zuverciten. 


4 


Suterpellationen — Fnitiativanträge. 
Sofort nach den BZufammentritt des Reichstages richtete: die Traktion an 
den Reichskanzler dieſe Interpellation: 
„Welche Maßregeln gedentt der Herr Reichslanszler zu ergreifen, um 
der Höhe der Fleiſchpreiſe, die ſeit geraumer Zeit eine Kalamität für weite 
Kreiſe der erwerbstätigen Vevölkerung geworden iſt, entgegenzuwirken? 


Gedenkt der Herr Reichskanzler insbeſondere eine Aufhebung der Fleifche - 


. und Vichzölle und eine Aufhebung der Vorſchriften herbeizuführen, die bie 
u — lebenden Viehes und zubereiteten — aus dem rs eta 
: "gweren?” — — 
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In der einpehenden Begründung brandmarkte —— Redner die Kolitit, 
durch hohe Bölle die notmendigften Lebensmittel künſtlich zu verteuern, Durch 
Grengſperren und Ginfuhrerfätwerungen vorhandenen Mangel an Schladtvieh 
au bergiökern, alſo eine weitere Teuerung herbeizuführen im Intexeſſe der 
unerfättliden Brofitgier der Agrarier. Unſer Redner wies auch auf bie enorme 
Schädigung der Volkskraft und Geſundheit hin, die durch die agrariſche Liebes⸗ 
gabenpolitik eintritt, weil die obmehin borhandene Uinterernährung- großer 
Volksamaſſen erheblich perfchlimmert wird, Abichaffung der Bölle, Aufhebung 
der. Grenziperze- ımier Beobachtung vernünftiger Vorfihtsmaßregeln . par 
unfere Forberung, die der preußiſche Landwirtihaftsminifter in feiner ‚Des 
antwortung mit. Argumenten befäupfte, die die zollwucheriſche Reichstags- 
mehrheit entzückten, weil ſie offenbarten, daß die Regierung mit Volldampf 
im oe der Agrarier und Sebensmittelberteuerer ſegelt. ea 


,Botuffie“ :änterpellation Im Juli 1905 ereignete ſich auf 
Die Zeche „Boruſſia“ (Mußrgebiet) ein Zechenbrand, dem 89 Bergleute "zum 
Opfer fielen; nur die-Leichen von 14 der Toten konnten geborgen werden, bie 
übrigen lagen noch biele Monate in det Grube. Bei ‘der: fpäteren Bergung 
glaubte man Merkmale für die entſetzliche Annahme gefunden zu Haben, daß 
von den 23 Verunglückten ein Teil nicht den Tod in dem BEN. Baur 
ter, fondern dur Berhungern erlitten Bat. — | 

‚Die Fraktion richtete an den Reichskanzler dieſe gnterpellationẽ — —* 


Iſt dem Seren Reichskanzler bekannt, daß durch Außzerachtlaſſung der 
reichsgeſetzlichen Arbeiterſchutzbeſtimmungen am 10. Juli 1905 auf der. Kohleki- 
zeche „Boruffia” bei Dortmund ein Schachtbrand eingetreten ift, dürch ben 
‚89 Arbeiter getötet worden find?, Was gebentt ber Herr ſRteichstanglex zu 
tun, ba damit abnligien Grubenunglüdsfällen vorgebeugt wird?“ — 


Was angeſichte der Größe und des entſetzlichen Charalters jener haloſrobhe 
ſelbſt von der dentſchen Regierung nicht gu. erwarten mar, geſchahr fie 
Lesnte die Beantwortung ab, weil — — die AUnterfuchungen ‚deine 
Verletzung reichsgeſetzlicher Vorſchriften ergeben hätten. Und auf. Die zweite 
Frage unjerer Interpellation, was die Regierung zu tun gehentt, um ähnlichen 
Kataftrophen vorzubeugen, hatte fic nit einmal ein Wort übrig, fo vede⸗ 
fzeudig-Tte: fast ift, 3. B. bei Agrariern, Slottenpatrioten ufiv.- Die Fülle deß 
bon unferen Rednern bei der Interpellationsbeſprechung burgebrarhten 
Materials illuftrierte das Elend des deutjchen Bergarbeiterfchußes draſtiſch und 
arhrachte ben zwingenden Beweis für die Notwendigkeit eines Reichsberggeſetzes 
und ber Unftellung bon Bergarbeitern bei der Berginfpeltion. Nicht unerwähnt 
bleibe die Rolle, Die der nationalliberale Abg. Beumer bei diejer Debatte 
ipielte, .al3- Rausreißer des Grubenkapitalismus, deſſen Raubbau und- un⸗ 
erſattliche Profitſucht die ungeheueren Menſchenopfer im Bergbau .mit ver⸗ 
ſchuldet. Vom Jahre 1886 bis 1904 find im deutſchen Bergbau 102252 Brom 
detarier. vexunglückt; 19407 dabon blieben tet quf dem Schlachtfeld der: Arbeit. 
Von einer unermeßlichen Summe von Schmerzen und Leiden, Elend und zex⸗ 
ſtörtem Familienglück reden dieſe grauſigen Zahlen. Mögen ſie in ihrer vollen 
erſchütternden Wucht den Bergarbeitern ſagen und lehren, daß. diefent: indu⸗ 
Kriellen Naſſenmord nur durch energiſche organiſatoriſche Betätigung und 
durch :Befeitigung der. privatkapitaliſtiſchen Produktionsweiſe Einhalt getan 
werden kann. Was die Bergarbeiter von der Regierung zu erwarten haben, 
bat ihnen aufs neue ihr Verhalten bei der „Boruſſia“⸗Interpellation gelehrt: , — 
und welche Sorte Freunde die Bergarbeiter an den bürgerlichen. Barteien 
haben, ift ihnen durch die Verhungung der ohnehin fraftlojen. Berggefehnpuelle 
im. preußifchen Dreillajienparlament Har demonitriert worden, Die Sozial« 
— 9 er a ti ea 1 lein berkritt ae und energiſch die el aller Mrbsiier 


— — 
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Snterpellation betr, Dir Ruffenausmweijfungen. 

Maſſenhaft wurden im April d. J. aus Berlin ruffifche Staatsangehörige 
ausgetbiefen, ohne daß bie geringite a zu dieſer willkürlichen, in 
ihrer Form und Wirkung ungemein brutalen Maßnahme Be war. Die 
Fraktion interpellierte deshalb den. Reichskangler mie Folgt: 

„Iſt dem Herrn Reichskanzler befannt, daß der oligeipräfibent- bon 
Berlin mit Biliigung des preußifchen Minifterd des Innern im Widerſpruch 
mit Artifel 1 des deutjch-ruffifehen Handels⸗ und Schiffahrtsvertrages vom 
28. Juli 1904 ruſſiſche Staatsangehörige in Maffen des. Landes verweiſt? 
Und was gedenkt der Herr Reichskanzler gegen dieſe ungeſetzlichen Maß⸗ 
nahmen zu tun?“ 

Die Reichsregierung wählte der Tapferkeit befferen Teil und Fehnte die 
Beantwortung: ab, indem fie vorſchützte, die Handhabung der, Fremdenpolizei 
unierjiche der Machtſphäre der Ginzelitanten, da3 Reich könne da nicht hinein⸗ 
reden. Die Beſprechung der nterpellation führte zu einer Bloßitellung der 
Berliner politifchen Polizei, wie fie blamabler. gar nicht gedacht werden Tann. 
Ultenmäßig nes unfer Reimer nad), daß einer der befantteiten Berliner 
Kriminallommifjare (Schöne) einen ruffifden Staatsbürger zum 
Zandesperrat gegen Rußland anzuftiften verfudte, daß 
das Berliner Polizeipräfidium, um die landesperrätes 
tifhe Sandlung zu ermögliden, dem Manne einen falſchen 
Paß ausft ellte und ihm baren Judaslohn noch extra beriprad). 
Diefe Enthülfungen über das Gebahren der politifden Polizei ſchlugen 
wie eine Granate ein; ebenfo auch der Nachweis, daß bei den Aus— 
weiſungen teilmeife mit ber größten Rückſichtsloſigkeit verfahren worden 
it. Schlimmer hat 'Die politifche Polizei, die ja ſchon vielfach ſchwer 
blo eſtellt werden: konnte, noch nie am Pranger geſtanden, als wie am 
8. id. J. dem Tage der Interpellationsbefpregung. Die Wucht der Kate 
fadyen lieh felbit bei den. in Fragen des Boligeitegiments fo Didfelligen bürger⸗ 
lichen Partrien das Gefühl der Beſchümung aufkommen. Nur der era 
reatronãren — blieb es vorbehalten, durch den Junker v. Oldendburg⸗ 
Januſchanu dieſe Bolizeitaten verteidigen, ja ſelbſt loben zu laſſen, womit die 
Junker und ihr Anhang wieberum gezeigt haben, welch eine ——— vrücł· 
——— und ——— Geſellſchaft ſind. 

Außer dieſen drei Interpellationen hat die Fraktion fehsehn Snittsie 
Anträge eingebracht, die folgende Materien betreffen: 

14. Verfammlungs- und Roalitionsredt; 2. Einführung eines achtffündigen 
Magimalarbeitstages; 3. Regelung des Vertragsperhältniffes zwiſchen Berge 
werkobeſihern und Den Bergleuten, auf da lediglich) reichsgeſetzliche Vorſchriften 
Anwendung finden ſollen, die auch gleichzeitig die Arbeitszeit geſetzlich feſtlagen; 
4, Einheitliche Regelung des Knappſchaftskafſenweſens; 5. Einführung Lines 
Reichsſsberggeſetzes; 6. Abänderung des Krankenverſicherungsgeſetzes wie folgt: 
„Der Abſatz 3 des $ 74 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 16. Juni 1888 
erhält folgende Faſſung: „Die Vorſchriften des 8 26 Abſatz 1 und Abſatz 2 
Cab 1, S 37 Abfat 3, 88 56a und 57a finden auch auf Knappſchaftskaſſen Une 
wendung.” ; 7. Gefeß zum Schuße der Arbeiter im Baugewerbe; 8. Errichtung 
bon Gerichten für Streitigfeiten aus dem Arbeitsverhältnis zwiſchen Tändlichen 
Ürbeitern und Arbeitgebern; 9. Reichsgeſetzliche Vorfhriften für die Regelung 
deB Vertragsverhältmiſſes zwiſchen Urbeitern und Arbeitgebern, unter: gleid)s 
geitiger Aufhebung der Gefindesrdnungen und Gewährung de Koalitions- 
reits; 10. Regelung bes Wohnungsiwefens dur Erlaß eines Wohnungs 
gejeges; 11. Aufhebung der Nahrungs: und YFuttermitteläölle,; 12. Forderung 
betr. die Vollövertreiung in den Bundesſtaaten, mit folgender Mafgabe; In 





96 Bericht der Reichstags⸗Fraltion. 


jedem Bundestlaat und in Elſaß⸗Lothringen muß eine auf Grund bes all⸗ 
gemeinen, gleichen, direkten unb geheimen Wahlrechts gewählte Vertretung 
befteben. Das Necht zu wählen und gemählt zu werben, haben alle über 
20 Jahre alten Reichgangehörigen ohne Unterfchieb bes Gefchlechtes in dem 
Bundesitaate, in dem fie ihren Wohnfik Haben. Die Zuftimmung dieſer Ver- 
tretung iſt zu jedem Vanbeögejek und zur Feititellung des Staatshaushaltsetats 
erforderlich”; 13. Einfegung einer Reichſtagskommiſſion zur Unterſuchung von 
Tatſachen; 14, Ausdehnung der Immunität der Neichstagsabgeorbneten auf 
die Strafhaft; 15. Aufhebung des Majeftätsbeleidigungsparagraphen; 16. Haf- 
iung der Eigentümer von Automobilen und Eifenbahnen für den durd ihr 
Eigentum angerichteten Schaden. 

Infolge des häufigen Ausfall der Scdjtwerindtage Tam nur ber unter 
Siffer 12 genannte Antrag zur Verhandlung. Die aus Nativnals 
liberalen, onfervbativden und dem Zentrum gebildete Mehrheit 
lehnte unferen Untrag ab, wodurd die Rationalliberalen wiederum 
beiviefen Haben, daß ihr Liberalismus ebenfo unmwahr iſt, wie die Zentrums 
debije: Kür Wahrheit, Freiheit und Recht. Bei der Beratung wurbe bon 
unjerer Seite mit allem Nachdruck und voller Schärfe der ebenfo ergrealtionäre, 
wie fchreienb ungerechte Zuſtand befämpft, daB in Medlenburg und Elſaß—⸗ 

Lothringen gar feine Volksvertretung eriftiert, in vielen anderen Bundesftaaten 
nur das Zorrbild einer Volksvertretung. Daß dieje, auf Grund ungercchteſter 
Wahlſyſteme gewählten „Volksvertretungen“ Zummelpläße der Reaktion find, 
auf denen fih nur zu oft wahre Orgien der Arbeiterfeindlichfeit und Volks⸗ 
entrehtung abjpielen, hat. die Erfahrung genügjam gelehrt. 

Der Umftand, dab 3. B. das Erziehungsivefen, daß Bereind: und Vers 
ſammlungsrecht, Erlaß von Gemeindeordnungen uſw. ber gefeßgeberifchen 
Zätigfeit der bundesſtaatlichen Parlamente unterliegt, beweift genügfam, wie 
dringend notwendig es ift, daB dieſe Parlamente auf Grund eines vernünftigen 
und gerechten Wahlſyſtems gemählt werden. Uber die bürgerlichen Barteien, 
die ja die einfeitigfte Intereſſenpolitik zum Vorteil der befißenden Klaſſen be» 
treiben, ‚fühlen fich Hinter den Wahlunrechtsſchangen in den Bundesſtaaten ſo 
wohl, daß ſie freiwillig nie in eine Aenderung einwilligen werden. Je 
brennender ſich aber das Bedürfnis nad) eines gefunden Aenderung fühlbar 
macht, deſto ſchärfer werden die Wahlrechtskämpfe in den Einzelſtaaten werden, 
woruber unſere Redner auch gar keinen Zweifel gelaſſen haben. 

* 

Von den Initiativanträgen der bärgerlichen Parteien 
find zu erwähnen: der alte Agitationsantrag des Zentrums betr, Die 
Freiheit der Religionsübung, bei deſſen Beratung unſere Redner dem Toleranz 
forderi:den Zentrum ein mächtiges Sündenregifter kirchlicher Intoleranz vor⸗ 
hielten und dabei auch fcharf den Mißbrauch der Schule für die kirchlich— 
dogmatiſchen Beftrebungen und Lehren befümpften. Die Sozialdemofratie ıft 
für volle $reiheit der NReligionsübung, die aber nur möglich ift, wenn die Kirche 
bom Staate getrennt und der Konfeſſionsunterricht aus den Schulen verbannt 
wird, wohin er vernünftigeriveife auch gar nicht gehört. Die ſogialdemokratifche 
Forderung, den Zentrumsantrag einer Kommiffion zu übermweijen, um ihn 
umarbeiten zu können, wurde abgelehnt. — Die Fraktion erklärte ſich auch 
dafür, daß ben hülfsbedürftigen Kriegsteilnehmern eine erhöhte Beihülfe ge— 
währt wird, die auf mindeſtens 1 ME. pro Tag feſtzuſetzen fit, alſo nicht nur, 
mie bie konſervativen Antragiteller forderten, eine Feine Erhöjung der 
jet 120 Wet. jährlich betragenden Beihülfe eintritt. Unſer Nedner wies dabei 
auf die das Deutſche Reich fo beihämende armfelige Abfpeifung ber hülfs« 
bedürftigen Veteranen bin, währenddem Offizieren hohe Penſionen und Dotas 
tionen zuteil geworden find. — Auch dem freijinnigen Antrag, Bea 
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feitigung ber landesgeſetzlichen Beſchränkungen bed Vereinsrecht für Frauen, 
ſtimmte die Fraktion gu und berirat dabei gegen den ſchwächlichen freifinnigen 
Antrag die viel weitergehenden fogialdemofratifchen Forderungen, die auch für 
die Frauen volle politifche Freiheiten und Rechte verlangen. — Der Antrag 
der Bolen, der die Befeitigung des 8.130 (Aufreigungsparagraph) aus dem 
Strafgeſetzbuch fordeit, fand unfere Unterftüßung Unſer Fraktionsredner 
wies bei der Beratung auf die ungeheuerlichen, das Rechtsempfinden des Volkes 
tief verletzenden Urteile Hin, die auf Grund dieſes Paragraphen ſchon gefällt 
worden find. Aber nicht nur Die Befeitiguung dieſes und ähnlicher Paragraphen 
ift eine dringende Notwendigkeit, jondern eine Reform der Strafjuſtig ar 
Haupt und Gliedern und die Wahl der Nichter durch das Boll. — Eine Bes 
ſchränkung der VBerfammlungsfreiheit forderten die AUntifemiten, die fie 
allerdings unter dem Dedmantel angebliden Schußes der Berfanmlungsfreibeit 
präfentierten. Diefelben Antifemiten, die durch ihre wüſten Radauperfanms 
lungen geradezu berüchtigt gemprden find und Ungehörige anderes Parteien, Die, 
ihnen ‚eventuell enigegentreten, mit der größten Unduldfamfeit, ja Brutalität 
begegnen, fordern ſchikanöſe Bolizeibeitimmungen, die das bißchen Verſamm⸗ 
lungsfreiheit in Deutfhland noch mehr. einfchränten ‚würden. Die Gozials 
demokratie, die für- wirkliche Freiheit ift und in ihrem Verfammlungsleben 
muftergültige Ruhe und Ordnung aufredt erhält, jtimmte natürlich gegen den 
antijemitifchen Antrag, der aud) von der Mehrheit abgelehnt wurde. — Dem 
nationalliberalen Antrag, der eine rechtliche Beljeritelung der 
Handlungsgehülfen und techniſchen Angeſtellten forderte und gemeinfam mit 
einer ähnlichen Gefebesvorlage beraten wurde, ftimmte die Fraktion gu. Unfer 
Redner beleuchtete dabei die traurigen Sozialen und rechtlichen Verhältniſſe, 
unter denen die Angehörigen der genannten Berufsgruppen zu leiden Haben. 
Die Materie wurde einer Kommiſſion überwieſen, Die uw ande noch 
nicht abgeſchloſſen hat. — 


———— — ——— — Steuergeſetze. 


Mas die Sozialdemokratie im Reichstag bei den häufigen, ſteigend größere 
Unfummen erforbernden Marine», Militär und Kolonialvorlagen borausgefagt 
bat, it bittere Wahrheit geworden: die blinde Hurrabemilligungsluft der bürger« 
lihen Barteien hat das Reich in eine ſchwere Schuldenlaft gejtürzt, die im 
Sabre 1905 ſich auf 3543500000 ME. bezifferte; außerdem ijt die Reichs⸗ 
finanzgebahrung eine in ſchwerſter Weife, bedenkliche geworden. Bis vor etwa 
drei Jahren brachten es aber trotzdem Regierung und Reichstagsmehrheit 
fertig, bei jeder neuen Vorlage den Stand der Finanzen als glänzend zu 
bezeichnen; e8 fei da nur an die direkt gewilfenlofen Schönfärbereien der 
Negierung bei der Flottenvorlage im Jahre 1900 erinnert. Die. Joziale 
demoftatifhen Warnungen flug man leichtfertig in den Wind, ‚bis jebt die 
bittere Notmendigfeit die Negierung zwang, eingugeftehen, daß die Yinanze 
lage eine ungemein traurige iſt. Dem Reeichskanzler entſchlüpfte in jeiner 
Statsrede am 6. Dezember 1905 das Geſtändnis, die Schulden des Reiches 
hätten fish in kurger Zeit fo enttwidelt, va man es nichtfür möglid 
halten ſolbte“. Die Entwidelung. ftellt ſich kurz fo dar: 1877 Ychuldene 
frei, 1881/82 319 Millionen Schulden, 1891/92 1686 Millionen, 1896/97 2141 
Millienen, 1901 2818 Millionen, 1905 über 8% Milliarde, fodak Derzeitig über 
100 Millionen Mark. alljährlich allein zur Bexzinfung diefer Schuld von den 
Steuerzahlern aufgebracht werden müſſen. Wohin diefe Anleihefummen ‚und. 
der. Zömenanteil der dauernd gefteigerten. Ginnahmen gefloffen find, verraten 
diefe Angaben: für. Heeres- und Marinezwede wurden 1873 rund 338 Millionen. 
ausgegeben, 1891/92 rund 561 Millionen; im Jahre: 1902 Hatte fich dieje Aus— 
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gabe fchon beinahe verdoppelt, fie war er rund eine Milliarde geftiegen 
und beziffert fih im Jahre 1906, die PBenfionen mit eingerechnet, auf rund 
1245 Millionen Mark. Die Ausgaben für die Kolonien find hier nicht ein— 
gerechnet. Troßdem im Jahre 1906 im ordentlichen Etat 160 Millionen Mehr— 
einnahmen beranjchlagt find als im Jahre 1905 (2146 gegen 1986 Millionen), 
madt ih laut Etatsanſchlag zur Deckung des Fehlbetrages und, 
für neue Ausgaben eine Anleihe von 254 Millionen notwendig, wovon etwa 
75 Millionen durch Mehreinnahmen aus den Zöllen gededt werden. Der Etat 
enthält alfo ein Defigit bon rund 180 Millionen Darf. Heer und Marine 
verſchlingen allein im ordenthichen Etat zuſammen 46 Millionen mehr 
als im Vorjahr. Nun ſteht dag Reich aber weiter vor dieſen neuen Auss 
gaben: 


a) Beſeitigung der ftandıgen unterviiang im 
eigenen Haushalte des Neid . - : 2 . . 80 bis 90000000 DE, 
b) Tilgung der Reichsanleiheſchuld mindeſtens.... 21260000 „ 

c) weitere Entlajtung de3 Reichs-Invalidenfonds mins 
deſtens . . e - . . 10900 000 


d) Bejeitigung des Perſonalſerviſes mindeſtens .... 1480000, 
e) Regelung des Militär-Penſionsweſens mindeſtens . 1800000 „ 
f) Erhöhung der Säbe der Naturalverpflegung etwa. . 158000 „ 
g) Erhöhung des Natural-Oyartierjerbijes in den unteren 

Ortsklaſſen etiva .. . ; 23200 „ 
h) Aufbeflerung de3 Wohnungsgeldzuſchuſſes für bie 


Unterbeamten minbeftens . s — . 6240 000, 
i) Durchführung der Erhöhung der Stiebenspräfenzftärke 

ſowie der gejeßlihen Feitlegung der mn 

Dienitzeit eima . . . .» . 0. . 80000 00, 
k) Verftärfung der Wehrfraft des Neichs En See etwa 76240000 „ 


zuſammen 245 932 000 DE 


Um diefe Summe ſollen nun die Einnahmen gefteigert merden, zu welchem 
Behufe die Regierung dem Reichstag einen Geſetzentwurf voriegte betr. die 
Ordnung im Reichshaushalt und die Tilgung der Reichsſchuld: die neuen 
Steuerforderungen, die wie folgt formuliert waren: 


1. Erhöhung der Braufteuer, 67 Millionen Mebreinnahmen; 

2, Erhöhung der Tabafiteuer, 25 Millionen Mebreinnahme; 

8. Beſteuerung der Zigaretten, 15 Millionen; 

4. Uenderung des Reichsſtempelgeſetzes, insgeſamt 72 Milfionen Mebrs 
einnahme, mit folgender Verteilung: Frachturkundenſtempel 41 Mil« 
lionen, Fahrkartenſtempel 12 Millionen, Erlaubnisicheine für Krafte 
fahrzeuge 3 Villionen, Quittungzftempel 16 Millionen; 

‘6. Erbſchaftsſteuer 72 Millionen, mobon das Reich 48 Millionen erhalten 
follte, den Reit die Bundesitaaten. 


Von diefer Steuerborlage, die durch die geforderte Erhöhung der Brau—⸗ 
unb Tabakſteuer wiederum die breiten Maflen des Volkes in erfter Linie 
belaften wollte, außerdem im Falle der Annahme der Tabakiteuer auch noch 
den Ruin taujender jelbitändiger Erxiftenzen und die Brotlosmachung vieler 
taufender Urbeiter in der Tabakinduftrie zur Folge haben mußte, oder — 
dur die Fahrkarten», Rradturfunden und Quittungsiteuer fpeziell den 
Handel und den Mitteljtand traf, und ihm ſteuertechniſche Schikanen aller 
Art bereitete, wagte e3 die Regierung, auf Seite 12 —— ſchriftlichen Bea 
gründung wörtlich Das Folgende gu Tagen: 
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ve a» Daß diefe Hohe Summe (220-230 Millionen) nicht durch einen 
einzelnen, Steuerzweig erbracht werden kann, wird keines weiteren Nachweiſes 
bedürfen. Es galt daher, fie möglichſt vielen und möglichſt leiſtungsfühigen 
Schultern aufzuerlegen, um die nun einmal nicht mehr vermeidbare erhebliche 
neue Belaſtung der Steuerzahler tunlichſt gerecht zu verteilen. Zu ihrer 
Aufbringung bedarf es aber der Opf erwilligkeit auf allen Seiten der 
Reichsbürger, fowohl bei den befißenden Klaſſen wie bei der großen Maſſe 
des deutſchen Volkes. Denn auch bie Wirkungen der neuen AUISeNeN: des 
Reis, fommen allen Angehörigen des Reichs zugute.” — 


Dieſe Sätze, die beinahe einer Vexhöhnung der Steuerzahler gleichen, 
find wohl. jo.gtemlich dag ſtärkſte Stück, das ſich je eine Regierung des Deutſchen 
Reiches zur „Begründung“ einer Gteuerborlage geleiftet hat, deren kraß ein— 
feitig belaftende Wirfung fofort von Konfumenten und Intereſſenten ſchlagend 
nachgeiviefen werden konnte. Wie ed um die Gerechtigfeitsliebe der Reichs⸗ 
tegierung in bezug atıf die Steuerpolitik bejtellt ift, bemeifen fomohl der ſchreiend 
ungeredte: Zolltarif vom Jahre 1902 wie auch die Tatſache, daß die Ginnahmen 
bes Reihe in der Hauptſache aus Zöllen und Steuern auf die wichtigſten 
Lebenz- und Genußmittel fommen.. Zum Ueberfluß bat ja ſelbſt der Reichs— 
fanzler in.der Sibung vom 6. Dezember 1905 die „gerechten” Gteugrgrund« 
. Tüße der-Negierung durch den Hinweis charafterijiert, daß die Senußmittel 
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feien, was ihn aber nicht hinderte, mit ſeinem Namen auch die oben —— 
Sätze zu decken. 

Bei der Generaldiskuſſin über die ne die, mie fchon bemerkt, 
mit der allgemeinen Etatsdebatte verbunden wurde, bekämpfte unſer Fraltionz« 
redner Die neuen’ Stenern aufs energifchite und erflärte, daß die Fraflion 
bei‘ jedem einzelnen . Steuergeſetz ſcharf den Kampf aufnehmen werde; was 
natürlich au gefchehen- it. Die GSteuerborlage wurde einer Agliedrigen j 
Kommiflion überwieſen, ‚deren bürgerliche Mehrheit bei den wochenlangen 
Betatungen dem Volke ein geradezu abſchreckendes und klägliches Bild. bürgerlich“ 
parlamentarifcher Halbheit, brutalsegoiftifher Vertretung der Intereſſen der 
befigenden Klaſſen und finangpolitiſcher Flickſchuſterei bot. Es ift Hier — 
‚leider — ganz unmöglid, ein auch mit nur groben Strichen gezeichnetes Bild 
bon’ den” ‚Kommiffionsverhandlungen und den ilmen folgenden ' Blenums« 
Beraturigen zu geben. Die Situation war für die bütgerlichen Parteien To 
ſcheußlich wie nur möglich. Die von ihnen betriebene Defizit- und: Finanz⸗ 
miktwirtfchaft grinfte fie an; der Moloch ſtellte neue Anforderungen, die gu 
verweigern Diefe Parteien ebenfowenis Mut wie Neigung beſaßen, geſchweige 
denn, am Militäv-, Marine- oder Kolonialetat Abſtriche vorzunehmen. Alſo 
mußten ſie neue Einnahmen ſchaffen, wobei natürlich in erſter Linie auf die 
Schuͤbigkleit und die Intereſſen der beſitzenden Klaſſe die größte Rüdficht 
genommen - werden mußte. Auf der anderen Seite fürchteten ſie die Empörung 
desmittelſtändiſchen Bürgertums und der bisher politiſch noch indifferenten 
oder bürgerlich geſinnten Arbeiterkreiſe; drittens war die Oppoſition der Tabak— 
‚und. Brauinduftriellen. ſehr unbehaglich, ſchon wegen der nächſten Wahlen. 
Weiter aber bereitete den bürgerlichen Parteien die ſchonungsloſe, auf wuchtiges 
Naterial geſtütßte ſozialdemokratiſche Kritik, die die Widerſinnigkeit und Un— 
erechtigfeit der neuen Stenerforderungen unbarmherzig zerpflüdte, ebenſo 
ſchwere wie konfus-hülfloſe Stunden. Es bedürfte der Feder eines Satirikers, 
um das Tohumabohu gebührend zu geißeln, das Anfangs in der Rommiffion 
herrichte. Nee Steuervorſchläge aus der Mitte der Kommiffton: heraus 
wirbelten förmlich durcheinander wie Wehrſteuer, Inſeratenfteuer, Plakat⸗ 
feuer, Ausfuhrzölfe auf Lumpen, Kohlen, Kalt uf. Dann wieder ftürgte 
ſich die Kommifflonsmehrheit die u und knetete bieje 
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ohnehin ar Formenſchönheit fo armen Vorlagen zu wahren Häßlichkeits— 
gebilden um, ohne mehr zu erreichen, al$ den beftehenden Wirrwarr noch zu 
erhöhen. Die. ſozialdemokratiſchen Kommiſſionsmitglieder brachten dieſen 
Antrag ein: 
„Der Reichstag wolle beichließen, ben Seren Reichskangler «zu ertugen, 
dem Reichstage einen Gefebentwurf vorzulegen, durch welchen Neihsein- 
to mmen— und Reichſvermögensſteuern eingeführt werden.“ 


Mit den fadenſcheinigſten Ausreden drüdten ſich bie bürgerlichen Parteien, 
mit Ausnahme der Freiſinnigen und Polen, um den Antrag herum, obwohl 
fie wußten, daß feine Durchführung mit einer ſcharfen Progreſſion die Reichs⸗ 
finanzen auf eine folide Grundlage ftellt, die indirekten Gteuern.. und Die 
Liebeögabentvirtfchaft befeitigt. Aber gerade deshalb, und weil die Einführung 
direfter Neich3einfommen» nid Vermögensſteuern endlich die Befißenden 
Klaſſen nad Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit treffen würde, lehnte. die bürger- 
liche Mehrheit den Antrag ab; ebenſo auch einen freijinnigen Antrag, der die 
Branniweinsliebesgabe abſchaffen wollte. Unverhüllt zeigten bei dieſer Ge⸗ 
legenheit die „ſtaatserhaltenden“ Parteien ihren vollsfeindtichen Charalter. 

‘ Im Verlaufe der Kommiffionsverhandlungen ſchloſſen fich die Konferbatiten, 
Neichsparteiler, Nationalliberalen, ein Teil ber wirtſchaftlichen Vereinigung 
und das Zentrum — alſo die Zollwucherparteien — zu einem Steuerblöck 
zuſammen, der dem Plenum ſchließlich dieſes Steuerbukett pröfentiette: Abs 
Ichnung der Tabaffteuererhöhung und der Quittungsfteuer; dafür‘ aber" die 
nadjtehenden Gteuererhöhungen bezw. neuen Steuern im Schäbungsbetröge 
bon 180 Millionen Mark, die fich wie folgt verteilen follten: Brauftenererböhung 
29 Milliosen, digarettenfteuer 14 Millionen, Frachturkundenſtenipel 14 Mils 
lionen, Fahrkartenſteuer 50 Millionen, Automobilfteuer' 3 Millivnen, Tantienten⸗ 
ſteuer 10 Millionen, Erbſchaftsſteuer 48° Millionen. Weiter ae die 
- Kommiffion dem Plenum diefe Nefolution: 

„Der Reichstag wolle befchließen, den Herrn cReichekanglet zu erſuͤchen, 
auf eine Erhöhung der Einnahmen der Reichs-, Poft- und Telegranhenber⸗ 
waltung durch Maßnahmen Bedacht zu nehmen, welche © 

1. die Vefeitigung der im Orts- und Nachbarortsverkehr heſtehenhen Aus⸗ 
nahmetarife für Poſtkarten und Druckſachen, 
2. die anderweitige Feſtſetzung der an. für “ außerordentliche 





Beitungsbeilagen 
gum Gegenftand haben.” 


‚Diefe Refolution war unterzeiäinet bon den Abgeordneten! Grsber, 
Bentrumz Beer. (Heffen), nationalliberal; Dietrich, konſervativ; Botelmann, 
Reichspartei; Held, nationalliberal; Herold, Zentrum; Dr. - Jäger, Zentrum; 

vd. Malban, Ionfervativ; Müller . (Fube),. Bentrum; Nacken, Zentrum; 

v. Oertzen, Gutsbefitzer, Reichspartei; Speck, Obergollrat, Zentrum; Weſter⸗ | 
mann, nationalliberal und Dr. Wolf, Wirtſchaftliche Vereinigung. - Die finan- ° 
ziele Wirkung der Annahme diefer Reſolution wurde auf 12 Millisnen Mark 

geſchätzt. Sie ift am 1. Juli d. J. in Kraft getreten und damit iſt das-Zu- 
geſtandnis befeitigt,. dad feinerzeit Die Negierung bei der Aufhebung der: Privat—⸗ 

poften machen mußte. Der Verrat, den die bürgerfiche Mehrheit fpegiell-mit 

der obenstehenden Reſolution an ber Bebölferung begangen bat, — nicht 

vergeſſen werden, 


* 


—2 


Die neuen Steuergeſetze ſehen in ihren wigiiglten— axindlegenden Be⸗ 
ſtimmungen wie folgt aus: 
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a) Brauftenererhöhung. 
An: ‚Stelle der bisherigen Braufteuer, die im Norbbeutidien Brauftener« 
gebiet (umfaßt alle Bundezftaaten mit Ausnahme von Bayern, Württemberg, 
Baden und Elfaß-Lothringen) 4 Dit. ‚pro Doppelgeniner Malz ‚betrug, treten 
s dieſe Sãtze: 
von den erſten Doppegentnern 4.00 ME: pro Doppelgentiier, | 


an den folgenden 36 ” 4,50 nv LG ” 

nn. ” En - a 8,00: ” * — 

v w: :2000 — ” 550 , ” n 
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a bon dem Nefte- 0 | 0 0.0 6 10,00 

Die Braufteuer wird bon dem: zur Bierbereitung verwendeten Malze und 
Zucker erhoben. Unter Malz wird alles künſtlich zum Keimen gebrachte Getreide, 
..beritanden. Der Bundesrat ift befugt, om Buder von der Braufteuer gänzlich 
. frei. zu laſſen. 

. Die Brauftexer kann auch, von: dem zur. Bereitung bierähnlicher Getränke 
‚berivendeten. Malze und BZuder erhoben werden. Die Herjtellung. foldden 
‚Getränke dann unter Steueraufſicht geftellt, auch kann die Verwendung bon 
anderen Malgerfahftoffen als Zuder verboten werben. 

Zur Bereitung bon ‚untergärigem Biere darf nur Gerftenmalz, Sopfen,. 
Sefe und Waffer verivendet werden (Gurrogatverbot). Die Bereitung bon 
Kbesgärigem Biere unterliegt derſelhen Vorjehrift, es ift jedoch Hierbei auch die 
Verivendung bon anderem Malze und von technifch reinem Buder aller Art 
Etärke⸗, Trauben» ufm. Buder) zuläſſig. Für die VBereitung befonderer Biere 
ſowie von Bier, das nachweislich aut 2er beftimmt ift, Zönnen Abweichungen 
geſtattet werden. 
Die Regierungsvorlage hatte — Staffelung im Entwurf vorgeſehen: 
von den erſten 250 Doppelzentnern 7,00 ME. pro — 


‚bon den’ folgenden 250 ” 50 5 m " 
DE Zee [7 500 v⸗ 10,00 ” Pu ” 
z Pe „ 2000 er 11,00 4 m Ps 
j — 2000 5 180 2» = 3— 

von dem Weite eine BE: — 


"Sie übrigen Beitimmungen im Geſeb — im alsmeinen dem 
| nein — 

. Um die Wirkung der erhöhten Brauftener wenigſtens eiwas abzuſchwächen. 
; fiellte die fogtialdemotratifhe Fraktion: diefen Antrag: 

... „ür Rechnung bon Kommunen oder Rorporationen dürfen vom 1. April 
40910 ab Abgaben auf Bier und Die gut Dierbereitung dienenden 
F Sisffe nicht erhoben werden.“ 

‚Der Steuerblock lehnte aber be Antrag ob, mit ‚der: heuchleriſchen Be: 
——— die Gemeinden, die Bierabgaben erheben, können auf: deren Ertrag 
‚niet. verziehten.. Die Doppelbefteuerung. des Bieres: bleibt alfo auf. 
recht erhalten. — Erfolg Hatte dagegen die Fraktion mit dem. folgenden Antrag: 

„Der dem obergärigen Biere nach Abſchluß des Brauverfahrens zugeſetzte 
Zucker unterliegt nicht der Brauſteuer.“ 
Die Staffelſaͤtze wurden in namentlicher Abſtimmung mit 146 ‚gegen 
13 Sfmmen angenommen. ° 
Die Wirkung der Brauftenererhöfung iſt ſo eingetreten, wie die Sozial 
demokratie vorausgefagt hat: die Brauereien haben ben Bierpreis erhöht, ihnen 
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nach die Gaſtwirte, und die Konſumenten ———— die Zeche, wofür fie in 
zwei Jahren bei der Reichsſstagswahl der Reichſstagsmehrheit u der — 
boffentlich die a Quittung ausitellen werben . Ä 


b) Zigarettenfteuer-Gefek. EN BEE 


Der” Eingangszoll beträgt für feingeſchnittenen Zcben und Bigerekten | 


700 ME. für einen Doppelzentner. 

Außer den Abgaben von dem Tabak unterliegen der im Inlande geſchnittette 
Zigarettentabak und die im Inlande hergeſtellten Zigaretten ſowie die un— 
gefüllt zum Verkaufe gelangenden digaretterhälfen tSülfen 
und Blätthen) einer befonderen Steuer, die beträgt: 

1. Für Zigaretten: a) im Sleinverfaufspretfe bis zu 15 gi. das 

Tauſend 1,50 Mk. für 1000 Stück; dB) über 15 bis 28Mk. dad Tauſend 
2,50 Mk. für 1000 Stück; c) über 3 bis 35 Mt: das Tauſend 350 MI. 
für 1000 Stüd; d) über 35 bis b0 Mk. das Taufend 5 ME. für: 1000 
Stüd; e) über 50 bis 70 ME. das Taufend 7 ME. ‚für, 1000 Stüg; 
Hůber 70 ME. das Tauſend 10 ME. für 1000 Stück. | 
2. Für Bigarettentabaf: a) im Nleinderkaufspreife über 3: bis 
5 Mi. das Kilogramm 0,80 Mk. für ein Kilogramm; b) über 6 bis 
10 Mk. das Kilogramm 1,80 Pr. für ein Kilogramm; c) über 10 vig 
‚20 ME. das Kilogramm 3 ME, für ein Kilogramm; d) über 20 bis 
30 ME. das Kilogramm 4,80 Mk. für ein Rilogramm; e) über: a Mt. 
das Kilogramm 7 ME für ein Kilogramm. ° 
9 Für Bigarettenhülfen und zugeſchnittene Bigerettenblätttfen 2 g Mt. 
für 1000 Stück. | 
— Der ‚gleichen Befteuerung unterliegen (neben dem ——— Cine 
qgangszoll) auch die aus dem Auslande . eingeführten Erzeugniffe:.. 
Bigarettentabat im Sinne dieſes Geſetzes gilt. aller feingeſchnittene bat, de 
im Kleinverkaufe mehr als 3. Mt. das Kilogramm koſtel. Ausgenommen Tind 
diejenigen bom Bundesrate zu bezeichnenden feingejchnittenen Tabake ber, an⸗ 
gegebenen Art, die zur Herſtellung von Zigaretten nachweislich nicht derwendet 
werden. Der Bundesrat iſt ermächtigt, Tabakerzeugniſſe von der Art und 
Form der Zigarette, bei denen das Papierdeckblatt fehlt oder durch eine. ändere 
Dede erſetzt ift, der gleihen Steuer zu unterwerfen, 

In namentlicher Abjtimmung wurden dieſe &teuerfäke mit 180 ° gegen 
112 Stimmen, bei 3 Enthaltungen, angenommen. — Der Regierungs« 
entwurf hatte für Zigaretten einen Zoll von 1200 ME. pro Doppelgentner 
borgefehen, ſowie folgende Art der Beſteuerung: 

Das zur Herſtellung bon Zigaretten beſtimmte Bapier (Bigatetten- 
papier) unterliegt einer Steuer (Bigarettenfteuer) und zwar gleichdiel, ob das 
Papier zur gewerbsmäßigen oder zur nichtgewerbsmäßigen Herſtellung von 
Zigaretten verwendet werden ſoll. Unverſteuertes Papier darf zur Herſtelung 
von Zigaretten nicht verwendet werden. Von dem aus dem Ausland eins» 
geführten Zigaretienpapier und den eingeführten Bigareitenhülfen. wird bie 
Steuer neben dem Zolle erhoben. Der Bundesrat ift befugt, Zigaretten⸗ 
umhüllungen, die als Erſatz für das Zigarettenpapier anzuſehen find, ebenfalls 
der Bigarettenfteuer"zu unteriverfen. Die Steuer beträgt für jede zur Her— 
#ellung von tauſend Zigaretten mittlerer Größe erforberliche ‚oder 
für die genannte Zahl und Größe von Zigaxetten zugeſchnittene oder in Hülſen— 
form gebrachte Papiermenge8M. Die einer Zigarette mittlerer Größe 
enfiptechende Bapierfläche beftimmt der Bundesrat: - Der Bundesrat iſt ferner 
befugt, für die im Handel mit Zigarettenpapier üblicher Formen und Einheits« 
mengen (Rollen, Hefte, Büchelchen, Padungen Sp ar ne bie Sicher. 
Füße feſtzuſtellen. 
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In einer Menge von Beſtimmungen enthält das Bigareiteniteuergefch 
Korfriften, die für Fabrilanten und Händler .gleih quälend und ſchikanös 
find; außerdem wird dem bisfretionären Ermeſſen der Steuerbehörden der 
i —— Spielraum eingeräumt. 

Im Intereſſe der ohnehin ſchwer geſchädigten Arbeiter der Zigaretten« 
induftrie beantragte die ſozialdemokratiſche Fraktion, im $ 7 des Geſetzes das 
Berbot der Heimarbeit audzufpteden. Der Antrag lautet: 
u „Die Anfertigung und. Verpadung bon Zigaretientabaf, Zigaretten, 
“ » BZigaretienhülfen oder sDlättchen durch Perfonen, welche allein oder mit 
gamilienangehörigen oder mit fiembden Perſonen in der eigenen Wohnung 

-.oder in Nrbeitsftätten bon Biifchenunternehmern im Auftrag und für 
® Rechnung bon Unternehmern gewerblich, tätig find und zwar auch dann, wenn 
: fie die Roh» und. Hülfsſtoffe ſelbſt bejchaffen, ift verboten.“ 

Ueber das Glend und die lohndrüdende Wirkung 'der Heimarbeit braucht 
hier fein Wort gejagt zu werden, trotzdem lehnten die Parteien des Steucr« 
blocks den Antrag ab. Dadurch haben fie den Fabrifanten auch fernerhin die 
Mittel ‚gegeben, mit Hülfe der Heimarbeit die Löhne und die Lebenslage der 
Bigerettenarbeiter berabaudrüden. Das ift eben bürgerlihe Gozials 
Bemote: ‚die auch iluftriert wurde durch die Ablehnung diefes ſozial— 

emokratiſchen Antrages zum 8 32 des Geſetzes: 
„perſonen, die als Arbeiter oder Arbeiterinnen in ber. Zigaretten⸗ 
induſtrie gearbeitet haben und innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
des Zigarettenſteuer⸗Geſetzes durch Einſchränkung der Produltionsoder durch 
Verlegung der Fabriken, doder durch Uebergang vom Handbetrieb zur 
—— N. Maſchinen arbeitslos werden, erhalten Ent— 
[hädigungen, und zwar, wenn fie zur Zeit des Eintritts der Arbeits— 
loſigkeit niinbefteng ein Jahr, aber nicht länger als zwei Jahre fich als 
. Bigareitenarbeiter oder Arbeiterinnen ernährt haben, den Betrag eine 
Jahrebarbeitsverdienſtes, mindeftens . aber fünfhundert 
. Markt; wenn der Arbeiter oder die Arbeiterin Kch länger als zwei Jahre, 
aber weniger als zehn Jahre als Zigarettenarbeiter oder Arbeiterin ernährt 
hat, den dbreifahen Betrag des Sahbresarbeitsperdienftes, 
mindeſtens aber eintaufend und’ fünfhbundert Mark; wenn der 
Arbeiter oder die Arbeiterin fi} länger als 3 ehn Jahre als Bigaretten« 
arbeiter oder »-Arbeiterin ernährt Hat, den fünffachen Betrag ves 
"Nahrezarbeitsperdienftes, mindeſtens aber zweitauſend 
"und fünfhundert Mark,“ 

Die Ablehnung iſt um jo verurteilenswerter, weil auch bürgerliche Redner 
zugeftanden haben, daß die neue Steuer Arbeiter brotlos machen werde und — 
die bürgerliche Reichstagsmehrheit nanderen Fällen, mo es ſich aller? 
dings um Angehörige der bejigenden Klaſſen handelte, 
Entſchädigungen gewährte, 3. B. beim Gühftoffgefeb an die Sacharin« 
fabrifanten, bei der Aufhebung der Privatpoften an die Unternehmer. Die 
'ebentuell. brotlo werdenden Sigaretienarbeiterinnen berivie8 man geradezu 
höhniſch auf die Beſchäftigung in der Landwirtſchaft. Unverhüllter konnten 
die bürgerlichen Parteien ihre Arbeiterfeindlichkeit nicht zur Schau ſtellen, als 
Be ihr Gebahren beim Zigarettenſteuergeſetz. | 


Reichſsſtempelgeſetze. 
Nach dem neuen Gefetze find zu zahlen an Stempelſteuern: a) für Fra Ht« 
urlunden, wenn fie im Inlande ausgejtelt oder vorgelegt werden, im 
‚Schiffsverkehr, zwiſchen inländifchen und ausländifchen Häfen 1 ME. pro Stüd; 
im Verkehr mit ausländiihen Häfen der Nord» und Dftfee, des Kanals und 
der norwegifchen Küfte 10 Pf. pro Stüd; für Urkunden über ganze Schiffs— 


— * 
⸗ P 
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labungen je nad dem Frachtbetrage und Raumgebalt 20, 50 und 100 Bf. 
pro Urkunde. In beſtimmten Fällen treten Ermäßigungen auf die Hälfte ein. — 
b) Fahrkartenſtempel. Es find Stempelfteuern zu zahlen für: Fahr⸗ 
farten, Fahrſcheine und fonftige Ausweiſe über die erfolgte Zahlung. bed : 
Beofonenfaßrgelöes i im Aa auf — ne Er 
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Babrlarten bon Straßen. und ähnlichen Bahnen, welche —— Wagen 
klaſſen nicht führen, werben wie Fahrkarten dritter Klaſſe behanbelt. 
Fahrkarten, Fahrſcheine und fonftige Ausweiſe im Dampfſchiffsverkehr auf 
inländiſchen Waſſerſtraßen und Seen, ſowie im Dampfſchiffsverkehr der Nord- 
und Oſtſee unterliegen ben für bie dritte Wagenklaſſe feſtgeſetzten Steuerſätzen. 
Befreit von der Steuer jind: Militär, Schüler und Arbeiterfahrkarten; 
ferner Fahrkarten ber dritten Klaſſe, wenn eine vierte Klaſſe nicht geführt 
und der Silometerprei® 2 Pf. nicht überfteigt. — c) Erfaubnistarten 
für Kraftfahrzeuge (Uutomobilfteuer) zur Befördkung von Perſonen 
werden wie folgt beiteuert: 1. Krafträder mit 10 Mk., Kraftivagen bis 6 Pferde⸗ 
fräfte mit 25 ME., von 6-10 Pferdekräften mit 50 DL, von 10-25 Pferde⸗ 
fräften mit 100 ME, über 25 Pfexdektäfte mit 150 ME. pro Wagen: und Jahr. 
Außerdem find zu zahlen für Kraftwagen von jeber Pferdekraft ober einem 
Teile einer Pferdekraft, falls dad Fahrzeug nit mehr ala 6 Pferbeträfte 
bat, 2 Mk., über 6; jedoch nicht mehr als 10 Pferbefräfte 3 ME, über 10, 
jedoch nicht mehr als 25 Pferbefräfte 5 ME., im übrigen 10 ME Die Abgabe 
ermäßigt fih um die Hälfte, wenn die Ausftellung ber Erlaubnidkarte für 
einer vier Monate nicht überfteigenden Beitraum beantragt wird. Ausländer 
bezahlen 3 ME. für ein Rad auf 80 Tage, 15 ME. für einen Kraftwagen auf 
5 Xage, 40 Mt. für 30 Tage. Sraftfahrzeuge, die ber geiwerbömäßigen 
a Vo dienen, find bon der Gteuer befreit, — d) Die 
tiemenfteuer beträgt 8 Mi. vom Hundert der Tantiemen, Gewinns 
Anteile und Gehälter, die an Auffichtsratsmitglieder von Altiert« und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
gewährt werden. Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die Geſamtſumme 
der Vergütungen an ſämtliche Mitglieder eines Aufſichtsrats 5000 MF. nicht 
überfteigt; bei mehr als 5000 Mf. nur dann, wenn die Steuer auß ber. Hälfte 
des überjteigenden Betrages gededt werden kann. Wenden Xagegelder im 
Beirage bon mehr als 50 ME. für den Tag gezahlt, fo ift ber Mehrbetrag 
als verfteuerbare Tantieme gu betradgten. Neifegelder, die den Betrag der 
baren Auslagen überfteigen, werden ebenfall3 als Tantiemen betrachtet. - 
Die Steuerfäbße in der Regierungsborlage Zum Reichs⸗ 
ftempelgefeh waren kurz die folgenden: Für die Frachturkundenſteuer 
var eine Steuer von 5, 10 und 100 Pf. vorgejehen. Der Reichstag ließ alſo 
eine Berfchärfung eintreten. — Die Fahrtartenfteuer ſollte ohne Be⸗ 
adjtung des Breifes der einzelnen Karten. mit feiten Beträgen von ber Magen 
Haffe erhoben werden, und zwar für Fahrkarten der 1. Klaſſe 40 Pf. pro Karte, 
2. Klaſſe 20 Pf., 8. Kiaffe 10 Pf., 4. Klaſſe 5 Pf. Von Schiffskarten ſollten 


“ 
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40 und 20 Pf. erhoben werden. — Die Säbe der Automobilſteuer 
lauteten: Für Krafträder 10 Mi. pro Jahr, Kraftwagen bis 2 Sitzplätze 100 Mk., 
über N Sitzplätze 150 ME. Für ein Kraftvehifel bis 4 Pferdekräfte follte noch 
bon jeder Pferdekraft ertra 2 ME. gezahlt werden, bei mehr als 4 Pferdekräfte 
pro Wferbefraft 5 Mi. Die Güte für Ausländer gleiden denen im ats 
genommenen Geſetz. — Die bon ber Megierung geforderte Quittungs⸗- 
teuer fiel, neu gejchaffen wurde die Tantiemefteuer Namentliche 
Ubitimmungen- fanben über die Fahrlarten« und Tantiemeſtener ftatt, bei der 
erjteren über den $ 2, der die Steuerjäße enthält. Er wurde mit 150 gegen 
118 Stimmen und 4 EN angengmmen; die ———— mit 
260 gegen 2 Stimmen. 


©) Erbſchaftsſteuergeſetz 

Die räumlichen Grenzen, die dem jchriftligen Bericht geftedt find, nötigen 
ung, nur die Kilermiöhaiten Angaben zu maden. Die Steuer beträgt nad) dem 
Geſetz: 

1. vier vom Hundert: für leibliche Eltern; für voll- und halbbürtige 

Geſchwiſter und für Abkömmlinge erſten Grades bon Geſchwiſtern; 
2. ſechs vom Hundert: für Großeltern und entferntere Voreltern, 

Schwieger« und GStiefeltern, Schwieger- und Gtieflinder; für Abkömm⸗ 

linge zweiten Grades bon Geſchwiſtern; für uneheliche, von dem Vater 

anerfannte Kinder und deren Abkömmlinge; für an Kindesftatt an⸗ 
genommene Perjonen und deren Abkömmlinge, foweit fich auf diefe die 

Wirkungen der Annahme an SKindezftatt erjtreden; 

B. acht vom Hundert: für Geſchwiſter der Eltern; für Verſchwägerte 

im ‚zweiten Grade der Geitenlinie; 

4 gehn vom Hundert in den übrigen Füllen. 

Die Erbſchaftsſteuer ift auch progreſſiv. Meberfteigt der Wert der Erb— 
Schaft 20000 ME, jo wird der 1'/ufahe Betrag der angeführten Steuerfäbe 
erhoben; überfteigt der Wert 30000 Mi. der 1’/ufacje Betrag, überfteigt er 
50 000 ME. der. 1’/ufache Betrag, über 75000 ME. der 15/,, fache Betrag, über 
100.000. ME. der 1°/„fache Betrag ufm. bis zum 2/,, fachen Betrag bei einem 
Wert. von 1 Million und mehr. Befreit von der Steuer find Erbſchaften 
unter. 500 ME, die Erbichaften der Kinder, der unehelihen Kinder aus 
dem Vermögen der Mutter oder mütterlicher Voreltern, der Ghegatten, 
der Berfonen, die zum Erblaffe in einem Dienjt» oder Arbeitsverhältnis ge= 
ftamden ‘haben, fofern der Betrag 3000 ME. nicht überjteigt, ferner find auch 
die Familienſtiftungen gufallenden Erbſchaften von der Steuer befreit. Die. 
Vermäditniffe an Kirchen, kirchliche Geſellſchaften und Stiftungen erben nur 
mil fünf vom Sundert befteuert. 

Mit diefer von der Steuerkommiſſion vorgeſchlagenen Geſtaltung der Erb⸗ 
faftsfteiter Ionnte ſich die Fraktion nicht zufrieden geben. Unfer Redner, 
ertlärte namens der Fraktion folgendes: 

„Wir beantragen, In die Steuer hineingunehmen die Deigendenten und 
die Ehegatten. — Zweitens beantragen mir eine volle Gleichſtellung in der 
Befteuerung zwiſchen unehelichen Kindern, Stiefkindern und im unmündigen 
Alter adoptierten Kindern und ehelichen Kindern, indem wir alle die erſteren 

- Rinder nur mit 2 Proz. ſtatt, wie die Vorlage will, mit 6 Prog. beſteuern 
wollen. — Ferner . beantragen mir die fteuermäßige Gleichitellung der 

Schwiegerkinder mit den Geſchwiſtern. — Viertens ‚beantragen wir, daß 

für Erbidaften der Geſchwiſterkinder 6 Prog. Steuern zu zahlen find ſtatt 

4 Broz. nach der Kommiffionsborlage. — Dann beantragen wir, fämtliche 

’ "Rinteltaterben über die Bier aufgezählten Kategosien hinaus, die indgefamt 

bLielleicht mit der einen oder anderen Ausnahme unter die drei erften Orbe 
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nungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs fallen, welcher Art ſie auch ſeien, mit | 
16 Proz. zu befiteuern. — Sechſtens beantragen wir, alle Legatäre; welcher | 
Art fie auch ſeien, über die aufgezählten Verwandten, die bei Jnteſtaterb⸗ | 
Tchaften geringere Steuer zu bezahlen haben, mit 10 Proz. gleihmäßig gu | 
beiteuern. Und dann beantragen wir im zweiten Abfaß höhere Zuſchlagſätze 

für die größeren Grbfummen, al3 wie die Kommiffionsporlage fie vorſieht, 

eine Staffelung, die ftatt bis nur 2% Progz. bis zu 3 Prog. geht. . Weiter 

beantragen wir noch die Befreiung bon der Erbfchaftsiteuer bei einem Es - | 
werb von nicht mehr als 3000 Mi. und, mo e8 fih um Dienftboten oder | 
Arbeiter des Erblafjers handelt, bei einem Ertverb von unter 8000.ME”.: 
* Gemäß diefer Erklärung brachte die Fraktion dieſen Antrag ein: 

„Die Erbichaftsfteuer beträgt: 
1. wei bon Hundert: für Ehegatten, Kinder, Stiefkinder, un⸗ 

eheliche Kinder und im unmündigen Alter adoptierte Kinder; 
. bier vom Hundert: für leiblide Eltern, Gtiefeltern, Schwieger⸗ 

finder, voll» und halbbürtige Geſchwiſter; 
. feh8 vom Hundert: für Großeltern und entferntere Boreltern, | 

Schwiegereltern, Abkömmlinge erften Grabes von Geſchwiftern; 
. acht vom Hundert: für Geſchwiſter ber Eltern; 
. gehn vom Hundert: für teftamentarifch bedachte Perſonen, die | 


ga 8 8 


nit unter Nummer 1 bis 4 fallen, ſowie für Körperſchaften; 
6. ſechzehn bom Hundert: für nit unter 1 bis 4 aufgeführte 
Snteftaterben. | 
Neberfteigt der Wert des Erwerbs den Betrag bon 20.000 ME, fo wird | 
bom Ueberſchuß | 


zwiſchen 20000 ME. und 40000 ME. das 11/, fache 
40.000 


der Steuerfäße erhoben. . 
Bon der Erbſchaftsſteuer befreit bleiben: ein Ertverb bon nicht mehr 

als 2000 Mk.; ein Erwerb von nicht mehr als 3000 Mt., welcher Perſonen 

zufällt, die in einem Dienft« oder Arbeitsverhältnis zum Exblaffer gejtanden | 


” v v 80 000 n ” —V ” $ ö 

F 8000 „ „100 „ „1. ' | 

„ 16000 „» » 24000 „ „2 „ | 

» 2000 „ „ 6000 „ „ U. | 

v 600 000 ” ” 1 000 000 ” n 2l/g v 

„ 1000000 „ „200000 „ „8 m | 
über 2000000 „ | 7 “ | 


haben.“ 
Der ueberfichtlichkeit halber müſſen wir auch die Sätze angeben, die in der 

Regierungsvorlage enthalten waren. Sie lauteten: 

1. vier vom Hundert: für leibliche Eltern, Schwieger⸗ —* Stief 
finder, voll» und halbbürtige Geſchwiſter, uneheliche, von dem Vater 
anerkannte Kinder und deren Abkömmlinge, für an Kindesſtatt an 
genommene Finder und deren Ablömmlinge; 

28. ſechs vom Hundert: für Großeltern und entferntere Voreltarn, 
Schwieger⸗ und Gtiefeltern, Ablömmlinge erften Grades von ‚Bes 
ſchwiſtern; 
8. acht vom Hundert: für Geſchwiſter der Eltern, für Ablsömmlinge 
zweiten Grades von Geſchwiſtern, für Verſchwägerte im —— — 
der Seitenlinie; | 
4. zehn vom Sundert in den übrigen Fällen. : | 
Ueberjteigt der Wert des Erwerbes den Betrag von 50000: Mt, fo: wird 
das 1fache, überſteigt er den Betrag von 100 000 Mk., jo wird das Mafache, 
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übertteigt- er: den Betrag von 800 000 Mk., jo wird das 1%fadhe und übers 
* ‚er' den Betrag von 500 000 Mk., jo a das: Doppelte der Gteuerjähe 
OPEL 1: ‚ 

. Meer. die Beiteyerung Der Bermädtniffe an Kirchen uſw., über die Bes 
freiungen, ftimmte die Regierungsvorlage im weſentlichen mit dem an 
genommenen Gefeß überein; dagegen wollte der Negierungsenimurf ſchon Erb⸗ 
nn 300. Ih beiteuern. | 

Der Antrag. unferer ration hebt ſich fomit außerſt vorteilhaft vom jetzigen 
Beieh: und vom Regierungsentwurf ab. Unfer Antrag wollte die Heinen Grb« 
haften ganz: befreien, die.großen aber fehärfer treffen, einmal aus Gründen 
der Gerechtigkeit, dann aber aud, um die Erbfchaftsiteuer viel ertrag- 
wei dderzu gefalten: Beide Gründe waren auch maßgebend für die Forderung, 
die Erbichaften leiblicher Kinder und Ehegatten zu beiteuern, Unter Antrag 
ſchloß aber auch die. trag ungerechte fteuerliche Begünstigung der Vermächtniſſe 


. an Kirchen, Stiftungen ufm. aus. Leider hatte er feinen Erfolg. Die Barteien 


des Steuerblocks verfchloffen fich der großzügigen und überzeugend beiveis« 
kräftigen Mettif, die unfere Nebner an dem Entwurf der Steuerlommiffion 
übten. War ihnen doch die Erbſchaftsſteuer ohnehin aufs hitterite verhaßt, 
fo geringfügig fie. in. ihrer jeßigen Geſtalt die befibenden Klaſſen trifft. Die 
Erbirhaftsfteuer ſolte nur eine Art Anſtandsſteuer fein, mit der man bor dem 
auf neue: ſchwer geichröpften Wolfe, dad alte würdeloſe Vertuſchungsſpiel 
weiter zu fpielen gedachte. Schon der Gedanke, die Erbichaftsfteuer ordentlich 
xexiragfähig zu geitalten, rief bei den. Blodparteien mahres Entſetzen hervor. 
Den tolliten Streich Teijteten fich aber die Mehrheitparteien, indem fie dem 
$ 18 ihre Zuftimmung. gaben, der diefen Wortlaut hat: 

„Bon der Erbſchaftsſteuer befreit find ber Randes- 
für und die Landedfürftin Das Gleide gilt von den 
Mitgliedern des landesfürſtlichen Haufes in Anfehung 
eines Erwerbes.auß dem Vermögen anderer Mitglieder des Hauſes.“ 

Damit nit genug. Dieſe Beitimmung findet auch noch auf eine Anzahl 
anberer fürfllider Familien Anwendung. Hierzu vergleiche man das Eingangs 
dieſes Kapitels wiedergegebene Zitat aug der Vegründungsfchrift der Regierung 
zu den neuen Steuerborlagen. 

... Die Beratung des Geſetzes zeitigte mehrere Abftimmungen mit folgendem 
Ergebnis: Ber grundlegende $ 12, der die Steuerfäbe enthält, murde mit 210 
gegen 40 konſervative Stimmen angensmmen. In dieſem Falle ſplitterten ſich 
die Konſervativen vom Blod: ab. Ein freiſinniger Antrag, bie Steuer⸗ 
un für Erbanfälle an Kirchen ufm. aufzuheben, murde mit 160 gegen 

Stimmen abgelehnt. Für den Antrag ftimmten Freifinnige und Sozials 
demofraten. - Die Steuerbefreiung der Landesfürften wurde mit 148 gegen 


75 ſozgialdemdkratiſche und freifinnige Stimmen befchloffen. 


"Die Anträge unferer Fraktion wurden fümtlih abgelehnt. In ber Ges 
Tentabftimmung murde- dad ‚neue. Steuer- und Schuldentilgungsgefet 
mit 149 gegen 95 Stimmen angenommen. : Die jozialdemofratifche Fraktion 
ſeimmte dagegen. Sie bet troß Ablehnung ihrer Anträge der Reichserbichafts- 
freuer zugeftimmt, ebenfo audy der Tantiemeſteuer, weil dieſe beiden Gefeße 
den Anfang zu direlten Neichöfteuern bilden. Dagegen mußte die Fraktion 
Ben übrigen Sieuergeſetzen -ihre Buftimmung berfagen, meil fie teils eine in⸗ 
direkte Beſtenerung darſtellen oder in hohem. Maße verfehrs- und handels⸗ 
feindlih find, mie 3. B. die Fahrkarten», Nutomobil» und Frachturkunden⸗ 
fteuer. Die Fraktion Hat-bei der ganzen Steuerfampagne mit größter Energie 
gegert ‚die ‚Reubelaftungen der Konfumensen durch bie. anfänglid drohende 
Vobriſteuer gefümpft, wie denn auch gegen die Zigaretteniteuer und Brau⸗ 
fteuererhöhung. Sie Hat verſucht, vom Handel und Verkehr die neuen 
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Schitanierungeſteuern abzuwenden, iſt aber an den ſtaatserhaltenden 
Parteien geſcheitert; ebenſo guch mit dem Beſtreben, durch eine 
vernünftige Geſtaltung der Erbſchafieſteuer bie Wege für eine geſunde Finanz» 


reform zu ebnen und endlich den Beſitz gerecht zu belaften. Die Fraktion 


hat alles aufgeboten, die neuen Steuerbelaſtungen wenigſtens gerecht zit ver⸗ 


teilen, da an ihre Ablehnung bei der heutigen Reichſstagsmehrheit nicht zu 
denken war. Umfonft, Die Orxrbnungsparteien häuften zu dem Berg alter . 
Sünden neue ſchwere. In gwei Jahren hat das Volt ne — R 


zu en möge fie gründlich ausfallen 


ir find mit unferem Bericht zu Ende. Es drängt uns aber, zum Shut “ 
zu jagen, daß ber verfloſſene Seſſionsabſchnitt für. die Arbeitörtlaffe auch niet 
einen Rortfehritt auf fozialpolitiihem Gebiet gebracht hat, dafür aber ſchwete 


Neubelaitungen, die in Verbindung mit.dem Holltarif vom Jahre 1902 und. den 


Sandelöverträgen, die in ber. borhergehenden. Seffion abgefhloffen worden 
find, die LZebenshaltung der deutfchen Arbeiter folgenſchwer benachteiligen 

‚werden. ‚Nur wibertoillig befchäftigt fich die bürgerliche. Neichetagsmehrheit- 
ernithaft mit den Fragen des Arbeiterſchutzes, wie mit. der gefamten Sdzial⸗ 


politik "überhaupt. Ber Sogialdemofratie erwächſt deshalb ſchärfer denn je die 
Aufgabe, vorwärtsdrängend das Gebiet der Sozialpolitik im Reichsparlament 
zu behandeln und gebieteriſch mehr Arbeiterſchutz zu fordern. Im übrigen 
iſt der Fraktion die. Richtſchnur ihres parlamentariſchen-Handelns durch das 
Parteiprogramm gegeben, Auf ihm und feinen. Grundſätzen fußend, Hat Die 


Fraktion ihre Aufgabe erfüllt, treu dem Ziel: die: privatlaptialiätifche Gejelle | 
ſchaft zu bejeitigen, fie dur) die fozialiftiiche Gefellichaftsform':zu erſeben, m 


die feine: REDEN REN feine an und — leunt. 





geichshaushalts · Etat ei r das Jahr 1906 — 
nach der endgültigkn— ———— — 
— Fortdauerude Ausgaben. — 
Bundesrat .. . 0, 08380 Tr 7 re — —— Be Ml. 
Reichstag — a. 0 4800 „ 
Reichstanzler — MReichskanziei nen... 234510 „ 
Auswärtiges Int on 00 Tune 17456795 „ 
Reichsamt des Innen. one nee 75562247 5 
Verwaltung des Reichert 0 ee ei ne ee 616177832 „ 
Neicamilitärgeriht . - - Bee a 570811... 
Verwaltung der en Darin. ee einen . 11277418 , 
Reichs⸗ Juſtizverwaltung a iind 3 see: ee 2 851 705: » 
Reichsſchatzantt er LT LT eh a 254 005 165- w‘ 
een . ee... = Pe er er 4 ⸗ 60 . 424700. Ta 
Reichsſchuld . [en 127:555.500.:,.. 
Nechnungshof . . . 0 0 - er 8 — . 1026 700: ” 
Allgemeiner. Penſionsfonds een nr 0 
Neich3-Inpalibenfonds . . . ee BER TEE >, 
Reichs⸗Poſt⸗ und Zeleguappenbertwaltung ... n 466069048, , 
Neichsdruderei. wc FOR ea a Par Sr 0 4 6 988 820. — en 
Reichs⸗ Giienbahtivertvaltung . u a a a er ae 89-509 900: :: -: 
Bu ——— neuen Maßnahmen —— 
Summe der ſorideuernden Aus —— * — 715 ML 
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e — a Einmalige Ausgaben. 
ar a) Drdentlider Etat, 


Neich helag en a 8 9,08 0 8 8 60 40 : — * Mk. 
— 5tangler und Neichstanglei a er a A 250000 „ 
Auswärtiges Amt. . TR Tr Tr Tr 8 0 20 393.479 — 
Reichsamt bed Super. — ee ee 304080 „ 
Reichs⸗Poſt⸗ und Zelegrappensertmaltung 14 966 375 „ 
Neijsdruderei . . ———— Fe a er ‚87.084 „ 
Verwaltung des Neicjaßeers Be re ee ar, ee 87521 672 „ 
Neigsmilitärgeriit . Be ne 13000 „ 
Verwaltung ber, Kaiferlicgen Marine oe ei. nee ec 101818100 „ 
Reichsſchatzamt nur Ee 2 2 8 8 LT TE tt Le 0 44 700 = 
Reichsſchuld 4 — . hr 0 8 ee. 8 8 eo — — 
Nechnungähof . el ee er le Ar are 85200 . 
Reihs-Eifenbaßnverivakhurig ee ae ee 6722000 „ 
Zur Deckung des Fehlbetrags für 1908. . a See 8550839 „ 
Zur ni OERSERADATILEGEr außerorbentlicher Ausgaben. 1494054 „ 


Summe der einmaligen Yusgaben 245 256 908 I. 


— Gierzu Sunime der fortdauernden Ausgaben 19098097775 „ 
— = Summe ber Ausgabe des orbentlien Etats 2153 804 € 878 Mt. 


Se ee) Außerorbentlider Etat. 
Ausnchiges At, selealabteiluing . 


DE SER 
- 


1 200 000 ME, 


Reichszutedes Anhertt 0 0 ee -500000 „ 
Verwaltung: eers a 868 
Verwaltung der Kaiſerlichen Marine.. 50 815000 „ 
Neihsihakamt . . . Ban ET a enee  ENE — 
Neiche-Rolonialamt . u Se ee ee . 1200000 „ 
Reichs⸗Poſt⸗ und. -Rlegıaphenbepipaltung se ae Se 88610000 „ 
Neichs-Eifenbadiibeiisaltinig 17416 000, 
Aus Anlaß der Expedition nad Dftafien ee 8477500 „ 
Aus Anlaß der Expedition indas ſüdweſtafrikaniſche Säungebiei 83 392 900 „ 
Aus. — der Expedition in das oſtafrikanjſche Schutzgebiet 8305 400 „ 


ESuͤmme der Ausgabe des außerordentlichen Etats 2413969 427 NL 
— F „Hierzu die Ausgabe des ordentlichen Etats 2153 354 678 


ůππσα 
I os. — Bi Geſamt⸗Ausgabe 2397 324 105 Mt, 
— Eh Einnahme, j 

Zölle, und: VBerbraudsfleuern. - v “en ne 068682 220 ME 
Neichsitempelabgaßen - . 2 en « a e «. 108311000 „ 
Einnghnten auf Grund der neuen Steuergefekenwürfe — 61 660000 „ 
HeichH- Pole und Telegrapbenverwaltung - « m vo. . 551815500. „ 
Neihsdrudenids . . ae a Ser ee are: a Te © 8933000 „ 
Neichg-Gifendahrikertaltung . . ev. ee er ee e 107 382 700 » 
Banktweien: 23. . .. 15 691 000, 
Verſchiedene Verwaliungseinnahmen ...40 788 6760, 
Aus dem Reichs⸗Fnvalidenfonddddd 46715151 „ 
Ueberſchüſſe ans: früheren Jahren .o 0 ee — — enger 8239 400. ”. 
Ausgleibangickide ». nr nen. 20 356 188: - „. 
Matrilulöbeiteige . vr ne ee een.“ BET TAL BAR 5- 


Euunme her. Einnahme des ordentlichen — 5153854078 Mt. 
SW Hr Einnahmen des außerordentlichen Etats 243909427 „ 


Summe der Einnahme 2397 324105 ME 





Anträge. 


j Ä Tagesordnung. 

J 1. Verden, Lüneburg, Friedrichſtad't und Genoſſe Felver 
in Rixdorf: „Die Altoholfage" auf die Tagesordnung zu fegen. 

2, Wahlverein fürden dritten fähfifden Bahltreis: 


„Die ruffifche Revolution ımb bie beutfdje Arbeiterbewegung“ auf die. — 
ordnung zu ſetzen. 


3 Potsdam⸗Oſthavelland: „partei Gewerkſchaft“ auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. | | 

4. PotsSdam-O ith abelland: Zu Punkt 4 der Tagesordnung, 
„Maifeier”, den Genoſſen Bömelburg als Wweiien Berichterſtatter zu wählen. 


9. Dresden, Hanau, Mühlhauſcen in Thüringen, Plauen, 
Nieder- Barnim, Bohum, Breslau und Botsdam-Dfthanel- 
land: Zu Punkt 5 der Tagesordnung einen zweiten Derichterftatter zu ſtellen. 
Als zweiten Berichteritatter entiveder den Genofjen Legien oder ein anderes 
Mitglied der a der Gewerfijaften zu wählen. 


Bericht des Parteivorſtandes. 


6. Münden: Die Zahl der Mitglieder des Parteivorſtandes iſt um 
einige- Genoiten zu vermehren und dieſe Stellen find mit DE 
Gewerkſchaftsführern zu beſetzen. 


7. Straßburg (Stadt): Der Barteiborftand iſt zu verſtärken. — Um 
eine danernde Verbindung der getverfichaftlichen und politiihen Organifation zu 
erreichen, beichließt ber Parteitag: Der Parteivorftand wird beauftragt, mit der 
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands über vie Bildung eines 
Aktionsausſchuſſes, zuſammengeſetzt aus Vertretern Der beiden Körperſchaften, in 
Verbindung zu treten und das Ergebnis der Verhandlungen dem nächſten Parteis 
tag zu unterbreiten. Die Mitglieder eines eventuell zu bildenden Aktionsaus⸗ 
ſchuſſes werden vom Parteitag aus dem Parteivorſtand gewählt. Der nächſte 
Gewerlſchaftslongreß wird erfucht, zu Diefer Frage ‚ebenfalls Stellung zu nehmen, 

8 Magdeb urg und Bo ch u m: Der Vorſtand iſt um zwei Sekretäre 
zu derjtärten. 

‚9, 11. badifger. Neihstagsmwahlfreis: Die Zahl der Mit« 
glieder des Parteivorftandes ſo zu vermehren, daß in agitatorifcher oinfit mehr 
geſchehen kann, als bisher. . 


10. 1. badiſcher Wahlkreis; Der warteitag mbge beſchließen, 


alljäßrtid) Agitationstouren zu veranitaltein, bei welchen an jedem Orte,‘ mo 


ein Lolal aufzutreiben iſt, Verfammlungen abgehalten werden jollen. 
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11. Teltow » Beestomw - Storfomw »- Charlottenburg: 
(Nefolution.) In Anbetracht, daß der Parteivorjtand bisher nichts getan hat, 
um den Beſchluß des Jenaer Parteitanes betreffend des Antrages 19 zu ver—⸗ 
wirklichen, verlangt der Parteitag, daß die von ihm gefakten Beſchlüſſe auch 
durchgeführt werden und fordert nochmald zur regen Wgitation gegen den 
Militarismus im Sinne des Antrages 19 von 1905 auf. 


12, Frankfurt aM: Im Gefchäftsbericht des Barteivorftandes 
bat derfelbe über die ihm übertviefenen Anträge Bericht zu erftatten, inwieweit 
Ablehnung oder Durchführbarkeit vorhanden war. 


13. Redlinghbaufen: Für fämtliche Kogiolbemofratifihe Kreide 
bereine Deutichlands wird ein einheitlihes Mitgliedsbuch angefertigt, in dem 
das Barteiprogramm und das Drganijationzftatut der Geſamtpartei abgedrudt 
it. Die Kreisvereine beziehen das Buch zum Gelbitlojtenpreije. 

14. 38. badifher Neihstagsmwahlireis: Die Einführung 
einheitlider Mitgliedsbücdger ſowie einheitlicher Beitragsmarfen mit Wert» 
angabe nicht unter 25 Bf. monatlich iſt mit 1. Sanuar 1907 für daS ganze Reid) 
borzunehmen. Lokalzuſchläge zu erheben bleibt den- Mitgliedicgaften überlafien. 


15, Altenburg: Die Mitgliedsbüdher der fogialdemofratijchen 
Organifationen find für ganz Deutichland einheitlich herzuſtellen. 


16. Bant: Dem, Parteivorjtande aufzugeben, einheitliche. Mitglieds 
bücher für ganz Deutſchland einzurichten und anfertigen zu laſſen. Dieſelben 
müflen enthalten: den Vermerk für An- und Wbmeldung und Nubrifen für 
Worjenbeiträge ſowie das Parteiprogramm und das Organiſationsſtatut. 


17, Rubrort: Der Parteitag möge dahin wirken, daß in allernächſter 
Beit die einzelnen Kreisorganifationen zu einer gejähloffenen Landesorganijation 
zentralifiert werden, joiwie die Mitgliedsbliher einheitlich Herauszugeben. 
Die Beiträge fest jedoch jeder Kreis für fich Felt. 

18. Eßlingen: Daß für daS ganze Reich ein einheitliches Mits 
gliedsbuch geihaffen wird, in welchem die Felder zum Einkleben der Beitrags» 
marlen derart gleiämäßig find, daß fie für alle Markenſyſteme benußt werden 
tönnen. Des Weiteren foll das Mitgliedsbud nur das Programm der Gejanıt» 
partei, Geſchäftsordnung uf. uſw., aber nicht die Saßungen der Parteien der 
verſchiedenen Bundesſtaaten enthalten. Zuſatzantrag: Der Parteitag möge ſich 
im Prinzip für die Einführung der Wochenbeitragsmarke an Stelle der ver⸗ 
ſchiedenen Beitragsſyſteme erklären. 


19. Bochum: Der Parteivorſtand iſt verpflichtet, alljührlich mindeſtens 
einmal die Vorfienden bezw. Barteijelretäre der PBrobinzialfomitees nebſt den 
politiiden Redakteuren der Parteipreſſe zu einer Konferenz aujammenzuberufent. 
Auch bei größeren Ultionen, 3.8. Wahlrechtsbewegung, ilt, um ein einheitliches 
Vorgehen zu erzielen, eine derartige Stonferenz einzuberufen. 


20, Frankfurt a. M.: Der Parteivorſtand wird beauftragt, bei be⸗ 
.ſonderen Altionen und zur Verſtändigung über imere Organiſationseinrichtungen 
die Leiter reſp. Geſchäftsführer der Bezirks- und Landesorganiſationen und je 
nach Bedarf auch weitere Kreiſe der Parteifunktionäre zu gemeinſamen Sons 
ferenzen zuſammenzuberufen. 

Als nächſte Aufgaben in organiſatoriſcher Hinſicht betrachtet der Parteitag 
u. a. bie Schaffung einheitlicher Parteilegitimationen für das ganze Reich und 
einheitliger Perioden für die Parteiberichterjtattunge aller Organiſationskörper⸗ 
ſchaften. 

21. Heidelberg: Die ärmeren Wahlkreiſe entſchieden beſſer mit 
Geldmitteln zu unterſtützen, um die Agitation nachhaltiger betreiben zu können. 
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22. Rohrbach (Pfalz): Der Parteitag madt dem Parteivorſtand 
zur Pflicht, alljährlich Reichſtagsabgeordnete zu geivinnen, bie rad) Schluß des 
Neichötages in allen rüdjtändigen ländlichen Wahlkreifen in öffentlichen Volks⸗ 
verfammlungen Bericht über die Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen Partei im 
Neichstage zu eritatten Haben. 

23. Neuftadt in Holltein: Der Barteiborftand muß alljährlich 
mindeſtens einmal auf feine Koften eine Agitationstour durch einen. Reichs⸗ 
tag3abgeordneten in den ſchwachen Wahlkreifen vornehmen laffen. 

24. 4. ſächſiſcher Neistagswahlfreis: Der Parteitag 
tolle den Barteivorftand beauftragen, mit der Generallommiifion der Gewerk⸗ 
ſchaften Deutſchands in Verbindung gu treten, daß letztere die Führer der Ge- 
werkſchaften veranlagt, ihre Mitglieder entfchiedener auf die politijche Organiſation 
und die Parteipreſſe hinzuweiſen. 

25. Breslau: Es iſt eine rege Agitation gegen den Militarismus 
in den breiteften Vollskreifen zu entfalten. Zu biefem Zwecke hat der Partei⸗ 
vorſtand alljährli wie in diefem Nahre zu Zeiten ber Mefrutenaushebung 
Slugblätter herauszugeben. Ebenfo haben auch die örtlichen Parteiorganijationen 
durch Volksverſammlungen mit entipreddenden Thematas dieje Agitation zu be⸗ 
treiben, wobei auch die Arbeiterpreſſe mit öurchgreifenden Artikeln große Dienfte 
eriveifen wird. 

236, 10, mürttembergiiher Reichſtagswahlkreis: Den 
Parteinorftand zu beauftragen, das Deutſche Reich in Agitationsbezirle einzuteilen 
und je nad) Bedürfnis beſoldete Agitationsleiter anzuſtellen. 


reife. 


27. Stuttgart: In Erwägung, daß bie. Bentralorganifation Heute 
allgemein als die allein zweckmäßige Form der gewerkſchaftlichen Organiſation 
betrachtet werben kann, möge der Parteitag beſchließen, das die Parteipreſſe 
weder Anzeigen noch für ben redaktionellen Teil beftimmte Publikationen der 
Iofaliftijchen oder anderen Sonderorganifationen, die nicht der Generalkommiſſion 
ber Gewerkſchaften Deutſchlands angeſchloſſen find, aufnehmen darf. 

28. Teltow-BeeskowzStorlow⸗Charlottenburg: Per⸗ 
ſönliche Polemiken ſind in der Parteipreſſe möglichſt zu vermeiden. 

29. Ruhrort: Dem Wahlkreiſe „Duisburg⸗-Mülheim-Oberhauſen— 
Ruhrort“ iſt eine einmalige Pauſchalſumme zum Preßfonds zur Errichtung der 
eigenen Preſſe au bemilligen. 

30. Lüneburg: Eine alle 14 Tage erſcheinende Zeitſchrift für Unter⸗ 
haltung und Belehrung herauszugeben. Dieſelbe darf nicht zu reichlich illuſtriert 
ſein und nicht über 25 Pf. pro Heft koſten. 





31. Niederbarnim: Der „Vorwärts“ wird den Abonnenten bon‘ 


Groß⸗Berlin im Wochenabonnement für 25 Pf. abgegeben.. 


32. Mündenbernsdorf (3. weimar. Wahltreis): Die Zänlereien 
innerhalb der Partei, ‘wie fie in letter Zeit die Zeitungen geführt haben, find 
aus der Welt zu jchaffen, weil diejelben den Genoſſen auf dem Lande zu Wahl⸗ 
geiten den Kampf erſchweren. 

33. Wahlkreiſe Beuthen-⸗-Tarnowitz, Kattowitz⸗⸗-Zabtze 
und Gleiwig-2ublinig: m Berückſichtigung der Notwendigkeit, die pol- 
niſchen Broletarier im oberſchleſiſchen Snduftriebezirk aus ben Negen des Nationale 
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polonismus zu Befreien und für bie Sozialdemokratie zu geivinnen, für die 
Herausgabe der polnifchefozialiftiicden „Gazeta Robotnieza“ in Kattowitz als 
täglich erſcheinendes Blatt die erforderlichen Mittel gu bewilligen. 

34. Hanau: Den Parteivorſtand zu beauftragen, ein Sylugblatt 
herauszugeben, in welchem Die Tätigleit des Reichstages während der letzten 
Seſſion kritiſch beleuchtet wird. 

35. Pfungſtadt: Die Delegierten zum Parteitag zu beaufiragen, 
auf dem Parteitag zu verlangen, daß die unfruchtbaren Zänkereien zwiſchen den 
einzelnen Parteiorganen aufhören müſſen. 

36. Ueterſen: Daß die in Parteigeſchäften hergeſtellten Druckſachen, 
namentlich mas die „Maigeitung“ anbetrifft, eina beſſere Ausſtattung erhalten. 

37. Hamburg II: Bie Genofien proteftieren gegen die illuftrative 
Mißgeſtaltung der Feſtzeitungen 1906 und forbern, dag fortan mehr Sorgfalt 
nach der Tünftlerifchen Seite hin auf die. Herftellung verwendet wird. 

38. Genoſſe Strummader- Eijen: Die fozialdemokratiiche 
„Partei⸗Correſpondenz“ wird zu einem angemeſſenen Abonnementsprei3 durch 
Bermittelung der Partei⸗ beziehungsweiſe Streißorgantjation an die Genofien, die 
ein Intereſſe daran haben, abgegebeıt. 

39. Heidelberg: Die neu herausgegebene „Bartei- Eorreiponbenz“ 
iſt allen Drtspereinsporfigenden unentgeltlich zuguftellen. 

40. 3.Sambur ger Wahl frets (Diftrilt Eppendorf): Der Parteis 
vorſtand wird beanftragt, eine Zeitung für die Landarbeiter herauszugeben und 
alle Monate gratis zu verteilen. 


41. Hamburg II: Der Parteitag beauftragt den Parteivorſtand, eine 
leichtverſtändlich abgefaßzte Broſchüre herauszugeben, in welcher in kurzen Zügen 
auf die Ziele des Sozialismus ſowie auf die Notwendigkeit des politiichen 
Kampfes neben dent gewerfihaftlicien hingewieſen und zum Eintritt in die 
fozinldemofratiigen Vereine aufgefordert. wird, 

Diefe Broſchüre ijt in einer Mafjenauflage herzuſtellen und zum Druck⸗ 
koſtenpreis von den Vertrauensleuten der Partei ſowohl wie auch der Gewerk⸗ 
ſchaften zur Agitgtion für die Partei zu verwenden. 

4%, Crejeld: Eine Billige Ausgabe des WParteitagsprotofolles zu 
beranlafien, um dasſelbe weiteren Genofjenkreifen zugänglich zu maden. 

43. Durlad: Den Parteivorftand zu erſuchen, erſtens die Vollendung 
des 1895 begonnenen Werkes: „Der Sozialismus” in Einzeldarſtellungen in die 
Wege zu leiten; zweitens die "eventuelle Umarbeitung und Weiterführung bes 
1900 erfehienenen Neihstagshandbuches von M. Schippel zu veranlafien. 

44. Genoffin Altmann-Wilmersdo ef: Der für die Beilage ber 
Arbeiterinnenzeitung der Partei unpafjende, ja unjinnige Titel „rauen beilage 
wird befeitigt, und wenn diejer betreffende Teil der „Gleichheit“ einen bejonderen 
Titel führen jol, wird ein ſinngemäßer dafür gewählt, etwa derart, daß darin 
ber hauswirtſchaftliche Suhalt oder die Hausfrauentätigfeit betont wird. 

45. Efien: Alle für die Sozialdemofratie in agitatorifcher Beziehung 
in Betracht kommenden Reichstagsverhandlungen, inäbejondere die Verhand⸗ 
lungen über die Arbeiterſchutzgeſetzgebung, Handelsvertragspolitik, Heer⸗ und 
Marineforderungen nach den ſtenographiſchen Berichten in Broſchürenform zum 
Selbſtkoſtenpreis an die Mitglieder der Partei abzugeben. 

46. Teltow⸗Beeskow⸗-Storkow⸗Charlottenburg: Gleich 
ben meiſten Gewerlſchaften den Arbeiter⸗Notizkalender für 50 Pf. zum Verlauf 
zu Bringen; ferner in bernjelben Teine Injerate mehr aufzunehmen. 


[En nenn nn Se ae] 
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Tätigkeit des Reichstages. 


47. Heidenheim: Die Reichstagsfraktion ſoll im Reichstage einen 
Antrag einbringen, wonach die Mannſchaften des Veurlaubtenſtandes für den 
Tag der Kontrollverſammlung, nachdem fie ſich für den ganzen Tag als Soldat 
zu betrachten haben, Anſpruch auf Löhnung, volle Saum und etivaige 
Marſchkompetenzen zu beanjpruchen haben. 


48. Samburg II: Der Parteitag mißbilligt entſchieden die ſchlechte 
Beſetzung der Fraktion anläßlich der Beſprechung der Interpellation des „Boruſſia“⸗ 
Unglücks im Reichstage, wodurch die erſtmalige Beſprechung verhindert wurde. 
Ferner weiſt der Parteitag auch darauf hin, daß die Anweſenheit der Fraktions⸗ 
mitglieder in vielen Fällen auch bei der Beratung des „Etats des Innern“ ſehr 
viel zu wünſchen übrig ließ, was bei der Wiarigteii dieſes Etats für die 
Arbeiterſchaft entſchieden zum Nachteil iſt. 


49. BerlinlI: Der Parteitag bedauert auf das lebhafteſte die ſchwache 
Beſetzung der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion anläßlich der „Boruffia”» 
Interpellation, durch die eine ſofortige Beſprechung unmöglich wurde. Es wird 
erwartet, daß bei ſpäteren Interpellationen unſere Fraktion ſo vertreten ſein 
wird, daß ein ähnliches Vorkommnis ausgeſchloſſen bleibt. 


50. 8. Hamburger Wahlkreis (Diftrilt Hamm): Die Genoſſen 
erſuchen den Parteitag, Stellung zu nehmen zu der Teilnahme von Mitgliedern 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion an der Weinprobe im Reichstage. Sie erachten 
es als nicht der Würde und den Aufgaben unferer Abgeordneten EntDEemeND, 
wenn dieſe fih zu Reklamezwecken mißbrauchen laſſen. 


51. Genoſſe 50o&- Hanau: Die Reichstagsfraktion aufzufordern, ihre 
Zuſtimmung zu dem Entwurf gegen die freien Hülfskaſſen nicht zu geben. 


. Maifeier. 


52, Bielefeld- sMWiedenbrüd: Der auf dem Barteitage in 
Sena zur Frage der Maifeier beichlofjenen Nefolution folgendes hinzuzufügen: 

Sn, Erwägung jedodh, daß im wirtſchaftlichen Kampfe die gewwerkichafte 
lien Organijationen die Verantwortung nur allein zu tragen und dafür zu 
forgen Haben, daß jie ftet3 Tampfbereit dem Unternehmertum gegenüber ftehen, 
und der Kampf un die Arbeitsruhe am 1. Mai Wiederum nur durch Starte 
gewerkſchaftliche Organijationen mit dauerndem Erfolg geführt werden kann, es 
ferner in der Natur der Sade liegt, daß dieſer Kampf leicht zu eiteren 
Komplikationen mit dem Unternehmertum führen kann, und endlich der Erfolg des 
Kampfes um die Arbeitsruhe am 1. Mai von der jeweiligen wirtichaftlicden Konjunktur 
(eines oder mehrerer Berufe, eines Ortes oder ganzer Induſtriezentren) und der 
dayrıt verbundenen Schlagfertigfeit der gewerkſchaftlichen Organilationen abhängt, 
erachtet e3 der Barteitag als eine Pfliht der gewerkſchaftlich organifierten 
Barteigenofien, ſich den bon den maßgebenden Inſtanzen der gewerkſchaftlichen 
Organiſationen in bezug auf die Arbeitsruhe am 1. Mai gefaßten Beſchlüſſen 
unterzuordnen. 

Ebenſowenig wie durch die direlte Aktion ohne entſprechende Machtſtellung 
des klaſſenbewußten Proletariats in der Organiſation der Achtſtundentag erobert 
werden kann, ebenſowenig iſt es möglich, die Arbeitsruhe am 1. Mai durch 
planloſes Einſtellen der Arbeit an dieſem Tage dieſe ſelbſt der Verwirklichung 
näher zu bringen. Wie es eine geſchichtliche Tatſache iſt, daß planloſe Putſche 
der Unterdrückten nur die Machtpofition derſelben ſchwächen und die der 
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Unterdrüder ſtärken, —— die planloſe, die —— —— Machtfaktoren 
nicht abwägende Einſtellung der Arbeit am 1. Mai ſehr leicht zur Erſchütterung 
der. eroberten Machtſtellung des organiſierten Proletariats führen, zum Vorteil 
der Kapitaliftenklaffe. Nur durch tiefgreifende Organiſation der Arbeiterklaſſe 


und eingehende Schulung derſelben im Kampfe iſt es möglich, allen politiſchen 


wie gewerkſchaftlichen Forderungen, und damit auch der u am 1. Mai, 
Geltung zu verſchaffen. 


53. 17. ſächſiſcher Reichſtags— Wahlkreis: Den Parteivor⸗ 
ſtand zu beauftragen, ſich mit ber Generalkommiſſion der Gewerkſchaften im 
Verbindung zu ſetzen, um Mittel und Wege zu finden, der Maifeier mehr als 
bisher. den Charakter Zu verleihen, der ihrer würdig äft. 

54. Teltomw=- Beesfow-Storfow-Charlottenikurg: 

a) Der Parteitag möge den Parteiboritand beauftragen, fig mit der 
Generallommillion der Gewerkſchaften ins Einvernehmen zu jegen über die 
Art der Maifeierbeſchlüſſe, damit Differertzen, tvie in dieſem Jahre heim Metall» 
arbeiterberband vermieden werden, um «die Maifeier der aubınj einheitlicher 
und machtvoller geitalten zu. können. 

b) Der Barteitag verpflichtet die örtlichen Kahlvereinsvorftände, zwecks 
Durchführung und Regelung der Arbeitsruhe am 1. Mai mit den örtlichen 
Gewerkſchaftskommiſſionen rechtzeitig in Verbindung zu treten. 

c) Diejenigen Genoſſen, welche am 1. Mai trotz eines regelrecht gefaßten 
Geiwerlſchaftsbeſchluſſes arbeiten, ſind auf Antrag aus der Partei auszuſchließen. 


55. Hanau: Der Parteivorſtand wird beauftragt, zwecks Durchführung 
und Regelung der Arbeitsruhe anı 1. Mai mit der Generxalkommiſſion der Ger 
twerkichaften rechtzeitig in Verbindung zu treten. 


56. Nieder-Barnim: Die Verſammlung erwartet, daß der Partei⸗ 
tag bei Punkt 4 der Tagesordnung zum Ausdruck bringt, daß die deutſche Sozial⸗ 
demofratie an der durch den internationalen Arbeiterfongreß 1889 zu Paris bes 
ſchloſſenen Form der Maifeier fejthält und energiſch Propaganda für die Maifeier. 
zu maden bat. Ferner ſoll jeder Parteigenoſſe verpflichtet fein, ſolchen Bes 
ftrebungen, wie fie in dem Antrage (51a) des Genofien Robert Schmidt auf dem 
Kölner Gewerkſchaftskongreß gefenngeichnet find, auf das entſchiedenſte entgegen⸗ 
zutreten. 


57. Stuttgart: Alle redegeivandten Parteigenoſſen Haben ſich zur 
Maifeier der Partei und den Gewerlſchaften als Referenten unentgeltlich 


| aut  Berfügung zu ftellen. 


Maſſenſtreik. 


58. Teltow Beesfow-Storlow-Charlottenburg: 
a) Der Parteitag erkennt an, daß eine zunehmende Verſchärfung der Gegen» 


Kr: itze zwiſchen ade und Broletariat bejteht und daß es mehr denn ie der 
Mitel bedarf, um 


en Klaſſenkampf zu führen. 
Eines der wichtigſten Mittel iſt die Waffe des politiſchen Maſſenſtreils. 
Dieſes Kampfmittel zu einem wirkſamen zu geſtalten, muß Aufgabe der politiſchen 


und gewerkſchaftlichen Organiſation fein. Mit Rückſicht darauf, daß eine große 
und gut disziplinierte Organiſation erſte Vorbedingung für das Gelingen des 
politiſchen Maſſenſtreiks iſt, wird es allen Parteigenoſſen zur Pflicht gemacht, für 


Partei und Gewerkſchaft unabläſſig zu agitieren. 
Der Parteitag wolle dahin wirken, die Meinungsdifferenz zwiſchen Partei 


und Gewartfgaften zu klären, um gemeinſam ben Kampf gegen politiſche Unter⸗ 


drückung und ölonomiſche Ausbeutung zu führen. 
® 
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Das Proletariat betrachtet den een Maſſenſtreik al3 eine Waffe, die 


die Arbeiterſchaft ihrem Ziele, der Eroberung der politiſchen Macht, als Hebel 
zur Umgeſtaltung der tapitaliſtiſchen in eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft näher 
bringen kann. 

by) Der Parteivorſtand möge die Verhandlungen des Mannheimer Partei⸗ 


tages über die Fragen „Maäſſenſtreik“ und „Partei und Gewerlſchaften⸗ als Agi⸗ 


tationsbroſchüre zum Maſſenvertrieb herausgeben. 

50. Nieder-Barnim: 

a) 1. Angefichts der verunglückten Wahlrechtsaktion des letzten Winters 
fordert. der Parteitag den Parteivorftand auf, außergewöhnliche Aktionen, die 
über den —— der gewöhnlichen Agitation hinausgehen, in Zukunft mir 
dann zu Mginmen, wenn er fich vorher entichloffen Hat, fie gegebenenfalls auch 
mit den ftärkiten Mitteln (Demonftrationen, Maſſenſtreiks uf.) durchzuführen. 

2. Ser Parteitag nimmt Kenntnis von der Zufage der Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften, daß fie im Falle eines Mafſenſtreiks der politiſchen Ber 
wenig nicht Hindernd in den Weg treten und fi an ber Unterftügung ber 
eventuch Gemaßregelten nad Kräften beteiligen wird. 

Er erwartet darauffin, daß der Barteivorftand in Zeiten großer politifeher 
Erregung ohne weiteres die Smitiative zur Anwendung auch der ſtärlſien 
Kampfmittel ergreift und die natürliche Erregung der Maſſen planmäßig und 
mit Vervußtfein auf diejes Biel hinleitet. 

b) Der Parteitag möge beſchließen, in ganz Deutfchland eine Yaitationd- 
broſchüre, welche den politifhen Maſſenſtreik behandelt und zum Beitritt in die 
politiiche Organifation auffordert, herauszugeben. 

Diejelbe fol in Werlſiellen, Fabriken und auf den — zur 
Verbreitung gelangen. 


60, Hamburg IT: In Saden des politifchen Maffenftreits ftehen 
ir unentwegt auf dem Boden der auf dem Jenaer Parteitag gefasten Reſolution. 
Wir proteſtieren darum auf das entſchiedenſte gegen jeden Verſuch, die Jenaer 
Beſchlüſſe in ſophiſtiſcher Weiſe zu deuteln, wie dies in einer. gemeinſamen 
Sitzung des Parteivorſtandes. mit der Generalkommiſſion geſchehen iſt. Die in 
dieſer Angelegenheit abgegebenen Erklärungen der betreffenden genügen uns in 
keiner Weiſe, fie liefern vielmehr dem Beweis, daß derartige Verhandlungen reſp. 
Abmachungen zwiſchen diejen beiden Körperjchaften ſehr Leicht. dazu führen 
können, die Gefchlofienheit und Aftionsfähigleit der Arbeiterbeivegung zu ſtören 


und zu ſchwächen, ſowie Mißtrauen und Verwirrung in die — der Arbeiter 


zu tragen. 
Wir ſtellen darum den Antrag: 


Alle Fragen, den politiſchen Maſſenſtreik betreffend, gleichviel ob piniene 


oder taktiſcher Natur, ſind in voller Oeffentlichkeit zu erledigen. 


61. Be elin VI: Die Generalverfammlumg des Wahlvereins ſieht nad 
wie bor bezüglich des politiſchen Mafjenftreil3 auf dem Standpunft der Refolutigee 


bon Sena. Die Berfammlung erwartet, daß der Parteitag in Manrheim an den 


grundlegenden Fragen der Bebeljchen Refolution fejthält, und erwartet von allen- 
Barteigenofien, insbeſondere von denen, welche ein Reichstagsmandat intiehaben, 


daß die Beichlüfle der Parteitage in jeder Beziehung als mafjgebend betrachtet 


werden. Die Verfammlung ift ferner der Anficht; daß die Borbedingungen file” 
ben Erfolg des politifchen Maſſenſtreiks durch fetgefügte politiiche mie gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſationen gegeben find, und find dieſelben von: jedem Parttei⸗ 
genoſſen zu fördern, gleichfalls iſt jeder Zerſplitterungsverſuch, von welcher Seile 


er lommen möge, energiſch zu bekämpfen. 


62. S traßburg- Stadt: Die Heutige Verfammlung des fozial« 
bemolcatiichen Bezirlsvereins Straßburg (Kreisfiliale Straßburg⸗Stadt) iſt der 
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Meinung, daß fi die politifhen und wirtſchaftlichen Gegenfäge zwiſchen 
Bourgeotfie und Proletariat feit dem Parteitage in Sena in feiner Weite ge» 
mildert haben; fie hält im Gegenteil dafür, daB die Kämpfe zwiſchen der aus» 
beutenden und der ausgebeuteten Klaſſe fich von Tag gu Tag ſchärfer geftalten 
und daß die Nealtion auf allen Gebieten kühner denn je ihr Haupt erhebt. 
Deshalb erklärt auch die Berfammlung, daß feinerlei Veranlaſſung befteht, auf 
das von ben Nenaer Barleitag in das Arſenal proletariiher Waffen aufges 
nommene Sampfmittel des politiſchen Maſſenſtreils zu verzichten, ſondern daß 
e3 im Gegenteil dringende Aufgabe der Parteileitung ift, im Einvernehmen mit 
der Senerullommilfion der Gewerlſchaften Deutfchlands die Durchführbarfeit des 
politiſchen Maſſenſtreiks durch rege und energiſche Propagierung desjelben nad) 
Kräften vorzubereiten. 


63. Eiberfeldö-Barmen: Die Generalberfammlung des. Soztal« 
bemofratithen Vereins Elberfeld-Barmen Hat aus dem Protokoll über die Vers 
bandfintgen der Zentralvorftände der Gewerkſchaften nicht die Erkenntnis gewonnen, 
dab Bebel bezw. ber Parteivorftand in ber gemeinſchaftlichen Sitzung zwiſchen 
Parteivorſtand und Generalkommiſſion, in welcher die Frage des politiſchen 
Maſſenſtreiks erörtert wurde, ſich in Widerſpruch zu dem diesbezüglichen Beſchluß 
des Jenaer Parteitages geſetzt habe. Die Verſammlung iſt der Meinung, daß die 
gegenteilige Anſicht auf eine irrtiimliche Auffaffung der Generalfommiffion zurück⸗ 
zufithren ift, die ihrerſeits wohl ihre Erklärung in den verſchiedenen Stand» 
punkten über die Möglichkeit und. Ywecmäßigfeit des politiihen Maſſenſtreiks findet, 

Die Berfammlung erflärt, an ber Jenager Reſolution feſthalten zu wollen. 


64. Mülhauſen i. E.: Angeſichts der trotz aller Ableugnungen auf 
eine bewaffnete Einmiſchung Breußen-Deutiglands in den bewunderungswürdigen 
Befreiungstampf des rujjiihen Volles gerichteten Hege der preußiſchen Junker⸗ 
preſſe — einer Hetze, die bei den gewohnheitsgemäßen Plötzlichkeiten und 
Unbeſonnenheiten des Zickzackkurſes ernſte Gefahren in ſich ſchließt — erklärt der 
Parteitag: Es iſt die dringende Aufgabe der Parteileitung, im Einvernehmen 
und zuſammenwirkend mit der Generalkommiſſion der Gewerlſchaften Deutſchlands 
die Durchführbarkeit des ne Maſſenſtreiks ins Auge zu fallen und vor⸗ 
zubereiten. 


63. Fünfter fänfifäer Reichſtagswahlkreis: Die Er 
eigniſſe des letzten Frühjahrs haben in eindringlicdhiter Weife die Notivendigfeit 
erwieſen, dab die Arbeiterflafie alle Vorbereitungen trifft, um das in Sena zum 
Beihluk gehobene Kampfesmittel der umfafjendften Maſſenarbeitseinſtellung 
wirfich zur Anwendung bringen zu können. Da eine Mafjenarbeitseinftellung 
aber nur durch gemeinfame Vorbereitingen und gemeinjane Beſchlüſſe der Partei⸗ 
und: Gewerkſchaftsinſtanzen möglich ift, jo wird ber Parteivorſtand erfucht, mit 
der Sana ber Gewerkſchaften zur Beratung diefer Frage wie auch 
aller, anderen beide Biveige der Arbeiterbewegung berührenden Fragen in regel⸗ 
mäßige und dauernde Fühlungnahme zu treten. 


66. 4.ſächſiſcher Reichſtagswahlkreis: Die heutige Partei- 
verfammlung ſteht nach wie vor auf dem Standpunkt, daß die Propagierung des 
Maſſenſtreils eine unbedingte Notwendigkeit iſt. Angeſichts der Tatſache, daß 
gegenwärtig der Verſuch gemacht wird, die Idee des Maſſenſtreiks illuſoriſch zu 
machen, haͤlt es die Verſammlung für ihre Pflicht, nur ſolche Genoſſen zum 
Parteitag zu delegieren, die fich unbedingt auf den Boden der Maſſenſtreilidee 
ftellen. _ 


67. 8. mb 10. ſchleswig— holſteiniſcher Wahlkreis: Der 
ſozialdemokratiſche Verein yon Altona ſteht auf dem Boden der Jenaer Reſolution 
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und erfucht den Parteitag in Mannheim, in der Frage bes politifhen Naſſen⸗ 
ftreil8 eine ganz prägife Stellung einzunehmen, um ben falſchen Auslegungen 
der Jenaer Reſolution vorzubeugen. 


68. Berlin V: Die Generalverſammlung des ſozialdemokratiſchen 
Vereins im fünften Berliner Reichstagswahlkreiſe erachtet es infolge ber wider⸗ 
ſpruchs vollen Auslegung der Jenaer Reſolution zum politiſchen Maſſenſtreik durch 
die Vertreter der Partei einerſeits und eines großen Teiles der Gewerlſchafts⸗ 
führer andererſeits für notwendig und zweckdienlich, die Frage des Maſſenſtreiks 
auf dem Parteitage nochmals zur Beratung kommen zu laſſen und bei dieſer 
Gelegenheit das Verhältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaften einer eingehenden 
Erörterung zu unterziehen. 

Die Verſammlung iſt der Meinung, daß in dieſer wie in allen anderen 
Fragen der Arbeiterbewegung das engſte und einheitlichſte Zuſammenarbeiten der 
beiden mächtigſten Zweige der Arbeiterbewegung notwendig iſt. 

So wie in ber Jenaer Reſolution zum politiſchen Maſſenſtreik jeder Partei⸗ 
genoſſe verpflichtet wird, ſobald für ſeinen Beruf eine gewerkſchaftliche Organi⸗ 
ſation beſteht, derſelben beigutreten, oder zu helfen eine ſolche ins Leben zu rufen, 
erachtet es die Generalverſammlung für die Pflicht eines jeden Gewerkſchafts⸗ 
genoſſen, für die Ausbreitung der politiſchen Organiſationen der Sozialdemolkratie 
gleichermaßen Sorge zu tragen. 

Sie bezeichnet ausdrücklich im Intereſſe gegenſeitiger, ſchnellerer und beſſerer 
Verſtändigung ſowie größerer Schlagfertigkeit bei gemeinſamen Aktionen jede 
Zerſplitterung der Gewerkſchaftsbewegung als für die Arbeiterſchaft durchaus 
ſchädlich und erklärt insbeſondere den in Berlin noch vorhandenen lolaliſtiſchen 
Gewerkſchaften gegenüber die Notwendigkeit der einheitlichen zentraliſtiſchen 
Organiſationsform. 

In Erwägung aber, daß der Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe notwendig 
ein politiſcher iſt, der gewerkſchaftliche Kampf ihn wohl begleitet und unterſtützt, 
nicht aber die Endziele der Sozialdemokratie, die Vergeſellſchaftung der 
Produltionsmittel, herbeiführen kann, betrachtet die Verfammlung einzig die 
Barteitage der ſozialdemokratiſchen Bartei, der politifchen Vertreterin der deutſchen 
Arbeiterſchaft, als ausfchlaggebende Anftanz für jeden ſich zur Partei Zählenden. 
Sie verpflichtet jeden Parteigenoſſen, dieſen Beſchlüſſen jederzeit und in jeder 
Situativn Folge zu leiſten und weitere Geltung zu verſchaffen. 

Die Verſammlung erklärt fich mit der Veröffentlichung des Protololls 
der Gewerkſchaftsvorſtändekonferenz durchaus einverſtanden, weil nur hierdurch 
eine aufllärende und durch keinerlei Mißtrauen vergiftete Diskuſſion ermöglicht 
wurde. Ferner erwartet die Verſammlung vom Parteitage, daß er Mittel und 

Wege finde, um durch engeres Zuſammenwirken der leitenden Partei- und 

—— ——— ein gedeihlicheres, die Geſamtintereſſen der Arbeiter⸗ 
bewegung mehr förderndes Verhältnis herbeizuführen. 
Der 5. Berliner Wahlkreis erſucht den Mannheimer Parteitag, den Vartei⸗ 
vorſtand zu beauftragen, eine leicht verſtändliche Broſchüre herauszugeben, die 
ben Zweck hat, die Arbeiterklaſſe über die Bedeutung des Maſſen⸗ reip, General- 
ſtreils aufzuklären und die geeignet erſcheint, unter Hinweis auf die durch den 
Materialismus erzeugte Energieloſigkeit der Maſſe die Arbeiterklaſſe dem 
Idealismus zuzuführen und zu energievollen Klaſſenkämpfern zu erziehen. Die 
Broſchüre muß zur Verbreitung allen politiſchen und ———— Organi⸗ 
fattonerr unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden. 


69. 3. Hamburger Wahlkreis (Diftilt Hamm): Es darf nicht 
geftattet werden, daß Genoſſen die Befchlüfie des Jenaer Parteitages, „politifcher 
Maſſenſtreik“ betreffend, umgehen, indem diefelben fi nah den entgegen“ 
gejegten Beſchlüſſen des Kölner Kongrefies richten. 
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70. 38. Hamburger Wahlfreis (Diftritt Hohbenfelde) : In Sachen 
des politiſchen Maſſenſtreils ſtehen wir unentwegt auf dem Boden der auf dem 
Jenaer Parteitage gefaßten Reſolution. Wir proteſtieren darum auf das ent⸗ 
ſchiedenſte gegen jeden Verſuch, die Jenaer Beſchlüſſe zu deuteln, mie Dies in 
einer Sigung des Barteivorjtandes und der Generalfommiffion geſchehen iſt. Die 
in dieſer Angelegenheit abgegebenen Erklärungen genügen uns in keiner Weiſe, 
da derartige Verhandlungen und Abmachungen ſehr leicht dazu beitragen können, 
die Geſchloſſenheit und Altionsfähigkeit der Arbeiterbewegung zu hemmen und 


abzuſchwächen ſowie Miktrauen in die Reihen der Arbeiter zu tragen: wir fielfen pe 


Daher den Antrag, der Parteitag wolle beichließen: 
Alle den politifchen Maſſenſtreik betreffenden Fragen, gleichviel ob prin⸗ 
zipieller oder takltiſcher Natur, find in voller Deffentlichkeit zur erledigent. 


71. Hamm-Soeſt: Die Generalverfammlung des jozialdemofratiichen 
Vereins für den. Neichſstagswahlkreis Hamm-So eſt erlennt die Gründe, die 
ben Zentralvorſtand zu ſeinem Verhalten gegenüber der „Jenaer Maſſenſtreik⸗ 
reſolution geführt haben, an und billigt ſie, fordert aber für die Zukunft ein 
ſtrenges Feſihalten an dieſer Reſolution und. berlangt bom Barteiborjtand, den 
politiſchen Mafjenftreif in Zukunft in der Prefie und in Verſammlungen als Mittel 
zur Erlangung der politifchen Macht durch das Broletariat zu propagieren; des⸗ 
gleihen den Kreiswahlvereinen die Pflicht aufzuerlegen, in den A 
den BODHISEN ale zu diskutieren. 





Sozialdemokratie und Voltserziehung. ' 
72. Genoſſe Schulz und Genoſſin Jetfin: = 


Leitſätze zum Thema: „Volkserziehung und Sozialdemokratie!. 


-I. Das Ziel der Erziehung iſt nicht ein abſoluter Begriff religiöſer oder 
moralifcher Urt, fondern eg iſt den im Fluffe der geſellſchaftlichen Entwidelung 
maßgebenden Faltoren, in Ickter' Linie den ökonomiſchen Triebkrüften der 
betreffenden Zeit unterworfen. 

Da bie bisherige menſchliche Geſchichte ſich in Form von Maffengegente 
fäben vollzog, fo fehlte es bishet an einer einheitlich organiiterten öffentlicher 
Erziehung für die Geſamtheit des Volkes, die öffentlide Erziehung war viele 
mehe ſtets und überall Alafjenerziefung. Während die jeweilig herrſchenden 
Klaffen. für fih eine ‚verhältnismäßig gute Bildung, und zwar ſowohl eine 
. Eohe Allgemeinbildung als aud eine für die -VBeherrfhung der Produktion 
und des Staates notwendige techniſche Bildung zu monopnlifteren mußten, 
haben. fie bie "unterdrüdten Klaſſen jtet8 entweder ohne jeglihde Bildung 
gelaffen oder ihnen do nur daß befcheidenite Maß einer für die jeweilige 
Produktionsform unerläßlichen techniſchen Bildung eingeräumt. 

So iſt auch die Volksſchule in den kapitaliſtiſch regierten Staaten ber 
Gegenwart weit dabon entfernt, ein wirkſames Organ mwahrhafter Volfs⸗ 
Bildung zu ‚fein, nur ein Hülfsmittel der Fapitaliftiihen. Produktion zum 
Zwecke einer elementaren technifchen Abrichtung der Arbeitermuſſen. Eine 
planmäßige. Hebung der Volksſchule fcheitert, obwohl fie im interxefle Her 
fogialen Entwidelung liegt, fortwährend an dem dur Militarismus, Koloniale 
politik und ähnliche Toftjpielige -Antereffen der herrſchenden Klaſſe bewirkten 
ftändigen Geldmangel des Staates. Außerdem bewirkt die gunehmende 
Arbeitsteilung und Die dadurch entitehende Schablonifierung und Gejitlofigteit 
der Arbeit in vielen Induſtriezweigen ein NN = —— SUR 
eſſes für bie Volksſchule. 


*— 
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Aber bie Volksſchule iſt nicht nur ein Mittel zum Zwecke des kapitaliſtiſchen 
Profits, ſie iſt auch ein Herrſchaftsinſtrument zur Förderung der politiſchen 
Intereſſen des Kapitals. Während ein mannigfaltig gegliedertes und reich— 
dotiertes höheres Bildungsmwefen ber Qugend der herrſchenden Klaſſen die 
Ermerbung einer auf wiſſenſchaftlicher Baſis beruhenden allgemeinen Bildung 
ermöglicht und den herrſchenden Klaſſen dadurch ein geiſtiges Uebergewicht 
über die arbeitenden Klaſſen verſchafft, wird die Arbeiterjugend in der Volks⸗ 
Thule zum Glauben an ein fünftlid zurecht geſtutztes, gefälfchtes Bild der 
Natur, ber menſchlichen Geſellſchaft und der Fulturellen Entmwidelung gedrillt. 
Insbeſondere follen durch dogmatiſchen Religionsunterricht und byzantiniſchen 
Geſchichtsunterricht in der Arbeiterjugend frühzeitig die Eigenſchaften geiſtiger 
Demut und patriotiſcher Unterwürfigkeit gezüchtet werden, Tendenzen, die 
mit der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze an Intenſität zunehmen. 


II. Der Sozialismus, der die Abſchaffung der Klaſſenunterſchiede will, 
beſeitigt damit auch die Klaſſenerziehung. Er bricht zu dieſem Zwecke mit 
den geltenden Prinzipien der gegenwärtigen öffentliden Erziehung. Der 
Sozialismus fiebt in dem Rinde nicht den gulünftigen Lohnſklaven und recht» 
loſen Broletarier, fondern er würdigt in ihm das werdende Glied der ſozialen 
Gemeinſchaft freier Arbeiter, bei dem in ſeinem eigenen und zugleich im 
geſellſchaftlichen Intereſſe alle geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten zu 
möglichſt hoher Vollendung zu entwickeln find. Die öffentliche Erziehung wird 
dadurch zu einer der wichtigſten ſozialen Aufgaben, für die die beſten geiſtigen 
und materiellen Mitkel der Geſellſchaft nutzbar zu machen ſind. 

Da der Spzialigmus in der gefellfchaftlichen Arbeit den Urfprung und 
Die Grundlage der geſellſchaftlichen Organifation erblidt, da er aus dieſem 
Grunde den Gegenfa zwiſchen Handarbeit und Kopfarbeit, zwiſchen Praxis 
und Theorie aufhebt und damit die Arbeit aus der verachteten Niedrigfeit 
bon heute erheben und zu einer Quelle des Glücks und der Freude geftalten 
will, jo wird aud für die Erziehung in der ſozialiſtiſchen Zufunft die „Arbeit“ 
die Grundlage und gugleich das mertvollite, lebenerweckende und zu fozialer 
Gefinnung erziehende Element bilben. In dem Tindlicen Spiel der eriten 
Lebensjahre fommt der allgemein menſchliche Drang nach Betätigung zuerft 
sum Ausdruck. Die zukünftige öffentlide Erziehung mird daher — ohne die 
kindliche Qebensfreude zu beeinträchtigen — bein Spiel antnüpfen und von 
hier aus Knaben und Mädchen in gemteinfamer Ergiehung und itt jteter 
Anlehnung an dem ſozialen Urbeitsprogeß durch die Jahre körperlichen und 
geiſtigen Wachstums geleiten, bis fie als vollentwickelte Individuen und mit 
vollem Veranimwortlichlertäbemußtfein in‘ die ſoziale Gemeinfchaft eintreten, 
And zwar an die ihrer Andivibualitat am beiten 'entfptechende Stelle. 
. II. Ron diefen Grundſätzen ausgeherid, fordert die deutfihe Sozial 
bemofratie im Intereſſe der Hebung ber öffentlihen Erziehung zunächft: 
1 Schaffung eines Reichsſchulgeſetzes auf der Grundlage der Weltlichkeit 

und Einheitlichkeit des geſamten Schulweſens. 

Organiſche Angliederung der höheren an die niederen Bildungsanſtalten. 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts der Lehrmittel und der Verpflegung in den 
Öffentlichen Schulen. Beihülfe des Staates für die Weiterbildung befähigter, 
aber unbemittelter Schüler ohne Beeinträchtigung der bürgerlichen Rechte der 
Eltern. | 

Glleichberechtigurig ber Geſchlechter in den Lehrlörpern und der Sul. 
verwaltung. Mitmirfung der Eltern und ber Lehrerfchaft bei der Schul— 
verwaltung. Fachſchulaufſicht. 


Errichtung von Erziehungs: und Verpflegimgsanftalten für das vorſchul⸗ | 


pflichtige Alter GKindergärten) meltlichen Charalters, Erriätung von Schul⸗ 


— — 


BUS > Dim —— —— — — — 


“ 


Sozialdemokratie und Vollserziehung. 121 


beimen, in denen die Sinder in den unterrichtsfreien Tagerſtunden leibliche 
und geiſtige Fürſorge finden, Gründung von Ganatorien für ſchwãchliche 
und kränkliche Kinder. 

Errichtung von Fach- und Fortbildungsanſtalten für die ſchulenilaſſene 
Jugend ohne Unterſchied des Geſchlechts. Obligatoriſcher Beſuch dieſer 
Schulen während ber Tageszeit bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. 

Einführung des Arbeitsunterrichts in ale Schulen. Errichtung bon Lehre 
werkſtätten. Bflege der Tünftlerifchen Bildung. 

Beitfegung der Klaſſenfrequenz und der. Unterxichtägeit, Drganifation 
Des inneren Schulbetriebes ausſchließlich nach pädagogiſchen Grundſaten unter 
Mitwirfung ber Lehrer: und Lehrerinnen, 

Errichtung von bejonderen Klaſſen und Schulen für abnorme Kinder 
(ſchwachbegabte, vierſinnige, epileptiſche uſw.). Ueberwachung des Gejund« 
heitszuſtandes der Kinder durch Schulärzte. Perienfolonien. 

Bau und Ausgeſtaltung bon Schulgebäuden nad den Jordorungen bey 
Pädagogik, Schulhygiene und Kunſt. 

Errichtung bon Bädern, Schwimm⸗ Wärme und Speiſehallen in den 
Säulen. 

Errichtung bon Volksbibliotheken, Leſehallen und Inſtituten für Volko· 
belehrung und ⸗»Unterhaltung (Vollskonzerte, Volksvorſtellungen uſw.). 


Materielle und ſoziale Hebung der Lage ber Lehrer und Lehrerinnen, 
entſprechend der Bedeutung: ihrer Aufgabe und zur Erzielung der hoͤchſten 
perſönlichen Leiftungsfähigfeit. Univerfitätsbildung De fäntlide Lehrer und 
Lehrerinnen an öffentliden Vollsichulen. 


IV. Dev geſchichtlichen Gntwickelung eignet nicht die Zenbeng, bie Er⸗ 
ziehung im Heim auszuſchalten, ſondern fie gu vertiefen. Die Erziehung 
im Heim hat das Wirken der öffentlichen Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtälten 
zu vervollſtändigen. Sie fol nicht bloß Mutterwerk, fie muß gemeinfanes 
Elternwerk fein, Die Sogialdemokratie fordert ihre Angehörigen auf, ſoweit 
ſie als Eltern, Vormünder oder auf andere Weiſe berufen ſind, die Erziehung 
von Kindern zu leiten oder zu beeinfluſſen, ſich dieſer wichtigen Aufgabe mit 
dem liebevollſten Ernſt und der größten Gewiſſenhaftigkeit anzunehmen. Sie 
erklärt es für die ſelbſtverſtändliche Pflicht der Parteiangehörigen, daß ſie 
die Kinder im Geiſte der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung erziehen. Solange 
aber der Klaſſenſtaat beſteht und die Volksſchule als Werkzeug der Klaſſen⸗ 
herrſchaft mißbraucht wird, kann ſich Die häusliche Erziehung nicht harmoniſch 
an den Schulunterricht angliedern, ſie muß vielmehr im großen Umfange 
bewußt und planmäßig den Tendenzen entgegentwirten, welche dieſen ver⸗ 
fälſchen und vergiften. Das gilt, in erſter Linie und im befonderen Nabe 
bon dem NReligiond» und Geſchichtsunterricht. Die Erziehung im Geilte ber 
ſozialiſtiſchen Weltanidauung erfolgt nicht daburd), dag man die unmünbdigen 
Kinder zum Audivendiglernen programmatijcher Formeln zwingt. Sie forbert 
aber, daß diefe durch die amedentfprehende Geiſtes- und Charakterpflege für 
das Verſtändnis der fogialiftiichen Theorien und die Betätigung ſozialiſtiſcher 
Befinnung vorbereitet werden. Dazu gehört, daß man die Kinder in die Welt 
‚ed-natürlihen und fozialen Lebens und feine Trieblräfte einführt, fo daß 
ie ben Menſchen als ein Glied in der unendlichen Sette alles natürlichen 
and fozialen Seins erfaſſen lernen; dab man fie zum Wollen und zum 
Yehraud) der Freiheit erzieht; daß man in ihnen die Gefühle der Brüder 
ichfeit, der Liebe zur Wahrheit, Freiheit, Gerechtigkeit und Schönheit eriwedt 
und pflegt. Das lebendige perjönliche Beifpiel der egenaben ilt Dabei ein 
Raktor bon größter Wichtigfeit, 
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Somit die Barteigenoffen ihre verantworlungsreiche Aufgabe erfüllen 
können, müſſen ſie mit Gifer auf ihre theoretiſch-ſozialiſtiſche Weiterbildung 
bedacht ſein, ſie müſſen in ſtrenger Selbſtzucht an ihrer — 
arbeiten. = 

Die Partei Hat bie erzieherifche Aufgabe der Eltern dadurch zu fordern, 
daß fie in ihrer Preſſe dem Volksſchulweſen wie den pädagogiſchen Problemen 
dauernd die gebührende Beachtung ment und eine geeignete ſogialiſtiſche 
Kinderliteratur ſchafft. 


V. Das Proletariat iſt der Träger einer in ſich geſchloſſenen Welt⸗ 
anſchauung, die zwar die konſequente Fortentwickelung der höchſten wiſſen— 
ſchaftlichen und künſtleriſchen Ideale unſerer Zeit iſt, aber in ſcharfem Gegen— 
ſatz zu der bürgerlichen Weltanſchauung und damit auch zu der bürgerlichen 
Wiſſenſchaft und Kunſt unſerer Tage ſteht, die einen ausgeprägten Klaſſen— 
charakter tragen. Im Hinblick auf ſeine geſchichtliche Miſſion kann daher 
das Praletariat die bürgerliche Geiſteskultur nicht einfach übernehmen, es 
muß Sie vielmehr feiner eigenen Weltanſchauung gemäß umwerten. In dieſen 
Tatſachen ijt der relative. Wert begründet, den auch die twohlmeinendften und 
an fich vexrdienftlichen Veftrebungen bürgerlicher Kreife zur Hebung der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und künſtleriſchen Volksbildung haben. Die Sozialdemokratie 


kann daher an. ſolchen Beſtrebungen keinen Anteil haben; "angeficht8 der 


ſchreienden Bildungsbedürftigkeit der breiteſten Maſſen ſteht ſie ihnen jedoch 
ſympathiſch gegenüber, ſoweit ſie nicht bewußt zu Mitteln entwürdigt werden, 
das Klaſſenbewußtſein des Proletariats zu trüben und die m feines 
Klaſſenkampfes abzuſchwächen. 

Ihr ſelbſt aber erwächſt die Aufgabe, in ſteigendem Maße für die all⸗ 
ſeitige Weiterbildung ihrer Mitglieder zu ſorgen, und zwar in erſter Linie 
für deren theoretiſche Schulung durch planmäßige Einführung in die Grund⸗ 
ſätze des wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Als Mittel kommen in Betracht: 
die Gründung begiehungsweiſe der Ausbau von Arbeiter-Bildungsſchulen, die 
Veranſtaltung von ſyſtematiſch gegliederten Vortragskurſen, die Veranftaltung 
bon Leje- und Disfufjionsabenden, beziehungsweife die Ausgeftaltung der 
Bablabende. zu ſolchen; die Verbreitung der Literatur des wifienichaftlichen 
Sogialismus; die Behandlung .theoretiiher Fragen in der Tagespreife. 

Innerhalb der Partei: ijt der. Fünftleriide Sinn zu erwecken und zu 
| pflegen. dur) die Ausſtattung der Feitfchriften und illuftrierten Publikationen; 
durch die Herausgabe von Meiſterbildern und künſtleriſch wertvoller Unter— 
haltungsliteratur, durch die Veranſtaltung ben Konzerten,. Vortragsabenden, 
gemeinſchaftlichen Muſeumsbeſuchen uſw., buvr. einführende Vorträge und 
Artikel in der Tagespreſſe; durch eine zweckentſprechende Ausgeſtaltung 
der Feſte. 


Ein: Bildungsausſchuß von 25 ‚Mitgliedern, beftehend aus Theoretilern 


und Praktikern, dient als Zentralſtelle für die Bildungsbeſtrebungen. Ex ſiellt 
organiſch aufgebaute Programme für Vorträge und Vortragskurſe und die 
dagu gehörigen Literaturnachweiſe zuſammen, erteilt Ratſchlägs für belehrende 
und künſtleriſche Veranſtaltungen, vermittelt redneriſche und künſtleriſche 
Kräfte und ſucht auf andere geeignete Weiſe feiner Aufgabe gerecht zu werden. 
Der Ausfhuß wird auf Grund. einer Vorſchlagsliſte der Landes- bezw, 
Begirksorganiſationen alljährlich von Parteivorſtand und Kontrollkommiſſion 
gewählt; der Parteivorſtand iſt in ihm durch zwei Delegierte vertreten. Eine 
ſtändige Geſchäftsſtelle des Bildungsausſchuſſes vermittelt den Verkehr mit 
den Parteiorganiſationen im Reiche. 


VI. Die Sozialdemokratie erachtet es als. eine ebenfo dringlidde wie 
bedeutjame Pflicht, die aus der Schule entlaffene proletariihe Jugend mit 
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ber Weltanfchauung des Sozialismus zu erfüllen und für die aktive, Ziels 
beinebte Anteilnahme am proletariſchen Cmanzipationsfampf borgubereiten. 

Zur Röfung diefer Aufgabe find von den Parteigenofjen geeignete Jugend⸗ 
— zu ſchaffen bezw. Vertrauensperſonen aufzuſtellen, die ſich 
ihr widmen. Es find Vorträge, Vortragszyklen und Unterrichtskurſe zu ber» 
anitalten;. das Leſebedürfnis ift zu mweden und zu fördern, gefellige Zus 
fammenfünfte und die Feſte der proletarifchen Organifation find dem er— 
firebten Ziele nußbar zu machen. 

Die Beitrebungen zur fozialiftifchen Erziehung der ſchulentwachſenen 
Jugend erhalten einen feſten geiſtigen Mittelpunkt durch ein eigenes perio« 
diſches Organ, das methodiſch in die Theorien des wiſſenſchaftlichen Sozia- 
lismus einführt und neben der allgemeinen geiſtigen Entwickelung bie 
Charattexbildung fördert. | ER 


73. Genoſſe Hod- Hanau: 

Zu beit Leitfägen über: Volkserziehung und Sogialdemofratie: 

I. Unter. Ziffer 1 im Abſatz 3 den zweiten Sat dahin zu ändetn: Eine 
planmäßige Hebung der Volksſchule feheitert, obwohl fie im Intereſſe der ſozialen 
Entwickelung liegt, zunächſt daran, daß die Arbeiterkinder in einem Maße, das 
mit den Rüdfichten auf die Volkserziehung nicht zu vereinbaren ift, zur Erwerbs⸗ 
arbeit herangezogen werden. Außerdem fehlen der herrſchenden Klaffe infolge 
ber ftetig wachſenden Ausgaben für Militär, Marine und Kolonialpolitik die 
nötigen Geldmittel zur planmäßigen Hebung der Volksſchule. ‘ 
' I... Unter Ziffer. 1 im Abſatz 3 den legten Sat zu ſtreichen. 

DI. Unter Ziffer 3 dem Abfag 2 zuzufügen: unter Seranziehung des 
— zur Deckung der Koſten. 

‚IV. Unter Ziffer 3 zwiſchen Abſatz 5 und 6 folgenden Abſatz einzuſchalten: 
Verbot jeder. Erwerbsarbeit ſchulpflichtiger Kinder, Kontrolle und Einſchränklung 
der Kinderarbeit im Haushalte der Eltern unter Mitwirkung det Schule. 

V. Unter Biffer 8 zwiſchen Abſatz 6 und 7 folgenden Abfag einzufealten: 
Aufſicht der Fortbildungsſchule über die Beſchäftigung der Schüler in den 
Fabriken, Werkſtätten uſw, Pflicht der Arbeitgeber, der Fortbildungsſchule die 
verlangten Mitteilungen über die Beſchäftigung der Arbeiter unter 18 Jahren zu 
machen. Einſpruchsrecht der Fortbildungsſchule gegen eine ſolche Beſchäftigung 
ber jungen Arbeiter, welche deren Fortſchritte in ihrer Ausbildung nicht entſpricht. 
Recht der Eltern zur Tofortigen Auflöfung des Arbeitsperhältnifies in dem Kal, 
dab ber Arbeitgeber nicht jofort auf Anweiſung ber Fortbildungsſchule den jungen 
Arbeiter ſo beſchäftigt, wie ed mit Nüdficht auf feine Ausbildung notwendig ift. 
"VI: Unter Ziffer 3 nach dem vierten Sage einzuſchalten: Diefer Aufforderung 
werden die Eltern um fo beſſer nachkommen können, je günftigere Arbeits: und 
Lebensverhältniſſe ſich die Arbeiter dank der Erftarkung ihrer gewerfichaftlichen 
und politiſchen Drganifation erringen, je weniger fie auf das Mitnerbienen ihrer 
Kinder angewiefen find, je gründficher fie ihre eigene Ausbildung SEND, ie 
mehr‘ = ihnen’ für die Erziehung ihrer Kinder Bleibt. 

Hannoh er-Stadt: In Erwägung, bag mit dem Badstum 
her. ern die theoretiiche Ausbildung der Parteigenoffen nit gleichen Schritt 
jehalten Hat, dem Bildungsbedürfnis der Parteigenofien aber mehr entgegen⸗ 
gekommen werden muß, befchließt der Parteitag: 

1. Den Landes⸗ und Provinzialorganiſationen iſt zu empfehlen, zur Aus⸗ 
zildung bon Agitatoren Unterrichtskurſe einzurichten, welche zugleich als Vorſchule 
zu der vom Parteivorſtand zu errichtenden Bildungsſchule zu gelten haben. 

. 2. Den drtliden DOrganifationen iſt zu empfehlen, mehr wie bisher für 
das elementare Wiſſen der Genoſſen Sorge zu tragen. 
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75. Brandenburg a. H.: Der Parteitag beauftragt dei auf Grund 
ber Leitfäge zum Thema: „Volkserziehung und Sozialdemokratie” eventuell zu 
wählenden Bildungsausſchuß mit der Zuſammenſtellung eines Verzeichnifſes 
guter Jugendihriften Der Bildungsausihuk Hat die Grundſätze, Die 
für feine literarijche, künſtleriſche und toiffenichaftlicde Wertung von Büchern uſw. 
beſonders für die Jugend maßgebend ſein ſollen, möglichſt bald zu formulieren 
und in der Parteipreſſe zur Diskuſſion zu ſtellen. Das Verzeichnis iſt, mit einer 
entſprechenden kurzen Einleitung verſehen, im Varteiverlag herauszugeben. Den 
Parteiblättern wird zur Pflicht gemacht, dieſes Jugendſchriftenverzeichnis, das 
fortlaufend zu erweitern iſt, ihren Abonnenten alljährlich im Oltober als — 
zu liefern. 


76. Frankfurt a. M.: : ‚Der PBarteivorftand wird REN ber Ver⸗ 
einheitlichung und Vertiefung der Erziehungs⸗ und Bildungsbeſtrebungen praktiſch 
näher zu treten unter beſonderer Berückſichtigung folgender Einzelfragen: Kinder⸗ 
und Jugendliteratur, Jugendorganiſationen, Jugendorgan, Orts⸗ und Begirks⸗ 
bildungsausſchüſſe, Zentral⸗ SIDE IDUN Arbeiterbildungsfäulen, Bentrals 
bildungsſchule. 


77. Recklinghauſen: Die Partei xrichtet mehr ala bisher ihr 
Augenmerf auf die Jugenderziehung. Dort, wo es irgend möglich iſt, ſind 
Jugendorganiſationen zu ‘errichten. 'Letztere ſollen bemüht fein, auf allen Ges 
bieten des Wiſſens nachzuholen, was die Volksſchule N bat, und 
‚die Jugend mit ſozialiſtiſchem Geifte zu erfüllen. 


78. Bfungftadt: Die Delegierten zu Beauftragen, die Frage der 
Jugendorganiſation in Anregung zu bringen. 


79. Breslau: In der Erwägung, daß bie Berrfchenden Alaffen mehr 
wie bisher darangehen, den Schulunterricht . für die Kinder des arbeitenden 
Volles derartig zu beeinfluſſen (preußiſches Volksſchulunterhaltungs⸗ Gejfetz), daß 
‚ die Folgen nur‘ eine geiſtige Knechtſchaft für das Proletariat bedeuten können, 
beſchließt der Parteitag: Es iſt jedes überzeugten Parteigenoſſen Pflicht, aus der 
Landeskirche auszuſcheiden und im weiteren zu verhindern, daß ſeine Kinder irgend⸗ 
welchen dogmatiſchen Religionsunterricht erhalten. 


80. Teltow⸗Beeskow⸗Storkow-⸗Charlottenburg: 

a) Nach dem Attentat auf die Volksſchule iſt es Pflicht der Sozialdemokratie 
geworden, ihrerſeits eine Volkserziehung auf Grundlage der Naturwiſſenſchaften 
in die Wege zu leiten, um den Mafjen den Erwerb einer geklärten Weltanſchauung 
zu ermöglichen. Die Organifation diejes Unterrichts hat auf einheitlicher Grund 
lage für ganz Deutſchland von der Partei als folcher zu geſchehen. -... 

b) Zwecks Propaganda unter. der proletarifchen Jugend ilt der Parteivor⸗ 
ſtand' zu beauftragen, die Jugendbeilage der „Gleichheit“ fänttlichen Parteiblättern 
beizugeben und ſie nach Bedarf zu erweitern. 

o) Reſolution: Der Parteitag begrüßt mit Freuden die aus der Jugend 

ſelbſt herausgewachſenen Beſtrebungen, die proletariſche Jugend in einer Organi⸗ 
ſation zuſammenzuſchließen, welche geeignet iſt, die wirtſchaftliche Lage der 
Arbeiterjugend zu heben, das Solidaritätsgefühl in den jungen Herzen zu wecken, 
die geiſtige Weiterbildung zu fördern. Er betrachtet die freie Jugendorganiſativn 
als Glied der modernen Arbeiterbewegung, welches die weitgehendfte Unterftügung 
der erwachſenen Arbeiter fordert. Der Parteitag fagt aus diefem Grunde ders 
ſelben jeine vollſte moraliſche und materielle Unterftügung zu. 
81. Stuttgart: Der Barteitag verpflichtet bie reisorgattfationen, 
foweit es im Rahmen der Landesgefehgebung möglich it, durch Gründung don 
Sugendorganijationen Pr Schutz und Aufklärung der arbeitenden Jugend. zu 
forgen. 


FER®T 
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82. Berlin V: 

. a) Des Parteitag begrüßt mit Freuden die aus der Jugend heraus« 
gewachſenen- Veftrebungen, die darauf hinausgehen, die Arbeiterjugend, ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, in Organiſationen zufammenzufaflen, die Die. wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Jugend wahrnehmen, das Solidaritätsgefühl in den 
jungen Kerzen weden und ſtärken und die Aufflärung im Sinne der modernen 
Bicheiterbemegung betreiben. Der Parteitag fagt den SEE eDUNgeN der Jugend 

in jeder Beziehung feine vollſte Unterftügung zu. 

a b) Die Generalderfammlung beauftragt bie Delegierten zum Mannheimer" 
Parteitag beim Bunlt 7 der Tagesordnung: „Sozialdemokratie und Volks⸗ 
bildung“ ihre Stimme in Einklang mit ben bereit veröffentlichten Reſolutions⸗ 
———— der Genoſſen Zetkin und Schulz abzugeben. 


83. Meißzen: Der Barteivorftand wird beauftragt, eine Jugendſchrift 
is angehen. welche den zu Ditern aus der Schule entlaffenen Stindern von 
den Barteiorgantfationen unentgeltlich überreicht tverden Tann. 


84, Elberfeld-Barmen: Die Buchhandlung Vorwärts wird 
bemiftragt, recht bald eine wöchentlich erſcheinende Sugendzeitung ins 
Leben zu rufen. Diefelbe fol zum denkbar billigjten Preiſe abgegeben werden. 


85. Pirna: Der Parteivoritand wird beauftragt, eine Jugendſchrift 
herauszugeben, welche den zu Oſtern aus der Schule entlaſſenen Kindern unent⸗ 
geltlich überreicht werden kann. 


86. Jena: In Erwägung, daß die Geſetze und Verhältniſſe der 
einzelnen Bundesſtaaten verſchiedenartig ſind und dieſe Verſchiedenartigkeit der 
Geſetze bei der Agitation berückſichtigt werden muß, beſchließt der Parieitag: 
Den Landes⸗ und Provinzialorganiſationen iſt zu empfehlen, zuc Ausbildung 
von Hgitatoren Unterrichtsturfe einzurichten, welche zugleich als Vorſchule zu 
der bon Parteivorftand au errichtenden Bildungsſchule zu guten haben. 


Sonſtige Anträge. 
Organiſativn. 


87. Berlin VI: 

811 Abſatz K'er ſter Satz erhält folgende Faſſung: „Die Delegierten der 
Partei aus den einzelnen Wahlkreiſen mit der Maßgabe, daß bis zu 1000 Mit⸗ 
gliedern der Kreis durch zwei, auf je weitere 3000 Mitglieder einen Delegierten 
mehr vertreten fein darf.“ 


88. Teltow⸗Beeskow⸗Storkow—⸗ Charlottenburg: 

827 des Organiſationsſtatuts folgenden Abſatz hinzuzufügen: „Den 
Wahlvereinen ſteht das Recht zu, Mitglieder wegen Verſtoßes gegen die Zwecke 
bes Wahlvereins, die nicht unter 82 fallen, aus den Mitgliederliſten zu ſtreichen. 
Die Wiedernufnahme des Mitgliedes farm jederzeit auf Antrag "erfolgen, aber 
nur unter Zuſtimmung der Sıtftanz, die den Ausſchluß vollzogen Hat. Die 
Streichung aus den Lilten ift nicht dent Ausſchluß aus der Bartei gleich zu erachten.“ 

Im 8286 des Dryanilationsftatut3 der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands iſt im erſten Abſatz der Schluß: „die aus höchſtens zwei Mitgliedern für 
jeden beteiligten Reichſstagswahlkreis beſtehen darf“ zu ftreichen. 


88. Redlinghbaufen: Zu den Verhandlungen der Karteitage 
entſendet die Reichstagsfraltione eine Abordnung in der Höhe des zehnten Teiles 
ſeiner Mitglieder. 
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90. Hattingen-Witten: Der 827 des Organiſationsſtatuts der 
Gelamtpartei erhält folgende Faſſung: „Am Fall des $ 2 entſcheidet über die 
fernere Zugehörigkeit zur Partei der Gelamtborftand des Wahlfreisvereins:. auf 
Antrag der örtlichen Organifakion. Dem: — ſteht die ug. an 
die Generalverfammlung zu. In letzter Linie entfcheidet der Parteitag,” 


91. Genofie Braun: Königsberg: Der 8 11 Abi. I Ziffer 1 des Or⸗ 
ganiſationsſtatuts ſoll lauten: „Die Delegierten der Partei. aus den einzelnen 
Reichstagswahlkreiſen mit. der Maßgabe, daß diejenigen Kreiſe, die über: 300 bis 
1000 politiſch organifierte Genofien Haben, einen Delegierten, über 1000 bis 
2500 zwei Delegierte, über 2500 bis 5000 drei Delegierte, über 5000 biz 10 000 
vier Delegierte, über 10000 fünf Delegierte. entienden. dürfen. Inſomeit nicht 
unter den gewählten Vertretern des Wahlkreiſes Frauen ſich befinden, können 
weibliche Vertreter in beſonderen Frauenverſammlungen gewählt werden.“ 


92. Kaiſerslautern: $ 27 Abſ. 1 des Drganifationeftatuts wird 
dahin abgeändert: Im Zalle des $ 2 entjcheidet jiher. die fernere Zugehörigkeit 
zur Partei ein Schiedsgericht, das der Parteivorſtand beruft. Der Antrag auf 
Einſetzung eines ſolchen Schiedsgerichts kann ſowohl durch eine —— 
als durch einen jeden einzelnen Parteigenoſſen geſtellt werden. 


93. Bochum⸗Gelſenkirchen: Der 8 27 des. Drgantfattonds 
ſtatuts der Geſamtpartei erhält folgende Faflung: Am Falle des 82 entſcheidet 
über die fernere Zugehörigkeit zur Partei der Geſamtvorſtund des Wahlfreis- 
vereins auf Antrag der örtlichen DOrganifation. Dem Ausgeſchloſſenen ſteht die 
Berufung an die Generalberjanmlung zu. or leßter Linie - entſcheidet der 
Parteitag. 


94. Ruhrort: Die aAbgeordneten — "Kandidaten eines jeden 
Wahlkreiſes find zum deutſchen Parteitag mit Sig und Stimme neben den 
zu wählenden Delegierten zuzulaſſen. Die Koſten für die erſteren wu bie 
Parteihauptlafie. - 

95. Brandenburga.d.: Bie Delegation de3 Streijes wird erſucht. 
den Parteitag aufzufordern, die Möglichkeit zu ſchaffen, Genoffen, auszuſchließen, 
die bei kommunalen Wahlen der Wahl fern bleiben oder die Gegner wählen. 


96. Bant: Dem 82 des Organiſationsſtatuts folgenden Abſatz 
anzufügen: „Als grober Verſtoß gegen die Grundſütze des Parteiprogramms iſt 
auch anzuſehen, wenn ein Parteigenoſſe als Mitglied einer Unternehmerorganifatisn 
die Beitrebimgen der Arbeiter für günftigere Lohn⸗ und Arbeithedingungen 
grundfäglihd bekämpft und fid an Unternehmungen beteiligt, welde auf eine 
Verſchlechterung des Reichſtagswahlrechtes und Koalitionsrechtes hinzielen oder 
im Kampfe zwiſchen Kapital und Arbeit Mittel anwendet, die gegen die gute 
Sitte verſtoßen oder durch welche Arbeiter in er Auiwenbung des Noalition⸗ 
rechtes behindert werben.” 


9. -Stra ß burg (Stadt): Kreisverfanmluug des ſozialdemokratiſchen 
Bezirklsvereins: Den Parteivorſtand zu beauftragen, eine einheitliche Regelung 
der Hmieenügung mittellofer reifender Parteigenofjen in die Wege au Ichen: 


98. Genoſſe Thiele, Hallen. ©.: 

Zur Herbeiführung einer engeren und —— Fühlungnahme zwiſchen 
dem Parteivorſtand und den Parteiorganiſationen ſowie zwiſchen den letzteren 
yat der Parteivorſtand jährlich drei Konferenzen einzuberufen, von denen je eine 
gegen Jahresſchluß, Anfang April und Anfang Juli ſtattfinden ſoll. 

Zweck dieſer Konferenzen iſt, allgemeine Agitationen in die Wege zu leiten, 
über die zweckmäßigſte Durchführung von Parteitagsbeſchlüſſen gu verhandeln, 
die proviſoriſche Tagesordnung für. die Parteitage aufzuftellen. . n über, ale 
ſchwebenden Parteifragen auszuſprechen. u 
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} 

Die Konferenzen feßen ſich zuſammen aus dem Barteivorftande, der die 
Stonferenzen leitet und 60 bis 75 Delegierten. Die Abgrenzung der Wahlbezirte 
für je einen Delegierten erfolgt eritmalig durch den Parteivorſtand; fpätere 
Aenderungen nehmen die Parteitage vor. 

Sie Wahl. der Delegierten erfolgt auf ein. Jahr und wird nad) jedem 
Parteitage durch Urabſtimmung in den Parteiorganifationen der einzelnen Bezirke 
borgenonmmen. 

Die Dauer einer Konferenz ſoll in der Regel zwei Tage nit überſchreiten. 

Die Koſten der Delegationen trägt die Parteihauptkaſſe. 


99. Genoffe R. Salfter- Berlin VI: In der Präfenzlifte des 
Parteitages wird außer Namen, Wohnort, Wahlkreis und Parteiſtellung aud) der 
jetveilige Beruf der Gewerbe (Barteibeamter, Gewerkſchaftsbeamter, ——— 
Tiſchler uſw.) der Delegierten möglichſt genau angegeben. 


100. Ober⸗Langenbielau und Jauer-Bolkenhain— 
Landeshut: Die Parteitage ſind regelmäßig in Berlin abzuhalten. 


101. Ober-Langenbielau: Delegierte zum Parteitag dürfen 
in Bablkreijen, in denen eine Organiſation bejteht, nur von dieſer gewählt 
‚werden. In Kreifen. ohne Organijation beſchließt über die Delegation eine 
Parteiverſammlung. 

102. Konſtanz: Jeder Parteigenoſſe iſt verpflichtet, eine —— 
demolratiſche Parteizeitung zu abonnieren. 


Partei und Gewerkſchaft. 


103. Botsdam-Spandau-Dithbapvelland: 

Im Anflug an die vom Jenaer Parteitage dem Parteivorſtand über⸗ 
wieſene Reſolution 143 bejchließt der Parteitag: 

Der Barteivorftand Hat unverzüglich in Verhandlungen mit der Generals 
Yommijfion. der Gewerkſchaften zu treten zur Serbeiführung einer dauernden 
Kühlung und Verbindung zwiſchen der politifchen und der Gewerkſchaftsbewegung. 
Insbeſondere ift anzuſtreben: 

a) die Ergänzung des Parteivorſtandes durch einige Mitglieder der General⸗ 
lommiſſion und die Hinzuziehung einiger Mitglieder des Parteivorſtandes zur 
Generalkommiſſion; 

b) Bildung eines aus Vertretern beider Organiſationen beſtehenden 
Altionsausſchuſſes; 

c) regelmäßige gemeinſchaftliche Sigungen des Parteivorſtandes und ber 
Generalfonmiffion; 

d) beiden Organiſationen wird zur Pflicht gemacht, in Fragen, in denen 
ſich ihre Zuſtändigkeit kreuzt, nicht ſelbſtändig, ſondern nur unter gegenſeitiger 
Verſtändigung oder nach dem vergeblichen Verſuch einer ſolchen Verſtändigung 
vorzugehen; 

0) in ſolchen Fragen iſt auch erforderlichenfalls die Abhaltung gemein⸗ 
ſchaftlicher Partei-⸗ und Gemerkſchaftskongreſſe — nad Art der internationalen 
Kongreſſe — au erivägen.. | 
. 104, Berlin VI: Die Berfammlung ihre Delegierten zum 
Mannheimer Parteitag, folgenden Antrag zu vertreten: Die Veröffentlichung des 
Protokolls der Gewerkſchaftskonferenz hat aufs neue bewieſen, daß zwiſchen den 
politiſchen und gemwerlichaftlicden Organiſationsinſtangen der Arbeiterichaft bes 
dauerliche Unftimmigkeiten vorherrſchen. Um diefen Unftimmigfeiten in Zukunft 
nach Möglichkeit vorzubeugen und um auch nad außen hin die Einigkeit der 
beiden Snftanzen zum Ausdrud zu bringen, wo&e der Parteitag den Parteivor⸗ 
land beauftragen, ſich mit der Generallommiffion der Gewerkſchaften dahin zu 
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berftändigen, daß ſämtlichen Beratungen des Parteivorſtandes Delegierte der 
Generallommifjton und umgelehrt den Beratungen ber Generalkommifſion Dele⸗ 
gierte des Parteivoritandes beizuwohnen haben. 


105. Teltow» Beestomw - Storfow +» Charlottenburg: 
Nah dem Programm der Sozialdemokratiſchen Bartei ift der Kampf der Arbeiter 
gegen die herrſchenden Klaſſen einheitlich zu gejtalten. Dieſes ift jedoch bis zu 
einem gewiſſen Grade in den Reihen der organifierten Arbeiter noch nicht voll Zur 
Durchführung gelangt, vielmehr Iteht fi} ein Zeil der auf bent Boden der Sozial» 
demofratie organifierten Gewerkſchaften noch feindli und gefpalten gegenüber 
in Zentral» und Lokalorganiſationen zum Schaden der Ürbeiterbeivegung. Da 


hierdurch ein erfolgreicher Kampf gegen die herrfchenden Klaſſen in überflüffiger 


Weile erſchwert und fogar verzettelt wird; „erivartet ber Parteitag im Intereſſe 
der gejamten Arbeiterbewegung auf das beftimmtefte, daß diefer Programmſatz 


" von den Beteiligten in der entſchiedenſten Weite zur Anerlennung und Verwirk⸗ 


lichung gebracht wird. Der Parteitag beauftragt den Barteidorftand, die Initiative 
zu ergreifen, un erneut einer Einigung die Wege zu ebenen.“ 


106. Sranffurta. M.: Der Parteivorſtand ift um mebrere Mits 


glieder zu verſtärken. Dabei ift der Frage näher zu treten, ob buch eine, 


Perfonalunion oder auf anderem Wege eine ftändige enge Verbindung des Partei⸗ 
borjtandes mit der Generallommiflion der Gewerlſchaften herbeizuführen ift. 
107, Röln-Stadt: | 
1. In Anbetracht defien, dag die gewerkichaftlidde Zentralorganifation 


geute allgemein als die einzig richtige Gewerkſchaftsform anerkannt wird, ift in 


Zukunft der redaktionelle Teil der Parteipreife den Lofaliftifhen Gewerkſchaften 
nicht mehr zur Verfügung zu ſtellen und ebenso ſolchen Zentralorganifationen 
zu verſchließen, die nicht der Generallommiffion angefchlofien find. 

2. Barteigenofjfen dürfen nur den der Generallommiffiont der Gewerk⸗ 


ſchaften Deutſchlands angefchlofienen Zeitralorganifationen angehören. 


| 108, Heidenheim: Es ilt dahin zu wirken, daß der Partei⸗— 
borftand und die Generallommilfion der Gewerkſchaften aus gleichviel Mit⸗ 


gliedern zuſammengeſetzt werden, welche in ftrittigen Fällen mit einfacher 
Stimmenmehrheit bezw. durch Durchzählung der Stimmen ihre Beſchlüſſe faſſen. 


109. Jena. Die gut beſuchte Verfammlung des ſozialdemokratiſchen 
Kreiswahlvereind Weimar II, Ortsgruppe Jena, ftimmt der Tagesordnung 
des Barteitages in Mannheim zu. Sie Hält die Punkte der Tagesordnung : 
Bollzerziefung und Sozialdemokratie und ebenfo Strafrecht, Strafprozeß und 
Strafvollzug für jo wichtig, daß fie auf einem Barteitage der deutichen Sozial» 


demofratie erörtert verdeit. 


Die Verfammlung bedauert außerorbentli, daß bon jeiten einzelner 
Gewerkſchaftsvorſtände wiederholt abfällig über die Arbeitsruhe am 1. Mai ſowie 
über die Anwendung des politifhen Maffenjtreils geurteilt wird. Und darum 
hält die Berfammlung e3 für richtig, daB auch diefer beiden Punkte in Mannheim 
nochmals gründlich erörtert werden, Sie erivartet aber, daß in Zukunft der» 
artige Ausfälle und Entgleifungen, wie fie ſich auf der Konferenz der Bentrals 
vorftände in Berlin bei dem Punkte „Bartei und Gewerkſchaften“ abgefpielt 
Haben, unterbleiben. Differenzen zwischen beiden Teilen der Arbeiterbewegung 
werden nie gänzlich gu vermeiden fein, jedoch können diejelben fo erledigt werden, 
ohne perſönlich ausfälig zu Merden. Das Vermeiden von Differenzen wird 
anı bejten dadurch gefchehen, daß man nicht bloß die praftifche Gegenmwartsarbeit 
im Auge behält, jondern mehr wie bisher fi) mit Studiun der fozialijtifehen 
Literatur befaßt. 


| ————— — 
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Barteiprogrammt. | 

110, Kommuniſtiſcher Arbeiterbildungsverein London: 
Der Kampf der Mebeiterflalfe gegen bie kapitaliſtiſche Ausbeutumg ift note 
wendigerweiſe ein politiſcher und ölonomiſcher Kampf. Politiſch, weil die 
Arbeiterklaſſe ihre ölonomiſchen Kämpfe nicht führen und ihre ökonomiſchen Or⸗ 
ganiſationen nicht entwickeln kann ohne politiſche Rechte. Sie kann den Uebergang 
der Produktionsmittel in den Befib bey Geſamtheit nicht bewirken, ohne in deu 
Beſitz der politifhen Macht gekommen au ſein. Oekonomiſch, weil hie Arbeiter 
Haffe Tel Mittel unverfucht Fallen darf, um feing ſoziale Lage nach Kräften 


zu heßen.. 
| Verſchiedenes. 


111. Heidelberg: Doöppelmandais zum Reichs⸗ und Landtag find 
in Zukunft nicht mehr zuzulaſſen. 

112, Teltow⸗Beestow⸗-Storlkow⸗Charkottenburg: Der 
Parteitag erhebt ſchärfſten Proteft gegen jedivebe Einmiſchung der preußiſchen 
oder Neichsregierung im die ruffifche Angelegenheit. Er beauftragt den Partei⸗ 
vorſtand, erforderlichenfalls jedes geeignete Mittel fchärfiter Abwehr anzuwenden. 

113. Pfungitadt: Die Kreisfonferenz erſucht den PBarteivorftand in 
eine Prüfung der Frage einzutreten, in welcher Weife eine Megelung der Legi⸗ 
timationsfrage bezuglich der flüchtenden ruſſiſchen —— möglich tft. 
Zweck dieſes Antrages iſt, De örtlichen Parteikaſſen vor Schädigung durch un⸗ 
würdige Elemente zu bewahren. F 


114, Potsdam⸗Oſthavelland: Eine beſondere antimilitariſtiſche 
Propaganda iſt ſyſtematiſch au entfalten. Bu dieſem Zmedg iſt ein ſtändiger 
Ausſchuß zu Bilden, | 

1115. Kaufbeuren: 63 ill auf dem internationalen Kongreß 1907 
au Beantragen, eine Weltſprache anzuftreßen, und fol als ſolche, um inter« 
nationalen Streitigkeiten vorzubeugen, die am meiſten gefprochene Sprache gelten, 
und müßte biefelbe in allen Ländern und Schulen neben ber jetveiligen Landes⸗ 
reſp. Mutterſprache obligatorifeh eingeführt werden. 

116. Berlin II: Troß des bereits beſtehenden Beſchluſſes, im Halle 
einer Stichwahl zwiſchen gegneriſchen Varteien ſich ber Stimme zu enthalten, 
ift hiergegen vielfach im gröblichſter Weile veritoken worden. Der Parteitag 
zu Mannheim bringt beshald dringend in Erinnerung, daß biefer Beiluß 
überall und unbedingt reipektiert werden muß, Toll er nicht zur Farce werden. 
Sana beſonders aber widerſpricht es dem politifen Ehrgefühl ber Genoffem, 
ber fogenannten Sreifinnigen Vollspartei irgendwelche Wahlhülfe zu leiſten. 
Diefe Partei Hat feine Gelegenheit vorübergehen lafien, ohne ihrem Haß gegen 
die Gozialdemafratie die Zügel ſchietzen zu laſſen, fie bat bei allen Wahlen je'bit 
dem zrafleften Realtionär gegen unferen Genoſſen zum Siege berbolfes 1.18 
Iann Beute mit Hecht ala die Bannerträgerin ber Realtion Bezeidinet merhen. 
Eine ſolche Partei je eher je Beiler vom politiſchen Schauplatz verſchwinden zu 
laſſen, muß ala Ehrenpflicht ber Genoſſen betrachtet merben, 

117. Heidelberg: Mngefihts ber Immer ſtärker ſich erhebenden 
Nealtion ber Kirchengemeinſchaften iſt die Mgitation fir Trennung bon Staat 
und Kirche energifcher zu betreiben, | 


| Wiederaufnahme in Die Partei 
Beantragen die ausgeichloffenen früheren Parteigenoſſen 
118. Guſtay Wegner, Stettin, 
119, Einil Schröder, Berlim 
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Tagesordnuug des Parteitages 1907. 


120. Teltow + Beeslom » Storlom - Charlottenburg: 
ie Landarbeiterfrage* ift auf dem nächſten Parteitage zu behandeln. 


121. Ober-Langenbielau, Teltow⸗-Beeskow, Sranl- 
furt a. M, Nieber-Barnim, Samburg II, Duesden- A, 
Pfungftadt, Nünden, Freiburg. B., Waltershaufen, Kiel, 
Guben, a gena, Breslau, Apenrade, Riels 
Gaarden, 8 und 10. fHleswig- horſteiniſcher Wahlkreis Hahn, 
Berlin DI und Berlin VI, 16 Parteigenofjen in Erfurt, 
9 in Jlversgehofen, 8 im Hufum, 6 in Pfungftadt,..26. in 
Görlig, 12 in Schöneberg, 31 in Berlin VI, 6 in Berlin II, 
88 in Leipzig- Stadt: 

Auf Die Tagesordnung des Parteitages 1907 ift „Die Alloholfrage” zu fegen. 


122. Berlin III: Der Parteitag beantragt, auf die —n 
bes Parteitages 1907. „Das Wahlrecht in den Einzelftaaten” zu feen. 


Nachträglich | — und während der 
Verhandlung geſtellte Anträge. 


123. Neumünſter, Kiel, Schleswig, Itzehoe, een 
Sannoder und 13 Rarteigenoffen in Mannheim beantragen, auf die 
Zagesordnung des nächſten Barteitages „Die Altoholfrage“ zu feßen. 


124. — ach: Den nächſtjährigen Parteitag in Offenbach abzu⸗ 
halte 


1825. Stettin; Sen nũchften Parieitag in Stettin abzuhalten. 


126. Stettin: Zu Punkt 5 der en möge die Generals 
fommiffion den zweiten Neferenten ftelfen.: 


127. Ch emnig: Den nächſten Parteitag in Chemnitz abzuhalten. 


128. Chemnitz: Die Parteiverfammlung des 16. fächfiſchen Reichstags⸗ 
wahltreiſes beantragt, dem Verlag und Herausgeber der Mai⸗geitung einen Tadel 
für die gang unwürdige Ausſtattung dieſer Zeitung auszuſprechen und ben Partei⸗ 
vorſtand aufzufordern, für eine der Partei würdigere Ausgeſtaltung der Mais 
Zeitung bejorgt zu fein. 

129. Landestonferenz für da8 Großherzogtum Heffen: „An 
der Erwägung, daß zur Anwendung und erfolgreiden Durchführung eines 
politiiden Maflenitreils die Mitwirkung der Gewerkſchaften ganz unentbehrlich 
it, ſpricht die Heilige Landestonferenz die Erwartung aus, dab die Veryand⸗ 
Iungen des Mannheimer Parteitages zu Beichlüffen führen möchten, die eine 
Verftändigung mit den gewerkſchaftlichen Organifationen erleichtern. 

Um für die Zulunft in allen die Partei und die Gemerlichaften berübrenden 
Kragen bon vornherein Gegenſätze möglichſt auszugleidhen und einheitliches 
Handeln zu jichern, Hält es die Landestonferenz für nottvendig, daß eine ftändige 
Verbindung zwiſchen den oberjten Leitungen von Bartei und Gewerkſchaften 
bergeftellt wird.“ 


130. Dortmund: Einheitliche Mitgliedsbücher herauszugeben, welche 
Ortsſtatuten nicht enthalten. De 
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131. Eaffel-Melfungen:: 

A: Der Parteivorſtand ift angefichtg *— Zetjache —9— die Aufgaben der 
Partei fortgeſetzt größere werben und namentlich auch im Hinblick auf. die 1098 
le Reichstagswahlen um zwei Sekretäre zu verftärden. 

.2. Der. Parteiborftand wird' beauftragt; eine Flugſchrift herauszugeben, 
in ‚ber "die, Taligleit des Reichstags während. der letzten Seiten, tritiſch be⸗ 
pradien wird, | 


‚ B. Die: Generalberfommlung . beantragt folgenden. Zuſatz zur Möifeler« 


cefolution.: : Beranſtaltungen, die den Charakter der offiziellen Maifeieg tragen, 
hürfen nach dem erften Sonntag im Mai nit mehr ftatifinden.‘ 
4 Die Generalverfammlung beantra a zu Punkt 5 der Tagesordnung 
des Parteitages tft neben Genoſſen Bebe um ein. zweites Neferat Genoſſe 
. gegien.au exſuchen . 

LIaæe. Roh x6 ach: Daß die voritcheinn zu den — mit 
beraiender Stirame zugezogen werden. — 

183. Ingolſtadt: 

1. Um die ideelle Einheit zwiſchen Bartei und Gewerkſchaft zu möͤglichſ 
unzweideutigem Ausdruck zu bringen und in allen wichtigen Fragen der Arbeiter⸗ 
bewegung ein einheitliches Handeln zu ſichern, iſt eine ſtändige Inſtanz zu 
ſchaffen, die zu gleichen een, aus Mitgliedern, bet Generallommiſtzon und, deB 
Rärtetoorflandes ‚befteht. ’ 

Ferner iſt die Partel und ewertſchaftspreſſe ernſulich daranf hinzuweiſen, 
daß alle ſachlichen Dfffererizen in parteigenbſfiſcher Weiſe zum Ausdruck ges 
bracht — 

2. Auf die Tagesordnung des naͤchften —— bas a bon 
Partei und Benofienihaften zu ſezßen. | i ö 

134. "Hannover: 

In Ermwägling, daß mit’ dem Wachdtum der Partei Bie — Kuss 
— der Parteigenoſſen nicht gleichen Schritt gehalten hat, dem Bildungs⸗ 
bedtrfitls der Parteigenoſſen aber. mehr entgegengelaommen  iIverben muß, 
boſchließzt ber Parteitagä: 

1. Den Landes⸗ und Frobinzialerganifationert iſt zu empfehlen zur. Aus⸗ 
bildung von Agitatoren Unterrichtskurſe einzurichten, welche zugleich als Worte 
ſchule zu der vom Parteivorſtand zu errichtenden Bildungsſchule zu gelten haben. 

8. Den 'örtlicien. Organiſationen iſt zu empfehlen, mehr wie. biaher nr 
ba⸗ elementare Wiſſen ber Genoſſen Sorge zu tragen. | 


"185, Dentfheribftinenten«Bund, Dissen aorrt⸗ 
bu 3: Die Alkoholfrage auf die Tagesordnung be3 Warteitages 1907 zu fegent. 
128. a. Bebel au: „Der politiſche mafſenſtzeiler 

* J. x : 

ver — Beftäligt Die Veſchluſſe bes Jenaer : Bakitagen den 

—** Maffenſtreik betreffend. 
Der 'Parteitag empfiehlt nochmals befonbers nechdrüdlich Die: Veſchlüffe 
zur Nachachtung, die die Stärkung und Ausbreitung der Narteiorganifation, 
die Verbreitung der Parteipreſſe und den Beitritt der Barteigenoffen zu ben 
Bewerlſchaften und. ber BeDesEimoltämelglienet sur Pexteiorganifation 
een — 

Sobald der Barteivorftand Bi Rotiendigfeit eines politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks für gegeben erachtet, hat derſelbe ſich mit ber Generalkommiſſion der 
Gemerkiſchaflen in Verbindung zu ſetzen und alle Maßnahmen au sugreifer 
die erforderlich find, um bie Aftion erfolgreich durchzuführen. — 

9% 
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Me 

Die Gewerkſchaften find wnumgänglid, nottpeibig Mi. bie — ber 
Klaſſenlage der Arbeiter innerhalb .der bürgerlichen Geſellſchafi. Dieſelben 
ftehen an Wichtigkeit hinter der fozialdemofratifhen Partei nicht zurück, die 
den Kampf für die Hebung der Arbeiterklafſe und ihre Bleihbetecittguhg mit, 
den anderen Klaffen der Geſellſchaft auf politiſchem Gebiet zu führen Bat; 
im meiteren nber über dieſe ihre nächſte Aufgabe hinaus die Pefreiung der 
Arbeiterklaſſe bo jeder Unterdrückung und Ausbeuiung durch Aufhebung des. 
Lohnſhſtems und die Organifation einer auf ber ſozialen. Gleichheit aller. bes’ 
ruhenden Erzeiigungs- und Austauſchweiſe, alſo der- -fozialiftifchen. Gefellſchaft, 
erſtrebt. Ein Ziel, das auch der klaſſenbewußte Arbeiter der Gewerkſchaft 
notwendig erſtreben muß. Beide Organiſationen ſind alſo in ihren Kämpfen 
— —— at und a en. ; re 


En 


ir Der aa lee IE 1. und 8. Särehiig- 
ee Wahlkreis, Solingen, 1l Genoffen in Arnftadt 
beantragen: Auf - Die ee 22 näätjäßrigen ne „Die 
Altoholfrage“. zu ſetzen. ee u, er 


138. Batbenosgaäitetten. für Beiten.aftau: | Auf 
die Tagesordnung des nächſten Parteitages zu ſetzen: 1. ⸗Die Landardeiter · 
Frage”, 2. Das Wahlrecht in ben Einzelitanten“. x —— 


130. 9 eſſen⸗-Nafſalu: Der Barteivorftand ift N Tats 
face, datz die Aufgaben. der. Partei fortgefebt größere werden und‘ — 
auch im Hinblick auf die im Sabre 1908 bevorſtehenden SEN 
Br Sekretäre zu verſtärken. In 


140; Seifen.Kaffau: der Barteitwrftanb wird Beaufitugt; eine: 
Slugichrift herauszugeben, in ber die Sen — una en Ne 
veuien Seffion kritiſch beſprochen wird, 


141. Sozialbemokratiſcher Verenn gihopauße Marten. 
b. Er In.irmeren, nah rückſtändigen Wahlkreiſen, in: welchen ‚infolge... 
£uutang der Parteiarbeiten und der meiten Ausdehnung ber Weile bier. 
Agitations⸗ und Organiſationsarbeiten nicht mehr nebenamtlich beweilitelligt 
werden können, ‚find nach’ Rage ber Verhäliniſſe vom Parteivorftand befoldete 
Agitationgleiter anzuftellen, damit die Agitation und Organiſation in — 
— iutenfiber- und nachhaltiger betrieben werden: kann. =“ 


. 142. Rommerfder Rarteitag:, An Erwägung, daß die 
Wahlcehtsaktion bom 21. Januar und 18. März nur einen. vollen Wert ge» 
hatt Hätte, wenn fie in dem unerſchütterlichen, Gntfhluß,:aud. 
fhärfere Mittel als Vollsverfammlungen und Flugblattherbreitungen zur: An⸗ 
wendung zu bringen, unternommen morden märe, fordert der Pommerſche 
Parteitag den Barteivorjtand auf, in Zufunft mit größerer Energie den politi« 
{hen Maffenftreit zu propagieren und zwar im Sinne einer ‚Verwirklichung 
besfelben zur Erringung des allgemeinen, ‚gleichen Wahlrechts in den beutjchen 
u TERN ee 

Ser Pommerſche Parteitag ertvartet vom Parteiborſtand, daßz er ſchon der 
nächſten Wahlrechtsdemonſtration einen Chargkter gibt, der geeignet iſt, die 
Maffen al bie Verwirklichung des politiſchen Maſſenſtreiks vorzubereiten. 





 .&u 
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Mit aller Entſchiedenheit ſpricht fich ber Parteitag insbeſondere gegen 
das Beltreßen dus; dert politiſchen Daftenftreit ala ein‘ Reripfmittel hingu⸗ 
teten, das erſt im ferner, Zulunft in Frage kommen kann. 


— 143. So li ng en: Den wästjäßeigen Bazteitag. i in Solingen sau 
alien, BE SEHE 6 N EEE AR De 


"148, ——— Singer zu: „Der inlotnatoiahe Kon» 
gt eß 19077, Der Parteitag. fordert die Parteigenoſſen auf, den im. Jahre 
1907. zuin eritenmal in Deutſchland flattfindenden internationalen. fozialiffie 
Then ‚Arbeiterfongreß zur Behündung ihret Eolidarität mit, den Arbeitern 
alter Länder zu beſchicken. 

Um eine Ueberfüllung des Kongreſſes deutſcherſeits zu vermeiden, be⸗ 
ſchließt der Parteitag, die Höchſtzahl der deutſchen Delegierten auf 150 Per— 
ſonen feſtzuſetzen. überläßt dem Parteivorſtand gemeinſam mit der Kontroll 
kommifſion die Verteilung der Mandaͤtszahl auf. die Landes: bezw. Bropinzials 
organifationen und erfucht die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften dafür’ 
zu mitten, daß die ie auch keine. BER an — — 
Stuttgart entſenden. 


145. Reſolution Fr i edrich — kabf: si: Heutige Batteie 
berfammlung erklärt binfichtlich des politiſchen Maffenftreitg, an der Refolutien 
bon Jena feitzubalten. Sie erwartet ferner bon dem Barteftag in Mannheint, 
daß er feine Stelung in dfefer Frage ſo prãagiſiere. daß eine Umdeutung aus . 
geſchloſſen iſt. Sollte. es dennoch von einzelneh Partei: und Gewerkſchafts⸗ 
genoſſen verſucht werden, ſo iſt dem mit aller Entſchiedenheit entgegen zu treten. 


246,:.5parr in Darmſtiadete: Die heutige Parteiverſämmlung 
— Die gemeinſamen Konferenzen der Parkei⸗ und Gewerkſchafts⸗ 
vorſtände, im Imntereſſe beiber Teile, zu eitter dauernden Inſtitution Bu machen. 


147. Reſolution bon Elm und 27 Benoffen: Weil die unter 
gewerkichaftlichen Firma auftretenden politiſchen Zwitterorganiſativuen, ge⸗ 
nannt „Freie. Bereinigung deutſcher Gewexkſchaften“, ſich immer bewußter it‘ 
den Dienſt anarcho⸗ſogialiſtiſcher Propaganda und Ziele geſtellt haben, = 

weil ferner diefe Organifationen entgegen den Beſchlüſſen der Parteis 
tage. der Tozialbemrofcatiichen : Partei: Deutchlands, welche der Wrbäitetfchaft 
die gewerkſchafttichen Organifation in Bentralderbänden empfehlen, die de⸗ 
werkſchaftlichen Zentralverbäude fortgeſetzt in der gehäffigften Weile bekämpfen, 
*: . weil ferner dieſe Organifationen int offenen Gegenjab zu den Be⸗ 
ſchlüfſen ſozialdemokrutiſcher Kongreſſe ben anarchiſtiſchen Generalftreif propa⸗ 
gieren und: überdies durch eine .befondere Aenderung ihres ——— 
programms die anarchiſtiſche Agitation direkt gefötdert haben. 

und weil die Vorſtände dieſer „Freien Vereinigung” interne Bes 
relüngen zwiſchen Parteivorſtand und Genetalkommiſſion über das Berhalten 
bei politiſchen Maflenftreitd' — die Ion aus Gründen der Parteiſtrategie 
geheim bleiben mußten — in der „Einigleit“ veröffentlicht und dadurch die 
Parker zum Gesenſtand allgemeiner Angriffe gemacht haben, 

i erklärt der Mannheimer Parteitag: 

daß dieſe anarcho ſozialiſtiſchen Vereinigungen keinerlei Gemeiaſchafl mit 
der modernen Arbeiterbewegung haben, und daß jede Mitarbeit von Partei» 
genoſſen in diefen Vereinen, Verfammlungen und Preßorganen unbereinbar. 
nit der. Förderung ber Partei ift.. Der anarcho Togialiftifchen „Rreien Vers 
kinigung“ ift der redaktionelle Teil der Parteipreffe zu. verſchließen und 
find bie Redaktionen berpflichtet, der anarcho ſozialiſtiſchen Propaganda und 
Orhaniſation mit“ aller Entſchiebenheit entgegenzutrelen. 


134 F Anlrãge zum varieitas 
1, Genoſſe Ssulı und Senoffin geitin, au: Sodialbome— 
tratie unb Voltaergiehung“ 


 Reitfähe, zum Thema, „Bollgersiebung und Epsiatbempkeelie”.... an 

4, Das Ziel: der Erziehung ift nicht ein, abfnluter: Begriff weligiöfer 
de Smoralifefer Art, fondern es iſt den im Yluffe der geſellſchaftlichen "Enbs 
wicllung maßgebenden Faktoren, in lebter Vinie den — —— 
der betreffenden Zent unterworfen. 

Da die bisherige menſchliche Geſchichte ſich im Yorm a Kaffengegen- 
{ößen vollzog, jo fehlte es bisher an einer einheitlich organifierten: öffentlichen 
Erziehung für die Gefamiheit bes Volkes, Die öffentlihe Erziehung war viel⸗ 
mehr ftet3 und überall Klaffenerziehung, Während bie jeweilig herrſchenden 
Klaſſen für ſich eine verhältnismäßig gute Bildung, und zwar ſowohl eine 
hohe Allgemeinbildung ala auch eine für die Beherrfchung ber Brobultion und 
bes Staates nolnienbige techniſche Bildung zu monppolijieren mußten, Haben 
fie die unterbrüdten Klaſſen ſteis entweder ohne: jegliche Bildung gelaſſen 
oder then dach nur das beisheidenfte Map einer für die jeweilige Produltins· 
foem. unerläßlichen techniſchen Bildung. eingeräumt. 

Ey iſt aud die Volksſchule in Den Tapitaliftifch zegierten Gioaten der 
Gegenwart weit dahen entfernt, . ein wirkſames Organ mahrhafter Volks⸗ 
bildung gu. ‚jet; nur ein Hülfsmittel ber Tapitaliftifihen Produktion guan 
Zwecke einer elementaren techniſchen Ahrichtung der Arbheitexmaſſen. : {Bine 
Manmbßige Hebung der Volksſchule ſcheitert, abwohl He im dniereſſe der 
fozialen Entwickelung liegt, fortwährend an dem durch Militarismus, Kolanlalr 
politik und Ähnliche koſtſpielige Intereſſen der herrfchenden : Klaſſe bewirkten 
Ständigen: Geldutangel.hea Siadates. Autzerdem bewirkt din ‚gunehmende Ar⸗ 
beitöteilung und bie dadurd; entſtehende Schabloniſierung und Geiſtlaſigkeit der 
Arbeit in vielen Imnduſtriezweigen ein Erlahmen deß lapitaliſtiſchen Juter⸗ 
ies für die Volbsſchule. 

1. Aber die Volisſchule iſt nicht mar ein Mittel zum Bivede. bes zahtaufti⸗ 
(chen ei ſie iſt auch ein Herrſchaftsinſtrument aux Förderung der politiſchen 
Intereſſen des Kapitals. Während ein mannigfaltig geglieberies und vekd» 
dorertes höheres Bildungsmefen der Jugend der herrſchenden Klafſen hie Er⸗ 
werbuwüg. einer auf wiffenschaftlider Bafis beruhenden: llgemginen Bildung 
ermöglicht und ben herrſchenben Klafſen dadurch «in geiſtiges Uebergewichn 
über: bie arbeitenden Klaſſen verſchafft, mind bie Hrbeiteriugend: in den Vollks⸗ 
{Hule zum Glauben an ein Tünftli zurecht geſtutztes, gefälſchtes Bild’ der 
Katur, der menſchlichen Geſellſchaft und der kulturellen Entwickelung gedrilit. 
Insbeſondere ſollen durch dogmatiſchen Religionsunterricht und. byzantiniſchen 
Geſchichtsunterricht in der Arbeiterjugand frühzeitig die Gigenſchaften geiſtiger 
Demut und vpotriotiſcher Unterwürfigkeit gegüchtet werden, — die mit 
der Verſcharfung der Klaſſengegenſätze an Intenſität zunehmen. 

2. Der Sogzialismus, der die Abſchaffung der affenunterfäjiebe il, 
defeitigt damit auch die Klaffenerziefung Er Brit zu. dieſem Zmede mit 
den geltenden Prinzipien Der gegenwärtigen’ öffentlichen Erziehung Der 
Bozialismus fieht In dem Kinde nicht den zufünftigen Lohnſtlaven und recht⸗ 
Iofen Broletarier, fondern er würdigt in ihm das werdende Glied der. fozieten 
Gembinſchaft freier Arbeiter; bei dem in feinem eigenen und zugleich in ges 
ſellſchaftlichen Sntereffe alle geiitigen und körperlichen Fähigkeiten zu möglichſft 
ober Vollendung zu entwickeln find: Die Affentliche Erziehung wird dadurch 
zu. einer der wichtigſten fozialen Aufgaben, für Die Pie beiten aciſtigen un 
inateriellen - Mittel bex Geſellſchaft nutzbat gu machen ſind. 

Da der Sozialisſsmus in der geſellſchaftlichen Arbeit den Utſprung end 
ein — der —— De — da er — — 


BR 
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Grunde den Gegenſatz zwiſchen Handarbeit und Kopfarbeit, zwiſchen Praxis 
und Theorie aufhebt und damit die Arbeit aus der verachteten Niedrigkeit 
von heute erheben und zu einer Quelle des Glücks und der Freude geſtalten 
will, ſo wird auch für die Erziehung'in ber -foginliftifchen Zukunft die „Arbeit“ 
die "Grundlage und zugleich das wertvollſte, lebenerweckende und zu ſozialer 
Geſinnung erziehende Element bilden. Sn dem kindlichen Spiel, der. erften 
Rebenzjahre fommt der allgemein menſchliche Drang nad Betätigung zuerſt 
zum Ausbrud. Die zukünftige öffentliche Erziehung wird daher — ohne die 
Iindliche Lebensfreude. zu beeinträchtigen — beim Spiel: anfnüpfen und bon 
hier aus Anaben und Mädchen in gemeinfamer Erziehung und in fteter An 
lehnung an den fogialen Arbeitsprozeß durch die Jahre körperlichen und 
geiftigen Wachstums geleiten, bis fie als bollentwidelte Individuen und mit 
tollem Verantivortlichleitsbewußtfein in die foziale Gemeinſchaft eintreten, 
und zwar an die ihrer Individualität am beiten entfprechende. Stelle, 


III. Von dieſen Grundfäben ausgehend, fordert die deutſche Sozial» 
demofratie im Intereſſe der Hebung der öffentlichen Erziehung zunächſt: 
Schaffung eines Reichsſchulgeſetzes auf der Grundlage “der Weltlichteit 
und Cinheitlichtäit des gefamten Schulweſens. | 
Organiſche Angliederung der höheren an bie niederen Bildungsanftalten, 
Unentgeltlichleit des Unterrichts, der Lehrmittel und der Verpflegung in den 
öffentlichen Schulen. Beihülfe bes Staates für die Weiterbildung. befähigter, 
Site unbemiltelter Schüler ohne BE ber bürgerlichen Rechte der 
Itern. 
Gleichberechtigung der Geſchlechter in den vehrkörpern und der Schulver⸗ 
waltung. Mitwirkung der Eltern und der Lehrerſchaft bei der Saalgermwöls 
tung. Fachſchulaufficht. 

Errichtung von Erziehungs⸗ und Verpflegungsauſtalten für das vorſchul⸗ 
pflichtige Alter (Kindergärten) weltlichen Charakters. Errichtung von Schul⸗ 
heimen, in denen die Kinder in den unterrichtsfreien Tagesſtunden leibliche 
und geiſtige Fürſorge a Gründung von Smmatorien für ſchmächliche und 
kraͤnkliche Kinder. 

GErrichtung von Fach⸗ und Fortbildungsanſtalten für die ſchulenilaſſene 
Jugend odne Unterſchied des Geſchlechts. Obligatoriſcher Beſuch dieſer au 
mähtend der Tageszeit bis zum vollendeten 18. Lebensjahe, 

"Einführung des Arbeitäunterrichtö in alle Schulen. Errichtung von Rebe 
— Pflege der künſtleriſchen Bildung. 

Feſtſetzung der Klaſſenfrequenz und der Anterrichtsgeit, ſowie Organi⸗ 
fation des inneren Schulbetriebes ausſchließlich nach pãdagogiſchen — 
ſäden unter Mitwirkung der Lehrer und Lehrerinnen. 

Errichtung von beſonderen Klaſſen und Schulen für abnorme Rinder 
(ſchwachbegabte, vierſinnige, epileptiſche uſpe). Ueberwachung des Geſund⸗ 
heitszuſtandes der Kinder durch Schulärzte. Ferienkolonien. 

+ Bau und Ausgeſtaltung von Schulgebäuden nad) den Forderungen der 

Pabdagogik, Schulhygiene und Kunſt. 

A von Bädern, DER Wärme und Speiſehallen in den 
len. 

Errichtung von Volksbibliotheken, Leſehallen und Inſtituten für Volks. 

belehrung und ⸗Unterhaltung (Bollstonzerte, Bollsvorftellungen uſw.). 

. Materielle und foziale Hebung der Lage der Lehrer und Lehrerinnen, ent» 
ſprechend der Bedeutung ihrer Aufgabe und zur Erzielung der höchſten perſön- 
lien Leiſtungsfähigkeit. Univerfitätsbildung für ſämtliche — und 
Lehrexinnen an öffentlichen Volksſchulen. 


IV. Der geſchichtlichen Entwickelung eignet nicht Die Tendenz, die &r 
giehung im Heim auszuſchalten, jondern fie zu vertiefen. Die Erziehung im 
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Leim Hat das Mirken ber Äffenilihen Unterrichta« und Graiehungsankallen 
a vervollſtändigen. Bie foll nit bloß Mukterwert, fie muß —— 
„ Slternmwert fein, Die Gogzialdamokratie fordert ihre Angehörigen auf, jemeik 
fig als Cliern, Varmünder oben au andere Melle berufen find, die Erziehun 
han Kindern au leiten ober au beeinfluffen, fid) biefer wichtigen Aufgabe mi 
dem liebevollſten Ernſt und der größten Gewiſſenhaftigkeit angunehmen. Sie 
erklärt es für bie ſelbſtverſtändliche Pflicht der Parteinngehörigen, daß fia 
die Kinder im Geiſte her ſozialiſtiſchen Weltanſchauung erstehen. So lange 
aber der Klaſſenſtaat beſteht und die Volkaſchule als Werkzeug der Klaſſen⸗ 
herrſchaft mißbraucht wird, kann ſich Die häusliche Erziehung nicht harmaniſch 
an ben Schulunterricht angliedern, fie muß vielmehr im großen Umfange 
hewußt und planmähig ben Tendengen entgegenwirken, welche dieſen her 
fälſchen und bergiften. Das gilt in arſter Binie und im beſonderen Maks 
bon. bem Religions, und Geſchichtsunterricht. Die Erziehung im Geifte ber 
ſozialiſtiſchen Waltanſchauung erfolgt nicht Dadurch, daß man bie unmünhigen 
Kinder zum Auswendiglernen programmaliicher Formeln. zwingt. Sie farbert 
aber, dat .diefa durch bie zweckentſprechende Geiſtes⸗ und Charakterpflege für 
das Verſtändnis der fozialiltifchen Theorien und die Betätigung ſogialiſtiſcher 
Gefinnung vorbereitet werben. Dazu gehört, dab man die Kinder in bie Welt 
der natürlichen und jogialen Lehen und feiner Triehlräfte einfüßrk fo ba 
fie denn Menfchen als gin Glied in dex unendlichen Nette alles natürlichen und 
ſozialen Seins. erfaflen lernen; daß man fie zum Mollen und zum Gehrauch 
dey Freiheit erzieht; dak man in ihnen Die Gefühle der Brüderlichkeit, der 
Liebe aur Mahrheit, Freiheit, Gerechtigkeit und Schönheit exwedt und. pflegt. 
Das lebendige perfänliche Beifpiel ber Erziehenben iſt babei ein Faltor bon 
größter Wichtigkeit. z 8 — 
Damit die Parteigenoſſen ihre beranimartungsreiche Aufgabe erfüllen 
können, müſſen ſie mit Eifer — ihre theoretiſch⸗ſogialiſtiſche Weiterbildung 
bedacht ſein, ſie müſſen in ſtrenger Selbſtzucht an ihrer Charakterhildung arbeiten. 
Die Partei hat die erzieheriſche Aufgabe der Eltern dadurch au fürdern, 
daß fie in ihrer Preffe dem Bollsfchulmefen wie den pädagogiſchen Problemen 
dauernd bie gebührende Beachtung ſchenkt und eine geeignete ſoßialiftiſche 
Kinderliteratur ſchafft. Zu 5 | 


End 


V. Das Proletarlak iſt der Träger einer in ſich gefehloffenen Melk 


anfhauung, bie zwar bie Tanfequente Kortentmidelung ber höchſten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und fünftleriihen Ideale unferer Beit ift, aber in fcharfem Gegen⸗ 
ſatz zu der bürgerlihen Weltanſchauung und bamit auch zu der bürgerlichen 
Wiſſenſchaft und Kunft unferer Tage ſteht, bie einen ausgeprägten Klaſſen⸗ 
charakter tragen. Im Hinblid auf feine gefchichtliche Mifften kann baher 
das Proletariat die hürgerlihe Geiſteskultur nicht einfach Übernehmen, es 
muß fie vielmehr feiner eigenen Weltanfchauung gemäß ummerten, In biefen 
Tatfachen ift der refatine Wert begründet, den auch die mahlmeinendften und 
‘an ſich verdienſtlichen Beitrebungen bürgerlicher Hreiſe zur Hebung ber 
wiſſenſchaftlichen und Fünftlerifhen Volfshildung haben, Die Sozielbemgfratie 
Tann daher an ſolchen Beitrebungen keinen Anteil haben, — 

Iur ſelbſt aber erwächſt die Aufgahe, in ſteigendem Maße für die allſeitige 
Meiterbildung ihrer Mitglieder au ſorgen, und zwar im erſter Linie fün Deren 
theoretiſche Schulung durch planmäßige Einführung in bie Grundſätze bed 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Als Mittel fommen in Betracht; die Gründung 
beziehungsweiſe der Ausbau von Arbeiterbildungsichulen, bie Veranftaltung 
von ſyſtematiſch gegliederten Vortragskurſen, bie Veranftaltung bon Leſe⸗ und 
:Disfuffionsabenden, . heziehungsweiſe die Nuageiteltung. ber Zahlahende gu 
"Saldjen:. bie Berbreitung der Literatur des wiſſenſchaftlichen Sozialisuınay Ale 
Behandlung theoretiſcher Fragen in der Tagespreffe ae 
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Innerhalb ber Partei tit der künſtlertſche Sinn gu erwecken und zu pflegen 
durch die Austattung ber Feſtſchriften und illuſtrierten Publikationen; durch 
die Herausgabe von Meiſterbildern und künſtleriſch wertvoller Unterhaltungs⸗ 
literatur, durch bie Veranſtaltung bon Konzerten, Vortragsabenden, gemein⸗ 
ſchaftlichen Mufeumsbefuchen uſw., durch einführende Vorträge und Artikel 
in der Tagespreſſe; durch eine zweckentſprechende Ausgeſtaltung der Feſte. 

Ein Bildungscausſchuß von 7 Mitgliedern, deſſen Vorſitzender als beſoldeter 
Geſchäftsführer mit dem Sitz in Berlin fungiert, dient als Zentralſtelle für 
die VBildungsbeſtrebungen. Er ſtellt organiſch aufgebaute Programme für 
Vorträge und Vortragskurſe und die dazu gehörigen Literaturnachweiſe zu⸗ 
fammen, erteilt Ratſchläge für belebrende und fünftlerifche Veranſtaltungen, 
vermittelt redneriſche und Filnftlerische Kräfte und ſucht auf andere geeigriete 
MWeife feiner Aufgabe gerecht au werben, Der Ausſchuß wird alljährlich von 
ben Barteivoritand und ber Kontrollkommiſſion gewählt. Die Koften für bie 
Geſchäftbführung, bie der Kontrolle bed Parteivorſtandes unteriteht, trägt die 
Partei. Naßnahmen bes Bilbungsausichuffes, bie finanzielle Anforderungen 
an bie Partei ftellen, unterliegen ber Genehmigung bes Parteivorſtandes. 


VI. Die Sozialdemokratie erachtet es alß eine ebenso dringliche wie ber 
deutſame Pflicht, die aus der Schule entlafjene proletarifche Jugend mit ber 
Weltanſchauung des Sozialismus zu erfüllen und für bie altive, gielbewußte 
Unteilnahbme am proletartihen Emanzipationskampfe borzubereiten. 

Die Beftrebungen zur fozialiftifchen Erziehung der ſchulentwachſenen 
Jugend erhalten einen feiten geijtigen Mittelpunkt durch ein eigenes perio⸗ 
diſches Organ, bag methodiſch in die Theorien des wiſſenſchaftlichen Sozialig. 
mus einführt und neben der allgemeinen geiftigen Entwickelung die Chatakter⸗ 
bildung fördert, | 


148, Reſolution bes Kölner Gewerkſchaftskongreſſes. (Unlage 
zu Rr.4 der Tagesordnung), — 

‚Der fünfte deutſche Gewerkſchaftskongreß erachtet es als eine unabweis⸗ 
bare Pflicht der Gewerkſchaften, daß fie die Verbeſſerung aller Geſetze, auf 
denen ihre Exiſtenz beruht und ohne die ſie nicht in der Lage ſind, ihre Auf⸗ 
gabe zu erfüllen, nach beſten Kräften zu fördern und alle Verſuche, die be⸗ 
ſtehenden Vollsrechte au beſchneiden, mit aller Entſchiedenheit bekämpfen. 

Auch die Taktik für etwa notwendige Kämpfe ſolcher Urt Hat fi genau 
fo, wie jede andere Taktik, nach den jeweiligen Verhältniſſen gu richten, 

Der Kongreß bält baher auch alle Verfuche, durch die Propagierung bes 
politiſchen Maſſenſtreils eine beftimmte Taktik feftlegen zu wollen, für verwerf⸗ 
Uch; er empfiehlt der organifierten Wrbeiterfchaft, ſolchen Verſuchen energiſch 
entgegengutreten. | 

Den Bereralitreit, wie er bon Anarchiſten und Leuten ohne jegliche Er- 
fahrung auf bem Gebiete des wirtſchaftlichen Kampfes vertreten wird, hält ber 
Kongreß für undislutabel; er warnt die Arbeiterſchaft, ſich durch die Aufnahme 
und Werbreitung foldyer Ideen von ber täglichen Stleinarbeit zur Stärkung ber 


Arbeiterorganijation abhalten zu laſſen. 


150. .2. Kahn und 15 Genofien: Den Beitrag an die Bentrallaffe 
m Berlin auf mindeſtens 5 Pf. pro Mitglied und Monat feſtzuſetzen. 


.. 181. © Hennig und 84 Genofien: Den nädften Parteitag In 
Leipzig abzuhalten, 


158, Dadid und 91 Genoffen gu Untrag 78: Die in Ziffer IL 


art Eingang bes zweiten Ubfades ſtehenden Worte: „da er aus diefem Grunde 
den -Wegenfag gwiſchen Handarbeit und Kopfazbeit, zwiſchen Praxid und 
Theorie aufbebt," — find zu ſtreichen. 


Leim hat das Mirken der äffentlihen Interrichtis: und Gralefungsanftallent 
34 kernollitändigen. Sie foll nit bloß Mukterivert, fie muß — 
Sltexnwert fein. Die Sosialdemokratie fordert ihre Angehörigen auf, ſaweit 
fig als Gltern, Parmünder oder auf andere Melfe berufen ſind, bie Hs: 
han Rindern au leiten oben au beeinfluffen, fi biefer wichtigen Aufgahe mi 
dem liebevollſten Ernſt und ber größten Gewiſſenhaftigkeit anzunehmen. Sie 
exklärt &8 für hie ſelbſtverſtändliche Pflicht der Parieiangehörigen, daß fie 
die Hinder im Geiſte dar ſozialiſtiſchen Weltanſchauung erziehen. So lange 
aber der Klaſſenſtaat beſteht und die Volksſchule ala Werkzeug der. Kaffe 
harrſchaft mißbraucht wird, kann ſich Die häusliche Ersiehung nicht harmaniſch 
an den Schulunterxicht angliedern, fie muß bielmehr im groben Umfange 
beipuht und planmäßig ben Tendengen enigegenteirlen, welche dieſen her 
fällen und bergifien. Das gilt in arſter Linie und im beſonderen Mas 
um bem Religions, und Geſchichtsunterricht. Die Erziehung im Geiſte ber 
ſozialiſtiſchen Waltanſchauung erfolgt nicht Dadurch, daß man bie unmündigen 
Kinder zum Auswendiglernen programmatiſchex Formeln zwingt. Gig forbert 
aber, hat .diefa Durch bie amwmerantiprechende Geilteds unb Charakterpflege für 
das Verſtändnis der ſogialiſtiſchen Theorien und die Welätigung ſogialiſtiſcher 
Gefinnung barbereitet erden, Dazu gehört, dab man die Kinder in bie Welt 
der natürlichen und ſozialen Lehens und feiner Trieblräfte einführt fo bak 
fie den Menſchen als gin Glied in der unendlichen Nette alles natürlichen und 
ſozialen Seins: erfaflen lernen; daß man fie zum Wollen und zum Gehrauch 
der Freiheit erzieht; daß man in ihnen bie Gefühle der Brüderlichkeit, der 
Siebe aux Wahrheit, De Gerechtigkeit jnd Schönheit ermedi und pflegt. 
Das lebendige perfönliche Beifpiel ber Exgießenhen it dabei ein Faltor bon 
größter Michtigfeit. . a — 

. Damit die Parieigenoſſen ihre verantwortungdreiche Aufgabe erfüllen 
können, müſſen fie mit Eifer auf ihre theoretiſch-ſogialiſtiſche Weiterbildung 
bedacht fein, fie müſſen in ſtrenger Selbſtzucht an ihrer Charalterhildung arbeiten. 
| ie Bartei hat bie ergicherifche Aufgabe der Eltern dadurch au fördern, 


daß fie in ihrer Breffe dem Vollsfchulmefen wie den päbagogifchen Problemen 


dauernd bie gebührende Beachtung ſchenkt und eine geeigitete ſozialiftiſche 
Kinderliteratur ſchafft. ER — — 


we 


V. Das Broletariat iſt ber Träger einer in fi geſchloſſenen Melle 


anſchauung, bie zwar die konſequente Fortentmidelung ber höchſten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und künſtleriſchen Ideale unſerer Zeit ift, aber in ſcharfem Gegen⸗ 
ſatz zu ber bürgerlichen Weltanſchauung und damit auch zu der hürgerlichen 
Wiſſenſchaft und Kunſt unſerer Tage ſteht, die einen ausgeprägten Klaſſen⸗ 
charakter tragen. Im Hinblick auf feing geſchichtliche Miſſign kann Daher 
das Proletariat die hürgerliche Geiftesfultur nicht einfach ühernehmen, es 
muß fie bielmehr feiner eigenen Weltanſchauung gemäß ummerten, In dieſen 
Tatfachen iſt der refatine Wert hegrünbet, den auch die mohlmeinenditen und 


“an fich berbienftfichen Beltrebungen bürgerlicher Kreiſe zur Hebung ber 
wiſſenſchaftlichen und fünftlerifhen Volkgbildung Haben, Die Sogtalbemofratie 


fann daher an ſolchen Beſtrebungen keinen Antell haben, | 


Irhr ſelbſt aber exwächſt die Aufgabe, in ſteigendem Maße für hie allſeitige 


Meiterbilbung ihrer Mitglieder au forgen, und zwar in eriteg Linie für Deren 
theoretiſche Schulung durch wen Einführung in bie Grundſätze bed 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Als Plitiel kommen in Betracht; bie Gründung 
beziehungsweiſe der Ausbqu von Arbeiterbildungsſchulen, bie Veranſtaltung 
han ſyſtematiſch gegliederten Vortragsſkurſen. bie Beranitaltung bon Leſe⸗ und 


Diotuſſionsabenden. begiehungsweiſe Die. Ausgeſtaltung, ber Zahlahende gu 
"$aldjen;. bie Verbreitung der Literatur des wiſſenſchaftlichen Sozialiſszius; die 


Behandlung theoretiſcher Fragen in ber Tagesprefle 
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Innerhalb ber Wartet tft ber ünſtleriſche Sinn gu erwecken und zu pflegen 
durch die Ausftattung ber Feſtſchriften und illuſtrierten Publikationen; durch 
die Herausgabe don Meiſterbildern und künſtleriſch wertvoller Unterhaliungs⸗ 
literatur, durch die Veranſtaltung bon Konzerten, Bortragsabenden, gemein⸗ 
ſchaftlichen Muſeumsbefuchen uſw., durch einführende Vorträge und Artikel 
in ber Tagespreſſe; durch eine zweckentſprechende Ausgeſtaltung ber Feſte. 


Ein Vildungeausſchuß bon 7 Mitgliedern, deſſen Vorſitzender als beſoldeter ; 


Geſchäftsführer mit dem Sit in Berlin fungiert, dient als Zentralitelle für 
die Vilbungsbeftrebungen. Er ftellt organiſch aufgebaute Brogramme für 
Vorträge und Vortragskurſe und die dazu gehdrigen Literaturnachweiſe aus 
fammen, erteilt Matichläge für belebrende und künſtleriſche Weranftaltungen, 
vermittelt rebnerifche und künſtleriſche Kräfte und fucht auf andere geeignete 
Weiſe ſeiner Aufgabe gerecht au werben, Der Ausſchuß wird alljährlich don 
bem Barteivoritand und ber Kontrollkommiſſion gewählt. Die Koften für bie 
Geſchäftbführung, bie der Kontrolle des Parteivorſtandes unteriteht, trägt die 
Partei. Naßnahmen bes Bildungsausſchuſſes, bie finanzielle Anforderungen 
an die Partei ftellen, unterliegen ber Genehmigung des Parteivorſtandes. 


VI. Die Sozialdemofratie erachtet es alß eine ebenfo dringlihe wie ber 
deutfame Pflicht, die auß der Schule entlaifene proletarifhe Sugend mit ber 
Weltanſchauung be Sozialismus gu erfüllen und für bie aktide, gielbewußte 
Anteilnahme am proletariichen Emanzipationglampfe borzubereiten. _ 

die Beſtrebungen zur ſozialiſtiſchen Erziehung der ſchulentwachſenen 
Jugend erhalten einen feſten geistigen Mittelpunkt durch ein eigenes perio⸗ 
diſches Organ, bag methodiſch in die Theorien bes wiſſenſchaftlichen Sozialis⸗ 
mus einführt und neben der allgemeinen geiſtigen Entwickelung die ———— 
bildung fördert. 


149. Reſolution bes Kölner Gewerkſchaftskongreſſes. (Unlage 
zu Nr. 4 der Tagesordnung). 

Der fünfte deutſche Gewerkſchaftskongreß erachtet es als eine unabweis⸗ 
bare Pflicht der Gewerlſchaften, daß fie bie Berbeiferung aller Gelege, auf 
been ihre Exiſtenz beruft und ohne bie fie nicht in der Lage find, ihre Auf⸗ 
gabe zu erfüllen, nach beften Sräften zu fördern und alle Verſuche, die be» 
ſtehenden Vollsrechte au befchneiden, mit aller Entfchtedenheit bekämpfen. 

Auch die Taktik für etwa notwendige Kämpfe folder Urt Hat fi genau 
fo, wie jede andere Taltil, nach den jeweiligen Verhältniſſen zu richten, 

Der Kongreß hält daher auch alle Berfuche, durch die Propagierung bes 
politiſchen Maſſenſtreils eine beſtimmte Taktik feftlegen zu wollen, für derwerf⸗ 
Uch; er empfiehlt der organifierten Arbeiterſchaft, ſolchen Verſuchen energiſch 
entgegenzutreten. 

Hen Generalſtreikt, wie er bon Anarchiſten und Leuten ohne jegliche Er⸗ 
fahrung auf bem Gebtete des wirtſchaftlichen Kampfes vertreten wird, hält ber 
Kongreß für undislutabel; er warnt die Arbeiterjhaft, ſich durch bie Aufnahme 
und Verbreitung ſolcher Ideen von der täglichen Kleinarbeit zur Stärkung der 
—— abhalten zu laſſen. 


"RR. Kahn und 15 Genoſſen: Den Beitrag an die Zentralltaſſe 
Mm Balin — mindeſtens 5 Bf pro Mitglied und Monat feſtzufetzen. 


151. © Hennig und 84 Genofien: Den nädften Parteitag In 
Leipzig abzuhalten, 


. ASR Dudvib und 21 Genoſſen gu Antrag 72: Die In Ziffer IT 
Im nn bes zweiten Abſades ftehenben Worte: „ba er aus diefem Grunde 
den Gegenſat zwiſchen Handarbeit und Ropfazbeit, zwiſchen Braris und 
Theorie aufhebt,“ — find gu ſtreichen. 


1388 Ber Anträge zum Parteitag. 


153. Dapid und 21 Genofien au Antrag 72: Der erite Abſatz bon 
Biffer V. ift zu ftreichen. 

Danach ift der Eingang des folgeuden Abfutes mie folgt au feflen: 
„Der Sozialdemokratie erwächſt die Aufgabe,” ujm. 


1234. Lily Braun und 26 Genofien zu Antrag 72: In der dritten 
Theſe, letzter Abſatz, iſt vor dem legten Sa einzufügen: Aufhebung des 
Lehrerinnenzölibats. 


155. J. Honrath— Hoden: Als Mindeitbeitrag, ben jeder Bartels 
genofje zu der Parteiorganifation zu leiten Hat, 10 Bf. wöchentlich fejtzufeben. 


156, Seldmüller und 19 Genoſſen: Nachdem die nachteiligen 
Wirkungen des Zolltarifs auf die Volkswirtſchaft Deutſchlands in ein der⸗ 
artiges Stadium getreten find, daß es an der Zeit iſt, dieſe Wirkungen vor dem 
ganzen Volle einer Kritil zu unterwerfen und die in Dem zollwucheriſchen Ge- 
babren ‚der realtionären Parteien liegenden Sünden und deren Folgen zu 
brandmarlen, wird der Barteivoritand beauftragt, ein Flugblatt oder Brojchüre, 
in welcher diefe Materie behandelt m zur Majjenverbreitung herauzzus 
geben., . 


157. KRautsty und 82 Ban Saunen ber Refolu- 
tion Bebel zum Mafjenitreil (Nr. 136): 

1.. In der Reſolution Bebel im zweiten Teil, dritte Zeile von 
oben. ſtatt: —* 
Dieſelben ſtehen an Wichtigkeit hinter der ſozialdemotrati en Partei 
nicht zurück 
u jagen: 

Eie find nicht minder — wie die ſogialdemokratiſche Partei. 

2. An den Schluß der Reſolution folgenden Paſſus anzuſchließen: 

Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei 
und Gewerkſchaft zu fihern, die ein unentbehrlides Erfordernis für den ficg» 
reichen Fortgang des proletariihen Klaſſenkampfes bildet, iſt es unbedingt 
noiwendig, daß die Gewerkſchaften bon dem Geilte der Sogialdemofratie 
beherrſcht werden. Es iſt daher Pflicht eines jeden Parteigenoſſen, in dieſem 


Sinne i« den Gewerkſchaften zu wirken und ſich bei der gewerkſchaftlichen 


Tätigkeit wie bei jeder anderen öffentlichen Betätigung an die Beſchlüſſe der 
Barteitage gebunden zu füblen. Dies ijt geboten im Intereſſe der gewerk— 
ſchaftlichen SBewegung ſelbft, denn die Sozialdemokratie iſt die höchſte und ums 
faſſendſte Form des proletariihen Klaſſenkampfes, und feine proletariſche 
Organiſation, keine proletariſche Bewegung kann ihrer Aufgabe vollſtändig 
‚gerecht werben, die nicht vom Geiſt der Sozialdemofratie erfüllt iſt. 


158. ©. Legien: Abänderung der Rejoluti on Bebel 
sum Maffenftreil: Der Reſolution Dee (Ar. 18) im, erſten Abſab 
volgende | Faſſung gu geben: 

„Der Parteitag Seitätigt den Jenaer Parleitagebeſchluß zum poliliſchen 
Maſſenſtreil, der mit der Reſolution des a elle 
nit im Widerſpruch jteht.” 


139. FSifher-Berlin: Nefolution zur Maifeier. (Jenaer 
Reſolution.) Die Maifeier iſt eine zur Unterftüßung ber Klaſſenforderungen 
und des Klaſſenkampfes des Proletariats fowie zur Förderung des Weltfriedens 
von ben internationaten Arbeiterfongreffen befchloffene Demonfttation, deren 
wirkſame und würdige Geſtaltung gemeinjame Aufgabe aller politifch und. gewerk⸗ 
ſchaftlich organifierten Arbeiter iſt. Als ſolche Klaffendemonjtration wird fe 
bom Unternehmertum und den bürgerlichen Regierungen bekämpft, aber: biefer 
Widerjtand kann für die Arbeiterklaſſe Fein Anlaß fein, von der Durhfüßrung 


' 


Rachträglich eingegangene und mwäßrend der Verhandlung geftelte Anträge, 139 


der Maifeier abguſehen. In Mebereinftimmung mit den internafipnaten. Urs 
‚beitertongreffen von Paris 1889, Brüffel 1891, Zürich 1898, London 1896, 

Baris 1900 und Amfterdam 1904 betrachtet die deutſche Sogialdemokratie bie 

‚allgemeine Arbeitsxuhe ala bie würdigſte Form der feier, Der Pärteitag 

macht es daher ben Arbeitern urib Arbeiterorganiſationen aur Pflie t, neben 

den anderen Kundgebungen für die allgemeine Arbeitsruhe am 1. Mai’ eine 
utreten und überall ba, wo die — der Hıbeiißruße vorhanden it, 
e Arbeit ruhen zu luſſen. 


160. inter Zurückziehung der Reſolution 147 besitragen die Untere 
geiäneten” folgende Refolution: 

Weil die unter dewerkſchaftlicher Firma auftretenden pornifchen 
Zwitterorganiſationen, genannt „Freie Vereinigung deutſcher Gewerkſchaften“, 
fich immer bewußter In ben Dienſt anarchoſogialiſtiſchet Propaganda und Ziele 
‚gejteltt haben, | 
| meil ferstet diefe Organtfationen entgegen ben Beſchlüſſen der Parteitage 
ber ſozialdemokratiſchen Wartei Deutſchlands, welche der Arbeiterſchaft die 
gewerkſchaftliche Organifation in Zentralverbänden empfehlen, die gewerk⸗ 
ſchaftlichen Zentralberbände fortgefetzt in der gehäffisiten.. Weife hafimpfen, 

weil ferner die un im offenen Segenfab gu ben Beſchlüſſen 
fſozialdemokratiſcher Songreffe den anarchiſtiſchen Generalſtreik propagteren 
und Überdies durch eine befondere Menderung ihres Drganifationsptogtammd 
die anarchiſtiſche Agitation direkt: geförbert haben, - 

und meil die Vorſtände biefer „Sreien Wereidligungen“ Interne Be⸗ 
ratungen zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion über das Verhalten 
bei politiſchen Nafſenſtreils — bie ſchon aus Gründen der‘ Parteiſtrategie 
geheim "bleiben mußten — in der „Einigkeit“ veröffentlicht und dadurch die 

RPartei zum Gegenſtand allgemeiner Angriffe gemacht —— wiederholt der 
Parteitag bie Reſolution des Lübecker Parteitages 
— Der Kampf der Arbeiterklaſſe auf politiſchem und wirtſchaftlichemn 

Gebiete erfordert einheitliche Zuſammenfaſſung aller Kräfte in den be- 
— treffenden Organiſationen. Er hat zur Grundbedingung die Ausüburig 
ftreuger Disziplin in der Aktion, die Reſpektierung der Beſchlüſſe der Mehrs 
heit durch die Minderheit gemäß den Grundſätzen ber Demokratie. 
Mer der Bartei ober feiner VBerufsorganifation In einem von. Ihnen 
. gefüßrten Kampf durch Taten entgegenmwirtt uber Sonberbündelei zus 
Fuhrung folder Gegenagitation betreibt, veritößt wider das vorentwickelte 
*— nie der Arbeiterbewegung. Es find daher bie örtlichen Organi. 
fationen ber Partei berechtigt, folche Mitglieder jo lange aus — Mitte 
nuszuſchließen, a tie an — Verhalten berharren 
anb erklaͤrt, 
aß dieſe marchoſozialiſtiſchen Vereinigungen keinerlet Cemeinſchaft mit: ber 
modernen Urbeiterbemegung Haben und dab jede Mitarbeit don Partei⸗ 
= genöffen In-biefen Vereinen, Verfammlungen und Preßorganen unvereinbar 
mit ber. Förderung der Partei its Den anarchoſozialiſtiſchen Freien Ver⸗ 
.- ginigungen” ift die Parteipreſſe zu verichließen und find die Medaltionen 
„‚berpflichtet, ber anarchoſozialiſtiſchen Propaganda und Organifatlon mit 
aller. Entſchiedenheit entgegenzutreten. 


-% don Elm; SH, Bömelburg; Jul Koch; Birk: Fritſch Eugen Brüdner; 

N Karſten; J. Efftinge; Mattutat; Fr. — C. Winkelmann; Auguſt vᷣea; 

Beus; Heinrich Mary; F. Bellin; Sidow; H. Sachſe; O. Hue; W. Rußler; 

Qunbertz; Paul Runge; Bühler; Hoch; ̃. Reichel; Severing; T. Hoffmann; 

I Wenuned; Dr. Alberth; R. Horter; Adolf Braun; J. Simon; A. Vranden; 
Paul Müller; L. Jahn; J. Bruhng, 


149 s 3 — * — a = Unighge zum Parteitag. re — F = = Ve J 


161. Bühler und 24. Senofen:. en Or Parkeitag in 


Sfen abzuhalten... ... ee 
"16%: Barteivorfians. ine Konttpllfoinmiffton: nefs⸗ 

— jur Cinheittigänit "ber ‚Gewertigaftsorgani® 
fationen: 
In den in bet Freien! Verrimgung deutſcher Gewerkſchaften ver⸗ 
bundenen Organiſationen treten bedauerlicherweiſe immer bewußter Tenderizert 
berbor, die dieſe Organifationen in den Dienft der anarchoſozialiſtiſchen, die 
deuſche Sozialdemokratie geflifſentlich bekãmpfende und ſchmãhende Bewegung 
ſtellen, ja die eine anarchiſtifche Agitation gegen die Partei fördern wollen. 
Und da durch dieſes Treiben auch die Ausbreitung der gewerkſchaftlichen Or⸗ 
ganiſationen aufs ſchwerſte geſchädigt wird, erklärt der Parteitag? no 

2 4 Die anarchoſozialiſtiſchen Beſtrebungen, wie ſie in den lotolorganſ. 

fierten Gewerkſchaften ſich geltend machen, find unvereinbar mil den Zieken 
und Intereſſen der Sogialdemokratie. Die: Parieipreſſe hat daher die Pflicht, 


"die anarchoſozialiſtiſche Bewegung auf das Entſchiedenſte zu bekümpfen und. 


"die Parteigenoffen haben die Aufgabe, Perſonen, die für dieſe anarchoſozia⸗ 
liſtiſchen Beſtrebüungen eintreten und für ſie agitieren, ſoweit dieſe Perſonen 
Parteigenoſſen find, aus ihren Reihen aliszuſchließen. ‚Diejenigen‘ "Pütteis 
genoffen, Sie. im: Den’ Iofalen . Gewerlſchaften organiſiert ſind, erſucht die 
Parteileitung, in Uebereinſtimmung mit der Reſfolution "des Lübecker 
en ſich den ——— Gewertſchaften anzuſchließen. 


163. Quarcke und 20 Gendſſen? Im Amendement Kautsto— 
— * 157) zur Reſolution Bebel Nr. 136). im 2, Abſatz am Schluß des erſten 
Sates an Stelle: beherricht werden! — ‚erfüllt, werben“. au’ eben. N 


164, Soch: Bu der Reſolution Kautsty Nr: Bm): Züifer, % 
Beile 6. nad dem Wort: „Fühlen“ hinzuzufügen die Worten ::- - 
un „und demgemäß dahin zu: ftrehen, daß Partei, und Gemertiäaft im 
„Sinne. der--Barteibefchlüffe :gufammenerbeiten.! .- .: »-- 


2.0188, 505° - Zum Antrao Rautstn (Nr. 151}: fi Bier 8 geile 3 
pon unten, die Worte „höchſte und” zu ‚reichen: ii. | 


166. Anolf Braun und 19 Genojien: Zu Untvag, 186: Der ertte 

Sab iſt folgendermaßen zu formulieren: 

„Der, Barteitgg beharrt auf ber Ueberzeugung, dag der Maßenſireit 
ein wichtiges und unter Vorausſetzungen, zu. denen die Reaktion führen 
kann, unentbehrliches Kampfmittel nicht nur der politiſchen ſondern — 
der gewerkſchaftlichen Arbeitexbewegung iſt.“ 


5: 46%: Reſolntion HSaafe au: Strafreät, Strafprogeh und 
een en — 
F. Die: Strafrechtsfatzungen —— geſellſchaftlichen Bedũrf⸗ 
— und wehſeln mit ber Geſellſchaft. Alle. bisherigen Geſellſchuften haben 
durch die Strafe ihre Lebensintereſſen zu ſchützen geſucht. Am Klaſſenſtaeat 
betrachtet: die, herrſchende Klaſſe ihre Intexeſſen als beſonders ——— und 
ſchutzbedürftig. ‚Ste. geſtaltet danach das Strafrecht. Der 
. II. Zur Aufredterhaltung ihrer. Herrſchaft ie: Ste boſtrebt jede auf 
Fortentwickelung det Geſellſchaft gerichtete Tütigkeit, foweit dadurch ihre 
Klaſſenintereſſen :bedtoht werden, mit: Strafe: zu belegen. Au dieſer Richhumg 
wirkt namentlich auch das Polizeiſtrafrecht, das feine Grenzen immer weiter 
ausdehnt. Je mehra die unterdrückte Klafſe an: -Ginflug gewinnt und ihren 
Rlafieninterefien Geltung verſchafft, deſto kraffer wird der Widerſpruch zwiſchen 
= —— an — —— — ar. der — a 
es Volles. > 


— 
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. "THE Die Juſtig als Organ der herrſchenden Kalle hat die! Aufgabe, 
die beſtehende Staats- und Gefellihaftsordnung zu ſchützen.“ Ne ſchärfer bie 
Nlafjengegenfäße werden, Deitg ‚brutaler 'mird ‚das, Beitreben. dep herrſchenden 
Klafien die Juſtiz als. Mittel zur Unteydgädung der Arbeiter zu berwenden 
und diefe fo unter dem Schein von Recht zu bergemaltigen. 

Die bon ber: Negierung des Sieitenitantes ernannten, — —— 
pom Valke abgeſchloſſenen Strafrichter, itehen, .befangen in den Anſchauungen 
der Klaſſe, aus ber ſie ftammen, den Beltrebungen der: Arbeiterklaſſe per 
ſtändnislos, je mit. inftinftiver Abneigung gegenüber; und, die Rechtſprechung 
tritt jn immer ſchneidenderen Gegenſatz zu dem Rechtsbewußtſein der großen 
Mehrheit des Volkes. Dehnbare Veſtimmungen im - Strafgeſezbuch erleichtern 
eine ſolche Rechtſprechung. So wird die Juftig in immer, größerem Maße :al® 
Slafjenjuftig empfunden, die die Empörung, Der: — en ‚gegen 
ſich madhruf t. 

IV. Aug bie. Gerihtsverfaffung . und die Seftaltung. des Straf. 
berfahreng. werden von den. Intereſſen der herrfchenden. Klaſſe beeinflußt. Die 
QYuftigbureaufzalie ift beftrebt, ihre Macht au verſtärken. Die Rephtsgarantien 
ber Ungeflagten werden gelürzt. Die bürgerliche Freiheit wird. ‚dem diskretio— 
nären Ermefien. der Juſtiz, das ſich leicht zur Willkür fteigert,..preißgegehen. 
nV: Die wachſende Zahl der gerichtlichen. Becurteilungen. Kell audj- für 
die Sogieldemofratie ein ernftes Problem dar. 

Seit: dem Erfſtarken der Arbeiterklafſe und. mit Ber Ausbreitung: der 
jogialiftifchen Ideen hat. auch unter den Vertretern ‚der Rechtswiſſenſchaft 
immer. mehr die Einſicht Plab gegriffen, daß dag Verbrechextum ſeine 
Würden in ben pefeliegafttien Verhältniſſen hat, Aber fie ziehen, nicht die 
letzte Konfequenz. Das Verbrechertum in feiner heutigen Geftalt und Zus 
fantmenfegung ift eng verwachſen mit bet kapitaliſtifchen Geſellſchaftsordnung 
und ſaugt aus ihr immer neue Nahrung. Es kann deshalb nur ſchwinden mit 
der Gefellſchaftordnung, tn der es wurzelt. Und es iſt eine Illuſion, anzu⸗ 
nehmen, daß es durch ein — wie immer geartetes — Strafrecht in erheblichem 
Maße bekämpft werden fönre. Wohl. aber kann audy innerhalb er; aegens 
Wwärtigen Gefellſchaftsordnung daB. Verbrechen bermindert. werden, wenn die 
Urfagen, aus denen 8 entſteht, — werden. Dies kann 
a see ige "Einführung des. achtftündigen Marimalarbeitstages, durch 

Sicherung des Koalitionsrechtes und Ausdehnung auf die Landarbeiter, dur 
Verbeſſerung und Verbilligung ber Arbeiterwohnungen, durch Beſeitigung aller 

Maßregeln, welche die Preife der Lebensmittel erhöhen, durch ‚gine auf die 
Erziehung felbitändiger Charaltere: gerichtete weltliche Voltsſchulbildung. 
£ Grauſame Strafen haben erfahrungsgemäß meder. abfihredend noch 
beffernd gewirkt. Ein modernes Strafrecht muß von dem Geiſte der Humanität 
erfaßt fein. ‚Die Gejeßeönerleker,: die die Geſellſchaft infolge ihrer öfonomis 
ſchen Gtrultur notwendig erzeugt, find milde gu beurteifen. - Obdachloſigkeit, 
Betteln, Landftreichen find ‚nicht gu beitrafen. Jugendliche Perſonen dürfen 
bis au dem. Alter, in welchem ihre Entwidelung jo weit vorgejchritten iſt, daß 
fie den Antrieben zum Verbrechen genügenden Sen enigegenjeßeit 
fönnen, nicht dam Strafreht.unterworfen wenden. 

VI. Die Gefängnifie und Zuchthäuſer Haben als Mittel zur Verringe⸗ 
zungibet Verbrechen, wie Allgemein anerkannt wird, vollſtändig verſagt. Sie 
finb mit Recht als eine „Hochſchule bes Verbrechens“. bezeichnet "worden: fie 
haben tatſächlich zur Vermehrung des Verbrechertums, namentlich durch die 
ungünftige. Besinfluffung der jugendlichen Verurieilten, beigetragen. Dennoch 
ſtehr ſich die herrſchende Geſellſchaftsklafſſe außerſtande, auf fie: zu: vergichten. 
Es muß jedoch die Verhängung von Gefängnis- und Zuchthausftrafen in 
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weitem Umfange eingeſchränkt, und es muß‘ die Behandlung. m ihnen fo 
geftaltet werden, daB die Berurteilten füt daB Roben in der- Gefelligaft Bun 
bieiben vder gemacht werden. | 

WVon dieſem Standpuntte aus fordert: die Sozialdemolratie bei der 
Regelung des Strafrechts, des Strafbrozeſſes und des Strafvollzugs zunächſt: 


A) Auf dem Gebtete des Strafrtechts. 
I. Eintritt der Strafmündigkeit früheftens mit dem vollendeten Ted» 
is Lebensjahre. 
2. Beſeitigung aller dehnbaren Begriffe ans dem Strafdeſebbuch und 
ſcharfe Prägiſierung ber Strafvorſchriften. 

8 Befeltigung aller Strafbeſtimmungen gegen bie: freie Meinungs 
außerung und das freie künſtleriſche Schaffen, fowie gegen die Beſtrebungen 
auf Verbefferung ber Lebenslage ber Arbeiterklaſſe. 

Dagegen Echubß ber Arbeitskraft gegen Ausbentung und Erweiterutig 
des Rotſtandsrechtes. 

4. Aufhebung bes Landesſtrafrechts (der landesgefetzlichen Forfts und 
Felddiebſtahlsgeſetze, der’ Musnahmenefebe gegert Tanbarbeiter und Geſinde). 

Reichsgeſetzliche Regelung des Polizeiſtrafrechts unter’ genauer Be— 
grengung der Bolizeibefugnifie und: Sindämmung der: Poltzeimillfür; 
Abſchaffung ber. Sitafen wegen Bettelns, Landſtreichens, — 
‚eines Obdachs. — 

Anerkennung und "Sicherung. bes Rechts auf Streitpoftenfteen. .. — 

6. Abſchaffung der Todeaſtrafe. Beſeitigung aller Mindeſtſtrafmaßze. 
Zulaſſung mildernder Umſtände bei allen ſtrafbaren andlungen. Mildere 
Beſtrafung der Eigentumspergehen, Beſträfung der tmenbung" bon Ge⸗ 
brauchögegenftänden zur Befriedigung der Lebensbedürfniſſe ſowie don Arbeits⸗ 
. materialien von nicht erheblichem Wert nur ala Uebertzetung. Weitgehende 
Zulaſſung ber bedingten Verurteilung. Zuläffigfeit der Geldftrafe für alle 
ſtrafbaren Handlungen an Stelle, der kurzzeitigen Sreiheitäf ſtrafe. Unzuläſſig⸗ 
keit ber Umwandlung einer uneinziehbaren Geldſtrafe in Freiheitsſtrafe. Feit- 
eBung einer mäßigen Marimalhöhe für die Geldifrafe bei Uebertretungen; 
emeflung, nad der Höhe. bed Einkommens bei alen., ‚anderen ſtrafbaren 


Handlungen. 
Beſenigung des Rechts a Ueberweifung an bie Bondesneiäesehihe 
und auf Stellung unter Polizeiauffiht.. en 


— B) Fürden Strenfoollgue 

41, Der. Strafpollgug iſt durch. Reichsgeſetz einheitlich ſo — 
sa er nicht zur Niederdrüdung. und Beinigung der Berurteilten, der Opfer 
der beitehenden Geſellſchaftsordnung. ſondern zur Stärkung ihrer körperlichen, 
geiftigen, ſittlichen Widerſtandskraft im Kampf ums Dajein führt, Absuſchaffen 
ſind das Schweigegebot und die brutalen Disziplinarſtrafen. 

.2. Für Jugendliche bis zum dvollendeten 20. Lebensjahre find beſondere 
Anstalten unter pädagogischer Zeitung, _für. geiltig. ARENDEERIEKEIGE: unter 
padagogiſcher und ärztlicher Zeitung zu exrichten. — 

- 8, Iſt der Zweck des Strafpvollzugs erreicht, fo iſt der Vexurteilte⸗ — 
Kor Ablauf der Strafzeit zu entlaffen. 

4. Sem Entlafjenen gegenüber hat ber Staat eine Fürforgebfticht zur 
Beſchaffung von Arbeit. 

— Ruf dem Gebiet des Beriätsverfaifungssefeken 

ir and des Strafprozeficee . 

2. Mahl ber Richter ohne-Unterichieb des Weſchlechts — das Kalt 
mittels des allgemeinen, gleichen, geheimen, direlten Wahlrechts. Bis gur 
Durchführung dieſer Babe Anfrechterhaltung ber Schwurgertchte Ine 
"Erweiterung ihrer Zuſtändigkeit. 
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2 Einführung befonderer Sugendgerichte, 
8. Befeitigung ‘des Anklagemonopols ber- a | 
4. Volle Berantwortlichkeit der Beamten für Verſchulden bei der Strafe 
rerhtspflege unter Mithaftung des Staated. 
. 5, Befeitigung des geheimen. inquifitatorifchen Vorberfahrens. 
6. Beſeitigung der Unterſuchungshaft wegen Kolluſionsgefahr. Eine 
ſchränkung der Unterſuchungshaft wegen Fluchtverdachts auf beſtimmte ſchwere 
Verbrechen beim Vorhandenſein konkreter den Fluchtverdacht rechtfertigender 
Tatſachen. Beiordnung eines Verteidigers für den Verhafteten. Beſeitigung 
aller über die Freiheitsentziehung hinausgehenden Beſchränkungen des Ver— 
hafteten, insbeſondere Gewährung unbeſchränkten freien Verkehrs mit dem 
Verteidiger. Schleunige kontradiktoriſche Verhandlung über die Verhaftung. 
7. Unzuläſſigkeit des freien Ermeſſens des — — u Ums 
fang ber Beweisaufnahme. 
8. Berufung zuguniten des Berurteilten. 
9, Entſchädigung aller Verhafteten und Smerlen die ungerechtfertigt 
feſtgenommen ſind, ſowie BELIEBEN, die — oder außer Verfolgung 
gejeßt werden. 


138B. Sr. Fiſcher und 09 Genoſſen: Im Antrag — lebter Abſatz, 
den Satz: „der Ausſchuß wird alljährlich von dem Parteivorſtand und der 
Kontrollkommiſſion gewählt“ zu erſetzen durch den Satz: „Der Ausſchuß wird 
auf Grund einer Borfchlagslifte der Landesorganifationen bezw. Bedirls⸗ 
organiſationen alljährlich vom Parteitag gewählt. 


169. Ab. Thiele: Amendement zur. Rejolution 162, 
Sm zweiten Abſatz, zweite Zeile, find die Worte: „den Bielen und“ gu streichen. 


170, Karl Kautskh und 32 Genofien: Zu „Maffenitrei!”). 

1. Sn der Refolution Bebel im zweiten Teil, dritte Zeile bon oben 
statt: „Diefelben ftehen an Wichtigkeit Hinter der jozialdemofratifchen Bartei: 
nicht zurück“ zu fagen: „Sie find nicht minder notwendig wie die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Partei“. 

2. An den Schluß der Reſolution folgenden Paſſus anzuſchließen: 

„Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei 
und Gewerkſchaft zu ſichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für den ſieg— 
reichen Fortgang des proletariſchen Klafſenkampfes Bilden] it e8 unbedine: nots 
wendig, dab die gewerkſchaftliche Bewegung bon dem Beifte der Sozialdemo⸗ 
Iratie beherifht wird. Es iſt daher Pflicht eines jeden Barteigenofien, in _ 
biefem Einne gu wirken und fich bei der gewerfichaftlihen Tätigkeit wie bei 
jeder anderen öffentlichen Betätigung an die VBeichlüffe der Barteitage gebunden 
zu fühlen in dem Einne, wie e8 Genofje Bömelburg definiert bat. Dies ift 
gebeten im Intereſſe der gewerkſchaftlichen Bewegung felbft, denn die Sozicil⸗ 
demofratie ijt die höchſte und umfaſſendſte Form des proletarifchen Klaſſen— 
fampfes, und feine proletarifche Organifation, Feine proletarifche Bewegung 
kann ihrer Aufgabe vollftändig gerecht werden, die nicht vom Geiſt ber Sozial⸗ 
demofratie erfüllt iſt. 


. 171. Legien, Bebel: Der Refolution Bebel (Nr. 136) im 
eriten Abſatz folgende Faſſung zu geben: 

„Der Parteitag beſtätigt den Jenger Parteitagsbeſchluß zum politiſchen 
Maſſenſtreik und Hält nad) der Feſtſtellung, daß der Beſchluß des Kölner Ge⸗ 
werkſchaftskongreſſes nicht im Widerſpruch ſteht mit dem Jenaer Beſchluß, 

allen Streit über den Sinn des Kölner Beſchluſſes für erledigt.“ 


172. Reſolution der. Srauenflonfereng: „Die Frauen 
lonferenz Tentt die Aufmerkjamteit der Genoſſen und der Genoffinnen. ‚auf die 
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erſchreckend hohe Zahl von Fällen eniſetzlicher Mißhandlung, Verwahrloſung 


und Ausbeutung von Kindern durch die eigenen Eltern, Pfleger oder Erzieher. 


Sie fordert alle Parteiangehörigen und alle Arbeiterorganiſationen auf, ſolchen 
Unmenſchlichkeiten aufs kräftigfte entgegenzutreten und durch die Organe der 
Arbeiterſchaft (Arbeiterpreſſe, Gewerkſchaften, Krankenkaſſen) auf deren Ver— 
hütung planmäßig hinzuarbeiten. Die Konfereng proteſtiert ferner gegen die 
heute. berrichende Ausgeſtaltung der Zioangserziehung, die daß bermahrloite 
Kind der planmäßigen Vernmiderung und oft der ſchmählichſten Mußbeutung 
‚ überliefert. Gie fordert eine wirkliche Fürforgeerzichung, die eine wahrhafte 
Zuflucht für mißhandelte Kinder fchaffen und diefe dem kindlichen Weſen 
emäß zur Selbitändigleit heranbilden fol. Die Konferenz erwartet von den 
Urbeitervertreternt in allen öffentlichen Körperſchaften, dab fie Ständig und 
planmäßig den Kampf führen auch für diefen Schutz ber Kinber gehen Ver- 
wahrlofung und Mikhandlung“ °— — a — 


178. Zubeil: Reſolution: Es treten bedauerlicherweiſe 
immer bewußter Tendenzen hervor, die die gewerkſchaftlichen Organiſationen 
in den Dienſt anderer, bie deutſche Sozialdemokratie gefliſſentlich befämpfen- 
den Bewegungen ftellen und eine Ygitation gegen die Partei fördern wollen. 
Da durch dies Treiben die Ausbreitung bez politifchen und gewerkſchaft⸗ 
lihen Organifationen aufs ſchwerſte geſchädigt wird, erklärt der Barteitäg: 

Die anarchoſozialiſtiſchen Veitrehungen find mit den Zielen und Inter 
eifen Der Sozialdemofratie ebenjo unvereinbar mie politische Beſtrebungen 
anderer Parteien. Die Parteigenofferr Haben daher bie Pflicht, bie anarcho⸗ 
fozialiftifche Bewegung wie jede andere der Sozialdemofratie feindliche Be— 
ſtrebung auf das entfchtedenfte.gu befämpfen, und die PBarteigenofjer haben die 
Aufgabe, Perfoneh, welche für diefe anarchoſozialiſtiſchen Beſtrebungen eins 
treten und für fie agitieren, ebenfotverig wie Die Anhänger anderer Parteien 
in ihren Reihen gu bulden. Diejenigen MWarteigenofien, die in dei lokalen 
Gewerkſchaften organifiert find, erſucht der Parteitag in Uebereinſtimmung 
mit der Reſolution des Lübecker Parteitags, ſich den gentraloxganiſierten 
Gewerkſchaften anzuſchließen. 


174. Bebel: Reſolution: Der Parteitag beſtätigt die Reſo— 
lution des Senaer Parteitages, durch die derſelbe feine freudige Genugtuung 
über das größte welthiſtoriſche Ereignis der Gegenwart, bie ruſſiſche Revo— 
lution, ausſpricht und feiner tiefſten Sympathie und Bewunderung für die 
Kämpfer der ruſſiſchen Revolution Ausdruck gibt. 

Der Parteitag ſpricht angeſichts der Fortdauer der ruſſiſchen Revo— 
lutton, in der Die Gewalt⸗- und Unterdrüdungsmaßregeln ſeitens des ruſſiſchen 
Defpotismus einen immer brutaleren und barbariſcheren Charakter un—⸗ 
genon men haben, aber aud die Zähigkeit, anfopfernde Hingabe und Be—⸗ 
geifterung der Kürzpfer für die Rebolution, insbefondere unferer Genoffen 
und Genoffinnen im Zarenreich ohne Unterfchied der Nationalität und Ab- 
ftammung, ſich immer glängender bewährte, aufs neue feine höchſte Ur 
eriennung und Bewunderung aus, den Trägern des fiuchwürdigen Syſtems 
aber, die fogar nicht davor zurückſchreckten, die von ihnen felbft einberufene 
Duma burd) einen Staatsſtreich wieder aufzuheben, feine tiefite Verachtung. 

Der Barteitag erflärt im Namen der Partei aud) fernerhin fid) bereit, 
die Genoſſen Rußlands In ihrem furchtbar ſchweren und opferreidhen Kampfe 
moralijch und tatkräftig gu unterjtüßen und jeder Friegerifhen Einmiſchung 
bon außen in bie Inneren zuffifhen Angelegenheiten auf das entichiebdenfte 
entgegenzutreten. 

Der Barteitag fpricht Ichlieglich die frohe Hoffnung aus, dab es ben 
Kämpfern der ruſſiſchen Revolution, trohy des vergweifelten Widerftanden, den 


— 
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das herrſchende Syſtem ihren Anſtrengungen enigegenfekt, gelingen. möge, 
einen bollen Sieg zu erringen, durch den dag große Oftreich in Die Neihe der 
modernen Staatsweſen einrückt. 


175. K. Gödecke und 20 Genoſſen: Das Gehalt der. Brobinziale 
und Qandesparteifetretäre wird wie folgt feſtgeſetzt: 
Das Anfangsgehalt beträgt 2000 ME. Hat der Gewählte ein höheres 
Gehalt in feiner bisherigen Stellung, fo iſt dieſes Gehalt gu begablen, 
jedoch nicht über dad Höchitgehalt Hau. 
a jährliche Steigerung beträgt 100 ME, bis zur Höchſtgrenze bon 
8600 M 


— Dr. Liebknecht und B2 Genoffen: Der Reſolution 148 in 
Ziffer VI folgenden Abſatz 2 einzufügen: 

Zur Löſung dieſer Aufgabe ſind Vorträge, Vortragbzyllen und Unter 
richtskurſe zu beranftalten; das Lefebebirfnis ift gu weden und zu fördern, 
gefellige Zuſammenkünfte und proletarifche Feſte ſind dem erlebten. Biel 

nutbar zu machen. 
Ferner iſt ebendort folgender Abſatz 4 zuzuſetzen. 
Dasb allerwärts ſich vollziehende Erwachen der proletariſchen Jugend 
zu ſelbſtaͤndiger organtfatorifher Betätigung wird begrüßt. Die Partei⸗ 
gendfſen werden aufgefordert, überall, mo die Wereinsgefehe es geitatten, 
die Gründung und Weiterentividelung von Jugendorgantjattonen gu fbrbern, 


177. Safper und 20 Genoſſen: Zum Antrag Saafe (187) C 1, 
Satz 2 zu ſtreichen und Statt deſſen au jagen: 
Bis zur Durchführung diefer Vorberung Bejettigung der Strafe 
Aammern und mweitgehendfte Heranziehung aller Volksklafſen, inabeſondere 
der Arbeiterklaſſe zur Strafrechtspflege. 


178. Abelung: Der Parteivorſtand Toll Himftig den alljährlichen Bes 
richt des Vorftanbes, der weiblichen Bertrauensperfon und ber Reicheragtfrattien 
fämttlichen Parteiblattern als Bellnge liefern. 


B | Protofoll, 


. Borverfammlung. 
am Sonntag, den 23. September 1906, abends 7 Uhr. 


Der Parteitag wurde um 7 Uhr mit einer Begrübungsfeier eröffnet, die 
‚ir dem grandiofen Nibelungenfaal des Roſengartens ftattfand. Ber. Herrliche 
Kaum, der faft 7000 Berfonen faßt, war Bis zum Iegten Plage gefüllt und doch 
mußten viele Hunderte, die bei diefer majeltätifhen Demonitration dei Manns 
heimer Partei nicht fehlen mollten, vor den tmegen Ueberfüllung gefperrten Türen 
Tehrt maden. "Das Parterre des Saales war in ſeinem vorderen Teil für die 
Delegierten beſtimmt, die, faſt 400 an der Zahl⸗ dieſen Parteitag zu dem am 
ſtärkſten beſuchten ſeit Halle machen. 

Eröffnet wurde die Feier durch mannergeſang. Die vereinigten Maun⸗ 
heimer Arbeitergeſangvereine trugen das dem Parteitag gewidmete Lied Nobert 
© eidels: „Deutiches Bolt und deutiche Freiheit“ dor, da8 Wendelin Weiß» 
heimer in Muſik gefegt hat und jelber dirigierte. Ein Lorbeerfrang ehrte außer 





dem ſtürmiſchen Beifall, der dem Dichter und allen Mitwirkenden galt, den an ; 


poniſten. 

Hierauf nahm zur Begrüßung des Parteitages das Wort 

DreesbachMannheim: Hochverehrte Feſtverſammlungl Werte Ges 
nofien, Delegierte und Delegiertinnen! Im Namen des Lolalfomitees Habe ich 
die Ehre, Sie heute in unſerem Rofengarten, dem Nibehngenfaal, auf Das aller 
herzlichſte zu begrüßen. Ich freue mich mit meinen Kollegen in Mannheim, day 
Sie umferem Rufe fo zahlreich gefolgt find und ſich in einer fo ftattlicyen Anzahl 
Bier verfammelt Haben. Schon lang war e3 ber Wunſch der Mannheimer Ge⸗ 
noſſen, den Deutſchen Parteitag auch einmal hier in ihren Mauern verſammelt 
zu ſehen, und als nun dieſes herrliche Lokal durch die Stadt erbaut worden, da 
gnuhten wir, es ſei on der Zeit, daß nun auch Mannheim einmal die Ebre 
Have, das Deutfche Arbeiterparlament in jeiner Mitte beherbergen zu Tonnen. 
(Bravo!) Lange ijt der Wunſch, twie gefagt, gehegt worden, „ft haben wir 
auf Rarteitagen um die Gunſt nachgeſucht, auch Mannheim einmal als Partei⸗ 
tagsort zu erküren. Leider ſtets vergeblich, bis: im letzten Jahre der Jender 
Parteitag mit übergroßer Mehrheit befchloffen Hat, den nächſten Parteitag nach 
Mannheim zu verlegen. Wir find Ihnen dafür außerordentlich dankbar, wir er⸗ 
kennen darin eine Ehre, die uns zuteil geworden iſt, und auch eine Anerkennung 
für die Arbeit, für unſer Streben, daß auch hier in der ſüdweſtdeutſchen Ecke für 
das allgemeine Brinzip "der Menſchenrechte gefochten wurde. Wir quittierten 
dankbar jenen Beſchluß und wir haben uns alle Mühe gegeben, unſere werten 
Säfte fo Herzlich ımd gut zu empfangen, ivie es irgend möglid war. Wenn 
dennoch mander Wunſch nicht erfüllt werden konnte, wenn e3 uns nicht möglich 
war, für alfe die Tauſende, die der Eröffnung des-Parteitages beiwohnen wollten, 


e 
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den nötigen Raum zu ſchaffen, ſo liegt das an der Tatſache, daß auch das größte 
Lokal Deutſchlands zu klein iſt, um die Gäſte des ſogialdemokrati chen Partei⸗ 
tages aufzunehmen. 

Immerhin ift ed für und weit ehrenvoller, wenn auch mancher Verdruß. 
manches harte Wort von jenen, die vor den Toren dieſes Lokals ſtehen und 
keinen Einlaß finden können, an unſer Ohr ſchallt, daß das Lokal ſich als zu 
Hein, als wenn es fi als zu groß erwieſen hätte. Leider iſt es uns nicht 
möglich, die Parteitagsverhandlungen ebenfalls im. Atäbtifchen Rofengarten ab» 
zuhalten. Mibliche Verätnifie, bie Au. befeitigen wir nicht In der Lage waren, 
zivingen und dazu, die Verhandlungen felbft in einem anderen Qolale, nicht Ir 
unſerem wunderhübſchen Mufenfaale - bier nebertan abäalten zu Lönnen. (Muf: 
Pfui J Wir ſind wenigſtens froh, daß es uns gelungen iſt, den heutigen Abend 
nun in dieſem Lokale zu feiern. Ich hätte wirklich nicht gewußt, wo wir die 
Tauſende untergebracht hätten in — Lolale, das wir nachher als Erſatz für den 
ſtaͤdtiſchen Roſengarten genommen Haben. 

Werte Anweſende wenn Mannheim auch niet. ein parteibiftorifcher Plag 
ift, wenn wir auch nicht wie viele Städte aus dent roten Köonigreiche Sachen, 
Nicht. wie. in ben Städten Berlin, Sambyıtg, Hannover ufw. auf eine reiche 

prolotaxriſche parteigenäffifche Vergangenheit bliden können, wenn feine großen 
Markteine der Barteigelhichte Hier gu verzeichnen find, fo. glaube ich doch darauf 
Anſpruch erheben gu. können, daß Mannheim immerhin ein Ort ift, in dem ſich 


su: die Vertreter ber Sozialdemokratie wohl fühlen können. Mannheim bat, ſo 


lange es ſteht, in den Kämpfen um die Vollsrechte niemals an legter Stelle 


geſtanden. In Mannheim haben ſich für die Volksfreiheit bedeutungsvolle Ereig⸗ 


niſſe abgeſpielt. Wie es in unſerem Feſtgeſang heißt, var es Mannheint, wo 
unſeor unvergehlicher Friedrich S:hilber feine „Mäuber”, fein revolutionärftes 
Bert, gum erſtenmal über die Breiter, die die Welt bedeuten, führen konnte. 
Auch andere politifche Ereigniile haben Mannheim einen, ehrenvollen Platz in ber 
-Berlode.. bes Kampfes um die Vollsrechte angewieſen. (Sehr richtig!) Wenn 
Sie Ihre Schritte hinauslenken jenfeits bes Nedars, um dte Stätte des Todes 
bon Mannheim zu bejuchen, fo finden Sie dort dad Denkmal des George Sand, 

ber den Zarenföldling. Ko gebue ermordet hat, ein Zeichen des freien Vurſchen⸗ 
ſinnes, der. ſchon zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts in Mannheim gelebt 
Hat, ‚Weiter finden Gie einen ‚Gebentitein dort, unter dein die Gebeine bon 
fünf ‚Männern ruhen, die, im Jahre 1849 auf Befehl. des damaligen Kom⸗ 
maundierenden, des Prinzen. don Preußen, ſtandrechtlich erhoffen wurden, Das 
‚Sahr 1848/49 ift mit unauslöfglicgen Zügen in die Geſchichte von Mannheim 


‚eingetragen. Sie ſehen alfo, daß auch Mannheim in der allgemeinen Volka⸗ 


hewegung um Freiheit und Vollsrechte ſich einen Namen errungen hat. Aber 
auch aniere Bortei ‚hat bier feiten Zuß gefapt. Wenn ich Ihnen fage, daß Wir 
bier in Mannheim die Reichſtags⸗ und Landtagsſitzz 59 zu den letzten Wahlen 
ſämtlich in, unjeren Händen Hatten, und daß nur buch die Vermehrung der 


Randtggäfige bon drei auf fünf und durch andere Ginteilung der Wahlkreiſe 


wei von bürgerliden Parteien gewonnen tourden, daß wir aber unfere drei 
erhalten haben: wenn ich Ihnen meiter fage, daß In ber ftädtifchen Verwaltung 
Mannheims die togialdemofratijche Partei fich einen achtunggebietenden Befigftand 
‚errungen hat, dab wir ein Drittel des ftädtifchen Verwaltungslürpers einnehmen, 
‚dann ‚glaube ia damit den Beweis erbracht au haben, daß auch) die Parteigenoſſen 
‚Mannheims verdienen, mitgenannt zu werben, wenn es ſich darum handelt, bie 
‚jenigen hervorzuheben, die. für. bie. fogialdemofratifche Wartet ihr Beites ein⸗ 
geſert haben. 

Vor 15 Jahren zahlten wir In Mannheim nur etwa 900 politiſch organifierte 
Arbaner, am. 1. Juli dieſes Jahres hatten wir bereits 4000 eingeſchriebene Mit⸗ 
‚glieder der politiſchen Partei und daneben noch 12 600 aewertſchajtic — 
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Arbeiter. Geifau) Sie befinden ſich alſo nicht allein dem Namen nach, fonberft 
in der Tat in der roten Pfälzer Stadt am Rhein, und wenn auch Fein Kanonen⸗ 
Donner und Fein Glodengelänt ertönt ımb wenn Teine bunten Wimpel Heute zu 
Ihren Ehren flattern, fo dürfen Sie doch ftolg darauf fein, daß ‘die Herzen der 
übergroßen Mehrheit der Hiefigen Bevölkerung Ahnen freudig entgegenfchlagen 
(lebhafter Beifall) -und daß die übergroße Mehrheit der Bevölkerung mit Auf 
merkſamkeit und Spannung den Debatten des Arbeiterparlaments folgt. Er⸗ 


neuter Beifall.) Die Arbeiter Mannheims ſchwören zur roten Fahne; fie werden 


fle- nun und nimmer treulos verlafjen. (Zebhafter Beifall.) Und wenn es oftmals 
fo feheint, als ob zwiſchen Nord und Süd ein gewiſſer Unterſchied in der Partei 
berriht, wenn man manchmal glaubt, da in Süddeutſchland der fogenumte 
Reviſionismus vorherrſcht, fo ift das nur eine trügerifche Annahme. Wir möüffet 
hier kämpfen unter den Verhältnifien, unter denen’ die Arbeiterbevölferung größ 
geworden ift, wenn e8 ſich aber darum Handelt, unfere letzten Ziele zu erftreßer, 
dann werden Sie nicht vergebens an das Ehrgefühl der Mannheimer Sozial 
demokraten appellieren. (Brabo )) 

- Wir befinden uns in einer. ehr bewegten, politiſch ſeht erregten Zeit. 
gern im Oſten ſehen wir ein Volk ringen, um Freiheit und Menſchentum, ſehen 
wir ein Volk kämpfen gegen den reaktionärſten Zarismus, der glaubt, daß er 
allein zu befehlen und zu herrſchen habe, der das große und unermeßliche Reich 
lediglich als ſeine Domäne betrachtet. Wir leſen und hören, wie Hunderttauſende 
hingemordet werden, aber wir erfahren auch, daß unfere Genoſſen dort tn Ruß⸗ 
land fi nicht zurütkſchlagen laſſen, und wir haben die felſenfeſte Ueberzeugung. 
daß aus dem Kampfe, der nun ſchon 18/, Jahre dauert, ſich die Freiheit des 
Volles emporringt. (Lebhafter Beifall.) Sir fehen ferner in Oeſterreich unſere 
Barteigenofien kämpfen um das allgemeine gleiche direfte und geheime Wahlrecht, 
um das Necht, ihre Geſchicke mitbeftimmen zu können. Wir Hoffen, daß diefer 
Kampf fein vergeblicher fein wird, fondern daß unfere Genoſſen in allernãchſter 
Zeit einen großen Erfolg erringen werden. (Bravo!) Wir jehen dann im Weſten, 
wie die franzöſiſche Republik, allerdings eine Bourgeois⸗Republik, ſich anfgebafft 
Hat, um endlich die unwürdige Herrſchaft des Pfaffentums zu brechen, wie mar 
dort die. Trennung des Staates bon der Kirche und der Schule von ber Kirche 
durchgeführt Hat. (Beifall) In Deutſchlands größten "Staat aber wird zu 
berjelben Beit die Säule an das Pfaffentum ausgeliefert. (Pfuih In derfelben 
Zeit, in der man in Defterreih um die Erringung des allgemeinen Wahlrechts 
kämpft, müſſen wir in Deutſchland fort und fort auf Poſten ſtehen, um das all⸗ 
gemeine Reichsſtagswahlrecht zu erhalten. Man würde gar' zu gern durch einen 
Staatsſtreich uns heute zu Anfang des 20. Jahrhunderts das wieder nehmen, 
was wir nunm⸗yr ſeit 386 Jahren beſitzen. Angeſichts dieſer Tatſachen und an⸗ 
geſichts des Umſtandes, daß unſer Bürgertum nicht imſtande iſt, dem Anſturm 
der Reaktion erfolgreich Wderſtand zu leiſten, iſt es doppelt notwendig, daB 
eins große, kraftvolle, mächtige Arbeiterpartei da iſt, die für das eintritt, maß 
wir Deiigen, und für die Erringung neuer Vollsrechte kämpft. Dieſe Teaftuotfe: 
und mädtige Bartei ift die Sozialdemofratie, die Sozialdemokratie, die in dieſer 
Woche, der roten Woche, in Mannheim tagt. Ich begrüße Sie mit dent Wunſche, 
daß der Mannheimer Parteitag ſich den übrigen würdig anreihen und ein Mark⸗ 
ſtein in der Geſchichte unſerer Bewegung ſein möge. (Beifall.) Wir Haben wichtige 
Sagen zu löfen. Unſere Gegner prophezeien immer, wenn fie in unſerer Preffe 
Meinungsverſchiedenheiten lefen, die Bartei werde außeliigwderfallen. Sie Werden 
fi) auch hier wieder als die faljhen Propheten erweiſen. Wir find feine 
Freunde des Vertufchens, wir lieben e3 nicht, Meinungsdifferengen gehen‘ zu 
halten, wir find gewohnt, offen auszuſprechen, was iſt. Aber wenn auch die 
Klingen ih ſcharf kreuzen, fo wiſſen wir doch immer, daß es ſich uni bie Su 
handelt und nicht um die Perſon. Auch diesmal werben wir wahrſchoinlich hitzige 
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Debatten befommen, e& wird manch ſcharfes Wort geſprochen werden, aber der 
Parteitag wird reine Luft ſchaffen; er wird das Band, das die politiſche Ber 
wegung mit der gewerkſchaftlichen verknüpft, aufs neue befeſtigen. (Beifall.) 
Fürchten wir uns alſo nicht vor Meinungsdifferenzen] - Das iſt eben der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen unſerer Partei und allen übrigen. Wir lönnen die gegenteiligen 
Meinungen in unjeren eigenen Reihen hören, wir fürdten uns. nicht, - fie aus⸗ 
zuſprechen, wir. machen nichts Hinter verichlofienen Türen, fondern wir ſprechen 
uns offen aus, und wenn die Vertreter der Partei ihre Befchlüffe gefaßt haben, 
dann. wird .danad) gehandelt. (Beifall) Der Streit. ijt der Vater aller großen 
Dinge... Deshalb werden wir Meinungsverfhiedenheiten durchfechten, und wenn 
wir dann vom Parteitag in unfere Heimat zurüdiehren, dann werden wir aufs 
neue das Evangelium ber Menſchwerdung, der Befreiung der. Menſchheit predigen. 
Mit dem Wunſche, dab .der Parteitag erfüllen möge, was von ihm erwartet wird, 
dei ich Sie nochmals herzlich willlommen. ‚(Lebhafter. Beifall.) 
Das Wort ergreift. Hierauf | 
Bebel (von jtürmifchem, minutenlangem Beifal begrüßt): Verehrte An⸗ 
weſende und. Parteigenoſſen! Mir find alleſamt dem Nufe. der Mannheimer 
Genoſſen mit Freuden gefolgt, wir wußten, DaB uns ein warmer-Empfang.bereitet 
iperden wird... Aber ich glaube im Namen aller Delegierten jagen zu müfſen, daß 
wir überrajcht ind über den. glänzenden Empfang. (Sehr richtigl) Zeugnis 
dafür. iſt nicht nur diefe gewaltige Verſammlung, ſind nicht nur die Tauſende 
und Abertauſende, die. Yeider in dieſem mächtigen Saale feinen Plat mehr 
| finden Tonnten, Zeugnis dafür iſt vor allem. die mächtige, Kegeifterte Stimmung. 
Im Namen aller Delegierten danke ich. den Mannheimer Parteigenoſſen für 
Die herzlichen Begrüßungsworte von Dreesbach. Wir alle ſind davon über—⸗ 
zeugt, daB feine. guten, Wünſche und frohen Hoffmungen in bezug..auf den 
Berlauf des Parteitages ihre. volle Beftätigung finden werden. Es mag richtig 
fein, dab Mannheim für die Sozialdemokratie feine bejondere hiftorifche Bedeutung 
bat, aber gleichtuohl,. ift Mannheim eine Stadt, in der ji die Entwicklung der. 
Sozialdemo ratie deutlich ausprägt, im Zuſammenhang mit der, Entiwidlung der. 
Partei. im gefamien Deutſchland. Im Jahre 1867, alſo wenige Jahre nach dem 
Auftreten Laſſalles, iſt hier in Mannheim die erſte Mitgliedſchaft des All⸗ 
gemeinen deutſchen Arbeitervereins gogründet worden, die ſelbſtverſtändlich ver⸗ 
hãlinismãäßig klein war. Aber Mannheim, das damals eine kleine Mittelſtadt 
mit unentwickelter Induſtrie war, iſt miitlerweile eine bedeutende Großſtadt 
geigorden, die Metropple de3 ſüdweſtdeutſchen Handels und „nerlehs, eine - 
Stadt, Ar. der auch eine gewaltige Induſtrie entſtanden il ‚sn. dem Make, 
wie fich: dieſe ölonomiſche Entwickelung der Dinge vollgog,. gewann Jelbitveritänds 
ih die Partei. mehr. und. mehr an Bedeutung und Anhang, fo dab heute die 
ſogialdemolratiſche Partei die. ftärlite diefer Stadt Jeworden iſt. BI Tünnen 
nur wünſchen, daß die Seswidelung, die Mannheim in. den letzten 40 "zahren 
genommen hat,. weiter ſo fortſchreitet, das wird nicht nur dem gejamten Vater⸗ 
Iande, jondern Ipezielt auch der geſamten Sozialdemofratie zum. größten Erfolge 
gereichem, | 
Drees b ah bat. auf die, Opfer hingewieſen, die vor nahegu 60 Jahren 
hiter in Mannheim geblutet haben im Kampfe für die deutſche Einheit und 
Freiheit. Dad badiſche Bürgertum ſtand in jener Zeit an der Spige des 
beutfchen Bürgertums, Baden war dasjenige Land, in dem bereits in den 
dreißiger Jahren des borigen Jahrhunderts die parlameatariſchen Kämpfe einen. 
äußzerſt heftigen Charakter erlangten, in dem 1848/49 die revolutionäre Bewegung 
Deutſchlands am meiſten aufflammte. Hier iſt der Boden, auf dem deutſche 
Freiheitskämpfer ſtandrechtlich erſchoſſen murden. Aber noch unendlid) biel mehr 
liegen quf den Schlachtfeldern Badens ihr Leben. Im Gegenint zu allen übrigen 
Ländern Deutſchlands Kat in Baden die revolutionäre Bewegung Erfolge davon⸗ 
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getragen. Lange Zeit galt Baben als das :Tiberale Mufterländles mit Stolz 
wieſen feine Bewohner auf die Inneren Buflände des Landes, mit Stolz wies min 
euf das Zuſammengehen von Volt und Regierung hin, und alliiberall ftrebte 
das Blirgertum bannch,; bie badiſchen Zuftände auf ganz Deutſchland au libew 
tragen. Das ft Freilich in keiner Weife gelimgen. Sa, jelbft in Buben finb 
dieſe Hoffttungen und Wunſche unerfüllt geblieben, hauptſächlich deshalb, meil 
die Sozialdemokratie durch Ihre Entwicklung die Birker fo mancher Leute geſtört 
Bat. Es iſt der badiſche Ratimalliberale Baffermann, ber vor emiger 
Sabren auf einer Beneralverfammlung der natlonalliberalen Bartet In Eiſenach 
den Ausſpruch getan bat, das deutſche Volk hungere nad Liberalisentus, und der⸗ 
ſelbe Dann, ber dieſen charakteriftiſchen Ausſpruch getan Hat, war es, ber km 
deutſchen Reichſstage mit an ber Spitze ber Meaftion ftand, als eB galt, bie 
geringen Rechte und Freiheiten ber Vertreter bes deutfchen Volkes gegen "bie 
Uebermacht ber Majorität zu verteidigen. (Pfuirufe) Baſſermann war es in 
erfter Linie, der an ber Spige der Zollmajorität ftand, die verfaflungsmähigen 
echte mit Füßen trat, ber es durchgeſetzt, daß es unferer Wartet unmöglich 
gemacht wurde, den Kampf gegen bie Wushungerung bes Volkes In ber Weiſe 
zu führen, mie wir e8 für notwendig eraßteten, Heute fehen wir bas, maß tote 
damals vorausgeſagt Haben, im vollſten Maße eingetreten. Heute leidet die 
deutſche Bepölterung, nicht nur die Wrbeiterflaffe, auf das allerfchiverfte unten der 
Vertenerung ber Lebensmittel, welche jene fluchwürdige Boll« und Yanbeispofteit 
ung gebracht Hat, bie es dahin gebracht dat, dab Heute ratſächlich ein großer 
Teil bes Volles an Unterernährung leidet. (Sehr richtig) Wir haben‘ auf 
biefem Gebiete in Deutſchland Zuftände, wie fie entfeglicher in keinem Lunde 
der Welt ertitieren. Wir find zu Verhältniften gekommen, die, wenn fie weiter 
fortdguern, das Verberben Deutſchlands notivendigermeije mit fich bringen mülfſen. 
Dean entfegt fi) in bürgerlichen Streifen üßer die Lohnkämpfe, iiber die Kämpfe 
'zut Verbeflerung ber Lage ber Wrbeiterklafle, die Im Laufe der legten Fahre Atı 
“ allen Eden und Enden Deutſchlands ausgebtochen ſind. Ya, iſt es denn win 
Wunder, daß bie deutſche Mrbeiterllaffe gegen dieſe dauernde Ausſaugung durch 
das deutſche Agrariertum ſich mit Händen und Füßzen wehrt? Die‘ beutfdje 
Sozialdemokratie verdiente nicht den Namen, den ſie hat, wenn ſie nicht alles 
aufböte, um dieſem Syſiem mit aller Energie entgegenzutreten. Und fuͤr uns 
Vertreter der Sozialdemokratie wird es eine der erſten Aufgaben ſein, in dem 
nächſtens zuſammentretenden Reichſtag die Frage aufzuwerfen, od man in den 
entſcheidenden Streifen gewillt iſt, dieſes fluchwürdige Syſtem auftecht zu erhalten. 
Es kann feinem Zweifel mehr unterliegen, daß, wenn nicht -von Grund aus 
Wandel geſchaffen wird, wir nicht nur in einem permanenten Zuſtande der 
Teuerung verbleiben, ſondern dab dieſer Zuſtand ſich fortgeſetzt verſchlimmert, 
und damit die ſoziale Not der großen Maſſen, und dabei befinden wir uns 
in diefem Augenblick noch in einer Periode ber Brofperität. Uber wenn in 
dem’ Wange der Entwidelung ber Gefellfihaft eine Periode der abfteigenden 
Konfunktur kommt, wenn die Löhne ſinken und Arbeitsloſigkeit Platz greift dann 
werden wir in Deutſchland Zuſtänden entgegengehen, die geradezu entſeglich 
genannt werben milffen und die es den herrſchenden Klaſſen und ber Negtenmg 
geraten erſcheinen Iafien ſollten, beizeiten zuzuſehen, ob fie glauben, duß uuf 
die Dauer ein folder Zuſtand der Dinge aufrecht erhalten werden kaun. Hamd 
in Hanb mit dieſem materiellen Druck gebt der geiftige Druck. Das legte Jahr 
hat uns wie fein anderes eine ganze Mafle von MPoltzeibrutalitäten "ber 
mederträchtigſten Art gebracht; wir haben Dinge erlebt, bie wir in Deurſchland 
nicht file möglich gehalten Hätten. Vor ſechs Jahren wurde einmal der Une 
ſpruch getan: „Schug ben Arbeitswilligen I" Heute müſſen wir fageny „Schut 
dem, der es für notmendig hätt, im Sterefle Teiner Wetfon: and: feiner: Wr 
gehörigen den Kampf um eine befjere Lebenshaltung zu führen!" (Sehr richtig D 
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Statt defien haben wir gefehen, wie in diefem Sabre an allen Eden und Enden 
Deutſchlands Klaſſenurteile gefält wurden, wie mir fie kaum in ähnlicher 
Beife in früheren Jahren erlebt haben. Charalteriſtiſch an dieſen Urtefius 
it ihre. Härte. Das zeigt, dab in unſeren rechtſprechenden Kreiſen ein Geiſt 
der Unduldfamleit, des Mißverſtändniſſes, eim Geift der Yeindfeligfeit in bezug 
auf alles herrſcht, was ſich gegen die Deftehende Ordnung ivendet, der für Die 
Zutunft Deutichlands die größten Gefahren in ſich birgt... Ferner jehen wir ganz 
im Gegenfag zu unjerem Nachbarland Frankreich, dab in unjerem größten 
Bundesitaat, in Preußen, ein Schulgejegentwurf die Zuftimmung der großen 
Majorität des Dreillafienparlamentes gefunden Hat, wie ihn ähnlich noch bor 
15 Jahren die Negierung angeſichts der Unmöglichkeit, ihm zur Annahme zu 
verhelfen, zurüdziehen mußte. . Nicht mit Unrecht ift gelagt worden: „Bentrum 
ift Trumpf“, vielleicht etwas weiter ausgedehnt: „Pfaffentum iſt Trumpf”. (Heiter⸗ 


keit) Wir baden in Preußen einen Kultusminifler namens Studt Lachen). 


Wir. hatten in Preußen vor bier Jahrzehnten auch einen Rultusminifter mit 


Kamen Mübler Mühler galt damals als Ausbund aller Nealtion, und 


es erihien damals kein Wißblatt, in dem diefem Mühler nit in der 
ſchauderhafteſten Weiſe mitgeipielt worden wäre. Aber alles, was Mühler 
erſtrebt bat, aber nicht durchſetzen konnte, hat Studt leicht durchgeſetzt und 
zwar mit Zuſtimmung jener Partei, deren Vertreter vor vier Jahren, den Aus⸗ 


ſpruch tat, das deutſche Voll Bungere nad Liberalismus. Derjelbe Studt 


hat die öffentliche Erklärung abgegeben, als es fich darum handelte, einen Turn⸗ 
lehrer, der die erfreuliche Eigenſchaft beſaß Sozialdemokrat zu ſein, zu heſtätigen, 
er könne das bei ſeinen Begriffen von Staatsräſon nicht tun, denn dem bes 


steffenden. Manne fehle bei feiner Eigenſchaft als Sozialdemokrat die nötige 


fittliche Qualität (Heiterkeit) —, ein Ausſpruch ſo ungeheuerlich, daß man hätte 
annehmen müſſen, auch die geſamte bürgerliche Preſſe, ſoweit fie noch Auf 
Freiheit und Liberalismus Auſpruch erhebt, hätte dagegen auf das allerent⸗ 
ſchiedenſte proteſtiert. Zum Dank für dieſe und ähnliche Taten bekam Studt 
den Schwarzen Adlerorden. Derſelbe Herr v. Studt — denn durch den 
Schwarzen Adlerorden iſt er nunmehr geadelt worden — iſt es auch, der der 
Lehrerſchaft in ihrem Beſtreben auf Verbeſſerung der Gehälter entgegentritt, der 
alles aufbietet, um die Erhöhung der Lehrergehälter in den Städten zu hinter⸗ 
treiben. Das muß mit Notwendigkeit bie Wirkung haben, daß die beſſeren Kräfte 


N vom Lehrerſtande zurüdziehen und daB infolge deflen die Schul- umd 


Bildungsverhältnifie auf das traurigfte beeinflußt werden. Wir haben feine 
Urſache, irgendwie freudig der nächſten Zulunft entgegen zu jeher, was uns 
freilich nicht veranlaſſen kann, deshalb uns zu den Schwarzſehern zu rechnen. 


(Große Heiterkeit.) Bu den Schivarziehern gehören wir nit; wie malen 


ſchwarz dort, wo ſchwarz vorhanden ift, aber ivir haben zugleih das Vertrauen 
zu ber Bufumft des deutſchen Volles, dab es die Mittel finden wird, um 
dieſen ſchwarzen Zuſtänden in der einen oder anderen Weiſe früher oder ſpäter 
ein Ende zu machen. (Lebhafter Beifall.) Wir ſehen ferner, wie in Preußen 


‚die berüchtigte Polenpolitif volftändigen Bankrott gemacht bat, mir ſehen, daß 
‚ale Maßughmen, die das Preußentum unternimmt, am dem Polenium ents 


gegenzutrefen, geicheitert find, wir fehen, dab die tarnidelbafte Vermehrung des 
Polentums (Heiterfeit) — um mit Bülow gu reden — nad) wie vor anhält, mir 
jehen das Unerhörte, dab jet das Bürgertum, für welches das Eigentum 
als da beiligfte gist, was es gibt, fidh anit dem Gedanken trägt, um dem Polens 
tum ontgegenzutreten, müſſe man zur Erpropriation der polnifchen Grundbeſitzer 


ſchreiten. Wir haben keine Macht, das zu verhindern; es gibt uns im höchſten 


Falle ein ſchönes Beiſpiel dafür, wie mir es einſimals zu machen haben, 


wert wir die Macht haben. (Sehr gut! und Heiterkeit) Wir ſehen auch 


weiter, wie die Realtionsgelüſte das allgemeine, gleiche und direlte Wahlrecht für 
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ben Reichttag In Frage ſtellen. Es war außerordentlich bemerlentwert gu hören, 
wie ein hervorragendes Mitglied der Zentrumspartei, Graf Strachwitg, 
vor einigen Monaten Öffentlich die Anſicht proflamterte, daß das unſelige Wahl⸗ 
recht zum Reichstag auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden dürfe, wem 
nicht der gegenwärtige Kulturzuſtand in Frage geſtellt werden ſole. Wenn 
irgendwo der Gegenſatz zwiſchen Norde und Südbeutſchland in ber eklatanteſten 
Weile hervorgetreten iſt im Laufe der Iedten Jahre, fo darin, daß es ben bet» 
ſchiebdenen ſüddeutſchen Staaten gelungen iſt, das gleiche, -bireite und geheinte 
Wahlrecht zu erhalten. Im Gegenfag dazu haben In den norddeutſchen Staaten, 
in erſter Linie im verjunferten Preußen und im induftriell hoch entwickelten 
Sachen, bie herrſchenden Klaſſen unter Kührung bed Junkertums alles aufe 
geboten, um dem Wolfe daß allgemeine, gleiche Wahlrecht vorguerthalten. Es 
wird In den nächſten Tagen unfere Mufgabe fein zu beraten, welche Schritte gu 
ergreifen find, um biefen auf bie Dauer unbaltbaren Yuftänden ein Enbe zu 
machen. Zu allem Meberfiuß aber bat und ber legte Sommer eine Fülle von 


ſtolonialſtandalen gebracht, wie fie felbft die ärgſten Peſſimiſten nicht fir möglich 


gehalten haben. ch will Hier nicht auf die Tatſachen eingehen, bab ein Bob» 
Bielstt bis heute auf feinen Minifterpofter Hat aushalten können. Wentt 
bie Stegierung, wenn bie herrſchenden Klaſſen es fertig Bringen, fo. ſchwer kom⸗ 
peomittterte Leute als leitende Beamte des Staates gu halten, jo kann uns das 
nur recht fein, weil e& in höchſtem Make zur Diskreditierung des Syſtemd bei⸗ 
tragen muß. (Sedr richtig!) Auf ber anderen Seite muß es auffüllen, ba, 
fomweit ich die öffentliche Meinurg berfolgen konnte, nirgends Andeutungen 
gentadht werden, daß diefer Yuftand ber Dinge, der durch das Syſtem Pod» 
bielski fofort der Welt in bengaliſcher Beleuchtung erfägtenen It, in Deutſch⸗ 
fand, ſpeziell in Preußen durchaus nicht neu iſt. Dasſelbe, was ntan heute 
Herrn von Vobtelsti mit Net als unmoraliſch, als verwerflich, ats in 
Widerſpruch ſtehend zu feiner Stellung vorwirft, dasſelbe Hat ber große Heros 
des Deutihen Reiches, Fürſt Bismard, in der ausgiebigften Wetje getrieben. 
(Hört! börtl) Als Bismard 18668 das nötige Geld geſchenkt befam, um 
Barzin zu kaufen, war das erfte, was er tat, daß er eine Heine Papierfabrik 
ins Leben rief und deren Fabrikate an die Reichspoſtverwaltung zu Monopol⸗ 
preifen verfaufte. Und als er 1870 den großen Sachſenwald geſchenkt bekam, 
ba legte er auch dort neue Fabriken an, er ſchlug ungehenre Holzbeſtände nieder 
und verlaufte die Fabrikate wieder zum größten Teil zu Monopolpreiſen an ber 
ſchiebene Verwaltungen des Deutſchen Reiches. (Hört! hört) Daran Hat, mit 
Ausnahme von uns, Öffentlich niemand etwas auszufegen gehabt. Ich begreife 
es, dab ein Podbielstt nah dem glorreichen Belfpiel eines’ Bismard 
handelt und fich ſagt: Ja, was bei bem nicht alb Verbrechen angefehen wurde, 
das kannſt du auch fun. Wir, die wir jahrzehntelang bie einzige Partei waren, 
die das bekämpft Hat, verurteilen ſelbſtverſtändlich das Syſtem Bobbtelstt 
anf das ſchaͤrffte; aber Uber Korruption brauchen wir uns nicht fo ſehr aufge 
regen, denn bon Korruption Iebt der größte Zeil ber bürgerlichen Geſellſchaft. 
(Sehr richtig.) Es verſteht fich von ſelbſt, daß alle dieſe Dinge lebhaſte Et⸗ 
bitterung herborgerufe® Haben, und gu allem Ueberfluß hat die Reichstagsmehr⸗ 
Heit felbft dafür geforgt, dab eine Muffe von Erbitterung in weite Krelfe getragen 
iſt. Wir haben dus Steuerbufett, das der legten Seffton borgelegen bat, nad 
allen Richtungen Kin auf das entſchiedenſte belämpft, wir haben feine Verwerf⸗ 
lichkeit, ſeine Unmahrbaftigteit, ſeine vollswirtſchaftlichen Schädlichkeiten nude 
gewieſen, wir haben vor allem hervorgehoben, daß es wieberum die Urbeiter⸗ 
Haffe iſt, die vorzugsweiſe durch dieſe neuen Steuern belaſtet wird, aber gu 
gleicher Zeit — und das tft eben die Ironie der Geſchichte — Hat die facts 
erhaltende Mehrheit des Reichſbtages durch Die Bewilligung des Steuerbukents 
auch in weiten bürgerlichen Kreiſen Anftoh zur größten Unzufrledenhen gegeben. 


— — — — — — 
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Es iſt ein echt nationalliherafles Blatt, haß Leipziger Tageblati“, dad auf 


Grund hiefer Mikitimmung den qaralteriſtiſchen Ausſpruch tats Wenn mir 


zu einer Reichstagswahl lämen, jo würden die Steuerbewilliger finden, daß 

mancher, her jetzt auf dem kuruliſchen Seſſel ſitzt, nicht wiederlommi. (Sehr 
mahr!) Aber es war nicht nur die nationalliherale Wartet, deren Führer 
Büſing die Bewilligung bed Steuerbuketis ala nationale Tat geprieſen bei, 
ſendern ed. waren auch Zentrum und Konſervative, bie den Steuern zuſtimmten. 
Wir haben alles aufzubieten, um das Wolk darüher aufzuklären und dafür 


einzutreten, daß es bei ber nächſten Wahl bie entſprechende Quittung erteilt. 


(Rebbafter Beifall) 

.&o wie un Innern non Deutſchland find au bie Werhältniſſo Deutſchlandh 
zum Aualande nichts weniger als erfreufih, Wir Baben im letzien Frühlabk 
bie Abwickelung der Marplfoangelegenbeit durch dia Konferenz bon Algeciras 
erleht. Wir waren Zeuge im Neichstage, wie Furſt BiLom durch einen Krank⸗ 
beit3anfall außerſtande geſetzt wurde, fi) zu rechtfertigen, aber mie immer dig 
Behtfertigung hätte ausfallen mögen, heute Tann Fein Zweifel mehr boſtehen, 
daß bie Konferenz von Algeeiras gezeigt bat, daß Deutſchland in her Melk 
wallftändig iloliert fleht, und das Bat weſontlich zur Sieigerung ber allgemeinen 
Unzufriedenheit in bürgerlichen Streifen beigetragen. Daran ändern all die 
Heben und Dellamationen mit, Die wir im Laufe ber letzten Jahre au 
hören belommen haben, Das ift das Meiultat der Konferenz, ein Reſultat, mie 
ea beibämender und trauriger nicht gedacht werden Tann. So alle iſt das 

Fqzit der. Zuſtände im Innern und Aeußern. 

Die jetzt bereits ins dritte Jahr gehende ruſſiſche Revolution nimmt farke 
dauernb das allgemeine Intereſſe in Anſpruch und liegt zweifellos den herrſchen⸗ 
den Klaſſen ſchwer Im Magen. Es max ein ſehr bezeichnendes Wort, das der 
preußiſche Juſtizminiſter im Reichſstage anläßlich unſerer Interpellation über den 
Königsberger Prozeß geſprochen Hat, als ex ſagte; „Tua res agitur“ (Um 
being Sache handelt ed ſich!) Wir regierenden Kreiſe haben In Deutſchland 
dafür zu ſorgen, daß das böſe Beiſpiel von Rußland nicht zu uns hinüber 
kommt, — Tua res agitur! fa ſagen auch wir. Mir Haben den dringenden 
Bunim, role haben bas lebhafte Verlangen, daß unferen ruſſiſchen Brüdern und 
Schweſtern, Die jetzt fo koloſſale Opfer an Gut und Blut gebradyt Haben, die den 
furchibariten Grauſamkeiten ausgeſetzt find, ihr Kampf gegen den ruſſiſchen 
Deipptismus gelingen möge, damit endlik auch im großen Ditreih Europas 
un herheigeführt merben, bie eines Rulturiigaies würdig find, (Sebhafter 

gifaſl. 
WVin feltfamer Wiberſpruch iſt es, daß berſelbe Mann, ber die kaum 
aulammengetretene Duma durch einen niederträchtigen Staotsſtreich aufgelöſt 
bat, in dieſen Tagen dem finnländiſchen Volke durch eine Proklamation das 
allgemeine, gleiche, direkte und geheime Landtagswahlrecht für alle Staatsbürger 
ohne Unterſchied des Geſchlechts vom 21. Jahre ab bewilligt hat, fa daß Fian⸗ 
fand augenblidlih in dezugeauf dad Wahlrecht der vorgeſchrittenſte Staat iſt. 
Diefe Widerſprüche laſſen fi nur erllären aus dem eigenartigen ®erhältnis 
zwiſchen Finnland und Rußland, dag zu erörtern jet nicht der geeignete 


Moment ift, aber mie immer die Dinge ſich im groben Ditreich Europas ga 
ftelten, wie jehr wir alle wünfchen, daß es unſeren Genofien in ihrem außer⸗ 


ordentlich ſchwerem Kampfe, der mit bewunderungswürdigeg Zähigkeit und 


Doferwilligleit geführt wird, gelingt, den Sieg davonzutragen, uns muß dies 


Beiſpiel aufs neue anfeuern, daß wir auch unſererſeits alles aufbieten, um 


auch in Deutſchland lulturwürdigere Zuſtände zu ſchaffen. (Beifall) So 


werden wir aud insbeſondere in den näditen Tagen die Mittel zu prüfen 


Sehen. für die Aufgaben, die wir in nächſter Yufunft Löfen müjlen, — bielem 


Sinne erlläre ich ben Parteitag für eröffnet. (Lebhafter Beifall). 
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Der Barteitag tonftituiert fi. i 
Zu Vorfigenden werben. einftimmig Singer» Berlin unb Dree 36 a ad: 
Mannheim gewählt. 

Singer: Ich ſpreche Ihnen herzlichen Dank aus für die Ehre, die Sie uns 
erwieſen Haben, indem Sie ung mit der Leitung des diesjährigen Parteitages 
betraut Haben. Wir werden ſelbſtverſtändlich alles aufbieten, um die Geſchaãfte 
des Parteitages i in einer Weife zu führen, die mit der Zufriedenheit der Delegierten 
gleichzeitig eine geordnete Verhandlung gewährleiſtet. Wir können das aber 
nur, wenn wir der Unterſtützung aller Delegierten teilhaftig werden. Wir haben 
eine Tagesordnung, die uns ernſthaft und ſehr eingehend beſchäftigen wird. Wir 
ſind jelbftberftändlich alle der Meinung, daß die für die Entwidelung der Bartei 
wichtigen ragen mit dem Ernfte und der Gründlicäkeit behandelt werben, den 
fte verdienen. Ich babe Keinen Zweifel darüber, daß diefer Parteitag ſich in der 
Würde und in dem Ernft feiner Verhandlung angemeffen anreihen wird den 
- Barteitagen, die wir bisher gehabt Haben. Wie die präditigen Chöre dieje 
mächtige Feftverfammlung begrüßt Haben „Zu der Arbeit Heil und Frommen“, 
fo darf ich die Ueberzeugung ausſprechen, werden aud) die Arbeiten dieje3 Partei» 
tages ausfallen zu Heil und Frommen für die Sozialdeniofratie. (Bebhafter Beifall.) 

Wenn wir nun dazu kommen, die Sigungszeit des Parteitages feſtzuſetzen, 
fo babe ich bei diefer Gelegenheit dem Bedauern darüber Ausdruck zu geben, 


dak wir mit Rückſicht auf gewiſſe Vorkommniſſe unfere gewöhnte Arbeitszeit‘ 


ein:S verlegen müſſen. Wir Dürfen e3 mit Fug und Hecht bedauern, bat toir 
dazu gezivungen find, da wir nach den Mitteilungen der Mannheimer Genofjen 
au der Annahme berechtigt waren, daß wir feſt und ſicher darauf rechnen könnten, 
in diefent Haufe auch unfere Barteitagsperhandlungen. führen. zu Sömten. Die 
zuftändige. Gemeindevertwaltung Hat anders beichloffen, wir find nicht in der 
Lage daran etwas ändern zu können, wir müfjen und damit begnügen, unſer 
Bedauern dariiber auszuſprechen, nicht fo ſehr und nicht allein darüber, daß es 
uns nicht vergönnt iſt, in dieſem prächtigen Haufe die ganze Woche veriveilen 
zu können, fondern mehr noch darüber, daß wir durch ‚die Stadtperwaltung ge» 
zwungen murden, und nad) einem anderen Lokal umzufehen. Die Abmachungen 
mit den Inhabern diefes Lokals gehen nun dahin, daß unſere Verhandlungen 
jeden Tag fo zeitig geſchloſſen werden müflen, daß der’Eriverbsbetrteb, alfo die 
Boritelungen nicht gejtört werden. Wir müſſen infolgedefien die Verhandlungen 
um 6 Uhr ſchließen. Daher ſchlage ich vor, daß wir, um die 8 Stunden Tages» 
arbeit doch Leiten zu können, fir diefen Parteitag den Beginn ber Verhandlungen 
auf ‚morgen 81/, Uhr anfegen, bis 12%/, Uhr tagen, dann 12/, Stunden er ie 
pauſe machen und von 2—6 Uhr weiter tagen. (Zuftimmung.)- i 


Zu Schriftführern werden gewäßlt: Frl. Baader Berlin, Vartels⸗Altona, 


Shüg-Bresinm Shmitt- Münden, Brandes-Magdeburg, Börnte- Hans 
nover, Ulrich⸗Offenbach, Kleißner- Dresden u. Wollermann-Teltow-Beeskow. 

In die Mandatsprüfungstommiffion werden delegiert: Frau Zie tz⸗ Ham⸗ 
burg, Feldmann⸗Langenbielau, Buhl-Leipzig, Braun Königsberg, 
Stengele> Hamburg, Leopold. Zeig, Knieriem⸗-München, Ginber- 
mann Dresden und Wels-Berlin. 

Auf Borfhlag Singers Wird Hierauf in der Tagesordnung ber Punkt 4 

„Maifeier“ Hinter die Punkte 5 (Der politiſche Maſſenſtreit) und 6 (Der inter» 

ttationale Kongreß 1907) geſetzt. Ä 

Singer: Mit der Tagesordnung des Barteitages beſchäftigen ſich die Yns 
träge 1, 2, 3, 4,:5, 126 und 131 Abfag 4. Ich Stelle die HRIESINBUNGEILage: 

Die Unterftüßung zu 1 reicht nidt aus. 

Bor der Stellung der Unterjtügungsfrage zu 2 bemerkt 

Singer: Ich möchte vermeiden, daß aus der eventuellen Ablehnung der 
Unterftügung irgend welche falſchen Schlüfle gezogen werben. Die bisherige 
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Barteileitung ift unter bolfer Würdigung der Bebeutfameit der angereaten Frage 
doc der Anficht, daß die Einichlebung. eines neuen Punktes in die an fich ſchon 
ſtarl belnftete Tagesordnung nicht wünfäber iſt. Der Parteitag wird deshalb 
doch Gelegenheit finden, feine Sympathie für die ruſſiſche Revolution aufs 
zuwörüden.. Beifall.) 

Quuder-Dresden: Ich wollte berichnigen, daß nicht der dritte, ſondern der 
ierte fächfifche Wahlkreis beantragt. bat, „Die ruffiihe Revolution und die 
beufiche Arbeiterbewegung· auf. die Tagesordnung zu legen, Nach Singers Er⸗ 
Hanna alebe ih aber biefen Antrag aurüd, | 

Die. Unterfiügung au 8 reiht. nicht aus. 

: Untrag & wird ohne Debatte abgelehnt. 

‚Zu Untrag 5 bemeri Singer, bak ber Parteivorſtand mehrfachen Uns 
kegungen aus den Kreiſen der . Barteigenoflen folgend, fi mit der General 
Kommilfion in Verbindung gefeßt habe, ‚Diele habe erflärt, Genoſſe Legien 
ſei bereit. falls der Parteitag es beſchlieze, das zweite Referat zu übernehmen, 

-Untrag. 5 wird angenommen, Legien alla zum Mitbericht⸗ 
. erftahier. au ben Punkt 4: „Der politiiche Mafjeiritreit” Beitellt, 

Die Anträge126 und 181, Abſatz 4 a damit urlebigt ans | 
befiniie Tagesordnung: wird aufgeftelt: 

. @elhäftshericht, 

‚®, Bericht dar Kontrolkommiffion, 

‚8. Barlamentarifher Bericht. 

- 4 Des politiſche Maſſenſtreil. 
> 8 Der internationale Kongreß. 

— Die Maifeioer. 

7. Gogiakdemokratie und Boltserzichung, 

$.. Strafrecht, Strafprogeb:unb Strafpvollzug. 

RB. Gonltige Unträge, 

= .; 30, Wahl * Vorſtandes, der aNontrollkommiſſion und bes Dckes, an dem ber 
naãchſte Parteitag Hattfinden fall . - 

- Bingen; Die Anträge 118 und 119 berfangen die Wiederaufnahme. zweler 
früher. ausgeſchloſſener Genoſſen. Der Parteiporſtand hat bie Organiſationen 
neladen, das Material liegt vor. Ich möchte nun bitten. daß die Nandats⸗ 
re bie Vorbereitung dieſer Ungelegenbeit übernimmf. 

Damit if Der Barteitag einverſtanden. 

‚Der geſchäftliche Teil bey Vorverſammlung iſt erlebigt. | 

Bor Schluß teilt Singer ein Telegramm mit, das hen Sieg Bei der Stich⸗ 
wohl in Gebweiler zum Bezirlsausſchuß mit 2100 gegen 1600 Stimmen meldet. 
(Bebhafter Veifall,) Dielex Sieg iſt um fo. bedeutungsvoller, als es ſich um 
ein neugewonmenes Mandat handelt, um das Mandat, das in ber legten Seſſion 
der frühers Landasausſchuſpräſident Geheimrat v. Shlumberger inne hatte, 
Dir danlen im Namen des Barteitages ben wackeren olſaß⸗lothringiſchen Genoſſen 
und ſehen in ber Nachricht ein nutes Omen für den Parteitag und für die weitere 
Zätigleit der Partei, (Stürmiſcher Beifall.) Unfere heutigen Verhandlungen wollen 
wir mit unſerem alten Rufe schließen, der der Leititern unferes Lebens iſt: Die 
deutihe Sozialdemokratie, fte lebe body ! 

: Die Delegierten und die Zuhörer erheben fi und ſtimmen dreimal in das 
Kon, ein,. Die vereinigten Männerchöre Mannheims und ——— fingen 
—— „Gruß an die Reaktion: Trotz alledem“ 

Schluß ber Verſaumlung 8°/, Uhrx. 

Nach einer Pauſe beginnt dann das Beh das unter Rettung des Genoſſen 
Dr. Grant-Dannfeim Ink = 
r ——— u; 
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Erſter Verhandlungstag. 
Mentag, den 24. September 1906. — Bormittags— ——— 


um 9 Uhr eröffnet J 

Singer die Verhandlungen und teitt mit, daß als Vertreter aulandiſqher 
Bruderparteien folgende Genoſſen erſchienen find: A. Rappaport für bie 
Parti socialiste; Georg Maes für die belgiſche Arbeiterpartei: Franz 
Fiſcher für zie Redaktion des „Peuples; Eduard Anfcele für Die 
Redaktion des „Vooruit“; Joſef Wauters für bie Lütticher Gewerkſchaften; 
Camille Huysmans für das Internationale Sozialiſtiſche Bureau; 
Ernſt Söderberg für die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei in Schweben‘; : 
Ignaz Notter-Warfhau, für die polniſche fozialiftiiche Partei (BP. P. ©. );. 
3 B. As kew für die ⸗ocial⸗Demokratie Federation, England; Adelhei d 
Popp s Wien für bie ſozialdemokratiſchen Frauen Defterreidjs : Anton 
Hueber- Bien und Anton Schäfer für die TER ber deutſchen 
Sozialdemokratie Oeſterreichs. 

Singer: Die Genoſſen find uns her lich willkommen, wir wiſſen die Ehre 
zu ſchätzen, die Sie uns durch Ihren F 
daß Sie aus unſeren Verhandfumgen die Veberzeugung mitnehmen, daß bie 
deutiche Sozialdemokratie, wenn fie auch in diefer Woche ihre eigenen Geſchäfte 


erledigt, doc; niemals das Gefühl der Solidarität und der Brüiderlichfeit gegen 


bie Arbeiterparteien aller Länder vergeflen wird. Mit befonderer Genugtuung 


haben wir in biefem Sabre den Beſuch unferer Brüder vom Auslande zu vers. 


einen. Allüberall in der Welt weht die Sturmfahne ber revolutionären 
Bewegung. In Rußland wird die Revolution hoffentlich das Volk aus den 
Banden des Zarismus befreien. Wenn wir auf den Kampf in Rußland Dliden, 


wenn wir jeher, wie unfere Brüder in Frankreich fich geeinigt haben zum 


gemeinſamen Vorgehen, wenn wir uns vergegenwärtigen, wie unſere Brüder in 
Oeſterreich im Kampfe ſtehen und uns dabei Har'macden, daß dieſer Kampf, 
der Hoffentlich den Arbeitern das allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahl⸗ 
reiht Bringen wird, weſentlich ein Werk unferer Genoffen fit, dann Dürfen mir 
mit um fo größerer Freude ſie unter uns begrüßen. Ebenſo erfüllt es uns mit 
hoher Genugtuung, daß eine Vertretung der ruſſiſchen Partei unter uns weilt. 


Alle die Genoſſen und die Parteien, die mit uns gemeinſam den Kampf um die 


Befreiung des Proletariats führen, Sie alle begrüße ich, wir drücken Ihnen 

freudig die Hand und heißen Sie herzlich willkommen. (Lebhafter Beifall.) 
Huysınand-Brüffel! Werte Genoſſen! Es war mir eine fehr große Freude, 

als Mitglied der Kommiffion des internationalen Bureaus nah Mannheim 


kommen zu bärfen und Ste zu begrüßen, umſomehr, als id} mit dem Wartet» 


doritand einige proptiorifche Dabregeln befpreden muß über die Drganliation 


bes internationalen Kongrefies in Stuttgart. Die Blicke aller angefchloffeneit 


ſozialiſtiſchen Parteien find heute auf Mannheim gerichtet, weil die deutſche 


Partei in der neuen Internationalen eine der Mufterorgaijationen Bilbet. Das 
Proletariat. hat verſtanden, daß es eine nationale Politik haben muß, aber auch 


eine internationale Polititk. Darum iſt es notwendig, daß mehr und mehr dieſe 
internationale Politik des Proletariats an Realität gewinnt. Die Geſchichte der 
internationalen Kongreſſe kennen Sie ja und wie das internationale Burenu 
fungiert, wiſſen Sie auch, und Sie wiſſen auch, daß es in den letzten Jahren 
wieles verwirklicht Hat. ie wiſſen, was wir getan haben am 22. Sanıtar: Eie 


willen auch, daß eine Rejolution angenommen wurde bon dem Genoflen 


Batllant, welche Bezug Hat auf die Kriegstreibereien der internationalen 
Bourgeoiſie. Genoſſen! Die ſogialiſtiſche Lage fit Heute gekennzeichnet bei dem 


IFe De 


eſuch erwieſen haben und wir hoffen, 


. 
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verſchiedenen angefchloflenen Parteien durch ftetige Ausbreitung und auch durch 
feite Bereinigung: Stetige Ausbreitung wie -ün Norwegen und bei den letzten 
Wahlen in Dänemark und hoffentlich auch bei den nächſten Wahlen in Oeſter⸗ 


veih. In Frankreich hat das Proletarint die, Rejolution des Amſterdamer 


Kongreſſes verwirklicht, und auf dieſem Wege marſchieren auch die Genoſſen 
aus Bulgarien und auch die Genoſſen aus England, welche dieſe Woche eine 
Prapoſition zur Einigung au das Sekretariat einſchickten. Cebhafter Beifall.) 
Auch in den Vereinigten Staaten wird dies geplant. Und wir hoffen, daß der 


internationale Kongreß in Stuttgart denſelben Einfluß -auf dieſe Partei haben 
wird, wie der internationale Kongreß in Amſterdam auf die Genoſſen in Frank⸗ 


rei. Das größte Ereignis in dei. legten Monaten ijt der langſame aber fichere 
Zuſammenbruch des Zarismus und, wie uns ſchon Marx ſagte, je mehr der 
Barismus zurůckweicht, deſto mehr herrſcht in Europa, auch Deutſchland in⸗ 
begriffen, die. Freiheit. Beifall.) Dies danken wir den ruſſiſchen Genoſſen, 


melde gezeigt haben, wie ſich theoretiſche Bildung mit der Altion vereinigen 
kann. Zu dieſem Reſultat haben auch die deutſchen Genoſſen mitgewirlt durch 
die reichliche Unterftügung der ruſſiſchen Revolution. Sie jind jo ein Muſter 
geweſen für die ganze Internationale. Auch die belgiſchen Genoſſen haben mich 


erſucht, Ihnen ein Wort über bie ſpezielle Lage ihres Landes zu jagen. Die 
belgiſche politiſche Gruppe, die Gewerlkſchafien und Genoſſenſchaften bilden nur 
eine Partei und darum wird über ihr Verhältnis zu einander in unſerem Lande 


nur alademiſch geſtritten, weil die. politiſche Gruppe ſich auf die gewerlſchaftliche 


Arbeiterorganiſation ftügt und weil die Gewerkſchaften die Notwendigkeit einer 


politiſchen Aktion ein] ehen und Zeiner doppelten politijchen Drganijation benötigen. 
Dan, hat geſagt, wir find ſtärler als politiſche Organiſation als wie als gewerk⸗ 


ſchafiliche Organiſation. Dies iſt Wahrheit. Aber es wird nicht. mehr lange 
dauern: je mehr unſere kapitaliſtiſche Organiſation entwickelt iſt, deſto mehr 


wird ſich auch die belgiſche Gewerkſchaft entwickeln und ſtärken müſſen. Im 


Jahre 1804 haben wir die Bürgerlichen überrumpelt. Aber ſeitdem haben die Bürger⸗ 
lichen begriffen, daß ſie ſich auch organiſieren müſſen und ſperrten uns ſo auf eine 
Zeitlang den politiſchen Weg. Aber nun Hat die Arbeiterklaſſe verſtanden, daß 
es auch noch einen anderen Weg gibt, und fie entividelt fih auf dem gewerkſchaft⸗ 
lichem Wege. So Haben ſich bereits 50 Prog. der belgiſchen Bergarbeiter 
organifiert.. Von den Metallarbeitern mehr als 14 Proz. Das ift einz fehr 
erfreulicge Erſcheinung, und jo merden die belgiſchen Genofien weiter vorwärts⸗ 
ſchreiten. Das Prolelariat Belgiens geht vom politiſchen zum gewerkſchaftlichen 
Weg über, umgekehrt iſt es in England. Wenn auch in den legten Jahren 


ein’ ;» Heinbürgerlicge Elemente aus unjerer Organiſation außgelreten fin, fo - 


bat. fi biefelbe doch wieder durch tüchtige, gejinnungstreue, proletariſche Ele» 


mente verftärkt. Die Zahl ift diefelbe geblieben, aber die Drganifation tft ſtärker 


geinorden, was das proletarifche Nlafienbewußtfein angeht.. Geftern noch war 


bie. frangöfilege . Ration - die ältefte und ſchönſte Tochter der xömiſchen Kirche. 


Müſſen wir Dreesbad glauben, jo bat die Heimat „Luthers diefe wenig 
beneidensiwerte Rolle übernommen, Uber hat die römifche Kirche ihre älteſte 
Tochter verloren, ſo hat die rote Internationale ihre älteſte und ſchönſte 
Beta behalten und das iſt und bleibt die deutſche Emebansane Gehraer 
Beifall.) 

Hueber⸗Wien: Im Auftrage der deutſchen Sozialdemokratie Defierreichs, 
beren. arteivertretung ih al3 Gewerkſchaftsſekretär ‚angehöre, erlaube. ich mir, 
Sie herzlich zu begrüßen. Geftatten Sie, dab ich im Namen ber- bon unferer 


Barteiorganijation hierher delegierten Genofjen in wenigen Worten die Empfindung -- 


unferer brüderlichen Solidarität, die uns vom jeher verknüpft, zum Ausdruct 
bringe. Wir, Defterreiher haben. ein Jahr —— Kämpfe hinter uns, und nur 
bie Anſpannung aller Kräfte des politiſch und gewerkſchaftlich organiſierten 
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Proletartats, bie energie und ſchlagfertige Ansnligung aller Umftande, ver⸗ 
mochte und den Erfolg zu Bringen, daß unſer mehr als zwanzigjähriger Kanwpf 
un das allgemeine, gleiche und birelte Wahlrecht Heute zwax noch nit abe 
geſchloſſen iſt, aber nicht mehr verloren werden kann. In wenigen Wochen, for 
hoffen wir, wird das alte, kulturwidrige Privilegienparlament Oeſiterreichs für 
alle Zeiten beſeitigt fein‘ (Bravo!) und wir werden ein Parlument auf bems⸗ 
featifcher Grundlage haben, fo wie Sie im Deutſchen Reiche es ſchon lange befitzen 
Wir willen, Genoffen, daß Bie den Kämpfen des öſterreichiſchen Proletarlats mit 
größter Freube folgen, daß Ste den Fortfögritt würdigen werben, den bie Sozial⸗ 
demofratie ODeſterreichs ausnlen twird, um ben proletariſchen Klaſſenlampf auf 
allen Gebieten der Politik und Gewerkſchaft zu führen. Wir unfezerfeits find ja 
gewohnt, an allem teil zu neßmen, was unfere deutſche Bruderpartei, die uns 
in fo vielen Dingen Vorgängerin und Lebrmeifterin war, betrifft und fo verſolgen 
wir mit regſtem Intereſſe Die Atbeiten bes Parteltages. Wir wünſchen herglich, 
daß die Verhandlungen dieſes Parteitages dazu führen mögen, die ſchwierigen 
Aufgaben, die bei den glänzenden Fortſchritten ber deutſchen Sozialdemokratie 
unvermeidlich immer neu erwachſen, zu Löfen, zu Töfen im Intereſſo ber Soziak⸗ 
bentotratie, Im Intereſſe bes organtfierten Proletariats aller Länder, Es lebe 
bie deutſche, e8 lebe bie Internationale Sozie l emokratie! (Rebhaftes Bravo)) 
Astew⸗London Überbringt die herzlichen Grüße und Glückwünſche bor 
englifchen Parteigenoſſen. (Bravo!) —— | 

Rappaport⸗Paris: Werte Genoſſen! Ich Habe den ehrenvollen Auftrag 
Sie im Namen ber franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Partei Hier auf das wärmſte u 
Begrüßen. Die Einigung ber franzoͤſiſchen Genoflen Hat uns bereits ſchöne Siege 
gebracht: Während ber legten Monate Hat ſich die Zahl ber Barteinriiglieber 
berdoppelt. Die Einigung hat einen gefunden ſozialiſtiſchen Boden: für 
die Weiterentwidelung der Partet, für weitere, noch größere Siege geſchaffen. 
Es könnte fcheinen — und e8 iſt auch zum großen Zeile richtig — als 06" die 
franzöfifche Partei unter ungemein glnftigeren Verhältniſſen Tämpft als dis 
ſozialiſtiſchen Parteien, mander anderen Ränder, Steht doch an der Spitze ber 
Regierung ein Minifter des Innern, der fi unlängft in einer großen politiſchen 
Nebe zum fozialiftifchen Ideal belannte, Dies Velenntnis verhinderte freilich 
nicht, baß der Demokrat Clemenceau ne Arbeiter Soldaten ausſchickte 
An der Seite biefes Miniſters Baben wir einen ſehr geſchickten ehemaliger 
Genoflen, ben Kultusminiſter Briand. Ich will genen ben ehemaligen Genoſſen 
nichts Schlechtes jagen, aber er wird ſelbſt zugeben milfien, ba er als Minifter 


ben Generalſtreik nur mit bezug auf feine ſozialiftiſchen Ueberzeugungen ver⸗ 


wirklichen kann. (Heiterkeit.) Man darf auch nicht vergeſſen, daß die ſteglerung 
Clemeneeaus und Briands dem Henkerregime in Rußland bie Millionen 
bewilligt hat. (Gebr richtig) Sogar die vorhergehende Megierung hatte‘ ein 
leich unverſchämtes Attentat auf bie franzöſiſchen Tafchen und Ehre’ aus einfacher 
Rlunfeit und nationalem Selbfterhaltungstrieb mit Entfchiedenheit zurückgewiefen. 
Die franzoſiſche Parket ſteht jett im offenen Kampfe mit dieſer bürgerlichen 
Scheindemokratie. 18 Jahre nach bem Deutſchen Neichstag Hat auch die franzbſiſche 
Kammer eine Bulunftsftantsbebatte gehabt, ımb fie ift noch nicht beendet. Ich 
begrüße Ste nochmals herzlichſft. Wenn einmal beutiche Gründlichkeit mit 
franzöfifeger Schlagfertigkeit fig zur reiten Stunde bereinigen werden, dunn 
gibt es in der Welt einen guten lang. Es lebe bie internattonale ſiegreiche 
Sozialdemokratie. (Lebhafter Beifall.) en 
Soederberg⸗Stockholm Überbringt die Grlike ber Goztalbemofrafte Schwedenus. 

Ich Bin gern nad Mannheim gelommen, denn wir Schweben fehen immer auf 
die deutiche Partei, um bon ihre zu lernen. Much in Echtweden Werben bie 
ſozialdemokratiſchen Ideen mehr und mehr von ben Arbeitern erfaßt, Ich barle 
Ihnen berzlichſt für bie Einladung. (Beifall.) a 
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Janaß Rotter⸗Warſchau: Es⸗iſt dns erftemal, daß bie Kolnifeie Sozialiſtiſche 
Partei die Möglichkeit Hat, Sie auf einen Parteitage zu begrüßen. Ich fühle die 
Ehre und Wichtigkeit diefer von mir zu erfüllenden Miffion. Ich komme aus 
einem Lande, in dem die Kblutrünftigiten Maßregeln der Negierung in ichärfiter 
. Form zur Anwendung kommen, aber trogdem iſt dort das Proletariat, niit mır 
das ftädtifche, ſondern auch das ländliche, am meiſten revolutioniert worden; bie 
Bogen der Nevolution gehen dort am höchſten. Wir Hatten am 23. Yuguft ein 
eigenartiges Jubiläum zu begehen. Am 28. Auguſt vorigen Jahres wurde über 
Warſchau ber Kriegszuſtand verhängt, um nach kurzer Zeit aufgehoben, aber dann 
wieder von neuem in noch ſchärferer Form verhängt zu werden. Die 
Reſultate dieſer Maßnahmen find wunderbar. Unſere Anhängerfchar, die vor Ver⸗ 
hängung des Kriegszuſtandes kaum nach Tauſenden zählte, zählt heute nach 
Millionen. Während wir früher froh waren, daß unſer Bentralorgatt monatlich 
einmal erſcheinen konnte, gaben wir das Blatt während des Kriegszuſtandes vier 
Monate hindurch täglich heraus, und Heute erſcheint es mindeſtens dreimal 
wöchentlich. Ungezählt ſind dabei die Kreisorgane und die Broſchüren, die täglich 
von uns herausgegeben werden. Heute ſind wir nicht mehr darauf angewieſen, 
unſere Flugblätter im Auslande drucken zu laſſen, heute haben wir eine Spezial⸗ 
Preßfreiheit: wir drucken was wir wollen und unſer Zentralorgan wird überall 
verkauft. (Bravo!) Ich weiß wohl, daß manche bon Ihnen mit unferer Taktik 
nicht ganz einverjtanden find, aber trogdem will ich einige Erfolge diefer Taktik 
aufzählen. Bis aum borigen Sabre war bei uns eine Waffe eine Seltenbeit, 
heute Haben wir eine nad Tauſenden zählende beivaffnete Drganifation, die die 
Bolizei von. ihren ſchädlichften Elementen gereinigt, ſie aufgeſchreckt und ein⸗ 
geſchüchtert bat wie nie zuvor. (Beifall.). Wir haben in dem Moslauer Aufſtand 
die Erfahrung gemacht, daß der Zarismus nur durch einen bewaffneten Aufſtand 
geſtürgt werden kann. Wir haben die erſten Fundamente zu einer allgemeinen 
Volksmiliz gelegt und es wird nicht lange dauern, bis alle. organifierten Arbeiter 
Warſchaus beivaffnet fein werden. (Beifall.) Das haben wir fertig gebracht, 
tro der ungezählten Galgen. Während wir voriges Jahr unter den Solnaten 
nur vereinzelte Unhänger hatten, haben wir heute mehr: Agitatoren umdr ihnen, 
wie früher organifierte Soldaten. (Brabo.) Das Regiment Dftorolenta beweiſt, 
welche Fortſchritte wir unter den Soldaten gemacht haben. Wir reden uns nicht 
ein, daß wir jemals die ganze zariſche Armee organiſieren würden. Nein, 
immer wird noch ein Teil übrig bleiben, der dem Zaren treu iſt, aber der Teil 
iſt ſo demoraliſiert und erſchreckt, daß er zu einem revolutionären Kampf unfähig 
iſt. Ich weiſe ferner darauf hin, daß wir im Frühjahr in Polen 2000 Feld 
arbeiterjtreils organifiert und durchgeführt Haben, und in dieſem Herbſt weitere 
80009, durch die über 1!/, Millionen Rubel Lohnerhöhung erzielt fin. Mit 
anderen Worten: wir haben dad Landvolf,. das früher vom Alerilalismus bes 
berriät und vom Chauvinismus verwüſtet war, organiſiert. Auch die gewerk⸗ 
ſchaftliche Arbeit haben wir nicht vernachläſſigt. Wir haben in Warſchau allein 
18 gewerkſchaftliche Verbände, in Lodz haben wir einen Textilarbeiter⸗Verband, 
ber nad dreimonatlihen Beſtehen hereits 15000 Mitolieder zählte. (Pr-bo |) 
Daß wir gut gearbeitet haben, fehen wir au an dem Pragramm des M’ "ca 
präjidenten. Wenn es mit Gewalt nicht möglich fein wird, die Nebolution zu 
erftiden, dann wird man es mit jogenannten liberalen Reformen verſuchen 
müflen, die aber nur wieder von der Nebolution ausgenugt werden. Im Auss 
lande herrſchen irrtümliche Auffaſſungen über uns. Man wirft uns vor, daß 
wir eine nationaliſtiſche Partei find. Nein, auch wir treiben Klafjenpolitit; 
unfer Programm iſt ſozialiſtiſch, unſere Taktik eine proletarifche. Die ruſſiſchen 
Parteien haben den Ernſt der Lage begriffen und den Grundſtein zu einer Ver» 
einigung aller fogialdemofratiicden Parteien Ruſſiſch⸗Polens gelegt. Es iſt eine 
gemeinſame Körperſchaft geſchaffen worden und in dieſer werden gemeinſame 
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Altlonen Beraten und durchgeführt werbden. Ueber bie, bie ein Intereſſe daran 
daden, dat das nicht geſchleht, wird man zur Tagesordnung ‚übergehen. 
Euch deutſchen Parteigenofien Hat bie ruſſiſche Revolution ſehr viel au banken. 
Darum Haben wir uns verpflichtet gefigt, einen Delegierten hierher zu ſchiden, 
um die Gefühle grökter Beiuunderung auszudrücken. Im Namen des polniſchen. 
jüdiſchen und beutichen Proletariats Bolens begrüße ih Sie unb wünſche Ihren 
Berbandlungen ben beſten ig Lebhafter Beifall.) 

Singer: Im Anſchluß an biefe Ausführungen begrüße ich bie Genoſſin 

Roſa Qugemburg auf das herzlichſte und — mid, daß es ihr wieder 
möglich ift, in Deutfchland in unferen Reiben tätig au fein, (Beifall) Ich 
ſpreche ihr ben Dank ber Bartei für ihre tapfere Haltung und für Die Gnergie 
au, mit der fie verſucht hat, ber wuffifchen Bewegung zu Hülfe au eilen, 
ih danke ihr für Die Opfer, bie fie perſönlich dabei durch ihre Tange Haft 
ehracht Bat. Ich hoffe, dak ihre Geſundheit es ihr geitatiet, in alter Tapfer« 
eit und Treue ber deutſchen Partei nad) wie por wertvolle Dienfte au Teilten. 
(Reddafter Beifall) Genaffin Luxemburg hatte ben Auftrag, fie Hat ihn 
mir übertragen, mitzuteilen, da bie Parteileitung ber Sogialdemakratie 
Polens und Litauens dem Parteitag Beralichite Grüße ſendet. (Bravo!) Was 
der Vorredner han den Verdienſten feiner Partei anführen konnte, darf Die 
ſozialdemokratiſche Partei Polens und Litauens mit Recht bon fih ſagen. 
Sie fleht kom Anfang der Repolution an an ber Spike der klaſſenbewußten 
polniſchen Arbeiterſchaft, He bet in der rebvolutionären Bewegung ſo tapfer 
unb treu für Die Befreiung des Praletariats gekämpft, daß auch ihr, mie 
allen anderen Genpffen, die diefen Kampf geführt haben, unfere Bewunderung 
und Sympathie zuteil wird. (Sebhafter Beifoll.) ‚ 

Genoſſin Balabanaff (mit ſtürmiſchem Beifall begrüßt): Sie werden gß 
wohl ohne weiteres verftehen, warum die ruſſiſche ſozialdemokratiſche Partei das 
Bedurfnis empfindet, gerade in dieſem Jahre Ihnen ein „Glück auf!“ zu ihrer 
Arbeit zuzurufen und Dank auszuſprechen für das, was Sie für hie ruſſiſche 
Revolution getan haben, Leider iſt es den würdigeren Vertretern der ruſſiſchen 
Sozialdemolratie nicht gegeben, perſönlich Hier zu erſcheinen, aber Sie werden 
trotzdem dieſen Gruß und dieſen Ausdruck des Dankes wohl in Empfang nehmen, 
um fo mehr als er von denjenigen fommt, die ſich in dieſem Moment in einem fo 
ſchweren aber enticheibenben Kampf befinden, Sie werben e8 verfichen, warum 
wir das Behürfnts haben, gerade ber deutſchen Sozialdemolratis unſere Solis 
darität zu erlären und unferen Dank auszuſprechen. War doch bie beutiche 
Spzigldemafratie von jeher unfers treng Leidens und Kampfgenoffin] Die 
deutſchen Genoſſen haben ſchon zu einer Belt, wo bie Exifteng bea ruſſiſchen 
Proletarlats als Klaſſe noch Beftritten wurde, ben Kampf bes ruſſiſchen Pro» 
letariats perftanden, fie haben ihm ſchon damals biejenige Hiftorifche Nolfe und 
Milton zugetraut, die e3 endlich In biefem Moment in ſo alorreicher Weiſe erfüllt 
(Braeıld Die ruſſiſche Sozialdemofratie kann Ihre Intellektuelle, moraliſcht und 
finanzielle Hülfe In Anſpruch nehmen, weil Diele Hülfe nicht als Almoſen gedeutet 
—— lan, ſondern weil fie von Gleichberechtigten zu Gleichberechtigten 
ommt. 

Ich brauche Hier nicht an bie Lelden, bie Unterdrückungen und die tiefen 
Demütigungen Bes ruffiichen, jüdiſchen, polniſchen, finnländiſchen und Itaulſchen 
Volles zu erinnern, Sie lernen Diefe Leiden. Ich brauche au nit die einzelnen 
Phaſen unferer Bemegung zu ſchildern. Sie Haben fie verfolgt und ftet3 ge» 
würdigt, Sie willen, im welch ſchwerer Lage ſich das ruffiiche Proletariat befindet, 
nicht nur, weil es mit dem Beftialiichiten Syſtem zu tun hat, bas e3 gibt, nicht 
nur, weil diefes Syſtem viel mehr Alliierte Hat, als man gewöhnlich denkt, 
fonbdern auch, weil das ruſſiſche Proletariat eine ganz beſondere Miſſion au ers 
füllen Bat. Es hat noch nie eine Klaſſe gegeben, bie mit folder Selbftverleugrung 
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und ſolchem Bielbemußtiein gekämpft hat. (Lebhafter Beifall) Dos ruſſiſche 
Proletariat weiß genau, bak es in dieſem Moment noch nicht für das Endziel 
kämpft, ſondern daß es ſich niedermetzeln laſſen muß, um für Rußland überhaupt 
erſt mal eine lonſtiuuionelle Verfaſſung au ſchaffen, Damit ſich dort die Klaſſen⸗ 
kämpfe entwickeln können. Aber deſſen ungeachtet kämpft das ruſſiſche Proletariat 
in vollem Bewußtſein deſſen, was es tut. Unſere Genoſſen kämpfen und ſterben 
in den Bewußtſein, daßz Rußland die konſtitutionelle Verfaſſung braucht, um das 
ſozialdemokratiſche Endziel anſtreben zu können. (Stürmiſcher Beifall.) Und 
wenn die ruſſiſchen Proletarier ſoviel Widerſtandskraft und Stolz beſitzen, und 
wenn ſie ſo kämpfen und ſo widerſtehen und ſo ringen können, ſo tun ſie es in 
dem Bewußtſein, daß dieſe Revolution die Revolution des ganzen Proletariats 
iſt. (Erneuter lebhafter Beifall.) | 
Goſtern Hat Bebel geſagt, Deutihland wäre nicht Das, was es ilt, wenn 
e3 nicht eine mächtige -rebolutionäre ſozialdemokratiſche Partei beſäßze. Das 
twillen mir ruſſiſchen Revolutionäre am allerbeiten; wir haben e3 in ber Vers 
gangenbeit geipürt, wir fpüren es in der Gegenwart, und mwir hoffen ed noch 
viel mehr in der Zukunft gu.fpliven. In diefen Tagen hat in Mailand eine Vor⸗ 
ſammlung ftattgefunden, die vielleicht einen mehr oder weniger großen Einfluß 
auf die Ereigrifie haben kann. Seit dem Wushruch der glorreichen Revolution 
in Rubland haben in Stalien zwar Zaufenbe und Taufende von Verſammlungen 
jtaitgefunden, in denen das italienische Broletariat dem ruſſiſchen Proletarint 
feine Solidarität ausgeſprochen Hat, aber hiervon wurde nicht Notiz genommen, 
weil es ſich um proletariſche Meinnngsängerungen handelte. In diefem Zalle 
ober handelte e3 fi um’ etwas anderes. Es war eine parlamentariiche Ver⸗ 
fammlung, Vertreter ber verfchiebenfien Fraltionen des italieniſchen Parlaments 


haben eine Refolution beichloflen, in der bem Barlament zur Pflicht gemacht 


wird, einen Drud auf Rußland auszuüben. Die Vertreter ber äußerſten Linfen 
des italieniſchen Barlament3 haben fich verpflichtet, auch auf bie anderenParteien 
eingumirlen, damit bie Deffentlichteit endlich einmal einichreitet. ’ 
Wir Sozialdemokraten mollen uns auch feine Illuſionen machen darüber, 
welche Motive Die bürgerlichen Barteien Dazu gezwungen haben, endlich gegest 
die Reaktion Front gu maden. Aber daB iſt ſchon ein gutes Symptom für 
und Denn wir wiſſen, daß das ruffiihe Proletariat gezwungen tft, ben 
Kampf To feharf zu führen, daß der Deſpotismus endlich zeigen mußte, mas 
er eigentlih iſt. Wir find ber feiten Uebergeugung, daß, menn dieſer Bes 
ſchluß der italieniihen Fraktion an Sie fommt, dab diefem Beſchluß aud bei 
Ihnen beigepflichtet wird. und feine Erfüllung finden wird, ſoweit es in Ihrer 
Macht Liegt. Wir müffen Ihnen außerden fagen, daß Ihre Verhandlungen 
auf: diefem Warteitage von Rußland aus mit dem größten Intereſſe verfolgt 
werden. Und wenn auch. auf diefer Tagesordnung nicht fpeziell die Behand 
lung der xuffiihen Revolution ftcht, fo mwiffen wir doch, daß die Vorgänge 
in Rußland alle. ihre Verhandlungen befeelen und beeinfluffen werden; fg 
willen wir doch, dab auf Ihrem Barteitag die Waffen geſchmiedet werden, 
die ung zum Giege verhelfen werben. Sie ftreben unſerem glorreiden und 
ſtolgen Endziel zu. Es gilt, in dem Menſchen, und im Wroletarier insbes 
ſondere, das Bewußtſein der menſchlichen Würde und das ftolge Klafienbemuhts 
fein au erweden. Und dieſes Beiwußtjein iſt ein Traktor, Dee uns alle im 
Kampf gegen deu Dejpotismus anjpornen muß. (Stürmifcher Beifall.) 
Genofiin Wibaut-Holand: Eben erhielt ih die Nachricht aus Holland, 
daß Genoſſe Zroelitra leider verhindert tit, Dem Parteitag beizuwohnen. Unfer 
Bearteivoritand bedauert es fchr, auf dieſem höchſt wichtigen Kongreß nicht 
repräſentiert zu fein und hat mich beauftragt, Die Deutfchen Genoſſen und Ges 
noffinnen berzlihit zu grüßen. Unſere Genoſſen in Holland werden mit großem 
Intereſſe den Diskuſſionen folgen. Wir haben die. Ucherzeugung, dab die 
11 


162 Erſter Berhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung. 


Beſchlüſſe, die bier gefaßt werden, nicht nur für das deutſche Proletariat 
bon Gewicht fein werden, ſondern für die ganze internationale Bewegung. 
(Bravo!) 

Vorfibender Singer teilt fodann eine Reihe bon Begrüßungsteles 
grammen mit. . 

Hierauf erhält als Vertreter der organifierten „Nungen Garde” das Wort 

Wagner-Mannheim: PBarteigenoffeni Ich Habe Ahnen die Grüße und 
Glückwünſche unferer jüngften Organifation, des Verbandes junger Arbeiter 
Deutfchlands zu übermitteln. Wir alle bliden erwartungspol auf den Mann⸗ 
heimer Parteitag, weil er una die Wege zeigen wird für unfere zulünftige 
Agitation; weil er uns die Wege zeigen wird für unfere midtigfte Aufgabe, 
die Erziehung der heranwachſenden Jugend "zum Sozialismus. Auch mir 
müffen den Weg finden, den unfere Gegner ſchon längſt erfannt haben, und 
den Wert und die Notwendigkeit der Heranbildung der Jugend für die Ideale 
unferer Bartei begreifen. Gerade ir, denen die Zukunft gebört, find ver⸗ 
pflichtet, die Tugend beranzubilden. Wir müfjen dafür Sorge tragen, dab aus 
den Reihen des heranwachſenden Geſchlechts Leute herangebildet werden, die 
in der Lage find, die Lücken, die in die Reihen der Genoffen gerifjen werden, 
außzufüllen. Und wir Hoffen, dag uns die Barteigenofien die Hand dazu 
bieten werden, und daß auch die Genoſſinnen uns unterftüben werden in 
unferen Beitrebungen. Es find ſechs Monate ber, feit wir unferg Organifation 
gegründet haben. Leider iſt es uns nicht möglich geweſen, in ganz Deutjchland 
die Ugitation zu entfalten, die wir in Süddeutſchland entfalten Ionnten vers 
möge freierer Vereinsgeſetze. Aber ich glaube, die Bartei,. die ſchon jo viel 
Hinderniffe überwunden Hat, wird auch den Weg finden, dieſes Hindernis 
zu überwinden, um auch der norddeutſchen Jugend, die nicht das Koalitions“ 
recht befißt, die Sdeen des modernen Sozialismus beizubringen. Als wir 
unfere Organijation am 11. Februar 1906 in Karlsruhe gegründet haben, 
waren e3 acht Vereine; den Grunditein dazu legte Genoffe Dr. Frank, der 
als erſter den Ideen Ber jogialiltiihen Sugenderziehung praftiihe Formen 
gegeben bat, der fih mit größter Begeijterung der heranwachſenden Jugend 
annahm. In kurzer Zeit jind weitere Gründungen in beridiedenen Städten 
des Deutſchen Neiches, befonders in Süd- und Mitteldeutfchland erfolgt. Am 
11. Februar 1906, al3 wir die Organijation zufammenfaßten, und troßdem 
wir nur 600 junge Genofjen maren,. fagten wir, es muß aud uns gelingen, 
ein geiftiges Bindemittel zu ſchaffen. Da haben mir die „Junge Garde” 
geihaffen. Auch Hier mar es Dr. Frank, der in dankenswerter Weiſe die 
Redaktion übernommen bat. Nun ijt es bereits gelungen, unfere Organifation 
auf 3000 Mitglieder, die Anzahl der Abonnenten der „Garde“ auf 4000 zu 
Bringen. Wenn die Erfolge nicht befjer find, fo ijt, wie jchon gefagt, das 
realtionäre Vereinsgeſetz in Preußen und verfchiedenen anderen Bundesstaaten 
darau fchuld, welches und verhindert, die Mgitation unter der Jugend zu 
betreiben, 

Ich will Sie nicht aufhalten mit den Einzelheiten unjeres ‚Verbandes, 
Bei dem Punkt Volkserziehung wird Gelegenheit gegeben fein, da3 Nähere 
über unfere Organifation zu erfahren. Wir alle von der jungen Garde 
wünfhen und hoffen, daß Ihre Verhandlungen von Erfolg begleitet fein 
mögen, daß Sie aber auch uns den Weg zeigen werden zur Ausbildung der 
beranwadjjenden Sugend, damit wir Schulter an Schulter überall mit der 
alten Garde kämpfen lönnen und endlich wieder ein Geſchlecht eriteht, 
deffen Jugend bon der blühenden und goldenen Zeit fingen fann. Heute it 
dies noch nicht möglich, weil ſchon der jüngste Bürger im Dienjte des Kapitalis- 
mus in der Fabrik frondet. Wir hoffen beftimnit, daß der Sieg des Sozialis- 
mus aud die Sugend befreien wird, und in diefem Sinne begrüße ich den, 
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Tarleitag und wünſche, daß die Verhandlungen ber gefamten Partei aber auch 
der Jugendorganiſation zum Erfolge gereichen mögen. (Lebhafter Beifall.) 
— Einger teilt die: weiteren Erfolge der elſaß-lothringiſchen Genoſſen bei 
den Bezirkswahlen mit. &3 find zwei weitere Mandate erobert worden und 
das Dritte Mandat tit mit fo geringer. Stimmenmehrheit von den Gegnern 
gehelten worden, daß man mit Zuverfiht darauf rechnen fünne, daß nächſtens 
auch dieſer Kreis in ben VBeſitz der Partei fommt. (Brabol) . 
Als Gälte find ferner außer Frau Wibaut (holländiiche ſozialdemo—⸗ 
kratiſche Partei), die bereit gefprachen hat, noch erſchienen Nemec (Partei⸗ 
erefution der tſchechoſlaviſchen Spgialdemofratie),;, Meysmans (beigijde 
Fraktion) und Bar (Genfer ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften). 

Der Parteitag tritt in die Tagesordnung ein Zum 

Bericht bes Borftandes 

Giegen die Anträge 6, 7, 8, 9, 11,.12, 19, %0, 21, 24, 131 Ab]. 1 und 139 bot, 
von denen die Unträge 8, 131 Abf. 1 und 189 unterſtützt werden. | 
"Das Mort erhält der Berichterſtatter 

Pfannkuch: Genoſſe Huysmans Hat der deutfchen Sozialdemolratie 
bezüglich ihrer Organiſation ein beſonderes Lob ausgeſprochen. Dies iſt um ſo 
bemerkenswerter, als er als Sekretär des Internationalen Bureaus die Organi⸗ 
fationen aller anderen Länder kennt. Uns wird dieſes Lob nicht in den Kopf 
ſteigen. Wir find nicht der Meinung, daß unſere Organiſation muſtergültig 
ſei. Gerade der Streit zwiſchen der politiſchen und der gewerlſchaftlichen Richtung 
bat feine Grundlage in Mängeln der Drganifation. In Jena haben wir 
der: Partei eine feſtere Organiſation gegeben. Dadurch iſt es möglich geworden, 
die Kräfte der Partei mehr und mehr zuſammenzufaſſen und wir können nach 
der bisherigen halbjährigen Praxis nur ſagen, daß wir gute Erfahrungen mit 
der. neuen Organiſationsform gemacht Haben. Der vermeintliche Gegenſatz 
zwiſchen Partei und Gewerkſchaft iſt meiſtenteils nur ein eingebildeter. Einzelne 
Aeußerungen werden mißverſtanden und rufen dann noch zugeſpitztere Aenge⸗ 
rungen von der Gegenſeite hervor. Ein Beiſpiel für meine Behauptung. Der 
Genoffe dv. Elm wird in der Debatte immer als derjenige aufgeführt, der 
Der Meinung Yusdrud gegeben habe, man brauche nur feitens der Gewerkſchaften 
ernfili$ zu Mollen und e3 wäre möglich, die Auffaſſungen der Gewerkſchaften 
anf die Bartei zu übertragen, ja, die Barteileitung felbjt nach der Richtung Hin 
zu reformieren. Ich babe das nicht aus feiner Aeußerung herausleſen können. 
Ich bin tm Gegenteil der Meinung, Genoſſe Elm wollte damit nur alle 
Gewerkſchaftsmitglieder anfpornen, auch ihrerfeits fi) mehr um die Gozials 
demofratie, um die politiſche Organifation zu befiimmern; dann würden all die 
Klagen,‘ welche die Gewerkſchaften Heute der Partei gegenüber vorbringen, auf 
ein Mindeſtmaß reduziert. Genoſſe Elm nidt mir zu; es freut mich, daß ich ihn 
richtig verſtanden babe. In derjelben Debatte, wo Genoſſe EIm den ihn ſo 
viel verdaditen Ausdruck gebraudht Hat, Hat Genoſſe Silberſchmidt dem 
Genoſſen Simon von Nürnberg der Vorwurf gemacht, er jei einer derjenigen, 
die noch die altväterlige Anficht vertreten, die Gewerkſchaften jollteı und 
müßten nur Rekrutenſchulen der Sozialdemokratie fein. SH nehme an, daß 
der Genoſſe Silberfhmidt diefes „nur“ nit jo kraß gemeint hat, und daB 
Genoſſe Simon nur dent Gedanken bat Ausdruck geben wollen, daß die Gemwerfs 
ſchaften neben der Erfüllung ihrer Aufgaben im heutigen wirtſchaftlichen Leben 
auch die andere Aufgabe erfüllen müßten, Kräfte fiir die Sozialdemofratie zu 
‚werben und auszubilden- und daß das ein Stück ihrer Aufgabe fei, dem fie fich 
nicht entziehen jollten und wollten. Ein Streit darüber, ob der Partei oder den 
Gewerkſchaften der Vorrang gebühre, oder od fie gleichberechtigt feien, follte 
unter Parteigenoſſen eigentlich überhaupt nicht geführt werden. Es iſt felbfte 
Heritänblih, dab jeder Genofle die Einheit dev Gewerlſchaftsbewegung und der 
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politiſchen Partei mil. Wenn aber eines bei der ganzen Diskuſſion über dieſe 
Frage fruchtbringend gewirkt hat, ſo der Hinweis darauf, daß für die Zuſammen⸗ 
faffung beider Bewegungen mehr als bisher zu geſchehen Hat. Ich kann ers 
Hären, daß die Gewerkſchaftsbewegung innerhalb der Parteileitung jede möglichite 
Förderung jederzeit erfahren mird, erfahren muß und erfahren fol. Speziell 
bat im Barteivorftand auch nicht einen Augenblid eine Meinungsverſchiedenheit 
darüber beftanden, wie die Form der Drganijation der Gewerkſchaften beichaffen 
fein müfle. Ich fomme darauf, weil in der letten Zeit der Kampf zwijchen den 
Gewerkichaften eine Form angenommen bat, die die Partei und die Gewerk—⸗ 
ſchaften in ‘gleicher Weife in Mitleidenfchaft gezogen hat. Aber nicht etwa erft 
das Eintreten diefer Kampfesart hat die Auffaſſung der Parteileitung beeinflußt, 
rein, dieje Auffaſſung ift bereits wiederholt auf den verſchiedenſten Parteitagen 
ausgefprodden worden. Es tft betont worden, dag im Parteivorſtand nicht ein 
einziger Genofie fit, der nicht ein Anhänger der Drganifationsforn: der Zentral⸗ 
Verbände der deutichen Gewerkſchaften wäre, Wir beflagen es auf das tiefite, 
daß Zeriplitterungsverfude unternommen find, unter denen die deutjche Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung heute noch zu leiden Hat, Schon vor zwei Jahren bat fi) der 
Barteivorftand der Aufgabe unterzogen, zu verfuchen, eine Einigung zwiſchen 
den Bentralvderbänden und den — Lokaliſten herbeizuführen. Der 
Verſuch iſt damals geſcheitert. Eine gleiche Anregung iſt jetzt wieder an den 
Parteivorſtand herangetreten; aber ſowohl er wie auch die Gewerkſchaftsorgane, 
mit denen er Rückſprache genommen hat, find einmütig ber Auffaffung, daß ein 
derartiger Verſuch heute ein vollkommen verfehltes Unternehmen wäre. Wenn 
aber etwas dazu beitragen könnte, eine ſolche Verſchmelzung möglichjt bald 
herbeizuführen, ift die SParteileitung bereit, dabei mitzumirken. Jederzeit hat 
det Barteivorjtand die einmiütige Auffaſſung vertreten, daß eine erfolgreiche 
Flihrung der wirtichaftlichen Kämpfe mit der geſchloſſen daftehenden Unternehmers 


Haffe nur denkbar tft mit einer geſchloſſenen ſtarken einheitlichen Gewerkſchafts⸗ 


organiſation ſehr richtigl) und das können, mögen auch über einzelnen 
Einridtungen in den Gewerkſchaften VMeinungsverfchiedenheiten beſtehen, die 
innerhalb der Organiſation ausgefochten werden können, das können nur die 
Zentralverbände fein. Gehr richtig!) 

Was nun die Veröffentlichung eines Teiles des Protokolls der bekannten 
Gewerkſchaftskonferenz durch den Parteivorſtand gegen den Willen der General⸗ 


fommilfion anbetrifft, fo erfenne ich rüdhaltlos an, dat die Generalkommiſſion 


formell durdjaus im Rechte tvar, dem Wuniche der Barteileitung nicht ftattzugeben. 
Der Parteivorftand Hat deshalb au’ zum zweiten Male an die Generals 
fommiffion das Erjuchen auf Freigabe bdiefes Teiles des Protokolls geftelt it 
jo dringlicher Weile, daß die Generalkommiſſion fich veranlapt jah, da fie glaubte 


au8 eigener Machtvollkommenheit nicht handeln zu lönnen, die Vorjtände ber’ 
Bentralvderbände zu fragen. Auch bier fam ein ablehnendes Votum zu ftande.' 
Der Parteivorftand Hat das bedauert. Er ift ſelbſtverſtändlich nicht in leicht⸗ 


fertiger Weiſe etwa, wie man das auch hingeſtellt hat, dazu gekommen, trotz 
dieſes Votums den betreffenden Teil des Protokolls zu veröffentlichen. Wie 
lagen denn die Dinge? Ein Teil der Gewerkſchaftspreſſe, geführt durch das 
leitende Organ der umter dem Shitem ber Vertrauendmänner organifierteit Ges 
werlichaften, die „Einigfeit”, Hatte bie gravierenden Brudjitiide aus dieſem 


Protokoll veröffentlicht. Es lag nichts näher, als dat das Bentralorgan der 


Bartei, der „Vorwärts“, dazu nicht ſchweigen Tonnte. Die Redaktion des „Vor⸗ 


wärts“ trat an den Parteivorftand mit der Frage heran: Was follen wir tun? 
Bir können nicht einen Tag mehr länger warten ; jeder Tag, den wir ſchweigen, 


vermehrt die peinliche Verlegenbeit, in der mir uns befinden, und die von den 
Gegnern in der rüdfihtslofeften Weife ausgeichlachtet wird. Ich betone biefen 


Umftand, um ben Vorwurf ber Generallommiffion zurückzuweiſen, daß fie auf. 
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die Mitteilung hin, daß die Zentralvorſtände der Gewerkſchaften unſer Ver⸗ 
langen abgelehnt Hätten, keine Antwort mehr erhalten Habe. Dazu war keine 
Zeit mehr. Die Redaktion war fo in Berlegenheit, dab fie nicht mehr warten 
fonnte, Genoffe d. Elm Hat ſelbſt neulich in einem ähnlichen Falle erflärt, es 
gibt Momente, tvo man fich entfeheiden muß, wo man handeln muß. Sin diefer 
Eituation befanden wir und damal3, als wir die Einivendungen der Redaktion 
als berechtigt anerlennen mußten, die ſagte: Der Teil muß veröffentlicht werden, 
um den Gegnern die Angriffswaffen aus der Hand zu ſchlagen. — Ich will noch 
weiter betonen, und das wird die Sache in noch milderem Lichte erſcheinen 
laſſen und den Parteivorſtand völlig entlaſten, die Redaktion hätte bei einem 
ablehnendei Votum des Parteivorjtandes die Preßkommiſſion des „Vorwärts“ 
bollzählig_ auf ihrer Geite gehabt. Ich glaube, ich begehe keine Andistretion, 
wenn ich das jage. Der Parteivorſtand wäre damit in Gegenſatz zu ihr geraten, 
und da fagten wir uns doc, auf einen Kompetenzkonflikt, der ſchließlich noch 
ber Kontrollkommiſſion zur Entſcheidung zu unterbreiten geweſen wäre, wollten 
wir es im gegenwärtigen Augenblick nicht ankommen laſſen. Dazu drängte die 
Entſcheidung zu ſehr. Dazu kam, daß wir die Diskuſſion über dies Thema in 
dem Nahmen Halten konnten, den wir für den angemeſſenen erachteten. Die 
fünf Artikel, die der „Vorwärts“ unter Zuſtimmung des Parteivorſtandes zu 
der Sache brachte, haben wohl, glaube ich, wegen ihrer Gründlichkeit und Sach⸗ 
lichkeit allgemeine Zuſtimmung gefunden. Wenn alſo auch die Generalkommiſſion 
formell im Rechte war, fo hat doch der Parteivorſtand unter zwingenden Vers 
hältniſſen gehandelt, wie er nicht anders Handeln konnte, und ich glaube, daß der 
Effekt feiner Handlung ein derartiger ift, daß er fid der Zuftimmung aller Partei» 
genofjen erfreut und daß Befriedigung innerhalb der Barteilreife darüber beitebt. 

Verſchiedene Anträge bringen zum Ausdrud, daß der Parteivorfiand im 
letzten Jahre nicht alles getan Habe, was im nterefic der Agitation notwendig 
geweſen wäre. Cine Ueberſicht über das Schickſal aller angenommenen und dem 
Borjtand zur Erwägung überwieſenen Anträge, wie ihn ein Antrag, wünſcht, ift 
bereits in dieſem Berichte gegeben und wird bon jebt ab eine ſtändige Rubrik 
im Vorſtandsherichte bilden. 

Der uns in Jena erteilte Auftrag, einen —— Verſtändigungsverſuch 
mit den polniſchen Genoſſen zu unternehmen, iſt ausgeführt und hat zu einem 
exfreulichen Reſultat geführt. Die Verhandlungen zwiſchen der P. P. S. und 
dem Parteivorſtand haben ſich zuerſt ziemlich lange hingezogen. Erſt als drei 
polniſche Delegierte auf unſere Einladung nach Berlin kamen, wurde die Ver⸗ 
ſtändigung ſchnell erreicht. Die Grundlage. der Einigung finden Gie in dem 
Vorſtandsbericht (Seite 17). Ich erwähne das Hier nur, um einem Wunſche der 
polnifchen Genoffen nachzukommen, damit auch der Parteitag diefen Abmachungen 
durch Die Dechargeerteilung feine Sanktion erteilt. Weiter wünſchen die pol⸗ 
niſchen Genojjen dann eine nochmalige Veröffentlichung der Einigungsgrundfäge 
mit den Unterjähriften des deutſchen und polniſchen Vorſtandes. Das wäre zwar 
überflüſſig, aber wir können es ja tun, um zu beweiſen, daß wir ſelbſtverſtänd⸗ 
lich alles Vergangene vergeſſen haben und bereit ſind, gemeinſam zu arbeiten. 

Der Parteivorſtand erhält aus den Kreiſen der Genoſſen recht viele An⸗ 
regungen, dies und jenes zu tun. Das iſt gewiß ſehr rühmlich, aber man darf 
nicht glauben, wenn dieſen Anregungen einmal nicht nachgegeben werden kann, 
daraus das Recht herleiten zu können, nun auf den Parteivorſtand loszuſchlagen. 
Das iſt fein parteigenöſſiſches Verhalten. Bon einer Pfennigfuchſerei des Partei« 
boritandes, die ihn jogar vorgeworfen wird, iſt nicht die Rede. Bei der Ausgabe 
für Agitation knickerig zu ſein, iſt nicht Gepflogenheit des Parteivorſtandes. Es 
iſt das Wort von der Knickerigkeit beſonders deswegen geprägt worden, weil 
die Parteipreſſe und beſonders die Provinzpreſſe in ihrer gegenwärtigen Vers 
faſſung nicht den Aufgaben in dem Mabe gewachſen iſt, wie es allgemein ge⸗ 
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wünſcht wird. Niemand tft mehr bon diefer miblichen Lage überzeugt, vie ber 
Barteivorftand und aus diefem Grunde, daß bisher nicht die Möglichkeit norlag, 
gründliche Abhülfe zu ſchaffen, ift die Entſchließung des Parteivorſtandes hervor⸗ 
gegangen, für die Leute, die Parteipropaganda und Agitation betreiben wollen, 
ſowie für die Redalteure, die wir für unſere Parteipreſſe heranbilden wollen, 
Kurſe einzurichten, in denen fähige Parteigenoſſen herangebildet werden ſollen. 
Wir alle ſind der Meinung, daß unſere Provinzpreſſe einer beſſeren Ausſtattung 
ihrer Redaktionen notwendig bedürfe. Die Bearbeitung von Gebieten, die bisher 
brach lagen oder nicht in dem Maße ausgebeutet werden Ionnten, wie es 
wünſchenswert wäre, iſt erſt möglich, wenn eben die Kräfte aus dem in Vor— 
bereitung befindlichen Inſtitute hervorgegangen ſind. Ich kann dabei nicht unter⸗ 
laſſen, den Vorwurf zurückzuweiſen, als ob die Partei geiſtig verarme. Welche 
Unſumme von geiſtiger Kraft Hat die deutſche Sozialdemokratie hervorgebracht. 
die fich heute auf den vier großen Gebieten der modernen Arbeiterbewegung, 
der Barteipolitif, ben Gewerkſchaften, den Krankenkaſſen und den Genoſſenſchaften 
betätigt. Ich behaupte, keine andere Bewegung, bie erft mehr als vier Dezennien 
egijtiert, bat diefelbe Summe von Intelligenz hervorgebracht mie die ſozial⸗ 
demokratiſche. Ich bin der feſten Ueberzeugung, die Partei verfügt über einen 
großen. Fond von geiſtigen Kräften, der in ausgedehnten Gebieten Verwendung 
findet. Wegen —* Ausdehnung aber entſteht ein Mangel in der Bearbeitung 
der immer größer werdenden Aufgaben. Um dieſem Bedürfniſſe zu genügen, 
hat ſich der Parteivorſtand entſchloſſen, die Kurſe einzurichten, in denen in ſechs⸗ 
monatlicher Dauer den Parteigenoſſen die Grundlagen gegeben werden follen, 
die fie dann. durch) Selbſtſtudium bezw. einen Borbereitungsbienft. in großen 
PBartei-Redaltionen erweitern fünnen. Wir hoffen, daß uniere Erwartungen nicht 
getäufcht werden. Dem Parteivorftand find bei Gründung des Inſtituts Vor⸗ 
würfe gemadt worden, er babe ſich in der einen oder anderen Korm vergriffen. 
Das kann möglich fein; aber ein Beweis dafür Liegt nidjt vor. Alle jene, bie 
alles heiler wiſſen wollen, haben auf die Frage, wie es anders zu machen et, 
bie Antwort nicht geben können, und fo lange dieje Antwort nicht gegeben 
werden Tann, follte man abwarten, was die nächſte Zukunft Bringt. Dur die 
Kritit wird höchſtens erreicht, daß derartige Einrichtungen ſchon von vornherein 
unglinftig beeinflußt werden. 

Die Parteileitung bat auch die Barteiforrefpondenz errichtet, bon der Ahnen 
bereit neun Blatt vorliegen. Sie ift ein weſentliches Unterftügungsmittel für 
die Genofjen, die agitatorifch tätig fein follen. Wenn daran Kritik geübt worden 
ift, fo ift Dies da8 gute Recht der Genoffen. Auch wir in der Barteileitung find 
der Meinung, der Inhalt des Blattes bedarf noch der Ausgeſtaltung. (Zuruf: 
Sehr richtig.) Es fällt eben ein Baum nicht auf den erften Hieb. Verbeflerungen 
werden Schritt für Schritt, fo es ſich notwendig erweift, borgenommen werden. 
Das Blatt fol eine Fundgrube darjtellen, aus der die agitatorijch tätigen Ges 
offen das Material jhöpfen können, um unferen Gegnern in der öffentlichen 
Diskuſſion entgegentreten zu können und um jelber angriffsweiſe vorzugehen. Bir 
hoffen, daß wir das Blatt jo geftalte werden, daß es Die Hoffrungen. und 
Wünſche der Genofjen erfüllt. 

Wir haben aud anderweitig zur Körberung der Agitation den Genoſſen 
Material an die Hand gegeben, um die Wahlrechtsbewegung zu betreiben, um die 
Märzs und Maifeier einheitlih zu geftalten und die entipreidenden Reden halten 
zu können. Wir haben felbitverftändlich dabei uns nicht non denen leiten Laffen, 
die heute noch der Meinung find, eine derartige Bewegung mülle mit den ſtärkſten 
Dritteln fortwährend gejteigert werden. Man iſt i im Irrtum, wenn man ber Auf—⸗ 
faſſung huldigt, es bedürfe nur von der einen oder anderen ihn — 
irgend einer Anregung und der Barteivorftand müſſe der Anregung Folge geben, 
50 wurde beifpieläweile an uns die Korderung geitellt, wir jollten aus nlaß 
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der Nürnberger Vorkommniſſe Broteftverfammlungen gegen die Bolizeimillfür 
entrieren. Das ift nicht Schwierig; aber e8 muß doch auch eine ordentliche Unter» 
lage für derartige Dinge vorhanden fein. Um aber nichts zu verfäumen, nahm 
der Barteivorftand Veranlaffung, bei unferen Nürnberger Genoflen, die ſich ganz 
ruhig verbielten, indem fie vernünftigerweiſe mit den Tatſachen rechneten, ans 
aufragen, und mir erhielten die Auskunft, daß unfere Taktik die richtige ſei. 
Andere Genofien waren der Anficht, man könne den Gterbetag Lafjalles zum 
Anlaß einer erneuten Demonftration zugunften des allgemeinen, gleichen, ges 
heimen und direkten Wahlrechts machen. Auch diefer Anregung bat der Parteis 
vorſtand nicht Folge geleiftet, und es Hat fich gezeigt, daß er recht Hatte. Es 
wird ‘dem Parteivorftand weiter vorgeworfen, daß er in der Wahlrechtsfrage 
aebremft hat. Aber man muß docd die reellen Faktoren in Rechnung ziehen. 
Es iſt jetzt Gepflogenheit geworden, auf der einen Seite die jchärfiten Mittel 
zu fordern, um zu beweiſen, baß die, welche fie früher forderten, unrecht haben, 
daß fie fie heute nicht mehr fordern. Das ift Teine Art und Weite, vie man 
Barteiagitation betreibt. Man follte immer die Zulunft im Auge Haben und 
das tun, was möglid) ift. | nn 

Für die agitatorifch tätigen Genofjen Hat der Vorftand die Herausgabe eines 
Leitfaden beichloffen, der alles enthält, was für die Agitation wichtig if. Der 
Auftrag ift noch in Arbeit. Genoſſe David, der damit betraut ift, wird ſich 
feiner Aufgabe in zufriedenftellender Weife entledigen. . . . 

Wir Haben noch ein weiteres getan und eine Bufammenjtellung aller bon 
der Sozialdemofratie im Reichstage eingebrachten Anträge und die Art, wie die— 
felben erledigt iyorden find, in Auftrag gegeben... Genofie Kagenftein, der 
damit betraut ift, wird dieje Arbeit zum Heil und Nuten der Partei ausführen. 

No einige Worte zu den Anträgen auf Aenderung der Organifation. Es 
Bat mid) gefreut, daß die meiften diefer Anträge nicht unterftügt find. Das 
bemeilt, daß die Delegierten nicht deshalb Anträge einbringen, um das Wort zu 
ihrer Begründung ergreifen zu können, fondern daß fie praftiihe Arbeit zu 
leiften gejonnen find. Es ift unnötig, “über die Anträge noch etwas zu fagen, 
Nur einige Worte zu den genligend unterjtügten Anträgen auf Vermehrung der 
Zahl der auf dem PBarteibureau tätigen Sefretäre. Ver Parteivorftand and die 
Kontrollommiljion fehlagen ihnen nad gründlicher Erwägung einftimmig bor, 
den Parteivorſtand um einen weiteren Sekretär zu vermehren. Außerdem er» 
bitten wir Die Sanktion zur Anjtelung von, Hülfsträften. Wir wollen vorläufig 
zwei intelligente Parteigerofien zur Erledigung der mechaniſchen Arbeiten ans 
jtelen, die naturgemäß einen immer größeren Unfang annehmen. Sch glaube, 
der Parteitag wird dem einmütigen Wunjche des Vorftandes und der Kontrolle 
kommiſſion zujtinnmen. Dann wird die deutſche Sozialdemokratie in ihrer Leitung 
die Organifation Haben, die allen Aufgaben gerecht werden kann. Wir dürfen 
und nicht dadurch beirren laſſen, daß hier und da der Vorwurf erhoben wird, 
die deutſche Sozialdemotratie jei bedeutungslos. Ein folder Vorwurf ift bes 
greiflich, wenn er bon außerhalb Stehenden erhoben wird. Aber es gibt auch 
Genoſſen in den eigenen Reihen, die das behaupten. Um fo mehr hat es mich 
gefreut, daß Heute morgen die fremdländiichen Delegierten einer nad dem 
anderen das Lob der beutichen Sozialdemokratie ausſprachen. Nach meiner 
Meinung waren das nit nur Höflichkeitsphrafen; daB Lob kam aus bem 
Herzen, es war der Ausdrud der in den betreffenden Ländern Herrichenden Ans 
ſchauungen. Wenn dem aber fo. ift, dann lönnen wir auf die Leiftungen des 
berflofienen Jahres mit Stolz bliden. Wir können getroft in die Zukunft 
(hauen, wir find ftart genug, um unfer Biel mit gewohnter Energie weiter zu 
verfolgen. Ob, wann und tie wir e3 erreichen, ift eine andere Frage, die jet 
nit zur Diskuſfion Steht. Wir find bis jet immer kampfbereit gemwefen, wie 
werden es au in Zukunft fein. (Lebhafter Beifall.) 
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Geriſch erftatiet ven 
Kaſſenbericht. 

In dem gebrucktten Berichte ſind die Einnahmen nad Provinzen und Staaten 
georbrret. Das Gegenftüd zu dieſer Tabelle, eine Ueberſicht über bie Juwendungen, 
die aus der Bentrallafie in die einzelnen Provinzen und Staaten geflofien find, 
Ionnte nit mehr aufgenommen werden. Ich teile fie deshalb an dieſer Btelle 
mit. Allerdings ſchicke ich voraus, daß fle naturgemäß nicht ganz erſchöpfend fein 
kann. Dft kommt das, ma3 ber einen Provinz überwieſen wird, auch einer 
anderen Probinz zugute. Eine ganz ſcharfe Trennung ift nicht möglich. Man 
darf auch nicht vergeilen, daß eine folde Tabelle noch Kein erſchöpfendes Bild 
gibt. Die Bedürfnifie der einzelnen Lanbesteile find in ben einzelnen Jahren 
ſehr verfchieben. Erit eine auf Grund tieberbolter Aufſtellungen gewonnene 
Ueberfiät kann zu einem abſchließenden Urteil darüber fiihren, ob die MWerfvenbung 
der Gelder zweckmäßig und gerecht war. Im einzelnen ftellt fi das Verhältnis 
zwiſchen den Beitragsleiſtungen der einzelnen Provinzen und Bunbesftaaten art 
bie Zentrallaffe und den Zuwendungen aus der Iesteren an bie —— 
folgendermaßen: 





Beiträge Zuwendungen 
Mk. DM 
Ditpreußen - 2 0 2 2 0 0 0. 052, 29 700,85 
Beitpreußen . . — 47,60 ı 2878,40 
Brandenburg (darunter in gorm v. 
Darlehen 10 000,—, Unterſtützung ei 
Maiausgefperrter a . . 160124,24 102 528,80 
Bommen .. . ee ee 180,00 15 314,%0 
> Bofen ss 2: 0: 0. re 51,85 2 049,40 
Scählefien. . . . -» 4 980,58 25 051,43 
Sachſen (barumter in Koım eines i 
Darlehens 0000,—) . 2... 8584,88 24 606,55 - 
Shleswig-Holitein . . . » 6 179,98 18 000,— 
Hannover (darunter im Form bon — 
Darlehen 55000,—) - 2 2... 2989,51 58 072, 
Meitfalen - 222 .. 8 196,01 41 054,75 
SefienNaflau . . - 4 805,84 20 841,40 
MRheinprovinz (darunier in gorm v. 
Darlehen 90 000, )...... 5542,68 141 614,98 
Königreih Preußen insgefamt J 
(dar. in Form v. Darl. 175 000,—) 108 737,29 "480 667,28 
Königreich Bayern (dar. in — v. 
Darlehen 6000,—) . 807541 16 780, 
Königreid Sachſen (dar. in "Form 
von Darlehen 48000,—) . . „89 4200, 50 781,80: 
Königreid Württemberg . » „1889, 100; 
Großh. Baden (dar. in Form von j 
Darlehen B000,—) . . 0... 860,47 12400, 
Großh. Heflen. - » 2 0 0 0 02500, - 90%,80 
Gros. Medindurg. - » » .. 0, 4 000, 
Großh. Sahjjen Weimar . . «u Bi 6 171,10 ' 
Großh. Didenburg - » 0 0. 0.159848 1844,40 
Großh. Braunfhtweig . . . . . 428, — 4382 8 
Herzogtum Sachſen⸗Meiningen „ . 128,86 BO 
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mn m 


Herzogtum Sahfen-Altenburg . . 100, 
(Zumenbungen für die thüringiſche 
Staatestgeuppe: Sachſen⸗Weimar, 
 &.-Meiningen, diebeiden Schwarze 
Burg ſowie bie beiden Reuß und | 
&.Ultenburg insgefamt. . . — 4 116, 
Herzogtum Sachjen- Coburg» Gotha Ä | 
(barunter in Form von Darlehen 
000,--, die bereits zurück⸗ 


gezahlt find)d.. ..38686,16 2191,65 
Herzogtum inhalt (Aumenbung | 

nicht erhalten) . . . 818,42 — 
Furſtentum Zqhwarzb.⸗ - Aubolftadt 153,26 _ 
Fürſtentum Reuß j. . . 600, — 
Freie und Hanſaſtadt Lübeck (Zus ® 
. wendung nicht erhalten) . . „140, — 

Frele und Hanſaſtadt Bremen (Zu⸗ 

wendung in Form eines Darlehens) 2000,— 12 800 - 
Freie und Hanſaſtadt Hamburg od | 

(Bumerdung Mais Uusgefperrte) 85 000,— 6 000, 
Elſaß⸗Lothringen (darunteringorn RER 

eines Darlehens 80000,—) .. 103,64 . 14 278,47 


Rebhafles Hört! Hört!) 


And) im. abgelaufenen Sabre haben fi die Organiſationen, ‘die bon 
jeher vorangingen, disfen Ruhm nicht ftreitig machen laſſen. An erfter Stelle 
ftehen die Genofjen von Groß⸗Berlin. Nach dem Statut hätten fie 25 020 ME. 
abliefern müffen; abgeliefert haben fie aber ihre gefamten Einnahmen aus 
Mitgliederbeiträgen bis zum lebten Pfennig in Höhe bon 125100 ME (Rebe 
haftes Bravo.) Dann haben fie noch ertra 31 420,89 ME. abgeliefert und außer⸗ 
dem 8350,09 Mk. Die am Biertiſch, auf Bauten, Bei Geburtstagfeften uf. ger 
ſammelt find. (Hört! hört!) Meber ſolche Opferwilligleit und Leiſtungsfähigkeit 
Braucht man wirklich Tein Xoblied mehr zu fingen. Die Tatfachen ſprechen eine 
Berebte Sprache. Unfere Hamburger Genoffen Haben auch weit, weit über ihr 
Pflichtteil hinaus gezahlt. Dieſe leuchtenden Vorbilder haben wir ja allerdings 
Am Laufe der. Jahre außerordentlich oft unferen übrigen Genofien borgebalten 
und fie ermahnt, ein gleiches zu tun. Genüst Hat es nicht viel. Dann find 
wir endlich dazu übergegangen, bie Beiträge im Organifationsitatut feſtzulegen. 
An ber Schaffung biefes Organifationsftatuts Hat fid) die ganze Partei Beteiligt. 
Berichiebene Kommiſſionen und zwei Barteitage haben fid) damit beſchäftigt und 


endlich ift im dorigen Jahre bas Statut mit großer Mehrheit angenommen 


worden. Da hatte man wohl erwarten können, dad nunmehr wirklich jede einzelne 
Barteigenoffenichaft es ih zur Ehre rechnen würde, diefes felbft geichaffene 
Barteigefeg zu Beachten und danach zu handeln. (Sehr richtig!) ch bedaure, 
dab id) das Begenteil Zonftatieren muß! (Hört! hört!) Für bie Partei ift das 
nicht ſchmeichelhaft. Nur einige Stichproben: Wir haben 3. B. in ber Provinz 
Sachſen zwei Agitationskomitees, das eine mit dem Sig in Halle. Die Hallenfer 
Genoſſen Haben alfo ben Vorzug, Vorort zu fein. Sie follen auf die Genoſſen 
in der-Provinz belchrend und anfeuernd wirken und barüber madıen, daß die 
Barteigelege beachtet werden; fie follen aber auch gugleich Vorbild fein und 
zu Nacheiferung anfpornen. Der Wahlkreis Halle ift fo gut gejtelit, daß er fi 
einen Barteifetretär halten kann. Außerdem ſitzt dort auch noch ein born der 
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Partei beſoldeter Sekretär für den betreffenden Agitationsbezirk. Es iſt dort 
ferner die Redaktion eines ziemlich bedeutenden Parteiblattes vorhanden. — 
Man ſollte doch meinen, dab unter dieſen hervorragend tätigen Genofjen einige 
find, die darauf achten, daß die Parteigeſetze befolgt werden: Nun ſchlagen Sie 
einmal den Beriht nad und ſuchen Gie,unter Provinz Sachſen den bierten 
Wahlkreis des Regierungsbezirks Merſeburg! Selbſt mit dem fchärfiten Mikroſtop 
werden Sie von dieſem Wahlkreis nicht die Spur finden. (Lebhaftes Hört! hörth. 
Der Wahlkreis bat au nicht einen Pfennig an die Bentrallafle abge- 
führt. (Hört! Hört!) Allerdings, nachdem die Hallenfer gehört haben, daB. fie 


bier als abſchreckendes Beiſpiel genannt werben jollen, ift mir heute morgen 


durch Eilbrief die Nachricht gemordeii, daß nunmehr Geld . unterwegs fei. 
(Große; Heiterfeit.)" Wenn: ein Vorort fo Handelt, dürfen wir uns nicht wundern, 
wenn es anderweitig nicht beſſer ausfieht. Die Brobinz Sachſen hätte das Doppelte 
von den abliefern müflen, was ſie abgeliefert hat, und ich weiß nicht, wie lange 
da3 Spiel noch fortgefeßt werden wird. Zum Anſehen der Partei trägt es nicht 
bei, wenn wir alljährlich foldge unerquidlichen Saden zu erörtern haben. (Sehr 
wahr.) Die Genofjen können ſich nicht beflagen, wenn einmal ſchärfere Saiten 
aufgezogen erden, wenn die Partei ſich dazu entſchlöſſe, die Delegierten aus 
foldhen Kreifen, die ihre Pfliht grundfäglidy vernachläſſigen, nad) Haufe 
zu fchiden. Ich bin der Meberzeugumg, die Partei brauchte nur einmal ein 
ſolches Exempel zu Statuieren, das würde auf alle Zeiten nachwirken. Rod ein 
weiteres unangenehmes Kapitel! Bayern Hat 3975,41: Mf. abgeliefert, aber 
allein die Drganifationen von Münden und Nürnberg hätten das Doppelte 
abliefern müflen von dem, was ganz Bayern abgeliefert Bat. (Hört! hört h 
Dabei befinden fi außerdem noch eirie ganze Anzahl jehr Teiltungsfähiger 
Organifationen in Bayern. Es werben nun bie Genoffen mit großem Pathos 
erklären, daß fie das Geld, was fie nicht an die Parteikaſſe abgeliefert haben, 
auch gut verwendet Haben. Das bezweifelt auch niemand. Aber wenn ſich 
niemand an die allgemeine Richtichnur Halten will, dann brauchen - wir. eben 
Feine DOrganifation und feine Zentralkaſſe. (Sehr richtig!) Dabei fommen gerade 
derartige Organijationen, die fein oder wenig Geld an die Zentralkaſſe abliefer, 
am ehejten um Unterftügung an die Zentralkaſſe. Alſo die Beſtimmungen des 
DOrganijationzftatuts find vorhanden und müſſen eingehalten werden. - Aber 
neben diefer bedauerlichen Nichtachtung unferer Rarteifagungen geht noch eine 
Strömung einher, die ich für höchſt verderblich Halte: ich meine das Beltreben, 
Die Leiftungen an die Partei zwar in legalifierter Form, aber in ſchroffſtem 
Gegenfag zu dem Sinn und Geift des DOrganifationsitatut3 und entgegen allen 
Barteitraditionen auf das äußerſte Minimum herabzudrüden. (Sehr ridjiig |) 
Bei Beratung unferes Drganifationsftatuts haben gerade darüber die Iängiten 
Verhandlungen ftattgefunden, melchen Anteil wohl die einzeinen Genoſien⸗ 
ſchaften an die Zentralfafie abzuliefern Hätten. Urſprünglich wurde ein. Drittel 
borgejehen, daS aber heftig befämpft wurde. Als nun ein Viertel feitgefegt 
wurde, wurde ebenfalls noch geichrien, die Laſt ift zu groß und das Ende der 
Verhandlungen war, daß ein Fünftel fejtgefegt wurde. Nun wird. aber vieles 
Fünftel, das durch die Reichsgeſetzgebung feftgejegt iſt, au) noch auf dem 
Wege der Landesgefesgebung eliminiert. (Yurufe: Bayern!) Unſere bayeriichen 
Barteigenofien haben in ihr Organijationsitatut eine Beitimmung aufgenommen, 
die im Effekt darauf Hinausgeht, daß die leiftungsfähigen Organifationen zwar 
80 Pf. Beiträge zahlen,: daß davon aber 15 Pf. als Lofalzuichlag erklärt wird, 
während 15 Pf.. als wirklicher Parteibeitrag gelten. (Hört! hört!) Dadurch. ift 
erreicht, daß der Beitrag der bayeriſchen Genoſſen von 6 auf 3 Pf. pro Monnt 
berabgedrüdt worden ift. (Hört! Hört!) Wenn wir es bei Beratung unferes 
neuen Organiſationsſtatuts auch nur für denkbar gehalten: hätten, daß Partei⸗ 
genofjen auf ſeoſche Trids verfallen könnten, dann wäre eine Beſtimmung hinein⸗ 
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gekommen, daß Lokalzuſchläge erft non einer gewiſſen Beitranshöhe, etwa 25 Pf. 
‘an; erhoben werden könnten. Denn es war doch ber Gedanke bed Organiſations⸗ 
jtatuts, dat die Partei "mit regelmäßigen Beiträgen verfeher werden follte. 
(Sehr richtig ) Die Bartei wird es fich überlegen müſſen, ob ſie nicht noch 
nachträglich eine ſolche Beſtimmung in das Statut aufnehmen ſolle. (Sehr 
richtigl) Die Anhalter Genoſſen Haben es unter Führung des Genoſſen Peus 
noch ketker gemacht. Während die bayeriſchen Genoſſen pro Mitglied und Monat 
moch 8Pf. der Zentralfafle zukommen laſſen, erhält die letztere von den Anhalter 
Genoſſen nur noch 2 Pf. Und da fhlechte Weifpiele gute Sitten verderben, ift 
zu befürchten, dab es noch Schlimmer Tommt, dab ſich Leute finder werden, Die 
noch ſchlauer find, - die die Bayern überbahern und den Peus noch übers 
peuſen. (Grobe Heiterkeit) Das wird das Ende ber Entwidelung fein. Rum 
‚glaube ich fa, daB ſich die Senoffen, ſpeziell die bayeriſchen, tie ich zu ihrer 
Ehre annehmen muß, bie außerordentlich ernſten Folgen gar nicht überlegt 
‘Haben. In unjerem Drganifationsjtatut ift es mit vollſter Weberlegung .ber- 
nieden worden, eine beitimmte Beitragshöhe feſtzuſetzen. Die Barteigenofien der 
einzelnen Provinzen und Stäbte follten fich jelbft einſchätzen, was fie nad Mabgabe 
Der. wiriſchaftlichen Verhältniſſe leiſten könnten. Deswegen ſtehen die Partei⸗ 


genoſſen in ärmeren Gegenden, die nur 20 Ppf. zahlen, alſo nur 4 Pf. an die 
"Barteitaffe abliefern, nicht Hinter den Genoſſen zurüd, die 40 Pf. Beitrag zahlen, 
aHo 8Pf. an die Barteilaffe abliefern, denn die 4 Pf. Haben fi) die ärmeren 
Genoſſen oft viel fchtwerer. am Munde abfparen müffen, als die, melde 8 Bf. 


zahlen. Xrog tatſächlich verſchiedener Beitragsleiftungen iſt alfo doch eine, dem 
Nochte und ber Billigleit entſprechende Einheitlichkeit vorhanden. Gerade in 
Diefem entfgeidenditen Punkte haben die bayeriſchen Genoifen ven Grundgedanten 
ımderes Organiſationsſtatuts durchbrochen. Hier müſſen mir den bayeriſchen 
"Bercoffen und auch den anderen den Vorwurf machen, daß ſie ſich in ſchwerſter 
Weile gegen die Antentionen des Organilationsftatutes vergangen haben. Denn 


es Iommt nad den Beltinmungen im bayeriſchen Organijationzitatut gar nicht 


mehr darauf ar, was bie Parteigenoſſen tatfächlich. leiſten. Es kann fit da um 
ine Drgmilation Handeln, Die wirtſchaftlich vorzüglich dafteht, und die Geſamt⸗ 
partei Hefommt do nur 8 Pf. Dadurch ift für die Partei ein geradezu 


unmöglicher Zuſtand geſchaffen worden, denn wenn er aufrecht erhalten bliebe, 


wfrbe.bie' Gleichheit der Pflichten und darum auch die gleiche Berechtigung in 
der Partei aufgehoben, und es müßte notwendigermweife an Stelle der Gleich« 
verechtigung die - Klaffifigierung treten. Wenn wir neben Organifationen, die 
Ddanernd hohe Beiträge zahlen, auch ſolche haben, die dauernd niedrige Beiträge 


-Ielften, nur weil fie feine höheren zahlen mollen, nicht weil fie nit 


?önnen, danm ift es gar nicht anders möglich, als daß auch Bei der Geld⸗ 
dewilligung von der Gejamtpartei nach dem Grundſatz verfahren merben muß: 


„Mit dent Maße, mit dem Ihr meßt, werdet Ihr aud) wieder gemeſſen werden.“ 


(Sehr richtig) Die Wartet käme in die wenig angenehme Lage, bei. jeden 
Geſuch erit nachſchlagen zu müſſen, in welcher Servisklaſſe der betreffende Ort 
rangiert, um danach bie Entſcheidung zu treffen. Das wäre ein Hohn und 


Gpott auf unfere oberiten Grundfäße, wie er jchlimmer nit gedacht merden 


kann. (Lebhafte Zuſtimmung.) Nachdem aber eine große Organifation, wie bie 
bayeriſche, die über 48 Wahlkreife verfügt, uns in eine fo böſe Lage gebracht 
Hat, gibt es nur drei Möglichkeiten, um aus ihr herauszukommen. Entweder 


„bie ungualifizierbaren Beſtimmungen verſchwinden wieder aus dem baheriſchen 


"Statut, und ebenfo aus den anderen Statuten, in die fie in gleicher Weife 


: Hineingelommen find, oder bie gefamte Partei alzeptiert einen feiten Beitrag 


bon 8 Bf. für den Monat und Mitglied, oder, aber die Gefamtpartei läßt es 
bei ben. bisherigen Zuftand bowenden, revidiert aber wieder das Statut und 
ftelt gleiches Recht für Deutfchland — amangsmetje — her. (Sehr richtig]) 
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Wenn wir uns über die Nüglichkeit der zweiten Maßregel Har werden ‚wollen, 
d. h. ob die Einführung eines Einheitsjages von 8 Pf. im Intereſſe der Partei 
gelegen ift, müſſen wir uns über die finanzielle Rirfäng klar werden. Erheben 
wir einen feſten Einheitsſatz, dann Haben wir für die Zentralfafje nad dem 
bisherigen Stand der Organilation aus den Mitgliederbeiträgen auf einen Zufluß 
bon 133240 ME. zu reinen; aber nur dann, wenn jede Organiſation 
prompt ablieferte, bliebe es bei den bisherigen Maximen, dann könnten wir von 
Glück ſagen, wenn wir 80000 Mi. aus Parieibeiträgen bekämen. Ob es möglich 
ſein wird, mit einer ſolchen Summe all den Aufgaben gerecht zu werden, die 
täglich an unſere Partei herantreten, muß wirklich ſehr bezweifelt werden. 
Es iſt fein ſchöner Zuſtand, daß die Partei mit. ihrem Etat bon dem guten 
Willen einzelner Barteigenofienichaften abhängt. Wenn morgen {don die 
Berliner Parteigenojjen beſchlietzen, wir halten uns an die Norm, alle ührigen 
Gelder verwenden wir im Intereſſe unferes fpeziellen Agitationsgebietes, der 


‚Provinz Brandenburg, in der noch außerordentlich viel Parteiarbeit zu 


PD 3 


leiften ift, Zünmen wir gar nichts, dagegen maden. Darum können wir 


auch nur den MWflichtteil unſerer Kalkulation zugrunde legen. Es Tiegt 
alfo nicht die Möglichkeit bor, daß wir für ganz Deutſchland mit einem. 
Einheitsjag von 3 Bf. ausfommen lünnen und es bleibt nur bei ber, Möglichkeit, 
die betreffenden Landesorganifationen ändern freiwillig ihre Statuten oder, die 
Gefamtpartei muB die ihrigen ändern. Natürlich müfjen wir den Landesorgani⸗ 
ſationen dazu Zeit, laſſen, aber wenn die Geſamtpartei in die Lage gebracht 
wird, ihre Statuten zu revidieren, dann fällt die Nebifion gründlich. aus, 
(Sehr richtigih Wir find auch mit unferen Keiftungen außerordentlich Hinter. 
denen der Gewerlidhaften zurückgeblieben; teilweije liegt das in der Natur ber 
Sade, aber do iſt der Abitand . na und nad zu groß geworden, 
Nah der ſoeben gemadten Rechnung würde die Partei eine Jahreseinnahme 
bon 138000 ME. Haben. Zum Vergleich will ih von 84 Gewerlichaften nur 
eine, und bon diefer wieder nur eine Zahlitelle anführen. Diele eine Filiale, 


hat im Monat Auguit dieſes Jahres .165 700 Mk. an reinen Mitgliederbeiträgen 


eingenommen. Wir haben inı legten Jahr laut der vorliegenden Rechnung an 
Beiträgen der Organijationen, Ginzelbeiträgen und freiwilligen Sammlungen 


eirigenommen 297 341 ME. (Seite 54). Die gleihe Filiale einer Gewerlſchaft, 
die ih zum Vergleiche Herangezogen habe, Hat im lebten Bierteljahre. 


388 000 ME eingenommen. Nun. weiß ih Sehr gut, daß ganz andere 
Motive die Mitglieder an die Gewerkſchaft feileln, daß es ſtark materielle 


Intereſſen ſind, ift zweifellos (jeher richtig !), aber troßdem iſt der Kontraſt 


immer noch recht bedenflih. Wir Hätten alle Veranlaflung, dafür zu forgen, 


da& der Grundgedanke, der die Partei befeelte bei der Aufitellung des Organi⸗ 


fationsftatuts, nämlich die Schaffung größerer Einnahmen für die Barteifafle, 
zur Wirklichfeit wird. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Redner bricht bier feine Rede ab. — Die MBeiterderatung wird 
auf nachmittags 2 Uhr vertagt. 

Vorſitzender Singer teilt noch einige Begrüßungstelegramme. mit, ferner 
einen zu dieſem Gegenjtande der Tagesordnung eben eingegangenen Antrag 
von Adelung und Genoflen. (Nr. 178.) 

Schluß der Sitzung 121/, Uhr. 


Nachmitkags. — FR 


Den Vorſitz führt. Dreesbach, der die Sigung um 2 Uhr eröffnet. : 

Geiten3 des Jozialdemofratiichen Vereins Ingolitadt, der Genoſſen des 
21. ſächſiſchen Wahlkreiſes und des ſozialdemokratiſchen Vereins ai 
a. d. Zauber find Glücdmwunjchtelegramme eingegangen. 


t 





Kaſſenbericht: Geriſchs Referat. 113 


Geriſch et feinen am Vormittag abgebrochenen Bericht fort. Seit Jahren 
torfcen die Parteigenofien einen Ueberblie über die Stärke der Parteiorgani— 
fationen. Daher waren fie enttäuſcht, als im Bericht erklärt wurde, fie 
könne erft im Laufe bes nächſten Jahres gegeben werben. Inzwiſchen find die 
Hauptrefultate doch zifammengeftellt worden. Nur einige Bofbemerkungen. 
Die Iofe, Iodere Form der Drganijation, die früher allein beftand, Hatte 
ſich jo in die Parteifreife eingelebt, daß die große Menge der Parteigenofien 
fig nur ſehr ſchwer davon trennen Tonnte Die Vorſtellung, dab diefe alte 
Drganifationsform die allein richtige fei, ſaß fo feit, dab es in Berlin 3. ®. beim 
Uebergang zu ber neuen, ftraffen Organifation zu den ernfteiten Konflikten fam. 
Noch. Heute fteht Berlin in bezug auf die Organifalion durchaus nicht auf der 
Höhe. Es bleibt mit einem Zehntel unter dem Reichsdurchſchnitt zurüd. Die 
Berliner werden ja fonft immer fo viel gelobt, daf mar auch dieſen Tadel 
ruhig ausſprechen Tann, fie werden font zu übermütig. (Heiterkeit) Nur mit 
ben pinchologiihen Moment der Anhänglichkeit an das Alte, was fo lange 
beftanden Hat, iſt diefe Rückſtändigkeit der Berliner in bezug auf die Organi— 
fatton zu erllären. Draußen im Neiche kommen ja dazu die Schwierigkeiten 
politiicher Urt. Die Vereinsliſten kommen leidt in die Hände ber Inter 
nehmer. In beſtimmten fozialen Stellungen befindlige Parteigenoſſen können 
ſich überhaupt nicht offer als Mitglieder befennen ufw. Auch die ſchlechte 
materielle Lage der Ürbeiter, die ihrer Gewerfihaft ohnehin angehören 
müſſen, fommt dazu. Sie hängen vielleicht mit allen Faſern an der Bartei, 
aber die verfchiedenften Gründe Kindern fie doch, eingefchriebene Mitglieder der 
Wahlvereine zu werden. Alle dieje Umftände müſſen wir uns, wenn Mir die 
Ergebniſſe diefer erften Statiſtik richtig mürdigen mollen, ſtets vor Augen 
halten. Wir Haben zurzeit in Deutſchland 33 Wahlfreife, in denen die 
Organiſation noch fozgufagen auf dem Nullpunfte fteht, aber ſelbſt in diefen 
Kreifen find bis auf 3 bereits fozialdemofratiiche Stimmen abgegeben und 


zwar im ganzen 16249 Stimmen. Die Zahl ſchwankt ziviichen 81 und 1358. 


In 48 Wahltreifen haben mir noch das Vertrauensmännerſyſtem. In einem 
davon find noch feirie ſozialdemokratiſchen Stimmen abgegeben. In den 47 
anderen 85427 Stimmen. Die geringite Zahl betrug 67, die höchſte, 13 398, ift 
in Medlenburg abgegeben... Sie wiſſen ja, daß unfere Genoflen in Mecklen⸗ 
Burg infolge der geſetzlichen Beitimmungen gezwungen find, daS Vertrauens» 
männerinitem beizubehalten. Dann kommen 38 Wahlfreife, in denen bereits 
Vereinte vorhanden find, wo aber aus irgend melden Gründen noch fein Zus 
ſammenſchluß zu einer Kreisorganifationt im Sinne des Statut ftattgefunden 
hat. Darunter befinden ficy zwei fchlefifche Kreife, von denen der eine 1264, 
ber andere 2200 organifierte Genoffen Hat. Bon zwei Kreifen am Rhein Hat 
der eine 2351, der andere 888 organifierte Genoſſen. Diefer Kreis ift augen- 
blidlidh dabei, die Kreisorganifation einzuführen. Sm allgenteinen find natürlich 
die Kreiſe, wo nur Bereinsorganifationen bejtehen, ſchwächer als die mit Kreis⸗ 
organiſationen. Es befindet ſich darunter ſogar einer, in dem 1903 noch keine 
ſozicildemokratiſchen Stimmen abgegeben ſind, in dem aber gegenwärtig 108 
oeganiſierte Genoſſen find. 

Nach dieſen Kreiſen kommen diejenigen, welche wirklich zur Kreisorganiſation 
übergegangen find. Abſchließende Zahlen, wieviel das find, können nicht gegeben 
werden, weil in Bahern die Umwandlung noch nicht ganz vollzogen ift. Unter 
der Vorausfegung, daß mindeſtens 30 von den 48 bahriſchen Streifen die Kreig- 
organilation durchführen, würden mir im ganzen Deutichen Neiche 278 Wahle 
Ireife Haben, die die Kreisorganiſation durchgeführt Haben. SBarunter find 
allerdings 15, Die nur 20-50 Mitglieder haben, 21 haben zwiſchen 50 und 100 
Mitglieder, 24 zwiſchen 100 und 200, 53 zwiſchen 200 und 500 und 44 zwiſchen 


600 und 1000, Es zählen aljo 113 Wahlkreiſe unter 500 Mitglieder, 157 unter 
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1000 Mitglieder. In den einzelnen Provinzen ift die Stärle unſeret Organifation 
im Verhältniſſe zu den bei der legten Reichſtagswahl abgegebenen Stimmert 
folgende: Provinz Dftpreußer 8575 Organifierte, 0,4 Proz. der bei der legten 
Wahl abgegebenen Stimmen, Provinz Weitpreuben 708 Drganijierte = 8,5 Proz, 
Provinz Brandenburg 57 888 Organifierte == 12,5 Bros, Provinz Bommern 
6061 Drganifierte = 9,0 Prog, Provinz Voten 255 Organifierte = 9,1 Proz., 
Provinz Schleſien 17208 Drganifierte = 9,8 Proz, Bropinz Sachſen 20 575 
Organijierte = 10,5 Proz., Provinz Schlesmwig-Holitein 23567 Organifierte 
== 21,4 Bros, Provinz Hamover 20 665 Organifierte = 156,8 Proz., Proviug 
Beitfalen 13 150 Drganifierte = 9,4 Proz. Provinz Heſſen⸗Naſſau 11960 Drgar 
nijierte — 13,2 Proz, Rheinprovinz 20315 Drganifierte = 9,9 Proz Das 
macht für das ganze Königreich Preußen 194 910 Organifierte == 11,2. Proz. 
Weiter bat Königreich Bayern 85 000 Drganifierte == 164 Pros, Königreich 
Sachſen 58805 — 13,1 PBroz., Köünigreih Württemberg 13400 == 19,4 Prog; 
Großherzogtum Baden 10 608 Drganifierte == 14,6 Proz. Großhergogtum Heſſen 
14 404 Drganifierte = 20,9 Prog, Grob. Sachſen⸗Weimar 3756 Drganifierte 
= 10,5 Prog, Groß. Oldenburg 8594 Orgmmifierte = 20 Proy, Herzogtum 
Braunſchweig 2679 Drganifierte = 7,3 Proz, Herzogtum Sachſen⸗Meiningen 
1822 Drganiflerte == 10,0 Proz., Herzogtum Sachſen⸗Altenburg 8500 Organiſierte 
= 18,7 Prog. Herzogtum Sachſen⸗Koburg⸗Gotha 2097 Drganijierte == 10,8 Prog., 
Herzogtum Anhalt 3420 Organifierte = 12,8 Proz, Fürjtentum Schwarghurg- 
Sondershanfen 868 Organifierte = 12,7 Proz, Fürſtentum Schwarzhurg⸗Rudol⸗ 
ftadt 800 Drganifierte = 10,0 Broz., Fürſtentum Walde 66 Drganifiertg = 
8,6 Broz., Fürlientum Reuß ä. 2. 832 Drganifierte = 12,1 Proz., Fürjtentum 
Neuß j. 2. 2782 Drganifierte = 20,6 PBroz., Fürſtentänm Lippe 885 Drganifiertd 
= 10,3 Proz, Hanſaſtadt Lübeck 2084 Organiſierte — 18,5 Proz, Hanfajtadt 
Bremen 51420 Drganifiexte = 21,6 Prog, Hanjaftadt Hamburg 21,002 Orga⸗ 
nifierte = 21,8 Proz., Elſaß⸗Lothringen 1963 Drganifierte = 2,9 Proz. ; - _ 
Für ganz Deutſchland macht das 384327 Drganijierte = 12,76 Proz. Bei 
einigen füddentfchen Staaten habe ich freilich die Vermutung, daß fie eine 
ganze Anzahl Nejtanten mitgeichleppt haben. (Zebhafter Widerſpruch bei den 
Süddeutſchen.) Ah Habe ja diefen Widerfpruch. erwartet, und da ich keine 
Berveife Hatte, habe ich mich wohlweislih gehlitet, an den Zahlen etwas zu 
ändern. Zum Beifpiel ftände Heflen dann allerdings mit 20 Proz. außerordent- 
lich hoch da. (Zuruf Bei den Heſſen: Wir Haben ja auch die höchſten Veiträge |) 
Für Schtwargburg-Ruboljtadt Ingen Teine Ungaben vor, Sch babe aber wahr⸗ 
fcheinlich die geſchätzte Zabl von 800 Organifierten nicht zu Hoch gegriffen,- da 
bet den legten Reichſtagswahlen dort über 8000 Stimmen -abgegeben worden 
find Nun ift feine Frage, daß, wenn alle die Parteigenoſſen, die jegt, durch 
Die Landesgelekgebung, wie 3. B. in Medlenburg und Schaumhurg⸗Lippe ver⸗ 
hindert find, die Hreisorgerifntion durchzuführen, ſich orgczüſieren könnten, wie 
fie wollten, wir ziemlich an 400000 organiſierte Parteigenoſſen heranlommen 
würden. Die Reihenfolge ber Einzelſtaaten nach. der Stärke der. Organiſatien 
im Verhältnis zur abgegebenen Stimmenzahl ift falgende: Obenan fteht Hamburg 
mit 21,8 Proz. (E3 ift kein Zufall, daß überall bort, wo kein Zwang zur 
polizeiliden Anmeldung borhanden ift, die höchſte Zahl der Organifierten vor⸗ 
Handen ift). Es folgen Bremen mit 21,6 Broz., Heſſen mit, 20,1 Proz, Neuß 
nit 20,6 Proz, Oldenburg mit 20,0 Proz, Sachſen⸗Altenburg mit. 18,7 Prag., 
Lübeck mit 18,5 Proz, Württemberg mit 13,4 Proz, Sachſen mit 18,1 Bros. 
Schwargburg-Sonderähanfen mit 12,7 Proz, Anhalt mit 12,8 Proz, Reuß mit 
12,1 Proz., Preußen mit 11,2 Progz., Sachien-Meiniugen mit 10,9. Proz, Coburg. 
Gotha mit 10,8 Proz, Sachſen-Weimar mit 10,5 Proz, Lippe⸗Detmold : mit 
10,3 Broz., Schwarzburg⸗Rudolſtadt mit 10,0 Broa., Braunſchweig mit.7;8 Prog., 
Röalded mit 3,6 Broz., Elſaß⸗Lothringen mit 2,9 Proz. Bir Deutichland ins⸗ 
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geſamt ift die Zahl alfo 12,76 Proz. Sch glaube nicht fehlzugehen in der 
Annahme, daß dieſe Zahlen Sie nicht voll befriedigen; fie find auch nicht 
befriedigend. Um fo erfreulicher ift der Stand unferer Parteiprefie. Im legten 

Sabre bat fein Parteiblatt Verlufte an Abonnenten erlitten; alle haben zus 
genommen. (Bravo |) Bor zwei Jahren betrug die Zunahme im ganzen 47 380, 
bor einem Jahre 58 870, im abgelaufenen Jahre 158 638. (Bravo!) Das bes 
deutet gegen das Vorjahr ein Mehr von rund 100 000. Hieran hat allerdings 
auch die unermüdlide fleißige Agitation unferer fozialiftifcgen Frauen einen 
großen Anteil, denn dadurch ift die Auflage der „Gleichheit“ gewaltig geitiegen. 
Die „Reue Zeit“ und einzelne Heine Wochenblätter, die der Agitation dienen, 
fehlen in diefen Zahlen. Der jegige Abonnentenjtand unferer Parteipreſſe 
beträgt insgefamt 837790. Die Einnahmen aus Abonnements find von 
4161 000 ME. im Vorjahre auf 4833460 ME. im abgelaufenen Jahre geftiegen, 
aljo eine Zunahme von 682 460 ME. Die Einnahmen aus Snjeraten find geftiegen 
bon 2537000 auf 2871076, das Heißt um 334076 ME. Insgeſapit Hatte - 
unfere Barteiprefie eine Mehreinnahme aus Abonnements und Anferaten von 
1 016 536,98 ME. (Bravo I) Dieſer Erfolg zeigt, was durch rafHoje Arbeit ges 
leiftet werden Tann. Dieſe Zahlen zeigen uns aber auf, Melde Arbeit noch 
zu leiften if. Was uns bei der Preſſe gelungen iſt, muß ung auch bei der 
Barteiorganifation gelingen. (Sehr richtig!) Bedenken wir immer, Partei 
genofien, wir Haben nur noch ein Jahr der Ruhe, dann wird die Partei wieder 
im Feuer ererzieren und einen ſchweren Wahlkampf ausfechten müflen. Wir 
fennen jeßt ven ſchwachen Punkt in unferer Gefechtsſtellung: 
die Organifation Da kam es für und nur eine Parole geben: Bi 
zum nächſten Jahre müſſen wir eine Million Abonnenten und eine halbe Million 
organifierter Kämpfer Haben. Gebt in dem Arbeitsjahr, das wir noch vor und 
haben, die Bartei ihre ganze Kraft an diefe Aufgabe, dann erreicht fie das 
geitedte Ziel und dann können wir wohlgerüftet und wohlgemut in da3 Kampf 
jahr eintreten. (Lebhafter Beifall.) 

gieauf eritattet Kaden- Dresden den 
Beericht der Kontrolllommiſſion 


und führt aus: Der Bericht der Kontrollkommiſſion fällt diesmal etwas größer aus 
al3 früher, wenn er auch nicht jo groß iverden wird wie der des Genojien Geriſch. 
Das Liegt zum Teil an der Organifation und teils daran, daß durch vermehrte Aus» 
ſchlüſſe mehr Nefurje an die Kontrollkommiſſion eingelaufen find. Zunächſt haben 
fir die Berufung des Vorſtandes des Lübecker ſozialdemokratiſchen Vereins 
gegen das Urteil des Schhiedsgerichtd bon 18. Januar 1906, weil das Schieds⸗ 
gericht den Ausfchluß der Genoſſen Mleber umd Detlow aus der Bartei wegen 
Streikbruchs abgelehnt Hat. Beide führten während eines Streil3 den Umbau 
eines Ladens aus. Als Mitglieder des Yentralverbandes der Maurer Deutfchlands 
hätten fie, weil fie nicht in den Streik eingetreten find, die bei Streiks erhöhten 
Beiträge zu zahlen gehabt, was für Lübed pro Tag 60 Pf. betragen hätte. 
Kun erklärten jene, daß fie den erhödten Beitrag nicht zahlen könnten, meil fie 
unter der Materialiperre litten. Sie würden denſelben aber gerne bezahlen, 
wenn ihnen die Streilleitung da3 Material liefere. Weil nun jene den Beitrag 
nicht zablten, wurden fie aus dem Verband ausgefchlojien. Zum Streikbruch 
wegen Umbau de3 Ladens erflärten fie, fie jeien vom Inhaber diejes Ladens 
aufgefordert tvorden, einen Anſchlag einzureichen, worin fie 400 M. gefordert 
hätten. Daraufhin hätten fie die Arbeit erhalten, aber nad) dem Zuſchlag fei 
ihnen vom Bauherren mitgeteilt worden, da er fie tvenig Tenne und er deshalb 
nicht wiſſe, ob fie die Arbeit richtig ausführten, fo wäre er gezwungen, ihre 
Urbeit überwachen zu laſſen und dieſe Ueberwachung werde durch den Bauunter« 
nehmer Cords in Lübeck ausgeübt, Ihrem Einwand Bagegen, dab dies nicht 
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ginge, da ſie ja dann ber Leitung des Baumeiſters Cords unterſtünden, wurde 
entgegengehalten, es handele ſich nur um. eine beſtimmte Arbeit, deren Aus⸗ 
führung jener UÜberwachen müſſe. Bun erblickt der ſozialdemokratiſche Verein 
bon Lübeck darin, dab fie dieſe Arbeit ausgeführt hätten, einen Streifbrud und 
behauptet, daß die beiden nur Wittelsperfonen zwiſchen Corb8 und dem Labene 
inhaber geweſen feien; in Wirklichteit Hätte Cords die Arbeit audgefitärt, umb 
fie hätten als Arbeiter des Cords ben Lohn bezahlt erhalten. Man konnte nun 
aber aud) die Behauptung Klebers ımd Detlows, fle hätten am Anfang der Arbeit 
100 Mf. und am Ende 300 MA erhalten, nicht widerlegen. Kleber und Detlow 
hätten wiffen müffen, jo fagte der ſozialdemokratiſche Verein, bag es ſich Hier 
um eine Schiebung handle, denn bat Cords ber Unternehmer geweſen fei, gebe 
daraus‘ hervor, daß derfelbe nad) Beendigung dei Streils bie Arbeit hätte fertig 
maden laſſen. Dazu Tomme, dab Kleber und Detlow bie Arbeit als Allorb- 
arbeit unternommen hätten. Diefe Arbeit fei bet den Maurern und Zimmer⸗ 
leuten in Norddeutſchland verboten. Kleber ımb Detlow beftreiten alles, mas 
kon dem ſozialdemokratiſchen Verein Lübeck vorgebracht wurde. Sie behaupten, 
daß fie den Lohn nicht in Lohndüten alle Wochen empfangen hätten, ſondern am 
Anfang der Arbeit 100 ME. und am Ende berfelben 800 ME. in einem verfiegelten 
Bapier erhalten hätten. Ferner Deftreitet Kleber, den Ausſpruch getan zu Haben, 
der ihnen zum Vorwurf gemadt wird: Sagt doch bie Bande zum Teufel. 
Die Sade bleibt auch nnaufgeflärt, da VBehanptung gegen‘ Behauptung fteht, 
und der Beweis nicht erbracht werden konnte. Darum ftellte ſich auch de Kon⸗ 
trolffommilfion auf ben Standpunkt, daß der Nachweis einer ehrloſen Handlung 
met erbracht Sei, und dab die Vermutung, daß eine ehrloſe Handlung vorlilege, 
zum Ausſchluß nit geniige. Auf Grund deſſen verwarf bie Kontrollkommifſion 
bie Berufung des Sozialdemofratifen Vereins Lübeck. Wegen des Verftiohes 
gegen die Affordardeit hatte die Kontrollkommiſſion gar feine Urſache einzu⸗ 
ſchreiten, weil damals ſchon bie beiden Maurer nicht mehr im Verband. waren, 
al3 fie die Arbeit ausführten _ | —————— 
Eine andere Beſchwerde ging bon Grimpe⸗Elberfelh aus. "Sie richtete ſich 
gegen den Parteivorftand. Im August 1888 Hatte Srimpe die „Dortmumder 
Arbeiterzeitung“ gegründet. Gein Verleger löſte bie Gefchäftsperbinding mit 
ihm und Blieb ihm 887 ME. ſchuldig. Aehnlich mar das Werhältnis in Köln, 
two ber Neft 624 Mel. beträgt. Diefe Summen wollte Grimpe von ber Bartei 
erftattet haben. Der Parteivorſtand hat das abgelchtt. Die Kontroltonmmiffton 
Hat fig auf denfelden Standpunkt geſtellt. Grimpe Hatte friiher feine Einkünfte 
als Druder des Blattes. Er hat die dabei erzielten Ueberſchüſſe auch mit an 
die Partei abgeliefert, obwohl die Blätter eigentlich Parteizettimgen taten. 
Für ein perjfönliddes Unternehmen könne do nad) 16-18 Jahren die Partei 
in ihrer Allgemeinheit abfolut nicht auftonimen, namentlich nicht, da Grimpe, 
als die Bartei feinerzeit die Blätter übernahm, nad) Anftcht der Kontrollkommiſſion 
genügend abgefunden iſt. Deshalb Hat die Kontrollommtiflon die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Die dritte Angelegenheit betrifft Saarbrüden. Bier war unter 
den Genoflen ein heftiger Streit entdrannt. Es war gegen bie Genoffen 
Diterroth, Seel und Berg der Ausſchluß beantradt. Das Schiedsgericht hat die 
Ausſchlußanträge abgelehnt und ftatt deſſen dem einen Genoffen eine Nüge, bem 
anderen einen ſcharfen Tadel ausgeiprocden. Hiergegen ijt Berufung an bie 
Kontrollommiffion ergangen und dieſe ift dem Urteil bes Schiedsgerichts Bein 
getreten. Die Berufungsfchrift Bot auch nit eine neue Tatſache; es zeigte ſich 
deutlich, in wie fahrläfftger Weife Anklagen erhoben werben. Der ganze Streit 
ftente ſich als Klatſch heraus. Sch will dert Parteitag bamıt nicht beläftigen. 
Dann bat ſich Die Kontrollkommiſſion mit den Streitigkeiten In Forſt zu befaffen 
gehabt. Genofie Markwald, zugleid namens des Ortsbeteins Korft, mandte 
ſich an die Kontrollkonkmiſſion, weil das Schiedsgericht bie Benofien Berner 


* ..——_ 
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und Nubendurnft nicht ausgeichloffen hatte. Die Kontrolllommiſſion ift nad 
genauer Prüfung ber Akten zu ber Ueberzeugung gelangt, daß abfolut kein Grund 
zum Ausſchluß vorlag, fie iſt einftimmig dem Urteil des Schiedsgerichts bei⸗ 
getreten. Die Urfadje zu dem Streit war bie Wufltellung eines Kandidaten für 
die nächſte Reichſtagswahl. Im September 1905 war vom Lentralvorftand bes 
ſozialdemokratiſchen Vereins für den Wahlkreis Sorau⸗Forſt und van den Orts⸗ 
vorſtänden eine dreigliedrige Kommiſſion gewählt, die Vorſchläge für bie Bes 
ſetzung des Poſtens machen ſollie. Bevor die Kommiſſion zu einem Reſultat 
gelangte, wurde die Kandidatenfrage in einigen Begitlsvereinen des Forſter 
Wahlvereins erörtert, und einer davon beantragte, Markwald in Ausſicht zu 
nehmen. Diefer Antrag follte fofort in einer Verfammlung am 12. Mat 1906 
gur Verhandlung kommen. Die Kommiſſion Hatte aber. noch nicht berichtet; ihr 
Vorfigender Tab im Gefängnis, und infolgedeſſen wurde bie Verſammlung 
vertagt. Am 7. Juni fand eine neue Berfammlung ftatt. Die Kommifjion batte 
ihre Arbeit Beendet und flug ala Kandidaten den Genoffen Koblenzer vor. 
Es kam au heftigen Auseinanderſetzungen zwiſchen Berner und Markwald. 


Markwald beſchuldigte Berner, er babe über ihn unwahre Behauptungen 


anfgeftellt, und anf Yurufe aus der Verfammlung antwortete Berner: „Run, 
wenn bas Mandat käuflich ift, brauche ich nichts mehr zu: ſagen.“ Werner teilte 
am 9. Juni der Preßkommiſſion mit, dag er auf Grund dieſes Zuſammenſtoßes 


feine Tätigkeit in der Nedaltion bis auf meiteres einftele. Markwald Iegte 


der Preßkommiſſion feine Stellung zum Stonflilt bar. In einem Briefe dom 


8. Juni ſchrieb er: „Sollte ih in den Reichstag gemählt werben, fo hätte id 
auch während der parlamentariihen Seſſion nad Möglichkeit ‚für das Blatt zu 


arbeiten, aber fein Gehalt zu Beziehen. Hätte ich ein Mandat -beiommen, dann 
würde ich durchſchnittlich nur mein halbes Gehalt beziehen und trogdem quantitatib 
für die „Märkiſche Volksſtimme“ täglich mindeſtens fo viel Ieiften, wie Mebring 
für die „Leipziger Volkszeitung“. Ueber Werner fehreibt er: „Ich perſönlich 
Bin bereit, ob ich num bleibe, ob ich gehe, ihm, ſoweit es mit meiner Ehre irgend 


zu vereinbaren iſt, Goldene Brüden zu bauen, went er Brot braucht.“ 
(achen.) Infolge dieſes Briefes beſchloß die Preßkommiſſion am 12. Juni 


Markwald unter Fortbezahlung feines Gehaltes Bis zum Ablauf ber 


Kündigungsfriſt Tofort feines Amtes ald Redakteur zu entſetzen. Uber Markwald 


Batte ſchon vorher erflärt, daß er unter ben obwaltenden Verhältniſſen aus⸗ 
ſcheiden werde und aud bie weitere Verfolgung feiner Kandidatur aufgebe, 
Der Beichlub der Preßkommiſſion wurde in ber nächſten Nummer ber „Märlifchen 
Boltsftimme” befannt gegeben; tin diefer Belanntmadung fehlte vor Dem Namen 
Markwald das Wort Genoſſe. Markwald fühlte fich hierdurch in den 
Augen der Barteigenofien herabgefegt. Die Erllärung war von Nubendunft als 
Vorfitenden ber Preßkommiſſion unterzeichnet. Markwald glaubte nun, baf 
darin wiſſentlich unwahre Behauptungen aufgeftellt feiern, die geeignet wären, 


ihn in ſeiner Ehre und in ſeinem Anſehen in der Partei zu ſchädigen. Hierbei 


komme Rubendunſt als Verfaſſer und Perner inſofern in Betracht, als er bie 
Notig und bie Erllärung aufgenommen Babe. Darin erblidt Marlwald eine 
ehrlofe Handlung im Sinne bes Statuts und ftellte den Untrag auf Ausſchluß 


"Bon Berner und Rubendunſt. Das Schiedsgericht ſprach bie Genoſſen fret. 
Markwald wandte fih an die Kontrolliommilflon, diefe aber bat feinen Einſpruch 
verworfen, da auch nicht das geringfte. neue Material vorgebracht war. In 
- Hamburg batte ber 2. Wahlkreis den Ausſchluß des Genoſſen Töteberg wegen 
Streikbruch beantragt. Er hatte 1905 in einem burg ben Metallarbeiterverband 


geipertten Betrieb Arbeit angenommen. Er tvar nicht gewerlichaftlich, ſondern 

nur politiſch organifiert. Bis gum März 1906 hatte man ſich mit der Sache 

gar nicht befaßt, erit dann beichäftigte fich ber foglaldemofratifche Verein Samburg IT 

mit dieſer Angelegenhtit. Fin Schiedegericht ſprach ihm nur einen ſcharfen 
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Tadel aus. Der Wahlkreis legte Berufung ein. Die Kontrolltommilfion wies die 
Berufung zurid, da lein neues Material vorlag, der Sperrbrud lange zurfld lag 
und der Metallarbeiterverband Sich bereit erflärt Hatte, Zöteherg aufzunehmen 
wenn et ſich melden ſollte. Außerdem hatte Töteberg ein volles Jahr gearbeitet, 
bis man gegen ihn borging. Der Metallarbeiterverband fieht die Sade als 
verjährt an, dba konnte auch bie Kontrolllommiſſion nicht zu einer ſchärferen 
Maßnahme greifen. 

Eine andere Beſchwerde iſt die des ehemaligen Mitgliedes Siebel in Dort⸗ 
mund. Er iſt vor Jahren aus dem Dortmunder Verein ausgeſchlofſen worden, 
wurde dann wieder aufgenommen, brachte aber bei Gelegenheit eines Wow 
trages die alten GStreitigleiten wieder zur Sprache, tvorauf er auf8 neue aus⸗ 
geihloffen wurde. Es wurde ihm auch vorgehalten, daß er wiederholt die 
gegneriie Preſſe zu Angriffen auf die Partei benugt Habe. Die KRontrollloms 


milfion, die ſich ſchon vorigesmal mit Giebel beſchäftigt Hatte, legte ihm anheim, 


feine Wiederaufnahme bei dem Parteitag zu beantragen. Auch die alte Angelegenheit 
Mühlhbaufen im Elſaß beſchäftigte wiederum bie Kontrollkommiſſion. 
Da bie Mühlhauſer Parteiorganiſation dieſelbe als noch nicht erledigt betrachtete, 
kam es in einer Sitzung, an der Kontrollkommiſſion, Parteivorſtand und Vor⸗ 
ſtand der Mühlhauſer Parteiorganiſatjon ſich beteiligten, zu folgender Erklärung: 

Die Mühlhauſer Parteigenoſſen erfermen an, daß Handlungen, die der Genofle 
Emmel gegen den ausbrüdlidhen Beſchluß der Parteileitung unternommen bat, 
den Tadel rechtfertigen, den die Kontrollommilfion auf Parteitagen gegen Ges 
noſſen Emmel ausgejprodyen bat. 

Die Kontrolllommilfion ihrerfeits erklärt, dab bei der einwandsfreien Tätige 
feit, Die Genoſſe Emmel gegenwärtig im Intereſſe der Partei entfaltet, diefe 
Vorgänge als erledigt zu betrachten find und für die Partei feinen Grund mebr 
abgeben können, dem Genoffen Emmel die Bertrauensmürdigleit abzuſprechen. 


Diefer Beſchluß ift im „Vorwärts“ veröffentlicht worden. Die Ungelegen- ' 
Heit iſt damit erledigt. Als achter Beſchwerdeführer erſcheint der Genofie 


Drudereibefiger Güntherin Braunſchweig. Er hat e8 den Genoffen verübelt, 
daß fie feine Druderei nieht übernommen, fondern eine eigene gegründet haben. 
Er verlangte 21000 ME. für feine Druckerei, die Genofien wollten mır 15 000 ME. 
zablen. Seht verlangt er 8000 ME. als Erfag für einer früher von ihm ſelbſt 
übernommenen #eblbetrag bei dem „Braunſchweiger Volksfreund”. Der Vor⸗ 
ftand hat das abgelehnt, und auch die Kontrolfommiffion Hat die Ablehnung 
ansgefprochen, weil Günther vor zehn Jahren felbſt auf die 6000 M. verzichtet 
Hatte, um den Drudauftrag für den „Volksfreund“ noch zehn Jahre zu behalten. 
— In Heidelberg find zwei Genofien Brecht und Spinger ausgeſchloſſen 
worden, weil fie an das dortige Zentrumsblatt Artikel gefandt hatten, die interne 
Parteizuſtände geißelten. Der Genoffe Brecht gibt zu, das getan zu haben, bes 
Hauptet aber, das ſei gefchehen, um die verrotteten Parteizuftände in Heidels 
berg zu bejeitigen. Genoſſe Spinger hat dies Vorgehen ausdrüdlich gebilligt. 
Die Kontrollfommiffion ift dem Beſchluß auf Ausſchluß beigetreten. Die letzte 


Beſchwerde, welche uns beſchäftigte, ging aus von den Genoſſen Wieſe nthal und 


Cordts in Berlin, Ste richtete ſich gegen den Parteivorſtand und die Berliner 
Preßkommiſſion wegen Verweigerung der Aufnahme von Sperre und Streile 
annoncen im „Vorwärts“. Es murde behauptet, daß der „Vorwärts“ 3:8. 
dem Hirſch⸗Dunckerſchen Gemwerkverein der Mafchinenbauer feine Spalten ges 
öffnet Habe und es wurde eine folche Annonce vorgelegt. Es wurde feitgefteftt, 
dab diefe Anmonce nur aus Verſehen in dem „Bortwärts” aufgenommen worden 
if, ebenjo mie auch eine Annonce Betr. den „Allgemeinen Metallarbeiter- 
verband“. Der „Allgemeine Metallarbeiterverband“ ift befanntli eine Abs 
Iplitterung des „Deutichen Metallarbeiterverbandes". Um eine genauere Kenntnis 
von diefer Angelegenheit zu erhalten und weil Wiefenthal und Eordts nad 
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Mannhelm gelommen waren, um. Bier. ihre. Sache zu vertreten, gog die 
ſKontrollkommiſſion zu. der Beſprechung mit ihnen auch ein Mitglied des Partei⸗ 
vorftandes ſowie die Genofier Wels und Graner von der. Berliner Preß⸗ 
Iommilfion Hinzu. Die Kontrollkommifſion Bat ſchließlich die Beſchwerde des 
Algemeinen Metallarbeiternerbanhes, Si Berlin, zurückgewieſen, und zwar mit 
folgender Motivierung: „Die Bartei fann fi in gewerkſchaftliche Streitfälle 
wicht einmiſchen, folauge nicht allgemeine Parteiintereſſen dabei berührt werden. 
Sie kann daher. auch ein Urteil itber. den Streit de Allgemeinen Metallarbeitere 
verbundes rvefp. des Genoſſen Wieſenthal mit dem Deutſchen Metall 
ardeiterverband (Sig. Stuttgart). niit abgeben, umfomweniger, als die früheren 
Mitglieder des Deutſchen Metallarbeiterverbandes thr Beſchwerderecht nicht aus⸗ 
genutzt haben. Die Partei muß aber jeden Abſplitterungsverſuch in der modernen 
Arbeiterorganiſation, als welchen fich die Gründung des Allgemeinen Metall⸗ 
arbeiterverbandes darſtellt, entſchieden zurilckweiſen. In dem angenommenen 
Antrag 102 des Parteitages au Lübeck iſt Die Stellung der Partei auch Far 
and unzweideutig zum Ausdruck gelommen, Die Kontrollkommiſſion ift in 
Uebereinftiimmung nit dem Parteivorſtand und der Preklommilfion ber Meir 
nung; daß bem Abſplitterungsverſuche Vorſchub geleiftet tpürde, wenn ber 
„Borwärt?” für Bublifattones des neu: gegründeten Verbandes geüffnet ilt. 
Die Spruchpraxis des Parteiporſtandes und der Preßkommiſſion, den „Vor⸗ 
wärts“ nur den Drgnnifationen:zur Verfügung zu ftellen, welche, bei ber Berliner 
Gewerkſchaftskommiſſion oder dem Kartell angeihlofien find, Hat ſich als 
praktiſch und zutreffend bewährt und kann ji Die Kontrolllommiljion dem nur 
anschließen. Die (verfehentliche) Aufnahme eines Injerats des Hirſch⸗Dunckerſchen 
Gewerkvereins der Maſchinenbauer und Metallarbeiler kann dieſe unfere Auf⸗ 
laſiupa nicht heeinträchtigen. 

Unberührt bleibt durch dieſen Urteilsſpruch die perſönliche Auffaſſung der 


öinzeinen Genofien über den Streitfall felbit, wie er fich zwiſchen dem Als» 


gemeinen und dem Deutſchen Metallarbeiterverband abgeipielt Hat.“ 
Wir haben, die ung übermielenen Revifionen eingehend vorgenommen: ich 
lann erklären, daß wir nicht das geringſte auszuſetzen haben. 

Auch im Geſchäft in Stuttgart haben wir alles in beſter Ordnung befunden, 
und baber beantrage ih im Namen der Kontrollkommiſſion, dem. gefamten 


Vorſtand Tür feine Tätigkeit nad alen Hichtungen Hin Decharge zu. erteilen. 


Ehe ich ſchließe, kann ich nicht unterlaffen, auch hier auf dem Parteitag aus⸗ 
zuſprechen, daß wir in der Kontrollkommiſſion in dieſem Jahre wiederum einen 
ſchweren Verluſt zu beklagen haben: Heinrich Meiſter iſt uns durch ben 


Tod entriſſen worden. (Die Anweſenden erheben ſich von den Sigen.) Wir ver⸗ 
lieren in Meifter einen unjerer beiten und tätigiten Genoſſen. Heinrich 


Meijter war einer. von der alten Garde. Seit mehr denn vierzig Jabren 
hat er unter der Fahne des Proletariats politiſch und gewerkſchaftlich in den 


erſten Neihen gelämpft. Seit dem Berliner Parteitag war er Vorfigender der 
Kontrollkommiſſion. Wir Zönnen am beften ermefien, was wir an Heinrich 
Meiſter verloren haben. Gein Name Hatte einen guten Klang in der Partei 


wie auch in der Gewerkſchaſt. Denn wo ber Kampf am ftärkiten tobte, da fanden 
iwir feit Jahrzehnten umferen Heinrich Meifter mit an der Gpige, wo er mit 
frohem Kampfesmut, verbunden mit einen freundſchaftlichen und fameradicafte 
lichen Weſen, ſich die Herzen und Die Sreundichaft aller erwarb, die mit ihm 


‚snfammenlanien Er war ber Kämpfer und Broletarier im beiten Sinne. Als 


Broletarier geboren ift er auch als Prolctarier geitorben. Gein Leben war ein 
Leben ‚des Kampfes und ber Urbeit. Nichts Hatte er errungen, was ihm in 


ſeinen alten Tagen. ein forgenfreics Leben geftattet hätte. Aber was er errungen, 


bag iſt die Liebe des Proletarial3 und das mar das Höchſte und Schönſte für 
ihn. In Hannover zeigten e8 Partei und Gewerkſchafter ar feinem Begräbnis⸗ 
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tage, was ihnen Heinrich Meiſter war, und fo Hoffe auch id, daß die‘ Geſami⸗ 
partei das Andenken unferes Meljter ftets in Ehren Balten wird, denn er war 
einer unjerer Beſten. (Stürmiſcher Beifall.) 

Morfigender Singer: Der joeben eingelaufene Antrag 139, ber zu dem Bericht 
bes Borftandes gehört, berührt eine Materie, die bereit in Anträgen behandelt 
iſt. Ich glaube deshalb annehmen zu dürfen, daß er genügend unterſtützt iſt. 

Zur Diskuſſion werden geſtellt die Anträge 8, 181, Abſatz 1, 180 und 178. 

Runge⸗Bochum (zur Begründung der Anträge 8, 181 und 189): Ich glaube 
mir eine längere Begründung der Anträge erfparen zu können und bin der Hebers 
zeugung, daß aus den Ausführungen des Vorftanbes hervorgeht, daß eine Ueber⸗ 
laftung des Vorjtandes vorhanden if. Wenn Genoife Pfannkuch heute morgen 
fagte, der Vorjtand Habe nicht Überall feine Pflicht erfüllt, fo it das zum Teil 
zutreffend. Uber man farın nit ein bösmwilliges Verichulden annehmen. Wir 
find eben ber Meinung, daß innerhald des Barteivorftandes zu wenig Perſonen 


borbanden find. Sie fünnen die durch die feftere Organifation vermehrte Arbeit ı 


nicht bewältigen; Wir halten es fiir notivendig, dab die Mitglieder des Partei« 
vorſtandes des öfteren Hinausgehen und gewiſſe Situationsreifen vornehmen 
(Zuruf: Reviſionsreiſen) um dranken in der Provinz manche Wenderungen zu 
treffen. Ich bin überzeugt, die bitteren lagen des Genoffen Geriſch, dab in 
puncto Finanzen wit alles in Ordnung ft, könnten durch öftere Fühlung⸗ 
nahme aus der Welt geſchafft werden. ch möchte darauf hinweiſen, daß in 


diefer Beziehung die Voritände der Gewerkſchaften manches erledigen, was un 


bier. Anlaß zur Kritik gibt. Was die Zahl von zwei Perſonen anlangt,: To 
haben mir keineswegs die Abſicht, daran feitzubalten. Das mag dem Parteitag 
überlafien fein amd e3 mag vielleicht auch die Anregung de8 Barjtandes an⸗ 
genommen werden. Uns geht e3 lediglich darum, daß der Parteivorſtand 
vermehrt wird, damit es einmal möglich iſt, beflere Fühlung mit den Genofien 
zu nehmen. Es wird vielleiht auch der Wunſch des Parteitages fein, mer 
Zühlung zwiſchen Partei und Gewerkſchaften Berzuftellen (Zuruf: Geſchieht ja 
Ion!) umd daß deshalb die Gelretäre aus den Reiben der aktiven a 
genommen werden. 

‘ Abelung-Dainz (zur Begründung des Antrages 178):- Wir wiſſen, wie ſchwer 
es den Heinen Patteiblättern gemacht wird, drei Wochen Yang in ſtändiger 
Reihenfolge die Berichte des Parteivorſtandes abzudrucken, und wir willen, dat 


im Augenblick, wo die Berichte erſcheinen, die bürgerlicher Blätter bereits in Die 


Polemik eingetreten find, To daß es den Lefern unferer Provinzpreſſe ſchwer 
wird, die Sade zu beurteilen, weil fie die Berichte noch nicht gelejen Haben. 
Es könnten diefe Berichte mit geringen Koſten ben Heinen Blättern ald Beilage 
zur Verfügung geitelt werden. Die größeren Parteiblätter find in der Lage, 
dieſes aus eigenen Mitteln Schon jegt zu tun und tun e8 au. Warum sollen 
die Lejer der kleineren Blätter denn auch hierin benachteiligt fein ? 


Hierauf wird in die Distuffion über Punkt und 2 der Tages 


ordnung und die obengenannten Anträge eingetreten. 
Honrath⸗Aachen (Stadt): Am äußerſten Weiten haben mir ſelten einen Bes 
richt des Parteivorſtandes mit einer ſolchen Genugtuung begrüßt wie den dies⸗ 


jährigen, und zwar deswegen, Weil er die wichtigen Fragen der Rednerſchule, 


der Parteilorrefponbenz und der Sammlung der von der Fraktion im Laufe der 
Jahrzehnte geftellten Anträge enthält. Ich Bin der Meinung, dab mit diefen 
Arbeiten namentlich uns in den weſtlichen Bezirken, wo wir in der Hauptſache 
noch einen fehr erbitterten Kampf gegen unfere eigenen Klaffengenofien, die in 
völliger Verfermung ihrer Interejlen noch in den Reihen des Zentrums ſtehen, 
zu führen haben, ſehr weſentliche Dienjte geleiftet werden. Ich bin ja freilich 
mit; der Abſicht Hierher gegangen, ganz energiich den Parteitag zu Bitten, - für 
uns im äußeriten Weiter noch ein Hebriges zu tun. Ich bin der Meinung, daß 
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die Endſchlacht zwiſchen Kapitalismus und Arbeitern in den weſtlichen Anduftrie- 
gebieten geſchlagen werden wird, darum müſſen wir und darauf verlegen, ‚bes 
fonder8 kräftig dort einzugreifen, um eben dieſe Bewegung möglichſt zu bes 
fhleunigen. Nachdem aber Genoſſe Geriſch in feinen Berichte die Nheinpropinz 
als das teuerite Kind Hingeftellt hat, müflen wir unfere Unforderungen etwas 
tiefer herabſetzen. (Rufe: Sehr richtig!) Aber die Tatſachen an ſich reden eine 
fo deutliche Sprade, daß man auch dann noch nicht unverichämt wäre, wenn 
wir auf ber Forderung beitünden und fagten, man möge den weſtlichen Provinzen 
noch mehr unter die Arme greifen. (Heiterkeit) Su bezug auf die Barteie 
lorreipondenz. hätte ich den Wunſch, daß dieje namentlich) auch den in der ger 
werkſchaftlichen Organijation tätigen Genoſſen zugängig gemadt wird (Zuruf: 
Geſchieht jal), es wird mitunter lebhaft befagt, das unſere gemerficaftlich 
tätigen Leute mit der Zeit. die richtige Fühlung mit der Partei verlieren. 
Ramentli die. in den Ortsgruppen angeitellten Beamten find derartig mit 


„ Urbeit überlajtet, daß es ihnen an der notwendigen Zeit fehlt für ihre weitere 


geiftige. Ausbildung. Wenn man dieſen durch die Zuſtellung der Korreſpondenz 
unter die Arme greifen würde, wuͤrden die Referate und das Verhältnis zwiſchen 
Partei und. Gemerlichaften viel heſſer werden, weil dieſen Beamten dann leichter 
Agitgtionsmaterial: zur Verfügung ſteht. Wenn wir dies tun, würde mande Ber, 
fammlung ein anderes Geſicht befommen, wie es heute der Fall ift. Ferner follte 
die Sammlung. ber Anträge eine Gtatijtif darüber enthalten, welche Parteien . 
regelmäßig die Unträge. der logialdemofratifchen Fraltion im Reichstage zu Fall 
Bringen, und zwar hätten wir deshalb diefen Wunſch, weil wir es vornehmlich 
mit der Benirumspartei, zu tun haben, die es mitunter. jo ſchlau verjtcht, Une 
träge zu ftelen, weil fie weiß, .die Anträge merden nicht Gejeg werden. Bei 
anderen Gelegenheiten. wiederum, mo es ihr möglich wäre, ſolche Anträge zu 
Steffen, tut fie es nicht, um fo zu: verhindern, daß der Arbeiterſchutz weiter aus⸗ 
gebehnt wird. Wenn. wir alſo in einem Quellenwerke eine ſolche Zuſammen⸗ 
ſtellung hätzjen, dann könnte man dieſe ſehr gut in der Agitation gegen die 
Bentruntspartei verwenden. Genoſſe Geriſch ift der Meinung, daß es nicht ans 
gängig erjcheine, einen einheitlichen Parteibeitrag feitzulegen, wir find aber zu 
einer anderen Ueberzengung gekommen. Wir haben bei uns ficherlich nicht goldene 
Gefilde für die Arheiter, aber ſeitdem wir im oberrheinifchen Drganijationsbezirt 
befchlofjfen haben, 10 Pf, Barteibeitrag zu zahlen, hat ftch unſere Organifation in 


Stadt und Land um das Dreifache gehoben. Ich meine, wenn.die Gewerlſchaſtler 


fo. hohe Beiträge bezahlen, fünnen auch Wir dazu kommen, 10 Pfennig ala 
Beitrag feitzufegen Es muß ſchließlich den Organiſationen am Ort überlaſſen 
bleiben, ob ſie noch höhere Beiträge nehmen wollen. An der Höhe der Beiträge 
ſcheitert die Organiſation nicht. Dafür haben wir den lebendigſten Beweis in 
der Gewerkſchaftsorganiſation. Durch höhere Beiträge wird die Organiſation 
leiſtungsfähiger werden. Ferner bin ich der Meinung, daß der Anregung etwas 
mess Nachdruck gegeben wird, daß die einzelnen Parteiorte auch dem nad)» 
fommen, was der Parteitag beichliegt, denn jonft Tünnen wir ung die Koſten 
für den Barteitag ſparen. Wofür fallen wir denn die Beſchlüſſe, wenn fie nicht 
ausgeführt werden? (Sehr richtig! Beifall.) 

Es iſt ein Gefhäftsordönungsantrag Scheibe: Dorimard einges 
Iaufen, wonach neben der Rejolution des Kenner Parteitages auch die des Kölner 
Gewerkſchaftslongreſſes über den Maſſenſtreik den Delegierten vorgelegt wird. 

:- Sceibe-Bortmund: Cine nähere Begründung de3 Untrages könnte ich mir 
eriparen. (Sehr ridtig)) SH Halte e3 für ſelbſtverſtändlich, daß die Kölner 
Nefolution gleichzeitig mit ‚Der Jenger vorgelegt wird. . Gerade im Puubkte des 
Mailenftreils wird fie eine gewichtige Rolle in der Debatte fpielen. 

- Der Antrag wird mit- grober Majorität angenommen 
und in der- Diskulflon fortgefahren. 


‚se — Erſter nenn — Nachmitiage⸗Sihung. 


Peus⸗Anhalt: Genoſſe Geriſch Hat uns Anhalter Genofſen als recht — 
Sünder hingeſtellt. (Sehr richtig! Heiterkeit.) Sehr unrichtig, wie ich Ihnen 
nachweiſen werde. Wir haben uns nur erlaubt, das gefegliche Minimum an ben 
Parteivorſtand zu zahlen. (Zuruf: Sehr nobell) Es heißt im Parteiftatut: Die 
Seftfegung der Beiträge ift den Begzirlsorganiſationen überlaſſen. Wenn Sie dies 
nicht gewollt hätten, dann Hätten Sie dieſen Sag überhaupt nicht beſchließen 
dürfen. (Sehr richtig N Wir ſtehen alſo durchaus auf Dem Boden bes Parteiſtatuts. 
(Zuruf: Das Hat niemand beftritten.)‘ Bann weit Ih nicht, warum wir: über- 
Haupt getabelt werden. Dur) die Gründung eines Wahlfreispereins wurden 
wir vor die Frage geftellt, welche Beiträge der Wahlkreisverein erhäft, mern 
bie Lotalbeiträge beibehalten werden. Wir haben nun für den Wahlkreis 
10 — und ben Ortsvereinen überlaſſen, die örtlichen Beiträge zu 
erheben abei haben wir gar nicht bie Mbfiht gehabt, bei dem Minimum zu 
bleiben. Wenn im ganzen Rei} fo viel bezahlt würde, als wir in Anhalt zahlen, 
ſo würde man nicht 130000 ME. für die Zentralkaſſe einnehmen, ſondern 200000 ME. 
Sch bebauere aber bei ber Gelegenheit befonders, daß bas, mas Genofle Gerifch 
uns bowgetragen hat, nicht ſchon vorher gedruckt mittgeteilt worden ift, wir Hätten 
dann bejjer Kritik üben lönnen. (Seht richtig! Widerfprud.) Wir hätten eben 
falls das Bedürfnis nah Zuſchüſſen von der Bentralfaffe gehabt, aber wir haben 
bie 80000 ME, bie wir fiir unfere Druckerei benötigten, aus eigenen Mitten-aufe 
gebracht, und darauf find ir ſtolz. Wir behalten das Geld für uns und liefern 
nur das Minimum ab, weil wir es für die nächſte Reichsſtagswahl notwendig 
brauchen, ſo daß wir dann auch nicht um einen Parteizuſchuß einzulonimen 
brauchen. Heute Haben wir in Defiau 4500 DE, bis zur Wahl Hoffen wir 
8000 ME. zu’ ‚haben. So fantmeln wir für unſere eigenen Zwecke. Ich meine, 
das iſt doch vernünftig. (Sehr richtig! Heiterkeit.) Auf dieſe Weiſe wird der 
Parteivorſtand ſchlieblich auch mehr Geld erhalten als er fonft bekommen mitrbe. 
Wir Haben auch einen Sekretär für unferen Wahlkreis anzuftellen beichloffe en. 
Wir find der Meinung, dab es viel zweckmäßiger ift, merm in einem Wahlkreiſe 


ein Sekretär eine intenfive Agitation beforgt, als wenn ein Dutzend Wahlkreiſe 


‚buch einen Barteijelretär verforgt werden. Hätten wir das Geld Über das ge⸗ 
Hattete Minimum hinaus nad; Berlin geiidt, müßten wir's für ben Partei⸗ 
ſekretär zurüd erbitten. Was Hätte das für einen Zweck? Barum fehe ich nicht 
ein, warum die Anhaltiner, die doch ihre Pflicht getan haben, Bier lächerlich 
gemacht werden. Ich proteſtiere entſchieden dagegen. Bebauert habe ich, daß 
Genoſſe Gerifh in gewiſſem Maße der Angst vieler Genofien, fi politiſch zu 
organifieren, das Wort geredet hat. Wir müſſen die ganz überflüffige Angſt 
und Sorge ber Genojien bekämpfen. Es können ſehr viel mehr Genofien, bie fich 
abhängig fühlen, für die Organifation getvonnen werben. Je ftärker bie Orgenifa- 
‚tionen find, deſto gerittger wird die Angſt vor Maßregelungen fein. (Sehr wahr!) 
Stellen Sie möglichſt viele Rarteifelretäre art, die eigens nur dazu ba find, um 
für die Entwickelung der Barteiorganifationen tätig au fein, dann werden wir 
tüchti vorwärts kommen. 

roth⸗Stettin: Sch begrüße mit Freuden den Antrag 8. 6 ist nötig, mehr 
Sekretäre für das Parteibureau anzuſtellen. Die Korreſpondenz war in der 
letzten Zeit etwas ſaumſelig. Unſerer Anſicht nach find die Sekretäre mit Arbeiten 
überlaſtet. Dan dürfte deshalb den anzuſtellenden Sekretären keine Reichsſtags⸗ 
kandidaturen übertragen. Zu unſerem Provinzialparteitage Hatte ber Partei⸗ 
vorſtand einen Vertreter zugefagt, aber nachher hat er geſchrieben, daß niemand 
abkommen kann. Wir bedauern das, berm der Parteivorſtand hätte ſich auf dieſe 
Weiſe leicht informieren können. Unſer Wunſch geht dahin, daß der Partei⸗ 
vorſtand auf den Provinzialparteitagen vertreten ift. Den Wünſchen des Wor« 
redners über bie Parteikorreſpondenz kann ich mid) nur anſchließen. Den Leitern 
der Gewerkſchaften ſollte die Korrefpondenz ebenfalls zugeſtellt werden. Die 
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Berichterftattung der Landesjefretäre müßte im Beriht des Parteivorſtandes 
mehr zur Geltung kommen, jo daß man fi im Geſchäftsbericht der Partei» 
Yeitung über die Tätigfeit der Parteiſekretäre mehr informieren kann. Die Mafie 
der Barteigenofien müffe informiert werden, wie die bon der Geſamtheit be⸗ 
zahlten Sekretäre arbeiten. 

Scheibe-Dortmund: Ich möchte die Kontrollkommiſſion dringend erſuchen, 
dem früheren Genoſſen Siebel aus Dortmund überhaupt nicht mehr zu ant⸗ 
worten. Er hat mit Hülfe Lütgenaus uns vor der letzten Wahl zu ſchädigen 
verſucht. Solchen Leuten gebührt überhaupt feine Antwort mehr. (Sehr richtig!) 
Es iſt wahr, daß wir zu den Leuten gehören, die wenig an die Zentrale abliefern, 
aber viel erhalten. Das meifte Geld haben mir für das Ruhrbeden gebraudit. 
Die Agitation ift da fehr teuer. Die Zlultuation ift groß: Um diefe Kreife 
zu erhalten, bedarf es großer Arbeit. Wir Haben infolge der Zentrals 
organijation und ber Anftelung von Sekretären bereits erhebliche Fort» 
ſchritte gemacht. Wir find im legten Jahre bon etwas über 1500 Mitglieder 
auf über 4000 Mitglieder gejtiegen, allein in den legten zivei Monaten Hatten 
wir über 500 neue Aufnahmen. (Sehr wahr!) Sie dürfen auch nicht vergeflen, 
daß wir in Hagen und Sferlohn Nahiwahlen Hatten, die viel Geld koſteten. 
Dazu kommt, daß infolge des Boruffiaunglüid3 die Neichstagsreden bon Hue 
und Safe gedrudt verbreitet wurden. Das Eoftete 12000 ME. Zu bedauern 
it die ſchwache Belegung der Fraktion bei der Beſprechung der Suterpellation. 
Das erregte Unmwillen im Ruhrrevier und da mußte der Parteivorjtand em 
Pfläſterchen von 12000 ME auf die Wunde legen. (Heiterkeit) Sie können 
fiyer fein, daß das Geld mieder einfommt. Das Nubrbeden wird Tchlieglich 
ebenjo rot werden, wie das Königreih Sadien. (Bravo |) Einige Worte über 
die Veröffentlihung des Protofoll3 der Zentralvorjtände. Wir Haben uns in 
unjeren reifen formell mit der Generalfommilfion einverftanden erflärt, aber 
materiell dem Parteivorſtand recht gegeben, Die Veröffentlijung mar note 
wendig. Sch erinnere nur daran, daß dor Beröffentliung der Maurer Gehl 
‚aus Berlin in öffentliden Verſammlungen unferes Kreifes behauptete, Bömel⸗ 
Burg babe die Demonitration vom 21. Januar al3 Broteftrummiel bezeichnet, 
über ben. er geladjt Habe. Wir waren baff darüber, dab unfer Abgeordneter 
fo etwas jagen Tonnte; wir haben ihn fofort zur Rechenſchaft gezogen und da 
hat ex bewiejen, was wir Heute alle willen, dag er damit die -Brotejtbeiwegung 
im Anflug an den Kölner Gewerlſchaftskongreß gemeint Habe. In diejer 
Weiſe einzelne Genoſſen, die im Vordergrunde jtehen, angreifen, das heißt, die 
Partei auf das infamſte ſchädigen. (Sehr richtig!) Als wir das zurückwieſen, 
da erklärte das Organ der Anarcho⸗Sozialiſten, Ihr könnt ja wegen ehrloſer 
Handlungsweiſe einen Ausſchlußantrag ſtellen. (Lachen.) Auf dieſe Weiſe iſt 
gearbeitet worden vor der Veröffentlichung des Protokolls. Wir können dem 
Parteivorſtand nur dankbar ſein, daß er durch die Veröffentlichung Klarheit 
geſchaffen bat. (Beifall.) 

Ehrhart-Ludiwigähafen: Ich liebe es jonft nicht, die koſtbare Zeit des Partei⸗ 
tags in Anſpruch zu nehmen, aber Genoſſe Geriſch hat heute morgen Angriffe 
:auf Bayern gemacht, die ich zurückweiſen muß. Ich weiß nicht, was unſerm 
Finanzminiſter in die Krone gefahren iſt, daß er hier eine ſolche Sprache führt. 
Geiterkeit) Cr Bat gang unverantwortliche Angriffe gegen die Bayern gerichtet, 
Er fagte, Bayerır Hätte durch die Urt, wie es das deutiche Geieg i in feinen Landes» 
" gefegen ausgelegt habe, einen Treubruch begangen. In Jena aber bat Genojle 
Geriſch den Bayern ſelbſt gelagt: „Seid ruhig, ſeid ruhig; es geht ja doch feinen 
Gang. Es wird nicht fo gehandhabt werden.“ (Zuruf.) Haft Du es nicht geiagt? 
Du kaunſt es nicht beftreiten. (Große Heiterkeit.) Daraufhin Haben wir Klein 
beigegeben und haben gelagt: „Wir maden feine Oppofition”. Es wird aud 
Waſſer in. den Wein gegoſſen. (Webel: Mußbachwaſſer! Große Heiterkeit.) Geriſch 
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bat auf Nie verſumpften Bahern Hingeiviefen. Er hätte vielmehr Urſache gehabt, 
in Preußen an verſchiedenen Eden und Sarten jeine Stimme reiht kräftig zu 
erheben. Er verweiſt auf Berlin, ſchmeichelt und Iobt unfere Berliner (Mit Net ]). 
Ich Tan mir ja denlen, melde Abſicht er dabet hat. (Grohe Heiterkeit.) Ich 
‚ will bemerken: wir alle in Süddeutichland find einer Stimme bes Lobes über 
die Berliner mit ihrer muftergültigen Opferwilligfeit. Darin find wir ganz 
einig, aber bie Berliner Genofjen Haben für ihren Opfermut auch große Vorteile. 
Zunüchſt hat das Rentamt bei ihnen feinen Sig. Alle Barteianftalten kommen 
nad Berlin. : Ale unjere Kräfte, bie fich ir ber Prodinz entiwidelt haben, ftreben 
nad Berlin; alle Hgitatoten ſucht man moͤglichſt nach Berlin zu ziegen. (Bebel: 
J Betvabre) Du fagft: „I beivahrel” Du bift ja felbft nach Berlin gegangen. 
(Stürmifche Heiterkeit.) Für Ihre Opfertwilligfeit erhalten die Berliner alſo auf 
Gegenleiftungen. Es darf Maifeier oder fonft etwas fein, bei ihrer Zahlungs⸗ 
fähigkeit können die Berliner viel zuverſichtlicher mit ihren Forderungen: an das 
Rentamt treten, als wir arme Teufel in der Provinz. Das dürft Ahr nicht vers 
geilen. Dan Hat gelangt, wir Bayern ſeien der Peus⸗Schule gefolgt. Ich muß 
totederholen, was wir Bereit3 in Jena ausgeſprochen haben, daß wir bie neue 
Organiſation unjeren Berhältniffen anpaflen müſſen. Was für Berlin, für Leipzig, 
für Hamburg und andere große Städte praktiſch ift, ft noch lange nicht auf alle 
Bezirke int Deutfen Reihe anwendbar. Mit der Uniformierung. richtet man 
nur Schaden an. Ich halte das Bentralifieren für ein Unglüd und bekämpfe es 
auf das allerentfchiedenite, jedenfalls werden Sie auch auf dem Wege, wie Geriſch 
bier aufgetreten iſt, Ihre Abſicht nicht erreichen. Wir Haben die Geſetze nieht um⸗ 
gangen; wir firid nicht ber Schule von Peus gefolgt, obwohl ich gugeben muß, daß 
Peus geitiweilig auch ganz gute Gedanken bat, welche von anderen au befolgen find. 
(Heiterfett.) Wir verlangen, daß unjer Parteivoritand fein Rentamt fei, ſondern 
ein Parteivorſtand mit Initlative, der das innere Beben ber Partei beeinflußt; 
aber mit dem Syſtem, das {hr verlangt, ſtempelt Ihr den Barteivorftand zum 
Rentamt. Ich bedaure, bat Bebel fi) fo wenig um die Organiſation kümmert, 
oder wenigftens von feinem Einfluß fo wenig Gebrauch macht. (Hört! Hört) 
Wilcbe er bad tun, fo würde er im Vorſtand Längft dafür geforgt haben, daß 
man nicht fo einfeitig vorgeht und dab man nicht mit dem Geldfad droht, tote 
das Geriſch getan hat. Wir bürfen auch keinen Funken von Kapitalismus in 
unferem innerer: Parteiweſen dulden. (Widerſpruch.) Unterbrecht mich bod) nicht 
immer, dem währenddeſſen gehen meine gehn Minuten dahin. (Heiterkeit.) 
Bayern ift durchaus nicht verfumpft. Denken Sie daran, welche Schtvierigfeiten 
und Koften wir bet ben Landtagswahlen Haben. Ich weile auch auf. die legten 
Nelchstagsnachwahlen bin, wo wir ungemein hohe Uusgaben hatten. Wir Haben 
fie ſelbſt gedeckt. Wir ftehen auf bem Standpunkte: wenn die Partei Geld 
Braucht, dann fol und kann fie es holen. Sie wiſſen, ſchon ſeit vielen Jahren 
hatten wir Eolofiale Ausgaben für unfere Parteipreſſe. Sch bin dafür, ba ber 
Behnte für die gefamte Breffe eingeführt wird. Die rentablen Unternehmen 
folitert einen Zeil ihrer Erträgniffe an die Gejamtpartei leiften, das würde fie 
nicht ſchädigen. Wenn wir in der Provinz unjere Ugitationstoften durch die von 
Berlin geleifteten Zuſchüſſe bejtreiten wollen, dann wird die Wgitation fehr teuer 
werden. Geriſch ijt auch illohal, indem er auf die Bahern Iospault. Gr weiß 
ganz gut, dab das fogenannte Reichsgeſetz für Bahern erft mit dem 1. Juli in 
Kraft getreten ift, es konnte deshalb auch noch feine Wirkung haben. (Sehr 
richtig!) Die meilten werden glauben, was aus Bayern lommt, ift ein Werl bes 
Genoffen Bolmar. Nein, ich kann Ihnen mitteilen, allerdings fehr vertraulid will 
ich das fagen (Große Heiterkeit), daß gerade Vollmar uns am allerentichiedenfter: 
belämpft. Die eigentlichen Urheber ber Sayungen find die Pfälzer. - Du Tennft fte 
Doc, mein lieber Geriſch. (Heiterkeit) Wei uns befteht feine Animofität gegen 
den Parteivorſtand. Wir Haben, um das Nentamt an unferer Preſſe teilnehmen 
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su Taffen, einem vom Rentamt als Teilhaber mit einbezogen. Seht, Abr 
Kat Yeinen Pfennig geopfert und feid zu einem Fünftel fogar Teilgaber. (Uroße 
Heiterkeit.) Wie kann man dba bon Verfumpfung reben und dabon, dab wir 
unfere Pflicht nicht erflilen. Für die Aeußerung bon Gerif Habe ich nur eine 
eingige Erklärung, ex weiß, der Parteivorſtand Hat feine Pflicht und Schulbigfeit 
nicht in dem Maße getan, wie er es hätte tun jollen; er erwartet große Vor⸗ 
twürfe und als geſchickter Taktifer denkt er: Du drehft ben Spieß um, nimmit 
einen Silndenbod und leiteſt die ganze Diskuffion auf ben ab, Wen foll er 
nehmen al3 die guten beſcheidenen Bayern. (Große Heiterkeit.) Sie Haben ja 
bereits gefehen, alles wirft fit darauf und darüber werben die anderen 
Dinge*vergeffen, aber zehn Minuten babe ich ja nur; fomit merbe ich gleich 
den Anfang maden und dort hineinbohren, wo Hineingeboßrt werben muß. 

Singer: Ich babe mit Rückſicht auf bie Unterbrechungen drei Minuien 
sugegeben (Seiterfeit), Bitte aber nun zum Schluß zu kommen. 

Ehrhart (fortfahrend) : Sie fehen alfo, wie unglüdiih ih Hin. (Grobe 
Selterleit) Da unten rufen Sie mie „Auspacken!“ zu, und da oben ruft mıam, 
15 Toll 'rubig fein, (Heiterkeit) Nur das eine noch: Geriſch ſchmeichelt Den 
preubifchen Genoflen. Er’hat' pielleicht Urſache, das zu tum; aber er fol es 
nit tun auf Koſten der Bahern. (Grobe Heiterfeit und lebhafter Beifall.) 

Gewehr⸗Elherfeld: Nach ber Sarkaſtik unferes Pfalzgrafen muß ih das 
trodenere Gebiet mieber beidhreiten. Den Vorwurf ber Mfennigfuchlerei dem 
Borfiandb gegenilber Halte ich für nicht berechtigt. Wenn der Vorſtand nicht 
alles bewilligt, was die Wahlkreiſe forberm, ift das ein Stachel für bie einzelnen 
Orte, felbft mehr zu tum. Pie Statiftil, die uns Genoſſe Geriſch über bie 
Stärke ber Drganifationen bradjte, ift ſehr zu begrüben, aber nur der Anfang 
ber notwendigen umfangreichen Parteiſtatiſtik. Damit mir biefe bekommen, 
tft e8 notwendig, daß ber Parteivorfiand veritärkt wird. In Bezug auf bie 
oektere Entwickelung ber Drganifation bat fi leider ber Parteinorſtand zu 
fehr ſchieben laſſen. Ich Halte die Anſtellung von zwei neuen Sekretären für 
burchaus geboten. Arbeit iſt in Maſſe vorhanden. Was die Vorwürfe Ehrharis 
gegen Geriſch anbelangt, ſo mag Geriſch in der Form etwas zu kraß geweſen ſein. 
Das macht ſein Amt als Kaſſierer; aber in der Sache iſt wohl die Mehrheit des 
Barteitages auf ſeiten von Geriſch. (Sehr richtig!) Ich weiß, wie Die Süd⸗ 
deutſchen ſich gegen das Wichtigſte in dem neuen Organiſationsſtatut gewandt 
haben, offenbar aus Beſorgnis, abhängig bon Berlin gu werden. Eine Ab⸗ 
Enberung beziehungsweiſe Weiterbildung des Organiſationsſtatuts wird ſich ſicher 
bald notwendig machen. Die Einführung eines einheitlichen Beitrages halte 
ich durchaus für durchführbar. Die Parteiforrefpondenz jollte uns nor allem 
auch wichtiges Material aus ben Meichstagskommiſſionen, auch der früberem, 
idermitteln. (Sehr richtig.) 

Thiele-Halle: Daß Geriſch im heiligen Kaffiererzorn ung fünbige Hallenſer 
mit der Poſaune etwas kräftig angeblaſen Hat, müſſen wir ‚uns gefallen 
laſſen. Daß er uns aber auch die Poſaune wiederholt gründlich am ben 
Kopf geſchlagen Hat, dazu lag Fein Grund bor. Auch andere Großſtädte haben 
nichts abgeliefert. Lieber Erzengel Gabriel-Gerifh, was Halle recht it, iſt 
Karlsruhe billig. Wir haben ſtets unſers Pflicht der Bartei gegenüber erfüllt, 
Haben jedes Jahr, als ein Zwang noch nicht beſtand, reichlich Geld. abgeführt 
und auch dieſes Jahr große Mittel für Nachbarkeiſe aufgewendet, die mir bex 
Hauptkaſſe Hätten in Rechnung ftellen können. Wir haben noch niemals Mittel 
ber Allgemeinheit gebraucht und werben fie auch in Zukunft nit brauchen. — 
Der Aufſchwung umferer Prefie iſt erfreulich, aber leider verfügen bie Parteis 


blätter der Brobing über einen zu Keinen Etat, Unſere Redalteure müſſen weit 


mebr arbeiten, als bie an bürgerlichen Blättern, aber leider ftehen ihnen nicht 
die genügenben Dittel zur Verfügung. So erfreulich Die Entwiclelung ber Parteis 
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preile ift, fo gibt e8 Doch viel unangenehme und höchſt verwerfliche Vorkommmnifie. 
Ich will nit auf alles eingehen, jondern nur hinweiſen auf die Art wie Der 
„Vorwärts“ noch in voriger Woche einen unferer Kollegen behandelt hat. Ich 
meine den Artikel gegen Stampfer. „Eine täppiſche Büberei“. (Sehr richtig! 
und Widerſpruch.) Dazu lag Fein fachlicher Grund vor. (Zuruf: Nanı?) Der 
„Vorwärts“ brauchte ſich nur der verſchiedenen Parteitagsbeſchlüſſe zu erinnern, 
daß in Polemilen zwiſchen Parteigenofien ein anitändiger Ton herrſchen fol. 
Was würde der „Vorwärts“ jagen, wenn die PBrobinzprefle, die er in dielem 
Kalle nur zum ganz geringen Teile auf feiner Seite hat, ihm die Heberiährift 
als „Rournaliftiiche Flegelei” Heimgezahlt hätte? Mit Necht würde er fich Darüber 
beſchweren. Aber dann bat er vor allen Dingen al3 Zentralorgan die Pilicht, 
Preßpolemiken nicht in der Art zu führen, die jedent Barteigefühl Hohn ſpricht. 
Sch mag nit, daß die Redaktion geichulmeiftert wird, aber Hier wäre es Auf 
gabe des Parteivorftandes geweſen, zu erllären, daß er fich nicht identifizieren 
mag mit diefen Ausichreitungen de3 „Vorwärts“, die nicht bloß in diefem einen 
Falle vorgefommen find. Wie find andere Genoffen im Laufe des Jahres bes 
bandelt worden! Das gehört jeßt geradezu zum. Wejen des „Vorwärts“. Das 
muß anderö werden. Da3 find wir unferer Bartei; das find wir uns felbit 
ſchuldig. — Den Vorfchlag des Barteivoritandes, nur einen neuen Gelretär und 
im übrigen Hülfsträfte anzuftellen, halte ich für richtig. Mit einer Vermehrung 
der Zahl der Sefretäre wird nichts erreicht, jo Tange wir nicht ein Verbindungss 
glied zwiſchen Barteivoritand und der großen Maſſe der Parteigenofien haben. 
Lehnen Sie deshalb die Anträge auf Anjtellung teiterer Sekretäre ab und 
nehmen fie den Antrag 98 an! (Singermadtdaraufaufmerfiam, 
daß dieſer Antrag nit zur Debatte Steht.) Der dort vorge— 
ſchlagene Weg, die Einführung eines Parteiausſchuſſes, führt eher zum 
Biel als der Vorfchlag auf Vermehrung der Zahl der Sekretäre. 

Simon Nürnberg: Ehrhart Hat die Angriffe von Geriſch bezüglich 
der Beitragsleiftung einzelner Bezirke, darunter auch bayeriſche, zurückgewieſen. Ich 
kann feine Gründe nit vol anerkennen. Ich ftehe auf dem Standpunlt, und 
mit mir ein jehr großer Teil der Bayern — wie der Parteitag bewieſen bat, 
die Hälfte der bayeriſchen Genoſſen —, daß wir nicht auf foldje Art und Weife, 


wie es in Deſſau und wie es aud in Bayern geichehen ift, Handeln ſollen. 


(Sehr richtig!) Wir find vielmehr der Anjicht, daß die fräftigen Streife die 
ſchwächeren zu unterftügen Haben, daß aber ein Sammelpunft da fein mu, wo— 
bin die Gelder der ftärferen Kreife fließen und von Ivo aus fie an die ärmeren 
verteilt werden. (Sehr rihtig!) Ehrhart fprad davon, daß Waller in dert 
Bein gegoflen würde, das find wir von den Pfälzern ja gewöhnt. (Heiterfeit.) 
Auf dem bayerifchen Parteitag Haben Sie uns etwas viel Waſſer in den Wein 
gegofien. Die Hälfte der Delegierten var dafür, daß der Grundbeitrag unter 
allen Umständen 20 Pf. beitragen muB und daß davon ein entſprechender Prozent» 
fa nach Berlin abzuführen ift, die andere Hälfte jtand auf dem gegenteiligen 
Standpunkt. Wir mußten verſuchen, eine Einigung herbeizuführen. Wir haben 
uns gefügt, aber die Erklärung abgegeben, daß wir alles daranfeßen werden, 
um auf dem nächſten bayerifchen Parteitag eine Aenderung diejes Zuftandes her— 
beizuführen. (Beifall) Wir Hatten in der legten Zeit fehr große Ausgaben. 
Nun jagen wir ung aber, weil wir infolge de3 Beichluffes des bayerifchen 
Barteitages nicht den Prozentjag abführen können, den wir für richtig halten, 
wollen wir auch nit ohne zwingende Notwendigkeit mit Forderungen ar die 
Parteifafie Herantreten. Ein erheblidder Zeil der bayeriſchen Genoffen gibt 
Geriſch ſachlich recht. Wir Hoffen, daß es gelingen wird, eine Aenderung in 
Bayern herbeizuführen. (Beifall.) 

Däumig⸗Halle: Geriſch hat den Kreis Halle als abſchreckendes Beifpiel 
von Pflichtvergeflenbeit hingeſtellt. Gewiß, Halle Hat Feine Beiträge abgeführt, 
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aber die Urſachen find auf verſchiedene Vorgänge zurückzuführen, die ſich in Halle 
abgeſpielt haben. Wir find im Begriff, einen Saal zu 1/; Million zu bauen, 
ahne daß wir dazu Mittel der Allgemeinheit verwenden wollen. Es Tommt 
Binzu, daß infolge, eines Perſonenwechſels das Geld erſt heute abgeſandt iſt. 
Wir ſind nicht ſo pflichtvergeſſen, wie es ſcheinen könnte. Halle arbeitet für die 
ae Kreife des Regierungsbezirk} . Merfeburg. Wir tragen die 
Koften für den Bezirksſekretär, ohne ihn in Anfprud; zu nehmen. Das „Volkz⸗ 
blatt“ ‚wird. zum größten Teil vor Genofien aus Halle unterhalten. Die 
anderen Kreife arbeiten mit. Unterbilanz, die wir Sallenfer beden. Unfer 
„Voltsblatt” Kat noch nie Zuſchüſſe aus den Parteikaſſen gebraucht. Der Kreis 
Halle wird niemals wieder zu ſo ſcharfen Vorwürfen Anlaß geben, dafür 
werden wir ſorgen. 
Schmitt-Muͤnchen: Wenn Gerif ch ſich darauf beſchränkt hätte, ſeiner Un⸗ 
zufriedenheit über die Bayern formell Ausdruck zu geben, ſo hätte er vielleicht 
bei manchem Bayern Widerhall gefunden. So aber iſt es leidet notwendig, daß 
wir mit allem Nachdruck gegen die Abſichten proteſtieren, die Geriſch uns 
unterſchoben hat. Gerade Geriſch hat in Jena die Genoſſen zu beſchwichtigen 
geſucht, indem ex ſagte, es komme nicht auf die Höhe des Beitrages an, ſondern 
darauf, dag überhaupt etwas abgeführt wird. Wir dürfen auch nicht vergeſſen, 
daß die Neuorganiſation in Bayern erſt in dieſem Sommer in Kraft treten 
Tonnte. Die Beiträge, bie im Bericht angegeben find, ſtammen noch von ber 
alten Drganifation. In Zukunft wird. es bejjer werden. Es Hat ſich gezeigt, 
daß, die Befürchtungen derjenigen richtig waren, die es als falſch bezeichneten, 
daß man auf der einen Seite etwas gibt und auf der anderen Seite es wieder 
nimmt. Wir haben in München unſere Pflicht erfüllt; wir ſind auch in der 
Krovinz ununterbrochen tätig geweſen. Auch die Gemeindewahl im bergangenen 
Jahre in München Hat Laufende verſchlungen und die Landtagämahlen des 
nädjften Frühjahrs fielen twicder große Anforderungen an uns. Es lag alſo 
fein Grund vor, fo über Die Bayern zu reden. Ich glaube, Gerijch tit nur bie 
Zunge durchgegangen. 
Leinert⸗Hannover: Genoffe Geriſch Bat darauf hingewieſen, daß die Koſten 
für die Nachwahlen nur in 5 Kreiſen gering waren, während für 12 Kreiſe 
außerordentliche Aufwendungen, im Durchſchnitt 6000 Mt. erforderlich waren. 
Ich finde es nicht gerecht, daß Geriſch dabei nicht erwähnt hat, daß dem Partei⸗ 
vorſtande die Nachwahl in Hannover keinen Pfennig gekoſtet hat. (Bravo!) 
Pfannkuch: Ich. beſtätige das, lieber Genoſſe Leinert.] Leinert fortfahrend: 
Huch mit der Statiſtik, die Geriſch über Parteibeiträge und Aufwendungen ber 
Zentralkaſſe vorgetragen hat, bin ich, ſoweit dabei Hannober in Frage kommt, 
nicht einverſtanden. Hannover figuriert darin mit einer Leiſtung bon 2900 ME, 
und mit einer Zuwendung bon 58 972 ME. Aber diefe 2900 DE. beziehen ſich 
nur auf ein halbes Jahr und verſchiedene Beiträge ſind auch nach dem 31. Juli, 
wo die Hauptkaſſe abſchließt, eingegangen. Die Zahlen, die Geriſch vorgetragen, 
könnten in Hannover irrtümliche Anſichten über unſer Wachstum erwecken. 
Unſere Mitgliederzahl ſteht weſentlich über dem Durchſchnitt des Reiches und 
Preußens. Wir haben ein außerordentliches Wachstum zu verzeichnen. Zu An⸗ 
fang der Neuorganiſation am 1. Januar d. J. hatten wir 3500 Mitglieder, jetzt 
haben wir 10.000 (lebhaftes Bravo!) und = find zahlende Mitglieder (erneutes 
Brabo |), die nicht nur auf dem Papiere jtehen. Auch gegen die Aeußerungen 
des Genoſſen Geriſch muß ich mi wenden, daß die Wahlkreiſe, die feine Beis 
träge zahlen, das Recht der Delegation zu den Parteitagen verlieren. (Wider- 
ſpruch bon Geriih.) Das wäre ja die Einführung des Klaſſenwaählrechts nach 
dem Geldfad, nad preußiſchem Mufter. Wenn davon geſprochen wird, daß wir 
Hannoveraner 53972 DE. von der Zentralkaſſe entliehen hätten, fo darf dabei 
nicht überfehen werden, daß 55000 ME. davon Darlehen waren. Diele Dar⸗ 
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lehen mußten ganz aus den Leiſtungen der Zentralkaſſe für die Wählkreiſe aus— 
ſcheiden, weil der Vorftand fein Geld ja zu einem Hohen‘ Zinsfuhe verliehen 
bat. (Heiterkeit) Das ift feine befondere Leiftung, die uns al3 Unterſtützung in 
Anrechnung gebradjt werden darf. Wir hätten das Geld auch wo anders ber 
Borgen fünnen (Heiterkeit), daß wir e8 vom Parteivorſtande nahmen, iſt ein be— 
junderes Entgegenfommen von unferer Seite. (Große Heiterkeit.) Wir Haben 
in Hannover ein Geſchäft errichtet, daS 250 000. Mk. gekoſtet Hat. Der weſent⸗ 
ligfte Teil der Summe ift bon Hannover allein aufgebracht, der Reſt ift ent» 
liehen worden. Richt einderftanden Bin ich mit ber Ausfthrung, die der Parteis 
borftand dem Bremer Beichluß über das Gehalt der Landesſekretäre gegeben 
hat. In Bremen wurde das Anfangsgehalt auf 2000 ME. feſtgeſetzt, aber Genoſſe 
Hoffmann ſagte unter allgemeiner Zuſtimmung: wenn die Genoſſen aus einer 
anderen Stellung kommen, wo fie mehr Gehalt bezogen haben, ſollen fie natür« 
lich dieſes Gehalt weiter beziehen. Der Parteivorſtand ſagt nun, das fon ‚auch 
geſchehen. Ich zahle 2000 ME. und was in der anderen Steflung darüber hinaus 
gezahlt worden ift, das muß aus ber Provinz, aus der der Landesfefretär 
ſtammt, gebedt werden. Es ijt aber doch höchſt unangenehm, dag man fich mit 
den Forderungen auf Erhöhung des Gehalts gemäß der Befoldung in der alten 
Stellung wieder an eine andere Stelle wenden muß, als an den Parteivorſtand. 
Redner hebt‘ zum Schluß den außerordentlichen Nutzen, den die Landesſekretäre 
gebracht haben, hervor, im Gegenſatz zu Peus, det ba gemeint hat; daß ein 
Parteijefretär, der ein Dutzend Wahlkreiſe beforgt, völlig zwecklos if. Das age 
Genofie Peus jedenfalls nur, weil Anhalt nicht ein Dutzend Wahltreiſe habe. 
(Geiterkeit.) 

Hierauf werden die Berhandlungen‘ auf Dienstag 
81/, Uhr vertagt. 

Einger: Ah babe Ihnen noch folgende Mitieilimg zu machen. Der 
Parteivorſtand und das Lofalfomitee find zu der Ueberzeugung gekommen, daß 
die räumlichen Verhältniſſe diefes Lokals die Weitere Wbhaltung des Parteitages 
wenn nicht zur Unmöglichkeit machen, jo doch fo erfchtweren, daß bie Verbands 
lungen auferordentlid) beeinträchtigt werden. Ich bemerke, daß dieſe Auffaflung 
nicht etwa entftanden ift aus irgend einer Unzufriedenheit mit ben Leiftingen 
der Inhaber dieſes Lokals, fondern einfach die tatſächlichen Verhältniſſe haben 
uns zu der Ueberzeugung bringen müſſen, daß die Größe der Säle überſchätzt 
worden iſt. Daher ſind Verhandlungen eingeleitet worden, die zu dem Reſultat 
geführt Haben, daß dem Parteitag von morgen ab ‘der Kibelungenfaat, in dem 
wir neulich tagten, zur Verfügung fteht. (Lebhaftes Bravo!) Ach entnehme 
aus ihren Beifallsäußerungen, daß mir bie Empfindungen des Parteitages 
richtig lagiert Haben. Ich ſpreche den Herren, die bisher den Parteitag behauft 
haben, den Dank des Barteitages aus. Wir bedauern, dab e3 uns nicht möglich 
iſt, dieſe Räume weiter zu benutzen. Alſo morgen im Roſengarten —— ) 
Schluß 6 Uhr. 


Zweiter Verhandlungstag. 


Dienstag, den 25. September 1906. — Vormittags: .Sigung, 
Beginn 81, Uhr. Den Vorfig führt Singer. Bunädft erftattet de 
| Mandatsprüfungskommiſſion F 
ihren Bericht. 
Berichterſtatter Sindermaun⸗Dresden: Es find im ganzen 318 Delegierie 
mit 335 Mandaten anweſend, außerdem 52 Vertreter der Partei im Reichstag. 
20 Parteifunktionäre und 19 Gäſte, die ebenfalls mit Mandaten verſehen find, 
das madjt zufammen 404 Teilnehmer des Parteitages. 
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Die Hommiffion hatte über drei eingelaufene Protefte zu befinden. Der 
erſte Proteſt richtete ficy gegen dad Mandat des Genofjen Krohn. in Conſtanz. 
Es wurde betont, daß die Bezirkäfonferenz, bie ſich mit diefer Wahl beichäftigt 
hätte, nicht auf orönungsmäßigem Wege zuftande gefommen wäre, teil das 
Statut des Wahlkreifes nicht in Nebereinftimmung ftände mit dem allgemeinen 
Parteiorganifationsitatut. Wir konnten uns durch Auslunftserteilung der Zeitung 
der badiichen Landesorganifation davon überzeugen, daß das Statut des erſten 
badiſchen Reichstagswahlkreiſes ſich in voller Uebereinſtimmung mit dem all⸗ 
gemeinen Organiſationsſtatut befindet. Die anderen Proteſtpunkte waren mehr 
perſönlicher VNatur und konnten gar nicht berückfichtigt werden, weil auch ein 
Schiebägericht in dieſer Angelegenheit eingeſetzt wird. Daher ging die Kommiſſion 
über dieſe Punkte zur ——— über und beſchloß die Gültigleitsertlärung 
der Wahl. 

In dem zweiten Brotejt gegen. die Wahl des Genofien Samm-Saerbrüden 
wurde behauptet, daß an der Kreisfonfereng, die von drei Wahlkreiſen beſchickt 
war, auch Verireter von ‚anderen Wahlkreiſen teilgenommen haben. : &3 wurde 
fejtgeftellt, daß diefe anderen Vertreter aus dem Oldenburger Wahlkreife ein 
Recht zur Teilnahme an diefer Konferenz hatten. Die Kommiifion beantragt. 
aljo, auch diefe Wahl- für gültig zu erklären. 

Der 3. Broteft vichtete fih gegen die Wahl der Genoffin Niendorf in Kiel. 
Eine Frauenverfammlung in Gaarden bei Kiel hatte beſchloſſen, daß der Partei» 
tag der Genoffin das Mandat aberfennen ſolle, zunächſt, weil die Bezirkskonſerenz 
der Frauen im 7. GSchleswig-Holfteiner Reichstagswahlkreis nicht ordnungs⸗ 
gemäßig zuftande gelommen fei. Das Gegenteil wurde fejtgeftellt. Weiter. war 
behauptet worden, daß die Delegiertenfonferenz nicht öffentlicg befannt gemacht 
worden wäre, und daß der Punkt: „Delegiertenwahl” nicht auf der Tagesordnung 
geſtanden bätte. Feſtgeſtellt wurde, daß Die Konferenz bereitd drei Wochen vor 
ihrem, Gtattfinden dur Inſerat in der „Schlesw.sHolit. Volkszeitung“ ans. 
gekündigt war, und der ameite Einwand wurde Deötvegen für unbeadtlich erklärt, 
. weil als Fünfter und fechiter Punkt die Srauenkonferenz in Mannheim und dee 
deutſche Parteitag auf der Tagesordnung geſtanden hatten. Außerdem haben 
wir in Uebereinſtimmung mit dem allgemeinen Organiſationsſtatut feſtzuſtellen, 
dab die Beſchlüſſe einer Kreis-Konferenz über die Beſchlüſſe einer einzelnen 
Gruppen-Berfammlung zu jtellen find, meil-auf ſolchen Kreislonferenzen der 
Wille gller Organifierten im Kreife zum Ausdrud gebradjt wird. Die Kommiſſion 
fam um fo mehr zur Ablehnung auch dieſes Proteftes, weil diejelben Frauen, die 
ben Proteſt .erboben Haben, auch mit Vorſchlägen an die betreffende Frauen» 
fonferenz gelommen, aber. mit ihren Vorichlägen nicht durchgedrungen waren. 

. Die Mandatsprüfungslommiffion u Shnen daher, jämtlide Mandate 
für gültig zu erlären.! - 

Grünig-Kliel bittet das Mandat der Genoſſin Niendorf für ungültig zu er⸗ 
Hären. Die Konferenz, in der fie gewählt fei, fünne nicht als eine Verſammlung 
angeſehen werden, wie fie das Organifationsſtatut vorſchreibt. Er ſei von den 
Frauen in Gaarden bei Kiel beauftragt, gegen das Mandat Proteſt zu erheben. 
Dieſelben haben in ben lketzten Jahren eine fo rege Agitation zugunſten der 
Parteipreſſe, namentlich der Gleichheit, betrieben, daß wir alle Urſache hatten, 
zufrieden zu ſein. Ich Bitte Sie, Parteigenoſſen, dieſe organiſierte Frauen nicht 
mutlos zu machen und das zu Unrecht ausgeſtellte Mandat für ungültig zu erklären. 

Rindfleiſch⸗Kiel: Ich erſuche, das Mandat für gültig zu erklären. Der 
Proteſt dagegen beruht auf rein perſönlichen Momenten, die Wahl der Genoſſin 
Niendorf iſt ordnungsmäßig erfolgt, aber die Genoſſinnen aus Gaarden glaubten, 
dab ifnen auf Grund ihrer Zahl das Mandat zuſteht. Die Konferenz ift 
regelrecht einberufen und ale as worden. ee iſt das 
Mandat gültig. 
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Iehen mußten ganz au3 den Leiftungen der Bentralfaffe für die Wählkreiſe aus» 
ſcheiden, weil der Vorſtand fein Geld ja zu einem Hohen’ Zinsfuhe verliehen 
bat. (Heiterkeit) Das ift feine befondere Leiftung, die uns al3 Unterjtügung in 
Anrechnung gebradjt werden darf. Wir hätten das Geld auch two anders her 
Borgen fünnen (Heiterkeit), baß wir es vom Parteiborftande nahmen, ift ein be> 
ſonderes Entgegenlommen bon unſerer Seite. (Große Heiterkeit.) Wir Haben 
in Hannover ein Gefchäft errichtet, das 250 000- ME. getoftet hat. Der weſent⸗ 
lichſte Teil der Summe iſt von Hannover allein aufgebracht, der Reſt iſt ent⸗ 
liehen worden. Nicht einverſtanden Bin ich mit der Ausführung, die der Barteis 
borftand dem Bremer Beſchluß über das Gehalt der Landesjefretäre gegeben 
Hat. In Bremen wurde das Anfangsgehalt auf 2000 Mk. feſtgeſetzt, aber Genoſſe 
Hoffmann ſagte unter allgemeiner Zuſtimmung: wenn die Genoſſen aus einer 
anderen Stellung kommen, wo fie mehr Gehalt bezogen haben, ſollen fie natürs 
lich diefes Gehalt weiter beziehen. Der Barteivorjtand ſagt nun, das fol auch 
geſchehen. Ich zahle 2000 ME. und was in der anderen Stellung darüber hinaus 
gezahlt worden ift, da3 muß aus ber Provinz, aud "der der Landesfefretär 
ftamımt, gededt werden. Es ijt aber doch höchſt unargeriehm, daß man fi} mit 
den Forderungen auf Erhöhung des Gehalts gemäß der Befoldung in der alter 
Stellung wieder an eine andere Stelle wenden muß, aB an den Parteivorftand. 
Redner hebt’ zum Schluß den außerordentlichen Nugen, dert die Zandestefretäre 
gebracht ‚Haben, hervor, im Gegenjaß zu Peus, det da gemeint Bat; daß ein 
Parteijefretär, der ein Dutzend Wahlkreiſe Beforgt, völlig‘ zwecklos if. Das age 
Genofie Peus jedenfalls nur, weil Anhalt nicht ein Dutzend Wahlkreiſe habe. 
(Heiterfeit.) 

Hierauf mwerden die Verhandlungen auf Dienstag 
81/, Uhr vertagt. 

. Singer: Ich Habe Ahnen noch folgende Mitlellimg zu machen. Der 
Parteivorſtand und das Lofalfomitee find zu der Ueberzeugung gefommen, daß 
die räumlichen Verhältniſſe dieſes Lokals die Weitere Abhaltung Des Parteitages 
wenn nicht zur Unmöglichleit machen, fo doch fo erſchweren, daß die Verbands 
lungen außerordentlich beeinträchtigt werden. Ich bemerke, daß dieſe Auffafſung 
nicht etwa entſtanden iſt aus irgend einer Unzufriedenheit mit den Leiſtungen 
der Inhaber dieſes Lokals, ſondern einfach die tatſächlichen Verhältniſſe haben 
uns zu der Ueberzeugung bringen müſſen, daß die Größe der Säle überſchätzt 
worden iſt. Daher ſind Verhandlungen eingeleitet worden, die zu dem Reſultat 
geführt haben, daß dem Parteitag von morgen ab der Ribelumgenfaat, in dem 
wir neulich tagten, zur Verfügung ſteht. (Lebhaftes Bravo!) Ach entnehme 
aus ihren Beifallsäugerungen, daß Mir die Empfindungen des Parteitages 

richtig agiert Haben. Ich ſpreche den Herren, die bisher den Parteitag behauft 
Haben, den Dank des Barteitages aus. Wir bedauern, daß es uns nicht möglich 
ift, dieſe Räume weiter zu benutzen. Alſo morgen im Rofengarten l Gravo ) 
Schluß 6 Uhr. 
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Dienstag, den 25. September 1906. — Vormittags Sigung; 
- Beginn 81, Uhr. Den Borfig führt Singer. Zunächft erftattet de 
Mandatsprüfungslommiſſion 


ihren Bericht. —— 

Berichterſtatter Sindermann⸗Dresden: Es find im ganzen 313 Delegierte 
mit 335 Mandaten anweſend, außerdem 52 Vertreter der Partei im Reichstag, 
20 Parteifunktionäre und 19 Gäfte, die ebenfalls mit Mandaten verſehen find, 


das macht zuſammen 404 Teilnehmer des Parteitages. 
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Die Kommiſſion Hatte über drei eingelaufene Protefte zu befinden. Der 
erjie Proteſt richtete fich gegen da3 Mandat des Genoſſen Krohn. in Conſtanz. 
. €3 wurde betont, daß .die Bezirkskonferenz, bie fidy mit diefer Wahl beichäftigt 
hätte, nicht auf ordnungsmäßigem Wege zuſtande gefommen wäre, meil das 
Statut des Wahlfreifes nicht in Uebereinftimmung ftände mit dem allgemeinen 
Parteiorganifationsjtatut. Wir konnten uns durch Auslunftserteilung der Leitung 
der badiichen LZandesorganifation davon überzeugen, daß das Statut des erſten 
badiſchen Reichstagswahllkreiſes ſich in voller Uebereinſtimmung mit dem all⸗ 
gemeinen Organiſationsſtatut befindet. Die anderen Proteſtpunkte waren mehr 
perſönlicher Natur und Tonnten gar. nicht berückhſichtigt werden, weil auch ein 
Schiedsgericht in dieſer Angelegenheit eingeſetzt wird. Daher ging die Kommiſſion 
— — Punkte zur Tagesordnung über und beſchloß die Gultigleitserllarung 

er Wah 

In dem zweiten Proteſt gegen die Wahl des Genoſſen Samm-Sanibrliden 
wurde behauptet, daß an der Kreisfonferenz, die von drei Wahlkreiſen beſchickt 
war, auch Vertreter von ‚anderen Wahlfreilen teilgenommen haben. &3 wurde 
fejtgeftellt, daß diefe anderen Vertreter aus dem Oldenburger Wahlkreife ein 
Recht zur Teilnahme. an diefer Stonferenz hatten, Die RUN DAR. 
aljo, auch diefe Wahl-für gültig zu erflären. 

Der 3. Proteſt vichtete fih gegen die Wahl der Genoffin Niendorf in Kiel. 
Eine Frauenverfammlung in Gaarden bei Kiel hatte beichloffen, daß. der Partei» 
tag der Genoffin das Mandat aberiennen jolle, zunächſt, weil die Bezirkslonjerenz 
der Frauen. im 7. Schleswig⸗Holſteiner Neihstagsmwahlfreis nicht ordnungs⸗ 
gemäßig zuftande gelommen fei. Das Gegenteil wurde fejtgeftellt. Weiter war 
behauptet worden, daß die Delegiertenfonferenz nicht öffentlich belannt gemacht 
worden wäre, und daß der Punkt: „Delegiertentwahl” nicht auf der Tagesordnung 
geitanden hätte. Feſtgeſtellt wurde, daß die Konferenz bereits drei Wochen bor 
ihrem Gtattfinden durch Inſerat in ‚der „Schlesw.⸗Holſt. Volkszeitung“ ans. 
gekündigt par, und der ameite Einwand wurde deswegen für unbeadtliy erklärt, 
. weil als fünfter und .fechiter Punkt die Frauenkonferenz in Mannheim und dee 
deutiche Parteitag auf der Tagesordnung geitanden Hatten. Außerdem haben 
wir in Uebereinſtimmung mit dem allgemeinen Organiſationsſtatut feſtzuſtellen, 
daßz die Beſchlüſſe einer Kreis-Konferenz über die Beſchlüſſe einer einzelnen 
Gruppen⸗Verſammlung zu ſtellen find, meil-auf ſolchen Kreiskonferenzen der 
Wille aller Organiſierten im Kreiſe zum Ausdruck gebracht wird. Die Kommiſſion 
kam um ſo mehr zur Ablehnung auch dieſes Proteſtes, weil dieſelben Frauen, die 
den Proteſt erboben haben, auch mit Vorſchlägen an die betreffende Frauen⸗ 
Tonfereng ekommen, aber. mit ihren Vorfchlägen nicht durchgedrungen waren. 

Die Mandatsprüfungskommiſſion mn Shnen daher, fämtlide Mandate 
für gültig zu erllären.! -- 

- Grünig-Kiel bittet das Mandat ber Genoſſin Niendorf für ungültig zu er⸗ 
Hären. Die Konferenz, in der fie gewählt fei, fünne nicht ala eine Berfammlung 
angejehen twerden, wie fie dad Organifationsſtatut vorfchreibt. Er fei von den 
Frauen in Gaarden bei Kiel beauftragt, gegen das Mandat Proteft zu erheben. 
Diefelben Haben in den Testen Jahren eine fo rege Agitation zugunſten der 


Parteipreſſe, namentlich der Gleichheit, betrieben, daß wir alle Urſache hatten, 


zufrieden zu ſein. Sch Bitte Sie, Parteigenoſſen, dieſe organiſierte Frauen nicht 
mutlos zu machen und das zu Unrecht ausgeſtellte Mandat für ungültig zu erklären. 

Nindfleifch » Kiel: Ach erfuche, das Mandat für. gültig zu erllären. Der 
Proteft dagegen berubt auf rein perjönliden Momenten, die Wahl der Genoffin 
Niendorf ift ordnungsmäßig erfolgt, aber die Genoſſinnen aus Gaarden glaubten, 
bat ihnen auf Grund ihrer Zahl das Mandat zuſteht. Die Konferenz ift 
regelrecht einberufen und Ofen — worden. — iſt das 
Mandat gültig. 
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Hiermit ſchließt bie Debatte. 
Sämtlide Mandate werben aldgültig N 
- Sierauf wird die am Montag abgebrochene Debatte über ben‘ 


Geſchäftsbericht des Vorſtandes 


— der Kontrolltommiffion in Verbindung mit dazu bowlehenden untcanen 
fortgeſetzt. 

Ulrich⸗O ffenba chr In sem: Bericht — Rarteiborftanbes if vefonders 
bekämpft worden, wie die einzelnen Lundesorganiſationen die Frage der Beitrags⸗ 
zahlung reguliert haben. Das iſt vom Standpunkte des Finanzminiſters aus 
vollſtändig erklärlich und in gewiſſem Sinne auch berechtigt; aber er Bat etne 
Beurteilung unterfließen laſſen, die mit den Tatſachen gar zu wenig überein⸗ 
ſtimmt, die gar zu wenig berückſichtigt, was die einzelnen Landesorganiſationen 
tun müſſen. Nachdem der Jenaer Beſchluß vorlag, Isar für die Bezirko⸗ 
organiſationen die Pflicht erwachfen, ihrerfeitd Die Höhe der Beiträge zu bes 
flimmen. Bei uns in Helen iſt ausfchlaggebend geivejen — die Rückſicht auf 
die allgemeine mwirtfhaftliede Situation der in Frage kommenden ärmeren Landes⸗ 
teile. Wir haben Bezirke mie den Odenwald und den VBogeläberg, in dehen: wir 
eine ganze Anzahl ‚ahlende PBarteimitglieder haben, deren Verhältnifie es bes 
Dingen, dab die Briträge nicht erhöht wurden. Wir mußten alſo im Rahmen 
des Gegebenen die Pritragszahlımg regulieren. Und diefe Regulierimg iſt fo aus⸗ 
gefallen, daß nicht eima ber Barteivorftand um fein Einkommen gebradjt werben 
foüte, fonbern beramig, daß wir an Stelle ber in diefem Jahre an’ Beiträgen 
abgelieferten 2500 Bel. in der Lage find, bei derielden Anzahl Mitglieder auf 
2000-4500 ME. zu fommen. Ach wollte mit diefen Ausführungen uur die vom 
Berichterftatter geäußerten Anfichten zurückweiſen. Was die allgerheine Situation 
anlangt, fo kann man mit Recht fagen, daß von einem Bericht bis zum: anderät 
eine ganz auffällige Beſſerung unferer Verhältnifie eingetreten iſt. Die Partei 
hat fi in allen Dezirlen in elner Weiſe entwidelt, daß wir wohl fagert können, 
Die Barteifunftionäre in den einzelnen Bezirken können bie ihnen zufglienden 
Arbeiten nicht mehr im Ehrenamt über Feierabend erledigen, ohne befürchten zu 
miflen, dab die Bewegung zurüdgeht. Im’ den fortgejcyritienen Wahlkreifen 
macht ſich das Bedürfnis geltend, Funktionäre zu erhalten, die ihre ganze Zeit 
darauf verivenden, die Geſchäfte ber Partei zu beſorgen. Nur durch die Ans 
ftelung ſolcher Funktionäre in den einzelnen Zahdesieilen fünnen wir unfere 
Pflicht der Partei gegenliber erfüllen. (Sehr richtig!) Auch ich ſtand -im Anfang 
der Einrichtung der bezahlten Funktionäre jehr ſteptiſch gegenüber. Allein im 
Laufe diefes Jahres babe ich aus der Entividkelung der einzelnen Bezirke gejegen, 
daß die Anjtelung folder Funktionäre notwendig ift. Daher bin ich ber Meimung, 
daß Mir das Inſtitut der Bezirks: bezw. Landes⸗ oder Kreisſelretäre —— 
müſſen. 

Was aber den Antrag auf Vermehrung des Parteivorſtandes um — 
Sekretäre betrifft, ſo bitte ich denſelben abzulehnen, weil durch dieſe Vermehrung 
die Aktionsfähigkeit des Parteivorſtandes nicht gebeſſert wird. (Gebr richtig!) 
He mehr Leute im Parteivorſtande find, deſto langſamer kommen die VBeichtüfie 
zuftande, die dann trogdem nicht Beifer werden. Was Die Beilegung der: Berichte 
des Vorſtandes uſw. in der Provinzpreſſe betrifft, fo ſollte man dieſen Antrag 
annehmen, ſchon deshalb, um das in ber Maſſe -der Parteigenofſen vorhandene 
Anterefie für die Berichte zu befriedigen und auszudehnen. Gerade eine’ große 
Anzahl der Barteigenofien, die am notwendigſten die Berichte leſen ſollten, können 
fte nicht lefen. Dede Kundgebung der Partei wird bon ber gegnerifchen 'Breffe 
fofort bearbeitet, aber wenn unſere Leute die Berichte nicht Tefen, dann find fie 
auch nicht in ber Lage, die Bedeutung der gegnerifchen Artikel beurteilen zu können. 
Was die Frage anlangt, ob es opportun geivejen, bie Protololle über die Gewerke 
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ſchaftskonferenz zu tveröffentlien, fo fage ich kurz und bündig: Nachdem der 
Alarmſchuß durd die Veröffentlihung in ber „Einigleit“ gefallen war, mußte 
da3 Protokoll veröffentlicht werden. (Sehr richtig! Beifall.) 

Baul Hoffmann-Hamburg: Auf dem borigen Barteitag erhoben die Süd⸗ 
deutſchen Widerfprud gegen die Beitimmungen des Drgamilationsjlatuts über 
die Beitragdzahlung. Uber niemand hätte wohl geglaubt, daß nad Inkrafttreten 
bes Gtatuts jo jehr dagegen verſtoßen werden würde. Wenn man e3 billigt, 
daß die Beiträge fo Berabgejegt werden, wie es vielfach gejdhieht, dann könnte 
fegließlicy eine DOrganijation den Beitrag auch auf fünf Pfennige herabſetzen. 
Da wäre e3 wohl angebracht, der Frage ber Einführung eines Minimalbeitrages 
näher zu treten. (Sehr gut!) Solde jejuitiichen Kniffe, daß man fagt, wir 
Brauchen den Parteivorſtand nicht, deshalb brauchen wir auch nichts abzuliefern, 
follte man Lieber unterlafien. Wer fol die Koften der Agitation in jenen Landes» 
teilen, wo wir noch wenig Genofien haben, beftreiten, wenn ſich alle. Barteis 
organilationen auf denfelben Standpuntt ſtellen würden. Ach kann die Entrüftung 
des Genolien Geriſch verjiehen und möchte fie nachdrücklich unterjtreihen, wir 
baben das Organiſationsſtatut nicht geſchaffen, um es zu umgehen, jondern um 
es durchzuführen. (Sehr wahr!) In dem Kal Töteberg kann ich mid) der Ent» 
ſcheidung der Kontrollkommiſſion nicht anfchließen. Die Kontrollkommiſſion hat 
fiy einfach die Begründung des Schiedögerichts zu eigen gemadt, in welcher 
erstens auf den Umſtand, daB es ſchon lange her fei, und daß der Metallarbeiter- 
verband bereit jei, den 2. wieder aufzunehmen, Gewicht gelegt wird. Cs 
bandelt fi nicht um die Perfon des. Töteberg, fondern um ein Brinzip. Sollen 
wir deshalb, teil der Metallarbeiterverband die Sache als erledigt betrachtet 
und teil der Fall ſchon lange zurüdliegt, von einem Ausſchluß Abſtand nehmen? 
Es Handelt ſich um eine ehrloſe Handlung, und die wird dadurch nicht beiler, 
bat ſie fängere Zeit zurückliegt. Gewiß, man kann einen Ausgeichlofienen 
wieder aufnehmen, aber doch nur, wenn man fid; durch fein jpätered Verhalten 
deſſen würdig erwiefen Hat. Ein ſolcher Fall liegt aber bier nicht vor. (Die 
Hedezeit ift abgelaufen.) 

GrimpesDüfjeldorf wendet ſich gegen die Darjtellung feiner Beſchwerde 
durch die Kontrolllommiffion. Er babe nicht die PBarteifaffe in Anfprud 
nehmen, fondern nur die Vermittelung des Parteivorſtandes anrufen mollen, 
um einige gejchäftliche Ungelegenheiten zu erledigen. Der Barteivoritand habe 
die Voraugfegung hierfür, das Vorliegen eines höheren PBarteiintereffeg, ver— 
neint,. Dagegen habe er fih an die Kontrolllommiffion gewandt. Wenn nun 
Kaden in feiner erneuten Ablehnung. von „Entſchädigung“ und „Abfindung“ 
jpräche, jo fei das ein Irrtum, eine ſolche habe nicht ſtattgefunden. Er bee 
antrage daher Nüdverweifung der Sache an die Kontrolllommiffion oder Ueber⸗ 
meijung an die Neunerlommijjion zur Nachprüfung und nochmaligen Berichte 
eritattung. —J 

. Beirstes: Straßburg: Unſer Antrag, der nicht die genügende Unterſtützung 
gefunden bat, iſt doch jehr wohl überlegt und irgend etwas wird ficher in der 
Richtung desjelben geſchehen müffen. Genoſſe Geſriſch, der mit feinen Unter 
ftüßungszahlen für Elſaß-Lothringen großes Halio hervorrief, follte fich nicht 
allzu. abfprechend über die Fleineren Orte äußern; au ein Provinzwurm 
trümmt fi), wenn er getreten wird. Das Hat fi im Verlaufe der. Debatte 
ja gezeigt. Für die 74000 ME, die wir befommen haben, iſt auch eine Gegen⸗ 
leitung erfolgt, denn der größte Teil der Summe wurde verwandt für den 
Ankauf des Preßunternehmens. Alfo die Gelder find nicht nur für die 
Ugitation ausgegeben worden. Ich möchte Gie bitten, uns in Elfaß-Lothringen 
etwas Träftiger zu unterftüßen, als bisher. Wir, die wir im Cchattenreiche 
Köllers leben, haben befanntlich unter bejonders ſchwierigen Verhältniffen zu 
arbeiten. ch erinnere daran, daß man erft vor wenigen Wochen feitens ber 
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Eiſenbahnverwallung eine blühende Organiſation mit nahezu tauſend Hit 
gliedern vernichtet hat. Es muß ja anerkannt werden, daß der Parteivoxſtand 
uns bisher kräftigſt unter bie Arme gegriffen hat, jedoch bedürfen wir zur Be⸗ 
ctreibung der Ugitation auch ber redneriſchen Unterftügung führender Partei- 


genoſſen mehr als bisher, Koffentli wird biefem unserem Wunſche in mög⸗ 


lichſt ausreichendem Maße Rechnung getragen, 


Goch⸗Hanau: Ich möchte den Parteivorſtand erſuchen, feine Aufmerkſam⸗ 
keit beſonders dem Teil des „Vorwärts“ zu widmen, der die Parteinachrichten 
Bringt. Gewiß iſt dieſer Teil in ber letzten Zeit verbeſſert; aber er genügt 
noch lange nicht. Wiederholt find Anregungen in der Parteipreſſe im „Vor⸗ 
wärts“ nit erwähnt. Natürlich müffen die Berichte objeftiv und ruhig ge» 
Balten werben. Dazu ift aber nötig, daß aud genug Perfonen für dieſe aus— 
gedehnte Arbeit angeftellt werden, und daß ihnen die nötigen Ferien gewährt 
werden. Wie fehr Nuhe und Selbitbeherrfchhung bei biefer Arbeit notwendig 
tt und mie leicht dabei Anftoß erregt werben ann, Kat uns die Rede des 
Benofien Thiele geitern bemiefen. Er hat fi darüber befchmert, baß ber 
„Vorwärts“ in einer Polemik mit dem Genoſſen Friedrid Stampfer 


bon einer „täppiſchen Büberei“ gefchrieben hat, Nun ift das ja noch ger nicht 


das ſchlimmſte, was in dieſem Artikel gefagt if. Sch erinnere Eie an die 
Eihlukiparte, in denen Stampfer für ein Fälfchergenig und einen dunklen 
Ehrenmann erklärt wird. Es ift überaus bedauerlid, daß cA zu derartigen 
Yuseinanderfeßungen in unferer Preſſe wieder einmal gekommen iſt, aber 
ih halte es denn doch für fehr ungerecht, wenn man nur diefe Nuddrüde des 
Urtifels anführt und nicht eingeht auf ben Umftand, der den „Vorwärts“ zu 
einem ſolchen Vorgehen veranlaßt Bat. (Lebhafte Zuftimmung.), Wie liegt die 
Gabe? Stampfex hat einen Artifel veröffentlicht, der nicht etwa eine 
fahlihe Meinungsverfchiedenheit amifhen ihm und anderen PBarteigenofien 
zum Austrag bringt, fondern fid) bemüht, den Nachweis zu Jiefern, daß die 
jetige Redaktion des „Porwärts“ nicht xecht wiſſe, was fie jehreibe, oder, wenn 
fie es wiſſe, dann bald fo, bald fo fehreiben könne, mie e8 ihr in den Sram 
paffe. Das ſucht Senoffe Stampfer dadurd zu bemeifen, daß er einige 
Stellen des „Vorwärts“ einander gegenüberftelt. So jollte man nicht boys 
gehen, wenn man nicht die Abſicht Hat, au ſtänkern. (Lebhafte Zuftimmung.) 
Es iſt überhaupt ſehr mißlich mit einem derartigen Artikel, deshalb, weil 
bie allermeiiten Leſer gar nicht in der Lage find, zu Fontrollieren, ob die 
Bitate auch riätig find. Sie müſſen fi darauf verlaffen, daß der Partei— 
genoſſe, der das geſchrieben hat, jo ehrlich ift, Die Wahrheit zu ſchreiben. Nun 
hat aber der „Vorwärts“ in dem Artikel, über deſſen Heberfchrift Genoſſe Thiele 
fich fo ſehr entrüftet hat, klipp und klar und für mi in durchaus Durchs 
Schlagender Weiſe zweierlei nachgewieſen. Ginmal, dat die Zitate dem Sinne 
nad gefälicht jind, daß fie fo abgebrochen find, daß aus ihnen ganz ettvaß 
anderes herausgelefen werden mußte, ald was mirflid aus den Artikeln im 
polen Zufanımenhange bei ehrlicher Leftüre herauszuleſen iſt. (Sehr richtigl) 
Ober e3 geht noch weiter. Der „Vorwärts“ hat fogar eine böswillige, abſicht⸗ 
liche Fälſchung auch des Wortlautes nachgewieſen. Böswillig Deshalb, weil es 
fein Verfehen jein fann. (Stampfer: Ch! ohl ohl) Es dreht ſich um folgende 
Stelle: „An dieſem Augenblid heißt es für das klaſſenbewußte Proletariat 
im Zarenreiche wie für das kämpfende Proletariat überall: Das Pulver troden, 
das Schwert geſchliffen.“ So mie fie Stampfer verwertet hat, follte bie Stelle 
befagen, der „Vorwärts“ habe gefchrieben, jetzt müfje eine ganz befondere Tattif 
eingeihlagen werden und auf den foforligen Maſſenſtreik Hingearbeitet werben, 
Das iſt ja Das ganze, was er bemweifen wil. Wenn Eie aber die Etelle 
49 leſen, wie fie im „Vorwärts“ fteht, jehen Sie, daß ber ganze Artikel has 
zit feinem einzigen Worte gejagt hat. Auch aus dem Zitat Hütte man es nichh 
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herausleſen können, wenn das Zitat vollſtändig gebracht worden wäre. Voll⸗ 
ſrandig heißt es: „In dieſem Augenblick heißt es für das klafſſenbewußte Prole⸗ 
tariat im Zarenreiche wie für das kämpfende Proletariat ſtets und überall uſw. 


Es wird alſo geſagt, was mir immer tun, haben auch unſere ruſſiſchen Partei-⸗ 


genoffen zu tun. Wenn Stampfer den gangen Wortlaut zitiert hätte, hätte 


: jeder Leſer fich jagen müffen, da jteht etwas gang anderes drin als Stampfer 


behauptet. Er fonnte den Sab nur beriverten, wenn er ihn jo kürgte, wie er 
es getan hat. Deshalb muß jeder ſagen: das iſt eine beabſichtigte böswillige 
Fälſchung des Wortlautes. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wenn ſo etwas geſchieht, 
und das weitere, was der „Vorwärts“ anführt, entſpricht nur der Probe, die 
ich zitiert Habe, jo müffen wir uns doch fragen: Wogegen Haben wir und in 
eriter Linie gu wenden? Ich will nicht unterfuchen, ob ber „Vorwärts“ andere 
Ausdrücke hätte wählen können. Ich bin aber der Unficht, das ſchärfſte Wort 
war noch gar nicht ſcharf genug, um ſolche Unehrlichkeit und Gewiſſenloſigkeit 
zu geißeln. (Lebhafte Zuſtimmung und Widerſpruch.) Dazu kommt, daß mir 
in ber lebten Zeit wohl gu unſerer aller Freude die Beobachtung gemacht haben, 
daß der Wille der großen Maffe der Parteigenoffen endlich mehr zur Geltung 
fommt, daß nämlich die perfünlichen Gehäffigkeiten aus den Preßerörterungen 


. fortbleiben. Das iſt durch bag Eingreifen der Preßlommiſſion erreicht. Es iſt 


nun begeichnend, daß dieſer Artikel in einem Blatte erſchienen iſt, das nicht der 
Kontrolle der Parteigenoſſen unterſtellt iſt. In einem anderen Blatte, meine 
ich, hätte er auch gar nicht erſcheinen können. (Sehr richtigl) Er iſt erſchienen 
im Blatte des Genoſſen Dr. Heinrich Braun. Sfr hat den Artikel ung gejtern 
verteilen laſſen, zugleich aber auch die neueſte Nummer der „Neuen Geſell⸗ 
ſchaft“. Man konnte annehmen, er babe ungeprüft jenen Artikel übernommen, 
und würde nun, da klipp und klar die Beweiſe der böswilligen Fälſchung in 
dem Artikel vorliegen, in der neueſten Nummer ſeine Pflicht und Schuldigkeit 
tun, dieſe Fälſchungen zu berichtigen und um Entſchuldigung Bitten, daß er ſich 
eine Störung der Parteiintereffen geleiftet hat. Er fchreibt aber, daß ber 
„Vorwärts“ den Feititelungen Stampfers nichts als leere Ausreden und 
törichte Schimpfmworte entgegengeftellt Habe. Das ift eine ſchamloſe Taufhung 
der Parteigenoſſen. (Lebhafte Zuftimmung.) Ich erwarte, daß der Parteis 
boritand dieſe Sache gründlich unterſucht und uns Auskunft gibt. Sollte alles 
ſo liegen, wie es bis jetzt den Anſchein hat, daß Stampfer und Heinrich Braun 
wider beſſeres Wiſſen mit Fälſchungen ſich bemüht haben, perſönliche Stän⸗ 
kereien hineinzubringen in die Mannheimer Verhandlungen, dann haben. fie 
eine ehrlofe Handlung begangen, und dann gehören fie nicht mehr in bie 
Bartei. (Lebhafte Zuſtimmung.) 


Dr. Alberty- Ingolſtadt: Ich habe zunächſt an den Parteitag die Beſchwerde 
zu richten, daß die im Auftrage des Parteivorſtandes erſchienene Bernſteinſche 
Broſchüre über die Reichsfinangreform zu ſpät erſchienen iſt. Dadurch ſetzte 
die Agitation über dieſe wichtige Frage viel zu ſpät ein. Für die agitatoriſch 
tätigen Genofien, denen es ja nicht möglich ift, Einfiht in die Protofolle der 
Kommiffionen zu erhalten, ift es fait eine Unmöglichkeit, in die ſchwierige 
Materie der Reichsfinanzreform fi) vollftändig einguarbeiten. Ich möchte noch 
weiter barauf hinweifen, daß von nationalliberaler Seite, vom Redakteur ber 

„Köln. Ztg.“, Brunnhuber, ſchon vorher, vor dem Erfcheinen der Bernſteinſchen 
Broſchüre, ein Buch über die Finangreform erſchienen fit. 
Dann möchte ih mir erlauben, eine Anregung an bie Redaktion ber 
„Neuen Zeit” gu geben. Durch das bebauerliche Eingehen der Bernſteinſchen 
„Dokumente bed Sozialismus“ iſt zweifellos sine Lüde entjtanden, die bes 
fonders bon ben an ber Parteigefchichte intereſſierten Genoffen unangenehm 
empfunden wird. Ich möchte alſo anregen, daß Die „Neue Beit“ al einer 


gewiſſen Neselmäßisleit wichtige Zeitdokumente publiziert. 


1? 
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' Sie „Sozialdemofratifje RarteisCorrefpondenz” ift an ſich zu begrüken, 
aber id) möchte wünjchen, daß fie allen agitatoriſch tätigen Genoſſen in höherem 
Make zur Verfügung geftellt wird, und daß fie mehr die bayeriihen Verhält⸗ 
nifſe berüdfichtigt. . Zu —— 

Noch einige Worte zu den Angriffen Geriſchs auf die baheriſchen Genoſſen. 
Wir Sühbahern ftehen auf dem Stondpunkt Ehrharts. Unfere Bebenten gegen 
das zentraliftiiche Organifationzftatut beftehen nad) wie vor. Wir haben ung 
ja dem PBarteitagsbeichlug in Sera gefügt, aber nun fol man uns Zeit lafjen.. 
Geriſch möge erſt das erite Jahr des neuen Statuts abimarten, ehe ex uns fo 
heftige Vorwürfe macht. Die norddeutschen Genoſſen können die bayerischen 
Verhältniffe nicht beurteilen. . Intereffant war ber Gegenſatz zwiſchen Gerifch 
und Simon. Geriſch meinte, es follten 30 Pf. Simon, daß 20 Bf. zugrunde 
gelegt tverden follen. Bas bayerifche Statut hat 15 Pf. gugrunde gelegt. 
Alſo wegen eines Unterjchtedes bon 5 Pf. — nad Simon — Räuber und. 
Mörder! Goldye leeren Drohungen, wie Jie Gensfje Geriſch borgebradht hat, 
unterbleiben bejler. Thiele hat ganz recht, ihre Verwirklidung würde die 
Bugebörigleit zum Parteitag von einem Zenſuswaäahlrecht abhängig machen. 
Das ift gegen unfere Brinzipien. Ä 

Sch ſtimme aud Thiele in feiner Beurteilung: des jüngſten „Vorwäris“⸗ 
Artikels gegen Genoſſen Stampfer völlig bei, in direltem Gegenjab zu Genafter 
Hd. Darüber follten wir überhaupt nicht diskutieren müflen, daß, fo lange 
noch irgend jemand Zur Partei gehört, Ausdrüde wie „Dunkler Ehrenmann“ 
und dergleichen unter gar feinen Umftänden geduldet werden dürfen. (Zuruf: 
Sa follte die „Münchener Bolt” erjt mit gutem Beifpiel vorangehen!) In der 
„Münchener Poſt“ ijt während des „Vorwärts“-Konflikts nur fachlich gelämpft 
worden und in einer Weite, daß die Ehre eines Barteigenofjen niemals irgend 
mie angegriffen worden if. Sch will Bier jedes fcharfe Wort. gegen Die 
Redaktion des „Vorwärts“ unterlafjen, aber ich will nur jagen, daß der Partei» 
tag energifch dagegen proteitieren müßte, daß in diefer Weife mit der Ehre 
eines Barteigenofjen berumgefprungen wird. (Lebhafter Widerfpruh und 
Beiſall.) Gerade jo, wie es unerhört ijt, daß bon einer Inftanz, die in feiner 
Weiſe dagu berechtigt ift, einem Parteigenoffen der Chrentitel „Genoſſe“ ab- 
geiprodhen wird. Go fange wir an der Bezeichnung „Genoſſe“ feithalten, und 
ich dente, das wird für immer fein, fo lange, meine ich, hat diefe Bezeichnung 
erſt dann aberlannt zu werden, wenn der Betreffende bon der Partei durch die 
maßgebenden Inſtanzen ausgeſchloſſen worden iſt. Vor kurzem hat der Bartei« 
boritand an uns die Aufforderung gerichtet, in Vorbereitung zu treten für die 
Reichstagswahlen. Wir Bayern folgen allen Anregungen, die bon feiten des 
Barteivoritandes kommen, fofort, und wir haben Diefe Vorbereitung auf die 
kommenden Wahlen vor allen Dingen fo aufgefaßt, daß wir mit allen Mitteln 
dahin wirken, daß dieſer höchſt überflüffige und der Partei ſchädliche und un» 
glaublide Ton in der Polemik unferer Barteiprefje unterbleibt. Ich kann nur 
das eine jagen, und weiß mid darin eins mit der gang übermwältigenden Mehr: 
heit der bayerifchen Parteigenofjen, daß geradezu eine Schnfucht befteht, daß 
endlich einmal die Debatten fachlich geführt werden, wie es im Intereſſe der 
Parteigenofjen notwendig ift. (Widerſpruch und Beifall.) 

Duefjel - Stettin: Die Parteibeichlüffe müſſen unter allen Umſtänden 
refpeftiert werden. Wiederholt Haben Parteitage erflärt, daß folde Aus» 


drüde, wie fie der Artilel des „Vorwärts“ gegen Stampfer enthält, in der . 


Polemik gegen Genoſſen nicht fallen dürfen. Nun werden Gie vielleicht jagen, 
daß die, Redaktion ſchutzlos den Fälſchungen gegenüberjtand. Aber das trifft 
nicht zu. Mit. jemand, ‚der abfichtliy meine Ausführungen fälſcht, diskutiere 
ih nicht, ſondern ich unterbreite die Fälſchung einen Schiedsgericht. Ich übers 
häufe aber nicht meinen Gegner mit ungehörigen Ausdrücken. Soviel darüber, 
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Es ift Beantragt, bie Zahl ber Beanıten bes Parteivorftandes zu vermehren. Cha 
wir diefe Frage entſcheiden, müffen wir wiſſen, ob die jeylgen Beamten hei-treuer 
Priaterfültung' ihre Wufguden. nicht mehr zu: erfüllen imſtande find, Huf dam 
Bureciu trifft matt oft ſtatt Der fünf nur. zwei Sekretüre. Woher lommt :5as 3 
Auch die Korreſpondenz mit ben Barteigenofien wird nicht fo erledigt, wie e9 
fein‘ follte, ebenſo verſchaffen ſich Die fünf Beamten nicht die nötigen Infor 
mationen. : Der Partelborſtund bewilligt den zurüdgebliebenen Provinzen Ugir 
tationsgelder, aber: wie die Gelber. verwendet werben, darum kümmert er ji 
netz auf dem Pommerſchen Provinzialparteitag erſchien trotz unſerer wiedex⸗ 
holten Bitten kein Vertreter des Poarteivorſtandes. Dieſe Mißſtände kommen daher, 
dukunfese Sekretare im Hauptberuf Parlementarier und nus im Nebenberuf Partei⸗ 
ſekretüre finds das Parlament nimmt ihre Arbeitskraft zu ſehr in Auſpruch. 
Die Beamten, bie wir neu anftellen, dürfen nicht Parlamentarier fein, ſondern 
mufſen ihre Arbeitskraft voll ihrem Amt als Purfeiletretär widmen. Wi 

Lönnen doch nicht beſoldete Parlamentarier anſtellen. Mit der Anſtellung von 
Schreibkräſten, wie fie don amberer Seite empfohlen iſt, iſt es nicht getan. 
Hug⸗Bant verzichtet aufs Wo. ° 00. 

Difßmann⸗ Frankſurt a. M.:- Wie durfen den ‚Mitgliedern . ben Partei⸗ 
vorſtandes nicht das Recht befchneiden, Mandate fiir: den Reichstag anzii= 
nehmen: Ich Bit für bie Veftellung: weiterer Selretärd, die Befürchtungen von 
Mei; daß Darunter die Altionsfaͤhigkeit leidet; teile ich nicht. Die Veröffents 
Nöjung des Gewerkfchafteprotololls war unter allen Umftärden notwendig, "der 
Parteiborſtand mar! dazu verpflichtet. Die Genoſſen Hutter ein Recht. zu er⸗ 
fahren, was die Gewerkfchaftsvorſtände beſprochen. Die Zentralvorſtände waren 
ja gegen die Veröffentlichung; aber ich bin überzeugt, ‘hätte man bie Gewerk⸗ 
ſchaftsmitglieder gefragt, fie hätten ſich einmütig für bie Veröffentlichung er⸗ 
Härt: (Sehr richlig) Hierin geht bie Meinung dev Mitglieder der Gerberd 
ſchaften auseinander bon ber ber Generallommiſſion, Dor Anvegung, bab ber 
Partelvorſtand bie Funktionäre vor der erſten Wahldemonſtration au: einte 
gemeinſamen Verſammlung einberufe, iſt leider nicht ſtattgegeben worden. 
Ich möchte wünſchen, daß in Zukunft Bei ähnlichen Umgelögenbeiten man dahn 
übergehen möchte, um den einheitlichen Schritt der Bewegung im ganzen Reiche 
herbeizufülhten. Darum bedauere ich es, daß Sie den Antrag Frankfurt nicht 
genügend unterſtützt haben. Was bie Frage betrifft, die Genoſſe Thiele an⸗ 


geſchmitten hat, fo unterſchreibe ich Wort Mr Wort, was Genoſſe Hoch gefagt Hat. 


Es gibt Erfcheinungen in der Arbeiterbewegung, wo es nicht anders geht, als 
nach den Sprichwort zu handeln: Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil. 
(Sehe richtigl) Wenn ich auch bedauere, bdaß ſolche ſcharfe Ausführungen ges 
macht werden, fd gibt es doch Momente, bie diefe Art von Verkehr notwendig 
machen, und deshalb muß man bem zuſtimmen, was der, Vorwärts“ geſchrieben 
bat.’ Ich bin dei Meinung, daß es den Gegnern gerade gepaßt hätte, wenn der 
„Vorwärts“ nicht geantwortet hätte. (Sehr riätig!) Der Stampfer⸗Artikel mar 
auf ‚der Patteitag zugeſchnitten, und wir mußten jagen, mas gejagt werben 
mildte Ehe Sie. dem „Worwärts” biefen Ton vorwerfen, müfjen Sie fi an 
die Seite wenden, die ſtets gegen ben „Vorwärts“ ausfällt. (Sehr richtig!) 
Wenn dies geſchieht, dann wird die Zukunft lehren, daß ſolch ſcharfe Ausfüh—⸗ 
zungen nicht mehr notwendig find; es iſt notwendig, daß nicht die ‚Vorwärts“⸗ 
Redaktivn die Grenzen zieht, ſondern die anbere Seite. (Lebhafter Beifull.) 

Berten⸗NDuſſeldoyrf: Mit der Zuſtellung der Parteilorreſpondenz wird 
ſethr ſparfam umgegangen. (Sehr richtig) Wenn den Gewerkſchaftsbeamten 
die Parteikorreſpondenz Augeftelt werten und ein Bindeglied zwiſchen Partei 
md. Gewerfitääften: bilden Toll, jo müßte fie beſſer außgeftaltet werden. Ich 
meine ferner au, daßz wir in Zukunft dazu übergehen milifen, mehr Mittel 
für die Agitation Bereit zu haben. Wenn bie Anregung bes 10 Pfennige Bet 
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Die „Sozialdemokratiſche PRarteisEorrefpondenz” ift an ſich zu begrüken, 
aber ich möchte wünſchen, daß fie allen agitatoriſch tätigen Genoſſen in höherem 
Make zur Verfügung geftelt wird, und daß fie mehr die bayeriihen Verhält⸗ 
nifſe berüdfichtigt. . — 

Noch einige Worte gu den Angriffen Geriſchs auf die bayerifchen Genoſſen. 
Wir Südbayern ftehen auf dem Stondpunkt Ehrharts. Unfere Bebenten gegen 
das zentraliſtiſche Organifationzftatut beftehen nad wie vor. Wir haben ung 
ja dem Parteitagsbeſchluß in Jena gefügt, aber nun foll man uns Zeit lafien. 
Geriſch möge erſt das erite Jahr des neuen Statut abimarten, ehe ex una jo 
heftige Vorwürfe macht. Die norddeutſchen Genoſſen können die bayerijchen 
Verhältniſſe nicht beurteilen. : Intereffant war der Gegenſatz zwiſchen Gerifch 
und Simon. Gerifch meinte, e3 follten 30 Pf., Simon, daß 20 Pf. gugrunde 
gelegt werden follen. Das bayeriihe Statut Bat 15 Bf. gugrunde gelegt. 
Alſo wegen eines: Unterfchiedes bon 5 Pf. — nad Simon — Räuber und. 
Mörder! Solche Jeeren Trohungen, wie fie Genoſſe Geriſch vorgebradt Hat, 
unterbleiben beifer. Thiele hat ganz recht, ihre Verwirklichung würde die 
Bugebörigleit zum Parteitag ven einem Zenſuswahlrecht abhängig machen. 
Das ift. gegen unfere Prinzipien. 

Ich Stimme aud Thiele in feiner Beurteilung des jüngften „Vorwäris“- 
Artilels gegen Genoffen Stampfer völlig bei, in Direftem Gegenfaß zu. Genaften 
Hd. Darüber follten wir überhaupt nicht diskutieren müflen, daß, fo lange 
noch irgend jemand zur Partei gehört, Ausdrüde wie „Dunkler Ehrenmann“ 
und dergleichen unter gar feinen Umftänden geduldet werden dürfen. (Zuruf: 
Da follte die „Münchener Bolt” erſt mit guten Beifpiel vorangehen!) In der 
„Münchener Boft“ ijt während de3 „Vorwärts“-Konflikts nur fachlich gelämpft 
worden und in einer Weife, daß die Ehre eines Parteigenoſſen niemals: irgend 
wie angegriffen worden iſt. Sch will: Bier jedes ſcharfe Wort. gegen Die 
Redaktion des „Vorwärts“ unterlaffen, aber ich will nur jagen, daß der Partei» 
tag energisch Dagegen proteſtieren müßte, daß in diefer Weife mit der Ehre 
eined Barteigenofien herumgefprungen wird. (Lebhafter Widerſpruch und 
Beifall.). Gerade fo, wie es unerhört iſt, daß bon einer Inſtanz, die in Feiner 
Weiſe dagu berechtigt it, einem Parteigenofjen der Ehrentitel „Genoſſe“ ab» 
geiprodhen wird. So lange wir an der Bezeichnung „Genoſſe“ feithalten, und 
ich denfe, daS wird für immer fein, jo lange, meine ich, hat dieſe Bezeichnung 
erit dann aberfannt gu werden, wenn der Betreffende bon der Partei Durch die 
maßgebenden Inſtanzen ausgeſchloſſen worden iſt. Vor kurzem hat der Parteis 
borjtand an und Die Aufforderung gerichtet, in Vorbereitung zu treten für die 
Neichstagswahlen. Wir Bayern folgen allen Anregungen, die bon jeiten des 
Parteivorſtandes kommen, jofort, und wir Haben Diefe Vorbereitung auf die 
fommenden Wahlen vor allen Dingen fo aufgefaßt, dab wir mit allen Mitteln 
dahin wirken, daß diefer höchſt überflüffige und der Partei ſchädliche und uns 
glaublide Ton in der Polemik unferer Barteiprefje unterbleibt. Ich fann nur 
das eine jagen, und weiß mid) darin eins mit der gang übermwältigenden Mehr: 
Beit der bayerifchen Barteigenojjen, daß geradezu eine Sehnſucht befteht, daß 
endlich einmal die Debatten fachlich geführt werden, wie es im Intereſſe der 
Parteigenofjen notwendig iſt. (Widerſpruch und Beifall.) 

Quefjel - Stettin: Die Parteibeſchlüſſe müffen unter allen Umständen 
refpektiert erden. Wiederholt Haben Parteitage erflärt, dab folde Aus» 
drüde, wie fie der Artikel des „Vorwärts“ gegen Stampfer enthält, in ber . 
Polemik gegen Genoſſen nicht fallen dürfen. Nun werden Gie vielleicht jagen, 
daß die, Redaktion ſchutzlos den Fälſchungen gegenüberftand. Aber das trifft 
nicht zu. Mit. jemand, ‚der abfichtlih” meine Ausführungen fälſcht, diskutiere 
ih nicht, fondern ich unterbreite die Fälſchung einen Schiedögericht. Ich übers 
bäufe aber nicht meinen Gegner mit ungehörigen Ausdrüden. Soviel darüber. 
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Es ift Beantragt, bie Zahl ber Beanıten bes Barteivorftandes zu vermehren. Cha 
wir dieſe Frage entſcheiden, müffen wir wiſſen, ob die jegigen Beamten bei-treuer 
Pflichterfu lung ihre Aufgaben nicht mehr zu: erfüllen imſtande find, Auf dam 
Burecu trifft man vft ſtatt der fünf: nur zwei Solretäre. Woher lonımt sus 3 
Auch die Korreſpondenz mit ben Parteigenoſſen wird nicht fo erledigt, wie es 
ſein follte, ebenſo verſchaffen ſich die ünf Beamten nicht die nötigen. Infor⸗ 
metionen. Dev Partelborſtund bewilligt den zurückgebliebenen Provinzen Agie 
tationsgelder, aber: wie die Gelber. verwendet werden, darum dümmert er fi 
nicht; Auf dem Pommerſchen Provinzialparteitag erſchien trotz unferes wieder⸗ 
holten Bitten kein Vertreter des Purteivorſtandes. Dieſe Mißſtände kommen daher, 
daß unſere Sekvetare im Hanpiberuf Parlementarier und nur im Nebenberuf Partej⸗ 
ſekretüre ſind; das Parlament nimmt: Ihre Arbeitskraft zu ſehr ist Auſpruch. 
Die Beamten, die wis neu anſtellen, dürfen nich t Parlamentarier fein, ſondern 
ntüften ihre Arbeitsktaft voll ihrem Amt als. Barteilelretän widmen. Mix 
Lönner doch nicht beſoldete Parlamentarler anſtellen. Mit der Anftelung von 
Echreibkrãften, wie fie don anderer Seite empfohlen ift, ift 68 nicht getan. 

 HngBant verzichtet aufs Worr. a 
VDifmann⸗ Frankfurt a. Mir Wir durfen den Mitgliedren des Partel⸗ 
vorſtandes nicht Das Recht beſchneiden, Mandate fir: den: Reichſtag anzu⸗ 
nehmen. Ich bit für bie Veſtellung weiterer Sekretäre, die Befürchtungen von 
Mei, daß. darunter die Altionsfählgkeit leidet; teile ich nicht. Die Veröffente 
Kung des Gewerkſchafteprotololls war unter'allen Umſtänden notwendig, "ber 
Parteiborſtand mar! bazu verpflichtet. Die Genofien Hatten ein Recht, gu er⸗ 
fahren, was die Gewerkſchaftsvorſtände beſprochen. Die Zentralvorſtände maven 
ja gegen die Veröffenllichung; aber ich bin überzeugt, ‘hätte man bie Gewerk⸗ 
ſchaftomitglieder geftagt, fie Hätten: ſich einmiltig für bie Veröffentlichung er⸗ 
Hört: (Sehr richlig!) Hierin get bie Meinung ber Mitglieder ber Gerber 
ſchaften auseinander bon der der Generalkonmmiſſion. Dor Anvegung, baß ber 
Parteivorſtand bie Funktionäre vor der: exften Wahlbenonitrattion zu einer 
gemeinſumen Verſammlung einberufe, iſt leider nicht ſtattgegeben worden. 
Ich möoͤchte wünſchen, daß in Zukunft Bei ähnlichen Angelegenheiten man Hayı 
übergehen möchte, um den einheitlichen Schritt der Bewegung im ganzen Reiche 
herbeizufllhten. Darum bedauere ich es, daß Sie den Antrag Frankfurt nicht 
genügend unterſtützt haben. Was die Frage Betrifft, die Genoſſe Thiele an⸗ 
eſcmitten Bat, fo unterſchreibe ich Wort für Wort, ab Genoſſe Hoch geſcigt hät. 
8 gibt Erfcheinungen in der Arbeiterbewegung, wo es nicht anders geht, als 
nad den Sprichwort zu handeln: Auf einen groben Klotz gehört ein großer Keil. 
(Sehr rihtigl) Wen ich auch Bedanere, baß ſolche Tcharfe Ausführungen ges 
Mmächt werden, ſo gibt es doch Momente, bie biefe Art von Verkehr notwendig 
machen, und beshald muß man bem zuftimmen, was ber „Vorwärts“ geſchrieben 
bat.’ Ich bi dei Meinung, daß es ben Gegnern gerade gepaßt hätte, wenn der 
„Vorwärts“ nicht geantwortet hätte. (Gebr richtig) Der Stampfer-Artilel war 
anf ‚ben Patteitag zugefänitten, und wir mußten fagen, was gejagt werden 
mußte. Che Sie. dem „Vorwärts“ biefen Ton vorwerfen, müfjen Sie fih an 
bie Geite menden, die. ſtets gegen ben „Vorwärts“ ausfällt. (Sehr richtig!) 
Wenn dies geſchieht, dann wird die Zukunft lehren, daß ſolch ſcharfe Ausflih⸗ 
zungen nicht mehr notwendig find; es iſt notwendig, daß nicht die „Vorwärts“⸗- 
Redaktivn die Grenzen zieht, ſondern die andere Seite. (Lebhafter Beifall)... 
Berten⸗ Düffeldorf: Mit der Zuſtelung der Warteilortefponden; wird 
ſehr ſparſam umgegangen. (Sehr richtig) Wenn den Gewerkſchaftsbeamten 
die Partelkorreſpondenz zugeſtellt werden und ein Bindeglied zwiſchen Partei 
und. Gewerkſchaften bilden ſoll, jo müßte fie befſer ausgeſtaltet werden. Ich 
meine ferner auch, daß, wir in Zukunft en übergehen müifen, mehr’Witttel 
für die Agttatton dereit zw ‚Haben, Wenn bie Anregung des 10 Pfennig⸗ Bet 
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Die „Sozialdemokratiſche RarteisCorrefpondenz” ift an ſich zu begrüßen, 
aber ich möchte wünſchen, daß fie allen agitatoriſch tätigen Genoſſen in höherem 
Make zur Verfügung geftellt wird, und daß fie mehr die bayerijchen Verhält⸗ 
niſſe berüdfichtigt... = I: 

Noch einige Worte gu den Anariffen Gerifch auf die bayerifchen Genoſſen. 
Wir Südbanern ftehen auf dem Standpunkt Ehrharts. Unfere Bedenken gegen 
das zentraliſtiſche Organifationzftatut beftehen nah wie vor. Wir haben. und 
ja dem Parteitagsbeſchluß in Xena gefügt, aber nun foll man uns Zeit lafien. 
Gerifch möge erft da erite Jahr des neuen Statut3 abmarten, ehe er uns {0 
heftige Vorwürfe macht. Die norddeutichen Genoſſen können die bayerijchen 
Verhältnifie nicht beurteilen. . Intereffant war ber Gegenſatz zwiſchen Gerifch 
und Simon. Gertfch meinte, es follten 30 Pf. Simon, daß 20 Pf. zugrunde 
gelegt werden follen. Das bayeriiche Statut hat 15 Bf. augrunde gelegt. 
Alfo wegen eines Unterjchiedes von 5 Bf. — nad Simon — Näuber und 
Mörder!: Solche leeren Drohungen, wie fie Genoſſe Geriſch vorgebradt Hat, 
unterbleiben beſſer. Thiele hat ganz recht, ihre Verwirklichung würde die 


Bugebörigfeit zum Parteitag bon einem Zenjustwahlreht abhängig machen. 


Das iſt gegen unjere Prinzipien. | 

Ich ftimme aud Thiele in feiner Beurteilung: des jüngſten „VBorwärts”s 
Artikels gegen Genoſſen Stampfer völlig bei, in direftem Gegenfab zu Genoſſen 
Hd. Darüber follten wir überhaupt nicht diskutieren müflen, daß, fo lange 
noch irgend jemand zur Bartei gehört, Ausbrüde wie „Dunkler Ehrenmann“ 
und dergleichen unter gar feinen Umftänden geduldet werden dürfen. (Zuruf: 
Da follte Die „Mündener Bolt” erſt mit guten VBeifpiel vorangehen!) In der 
„Münchener Bot” ijt während des „Vorwärts“-Konflikts nur fachlich gelämpft 
ioprden und in einer Weiſe, daß die Ehre eines Parteigenoffen niemals irgend 
mie angegriffen worden if. Sch will Bier jedes ſcharfe Wort. gegen Die 
Redaktion des „Vorwärts“ unterlafien, aber ich will nur jagen, daß der Partei» 
tag energifch Dagegen proteitieren müßte, dab in dieſer Weife mit der Ehre 
eines Barteigenoflen Herumgeiprungen wird, (Lebhafter Widerfpruh und 
Beifall.). Gerade jo, wie ed unerhört ijt, daß bon einer Inſtanz, die in feiner 
Weiſe dagu berechtigt ift, einem PBarteigenofjen der Chrentitel „Genoſſe“ abs 
geiprochen wird. So lange wir an der Bezeichnung „Genoſſe“ feithalten, und 
ich denfe, daß wird für immer fein, jo lange, meine ich, hat diefe Bezeichnung 
erst dann aberfannt zu werden, wenn der Betreffende bon der Partei durch bie 
maßgebenden Snjtanzen ausgefchloffen worden ilt. Vor kurzem hat der PBarteis 
vorſtand an und die Aufforderung gerichtet, in Vorbereitung zu treten für die 
Reichstagswahlen. Wir Bayern folgen allen Anregungen, die bon feiten des 
Parteivorſtandes kommen, fofort, und wir haben diefe Vorbereitung auf die 
fommenden Wahlen vor allen Dingen fo aufgefaßt, dat mir mit allen Mitteln 
dahin wirken, daß diefer höchſt überflüffige und der Partei ſchädliche und uns 
glaublide Ton in der Polemik unferer Barteiprefje unterbleibt. Ich kann nur 
das eine jagen, und weiß mid) darin eins mit der ganz übermwältigenden Mehr 
Beit der bayerifchen Barteigenofjen, daß geradezu eine Sehnſucht befteht, daß 
endlich einmal die Debatten jachlidd geführt werden, wie es im Intereſſe der 
Parteigenofjen notwendig ift. (Widerſpruch und Beifall.) 

Queflel - Stettin: Die Parteibeſchlüſſe müffen unter allen Umftänden 
refpeftiert werden. Wiederholt Haben Parteitage erklärt, dab folde Aus- 


drüde, wie fie der Artikel des „Vorwärts“ gegen GStampfer enthält, in der . 


Polemik gegen Genoſſen nicht fallen dürfen. Nun werden Sie vielleicht jagen, 
daß die, Redaktion ſchutzlos den Fälſchungen gegenüberftand. Aber das trifft 
nicht zu. Mit. jemand, der abfichtlih meine Ausführungen fäljcht, diskutiere 
ich nicht, fondern ic) unterbreite die Fälſchung einen Schiedögericht. Ich übers 
bäufe aber nicht meinen Gegner mit ungehörigen Ausdrücken. Soviel darüber, 
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Es ift beantragt, bie Zahl ber Beamten des Barteivorftandes zu vermehren. Cha 
wir diefe Frage entſcheiden, müfſen wir wiſſen, ob die jetzlgen Beamten bei-treuer 
Pflichterfüllung ihre Aufgaben nicht mehr zu erfüllen imſtande find, Auf Dam 
Buream trifft man vft ftatt Her fünf nur zwei Soktetäre. Woher lonımt Das 
Huch die Korrefpondenz mit ben Barteigenoffen wird nicht fo erledigt, wie es 
fein follte, ebenfo verſchaffen fh die fünf Beamten nicht: die nötigen Infor 
mattonem : Der Partelborſtund bewilligt den gurüdgebliebenen Provinzen Ugie 
tationsgelder, aber: wie ‚die Gelber. verwendet werben, darum künimert ex ji 
nichts auf dem Pommerſchen Propinzialparteitag erſchien trotz ‚unferes wiedex⸗ 
holten Bitten kein Vertreter des Parteivorſtandes. Dieſe Mißſtände kommen daher, 
daß unfere Sefretäreim Hauptberuf Barlomentarier und nur Im Nebenberuf Partei⸗ 
jefretäre find ; das Parlament nimmt: ihre Arbeitskraft zu ſehr in Auſpruch. 
Die Beamten, die mir neu anftellen, dürfen nicht Parlamentaxier fein, ſondern 
müfſen ihre Urbeitskraft voll ihrem. Amt als Parteifefretär widmen. . Mix 
lönnen doch nicht beſoldete Barlamentarler anſtellen. Mit der Anſtellung von 
Scihreibfräften, wie fie don anderer Seite empfohlen ift, ift 68 nicht getan. 
Hug ⸗Bant verzichtet aufs Worßß. a er ar 
Difmann⸗Frankfurt a. M.: Wir dürfen den Mitgliedern : ben Partel⸗ 
borftandes nicht das Recht beichneiden, Mandate für den Reichstag anzu⸗ 
nehmen, Ad bit für die Beſtellung weiterer Gelretärs, die Befürchtungen von 
Urich, baß darunter die Altionsfähigkeit leidet, teile ich nicht, Die Veröffent⸗ 
fähig des Gewerkſchafisprotokolls war unter allen Umftändern notwendig, "der 
Parteiborſtand war! dazu verpfliätel. Die Genoſſen Hutter ein Recht, zu er⸗ 
fahren, mas die Gewerkfchaftsvorſtände beſprochen. Die Zentralvorſtände waren 
ja gegen die Veröffentlichung; aber ich bin überzeugt, hätte man bie Gewerk⸗ 
ihäftsmitglieder gefragt, fie Hätten: ſich einmütig für bie Veröffentlichung er⸗ 
Härt. (Sehr richtigh) Hierin: geht bie Meinung ber Mitglieber ber Gewerk⸗ 
ſchaften auseinander bon ber ber Generalkommiſſion. Bor Anvegung, baß ber 
Parteivorftand bie Funktibvnäre vor der erſten Wahldemonſtration zu: einer 
gemeinſamen Verſammlung einberufe, iſt leider nicht ſtattgegeben worden. 
Ich möchte wünſchen, daß in Zukunft Bei ähnlichen Ungelegenheiten man dazgu 
übergehen möchte, um den einheitlichen Schritt der Bewegung Im ganzen Reiche 
herbeiguführen. Darum bedauere ich es, daß Sie den Antrag Frankfurt nicht 
genügend unterſtützt haben. Was die Frage betrifft, die Genoſſe Thiele arte 
geſchnitten Hat, fo unterſchreibe ich Wort für Wort, was Genoſſe Hoch gefagt hat. 
Es gibt Erſcheinungen in der Arbeiterbewegung, wo es nicht anders geht, als 
nach dem Sprichwort zu handeln: Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil. 
(Sehr richtig!) Wenn ich auch bedauere, baß ſolche ſcharfe Ausführungen ges 
macht werden, ſo gibt es doch Momente, die diefe Art von Verkehr notwendig 
machen, und deshalb muß man bem zuſtimmen, was ber „Borwärts” geſchrieben 
hat. Ich bin dei Meinung, dab e8 ben Gegnern gerade gepaßt hätte, wenn der 
„Vorwärts“ nit geantwortet hätte. (Sehr richtig!) Der Stampfer⸗Artikel war 
auf den Parteitag zugefänitten, und wir mußten jagen, was gejagt werben 
mußte. Ehe Sie. dem „Vorwärts biefen Ton vorwerfen, müfjen Sie fi an 
bie Geite wenden, die ſtets gegen ben „Vorwärts“ ‚ausfällt. (Seht richtig )) 
Wenn dies geiditeht, dann wird die Zukunft lehren, daß folk ſcharfe Ausflid- 
tungen nicht mehr notivendig find; es ift notivendig, daß richt die „Vorwärts“⸗ 
Redaktion die Grenzen zieht, ſondern die andere Seite, (Ledhafter Beifull.) 
Berten » Düffeldorf: Mit der Zuftellung der Parteikorreſpondenz wird 
ſehr ſparſam umgegangen. (Sehr richtig) Wenn bein Gewerkſchaftsbeamten 
bie Partelkorreſpondenz zugeftelt werben und ein Bindeglied zwifchen Wartet 
und. Gewerlſchaften bilden fol, jo müßte fie befier ausgeſtaltet werden. Ich 
meine ferner auch, daß wir in Zukunft en übergehen miüifen, mehr Mittel 
für bie Agitatton Bereit zw haben. Wenn bie Anregung bes 10 Pfennig⸗ Bei⸗ 
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Die „Sozialdemokratiſche Partei⸗Correſpondenz“ ift an fi} zu begrüßen. 
aber id; möchte wünſchen, da fie allen agitatorifch tätigen Genoſſen in höherem 
Maße zur Verfügung geftellt wird, und daß fie mehr die bayeriſchen Verhält⸗ 
niffe berüdfichtigt... a 

Noch einige Worte gu den Annriffen Geriſchs auf die bayeriſchen Genofien, 
Wir Südbanern ftehen auf dem Standpunkt Ehrharts. Unfere Bedenken gegen 
das zentraliſtiſche Organifationzitatut beftehen nach wie vor. Wir haben und 
ja dem Parteitagsbeſchluß in Jena gefügt, aber nun fol man uns Zeit laffen. 
Geriſch möge erſt das erite Jahr des neuen Statuts abwarten, ehe er uns fo 
heftige Vorwürfe macht. Die norddeutschen Genoſſen können die bayeriſchen 
Verhältniffe nicht beurteilen. : Intereffant war ber Gegenſatz zwiſchen Gerifch 
und Simon. Geriſch meinte, ed follten 30 Pf. Simon, da 20 Pf. zugrunde 
gelegt werden follen. Bas bayeriihe Statut Hat 15 Pf. zugrunde gelegt. 
Alſo wegen eines Uinterfhiedes bon 5 Pf. — nad Simon — Räuber und. 
Mörder! Solche leeren Drohungen, wie fie Genoſſe Geriſch vorgebradt hat, 
unterbleiben beſſer. Thiele hat ganz recht, ihre Werwirklidung würde die 
Bugebörigfeit zum Parteitag ven einem Zenſuswahlrecht abhängig. maden.. 
Das ift gegen unjere Prinzipien. 
X ſtimme aud Thiele in feiner Beurteilung des jüngften „VBorwärts"- 
Artikels gegen Genöffen Stampfer völlig bei, in direftem Gegenfab zu Genoſſen 
Hd. Darüber follten wir überhaupt nicht diskutieren müſſen, daß, fo lange 
noch irgend jemand zur Partei gehört, AYusdrüde wie „Dunkler Ehrenmann“ 
und dergleichen unter gar feinen Umftänden geduldet werden dürfen. (Zuruf: 
Da follte die „Mündener Bolt“ erit mit gutem Beifpiel vorangehenl) In der 
„Münchener Poſt“ ijt während de3 „Vorwärts“⸗Konflikts nur fachlich gekämpft 
worden und in einer Weite, daß die Ehre eines PBarteigenojjen niemals’ irgend 
wie angegriffen worden iſt. Sch will: bier jedes ſcharfe Wort. gegen Die 
Redaktion des „Vorwärts“ unterlaſſen, aber ich will nur fagen, daß der Partei» 
tag energisch dagegen proteitieren müßte, daß in diefer Weife mit der Ehre 
eines Barteigenofien hberumgefprungen wird, (Lebhafter Widerſpruch und 
Beifall.).. Gerade jo, wie es unerhört ijt, daß bon einer Inſtanz, die in Feiner 
Weiſe dagu berechtigt ift, einem PBarteigenofjen der Chrentitel „Genofje” abs 
gejprodhen wird. So lange wir an der Bezeichnung „Genoſſe“ feithalten, und 
ich denfe, das wird für immer fein, jo lange, meine ich, hat dieje Bezeichnung 
erit dann aberfannt zu werden, wenn der Betreffende bon der Partei durch die 
maßgebenden Inſtanzgen ausgefchloffen worden iſt. Bor kurzem hat der Parteis 
borftand an und die Aufforderung gerichtet, in Vorbereitung zu treten für die 
Neichstagswahlen. Wir Bayern folgen allen Anregungen, die bon jeiten des 
Barteivoritandes Iommen, fofort, und wir haben dieſe Vorbereitung auf die 
Iommenden Wahlen vor allen Dingen fo aufgefaßt, daß wir mit allen Mitteln 
dahin wirken, daß dieſer höchſt überflüffige und der Bartei ſchädliche und uns 
glaublide Ton in der Polemik unferer Barteipreffe unterbleibt. Ach fann nur 
das eine fagen, und weiß mid) darin eins mit der gang übermwältigenden Mehr: 
Beit der bayerifchen Barteigenofien, daß geradezu eine Sehnſucht befteht, daß 
endlich einmal die Debatten jahlid geführt werden, wie es im Intereſſe der 
Parteigenofjen notwendig iſt. (Widerfprud und Beifall.) 

Quefiel - Stettin: Die Parteibeſchlüſſe müffen unter allen Umftänden 
refpeftiert werden. Wiederholt Haben Parteitage erflärt, daß ſolche Aus» 
drüde, wie fie der Artikel des „Vorwärts“ gegen Stampfer enthält, in der . 
Polemik gegen Genofien nicht fallen dürfen. Nun werben Sie vielleicht jagen, 
daß die, Redaktion ſchutzlos den Fälſchungen gegenüberftand. Aber das trifft 
nit zu. Mit jemand, ‚der abſichtlich meine Ausführungen fälſcht, diskutiere 
ich nicht, fondern ich unterbreite die Fälſchung einem Schiedsgericht. Ich übers 
bäufe aber nicht meinen Gegner mit ungebörigen Ausdrücken. Soviel darüber, 
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Es iſt beantragt, bie Zahl ber Beamten bes Barteivoritandes zu vermehren. Cha 
wir dieſe Frage entſcheiden, müfſen wir wiſſen, od Die jegigen Deamten bei treuer 
Pflichterfuͤllung ihre Aufgaben: nicht mehr zu erxfüllen imſtande find, Auf dem 
Bureau trifft man vft ſtatt Der fünf nur zwei Sekretäͤre. Woher lommtdas 
Auch bie Korreſpondenz mit ben Parteigenoſſen wird nicht To erledigt, wie 8 
fein. follte, ebenſo verſchaffen Sich Die fünf Beamten ‚nicht. bie nötigen. Infor⸗ 
mationen. : Der Parteiborſtund bewilligt den zgurüdgebliebenen Provinzen Agie 
teationsgelder, aber: wie die Gelber. verwendet werden, barım kümmert er ſich 
nicht; duf dem Pommerſchen Provinzialparteitag erſchien trotz unſerer wieder⸗ 
holten Bitten kein Verrreter des Parteivorſtandes. Dieſe Wißſtände kommen daher, 
daß unſere Sekretare im Hauptberuf Parlamentarier und nur um Nebenberuf Partej⸗ 
ſekretüre ſind; das Parlament nimmt ihre Arbeitskraft zu ſehr in Auſpruch. 
Die Beamten, die wir neu anſtellen, dürfen niſcht Barlamentarier fein, ſondern 
müften ihre Atbeitsktaft voll ihrem Amt als Parteiſekretir widmen. Mix 
lönnen doch nicht beſoldete Parlamentarier anftellen. Mit ber Anſtellung von 
Sehreibkrãften, wie fie don amberer Seite empfohlen iſt, iſt 08 nicht getan. 
Hug⸗Bant verzichtet aufs Work. - Zu Se er: 

Seas Frankfurt: a. M.: Wir dirfen ben Mitgliedern des Barteie 
borftandes nicht das Hecht beichneiden, Mandate fir den Reichstag anzu⸗ 
nehmen. Ich bit für die Veftellung: weiterer Sekretäre, bie Befürchtungen von 
Mei, baß darunter die Altionsfahigkeit leidet, teile ich nicht. Wie Peröffent⸗ 
Ang des Gewerkſchafteprotokolls war unter'allen Umſtänden notivenbig, "ber 
Partelvorſtand marı dazu perpfliäitei. Die Genofien hatten ein Recht, zu er⸗ 
fahren, maß die Gewerkfchaftsvorſtände beſprochen. Die Zentralvorſtände waren 
ja gegen die Veröffentlichung; aber te bin UÜberzeugt, hätte Mar bie Gewerk⸗ 
ſchaftomitglieder gefragt, ſie hätten ſich einmältig für bie Veröffentlichung er» 
Hört: (Sehe richtig) Hierin geht die Meinung der Mitglieder ber Gewert⸗ 
ſchaften auseinander von ber ber Generalkommiſſion. Ber Anvegung, deiß ber 
Parteivotſtand bie Funktivnäre vor der erſten Wahldemonftration zu: einer 
gemeinſumen Verſammlung einberufe, iſt leider nicht ſtattgegeben worden. 
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trages gerade aus dem Weſten Tommt, fo kommt e3 daher, teil wir gerade 
int Weiten mit einem fehr Bendhtenswverteit müchtigen Gegner. zu tun‘ ‚ haben, 
mit dem auch die Behörden fympathifieren. (Sehr richtig ) Eben weil ir nit 
ſolchen Scähwierigfeiten zu Tämpfen Haben, haben wir biefe Anregung gegeben, 
deögleichen haben wir den Antrag auf Verftärtung bes Parteivorſtandes zu 
üinterffüßen. Wir -find nicht ber Meinung, daß dadurch der Parteivorſtand 
| ſchwerfälliger wird. Mit der Einführung von Bureauperſonal für. ben Partei⸗ 
vorſtand kann ich mich aber nicht befreunden. 

Heinrich Braun⸗Verlin: Ich bedauere, daß auf dem Parteitag ſich ein Ton 
geltend machte, den der Parteivorſtand gewiſſen Preßpolemiken gegenüber ſcharf 
verurteilt hat. (Vorſitzender Singer: Es muß dem Bureau überlaſſen werden, 
zu befinden, ob der Ton unziemlich tt) Ich überlaſſe e3 dem Parteitag, zu 
‚beurteilen, 05 das: der Ton’ ift, der in ber Polemik zwiſchen Parteigenoſſen an⸗ 
‚gemeffen tft, der Tom, den Genoſſe Hoch gegen mi nnd Stampfer. an⸗ 
geſchlagen hat Genoſſe Hoch Hat ſich auf ein einziges Wörtchen bezogen oder 
genauer gejagt auf zwei Wörtchen, die bie ſchamloſe Fälſchung. des Genoffen 
Stampfer Beiveifen follen, weil y in einem Zitat aus dem „Vorwärts“ 
Fehlen. -Under' hat mir gegenüber be auptet, daß iM diefe fchamofe Faͤlſchung 
wẽederholt begangen Habe, indem ich in ber auf den Artilel Stampfers 
folgenden Nummer der‘ „Reuen Geſellſchaft“ erklärt Habe, daß bie’ Nebaltign 
‘der „Reiten Geſellſchaft⸗ fich mit dem Inhalt dieſes Artikels einverſtanden exkläxe. 
Wie ſteht es nun daͤmit. Parteigenoſſen! Es handelt ſich um eine ‚Stelfe, 
in der der „Vorwärts“ gejagt hat: In diefem Augenbit Heißt es für das 
Arflenbetwußte Proletäriat überall: "Das Pulver troden und das. Schwert ges 
ſchliffen. Es fehlen hier zwei Worte. Es hat nämlich derjenige, der für Ge⸗ 
offen Stampfer'die Zitate abgeſchrieben But, oder auch Stampfer 
ſelbſt vergeſſen, hinzuzüfügen: „ſtets“ Es mußte beißen: „ſtets und überall: 
das Bulder troden und das Schwert geſchliffen“. Vom Genoſſen Hoch iſt Des 
hauptet worden, der grundſtürzende Sinn ber Auslaſſung dieſer Worte beſtehe 


darin, daßz es fich in den Worten Des‘, Vorwärts darum handle, etwas au 


konſtatieren, was unferer Klaſſenkampftaktik eigentlich. entſpreche. Die Falſchuũg 
Stampfers aber beſtehe datin, daß dem „Vorwärts“ die Aufforderung iii 
ſinuiert worden iſt, daß das Proletariat jetzt das Pulver trocken und das 
Schwert geſchliffen halten ſolle und daß das etwas ganz anderes ſei, als was 
der „Vorwärts“ ausgeführt habe. Ich beſtreite das. Eebhafter Widerſpruch) 
Ich laſſe ganz dahingeſtellt, ob dieſes einzelne Zitat dadurch irgendwie yer⸗ 
ändert wird. Das bleibe dahingeſtellt, weil es darauf nicht im — 
ankommt, und weil der „Vorwäris“ und Hoch lediglich in der Verlegenheit, 
gegen dieſen Artikel etwas einzuwenden, ſich auf die Weglaſſung dieſer voll⸗ 
kommen harmloſen, den Sinn gat nicht verändernden Wörtchen ſtützen. (Wider⸗ 
ſpruch.) Wenn Sie die „Neue Geſellfchaft“ zur Hand nehmen und den Artikel 
Stampfers leſen, werden Sie finden, Daß Das, was qus dem „Vorwäris“ 
zitiert wird, nicht einmal, ſondern öfters in den folgenden Zitaten aus 
dem, Vorwärts“ zu finden iſt. Es war am 2. November, als der, Vorwärts“ daB 
vom Genoſſen Hoc angefochtene Zitat gebracht Hat. Tags darauf ſchon heißt 
es im „Vorwärts“: „Unfere öſterreichiſchen Brüder werden ſich von den ruffi- 
ſchen Helden nicht beſchämen Tafien: das alles aber find nur bie Anfänge, des 
Zeitalters ber Revolution, das nunmehr begonnen Bat.’ (Sehr richtigh Am 
24. November heißt es im. „Vorwärts“ wieder: „Man dürfe weit zurückgehen 
in der Geſchichte, um ein Sabre au finden, das fo auf Sturm deutet, Wie das 
Jahr 1906“. ollſo immer iſt von dieſem Jahr die Rede. Ich könnte Ihnen nod 
eine ganze Reihe von "übereinstimmend Yauterden Stellen anführen. Gegen 
dieſe Zitate an und für ſich polemifiert Stampfer gar’ nicht; das ift eine 
gaiſchumg der Anſicht Stampfers. Er polemiſiert gegen bie Wiberſprůche 
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in. die fig ® ber Vorwaͤris bertoidelt, gegen feine Haltloſigkeit die bald talt, 
bald warm, bläft, je nad) Umſtänden oder Weiſungen; gegen den Mangel an 
Einheitlichkeit ber Redaktion des „Vorwärts“ und gegen den Mangel an Kon⸗ 
ſequenz hat er ſich gewendet. Weiche der wechſelnden Stellungen die der „Vor⸗ 
wõrts“ den politifchen Fragen gegenüber eingenommen bat, al& die. richtige aus 
geſehen werben mag, unter allen Umjtänden wirkt es auf eine Partei wie ‚die 
unſerige äußerſt verderblich, daß das Bentralorgan, das der Partei Direltinen geben 
„jo, ſelbſt vollkommen direktionslos iſt. Giderſpruch) Das war zu beweiſen, und 
"pas ift in dieſem Artikel beiviefen worden in zirka 40 Zitaten. Und nun wird ein 
„einziges herausgegriffen und darin werben zwei Worte bemängelt, Die infolge 
vines Verſehens fehlen. Das ſoll den Beweis liefern, daß ‚der „Vorwärts“ 
nicht jo Haltlos und direltionslos Tei, wie er e3 tatſächlich ift. Genoflen! Der 


Vorwurf, ber gegen den Genoſſen Stampfer erhoben worden iſt, iſt ein gang 


und gar ungerechter; ebenſo der Vorwurf gegen mid. Hoch Bat- aubent ber» 
ſchwiegen. daß © tampfer eine Eriwiderung im „Vorwärts“ veröffentlicht. bat, 
"pie klipp und ‚Mar, beweilt, daß, die Vorwürfe gegen ihn ungorechtfertigt ſind. 
SG, Tage nur noch eins: Ich bedaure auf das tiefite, daß es möglich geworden 
ff, "eine Polemik gegen Parteigenoffen zu fübren, . wie ſie Hoch gefiihrt bat. 
Exvbhafler Widerſpruch.) "Wir Haben uns int Unterſchied vom „Bortwärtz“ in 
der „Neuen Geſellſchaft“ ſtets bemüht, auch dann ſachlich und ohne perjönliche 
. GeHäffigleit. (Laden) au Hiskutieren, wenn mir bon ihm auf das brutalfie ans 
gegriffen worden waren. — 

Für die Beſchimpfungen, zu denen ſich Hoch erniedrigt hat, habe ich miecht 
eiumai ein Wort der Verachtung. (Lachen und Unruhe) 

Ströbel (in Vertretung des. „VBorwärt3“): Die Behauptun⸗ raue 


"da "die Weglaſſung des Woͤrtchens „lets“ nur auf Zufall beruht, könnte glaub⸗ 


"haft Hingen, wenn nieht der gange Inhalt des Artikels betviefe, daß ‚es auf 
bewußte Fälſchung abgeſehen war. (Sehr richtig ) Nachdem alle. Artikel. des 
Vorwãärts“ ſhſtematiſch durch willkürliche —— von Zitaten entſtellt 
waren, nachdem man das ganze Syſtem kennen gelernt hatte, mußte man zu 
bern Reſultat gelangen, daß die Weglaffung des Wörtchens „ſtets“ kein Zufall 
war, ſondern eine Korrektur der Wahrheit fein. ſollte. Wer den. ‚Artitel im 
„Bortwärts” gelefen bat, kann gar nicht im Bweifel darüber fein, daß alle 
"Bilate, den Sinn ber verſchiedenen Artikel vollftändig .entftellen, (Zuftenmung 
und Widerſpruch.) Wenn man. das Zitat ohne das Wort „ſtets“ lieſt, fo 
erſcheint es als eine Anfeuerung auch ar die deutſche arbeiterſch aft im Sinne 
einer Revolutionsrömantik. (Sehe richtigh Wenn man aber das Wörtchen 
ſtets“ hinzunimmt, bann klingt aus dem Ganzen lediglich eine Prokllamierung 
des Klaſſenkampfſtandpunktes heraus. (Sehr wahr!) Es kommt ‚Hinzu, daß 
der Artikel des Vorwärts“ bon ber ruſſiſchen Revolution Handelt und ſich 
ſpeziell gegen da⸗ „Berliner ‚Zageblatt” wandte, worin erflärt war, Rußland 
brauche jest. nad der’ Berufung von Witte vor, alem Ruhe. Gegen diele 
‚Tifierale Sörimerlichleit bat ſich der Artikel des „Vorwärts“ gewandt und. die 
Notwendigkeit des Klaſſenlaͤmpfes betont. . Dem Inhalte des ganzen: Artikels 
eitſprach ‘auch der letzie Satz. Genau fo verhält es fig mit folgendem Zitat: 
„Unfere öfterreichifchen Brüder werden fih von ben ruſſiſchen Helden nicht 
befcgkmen laſſen. Das, alles find aber nur die Anfänge des Zeitalters . der 
Rebolutiorien, das nunmehr begonnen hat,” Was ftand denn in dem Artikel? 
Es war ein durchaus ruhig und objeltiv gehaltener Artikel, dev von den öfter» 
reichiſchen Verhältniffen handelte. Nachdem die befonderen Verhältniſſe Oeſter⸗ 
reichs gewürdigt. waren, hieß es: „Das iſt eine Situation, in der ein. Maſſen⸗ 


ſtreik vollen Zei, verſpricht. Damit ſoll nicht gejagt fein, dab es ihm geliugen 


ai auf den. eriten ‚Hieb das Wahlunrecht zu -fällen.“ Damı bieß es gum 


Hub: „Bad alles find aber nur die Anfänge des Zeitalter der Revolutionen, 


una u na 5 


188 weiter Berhandlungstag. — Vormittags »Gitung, 


dad nunmehr begonnen hat“. Sa, ift das vieleicht nicht richtig 7. Egiftiert in 
Ausland Feine Revolution ft in -Deiterteich nicht. der Wahlzechtätampf. geſchürt 
werten? "Sind das: nit bie Anfänge "einer. revolutionären Bewegung 1 Oden 
. glauben wir bielleität, dad. in. Deutichland: bie Buftlande eivig ſo bleiben werden 
wie jetzt ?. Kein Menſch glaubt bas. (Sehe richtig!) Es ſtimmt auch richt; daß 
der. Vorwärts früher anders geſchrieben habe. Wir Haben von jeher auf. dem 
Stundpunkt geſtanden, dab wir in Deutſchland gu ⸗Revolutlonen, natünlich im 
marxiſtiſchen Sinne, nicht im Heugabelſinne, kommen werben, daß aber. gegen⸗ 
wůrtig in Deutſchland ein Maſſenftreik, namentlich zur Erreichung bes puuhlichen 
Wahlrechts, unmöglich ſei. Das war bon je bie Meinmg:ber Nedaliion. Mag 
Stampfer wid durch feine aus ‚dem. Zuſammenhang geriiienen "und ‚dep: 
Sinn der Artilel entſtellenden Zitate beweiſen, daß bie Meinung bes „Vorwärts 
ſich geändert habe, daß feine Anſchauungen hin und her ſchwauksen; dak - das 
„Vorwärts“ unfähig ſei, ſeine Rolle als Zentralorgan zu führen. Die Meinung 
pnnie Stampfex ja haben, das kann ihm niemand verargen.: Ware in ſachn 
iger Welle gegen den Vorwärts“ polemiſiert worden, fo. hätte dieſer ſachlich 
geantwortet, wie auch ſonſt. Denn das wird man nicht jagen. können, daß der 
Vorwaͤrts“ in ber Polemik mit der Parteipreſſe üher die Stränge geſchlagen 
kat. Meinungsverſchiedenheiten müſſen in ruhiger, ehrlicher und vernimftiger 
Weiſe ausgefochtan werden. Wenn mar aber mit einem Syſtem gefälſchzen 


— lämpft in einer Weile, wogegen der ſelige Buitlamer mit. ſeinent 


itatenſack nur ein Waiſenknabe ift, ſo muß: dad aufs. ſchärfſte gebranb« 
minkt: werben. (Sehr wahr!) Das: ift eine Art, Die: jede Polemik vergiftenn 
maß. Einer. ſolchen unehrlichen, how. Grund aus unehrlichen. Methode dad 
Kampfes muß mit aller Energie entgegengettsten werden. (Sehr ricgtirl).: Sie 
willen ja, aus welchem Grunde dev Ariikel gerade vor dem Barteitoge erſchien; 
(Sehr gusl) Das war natürlich derſelbe Zufall, ‚dar. bei. dem Nichtbringon deß 
Wortchens „ſtets“ vorhanden war: Man weiß je; daß. in, ber „Neuem Goſell⸗ 
ſchaft“ ſeit Monaten. heftige Angriffe ‚gegen: den „Vorwärts“ gerichtet werben 
find, auf. wolche dieſer meift gar nicht reagiert dat, Wenn ihm gelegentlich 
vyorgeworfen ward, daß bie Redakteure .„Ichundhe Köpfe!“ jeien, menn 8 da 
beiſpielsweiſe Heißt: „Unſere Barteilchriftfteller, die, :wie es der Zufall des 
dapitaliftiſchen Welt fügt, gelegentlich auch von höherer Warte veden: Dürfen“, 
ja, in das nicht ein jchlimmerer Zon, als wenn id; ſage: Das ifi eine unehrliche 
Sandlung:, das. ift eine Fälſchung? (Sehr vichtig h Dieſer hämiſche, herab⸗ 
fegarıda Ton Tönnte. erhittern; wir haben ihn aber: ignoxiert. Wir mußten jq, 
woher ex kam. (Lebhafte Zuſtimmung.) Ich führe das nur am, um, zu⸗geigen. 
wie bon gewiſſer Seite gegen den „Vorwärts“ polemiſiert wird. Es. Heikt 
weiler in einem. Mrtitel der „Neuen Geſellſchaft“n „it es da angebracht, zu 
Erklärung der Erſcheinung die unfinnigen Maxotten einer — 
unllaren Literatengruppe auch nur einen Augenblick zu dulden?“ Ja, wenn man 
in dieſem ſchönen Ton redet, darf man ſich nicht wundern, daß es ud dem 
Walde etwas kräftig zurädichalltl (Sehr richtig ) Darauf haben wir aber gas 
nicht einmal-geantwortet.. Wir haben gejagt: Laßt den Leuten doch has: harmlaſe 
Veranügen. Wenn man aber unmittelbar vor dem: Parteitag: zus Täuſchung 
der Meinung der Delegiesien. einen Urtifel veröffentlicht, ber von Fälſchungen 
firogt, und ich will vor jeder Kommiffion und vor jedein Ehrengexicht nach⸗ 
reilen, daß alle Zitate gefälidt jind, wenn mar in-bey-Meilg 
porgeht, fo bleibt weitex nichis übrig, als dieje infame Methode des Kampfea 
zu brandmarken und das Bing beim richtigen Namen, zu nennen. (Lebhaftes 
fahr wichtig) Wenn eine Fälſchung vorliegt — und. fie ljegt- vpor 
dann muß man ben Zülſcher au Fälſcher nonnen!. Wir ſind hexzlich germ 
bereit, einen guten Ton, zu pflegen. Gerade die neue Redaltion hat e peinlich 
npfunden, daß vielfach ‚Die Partejpolemilen perſönlich gehüihrt wurden. ig 
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haben immer verfucht, das Sachliche herauszufchälen und das Berfönlie forte 
zulafſen. Aber wir können den Kampf nicht in dem ruhigen Tone führen, 
wie es gewünſcht wird, wenn die Angriffe der anderen Seite einen jo infamen 
Charakter tragen. Ich Hoffe aber, dab die Worte von Braun, daß künftig 
bie Polemilen in rubiger, fachlider und anftändiger Form gefuhrt werden 
möchten, auch; von ihm felbft und jeinen Fremden beferzigt. werden l Eeb⸗ 
hafter Beifall.) 

: Lebebour » Berlin: Den Bemerkungen des Genoſſen Strö 6 el in: Bezug auf, 
ven Stampferſchen Artikel Habe ich nur wenige Worte Hinzuzufügen. Ges 
noſſe Heinrich Braun hat fi} ebenfo wie Genofie Thiele über den Ton. des 

„Vorwärts“⸗Artikels beſchwert. Aber ſie haben den ſachlichen Inhalt der 
Stamp ferien Artikel in leiner Weile zu rechtfertigen gewußt. Es war ganz 
aweifelos für jeden, der Dresden mit erlebt hat, daß, als der Stampfer ſche 
Artilel unmittelbar vor dem Parteitage erſchien, damit geplant war, Stimmung 
gegen den „Vorwärts“ zu machen, um der Redaktion des Vorwärts“ ein ähn⸗ 


liches Schickſal zu bereiten, wie es vergeblich bei früheren Gelegenheiten vom 


2 aun und ſeinen Genoſſen anderen Parteigenoſſen gegenüber verſucht worden 

AUnter ſolchen Umſtänden mußte der „Vorwärts“ mit aller Entſchiedenheit 
— antworten und ich finde es unglaublich lleinlich, daß man damı hierher 
kommt und ſich über den Ton dieſer Antwort auf einen ſo durch und durch 
gehãſſigen Angriff, wie er von Stampfer berjucht worben ift, beſchwert. Die 
ame Methode Stampfers in feinem Artikel ift von S tröbel hinlänglich 
gefenngeichnet worden. Sch weile nur darauf Hin, daß die , „Schleötwig-Bolfteintfege 
Bollszeitung” ganz richtig bemerlt hat, dab, wenn man ſo verfährt, wie 
Stampfer mit den Artikeln des „Vorwärts“ verfahren iſt, man jeder 
Zeitung, jedem Parteigenoſſen ſcheinbare Widerfprilehe nachweifen kann (Sehr 
riegtig!), weil ja die einzelnen Artikel von verſchiedenen Perſonen mit derſchiedenem 
Temperament bei verſchiedenen Veranlaſſungen, bald in der Polemik mit einem 
Reaktionär, bald in der Polemik gegen einen Anarchiſten, bald zur Anfeuerung 


von Barteigenoffen, bald gur Mahnung in einer anderen Richtung gefchrieben 


find. Jeder Artikel muß aus ſich heraus und aus der Situation Beraus als 
Ganzes beurteilt werden. Und daß die Redaktion des. „Vorwärts“, dab alle 
Redakteure ımd Mitarbeiter fo unfehlbar und treffficher im Ausdruch ſein ſollten, 
daß nientals Auch mir ein Ausdruck, eine Wendung in einem einzelnen 
Ardikel ſich etwas bemängeln ließe, wäre etwas Uebermenſchliches. Bag wird 
auch bie Nedaltion bes „Vorwärts“ gar nicht beanfprugen. Aber wenn man 
objektiv als Ganzes Die Baltung des „Vorwärts“ betrachtet, jo find. die Vor⸗ 
wirfe Stampfer3 durchaus ungereötfertigt, und die Methode, wie ſie vor⸗ 
gebracht werden, verdient allerdings eine ſolche Bezeichnung, wie die, die der 
Vorwãrts gewählt hat. Das Verfahren Stampfers hat mir ein Ereignis 
in die Erinnerung gebracht, das gewiſſermaßen als Parallele dazu angeführt 
werden kann, wie Stampfer ſich bemüht, die Drohungen mit der Revolution 
aus einzelnen herausgeriſſenen Sägen herauszuleſen. Vor einigen’ Jahren wurde 
Sie Parteigenoffin Ditilie Baader angeklagt, weil fie in Bernau in einer Volls⸗ 
verſammlung -die Männer zum Ergreifen der Waffen: aufgefordert Habe. Der 
Gendarm fagte aus, fie Hätte ausgerufen: „Auf, ihr Männer, zu den Waffen!” 
Er hätte fi) dadurch fehr beunruhigt gefühlt und geglaubt, e3 werde num glei 
losgehen. (Heiterkeit) Genoffin Baader erflärte ganz glaubhaft: Ich habe vom 
Kampfe-mit geiftigen Waffen geredet. Wer fie kennt, wird ihr ja alle möglichen 
Schandtaten zutrmten (Große Heiterleit), aber daB fie nad Bernau geht und da 
plötzlich die Männer von Bernau auffordern follte, mit Flinte und Säbel gegen 
Staat‘ und Gendarmerie vorzugehen, wird ihr niemand zutrauen. (Große Heiter« 
kit) Selbft:das Gericht traute ihr das nicht zu. Es fagte aber, der Gendarm 
Hat das To aufaefaßt, und da er ungefähr auf demielben Bildunnsniveau fteht 
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wie die Vollsverfammlung, fo kann auch die Volksverſammlung das ſo auf⸗ 
gefaßt haben, und deshalb wurde Genoſſin Baader verurteilt. Genoſſe 
Stampfer Hat nun genau die Methode jenes Gendarmen eingeſchlagen 
(Heiterkeit), nur wird ein Parteitag ſich nit auf den Standpunkt des betreffenden 
Landgerichts ftellen, und unfer Literaturgendarm (Heiterkeit) Stampfer wird 
besbald in dieſem Falle nicht feinen Zweck erreichen, Die Befürchtungen, Die 
der Genoffe Ulrich) bei einer Vermehrung des Barteinorjtandes beat, teile ih 
nicht. Der beſte Beurteiler iſt hierüber zweifellos ber. Parteivorſtand jeibit,. und 
wenn er eine Vermehrung um einen Gefretär und zwei Hülisfräfte für notwendig 
bält,, fo könnte fi” auch Genoſſe Ulrich damit einberitanden erklären. Daß 
diefe in den Vorſtand neu gewählten Genoſſen nicht nebenbei noch mit einem 
parlamentarifdjen Mandat behaftet find, das Liegt ja in ihrer Hand; fie fönnen 
fi ja die Perſonen ſelbſt auswählen. &s können aber immer mwieber Gründe 
auftauchen, die e3 ratfam machen, einen ſolchen Mann nachträglich in den Reichstag 
zu wählen. Eine ſtrikte Vorſchrift, die das verbietet, tönnen wir. hier nicht er⸗ 
teilen. (Bravo |) 

Geißler⸗Hof: Genoffe Geriſch Hätte mit feinen Anllagen gegen die Vahhorn 
noch ein Jahr warten müſſen. Mir bedauern ſelbſt, daß die Entwidelung in 
Bayern in bezug auf die Organiſation noch nicht weiter fortgeſchritten iſt. Im 
Gegenjag zu Ehrhart Halte ich einen einheitlichen Beitrag. für angebracht, 
damit folge Schiedungen wie in Deflau nicht vorlommen. Wir waren auch gegen 
die Schiebungen in Bahern, aber wir mußten und.der Majorttät fügen. Ge⸗ 
wundert hat mich die Erllärung Fhrharts, daß Bebel feine Machtſtellun ung 
nicht genug ausnutzt. Das war fehr undentofratifch. Sen Ton des „Borpärts 

bedauern auch fir, aber wenn man die Uriachen bed Tones betrachtet, kann man 
e3 den Genoflen nicht verübeln, wen fie fih auch mal. als Menfcen fühlen. und 
den Ungreifern in ihrem Zone antworten. — Eine. Ausgeſtaltung der Partei⸗ 
korreſpondenz halte ich auch für ſeht notwendig. Den Parteigenoſſen, die 
agitatoriſch tätig find, muß auch: durch Vieferung alles nötigen Materials die 
Ürbeit erleichtert werben. Für die Ermeiterung des Parteivorſtandes bin anch ih. 

Borfigender Singer: Der nächite Rebner würde Genoſſe Stampfer fein. Wei 
ber Grteilung bes Wortes an Nicptdelegierte bat ber Parteitag die Enticheidung 
zu treffen. Ich meinesteils empfehle Ihnen, dem Genojien Stampfer.bas 
Wort zu geben, damit nicht aus der Verweigerung des Wortes Schlüſſe gezögen 
erden können, die der Barteitag nicht wünſcht und die ihm bielleicht unaugenehi 
wären. (Buftimmung,) 

Stampfer- Berlin: Parteigenoſſen! Ich fee mich in bie ‚ganz — — 
und merkwürdige Lage verſetzt, die gegenwärtige Redaltion des „Vorwäris“ 
gegen den Genofien Hoc ernftlid in Schug nehmen zu müſſen. (Sachen) 

war es, glaube ich, der meinte, wie immer bie Dinge lägen, jo Hätte doch 
der „Vorwärts“ diefen Ton nicht anichlagen ſollen. Bas jage. ih durchaus nicht, 
fondern ih ſage: Wenn ber „Vorwärts“ fachlich recht Hätte, wenn ich wirklich 
hemußt gefälicht, wenn ih ohne ſachliche Abficht aus perfünlicher Ranküne auf die 
„Vorwärts“⸗Redaktion einen Ueberfall verübt hätte, daun wäre bas, was ber 
Vorwärts“ geſchrieben hat, volfommen am Plage. Für den Yall, daß er. nedhi 
Hat, erkläre ich, daß ich ganz gewiß ein „Fälſchergenie“ und ein „dunkler Ehren⸗ 
mann“ bin: Und das Schiedsgericht — an dem wird es ja nicht fehlen — Hütte 
vollſtändig recht, wenn es mi) mit Schimpf und Schande aus ber Bartei hinaus 
jagte: denn bewußte Fälſcher und dunkle Ehrenmänner gehören nicht In die 
Bartei. Ob der „Vorwärts“ damit, daß er dieje Kenngeiinung gebraucht Kat, 
recht gehabt Kat, wird alſo erft Die ruhige und ſachliche Feltitchung des Schieds⸗ 
gerichts entſcheiden. Über nehmen wir einmal den Kal an, das Gchiebsgericht 
würde finden, vielleicht ich hätte recht, vielleicht ich wäre in. gutem Glauben 
geweſen, wie liegt bie Situation dann? Dann bin id Barteigenofig; umd der 
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„Vorwärts“ Hat mich für ein „Fälſchergenie“ und einen „dunklen Ehrenmann“ 
erflärt. Wie gebt nun die Geichichte weiter: Ich fchreibe einmal eine Broſchüre — 
Ne wiſſen, ich ſchreibe ziemlich fleikig und Habe auch im Auftrage des ‚Vorwärts“⸗ 
Verlages Brofchliren geſchrieben. Bielleicht werde ih dann nad) einiger Zeit, 
wenn ſich der Groll wieder. gelegt hat, wieder einmal beauftragt, eine folche 
Broſchure au ſchreiben. Ich ſchreibe gegen die Gegner, ich zitiere da, .tvas bie 
„örete deutſche Preſſe“, was die „Germania” ſchrieb. Ja, Tagen die Leute, ber 
Stampfer kommt uns ba, ber Mann, ben fein eigenes Zentralorgan für ein 
„Fälſchergenie“ und einen „dunklen Ehrenmann“ erflärt hat; natürlich hat er 
gegen und genau jo gehandelt, wie Damals gegen ben „Vorwärts“ und auf das, 
was der Mann fagt, ift nicht das mindelte zu geben. In biefent alle wird 
ſich dann zeigen, ba ber „Vorwärts nich t recht gehabt hat, diefe Bezeichnungen 
gu gebrauchen, daß er dadurch etwas getan bat, was ber Partei in feiner Weile 


nützlich ſein kann. Ich jage alfo, wenn der „Vorwärts“ in der Sache recht bat, 


bat er aud) mit allen Bezeichnungen gegen mic) recht. Auf einen groben Klotz 
gehört ein grober Keil. Man joll immer die Wahrheit jagen, man fofl aber 
nit mie ſchimpfen. Wir willen ja, wohin das in der Partei geführt Hat, Ich 
fehe Hier. unten „Lauſcher an der Wand“, „tote Stuten“ und ähnliche Geftalten. 
Eine Menge Leute find in diefem Saale, die nad) Meinungen, die in ber 
Bartei ausgeiprodgen worden find, die ſchurliſchſten Handlungen begangen haben, 
und die alle figen in unferer Bartei, find uns liebwerte Freunde und Mitlämpfer, 
wir beden fie ſelbſtverſtändlich, wie wir einander immer gegen die Gegner heden. 
Wir Haben nicht den einzelnen Parteigenoſſen dadurch geichadet, die bleiben, die 
Besaupten ſich, die Haben angeſehene Stellungen: aber wir haben der Partet 
‚geigabet: Run wird, wie geiagt, erſt das Schiedsgericht nach ſachlicher Prüfung 
entieiden können, wie die Dinge wirklich Liegen, was meine Abſichten waren, 


was meine Methoden waren, ob mid) irgend welche Vorwürfe treffen ober gar der 


ſchwere Vorwurf, dat ich bewußt unmahr geweſen ſei. Die Frage, ob ich fachliche 
Abfichien verfolgt habe, können fie in einem großen Teil der Barteipreffe beant⸗ 
wortet Anden. Es wird ihnen wohl bekannt fein, daß id} zu denen gehöre, die von 
‚allem Anfang, noch ehe die erfte offizielle Barole ausgegeben worden mar, in ber 


“Barteipreffe, ich kann wohl jagen mit einem gewillen Fanatismus, mit einer großen 
Qeidenihaftlichleit darauf gedrungen habe: „Wahlrechtsbewegungl! Wahlrechtss 


"Bewegung ! Bir müſſen in Preußen eine Wahlrechtsbewegung haben! Das tft 
bie michtigite Entſcheidung für Deutſchland, das ift die politiſche Weltwende für 
Oeutſchland, wir müſſen die Agitation fteigern und es ſchließlich ſoweit bringen, 
daß wir auch zu den letzten Mitteln ſchreiten können.“ Ich bin, weil ich das 
tat, von einem Mann, um ein Scherzwort Ledebours zu gebrauchen, bon 
einem Barteigendarmen, beim Genid gepadt worden, der fagte: „Du bift ja ein 
Putfchiſt, du willft mit dem Kopfe durch die Wand, du bringſt Die Bartei dadurch 
m, bu bilt em Moft und ein Hafjelmann.” Diejer Parteigendarm mar 
wie fie wiflen, ber Genoſſe KRa ut Sky. So ftanden die Dinge. Uber es begab 
ſich noch etwas anderes. Als ich mich auf den Standpunkt bes in ber „Frank⸗ 
furter Volksſtimme“ entwickelten Planes ftellte, Über bie noch in einer anberert 
Debatte geſprochen werden wird, wurde mir im „Vorwärts“ gefagt: „Du Bift 
ein verworrener Kopf, ein konfuſer Menſch, du ſchwankſt zwiſchen Anarchoſozia⸗ 
lismus und deviſionismus haltlos hin und Her.“ Da ſagte ich mir, das geht doch über 
die Hutſchnur; das iſt nicht richtig. ch bin immer meinen geraden Weg gegangen. 
AIch habe. immer dieſelbe Linie eingehalten. Wie fommt nun der „Vorwärts“ 


zu feiner Auffaſſung ? Wollen mal nachſehen. So nahm ich meine „Vorwärts“⸗ 


Bände bet — ich laſſe den „Vorwärts“ feit Anfang dieſes Jahrhunderts 
"Binden und nicht etwa erft feit der Zeit der neuen Medaktion (Beiterfeit) — und 
ſah nach, wie es damald mar, was er damals ſchrieb und mas er ein paar 
‚Rage darauf ſchrieb. Ich ſaß von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens daran, und 
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wie die Vollsverfammlung, fo kann auch die Volksverſammlung das fo aufs 
oefabt Haben, und deshalb wurde Genoffin Baader verurteilt. Genofie 
Stampfer Hat min genau die Methode jenes Gendarmen eingeichlagen 
(Heiterleit), nur wird ein Barteitag ſich nicht auf den Standpunkt des betreffenden 
Landgerichts ſtellen, und unſer Literaturgendarm (Heiterleit) Stampfer wird 
deshalb in diefem Falle nicht feinen Zweck erreichen Die Befürchtungen, bie 
der Genoife Ulrich bei einer Vermehrung des Parteivorjtandes hegt, teile 1% 
nit. Der beſte Beurteiler tft hierüber zweifellos ber Barteippritand ſelbſe und 
wenn er eine Vermehrung um einen Gefretär und zwei Hülfsfräfte für notivendtg 
hält, 10 könnte fich” auch Genoſſe Ulrich damit einveritanden erklären: Daß 
dieſe in den Vorſtand neu gewählten Genofien nicht nebenbei noch mit einem 
parlamentarijchen Mandat behaftet find, das Liegt ja in ihrer Hand; fie können 
fi) ja die Perſonen ſelbſt auswählen. : Es fönnen aber immer wieder Gründe 
auftauchen, die es ratſam machen, einen joldjes Mann nachträglich in ben Reichstag 
zu wählen. ine ftrifte Vorſchrift, die das verbietet, können wir hier nicht er⸗ 
teilen. (Bravo |) 

Geißler⸗Hof: Genoſſe Geriſch hatte mit ſeinen Anllagen gegen die Bayern 
noch ein Jahr Warten müſſen. Wir bedauern ſelbſt, dab die Entwidelung in 
Bayern in bezug auf die Organiſation noch nicht weiter fortgeſchritten iſt. Im 
Gegenfag zu Ehrhart Halte ich einen einheitlichen Beitrag für angebracht, 
damit ſolche Schiebungen wie in Deſſau nicht vorkommen. Wir waren auch gagent 
die Schiebungen in Bayern, aber wir mußten uns der Majorität fügen. Ge⸗ 


wundert Hat mich die Erllärung Fhrharts, dab Bebel feine Machtſtellung 


nicht genug ausnutzt. Das war fehr undemokratiſch. Ben Zon des „Worwärtg” 
bedauern auch mir, aber went man die Urſachen des Tones betrachtet, kann man 
es den Genofien nicht berübeln, wenn fie fi) auch mal als Menſchen fühlen. und 
den Angreifern in ihrem Tone antivorten. — Eine Ausgeſtaltung der Partei⸗ 
forrefpondeng Halte ic auch für fehr notwendig. Den Patteigenoſſen, die 
agitatoriſch tätig find, muß auch durch Lieferung alles nötigen Materials die 
Ürbeit erleichtert werden. Für die Grmeiterung des Parteivorſtandes bin auch ich. 

Vorſitzender Singer: Der nächſte Redner würde Genoſſe Stampfer ſein. Bei 
ber Erteilung bes Wortes an Nichtdelegierte hat ber Parteitag die Entſcheidung 
zu treffen. Ich meinesteild empfehle Ihnen, dem Genojien Stampfer. das 
Wort zu geben, bamit nicht aus der Verweigerung des Wortes Schlüſſe gezogen 
erden können, die der Parteitag nicht wünſcht und die ihm vielleicht unaugeuehin 
wären. (Buftimmung,) 

Stampfer- Berlin: Parteigenoſſen! JIch ſehe mich in die ganz ſonderdars 
and merkwürdige Lage verſetzt, die gegenwärtige Redaltion des „Borwärfs“ 


gegen den Genofien Hoc ernftlih in Schug nehmen zu müſſen. (Sachen) 


war es, glaube ih, der meinte, wie immer die Dinge lägen,: jo hätte doch 
ber „Vorwärts“ diefen Ton nicht anſchlagen jollen. Bas ſage ich durchaus nicht, 


ſondern ih fage: Wenn der „Vorwärts“ fachlich recht Hätte, werm ich wirklich 


bewußt nefäljcht, wenn ich ohne ſachliche Abſicht aus perfünlicher Ranküne auf die 
„Vorwärts“⸗Redaktion einen Heberfall verübt hätte, dann: wäre bas, was ber 
„Vorwärts“ gejchrieben hat, bolfommen am Plage. Für den Fall, daß er: recht 
Hat, erkläre ich, dab ich ganz gewiß ein „Bälichergenie" und ein „dunkler Ehren⸗ 
mann“ bin. Und das Schiedsgericht — an dem wird es ja nicht fehlen — hätte 
vollſtändig recht, wenn es mi mit Schimpf und Stande aus ber Bartei hinaus⸗ 
jagte: denn bemuhte Fälſcher und dunkle Ehrenmänner gehören wicht in die 
Partei. Ob ber „Vorwärts“ damit, dab er dieje Kennzeichnung gebraucht Kat, 
recht gehabt Hat, wird alfo erft die ruhige und fachliche Feſtſtellung des Schieds⸗ 
gerichts entſcheiden. ber nehmen wir einmal den Fall an, das Schiedsgericht 
würde finden, vielleicht ich hätte recht, vielleicht iy wäre In gutem Glauben 
geweſen, wie liegt die Situation dann? Dann bin ich Barteigenofie; und ber 
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„Vorwärts“ Hat mich für ein „Kälfchergente” und einen „dunklen Ehrenmann” 
erflärt. Wie gebt nun die Geſchichte meiter: Ich ſchreibe einmal eine Broſchüre — 
Ne wiſſen, ich ſchreibe ziemlich fleißig und Habe auch im Auftrage des „Vorwärts“, 
Verlages Broſchüren geſchrieben. Wielleicht werde ich dann nach einiger Zeit, 
wenn ſich der Groll wieder gelegt Hat, wieder einmal beauftragt, eine ſolche 
Brofchäre zu ſchreiben. Ich fchreibe gegen die Gegner, ich zitiere da, mas bie 
„Breite deutſche Preſſe“, mas die „Germania“ fehrieb. Sa, Tagen die Leute, ber 
Stampfer lommt uns da, ber Mann, ben fein eigenes Bentralorgan für ein 
„Bülfgergenie" und einen „dunklen Ehrenmann“ erflärt bat; natürlich bat er 
gegen uns genau fo gehandelt, wie bamals gegen ben „Vorwärts“ und auf dag, 
was der Marın fagt, ift nicht das mindelte zu geben. In dieſem Kalle wird 
ſich dann zeigen, daß der „Vorwärts“ nich t recht gehabt Hat, diefe Bezeichnungen 
zu gebrauchen, daß er dadurch etmas getan hat, maß ber Bartei in feiner Weiſe 
nutzlich fein Tan. Ich Tage ,alfo, wem der „Vorwärts“ in der Sade recht Hat, 
Bat er aud mit allen Bezeichnungen gegen mid) recht. Auf einen groben Klotz 
gehört ein grober Keil. Man ſoll immer die Wahrheit jagen; man foll aber 
nit nie ſchimpfen. Wir wiſſen ja, wohin das in der Partei geführt Hat, Ich 
fehe Hier unten „Lauſcher an ber Wand”, „tote Stuten“ und ähnliche Geitalten. 
Cine Menge Leute find in diefem Saale, die nad Meinungen, die in ber 
Partei ausgefprodgen worden find, die ſchurliſchſten Handlungen begangen haben, 
und die alle figen in unferer Partei, find uns liebwerte Freunde und Mitlämpfer, 
wir beden fie felbftverftändlid, twie wir einander immer gegen bie Gegner heden. 
Wir Haben nicht den einzelnen Parteigenoſſen dadurch gefchadet, die bleiben, bie 
Besaupter fi, die Haben angeiehene Stellungen; aber wir haben der Partei 
igeſchabet. Run wird, wie gefagt, erſt das Schiedsgericht nach ſachlicher Prüfung 
entſcheiden können, wie die Dinge wirklich Liegen, was meine Abſichten waren, 
1008 meine Methoden waren, ob mic irgend welche Vorwürfe treffen oder gar der 
ſchwere Vorwurf, daß ich bewuht unwahr geweſen ſei. Die Frage, ob id) ſachliche 
Abſichten verfolgt Habe, können fie in einem großen Teil der Barteipreffe beant⸗ 
wortet finden. Es wird ihnen wohl bekannt fein, daß ich zu denen gehöre, die von 
‚allem Anfang, noch ehe die erfte offizielle Parole ausgegeben morden mar, in ber 


Barteipreiie, ich kann wohl jagen mit einem gewiſſen Fanatismus, mit einer großen 
. Qeidenfchaftlichleit darauf gedrungen babe: „Wahlretsbemegung! Wahlrechts« 


"Bewegung! Wir müflen in Preußen eine Wahlrechtsbemwegung haben! Das tft 
bie wichtigſte Entſcheidung für Deutſchland, das ift die politiihe Weltwende für 
Deutſchland, wir müften die Agitation fteigern und es ſchließlich ſoweit bringen, 
daß wir auch zu den Iekten Mitteln fchreiten können.“ Ich bin, meil ich das 
tat, von einem Mann, um ein Scherzwort Ledebours zu gebraudien, von 
‚einen Varteigendarmen, beim Genid gepadt worden, der fagte: „Du bit ja ein 
Putfchiſt, du willſt mit dem Kopfe durch die Wand, du bringſt Die Bartei dadurch 


um, bu biſt ein Moft und ein Haſſelmann.“ Dieſer Parteigendarm mar 


wie fie willen, der Genofie Ka ut sky. So ftanden die Dinge. Uber es begab 
ſich noch etwas anderes. Als ich mich auf den Standpunkt des in ber „Frank⸗ 
furter Volkeſtimme“ entwidelten Planes ftellte, über bie noch in einer anderen 
‚Debatte gefprochen werben wird, wurde mir im „Vorwärts“ gefagt: „Du Bift 
ein bermorrener Kopf, ein konfuſer Menich, du ſchwankſt zwiſchen Anarchoſozia⸗ 
liamus und Reviſionismus baltlos Hin und ber.“ Da fagte ich mir, das geht doch über 
"die Hutfihnur; das ift nicht richtig. Ich bin immer meinen geraden Weg gegangen. 
Ich habe Immer dieſelbe Linie eingehalten. Wie lommt nun der „Vorwärts“ 


zu feiner Auffaſſung? Wollen mal nachſehen. So nahın ich meine „Vorwärts“⸗ 


Bände ber — ich laſſe ben „Vorwärts“ feit Unfang bieies Jahrhunderts 
"Binden und nicht erwa erft feit der Zeit ber neuen Medaktion (Beiterfeit) — und 
ſah nad, mie es damals mar, mas er damals fchrieb und mas er ein paar 
-Zage darauf ſchrieb. Ich ſaß von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens daran, unb 
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mein Erſtaunen wuchs von Augenblick zu Augenblick, und als ich dann fertig 
war, war es mir ganz klar, wie der „Vorwärts“ dazu kam zu glauben, daß ich 
ſchwankte. Sein eigenes Schwaänken hatte er eben nicht bemerkt, und darum 
glaubie er, ich ſei es, der ſchwankte. (Ladhen.) Wenn einem in einer ſolchen 
Situation ſolche Vorwürfe gemacht werden, ‚wie fie der „Vorwärts“ gegen mid) 
erhob, fol man da nicht ſchließlich mit der Hand auf den Tifch ſchlagen? Ic 
heiße nicht Auguft Bebel, aber mir kann doch auch einmal eine Laus über die 
Leber Iaufen (Heiterkeit; jehr gut!) Ich Hin mach wie vor der ſicheren Ueber⸗ 
zeugung, daß ich in meinem Artikel Hipp und Har nachgewieſen Habe, daß der 
„Borwärts" in der Wahlrechtsbewegung ganz haltlos und infonfequent gehandelt 
Hat, zum großen Schaden für die Sache. Hätte ich mid) auf den Standpunkt 
geftellt, mie es in der „Leipziger Volkszeitung“ früher hieß: „Der „Vorwärts“ 
ſchwankt Haltlos Hin und Her, da muß Ordnung geichaffen werden, weg mit 
dieſen Leuten,“ fo hätte man gejagt, ich fei ein Krakeeler, ich verleumde beweis⸗ 
los, und vielleicht nicht ganz mit unrecht. (Sehr gut.) Das durfte ich. wicht. 
Es hätte dann geheißen: „Beweiſe, Beweiſe!“ Nun, Barteigenofjen, ich begreife 
es ja, wenn Gie das Bedürfnis haben, das Zentralorgan zu deden. Da 
aber meine Beweiſe jo ganz haltlos wären, das twerden Sie beim beiten Willen 
nicht behaupten Tünnen. Man jest, id Hätte abgeriffen zitiert; wer zitiert denn 
nit abgeriffen.? (Sehr richtig) Bitiert der „Vorwärts“ nicht auch abgeriſſen? 
Das ift' ja etwas ganz Selbftverftändliches, daß man eben die widtigiten Süße 
zitiert. Was müßte das für eine tolle Redaktion fein, die Hinter ſolche Säge, 
wie ich fie zitierte, direft andere Säge jtellen Iwlirde, wodurch ‚ber Sinn bes 
Bitats ſofort wieder ind Gegenteil verkehrt wird? Was fchlieglich die Aus⸗ 
laſſung des Wortes „Stets“ anlangt, fo bitte ih Sie, das Woörtchen in meinen 
Artikel Hineinzufegreiben und: dam den Artifel nochmals zu leſen. Wenn Sie 
dann meinen, daß ich Megen des zufällig außgelaflenen Wortes „ſtets“ ein 
Fälfſcher bin, danft in Gottes Namen, werfen Gie mich aus ber Partei hinaus! 
Roth - Karlsruhe: Wir miünfden, daß Süddeutſchland in ‚der. Partei⸗ 
korreſpondenz etwas mehr berüdjidätigt werden möge. Gerifch Hätte bei ſeinen 
Vorwürfen gegen. die Süddentfchen die ganz befonderen VBerbältnilie in Süd⸗ 
deutſchland berüdfiähtigen müffen. Wenn die Organifation ſich entivideln Toll, 


dann müſſen die Leiter von Agitationsbezirlen vor allem nit mit Mandaten 


ülberfaftet werden. — Die Empfindung, daß der „Vorwärts in der - General» 
ftreifsfrage und in anderen Fragen eine ſchwankende Haltung eingenommen hat, 
ift draußen im Reich jehr weit verbreitet. Ich bin nicht der Meinung, daß 
Stäanmpfer abſichtlich gefälfcht Hat. Auch wenn man die Zitate im Zuſammen⸗ 
bang lieft, muß man zu der Ueberzeugung Tommen, daß der „Borwärts“ eine 
ganz verſchiedene Haltung zu einer ‚und derjelben Frage zu verſchiedenen 
Zeiten eingenommen hat. Etwas anderes iſt es, ob es gerade notwendig wer, 
dDirelt por dem Parteitag, nachdem der „Vorwärts“ es verfianden hatte, fo ſchön 
einzulenten, diefe Dinge aufzuwärmen, fo daß fie hier zur Sprache kommen 
‚mußten. Es tmäre viel beſſer geivefen, mar hätte, nachdem einmal der „Bors 
wärts“ einen Anlauf genommen hatte, ſachlich zu diskutieren, die Geſchichte anf 
fie beruhen lafſen und den Streit vermieden. Welches die Abfichten Stantpfers 
waren, weiß ich nicht. Jedenfalls fteht ihm das Hecht zu, wenn er der Meinung 
iſt, daß diefe Dinge zur Sprache gebracht werden müflen, das zu tun. ‚Aber in 
der Bartet Liegt es fo, daß es gar nicht mehr darauf ankommt, was :eimer 
ſchreibt, jondern vor allem, wer es ſchreibt. (Buftimmung und Widerſpruch.) 
Die Art, wie hervorragende Genofjen behandelt werden, gereicht der Bastei 
zweifellos nicht zum Nuten. Wenn Leuten in hervorragender Stellung -Untermts 


nis der elementarfter Prinzipien vorgetvorfen wird, dann erden. fi die ein⸗ 


fachen Genoſſen fragen, wie man ſolche Leute jahrelang auf ihren Boften belaffen 
Ionnte, - Das erleben wir aber jeben Augenblid, daß ein Genoſſe, des an 
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PR Stelle ſieht geſchildert wird als iemanh, der noch niet einmal 
envas bon ber materialiſtiſchen Geſchichtſsanffaſſuug verſteht. Ich habe mid 


ſchon gefragt, mer verfieht denn noch etwas davon. Wenn man Mehring, 


Kay A In und ihren Anhang abgieht, dann verſtehen alle übrigen nichts davon. 
(Behr gut und Heiterdeit.); Haben mir e3 doch erleben müſſen, daß ein Mann, 

den ber Parteiporſtand zum Wonfteher der Parteiſchule auserjehen hat, Hingeftelft 
wird als. einer, ber die elementariten Kenntniſſe der materialiftiichen Geſchichts⸗ 
vuffenffung noch nicht habe! ea fi folge Dinge fortwährend wiederholen, 
Ip entitehen Stimmungen, „bie ſehr dazu angetan find, die Vergiftung in. ber 
‚Partei zu fördern, anſtatt ie gu beſeitigen! Die Medaltion bes: „VBorwäris” 
Harte gar Feine Urfache in den Ton gegen Stampfer zu berfallen. Sie 
blonnie ganz rithig und fachlich debattieren und gegen Stampfeor einen Aus⸗ 
fſchlußantoag ſtollen; aber: fie burfte nicht biefen Ton anſchlagen, welcher in der 
Kürgerlichen Preſſe und in den gegneriichen Verfammlungen gegen und aus—⸗ 
geſchlachtet wird. Wir in Siddeutichland, die wir mit den latholiſchen Geiſt⸗ 
Uchen zu kämpfen hahen, ſpüren das am allermeiſten. Das find Dinge, die man 
gang gut vermeiben kann. Iſt einer ein „dunkeler Ehrenmann“, dann darf er 
„nicht Harteigen offe ſein, dann heraus mit ihm, dann hat man es aber auch gar 
nieht nötig, gegen einen derartigen Mann in ſolchem Tone vorzugehen! (®rare!) 
Sonrath » Yagen: In den weſtlichen Bezirken haben mir vor allem unisr 

den Streitigkeiten innerhalb Her Partei gu leiden. Die. „Sozialiſtiſchen Mangats⸗ 
Hefte" und bie „Reue Geſellſchaft werden uns von den Gegnern faſt jeden Tag ber 
bie Naſe gehalten; im der nächſten Woche wird uns vielleicht wieder ber: „Bor 
mania“ vor bie Nofe gelegt werden, - Aber daB Verhältnis fieht wie 10; * Ich 
hobe in: bey letzten Zeit ‚die prinzipielle Haltung des „Vorwärts“ geradegu 
Ddewimdert. Das Schyergemicht ſollten die Parteiſchriftſteller nicht Darauf legen, 
immer innerhalb ber Partei zu kritifieren, ſondern fie follten ihren Scharffinn 
Leber gegen die Gegner richten. (Sehr richtig) Ich Habe mich gewundert, wie 
Stampfer feine jüngſte Beiftung berieidigen fonnte. Er wohnt bad in 


- Berlin und könnte fig mit feinen Beſchwerden über die Haltiofigfeit an die 


Wreblommilfion, an den Parteivorftand menden, damit Die Nemedur ſchaffen. 


‚Br hätte aber nicht glei an die Deffentlichleit geben brauchen. Man fcheint 


ch iv Berlin richt mehr anders intereilant machen zu können, als baß man 
die Marie in bieier pfäffiſchen Art und Weile angreift. Unſere Mgitation in her. 


Provinz leidet am meilten darunter. Darum bitte ich Sie, bafür zu forgen, ba 


denen der Mund mehr geftapft wird, bie dem: Beruf fühlen, . immer om dey Market 


Aerumgubattern. ‚(Rebhafte Buitimmung:) 


Wels-Berlin: Genoſſe RoLb bat gejagt, es komme nicht mehr darauf an, 
mes geſagt werde, Tonbern wer eimas fage. Ullerdings ift es ni gleich, 
wird es 

ger nicht dest Beifall des Karlsruher „Volksfreund“ und Kolbs finden. (Behr 
richtigl) Genoſſe Kolb mühte doch willen, daß die Zahl der Barteigenofien nit 


gering if, Die gerade ihm und bem Karlsruher „Wollsfreund“ eine ganz. uns 


Beftimmte Haltung. in der wichtigen Frage des Maſſenſtreils vorwerfen. Die 


-Baltung Kolbs in biefer Brage nad) dem Amfterdamer Kongreß und feine gegen» 
wartige Haltung vertragen ſich ganz und ‚gar nicht miteinander. Ueber das Auf⸗ 


Autten: des Genoſſen Albexty Babe ich mich gewunbert. Als er vor zwei Jahren 


in Berlin tätig mag, bat man yon feiner oppofitionellen Stellung gegen die 


Aruſchauungen ber Berliner nichts gemerlt. Wenn ex fagte, uns, die wir draußen 
An- der Agitation ftehen, wich das Leben fo außerordentlich ſchwer gemacht durch 
den Vorwäris“, jo mag ed ja jein, Daß er daB por zwei Jahren noch nit 
werden :kannte:. . Damals mar feine Haupttätigfeit das Auftreten in Kunſtabenden 


und feine mirlfamfte Nolte mar die Norführung ven Mar und Moritz. (Heiterleit.) 


Wenn man fagt, ber „Vorwärts“ Iiefere Material für die Biaffen, ſo fage I, 
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daß gerade der Stampferſche Artilel vom Reichsverhand und bon den. Pfaffen 
genügend auggenüßt wird. (Sehr richtig) Man foffte beinahe meinen, ex —— 
eıne Korreſpondenz aus: der Minden-Gladbarher, Selnitenjchule, eigeus zu. dem... 
Zweck geſchrieben, um die Partei zu bekãmpfen. ebhafte Zuſtimmun J Zum. 
Beweis dafür, dab es nicht wahr iſt, Daß der „Borwärts” Hin. und ber ſchwankt, 
führe ich folgendes an: Stampfer. ſchreibt: „Einſtweilen war die Erkenntnis 
des beginnenden Wahlrechtslampfes auich dem Bentralorgan aufgegangen. Schon 
mitten im Maffenftreiliturn. des deutſchen Nevolutionsjahres 1905 leuchtete ein 
erſtes Morgenrot voll roſigſtem Dptimigmus: Hieß es doch am 14. Nohember: 
„Noch iſt die innere Politik Deutſchlands in einem Sadium, in dem die Regierung 
durch rechtzeitiges Entgegenkommen dem anſchwellenden Strom ein ruhiges Vett 
anweiſen kann. Eine proletarierfreundliche Zolſpolitik, ein Aufgeben der Polen⸗ 
hetze, ein weitgehendes Arbeiterſchutzgeſetz, das zum geſeglichen Achtſtundentage 
führt, das Koalitionsrecht für die Landärbeiter, und endlich und nicht zum min⸗ 
deſten das gleiche und ‚geheime Wahlrecht zu den Landiagen, das find Maßregeln. 
durch deren ‚Gewährung Die, Regierungen ſehr wohl bewirken können, daß die 
a Baffengegenfähe in en in a Pe aus⸗ 


RE a 


ber. — in —— fi). abfoielen koich, nicht bon uns. abhängen da 
darüber noch lein Urteil gefällt werden töune. Ich zitiere den, Satz vom 
14. Növember, auf den es ankommt: 73 länger ſie (die Betvegung) aber ‚dauert, . | 
deſto mehr muß fie auch das übrige Europa in Bewegung verſetzen. Bor. allem : 
die Nachbarländer. Defterreich, innerlich "völlig zerklüftet, mit einer haltlojen 

Regierung und einem feurigen Proletariat, kam zuerſt dran. Wird aber die Bes. . | 
wegung dor Deutfchland Halt machen? Sicher nicht: So ungeheure Umpälzungen, R 
wie in Rußland koͤnnen im Zeitalter des Weltverkehrs nicht ſpurlos an. Nationeu En 
vorubergehen, in denen die Klaſſengegenſätze ohnehin ſchon aufs höchſte gelpannt ” nl | 
find. Daß auch — Nic) — ee — damit. Een 5 — 


wars Ihn 





auch — in der — des „Vorwärts“ ſich ausdrückt, daß aber vom; r 
einer Schwenkun des. „Vorwärts“ nicht. die Nede fein kann. Darüber will ich. - 
nit jprechen, o nicht in Berlin unter einigen. Parteigenofien die, Anfi t vor⸗ a 
handen war, daß der Wahlrechtskampf vielleicht in anderer Art und Weiſe noch 
Hätte fruftifiziert werden fünnen. Allein, das gehört nicht: hierher; bier ift die . 
Stellung des „Vorwärts“ zu beachten und die iſt — ich Bin als Vorſitzender der 
Preklommifftan. verpflichtet, ihn befonders aufmerffan zu Iefen,.— nad) meiner . 
Meinung immer die ‚gleiche gegeblieben. Wenn Heinrich Braun mit der 
ſittlichen Entrüftung, die ihn fo ausgezeichnet Heidet, fig zum Hohenpriefter ‚der . 
Barteifittlichkeit aufwirft, fo ift mohl durch die Lacjfalve, die feinem Abgehen 
folgte, die Wichtigkeit, die er ſich ſelbſt beilegte, als er den Genoſſen Hoch nicht 
einmal des Ausdrucks der Beratung für würdig hielt, doch genügend beleuchtet. - 
worden. (Sehr richtig!) Venn Braun ‚dem „Vorwärts“ vorwirft, ex ſei 
direftionslos, jo kann man das von der ‚Neuen Geſellſchaft“ allerdings nicht . 
fagen. Sie bat eine beſtimmte Direktion. Aber dieſe dient nicht. dazu, bie 
Partei zu flärfen, fondern nur Parteigegenfäge hervorzurufen, Die Barteihisziplin . 
zu. untergraben. CEebhafte Zuſtimmung.) Die „Neue Geſellſchaft“ iſt ein Organ, 
dem wir nimmermehr Heimatsrechte in unſerer Partei, jedenfalls nicht 
unter der Direktion, wie fie fie jetzt hat, einräumen können. (Sehr richtig |) 
Daß im „Vorwärts“ einmal grob zugehauen twird, darüber zu Hagen, Tat”. 
uns ‚nicht ein. Wir freuen und, wenn wir mal einen. recht kräftigen ürtikel 
ſehen. Es geht uns ſo wie Ihnen in der Provinz die ſich Wohl entrüſten, wenn 
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der Vorwarts kräftig zuhaut, die aber ein Schmunzeln nicht unterdrůcken 
Tünnen, twent dem „Vorwärts“ in Ihren Blättern einmal gehörig übers Ohr 
gehauen wird. Wir Haben uns dt zu ‚entrilften über ben Ton. Auf bem 
Münchener Parteitage Hat Kautafy ‘unter dem’ Vebhaften Beifall der Partei» 
genoffen ansgeführt, daß eine: gewifie Greifenhaftigfeit dazu ‚gehört, immer 
twieber über den Tom zu jammern. Als ber Liberalismus noch jung und lebens⸗ 
kraftig war, legte er auch auf den guten Ton wenig Wert und da hatte er noch 
Anklang beim Publikum. Wir find die Partei des Klaffenlampfes, die fich zus 
fammenfegt aus ben Tiefen des Volles und unjer Drgan muß in einer -Spracde 
geſchrieben fein, bie das Volk berfieht. Ueberfeinerte Sitten und verzuckerte 
Redensarten dringen nicht in das Herz des Volles. (Lebhafter Beifall.) Man fol 
ausſprechen, was auszuſprechen iſt. Die politiſche Arena iſt fein Altjungfern⸗ 
ſpital, wo man jedes Wort auf die Golbwage legen muß. Jch kann erklären, 
daß ber „Borivärts“ gegentvärtig pringipiell jo redigiert iwird,, daß er voll und 
ganz der Ueberzeugung der Berliner Parteigenoſſen entſpricht. Daran wird auch 
nichts ‚geändert, wenn irgend. ein Bäckerdutzend in der Provinz anderer Meiun 
iſt. Lebhafter Beifall.) ' 

och⸗ Hanau! Auf mich kann der Eindruck Rolbg, ‘als ob es nicht darauf 
—— was einer ſchteibt, ſondern ver etwas jchreibl nicht zutreffen, denk 
ich habe mit Stampfer niemals etwas, weder im günſtigen noch im uns 
günſiigen Sinne, : zu tm gehadt. (Schr richtig ! widerſpruch) Ich bin nicht 
eingeſchworen auf“ 'diefe oder jene Auffaffung. Ich Babe. mir die, volftändigfte- 
Unabhängigfeit im ‚meiner Stellung gewahrt. Deshalb Tan es bei mir auch 
nut darauf anfommen, wie etwas gefagt worden iſt, und dag Babe ich mit 
der’ nötigen Deutlichkeit ausgedrückt. Nun wirft man die Frage auf, war es 
notwendig, dieſe Angelegenheit überhaupt ins Rollen zu bringen? Da ſoll ſich 
Stampfer bei ſeinem Freunde Thiele erkundigen. Denn dieſer hat. durch 
ſein ungerechtes Vorgehen uns dazu gezwungen, dagegen Stellung zu nehmen. 
Nun ſagt Stampfer, es fol ein Schiedsgericht darüber urteilen, ob 
Faͤlſchungen vorliegen, und wenn Stampfer ein Fälſcher iſt, dann ſoll er aus 
der Partei hinaus und, dann iff die Sache erledigt. Aber, frägt .Stampfer 
toeiter, wie iſt es nun, wenn ſich herausſtellt, daß ex Fein Fälſcher ſei. Darm 
kommen wir in eine böſe Lage durch die Geſchichte. Ja, das hat Stampfer 
ſich ſelbſt zuzuͤſchreiben, meine ich. (Sehr richtig) Wäre’ Stampfer.nur im 
Sintereffe der Partei borgegangen, dann. hätte er dieſen Weg nicht einſchlagen 
hütfen. So unſchuldig, nieine ih, iſt Stampfer nicht, A er dies nicht 
ſelder gewußt Hätte, und daß er fich nicht genau der Tragtveite feiner Handlung , 
betvußt fein mußte. Wenn er vermeiden wollte, daß wir in eine fo unangenehme 
Diefuffion Hineinfommen, dann wäre der. Weg, den Genofie Sonrath vor— 
geſchlagen hat, der richtige geweſen, nämlich, daß der Preßlommiſſion und dem. 
Parteivorſtand das Material’ unterbreitei worden wäre. Und wenn. diefe zu 
einem Refultat gefommen wären, das ihm, Stampfer,.niät. ‚behagte, dann. 
hätte, er weiter gehen Tünnen. Diefer Weg, der den Barteigenofjen vorgeſchrieben 
iſt, gilt ebenſo für die Schriftfteller. (Lebhaftes ſehr richtig!) Wir haben 
keine Parteigenoffen, die über dem Drganifationsftatut., ftehen. (Erneute Zus. 
ftimmung) Braun hat gemeint, ich hätte dem Genoſſen Stampfer Bitter .. 
unteqht getan und es märe auch eine Fälſchung geweſen, daß ich nicht vor⸗ 


gebracht hätte, daß Stampfer mit der erſten Stelle des „Vorwärts“ eins 
verſtanden geweſen ſei. Ich bin ja nicht der berufene Interpret: der. Anſchauung 


Stampfers, doch Habe ich ausdrüdlich erklärt, dab der fachliche Standpuntt 
Stampfers' ‚nicht ‚hierher. gehöre; das, worauf es anfanı, waren. Fälſchungen, 
die gemacht worden find, und deshalb mußte ich mich einzig und allein darauf 
befjeäten, Nun jagt‘ Braun — und das iſt dasſelhe, was Stampfer 


dem Vorwärts“ erwidert hat —: Mein Artilel enthält fo und ſo viel Zitate 
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daß gerade der Stampferſche Artifel vom Reichsverhand umd von dem. Plaffen 
genügend ausgenützt wird. (Sehr richtig) Man follte beinahe, meinen, er lei 


eıne Korrefpondenz aus der München⸗Gladbacher Jeſuitenſchule, eigens zu dem ai 


Zweck geſchrieben, um die Partei zu befämpfen.. (Zebhafte Zuſtimmung) Zum 
Beweis dafür, daß es nicht wahr ilt, daß der „Vorwärts“ hin und her ſchwankt, n 
führe ich folgendes an: Stampfer ſchreibt: „Einftieilen war die Erkenntnis 
des ‚Begintnenden —— auch dem Zentralorgan aufgegangen. — 
mitten im Maſſenſtreilſturm des deutſchen Revbolutionsjahres 1905 leuchtete ein 
erſtes Morgenrot voll roſigſtem Optimigmus: Hiefj. es doch qm. 14, Noyember: | h 
„Noch iſt die innere Politik Deutjchlands in einem Madium, in dem die Regierung - 
durch rechtzeitiges Entgegenkommen dem anſchwellenden Strom ein ruhiges Vett 
anweiſen kann. Eine proletarierfreundliche Zollpolitik, ein Aufgeben der. Polens R 
hetze, ein weitgehendes Arbeiterfguggefeß, _ das zum geſetzlichen Achtſtundentgge 
führt, das Koalitionsrecht für die Landärbeiter, und endlich und nicht zum min⸗ 
deſten das gleiche und geheime Wahlrecht zu den Landtagen, das ſind Maßregeln. 
durch deren Gewährung Die, KRegierungen ſehr wohl bewirken können, dag. die. 
verſchãrften Kinfiengegenfäge in Deuiſchland in weniger erregten Formen aus⸗ 
gekänpft werden als in unſeren Nachbarſtaaten.“ Run, ſchon am 14. Nöheraber 
ſchreibt der „Vorwärts* in demfelben Artikel, day die. Urt und: Weile, wie 
det Kampf, in Deutichland fich abſpielen wird, nicht von uns ‚abhängt, daß 
darüber noch fein Urteil gefüllt werden tönne. Ich zitiere den, Satz vom 
14. ‚November, auf den e8 ankommt: „Se Fänger fie (die Bewegung) aber dauert, 
deſto mehr muß fie auch das übrige Europa im Bewegung verſeßen. Bor allem . 
die Nachbarländer. Defterreich, innerlich völlig  gerflüftet, mit eitter ‚Ahaltlofen 
Regierung und einem feurigen Proletariat, kam zuerjt dran. Wird aber die Bes. . 
wegung bor Deutfchland Halt machen? Sicher nit: So ungeheure Umpälgungen, . 
wie in Rußland koͤnnen im Beitalter des Weltverkehrs nicht ſpurlos an. Nationen 
borülbergehent, in denen die Rlaffengegenfäge ohnehin ſchon aufs höchſte geſpannt 
find. Daß äuch Deutſchland ſich regt, iſt unausbleiblich. Aber damit iſt nes8 
nichts darüber eh — ei die Se a ‚wird, . van. 


" 
on 


auch ge En in der Steine des „Vorwärts“ fi ausdrüdt, daß aber bon ; A 
einer Schwenkun des. „Vorwärts* nicht die Nede fein kann. Darüber wjll jch 
nicht fprechen, ob nicht in Berlin unter einigen. Parteigenoffen die, Anſicht vor⸗ 


handen war, daß der Wahlrechtskampf vielleicht in anderer Art und Weiſe noch 


Hätte fruftifiziert. werden können. Allein, das gehört nicht hierher; hier iſt die 


Stellung des „Vorwärts“ zu beachten und die iſt — ich bin als Vorſitzender ‚ber, 


Preßkommiſſion verpflichtet, ihn beſonders aufmerffam zu leſen,. — nach meiner 


Meinung immer die gleiche gegeblieben, Wenn Heinrich Braun mit der _ 


fittlichen Entrüftung, die ihn fo ausgezeichnet Heidet, fi) zum Sohenpriefter der 
Barteifittlichfeit aufwirft, fo ift wohl durch die Lachſalve, die feinem Abgehen 
folgte, die Wichtigkeit, die er ſich ſelbſt beilegte, als er den Genoſſen Hoſch nicht 
einmal des Ausdrucks der Verachtung für würdig hielt, doch genügend beleuchtet 
worden. Sehr richtigh Wenn Braun dem Vorwäri “vorwirft, ex fei 


Direftionglos, jo fann man da3 bon der ‚Neuen Geſellſchaft“ allerdings nit . 


Tagen. Sie bat eine beftimnte Direktion. Aber diefe dient nicht dazu, die . 
Partei zu flärfen, fondern nur Parteigegenfäße berborzurufen, die Parieidisziplin 


zu untergraben. (Lebhafte Zuftimmung.) Die „Neue Geſellſchaft“ iſt ein. Organ, 


dem wir nimmermehr Heimatstechte in unferer ‚Partei, jedenfalls nicht 
unter der Direktion, wie fie fie jetzt hat, einräumen können. (Sehr, richtig I). 


Daß im „Vorwärts“ einmal grob augehauen wird, darüber zu Hagen, Fall 2 


ung. nicht ein. Wit freuen uns, wenn wir mal einen redt kräftigen Artikel 
ſehen. Es geht uns jo wie Ihnen in der Brobinz, die ſich wohl entrüſten, wenn 
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der „Bortbärtg" träftig zuhaut, die aber ein Schmunzeln nicht unterdrůcken 
können, wenn bein „Vorwärts“ in Ihren Blättern einmal gehoͤrig übers Ohr 
gehauen wird. Wir haben uns ücht zu entrilften über den Tom. Auf dem 
Münchener PBarteitage Hat Kautsty unter dem lebhaften Beifall der Partei⸗ 
genoſſen ausgeführt, daß eine gewiſſe Greiſenhaftigkeit dazu gehört, immer 
wieder über den Ton zu jammern. Als der Liberalismus noch jung und lebens⸗ 
kräftig war, legte er auch auf den guten Ton wenig Wett und da hatte er noch 
Anklang beim Publikum. Wir find die Partei des Klaſfenkampfes, die ſich zu⸗ 
ſammenſetzt aus ben Tiefen des Volkes und unſer Organ muß in einer Sprache 
geſchrieben fein, die das Volk verſteht. Ueberfeinerie Sitten und verzuckerte 
Redensarten dringen nicht in das Herz des Volles. (Lebhafter Beifall.) Man fol 
ausſprechen, was auszuſprechen iſt. Die politiſche Arena iſt kein Altjungfern⸗ 
ſpital, wo man jedes Wort auf die Goldwage legen muß. Ich kann erklären, 
daß ber „Vorwarts“ gegenwärtig prinzipiell jo redigiert wird, daß er voll und 
ganz der neberzeugung der Berliner Parteigenoſſen entſpricht. Daran wird auch 
nichts geändert, wenn irgend ein Bäckerdutzend in der Provinz anderer Bun 
iſt. Lebhafter Beifall.) 

Hoch⸗Hanau! Auf mich kann der Eindruck Kolbs, als ob es nicht darauf 
ankommt, was einer ſchteibt, ſondern wer etwas ichreibl nicht zutreffen, dent 
ich habe mit Stampfer niemals etwas, weder im günſtigen noch im uns 
gürftigen Sinne, : zu tm gehaßt. (Sehr richtig! Widerſpruch) Ich bin nicht 
eingeſchworen auf dieſe oder jene Auffaſſung. Ich habe mir die vollſtändigſie 
Unabhängigkeit in meiner Stellung gewahrt. Deshalb lann e3 bei mir aud 
nut darauf ankommen, wie etwas geſagt worden ift, und das Habe ich mit 
der’ nötigen Deutlichkeit ausgedrüdt. Nun wirft man die Frage auf, war es 
notwendig, diefe Angelegenheit überhaupt ind Rollen zu bringen? Da Toll ig 
Stampfer bei feinem Freunde Thiele erfundigen. Denn diefer hat durch 
fein ungerechtes Vorgehen uns Dazu gezwungen, dagegen Stellung zu nehmen, 
Nun jagt. Stampfer, es fol ein Schiedsgericht darüber urteilen, ob 
Fälſchungen vorliegen, und wenn Stampfer ein Zälfcher ift, dann fol er aus 
der Partei Hinaus imd dann ift die Sache erledigt. Aber, frägt Stampfer 
weiter, wie iſt es nun, wenn ſich herausſtellt, daß er kein Fälſcher ſei. Dann 
kotnmen wir in eine böſe Lage durch die Geſchichte. Ja, das hat Stampfer 
ſich ſelbſt zuzuſchreiben, meine ich. (Sehr rigtig!) Wäre Stampfer.nur im 
Intereſſe der ‚Bartei borgegangen, dann. hätte er diefen Weg nicht einſchlagen 
dürfen. So unfhuldig, meine id, iſt Stampfer nicht, daß er dies nicht 
ſelber gewußt hätte, und daß er ſich nicht genau der Tragweite feiner Handlung 
bewußt ſein mußte. Wenn er vermeiden wollte, daß wir in eine ſo unangenehme 
Diskuſſion hineinkommen, dann twäre der. Weg, den Genoſſe Honrath vor⸗ 
geſchlagen hat, der richtige. geweſen, nämlich, daß der Preßkommiſſion und dem. 
Parteivorftand da8 Material unterbreitet worden wäre. Und wen. diefe au 
einem Refultat gefommer wären, da8 ihm, Stampfer,:nidt.behagte, dann 
Hätte er weiter gehen können. Diejer Weg, der den Parteigenoſſen vorgeſchrieben 
iſt, gilt ebenſo für die Schriftfteller. (Lebhaftes ſehr richtigl) Wir haben 
keine Parteigenoſſen, die über dem Organiſationsſtatut ſtehen. (Erneute Zus. 
ftimmung.) "Braun hat gemeint, ich Hätte dem Genoſſen Stampfer bitter. 
untecht getan und es wäre auch eine Fälſchung geivefen,. daß ich nicht bore 


gebracht Hätte, daß Stampfer mit der erſten Stelle de3 „Vorwärts“ eins 


beritanden geweſen fei. Ich bin ja nicht der berufene Interpret: der. Anſchauung 
Stampfers, doch Habe ich ausdrüdlich erklärt, daß der ſachliche Standpuntt 
Stampfers nicht ‚hierher. gehöre; das, worauf es anfam, ‚waren Fälſchungen, 
die. gemacht worden find, und deshalh mußte ich mid) einzig und allein darauf 
befrätent. Nun fägt Braum — und das iſt dasfelde, mad Stampfer 
dei „Borwärt3” erwidert hat — : Mein Artilel enthält fo und ſo viel Zitate 
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dus dem „Vorwärts“, und Ahr habt nur einen Keil derſelben ertebigk: 208 
kann mich nicht in den Gebankengarg Brauns: Bineinverfegen. Uls ob die 
Borgenommenent Fälſchungen dadurch abgeſchwächt werden, dab auch artdere 
ehrliche Stellen vorkommen! (Seht richtig) Der „Vorwärts“ Hatte- damals 
eine ganze Seite darauf nerwenbet, um mur einen Leit der Fälſchungen nach⸗ 
on und ich Bin deshalb Hier ſo vorgegangen, weil ich aus dem Material, 
a8 ber „Vorwärts“ vorgelegt Hat; die Ueberzeugung gewonnen habe, daß 
eine Ahficht in der Fälſchung vorliegt. Ah mollte nicht den Stampfer 
Dereits auf diefem Parteitage ausgeſchloſſen wiſfen, ſondern nur den Stein ins 
Rollen bringen, bamit auf einem Schiedsgericht die Ende genau unterfucht 
wird: Wenn Stampfer ein Fülſcher iſt, gehört er nicht mehr in bie Partet 
hinein. (Stampfer: Was tft aber, wenn es amgefehrt it? &lode: bes 


Bröfidenten) Braun erklärte, er N noch nit einmal ein Work Der. Bere 


achtung gegen mid. Daß ih tor Dr. Heinrich Brauns feinem moraliſchen 
Enipfinden keine Gnade gefunden Habe; Bebauere ih aufs tiefſte. (Große Hetter⸗ 
keit) Aber ſelbſt das ſoll mich nicht abhalten, zu lagen, was ich für notwendig 
Halte, (Erneute Seiterfeit ımd Beifall.) 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte‘ wird, nachdem Yabyer- Braume 
jchwei dafür und Braun⸗ Königaberg Dagegen geſprochen, angenommeit.- 
Pfannkuch (Schlukwort) Der Wunfd), den Bericht: des: Worftandes, ber 
weiblihen Vertrauensperſon und der Fraktion den Barteiblättern zur — 
gu ſtellen, kann erfüllt werden. Allerdings wird es nicht möglich fein, bie 
ganze Auflage in Berlin druden au kafſen. Es können ben Parteibruckereien die 
Matten geliefert werden, wodurch eine weſentliche Verbilligung der Beilage 
erzielt wird. Die Art und Weiſe, wie Dueffel den Klagen ber Pommern 
Ausbruck gegeben Hat, verdient den ſchärfſten Widerſpruch; ſeine Vorwürfe 
gegen’ die. Parteiſekretäre find nicht begründet. Es iſt nicht wahr, daß bie 
Sekretäre ſich ihrer Pflicht nicht bewußt ſind oder daß fie Ihre Aufgabe vernach⸗ 
käffigen. (Dueffel: Zugunſten des Parlamentarismus!) Auch das beſtreike 
ich. Daß kein Mitglied des Parteivorſtandes auf ben pommerſchen Parteitag 
ging, kam daher, weil ich damals von allen Sekretären allein in Berlin war. 
Die anderen waren durch Parteiarbeiten gehindert, in Berlin zu bleiben. Ich 
gebe gern zu, ein Parteiſekretär braucht nicht Abgeorbneter oder Stadtverordneter 
zu fein. Aber es liegt in der Hand der Genoſſen, dem abzuhelfen. Unter ber 
Belaftung der Sekretäre durch Mandate ift jedoch bisher noch keine einzige 
Parteiarbeit unterbliebem. (DMueffel: Oho!) ch Bitte um Beiveife. Solange 
bie nicht vorliegen, Beftreite ich bas. Wir erledigen alles, wozu es Feines 
Beſchluſſes des Parteivorſtandes bedarf, umgehend. Aber wir müſſen ſehr oft 
auf Untwort der Genojien Warten. Die Winfche auf beſſere Ausgeſtaltung 
ber Parteiforrefpondenz teilen. wir. Wir Haben felbft ba8 Bedürfnis, Abhülfe 
zu ſchaffen. Die Broſchüre über die Reichsfinanzreform war rechtzeitig in Auftrag 
gegeben. Genoſſe Bernſtein, der fie ausarbeitete, hatte unter den Folgen 
einet Gasvergiftung mehrere Wochen zu leiden und auch feine Frau war aufs 
Krankenlager geworfen. Daher bie Verſpätung. Stampfer, Braun und 
Thiele haben ſich über die Tonart des „Vorwärts“ bellagt. Braun hat ſich 
als unſchuldiges Lämmlein Bingeftellt, das fein Wäſſerchen trübt. Man muß 
doch ‘Die Leute Fennen und wiſſen, welch eifrige Betriebſamkeit fie entwideln 
und danad ihre Tätigkeit würdigen. Wäre das rein zufällig geweſen, hätte 
Stampfer bein Artikel zu einer anderen Zeit gefchrieben,; fo hätte man- ih 
felbitredend fehr ruhig darüber auseinanbergefeit, aber, fo wie ich Die Perſonen 
und die Umjtänbe kenne, nehme id an, daß der Artikel Kollektivarbeit if. 
GStampfer: Nein!) Ich glaube germ, daß kein anderer Genoſſe auch nur eine 
Zeile daran gefägrichen hat. Braun tft nad; ber Richtung hin ein ausgezeich⸗ 
neter Nedalteur, der lebt gut weiß, was er für feine Zeitſchrift Braucht, „(Sehr 
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° wahr!) Er weiß fehr gut, woher er die Artikel, die er für feinen Zweck ok 


wendig hat, befommt, er kennt jehr gut Die Leute, die fie ſchreiben können, und 
weiß auch zu. beurteilen, wer fie fchreiben will. (Sehr wahr!) Dies Zuſammen⸗ 
wirken ift e8, was ich als Kolleftivarbeit bezeichnet Habe. Da muß man fi 
doch vergegenwärtigen, warum das geichehen iſt gerade. bor dem Parteitage. 
Es geſchah, um die Verlegenheit auf dem Parteitage wenn nicht zu ſchaffen, 
ſo doch zu vergrößern. Das iſt es, wogegen ſich die Genoſſen auflehnen; das 
iſt es, wogegen ſie ſich ſträuben, womit ſie nicht mehr behelligt werden wollen. 
(Zuftimmung) Aus dem Grunde heraus hat auch Hoc in der Art, wie es 


ihm richtig exihhien, feiner Meinung Ausdrud gegeben. Ob der Vorſchlag, die 


Sache vor ein Schiedsgericht zu bringen, ein glücklicher Ausweg ift, ijt mir 
außerordentlich zweifelhaft. Ach weiß überhaupt nicht, ob ein Schiedsgericht 
wirklich zuftande kommen würde; denn nad unfetem Organifationzftatut kann 
das nicht bon einem einzelnen, ſondern nur bon einer Organiſation beantragt 
werden. Mir ift es jehr zweifelhaft, ob bei einem ſchiedsgerichtlichen Verfahren 
etwas anderes herauskommt, als das verſchiedene Sitzungen abgehalten werden. 


(Sehr richtigl) Stampfer fragt, ja was wird denn nun, wenn das Schieds⸗ 


gericht nicht zu einem Ausſchluß kommt und ich ſoll dann nachher wieder eine 
für die Partei nützliche Tätigkeit entfalten? Würde mir dann nicht vorgeworfen 
werden, daß ich mir die Belegung mit allerhand Titulaturen habe gefallen laſſen 
müſſen? Ja, Stampfer, wenn man ſich in ſolche Verlegenheiten nicht 
ſetzen will ,.. (Stampfer: Nicht ih komme in Verlegenheiten, ſondern bie 
Barteil) Die Partei käme um die Verlegenheit, Ihnen einen Auftrag zu geben, 
berum. ch glaube, auch der Parteivoritand hat Ihnen in den letzten Monaten 
überhaupt leinen Auftrag gegeben; die Aufträge Baben Sie von der Buchhand⸗ 
lung Bortvärt3 erhalten. Selbftverftändlich wäre e3 möglid, daß ſich der Partei» 


vorſtand einmal mit der Frage befajlen müßte, ob Gie, je nad dem der Eprud) 


des Schiedsgerichts ausfällt, noch mit Arbeiten für den Verlag betraut werden 
könnten, ebenſo wie Sie darüber gu befinden hätten, ob Sie einen Auftrag ause 
führen oder aus belcibigtem Ehrgefühl heraus ablehnen tollen. Aber wenn 
man jolde Situationen nicht au. will, dann darf man die Borbedingungen 
Dazu ‚nicht provozieren. Darin liegt das Gefährliche ber Handlungsweiſe. Das 
ift gefährlicher als die Tatſache der Handlung ſelbfſt. Es war eine Provokation 
und. jollte eine Provokation fein. (Gebr. richtig ) Mich perjünlich läßt e8 ganz 
kalt, ob die Zitate volljtändig zutreffen, ob ein Wort audgelafien, und damit 
der Sinn entitellt ilt oder nicht. Mit Zitaten kann man belanntlich alles an⸗ 
fangen. (Sehr vidtig!) Sollen die Genoflen in die Lage verſetzt erben, 
ſolche Vorgänge richtig zu beurteilen, dann muß ihnen das geſamte Material 
vorgelegt werden. So aber geht es nad) dem Grundfag: Gebt mir drei Worte, 
und ich bringe jeden an ben Galgen! (Sehr gut!) Das Kompliment, Iieber 
Stampfer, made ih Ihnen: Sie haben die Zitate mit dem Ihnen angeborenen 
Geſchick zufammengeftellt. Es war Ihre Abficht, den Effekt zu erzielen, der erzielt ift. 
(Zuftimmung.) Das Hätten Sie vermeiden können, Sie hätten den ordnungs⸗ 
mäßigen Inſtanzenweg beichreiten Iönnen, wenn Sie fich durch den „Vorwärts“ 
bejchwert fühlten. ch glaube, ich Habe nicht falſch gehört; als diefe Meinung 
von einem anderen Genofien geäußert wurde, haben Sie dazwiſchen gerufen: 
„Leipziger Vollözeitung”. Die „Leipziger Volkszeitung“ glaubt allerdings, ihr 
ftehe ein Auffichtsrecht zu. Aber fie ift kein Aufjicht führendes Drgan der Partei. 
Das Net, das fie beansprucht, kann jedes andere Parteiblatt für fi) bean» 
fprucgen, ımd die gefamte Parteipreſſe übt dies Necht gleich der „Leipziger 


VBollszeitung“ aus. Wenn folde Diskuſſionen Formen annehmen, die daß 


Barteigefühl und die parteigenöjlifche Ehrlichkeit verlegen, dann machen unfere 
Genoſſen jedesmal dagegen Front. Mag das Vorgehen Stampfer3 auch nod) jo 
ſehr von dem guten Willen diktiert fein, der. Partei gu, — die Genoſſen 
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empfinden das Schädlighe eines ſolchen Vorgehens, fie find der Meinung, es iſt 


beſſer, wem mal ein Parteiſchriftſteller ein vermeintliches oder wirkliches Unvecht 
verkneift, als daß er die ganze Partei zum Teidenden: Teil macht. (Sehr gut!) 
Wenn nad) diefer Richtung bie Debatte fiber ben Vorſtandabericht eine gute. und 
beilfame Wirkung ausübt, fo ift fie nicht umfonft geweſen. Hoffen mir, daB der 
©treit nicht nad) dem Parteitag mit ungeſchwãchten Kräften weitergeführt wirb, 
fondern daß Ruhe eintritt, damit wir umjere Tätigfeit ben Gegnern gegenüber 
in voller Kraft zu entfalten vermögen. (Lebhafter Beifall) - 

Gerij wird mit Rüdfiht darauf, daß er längere Ausfährunger: zu 
machen hat und daß bie Mittagapaufe beborfteht, erſt am Raymittag bag —— 
wort ergreifen. 

einer perſönlichen Bemerkung erhält ſodann das Mort 

tampfer: Zunächſt möchte ich feftitellen, daß dieſer Artitel im feiner weiſe 
Kollektivarbeit iſt. Er entſprang völlig meiner eigenen Initiative. Weiier will 
ic) ſagen, daß der Weg, ber mir angegeben wurde, zu den Inſtanzen zu gehen, für 
mic) nicht gangbar ift, weil ich als Journaliſt freie. Kritik Uben muß. Ich hätte 
wie ein Rebolverfournalift gehandelt, wäre ich vor ben Parteivorſtand getreten 
und Hätte gefagt: „Ich Habe Material und werde es veröffentlißgen, nom N 
meinen Willen nit tut.“ 

Kaden führt Hierauf in feinem Schluktvort zu dem Verich der Kontron⸗ 
kommiſſion aus: Der Genoſſe Hofmann Hätte gewünſcht, daß die Kontroll⸗ 
kommiſſion zu einer prinzipiellen Feſtlegung der Streitfälle, bie zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaften vorgekommen find, gelommen wäre. Uns wäre das au 
recht geweſen, aber die Kontrollkommiſſion konnte das nicht. Die Kontroffe 
kommijſion Bat dieſe Fälle nur nad) den vorgelegten Alten zu prüfen und danach 
zu entſcheiden. Grimpe hat gemeint, daß bie Kontrollkommiſſion Bei Prüfung 
feiner Angelegenheit wohl andere Motive gehabt Habe. Wir Haben, nachdem uns 
Das Material vorgelegt worden war, die Sade geprüft unb ich geftehe, daß 
mir das eine unterlaufen ift, dab ich aefagt habe, er wolle das Gelb von der 
Barteilafie Haben, anftatt von den jegigen Blättern in Dortmund und Köln. 
Habe mich aber fofort auf den Zwiſchenruf bes Genoffen Berti vasin 
forrigiert. Die Kontrolllommiffion wird ſich damit einverftanden erllären, Bab 
dieſe Angelegenheit an bie Neunerfomntiffion überwiefen wird. 

Hierauf wird die Weiterberatung vertagt auf nad 
mittags 2 Uhr. 

Eine Reihe von Begrüßungstelegrammen kommt noch zur Verlefung, darunter 
ein Jolche8 vom alruffiichen Bauernbund im Namen ber vebolutionäven ruſſiſchen 
Bauern. (Bravo!) 

Schluß der Vormittags⸗Sitzung 121/, uhr. 





ri Sisung 


Den Borfig führt Singer, Ä = 

Das Schlußwort zum Kaſſenbericht erhält | 

Geriſch: Es find verſchiedene Wünſche vorgebracht, auf die ri eingehen — 
Eine Reihe von Genoſſen war durch die Statiſtik nicht befriedigt, aber allzuſehr 
können wir dabei nicht ſpezialiſieren. Peirotes meinte ſogar, ic) hätte nicht bie 
solle Wahrheit gefagt. Dabei babe ih mit Bezug auf Elſaß⸗ -Rothringen augs 
drücklich gelagt, daß für das gewährte Darlehen fehr reale Werte in Mafchtiten 
uſw. vorhanden find. Die Darlehen Habe ich natürlich überall mit angegeben, 
denn fonjt wäre uns wieder horgemworfen worden, daß der Bericht nicht volle 
ftändig fei. Leinert hat den Parteivorſtand fogar als fo eine Urt Wucerinfittut 
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hingeſtellt. Er meinte, wir nehmen gepfefferte Zinfen. (Heiterfeit.) Nein, mir 
fagen den Genoffen immer: „Wenn ihr Zinfen bezahlen könnt, müßt ihr e8 tum, 
wenn ihr nicht zahlen könnt, bleibt #8." (Leinert: Das ift uns nicht gefagt!) 
Das tft doch ganz ſelbſtverſtändlich. Es ift doch nicht unbillig, wenn wir von 
ben Parteigeſchäften, die dazu in der Lage find, Binfen verlangen. (Sehr wahr !) 
Ein Maffenparlament mollen wir nicht werben; im Gegenteil, ih will vers 
Bindern, daß die Dinge einen foldyen Verlauf nehmen, daß wir zur Slaffifizierung 
lommen. Wenn wir verlangen, daß die einzelnen Genoffen die Partei dauernd 
finanziell unterſtützen, fo müſſen wir das Gleiche auch von ben Organifationen 
fordent. - Auf alten, Propinzialparteitagen kann der Vorftand nicht vertreten fein, 
das ift einfach unmöglich; aber überall, wo es ſich um wichtige Dinge handelt, 
informieren wir uns jehr genau. Ich jelbft Bin voriges Jahr zu diefem Zweck 
5 Wochen Bon Ort zu Ort gezogen und. babe dem Borftand ſehr genauen Bericht 
erſtattet. Ale Wünſche kann man jelbftverjtändlich nicht befriedigen. Den 
Salenfern kann ih es nadjfühlen, wie fie empört waren, daß fie einmal vor 
die Klinge genommen wurden. Sch babe aber gejagt, daß es an anberen 
DPDrten ebenjo ift wie in Halle. Ach babe früher Feine Namen angeführt. Das 
bat nichts genugt. Dann bin’ich deutlicher getworden, die Wirkung war wieder 
glei Null. Da mußte ich enbli Namen nermen. Die SHallenfer müſſen ſich 
Damit tröften, daß fie das Opferlamm geweſen find, das für die ganze Partei 
‚bluten mußte. (Heiterkeit) Ich habe abfihtlih die Hallenfer genannt, weil die 
NH noch am, eheiten wehren können. Für die Zufunft kann man den Wilnfchen 
der Hallenſer, dab die anderen, ebenfo ſchuldigen Parteigenofien gleichfalls nicht 
geſchont werden, in der Weile entgegen fommen, dab man alle Wahltreife, die 
motoriſch in der Lage find, zahlen zu können, e8 aber unterlaffen, in die Tabelle 
mit aufnimmt, bie Beitragsrubrifen aber mit lauter Nullen ausfüllt. Ich wollte 
:bereit3 in diefem Jahre fo verfahren — die Liften waren ſchon fertig — habe 
:aber doch Gemiljensbilie befommen und mir gejagt, daß man eine folde Maße 
regel auch erſt dann ausführen darf, wenn fie vorher angefündigt wurde. 
- ; @Hrhart hat mich mißberitanden. Es ift mir nicht in den Sinn gekommen, 
jemals in bezug auf die Finanzen Kionzeffionen zu machen, das twiderftreitet ber 
innerſten Natur jedes Kaſſenmenſchen. (Heiterkeit) Nun haqt ſich Ehrhart ger 
wundert, was mich denn eigentlich, veranlaßzt hat zu meinem Vorgehen gegen 
die Bayern. Das ilt außerordentlich einfach zu erklären” In dem Hefte ber 
„Neuen Geſellſchaft“, das geitern hier verbreitet worden iſt, und das nebenbei 
- gejagt die bösartigiten Angriffe gegen Partei und Barteivorjtand enthält, ſteht 
ein To ſchöner Urtilel über bie verſchiedenſten Arten der Zuneigung, daß ich 
es ſchöner gar nicht jagen könnte: Die eine Liebe will die Fehler des Freundes 
verkleiſtern, das ijt die falſche Liebe; die andere, richtige Liebe furcht die Fehler 
nur auf, um fie abzuftellen, damit die Tugend fich defto befler entfalten kann. 
Nun, auß diejer Liebe heraus habe ich mir die Bayern einmal vorgenommen, 
(Heiterkeit) Daß diefe Zuneigung ganz ehrlich gemeint iſt, will ich dem Genoſſen 
Franz bamit beweifen, daß ich ihm die Unterftellung, als hätte ih aus ſchoflen 
Motiven, weil der Vorſtand felbit ein großes Schuldregiſter hat, fo um mid 
gehauen und die Bayern ald Prügelknaben erküret, in alter Kameradſchaft gern 
verzeihe. Am übrigen aber fteht es mit der Lubmwigshafener Geichäftserrichtung 
durch die bayerifchen Genoſſen genau fo, wie Ehrhart geftern ausgeführt hat, 
:und: ich ſtehe nicht am zu erllären, daß ber bayeriſche Geſchäftsanteil, - den ich 
trage, mir immer ber liebte geweſen ijt, meil ich vor ber Gejamtpartei babei 
nichts zu verantworten babe, In den anderen Fällen, two ich Firmeninhaber 
‚oder -Mitinhaber bin, ift es nicht fo geweſen; da hat der Firmenträger und Buch⸗ 
:drudereibefiger Geriſch beim Kaffierer Gerifch manchmal bös in der Kreide ge» 
‚fanden. (Dört! Hört) und Heiterkeit.) Uber mas wollten wir benn machen, das 
Parteiinterefie erforberte es, daß wir und der Bewegung in ben großen Induſtrie⸗ 
7 14 


210 Dmeiter Verhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


zentren annahmen. Die äußeren Schwierigkeiten für die Entwickelung der Preſſe 
waren immens, die inneren Parteiperhältniſſe an manchen Orten troſtlos, da 
konnte nur. die Geſamtpartej mit ihren ſtarken Mitteln die Sache vorwärts 
bringen; allerdings die Verantwortung dafür, daß die vielen Zehntauſende, 
die hingegeben wurden, im Intereſſe der Partei Segen ſtiften würden, mußte ich 
perſönlich tragen. Dieſe Verantwortung Hat mir manchmal bittere Stunden und 
ſchlafloſe Nächte bereitet. Dieſe Sorgen haben mir die Ludwigshafener nicht ge» 
macht. (Heiterfeit.). So fehr ich bereit .bin, die übrigen Gejchäftslnften,. nachdem 
alles fich jo gut entividelt Hat, abzulegen, bayerifcher Firmenträger werde ih 
trog alledem noch bleiben, wenn die Bayern mich noch Haben wollen. (Große 
Heiterkeit. Lebhafter Beifall.) Sch Habe anderen Barteigenoffen gegenüber gerade 
die Pfälzer unzählige Male als Muſter Hingeftellt, dje in geradezu‘ borbildlier 
Meile als einfichtige, wohldisziplinierte, das Intereſſe der Geſamtpartei ſtets im 
Auge behaltende Genoſſen die Errichtung eines eigenen Geſchäfts betrieben Haben: 
Und nachdem ich die bayerijchen Genofien fo oft Hinter ihrem Rüden gelobt habe, 
glaubte ich, ihnen auch mal ins Geficht einen Tadel ausſprechen zu dürfen. (Heiterleit.) 

Wir mußten einmal zu diefen Dingen prinzipiell Stellung nehmen. Bereits 
kochte e3 überall in der Partei. Das Stollen in der Parteiprefje bewies es. 
Ueber kurz oder lang Hätten wir den ſchönſten Krach belommen, und der täre 
vielleicht zu recht ungelegener Zeit eingetreten. Deshalb war es befier, die 
Sade murde jofort beim Scopfe gefaßt. Wird doch dem Vorſtand ohnehin 
ſchon der Vorwurf gemacht, daß er alles verkleiſtere und beſchönige. Leſen Sie 
nur den bon mir bereits zitierten Artikel in der „Neuen Geſellſchaft“, wo es 
heißt, daß ber Vorſtand in feinem Bericht an ben Parteitag über die Partei 
nur Anerfennendes. zu jagen wiſſe, wie er vor allen Schäden und Gebrechen 
die Ungen . zudrüde. Wie dieſem Gebahren gegenüber die Männer von der 

„Neuen Geſellſchaft“ noch die einzig wirklichen Genoſſen ſeien, die Kritik übten 
und den Webeljtänden in der Bartei furchtlos zu. Leibe gingen. (Heiterkeit.) 
Dieſer Sorte von Kritikern bin ich einen Poſttag zuvorgekommen. Ich habe 
‚mir gejagt, es iſt beſſer, ich ſetze mich mit. den bayeriſchen Genoſſen ausein⸗ 
ander, als wenn es von anderer Seite geſchieht. Und nach den Ausführungen, 
die wir, geſtern gehört haben, hege ich feinen Zweifel, daß die bayeriſchen Ge⸗ 
noſſen auf ihrem nächſten Parteitage intel dind Wege finden werden, die Steine 
des Anſtoßes zu beſeitigen. Mit dieſem Erfolge bin ich völlig zufrieden, und 
ich hoffe, daß die geſtrige Ausſprache auch nach anderen Seiten hin gute Früchte 
tragen wird. Geifall.) 
| Es wird zur Abftimmung geſchritten. Zunächſt wird dem Borftand und 
der Kontrolllommiffion Decharge erteilt. Der Antrag Grimpe, feinen 
Sal zur nochmaligen Prüfung einer Kommiffion zu übertveifen, wird abgelehnt. 

Der Antrag: 178, daß der Bericht des Parteivorſtandes, der meiblichen 
Sertrauen2serfon und der Reichstagsfraktion in Zukunft fämtlichen Barteiblättern 
beigelegt wird, gelangt mit der Einfchränfung zur Annahme, daß der Partei» 
vorſtand nur die Matern den Barteiblättern zur Verfügung ftellt. Die Anträge 
8, 131,1 und 139, die die Vermehrung des Parteivorftandes um zwei Selretäre 
wünſchen, werden abgelehnt. Dagegen wird beichlofjei, daß der Parteivorſtand 
um einen Sekretär vermehrt wird. Das Anfangsgehalt foll 8600 ME. bes 
tragen, es fei denn, daß der Gewählte in feiner hisherigen Stellung ſchon ein 
gleiche Gehalt Hatte, in welchem Falle die Höhe des Anfangsgehalts mit dem 
Barteivorftand und der Kontrollkommiſſion vereinbart wird. 

Singer: Ach bemerke, daß es zur Anftelung von Hülfsträften eines Bes: 
ſchluſſes des Parteitages nicht bedarf, da der Barteivorftand dieſe Befugnis bes 
reits bat. Wir haben nur geglaubt, die Sache ſei wichtig genug, um fie dem 
Parteitage zur Kenntnisnahme zu unterbreiten; da ſich kein Widerſpruch — 
Bat, iſt ein beſonderer Beſchluß — —— nötig. Buftimmung;)-. 





_Barlomentarifgjer Bericht: Schöpflins Meferal Bet 


Damit ift diefer Punkt der Tagesordnung erledigt. ee 
Drresbach übernimmt den Vorfitz. Es folgt Punlt 8 ber Tagesorbnung 
Bye, Bericht der Reichstags-Fraktion. 
nn liegen vor bie Anträge: 47, 48, 49, 50, 5i, bie ſämtlich unterftügt 
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"Grobe Heiterkeit eriwedt die Unterftligimg des Antrages 50. 
Berichtexſtatter Schöpffin: Die Tätigkeit der Fraktion wurde vor allem m 
Anſpruch genommen durch bie Reichsfinanzreform, bie Kolonialforderungen und 
bie, Militgrpenfionsgeiege. Bei ber Reichsfinanzreform hat die Partei verſucht, 
durch Anträge auf Neichsvermögenöfteuern ufw. Die Finanzen des Reiches auf 
eine gefunde Mafis gu ftellen, vor allem aber aud) die indirekten Steuern zu 
befeitigen ; aber die Zolltarifmehrheit ſetzte allen unſeren Verbeſſerungsanträgen 
ein, „Nein“ entgegen, , Die Fraltion hat dann verſucht, wenigſtens die übrigen 
den NMaſſenkonſum belaſtenden Steuern, wie die Brauſteuer, zu Fall zu bringen. 
Es iſt ihr nicht gelungen. Die Folge iſt wieder eine große Belaſtung der 
breiten Volismaſſen. Bei der Kolonialpolitik Haben wir nicht nur bie unge⸗ 
Heuerlicheri Mißſtände, bie zutage getreten find, gegeißelt, ſondern auch unſere 
— Stellungnahme zu der Kolonialpolitik überhaupt wieder betont. Die 
Gründe, die uns veranlaßten, gegen das Offizierspenſionsgeſetz zu ſtimmen, find 
dm Berichte näher dargelegt. Das Mannſchaftspenſionsgeſetz haben mir ver 
gebens verfucht,. welentlich zu verbeſſern. Ueberhaupt ift auf dem Gebiete ber 
Sogialpolitik To gut wie nicht3 geleiltet. Die bürgerlichen Parteien find der 
Meinung, die Kompottſchüſſel ſei gefüllt, und diefem Widerwillen der bürgerlichen 
Parteien gegenüber, weiter ernſthafte Sozialpolitik zu treiben, haben mir uns 
darauf Gefaränten müflen, beim Etat des Reichsamt des Innern auf das ente 
ſchiedenſte bie wichtigſten fozialpolitifchen Forderungen ber Arbeiter zu bertreten. 
‘Sm. übrigen beriveife ich auf ben Bericht, Die Fraktion hat ihre Aufgabe, für 
es Volles Wohl und die Intereſſen der Arbeiter im Reichstage zu wirken, voll 
und ganz erfült, Den Antrag 47 bitte ich Cie der Fraktion zu überweiſen. 
Was den Antrag 48 betrifft, fo iſt jener Vorgang bei ber „Boruſſia“⸗Inter⸗ 
vr, bon’ niemand mehr bedauert worden als bon der Fraktion. Wber ich 
bitte, Sie, den Antrag niet anzunehmen. Das Vorkommnis iſt perurfacht 
worden durch eine Meihe von Bufällen; ein auch nur fahrläffiges Verfehen 
der Fraktion. liegt nicht vor, Laſſen Sie es genug fein mit den Angriffen in 
der —— mit den Anträgen ſelbſt. Gebel: Sagen Sie es doch, wie es 
Lam!) Es tagten an jenem Tage viele Kommiſſionen, die bis zum Beginn des 
—— dauerten. Bis zum Beginn des Referats des Genoſſen Bömel⸗ 
burg Maren. die meiſten eſſen gegangen, und als nun ganz unerwartet bie 
Beantwortung ber. Interpellation abgelehnt wurde, waren noch nicht genug 
Abgesrbiete unferer Fraktion anweſend. (Hue: Die Nationalliberalen haben 
Dagegen geſtimmt; fonft wäre die Beſprechung trogdem befchloffen!) Danach 
bitte ich Sie alfo, die Anträge 48 und 49 abzuleßnen. Den Untrag 50 kann 
man nicht ernft nehmen. Bisher bat die Fraktion noch immer felbft gewußt, 
was der Würde der Partei entſpricht. ch halte es für felbftverftändlidy, daß 
dieſer Antrag abgelehnt wird. Zu Antrag 51 Tann ich nur erllären, daß, ſoviel 
ih weiß, Die Braltion gegen das Hülfskaſſengeſetz ftimmen wird. | 
. Die Digluſſion wird exöffnet. | 


“, Soffmanıt « Bamburg: ſpricht zu ben Anträgen 48 und 49. Der Genofle 

Schöpflim hat dert Zufall als Entfchuldigungsgrund angeführt. Das war 

‚chen igerude das Xadelnziverie,: daß die. Genoilen bet einer fo wichtigen 

Ungelegenheit-- nicht früher anweſend waren. Gig kennen doch die Gegner und 

mußten. erwarten, daß bie Beſprechung abgelehnt murde. Von ben Gegners 
Ur 
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zentren annahmen. Die äußeren Schwierigkeiten für die Entwidelung der Prefie 
waren immens, die inneren. Parteiverhältnifie an manden Orten troſtlos, da 
fonnte nur: die Gefamipartei mit ihren ftarfen Mitteln die: Sache vorwärts 
Bringen; allerdings die Verantwortung dafür, daß die vielen Zehntauſende, 
die Hingegeben wurden, im Antereife der Bartet Segen ftiften würden, mußte id 
perfünlid tragen. Diefe Verantmortung hat mir manchmal bittere Stunden und 
ſchlafloſe Nächte bereitet. Diefe Sorgen haben mir die Ludwigshafener nicht ge» 
madt. (Heiterkeit): So fehr ich bereit ‚bin, die übrigen Geſchäftslaſten, nachdem 
alles ich fo gut entwickelt Hat, abzulegen, bayerifcher Firmenträger werde ich 
troß alledem noch bleiben, wenn die Bayern mich noch Haben wollen. . (Grobe 
Heiterkeit. Lebhafter Beifall.) Ich babe anderen Parteigenoffen gegenüber gerade 
die Pfälzer unzählige Male als Mujter hingeſtellt, die in geradezu borbildlier 
Meile als einfichtige, wohldisziplinierte, das vIntereſſe der Geſamtpartei ſtets im 
Auge behaltende Genoſſen die Errichtung eines eigenen Geſchäfts betrieben Haben: 
Und nachdem ich die bayeriſchen Genoſſen ſo oft hinter ihrem Rücken gelobt habe, 
glaubte ich, ihnen auch mal ins Geſicht einen Tadel ausſprechen zu dürfen. (Heiterkeit.) 

Wir mußten einmal zu diefen Dingen prinzipiell Stellung nehmen. Bereits 
kochte es überall in der Partei. Das Grollen in der Parteipreffe hewies es. 
Ueber kurz oder lang hätten wir den ſchönſten Krach befommen, und der wäre 
vielleicht zu recht ungelegener Zeit eingetreten. Deshalb war es beſſer, die 
Sade wurde fofort beim Schopfe gefaßt. Wird doch dem Vorſtand ohnehin 
ſchon der Vorwurf gemacht, daß er alle verkleiftere umd beſchönige. Leſen Sie 
nur den bon mir bereitö zitierten Artifel in der „Neuen Geſellſchaft“, wo es 
Heißt, daß der Vorſtand in feinem Bericht an den Parteitag Über die Partei 
nur Anerfennendes. zu fagen wiſſe, wie er vor allen Schäden und Gebrechen 
die Ungen . zudrüde. Wie diefem Gebahren gegenüber die Männer von der 

„Nenen Geſellſchaft“ noch die einzig wirklichen Genen jeien, die Kritik übten 
und den Uebeljtänden in der Partei furchtlos zu. 2eibe gingen. . (Heiterfett.) 
Diefer Sorte von Kritikern bin ich einen Poſttag zuborgelommen. Ich habe 
‚mir gejagt, es iſt befler, ich ſetze mich mit. den bayeriſchen Genoſſen ausein⸗ 
‘ander, als wenn e3 don anderer Seite geſchieht. Und nad den Ausführungen, 
die twir ‚geftern gehört Haben, Hege ich feinen Zweifel, daß die bayeriichen Ges 
noſſen auf ihrem nächſten Parteitage Tittel dind Wege finden werden, die Steine 
des Anjtoßes zu befeitigen. Mit diefem Erfolge bin ich völlig zufrieden, und 
ich Hoffe, daß die gejtrige Ausſprache auch nad) anderen Seiten Bin gute‘ Früchte 
tragen wird. Geifall.) 
| Es wird zur Abftimmung gefäritten. ZuUnächſt wird dem Vorftand und 
der Kontrolllommiffion Decharge erteilt. Der Antrag Grimpe, ſeinen 
Fall zur nochmaligen Prüfung einer Kommiſſion zu überweiſen, wird abgelehnt. 

Der Antrag: 178, daß der Bericht des Parteivorſtandes, der weiblichen 
Sertrauen2serfon und der Reichstagsfraktion in Zulunft ſämtlichen Barteiblätterh 
beigelegt wird, gelangt mit der Einfchränfung zur Annahme, dab der Partei⸗ 
borftand nur die Matern den Barteiblättern zur Verfügung jtelt. Die Anträge 
8, 131,1 und 139, die die Vermehrung des Parteivorjtandes um zwei Selretäre 
wünſchen, tverden abgelehnt. Dagegen wird beichlofien, daß der Barteivoritand 
um einen Selretär vermehrt wird. Das Anfangsgehalt fol 3600 ME, bes 
tragen, es fei denn, daß der Gewählte in feiner Bisherigen Stellung ſchon ein 
gleiche Gehalt Hatte, in welchem Falle die Höhe des Anfangsgehalts mit dem 
Parteivorſtand und der Kontrollkommiſſion vereinbart wird. 

Ginger: Ach bemerfe, daB es zur Anftelung von Hülfsträften eines Bes: 
ſchluſſes des Parteitages nicht bedarf, da der Barteivorftand diefe Befugnis bes 
zeit3 bat. Wir haben nur geglaubt, die Sache ſei wichtig genug, um fie dem 
Parteitage zur Kenntnisnahme zu unterbreiten; da. jich kein. Widerſpruch erhoben 
bat, iſt ein befonderer Beſchluß darüber nicht nötig. Buftimmung).. * 


darlamenariſqher vericht: Cnörſin Referat, 211 


Damit iM. — Pintt der Tagebordnung erledigt. . 
Deresbach hernimmt den‘ Borfig. Es folgt Punkt 8 der wederbennumgt. 


er Bericht der Reichstags Fraktion. 


m —— niegen per die Anträge: a7, 8, 9, 50, 51, bie ſämilich unterfiügt 
vb 
Grotze Hriterleit erwedt die uUnterftuhung des Antrages 50. 
Berichterſtatter Schöpflin: Die Tätigkeit der Fraltion wurde vor allem tm 
Karma ‚genommen durch bie Reichsfinangreform, bie Kolonlalforberungen und 
die. Militgrpenflonsgefege, Bei der Neichöfinangreforn hat die Partei verſucht, 
durch Anträge auf Reichsvermögensſteuern uſw. die Finanzen des Reiches auf 
eine geſuide Baſis zu ſtellen, vor allem aber auch die indirelien Steuern zu 
Befeitigen ; aber bie Zolltarxifmehrheit ſetzte allen unſeren Verbeſſerungsanträgen 
ein. „Nein“ ‚entgegen, ‚, Die Fraktion bat, dann verſucht, wenigſtens die übrigen 
den NMaſſenkonſum helaſtenden Steuern, wie die Brauſteuer, zu Fall zu bringen. 
Es iſt ihr nicht gelungen. Die Folge iſt wieder eine große Belaſtung der 
Breiten Volismaſſen. Bei der Koſonialpolitik haben wir nicht nur hie unge 
heuerlichen Mikftände, bie zutage getreten find, gegeigelt, ſondern auch unfere 
en Stellungnahme: zu der Koloniglpolitik Überhaupt wieber Betont. Die 
ründe, die uns veranlaßten, gegen das Dffizierspenfionsgefeg zu Stimmen, find 
Im Berichte näher dargelegt. Ras Mannſchaftspenſionsgeſetz haben mir ver⸗ 
gebens verlicht, welentlich zu yerbeſſern. Nehberhaupt iſt auf dem Gebiete der 
Soziolpelitik fo, gut. wie nichts geleiſtet. Die bürgerlichen Parteien find der 


- Meinung, die Kompotifepäifi jel ſei gefüft, und dieſem Widermwillen der bürgerlichen 


Bu egenüber, - weiter ernſthafte Sozialpolitik zu treiben, haben wir uns 
da rauf beſchränken müſſen/ beim Etat des Reichsamt des Innern auf das ent⸗ 
{iedenfte bie‘ wichtigſten ſozialpolitiſchen Forderungen der Arbeiter zu vertreten. 

m übrigen veriveiſe ich auf ben Bericht, "Die ration hat ihre Wufgabe, für 
des. Volles Mohl, und die Intereſſen der Arbeiter im Reichstage zu wirken, boll 
und. ganz erfünt, Den” Antrag 47 bitte id Sie ber Fraktion zu überweiſen. 
Bas. den Antrag 48 hetrifft, fo iſt jener Vorgang Bei ber „Boruſſia“⸗gInter⸗ 
Pellafion - bon niemand mehr "bedauert toorben als von der Fraktion. Aber il 
Bitte. ‚Sie den Antrag nicht. anzunehmen. Das Vorkommnis iſt verurſacht 
worden durch eine Reihe von Zufällen; ein auch nur fahrläffiges Verſehen 
der Fraktion liegt nicht vor. Laſſen Sie es genug ſein mit den Angriffen in 
der Ine und mit den Anträgen ſelbſt. Gebel: Sagen Sie es doch, wie es 
Yam) Es tagten an jenem Tage viele Kommiſſionen, die bis zum Beginn’ des 
a Hötagd bauerten. Bis zum Beginn des Neferats bes Genofien Bömel- 

urg waren. die meiften eſſen gegangen, und als nım ganz unerwartet bie 
Beantwortung. ber. Interpellation abgelehnt wurde, waren nod nicht genug 
Abgeordnete unſerer Frallion anweſend. Hue: Die Rationalliberalen haben 


Dagegen geſtimmt; fonft wäre die Beſprechung trotzdem beſchloſſen) Danach 


bitte ih Sie alfo, die Anträge 48 und 49 abzulehnen. Den Untrag 50 kann 
man nicht ernſt nehmen. Bisher hat die Fraltion noch immer ſelbſt gewußt, 
was der Wiirbe ber Partei entſpricht. Ich halte es für ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſer Antrag. abgelehnt wird.” Zu Antrag 51 kann ich nur erflären, daß, ſoviel 
54 weiß, Die Braftion gegen das ———— ſtimmen wird. 


Die; Dieluſfion wird eröffnet. | | 


eofſmann · Hamburg ſpricht zu pen Anträgen 48 und 49. Der Genoſſ 
—68— hat den Zufall als Entſchuldigungsgrund angeführt. Das war 
Aber gerude das Tadeluswerie, daß die Genoſſen bei einer fa —2 
Angelegenheit nicht fvlhher anweſend waren. Sie kennen doc die Gegner umb 
mußten. erwarten, daß bie Beſprechung abgelehnt wurde. Von ben Gegnern 
Ur 
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werden ſolche Vorgänge natürlich noch verdreht und uns in ber Agttatioh alle 
Augenblicke vorgehalten. vch barf erivarten, dab ſich ein ſolcher Vorgang nicht 
wiederholt. 

Leinert⸗ Hannover: In der „Boruſſia“⸗ Affäre hat Schöpflin um 
mildernde Umſtände gebeten. Die können wir in dieſem Falle der Fraktion 
wohl zubiligen. Aber bei der Stenerbebatte haben wir den nötigen Schwung 
bermißt, der beim Zolltarif die Agitation für die Bartei befonders begünitigte. 
Es herrſchte eine unverftändlige Unficherheit in der Haltung der Fraltion bei 
der Stellung zur Tantiemeſteuer. In der Kommtifion ſtimmten unfere Genoflen 


gegen diefe Steuer and im Plenum haben fie dafür geſtimmt. ‚Aber erft dann 


wurde erflärt, die Ablehnung ſei erfolgt, weil man die Erbſchafisſtener mehr 
belaſten wolle, während wir glaubten, es ſei geſchehen aus dem Grundſatz 


heraus: dieſem Syſtem keinen Mann und keinen Groſchen. Mit dieſem Grund⸗ 
ſatze hat man alſo gebrochen. Das hãtte beſſer motibiert werden müſſen. Die 


Freiſinnigen waren und manchmal voräus; fo blieb es ihnen vorbehalten, einen 
Antrag auf Reichseinkommenſtener einzubringen. Ganz unverftändlih war es 
mir, daß die Fraktion feine Anträge zum Mannſchaftsgeſetz ftellte, ſondern fich 
auf ein Kompromiß mit den bürgerlichen: Barteien eingelaffen hat. Wenn Ders 
artige Abmachungen getroffen werben, verktert die Tribüne bes Reichstages 


ihre Bedeutung, die fie jetzt für uns bat. An Zukunft gibt es im Reichstag 
Diäten. Da tollen nun die bürgerlichen Parteien Sonnabend und Moittag 
immer figungsfrei haben und es tft dann nicht ausgefchloffen, daß Abmadungen 


getroffen werden, um unfere Partei zu verhindern, Anträge zu den Gefegen 
einzubringen: Da muß vom Parteitage ganz entſchieden ausgefprochen werden 


daß ſolche Abmachungen bon den Parteigenoſſen nicht gebilligt werden. "SG 
will ja zugeben, daß wir draußen die parlamentarifche Praris zu wenig nen, _ 
fonft- würde uns vielleicht daS eine: oder andere in anderem Lichte erſchienen 


ſein. Aber das muß verlangt werden, daß unſerer Fraktion nicht der Vorwurf 
gemacht werden kann, daß ſie ſich die Hände binden läßt, wenn es auf die 
Abſtimmung ankommt. Ferner Hätte auch im Fraktionsbericht die verſchiedene 
Stellungnahme der Fraktion zur Tantiemeſteuer motiviert werden müſſen. 


Fuchſs⸗Straßburg: Es wäre erwünſcht, daß bie Fraktion die elſaß⸗ 


lothringiſchen Verhältniſſe etwas mehr berückſichtigen möchte, ſo lange wir keinen 
eigenen Vertreter von GElſaß⸗Lothringen im Reichſstane haben. Der Reichstag 


habe für Elſaß⸗Lothringen eine noch Höhere Bedeutung ala für andere bentjcje : 


Gebietsteile, weil er unter Umftänden’aud auf bie Landesgeſetzgebung eins 


wirken könne. Die Fraktion follte immer und immer wieder durdy direkte Une 


träge das allgemetrie Wahlrecht für den Landebausſchuß fordern. Speziell auch 
folten.die Arbeitsperhältniffe der dortigen Eiſenbahnarbeiter, deren Koalitionsrecht 


fo brutal unterbrüdt wird, mehr berldfichtigt werden. Für den Antrag 50, ber . 


ben Tadel wegen Teilnahme an der Weinprobe ausſpricht, find wir ja nicht 


(Heiterkeit), wir münfchten nur, daß man nit nur für die efjäffiichen Weine, 


fondern auch für andere elſäſſiſche Verhältniffe Intereſſe beweiſt. (Sehr gut!) 


Hoch⸗Hanau: Auch ich war ber Anficht mie der Meferent, daß unfere . 


Sraftion gegen das Hülfskaſſengeſetz ſtimmen erde. Nun Kat aber Genoffe 


Fräßdorf eine Erflärung abgegeben, welche darauf fliegen läßt, daß bie: 
Fraktion unter gewiſſen Umftänden für den- Gefegentwurf ftimmen werde.‘ Dies’ 
begrintete er damit, daß die dent neuen Geſetz entgegengebrachten Befürchtumgen 
teiliveife zerſtreut ſeien. Es fei nicht zu erwarten, daß bie Behörden die Hütfs⸗ 


kaſſen zu Tode rechnen würden. Run ift dies aber durchaus nicht das weſent⸗ 


liche Bedenken geger den Entwurf. Entſcheidend tft vielmehr, Da hie Kaſſen 
unter die unbeſchränlte Vormundſchaft der Behörden geſtellt werden. So kange 


dieſe Beſtimmungen In dern Entwurf bleiben, muß die Fraktion gegen ben Ent⸗ 


wurf ſtimmen. Das wichtigfte iſt aber, daß die Fraktion vor den Sommerferien 
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gu dieſon und anderen wichtigen Entwürfen gar keine Stellung genommen Hat. | 


Ebenſo ſteht 3: in bezug. auf. den Entwurf für da3 Baugewerbe, bei dem es ſich 


um eine wichtige Aktion für dei Bauarbeiterjhuß handelt. Hier mußte durch eine 
Maſſenagitation dag Zentrum gezwungen werden, ſein Verſprechen, die Bauten⸗ 
koutrolle auch durch Beamte. aus den Reihen der Arbeiter durchzuführen, endlich 
erfüllen. Die Fraktiqn ſchließt ſich zu. fehe. im Parlamente ab und Hält nicht 
die nötige Fühlung. nui der großen Naſſe der Arbeiter aufrecht. (Sehr richtigl). 
Gerade in ‚der Sozialpolitif räche 28 ſich, daß nicht Gewerlſchaften und Partei 
genügend aufammenarbeiten. Auch beim Heimarbeiterſchutz -hätte man die durch 
die, . Heimarbeitansitelung Herbeigeführte beſonders günftige Situation für 
eigen. praltiichen Fortſchritt ausnützen müſſen. Ich habe das Empfinden, daß 
daz richtige Zuſammenarbeiten in der Fraktion nicht mehr vorhanden iſt. Ich 
bin der Anſicht. daß es gut war, dies hier zur Sprache zu. bringen, um: unſerer 
Fraltion ein wenig das Gewijſen zu ſchärfen. Ich hätte die Abſicht, mich. über 
den ungenügenden Anhalt. des Berichtes zu beſchweren. Da ich aber: gehört habe,. 
daß der, ‚ Berichterjtatter durch Krankheit Kehindert geweſen -fei, ben, Bericht 
weiter auszuführen jo, fage, ich Fein Wort darüber. Indes hoffe ich, daß der 
Vericht im naͤchſten Jahre hefier, fein wird. s 

"Scheibe-Dortmund:: Mit Recht. hat Shöpflin geſagt, daß es den birger« 
Kidhen, Parteien sau verdgnlen ſei, daß. unſere Sogialreform auf den Hund 


| gefommen it, Das dürfte die Urſache mit fein, daß: gerade jegt fiber. die 


Berjäumnifie . der. Sraltion bei der „Borufiin“-Affäre fo heftige Worte gefallen 
find. . Es iſt ‚Tediglich, der Entſchuldigung Schöpflins zu verdanken, daß hier 
nicht 20% erheblicher. über. ‚Die Braftion zu Gericht geſeſſen worden iſt. Tate. 
ſächlich handelte „es ſich dapum daß die Fraktion ‚nicht ſtark genug anweſend 
war, um Die. Veſprechung der Interpellation durchzuſetzen. Badauerlich iſt es. 
daß unſere Fraktion eß nicht für notwendig gehalten Hat, dafür Sorge zu tragen, 
daß bei der Veſprechung unfegre. Leute, auf ihrem Plage waren, Wenn man aber 
Die, Entſchuldigungsgruünde Hört, muß, man zu einem anderen Urteil kommen, 
ala. 28 ſonſt der Fall geweſen wäre. Aber ic) muB Doch fragen, ob es denn der . 
Sraftion ſo ganz amermwartet: gekommen ift, wie die Sache ‚hier hingeſtelli wird, 
Es ‚müre bielleicht «Dig; Möglichkeit boxhanden geweſen, wenn man etwas mehr 
auf, dem Poſten. geweſen wäre und nicht. fo viel Vertrauen in die Regierung 
und in die bürgerlichen Parieien geſetzt hätte. Man. mußte fi von, vornherein 
darüber. Kar. fein, daß die, bürgerlichen. Parieien bei dieſer Gelegenheit unfere 
Sraftion im, Stich Jain, würden. Daß die Sraltion trotz afledem fo lax geweſen 
iſt, verdient entſchieden unſeren Tadel, und wir Dortmunder haben -in der 
Richtung Siekung,. genommen, daß wir unjere- Stimmung in: einer. Proteſt⸗ 
reſolulion zum Ausdruck gebracht hahen.Schöpflin hätte dieſe Reſolution in 
ſeinem Verichte mit erörtern. können. Wer die weſtdeutſche Zentrumspreſſe 
geleſen und geſehen hat, wie unerbört über. die Fraktion hergezogen worden iſt. 
ber. weiß, wie man gerade dieſen Anlaß dazu · benußt hat, zu zeigen, dab man 
da, top .e3 ſich darum , handelt, ſolch erichütternde Dinge zu beſprechen, ſehr 
behquert, daß unfere grattion; nicht, am Plage. war. Daß man dem Zentrum 
im, ‚Rheinland dieſe. Waffe in, die Hand ‚gegeben Bat, bat unſerer Parteilafie 
12 000 Mt. gekoſtet, und ich hätte gute- Luft, diefe 12000 ME, der Fraktion auf⸗ 
zuhürden. Geiterleit. Sch „möchte. doch an die. Fraltion die Frage ftellen, ob 
unjere. ‚Sraftion. bei. der Weinprobe ebenfo lax gewoſen ift wie hier, (Heiterkeit) 
Für uns. im Ruhrbecken iſt die Frage heute erledigt, weil die Sache eine andere 
Wenbung genommen Kat, .‚Hauptjächlich dus) die Neden unſerer ‚Sralfionsyedner: 
m, Rejchstgge und Durch die ‚Jare, Stelung-.des. Bentrums. im Landtag, fo daß 
die a: AR ‚ame, hi: me: en ijt. — in apa a u 


be atr 
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große Härte, wenn man die ganzen Umſtände ins Auge faßt, aber wenn Ele 
den Antrag nicht annehmen wollen, dann nehmen Sie den Antrag 49 am. 
Genoſſe Hue wirb zwar dann ſagen, die Sache ſei von ung gu ſchwarz an⸗ 
geſehen worden, aber bie Dinge Uegen fo, daß diejenigen, bie Sonntag für 
Zonntag in den Dörfern drautzen agitieren, die Stimmung im Belle beſſer 
Zennen. Sue Zannte Fe im biefem Kalle bei ung nicht genug. (Baden) 3% 
wollte mit diefen Ausführungen Ihm im bornherein die Waffe aus ber Hand 
ſchlagen unb bitte Ste nochmals, ber Antrag 49 anzunehmen. Die Fraltion 
aber bitte ich; etwas mehr unter das Voll gu gehen. (Betfall) er 
"I Hure Bodum: Wenn Scheibe fagt, die ſchwache Veſetzung der Fraktion Bei 
ber Beratung der „Boruffla‘-Ünterpellation habe uns 12000 M. geloſtet; bie 
eigentlih die Fraktion bezahlen müßte, "fo möchte i Ihn zuerſt eiremal:krittem, 
bag, was er und durch feine Mebe verborben Hat, aus feiner Taſche zu zahlen. 
(Sehr gut.) Scheibe Hätte ſich mit ber: fachlichen Darfiellung vor Schöpflin 
frieben geben follen, umſomehr, als er auf einer Konferenz von Pariei⸗ 
unftionären. antvefend war, wo man fi) gründlich ausgeſprochen und dann 
geeinigt. Hat, über dieſe Sale nicht mehr zu fprechen. (Hört! Höutl) Scheibe 
ſagte, ic} kenne die Stimmung im Ruhrrevier nicht, während er felbft anfcheinend 
nicht einmal die Stimmung berer kennt, mit benen er im .bertranteit Sreife 
zuſammengeſeſſen Bat: (Sehr riätig !) Wir mußten annehmen, daß die Regierung 
die Anterpellation beantworten würde, zumal, da auch ein Vertreter des preußiichen 
Sandelöminifters anweſend war. Die Sitzung wurde fehr pänfiliih eröffnet. 
Das Haus mar ſchwäch befeht, und infolgebeflen wird bie Regierung ſich wohl 
plöglich entfejloffen Haben, die Anterpellation nicht zu beantworten. Es ftimmit 
nicht, daß unfere Fraltion an dem Tage überhaupt nit ſtark vertreten war. 
"Eine: Stunde nad Eröffuumg ber Sitzung waren genug ſogialdemokratifche 
Abgeordnete da. Dak die Interpellation nicht: befprochen wurde, verdunken 
‚wir in erſter Liriie den Nationalliberalen, die ben Antrag auf Beiprediumg nit 
anterftähten, obwohl unter Ihnen Leute find, bie Berginduftriegebtete vertreten. 
Das Zentrum brauchen wir ja nur an die Mitteilung ber Kölniſchen Wollte 
geitung“ gu erinnern, wonach dieſe Fraktion in der Regel fo ſchwach vertreten 
fei, daß nicht einmal ein formeller Fraktionsbeſchlußz zuſtande kommen könne. 
Ich Melle das feſt angeſichts der Verdächtigungen, die vom Zentrum gegen 
uns gelchleubert werden, als ob wir unſere parlamentariſchen Pflichten ſchlecht 
‚erfüllen. - Nachträglich/ im Anſchlußz an Die Courrioreſ⸗Affüre, Haken mir übrigens 
Die reihägefeuliche Regelung der Gruber kontrolle -Beantragt, und diefer Antrag, 
der der Stimmung aller Bergarbeiter entfpricht, wurde durch das Bentrum unter 
Führung von Giesberts burchkreuzt. (Hört! Hört!) Auf den Vorwurf, daß ich 
die Stimmung im Ruhrrevier nicht: Tenme, Brauche ich nicht gu antworten. 
Aus meinem Wahltreife ift mir noch nie vorgeworfen, daß th meine Pflichten 
im Beiche vernachtäſſige. Won einer großen Erregung. gegen bie Praltion tft 
im Ruhrrevier nichts gu werfen, eine foldje WUnimofität zu entbeden, tft das 
Verbienit von: Scheide geweſen. Die Arbeiterſchaft im Ruhrrevier iſt mit ber 
Tätigkeit ber Fraktion durchaus einverſtanden. (Sehr richtig.) Auch bie Arbeiter, 
‚Die dem Zentenm angehören, haben ung wiederholt ihre Anerkennung über unfer 
ziolbewußtes Vorgehen im Intereſſe ber Mrbeiter ausgeſprochen. {Beifall.) 
Bebel: Zur „Boruſſia“⸗Affäre mir einige Worte. Schon ber Referent Bat 
erlklart, daß die geiamte Fraktion bie unglüdjeligen Umſtände, bie er Ichildente, 
bedauert: Die Fraltion hat au in Ihrer nächſten Sitzung dieſen Gogenitanb 
gum Anlaß einer Debatte gemacht. Es üt in: der Tchärfiten Weile das Fehlen 
I vieler Genoſſen gerligt worben, und es ift ber Beſchlußz gefaht, dak; wenn 
Kinftig &hnlide Vorgänge zu eywarten:find, der Fraktionsvorſtand die: fehlenden 
Kraltionsmitglieber telegraphiſch einzulaben Kabe: . Danach haben Sie wohlledie 
Gewähr, dab künftig derartige Vorgänge nicht mehr vorlommen werden. Wollen 


| — — — — — 
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Sie Ihr Vedauern über das Vorkomnmis ausſprechen, ſo ftinme ih auch bafür, 
mn Mipbilligung liegt fein Grund dor. 

Wenn Genoffe Schreibe auögeführt Hat, die. Sraltion habe die Ausgabe bon 
12 000 ME. verſchuldet, fo ift diefe Anklage von diejer Stelle aus vor der weiten 
Deffentlicjkeit ausgeiprocdhen doc etwas ganz Unerhörtes. (Schr richtigh Es 
ift beichloffen worden auf Antrag der Parteigenoifen des Ruhrreviers, daß der 


Berhandlungsbericht iiber dieje Snferpellation, Die nachher beim Etat des Reicht 


amts des Innern in ausführlichſter Weiſe erörtert worden iſt, in möglichſter 
Maſſenhaftigkeit im Ruhrrevier verteilt werden ſollte, und als wir und wehrten, 
die koloſſalen Ausgaben, die die Moſſenherſtellung verurſacht, allein aus der 
Parteilaſſe zu zahlen, haben ſich Gewerkſchaftsorganiſationen bereit erklärt, die 
Koſten zu tragen, die nachher, ich weiß nicht aus welchen Vorwänden, ſich ge⸗ 
weigerk,haben, das zu tun. Daß die Parteilaife die ganzen 12000 M. zu tragen 
hatte, wäre noch nicht To ſchlimm, wenn auch bei der Verteilung diefer Maſſe 
von Brojhüren mit der nötigen Sorgfalt vorgegangen worden wäre. Genojle 
Hoch Hat. gefordert, daB wir namentlich) beim Befähigungsnachweis im Bau⸗ 
gewerbe eine Maſſenagitation hätten betreiben müſſen. Wenn wir bei jeder 


derartigen parlamentariſchen Forderung Maſſenagitation betreiben wollten, dann 


kämen wir gar nicht aus ihnen heraus. (Sehr richtigh) Das ſchlimmeé iſt, daß, 


‚wenn wir einmal Anregungen zu einer ſolchen Maſſenagitation geben, die 


Antwort ift: „Kommt Ihr Abgeordneten vor allen als Nedner ber.” So ſollen 
wir während des Reichstages in Berlin unfere Schuldigkeit tun, und zu:gleicher 
Zeit kommt von hunderten bon Oxten aus dem ganzen Neiche die Aufforderung 
an uns, Verſammlungen abgılhalten. Das find zivei Pflichten, die ſich nicht mit 
einander. vereinbaren laſſen. Außerdem find wir uns in bezug auf die Forderung 
be3 Befähigungsnachweiles für daB Baugewerbe vollſtändig Hay, Wir Haben 
ein großes Material darüber, haben bereits genügend Stellung genommen, und 
es find bereits die Redner beſtimmt, die dazu zu reden haben. . Wie ich betonen 
will, gibt es feinen einzigen ſozialreformatoriſchen Vorſchlag, für den nicht zwei 
und drei Redner von der. Fraltion bereit vorgemerft ſind, die ſich alſo darauf 
vorbereiten können. Speziell der Heimarbeiterſchutzentwurf kommt, wie der 
Präſident verſprochen hat, im Winter in erſter Linie an die Reihe. Es iſt 
unrecht, wenn Genoſſe Hoch — er kann es ja nicht wiſſen — behauptet, es ſei 
auch in der Heimarbeiterſache von ſeiten der Fraktion ungenügendes geſchehen. 
Wenn je ber Fraklion ein ungerechter Vorwurf gemacht worden iſt, dann durch 
dieſe Behauptung. Die Heimarbeiterfrage Hat die Fraktion ſeit zwei Jahren 
beſchäftigt. Wir haben nicht weniger wie drei Geſetzentwürfe beraten. Wir haben 
Kommiſſionen niedergeſetzt. Wir haben die Gewerlſchaften eingeladen. Wir haben 
uns mit den Heimarbeitern in ganz Deutſchland in Verbindung geſetzt, und es 
iſt nach vielen Mühen der Geſetzentwurf zuſtande gelommen, der nun dem 
Neichstag vorliegt. 

Wenn über ein mangelhaftes Zuſammengehen der Sraltion mit den Gewerk⸗ 
ſchaften geſprochen wird, jo Haben wir doc eine ganze Anzahl Leiter großer 
Gewerkſchaften in der Sraltion. Beller wie die ſogialdemokratiſche Fraktion iſt 
leine andere Kraltion in bezug auf die Perſonenverhältniſſe, für ſozialreformeriſche 
Fragen auögeftattet. Mir, haben auch wiederholt ſelbſt von feiten der Gegner 
die Anerlennung zu hören bekommen, daß, wenn es fig um derartlige Fragen 
handelt, wir immer die beften Fachleute ins Feld ſchicken lünnam. Einige Worte 


zus Steuerfrage. - Es ift mit Recht hervorgehoben worden, dab ſich da zum Teil 


eine. ſchwankende Haltung bemerfbar gemadjt habe. Es iſt richtig, daß z. B. in 
der Rommitfion. für die Beratung. der Benfionsgejege Zonitattert wurde, daß das 
Dffizierspenfionsgefes einſtimmig angenommen morden ſei. Wir. hoben uns bei 
den Kommiſſionsmitgliedern — ich habe..nicht Dazu, gehört — erkundigt, ob das 


wabhr jei, und da wurde uns geſagt, es ſei Ähnlich, verfahren worden, wie ‚jo 
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bielfad in anderen Fällen. Am Schluſſe der Beratung babe ber Vorfikende 
gefagt: „Ih darf wohl annehmen, dat das Gele angenommen iſt“, daß alfo 
eine formale Abjtimmung nicht ftattgefunden habe. Das ift eine Art ber Ab⸗ 
ftimmung, bie fehr häufig vorkommt, fogar aud) im Plenum, wobei es einem 
einfällt, weil ein Antrag oder Geſetz in diefer Form angenommen wurde, daß 
damit ausgeſprochen wird, das ganze Haus Habe ihm feine Zuftimmung erteilt. 
Natürli war es unfere Aufgabe, unferen ablehnenden Etandpuntt im Plenum 
Harzuftellen. Es wurden Kommifftonsmitglieder beauftragt, Dei der Genreraldebatte 
Hipp und Har den ablehnenden Etandpunft der Fraktion gegeniiber dieſem 
Dffizieröpenfionsgefeg klarzulegen. Ich möchte hierbei noch eins bemerken, dad 
namentlich auch für die Tantiemeſteuer gilt. Wir haben ein für allemal in der 
Fraktion feftgelegt, daß, menn es nicht möglich ift, eine Detatlberatung eine 
Geſetzes in der Fraktion vorzunehmen, unferen Kommiffionsmitgliedern ein für 
allemal zu fagen: wir nehmen an, daß hr wißt, was Ihr zu tun habt, aber 
Ihr dürft dur) Eure Abftimmung die Fraktion in feiner Form binden. (Sehr 
richtig!) Nach Beendigung ber Kommiffionsberatung berät dann die Fraktion 
das Geſetz und fällt ihre Entſcheidung, ohne Rückſicht auf die Stellung der 
Kommiſſionsmitglieder. Nun muß ich aber zur Entſchuldigung der Genoſſen, die 
in der Kommiſſion gegen die Tantiemeſteuer ftimmten, hervorheben, dat anfangs 
in der Fraktion allgemein die Meinung vorhanden war, wir hätten gegen ’'biefe 
Steuer zu ſtimmen, weil diefer ganze Gefegentwurf eine Halbheit fei, da er aus 
ben befigenden Klaſſen eine Heine Schicht in willkürlicher Weife heransnehme, 
die man im Intereſſe der ſogenannten Mittelftandspolitit auf dem Altar des 
Baterlandes eitwas rupfen wolle, indem man nur die Huffichtsräte der verhaßten 
Aftiengeielichaften Heranziehen wollte, mährend man die große Maife der ber 
figenden Klaſſen mit ihren Millioneneinkommen fteuterfrei ließ. Unfere Kommtffiong- 
"mitglieder. Haben alfo_ die Anfchauung vertreten, diefer Geſetzentwurf ift ein 
Nonſens, wenn ihr die beiigenden Klaſſen Heranziehen ſollt, dann ditrftet ihr 
nicht derartige Ausnahmen machen, denn unter den 8-10 000 Repräfentanter 
der Aktiengeſellſchaften, die Befteuert werben, find eine Anzahl, die jährlid mr 
500, 1000, 8000 ME. als Nuffichtsrat beziehen, allerdings gibt es wieder audere, 
Die 80.000, 40 000 und 100 000 Mk. beziehen, aber die: ganze Bourgeoiskiaffe mit 
ihren vielen Millioneneinkommen wird davon nicht getroffen. Diefe Stellung- 
nahme war alfo ganz begreiflih. Nachher Haben mir uns gejagt: die Tarttieme- 
jteirerporlage ift zwar ein verpfufchtes Ding; aber fte ift doch das erfte Keilchen in 
Die beitehende Steuerordnung. Sie ift ein Schritt auf dem Wege der direkten 
Befteuerung und von diefem Geſichtspunkt aus Hat fig nachher die Fraktion 
entichlofien, für diefe Steuer zu ftimmen, obwohl der Steuerertrag höchſtens 6 
bis 8 Millionen Mark beträgt. Was das Penſionsgeſetz betrifft, fo Hat man’ der 
Sraltion einen Vorwurf daraus gemadit, dak ihre Vertreter im Seniorenfonvent 
den Abmachungen zugejtimmt Haben, daß im Plenum feine Anträge mehr zum 
Penſionsgeſetz geltelt werden dürften. Die Sache lag folgendermaßen: wir 
waren am Ende tmferer Beratungen, bie Venfionsgefege waren Sahr und Tag 
verſchoben worden, das Mannſchaftspenſionsgeſetz mar eine bringende Notwendige 
Zeit bei den elenden MWenfionsverhältniffen, unter derren Zehntaufende und Aber⸗ 
zehntauſende unferer Barteigenoflen leiden, die ihr But für das Vaterland haben 
periprigen müſſen, oder im Militärbienft invalide geworben find; die‘ Ver— 
abſchiedung des Geſetzes war alfo auch von unferem Standpunft aus wünſchens⸗ 
wert. Nun find die beiden Gefege ein fo außerordentlich kompliziertes Wert, 
daß e8 nicht ausführbar iſt, an irgend einer Stelle einen Stein herauszunehmen, 
ohne das eine ganze Neihe anderer VBeftimmungen im Gele ebenfalls geändert 
werden müßte. So fagte man fi}: von dieſem Geſichtspunkt aus Betradytet 
wollen wir zuftimmen, feine Unträge mehr gu ftellen; aber es bleibt der Partei 
felbftverftändlicy überlaflen, ihren prinzipiellen Standpunkt dem Gefege gegenübe 
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klarzuſtellen, alle die Mängel hervorzuheben, die fie an dent Geſetze fieht und 
u pröllamieren, welche Verbeflerungsanträge fie geftelt hat, überhaupt ‚der 
effentiichleit ihre Stellung zu dem Geſetz darzulegen. Das iſt geſchehen. Sollte 
es nicht in genügendem Maße nach Meinung der Genoſſen geſchehen fein, dann 
bebauere ich dad. Auf ber einen Seite war an eine Aenderung nicht zu denken, 
auf der anderen Geite aber find zur Genüge und An ſcharfpointierter Weije die 
Geſichtspunkte entwidelt worden, bie wir für maßgebend erachteten. Den Genoſſen 
aus Elſaß⸗Lothringen möchte ich eriwidern, daß uns, jahrelang in ber Budgets 
fommilfion Dutzende von Petitionen aus Elſaß⸗Lothringen, aud der Eifenbahre 
beriyaltung, zugegangen find, niemals aber tft ein einziger der elfaßslothringifchen 
Bahnarbeiter an uns herangetreten. Wir können jedoch in der Kommiſſion nicht 
für Dinge eintreten, von denen wir nicht3 wiſſen. Ich kann alſo uur bie eljaß« 
lothringiſchen Genofien bitten, baß fie daflir forgen, daß die Bahnarbeiter ihre 
Beichwerben formulieren und an uns bringen, und dann können fie verſichert 
jein, daß wir diefelben auch wahrnehmen werden. (Bravo!) . 
Stadthagen⸗Berlin: Nur einige Worte zum Antrag 51. Schöpflin Hat bereits 
erflärt, daß innerhalb der Fraktion niemals eine Meinungsverſchiedenheit darliber 
beftand, daß in der Tat auf das allerfchärfite gegen diefes Gefe Stellung ges 
nommen iverden müſſe. Ich bedauere, daß Fräßdorf — ich weiß nicht wodurch — 
verhindert ift, anweſend zu fein, Mit feiner von Schöpflin erwähnten Neußerung 
lann er nur gemeint haben, daß einige Bedenken auf rein pefuniätem, finanziellem, 
bureaukratiſchem Gebiet weggeräumt find, keineswegs kann er gemeint haben, daß 
irgend welche Hauptbedenfen meggeräumt find, Fräßdorf war mit mir In ber 
sriten Leſung in diefer Kommiffion und hat dort mit aller Energie ben Stand⸗ 
punkt vertreten, daß das Geſetz unannehmbar iſt. Es handelt ſich um ein Beleg, 


dab die Ürbeiterllafie aufs allertiefite berührt. Ungebli fol es gegen die 


Schwinbellafien eine Handhabe Bieten. Davon kann aber feine Nede' fein. 
Den. Schwindellaften würde im Gegenteil durch Annahme des Geſetzes freiefte 
Bahn geichaffen, und ferner würden die Arbeiter auf dem. Gebiete des Vers 


ficherungsweſens zurücdgedrängt fein ayf bie Lage, in ber fie fi) vor 1869 Bes 


funden haben, an Stele des Recht s, Hülfskaſſen zu errichten, tritt die Willkür 
bon Behörden. Es gibt Mittel zur Cindämmung der Schwindeltaffen. Dahin 
zählen: Schuß der freien Kritif, Vefeitigung des Anklageprivilegs auf biefem 

ebiete, Ausdehnung des Kreifes der Verficherten, Bejeitigung ber Berfplitterung 
des Kaſſenweſens, der Schädigung der Verſicherten durch Innungs⸗, durch Knapp⸗ 
ſchafts⸗, durch Betriebskaſſen uſw., Beſeitigung anderer Mängel im Kaffengefeg, 
wie z. B. der Erſchwerung einer Doppelverſicherung. Nach all dieſen Richtungen 
haben wir Anträge geſtellt. Sie ſind abgelehnt. Abgelehnt wurde auch, objektive 
Merkmale für Schwindellaſſen, 3. B. Höhe ber Verwaltungskoſten, chikanöſe 
Handhabung der Statuten, Generalverſammlungen unter Ausſchluß demokratiſcher 
Seibſtverwaltung. Nach allen dieſen Richtungen hat man unſere Anträge ab⸗ 
gelehnt. Das Geſetz ſoll in Wahrheit keineswegs den Schwindelkaſſen entgegen⸗ 
treten. Ausbau der ſozialen Zwecke der Krankenverſicherung wäre ein Schuß 
gegen Stranfenlafien; das Geſetz geht den umgekehrten Weg: es ſucht fogiale 
Zwede zu unterdrüden. Das Hat die Ablehnung jo ziemlich Aller von und ges 
itellten Anträge gezeigt. Es will die Hülfstafien von dem, Belieben der Behörden 
abhängig madgen. Aber ich bezweifle nicht im geringiten, daß das Hülfskaffen« 
geſetz nicht nur den Zived hat, den Krankenkaſſen Die Selbjtveriwaltung gu nehmen, 


Sondern auch den Gewerkſchaften, denen Sozialdemokraten angehören, 


Schwierigfeiten gu bereiten, fie als nicht gejtattete Verficherungsvereine Zu ers 
Hören uſw. Ich würde es dankbar begrüßen, wenn Sie, falls Sie überhaupt 
ſich hierüber noch ausdrücklich äußern wollen, erflären, daß ein derartiged Aus— 


nahmegeſetz ſelbſtverſtändlich abzulehnen if. (Bravo!) IH will nur auf eittige 


Hunlie. eingehen, bie Ihnen zeigen, von welchem antijozlalen Geiſte dieſe 
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Novelle durchdrungen fit. Es ſoll den Krankenkaſſen danach nicht geftattet fein, 
Verſammlungen zu beſchicken, die über Prophylaxe beraten; bei Gewährung der 
erforderlichen Hebammendienſte ſoll keine freie ärztliche Behandlung, Familien⸗ 
unterſtützung uſw. gewährt werden können. Ausdrücklich abgelehnt worden iſt, 
daß 829 in der Art ausgelegt werden ſoll, daß es einzelnen Kaſſen geftattet ift, 
an Krankenkaſſenkongreſſen und hygieniſchen Kongrefien und dergleichen teils 
zunehmen. Außerdem geht das Gejeg nicht nur gegen die Krankenkaſſen, jondern 
e3 ift auch direkt gegen die Berufspereine wie Die Gewerkſchaften gerichtet. Das 


erfehen Sie daraus, daß 3. B. alle Anträge abgelehnt find, die darauf abzielten, 


Berufspereine nicht etwa als Berfiherungsunternefmungen im Sinne dieſes Ge⸗ 


feße3 gelten zu laffen, wenn fie foziale Zwecke durch Zahlung von Zuſchüſſen 


zu Strantengeldert, Indvaliden⸗ und Sterbegeldern oder durch Errichtung von 
Witwen⸗, Waiſen⸗ oder Arbeitölofenunterftüägung und dergleichen erfüllen. Die 
‚gegen die Arbeiterklafle gerichtete Kampfesnatur des Gejegentwurfs geht auch 
daraus hervor, daB felbft der Antrag abgelehnt ift, der erflärte, daß wegen 
politifcher oder religiöfer Meberzeugung ober Betätigung der Kaffenmitglieder, 
de3 Kaſſenvorſtandes oder der Kafjenbeamten einer Hülfstaffe die Genehmigung. 
zur Errichtung nicht verfagt oder die Kaffe wicht. gar aufgelöft werden dürfe. 

Hoch⸗Hanau: Die Gründe, die Bebel gegen meine Ausführungen borgebradt- 
hat, find nicht durchſchlagend. Solche Mafienagitation, wie ich fie ‚angeregt 
habe, Haben wir feit Jahren Yeider gar nicht mehr gehabt. Wir Hätten anf 
Grund der Vorarbeiten der Zentral⸗Kommifſion für Bauarbeiterfchutz jehr wohl 
unter den Bauarbeitern agitieren und ihnen zeigen Tönnen, daß die bürger⸗ 
lichen Parteien fie mit einer bloßen Reſolution abipeifen.. Auch -für den Heime 
arbeiterfchuß Hätte Die Situation beffer ausgenützt werden können, ich Habe ja 
entiprechende Anregungen in der Prefie gemacht. Unſere Fraktion Hätte die 
bürgerlichen Parteien feſtna geln ‚und fie anftoßen müſſen, wirklich etwas für 
die Heimarbeiter zu tun.- Hier könnten Partei und Gewerkſchaften gemeinfam 
arbeiten. ch wollte der Fraktion nur mal den Kopf waſchen, hoffentlich wird 
es nutzen. (eiterkeit.) | 

Adolf Hoffmann ruft: Du Tommft ja das nächſte Mal wieber! Große 
Heiterkeit.) 

Pfannkuch: Bauarbeiterſ chutz und Seimarbeiterf Au find bekanntlich Speziali⸗ 
tãten von Hoch. Hoch hat aber nicht das entkräftet, was Bebel geſagt hat, 
daß nämlich für eine umfaſſende Agitation doch wieder zum größten Teil die 
Reichsſtagskollegen in Anſpruch genommen wären. Hoch weiß doch aus feiner 
Tätigkeit als Abgeordneter, daß auch er oft aus triftigen Gründen den Anfordes 
rungen nicht entipröchen konnte. Wird aber eine Agitation mit unzureichenden 

Kräften entriert und tritt ein Fehlſchlag ein, dann jegt die Kritik erft recht 
ein. . Bebel Hatte dem Genofien Fuchs aus Elfah-Lothringen den Nat 
gegeben, fein Material einzufenden. Tatſächlich Hatte Fuchs mich gebeten, im 
Neichstag die Elſaß⸗Lothringiſchen Angelegenheiten im allgemeinen und befimders 
bie der Eifenbahnarbeiter zur Sprade zu Bringen. Cr bat auch das Material 
rechtzeitig an das Parteibureau geſandt. Ich perſönlich hatte mich verpflichtet, 
es im Reichstag vorzubringen: aber man iſt nicht immer Herr feines Geſchickes. 
Ich ſchleppte mich, trogbem ich ſterbenskrank mar, bis dor den Reichstag, mußte 
mich aber wieder ins Bett legen, weil ih mid nicht aufrechthalten Torınte, 
fo gern ich wollte. Ich konnte den Auftrag nicht ausführen, ich war an die 


Grenze meiner phyſiſchen Leiſtungsfähigkeit gekommen. Ich verſpreche aber‘ 


dem Genoſſen Zuchs, daß das, was in der vorigen Seſſion nicht möglich war, 
in der nächſten Seſſion nachgeholt wird. Noch ein Wort Über bie Ausgabe 
von 12000 ME. anläßlich der „Boruffia’-Affäre, Die Ausgabe war nicht deshalb 
nötig, weil die Anterpellation nicht ‘an dem erfter zur Beratımg -angejetten 

Tage aur Beſprechung gelommen ift, fondern weil die beteiligten Verbände, der 
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Metallarbeiterberband und der Bergarbeiterverband, bie Veröffentlichung des 
geſamten Materials. im vollen Umfange verlangten. Die Organilationen er 
Härten. fi; bereit, je: ein Drittel. der Koflen zu übernehmen. Demnach wäre 
alfo- nur ein Dritte auf die Parteikaſſe gefallen. : Der. Meisllarbeiterverband 

hat fir von der Verpflichtung zurückgezogen Indem er jelbftändig das Material 
vexöffentlichte: der. Bergarbeiterverband wird fich Hoffentlich feiner. Verpflichtung, 
zu zahlen, nicht einziehen Der Barteivoritand it alſo au da mit aller 


Vorficht vorgegangen. Uber da das Dortmunder: Geſchäft auf. Nealifierung ſeiner 


Forderung drang, Hat. der Vorſtand das Gelb vorläufig verauslagt. Das Dort⸗ 
minder Geſchäft iſt alſo nit zu dasg gelommen > 000.0. ne 
Die Debatte wird geſchloſſen. Perſönlich bemerkt En, en © 
. Schoiben Es bat mir vollſtändig ‚ferngelegen, Hue vorzuwerfen, daß er 
agitatoriſch micht tätig ſei, ich wollte dag nur geſagt haben mit Bezug auf feine 
polttiſche Betätigung, Die Herausgabe der Reichstagsverhandlungen über bie 
Boruffinaffüse Halte Ih für überflüfflg, ‚wenn. die Kraltion auf dem Poſten 
geweſen wäre, daher meine. Sießungnahne.. A u 
;, Sms: Der Vorredner meint, Ich hätte. nicht genügend politiſch agitiert. 
ch Stelle feſt, daß 83 im Wahlkreiſe Bochum nicht einmal im beitten. Teil ber 
Irte. möglich iſt, Verlammlungen abzuhalten, weil das „tolesante‘ Zentrum 
uns. iyitematii die Säle abtreibt, (Hört! hört - - See nal 
. Schöpflin (Schlußzwort): Ich Habe keineswegs eine Schuld der Fraktion 
been und um mildernde Umftände gebeten. Das Lob, dad Leinert beit 


— 


xeiſinnigen gezollt Hat, iifft nicht zu. Die Freiſinnigen beantragten zwar eine 
ermögensſteuer, aber zur Deckung der Koſten ber Flottenvoxlage. Bel den 
Militärpenſionsgeſetzen Haben wir wichtige Aenderungen durchgeſeßt. Daß bie 
Fraktion ſich zu ſehr abſchlietßzt, weile ich zurück. Wir müſſen ſogar in. ganz 
üußersrbentlichen MNaßa agitatariſch tätig fein, fo dab unſere Arbeit im, Parla⸗ 


ment-.oft darunter leidet. Die Fraktion Bat. ihre Schuldigleit in vollem Maße = 


gen ‚Die Debatte hat ja auc gezeigt, .bab der Parteitag im allgemeinen 
mit aufrieben was EN | —— 18 — 
Der Antrag 47 wird der Fraktion zur Erledigung über— 
wiejen; Antrag 48 abgelehnt, Antrag Id .angenommen, 
Antrag 50 unter großer Heiterkeit einftimmig abgelehnt, 
Antrag dl gleihfalls abgelehnt. | | — 
Buff Vorſchlaäag bes Bursaus tritt der Parteitag in 
Die Beratung von Punkt 6:der Taposorbnung.ein: 
Der Internationale Songreh 1907. | 


gZierzu liegt außer der Reſolution 144 nur der Untrag 


115007, berabernidtgenügnend unterftügtmwird 

„Berichterſtatter Singer: Ich glaube, ich werde mit meinem Referat den 
Parteitag nicht lange Zeit: in Uniprud zu nehmen brauden Ich Babe. bie 
Ueberzeugung, :-dai über meinen trag, den Internationalen Kongreß. Zu 
beſchicken, abiolut Feine Meinungsverſchiedenheit befteht Ebenſo wenig wird 
Darüber eine Meinunßsverſchiedenheit herrſchen, daß, ſeitdem ber Internationale 
Kongreß beſchloſſen bat, ‚ein internationales Bureau zu ſchaffen, um die ber 
Arbeitertlaſſe aller Länder gemeinfamen. Aufgaben auch international gu ber 
handeln, dadurch der Arbeiterklaſſe aller Länder wefentliche Dienjte geleiftet 
worden jind.. (Zuftimmung.) Das internationale Bureau bat die eriten Jahre 
benugen müflen, bie Organilation von Land, zu Land zu vereinbaren und zu 
ſtaͤrlen, und wenn bei Eröffnung des Barteitages mit Freude darauf hingewieſen 
werden lonnte, daß es gelungen it, die franzoͤſiſchen Genoſſen zu einer Binigung 
au beranlajlen,. — feruer An Ausſicht geſtellt werden konnte, daß auch bie 
engliihen Genoſſen die Einioung pollaiehen werben, und wenn wir zu unſerer 


—J 


‚einfinden, um auf deutſchem Boden 


20 Zweiter Verhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


beſonderen Genugtuung gehört haben, daß in Rußland die verſchiedenen Gruppen 
ſich zuſammengeſchloſſen haben (Beifall); dann müſſen wir der Tätigtett des 


- internationalen Bureaus, des Erefutibfomitees' und feiner Sekretäre den Haupt⸗ 


anteil an dieſen erfreulichen Erfolgen zuſchreiben, uñd wir können nur dankbar dieſe 
Tätigkeit konſtatieren, weil auch wir gewillt ſind, bie internationale Solibarität, die 
Brüderlichkeit der Arbeiterklaſſe der ganzen Welt nachdrücklich zu unterſtützen und 
zu fördern. (Lebhafte Zuſtimmung.) Das Proletariat Hat die” Gründung des inter⸗ 
nationalen Bureaus nicht nur nicht zu bedauern, ſondern wir können erfreulicher⸗ 


weiſe bon’ Erfolgen berichten. (Beifall.) Die Tätigkeit Des internatidnalen 


Bureaus wird auf dem Stuttgarter Internationalen Kongreß zur Kenntnis 
aller Beteiligten gebradit werden. Soweit e8 möglich war, bat“ bereits unsere 
Parteipreſſe bon dent Zagungen de3 - internattorralen Bureau⸗ Mitteilung ge⸗ 
macht, und ich kann es mir daher erſparen, Hente' im. einzelnen darauf einzu⸗ 
gehen. Als in Amſterdam auf dem letzten Kongreß 'beſchloſſen wurde, den 
nächſten Kongreß in Deutſchland abzuhalten, da wär. bie deutſche Partei 
darüber auf das höchſte erfreut: Es könnte ja verwunderlich erſcheinen, daͤß 
Deutſchland fo ſpät an die Reihe kommt, aber if) brauche bier feine Erörterung 
darüber zu pflegen, aus welchen Grimben man bisher davon ° abgeſehen hät. 
Nun aber, nachdem der Kongreß dieſen Beſchlußßz unter der warmen Befürwortung 
der deutſchen Vertreter gefaßt ‘hat, bin ich überzeugt, daß “die deutſche Partei 
alles aufbieten wird, um ‘den zum eritenmal' in Deutſchtand tagenden Inter⸗ 
nationalen Sozialiſten⸗ und Arbeiterkongreß zu fördern‘ und feine Arbeit nach 
Möglichkeit zu unterſtützen. (Beifall.) Wenn der nächife Internationale Kongreß 
in Stuttgart Ttattfindet,- werden dr Vertreter‘ der Arbeiter alfer Länder‘ fit 
barzutı,- daß bie" Arbeiterklaſſe der ganzen 
Welt ſich nicht getrennt fuhlt durch Grenzpfähle. Lebhafter Belfall) Ich glauhe, 
daß der Kongreß in Stuttgart eine Tätigkeit entfalten wird, die alker Welt bi 
Beweis liefert, baß der gewaltige und mächtige Bund' ber Arbeiterklaſſe aller 
Känder au‘ in Deutſchland zur vollen Wirtmg und zum Ausdrud kommen 
wird. (Bravo.) Darüber alſo, daß dieſer Kongreß von Deutſchland beſchickt 
wird, herrſcht kein Zweifel, und daß es notwendig ift, daß die" Soli⸗ 
darität des inlernationalen Proletariats durch die Ausſprache der Vettreter 
der verſchiedenen Länder gefördert wird, und daß es dazu 'Teine beſſere Gelegeij⸗ 


heit gibt, als die Internationalen Kongreſſe, auch darüber beſteht unter uns tetite 


Meinungsverſchiedenheit. (Sehr richtig |) Wenn ich Ihnen cilſo empfehle, daß 
ber Parteitag die Genoſſen auffordert, den 1907 zum erftenmal in Deutfihland 


Stattfindenden ſozialiſtiſchen Arbeiterfongreß zur Bekundung der Solidarität mit 


den Arbeitern aller Länder zu beſchicken, wird der Parteitag einmütig dieſem 
Vorſchlag zuſtimmen. (Lebhafter Beifall.) Ich wende mich nun dem zweiten 
Zeil der Reſolution zu. Es iſt ganz erklärlich, daß die Tatſache daß im nädjiten 
Jahre zum eritenmal ein Internationaler Kongreß‘ auf deutfihem Boden tage; 
tpird, die Neigung zur Beſchickung dieſes Kongreſſes in Deutſchland ivefeittlich 
ftärken wird. Ich glaube nicht irre zıt gehen, wenn ich armehnte, daß Deutſch⸗ 
lands Arbeiterflaffe mit großem Intereſſe diefem Kongreſſe entgegenfieht,und daß die 
deutſchen Arbeiter, ſowohl die politiich, wie die gewerkfchaftlich organtifierten, ehr ges 
meigt fein werben, die deutſche Partei und die deutſchen Gewerkſchaften möglichft 
ſtark vertreten zu laſſen. (Sehr richtigl) Nun aber glaube ich, daß wir durch 
eine zu große Zahl der deutſchen Delegierten die Arbeit’ des Kongrefſes eher 
beeinträchtigen als fördern würden. (Sehr richtig I) Wir müfſen ‚deshalb bafifr 
forgen, daß der Kongreß feine Arbeit pollfommen und unbeeinträgtigt erfüllen 
Iann, und unſere Wünſche auf ſtarke Beſchickung des Kongreſfes in einem ge⸗ 
willen Umfang einſchränken. 

Ich glaube‘ daher, daß die Barteileitung, ‚welche dur) mich diefen Vorſchlag 
machen laßt, in Ihrem Sinne handelt, wenn ſie vorfchlägt, Die Baht ber 





. Der internationale Kongreß: Singers Referat, 291 


deutſchen Delegierten auf eine beftimmte Höchſtziffer feftzulegen. Ein ſolcher 
Vorgang iſt nicht neu in der Geſchichte der Internationalen Kongrelie. ch 
teile darauf: hin, dab die Schweiger Genoſſen, als der Internationale Kongreß 
in. Zürich tagte, im berjelben Weile. verfahren find, ‚ebenfo die franzöfilden 
Benoffen in Paris, und die belgiſchen in BrüfieL Ich glaube, die Zahl, welche 
wir gegriffen Haben, reiht aus, um auch das höhere Intereſſe, welches ber 
Kongreß bei den deutſchen Genoſſen erregen wird, zu befriedigen. Wenn wir 
ung. bergegenmwärtigen, daß bei den ‚biöherigen internationalen Kongreſſen . die 
Deuiſchen gewöhnlich, Gewerkſchaft und Partei zuſammen, etwa 70-80 Perſonen 
ſtaxk waren, ſo glaube ich, daß wir mit der. Geſamtzahl von 300, die wir 
Ahnen vorſchlagen, ale Anfprüche zu befriedigen imjtande find. (Rebhafte Bits 
ftimmung,) Es wird alfo kaum jemand, der hon- feinen Genoffeu für würdig 
eragıtet wird, auf ben internatignalen. Kongreß geihidt zu werden, Einbuße zu 


erleiden brauchen. Sehr richtig ) Aber ſelbſt wenn das der Kal. wäre, würde 
8. ünſere Pflicht als Vertreter des Laudes, in dem der Kongreß tagt, ſein, uns 
eine gewiſſe Einſchränkung und Beſcheidenheit aufzuerlegen, weil wir den aus⸗ 


lãndiſchen Delegierten in keiner Weiſe irgendwelche Unbequomlichkeiten machen 


wollen. Dasſelbe Intereſſe, welches wir. an der. Einſchränkung der Delegierten⸗ 


zahl haben, wird auch bei den Gewerlſchaften vorhanden ſein, und da wir den 
Wunſch hahen, auch auf dieſem Gebiet mit den Gewerlſchaften gemeinſame 
Sache zu machen und Hoffen wir, daß die Gewerkſchaften ſich ebenfalls dieſer 
Kontingentierung anſchlietzen. Bir find ſelbſtverſtändlich nicht in der Lage, 
einen Die Gewerlſchaften verpflichtenden Beſchluß zu faſſen. Es fällt uns auch 


gar nicht ein, jo anmaßend zu fein, daß wir den Gewerkſchaften vorſchreiben 


wollen, was fie zu tun haben; daten laun gar Teine Rede. fein.. Aber ich glaube 


den Wunſch ausſprechen zu. dürfen, daß die Generallommiffion bei den Verbänden 
‚üpferen, Vorſchlag ‚befürtmortet, Das iſt unſer gutes Recht und im. dem vor⸗ 


Jiegenden Falle unſere Pflicht. und. wir. dürfen uns um fo mehr der Hoffnung 
Bingeben, daß auch bie Gewerkſchaften diefer Auffaſſung beitreten, als ich mit⸗ 


‚teilen, Zaun, daß die Generallommiffion, an die wir uns geiwendet haben, prinzipiell 


dem, bon uns bexiretenen Standpunkt Beitritt, aber nod) nicht in der Lage iſt, 
einen definitiven Veſchluß au fallen, weil fie den Vorftänden der Verbände: dieje 
Frage. ‚zur endgültigen Entſcheidung vorlegen muß, Wir müſſen uns für heute 


damit.. ‚begnügen, ben Wunſch auszuſprechen, daß auch die Generallommilfion 


unſerer Auffaſſung beitritt, und die Schritte tut, die notwendig ſind, um 
einen ſolchen Beſchluß der Gewerlſchaftsverbände herbeizuführen. Ich empfehle 
Ihnen alſo asıdh den zweiten. Zeil der Rejolution, zur Annahme. Ich babe nur 
noch hinzuzufügen. daß ich das feſte Vertrauen habe, daß die deutſche Arbeiter⸗ 

Hafie, die im nächlten Sabre zum erſtenmal einen internationalen Sozialiſten⸗ 
amd; Ürheiterlongreß im Reiche ſehen wird, alles aufbieten wird, unferen tu$» 
ländiſchen Brüdern. de. Aufenthalt fo angenehm wie möglich zu machen. (Leb⸗ 
hafte Zuſtimmung.) Wir ſind in der glücklichen Lage, an dem Ort, wo der 
Kongreß tagt, eine Mitgliedſchaft zu haben, die ſchon oft beiviefen hat, daß fie 
88 verficht, große Tagungen zu arrangieren. Das internationale Bureau wird 
ſelbſtyerſiändlich noch in diefem Jahre eine Sitzung abhalten, in ber die Einzel⸗ 
heiten für. den Kongreß borbeyeitet werden, ed Wird Die probiloriiche Tages» 


ordnung. feftgeftellt, und dafür Sorge. getragen werden, daß die Berichte der 


einzelnen, Länder . zeitig. genug . eingehen, damit Die - Delegierten .. bereits 
Kenntnis von bem Inhalt diefer Berichte vor Beginn des Kongrefies haben, um 
dann, um fo fruchtbarer dieſe Fragen bearbeiten zu können. Der Parteivorftand 
in Berbindung mit dem internationalen, Bureau und ben Genoſſen Stuttgarts 
wird alle Vorbereitungen treffen, um ein glüdliches Gedeihen des Kongreſſes zu 
ermöglichen. Wir wollen aber auf an diejer Stelle befunden, daß wir die 
internationalen Kongrefle als ein: Mittel zur Stärkung ber Brüderlichkeit, 
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Befonderen Genugtuung gehört haben, daß in Rußland bie verfchiedenen Gruppen 
fi zufammengefchloffen haben (Beifall), dann müſſen' wir der Zätigtett des 
- internationalen Bureaus, des Erefutibfonmitees' und feiner Sekretäre den Haupt⸗ 
anteil an dieſen erfreulichen Erfolgen zuſchreiben, and wir können nur dankbar dieſe 
Tätigkeit konſtatieren, weil auch wir gewillt ſind, die internationale Solidarität, bie 
Brüpderlichleit der Arbeiterflaffe der ganzen Welt nachdrücklich zu unterſtützen: und 
zu fördern. (Lebhafte Zuſtimmung.) Das Proletariat Hat die‘ Grimdung des Inter» 
nationalen Bureaus nicht nur nicht zu bedauern, fonbern wir‘ können erfreulicher⸗ 
weiſe von Erfolgenberichten. (Befall) Die Tätigkeit des internatidnalen 
Bureaus wird auf dem Stuttgartet Inkernationalen Kongreß zur Kenntnis 
aller Beteiligten gebracht werden. Soweit es möglich war, bat bereits unſere 
Parteipreſſe von den Tagungen des internationalen Bureaus⸗ Mitteilung ge⸗ 
macht, und id Tan es mir daher erſparen, hente! Im. einzelnen darauf einzu⸗ 
gehen. Als in Amſterdam auf dem letzten Kongreß beſchloſſen wurde, den 
nächſten Kongreß in Deutſchland abzuhalten, da war, bie deutſche Partei 
darüber auf das höchſte erfreut. Es könnte ja verwunderlich erſcheinen, daß 
Deutſchland To ſpät an die Neihe fommt, aber ih Brauche bier feine Erörterung 
darüber zu pflegen, aus welchen Grimden man bisher. davon abgeſehen hat. 
Nun aber, nachdem der Kongreß dieſen Beſchluß unter der warmen Befirimortufig 
der deutſchen Vertreter gefaßt hat, bin ich überzeugt, dab die deutſche Partei 
alles aufbieten wird, um ‘den zum erſtenmal in Beutfägfand tagenden Inter⸗ 
nationalen Sozialiften- und Wrbeiterföngreß zu fördern‘ und feine Arbeit nd 
Möglichkeit zu ımterftügen. (Beifal.) Wenn der nächſke Internationale Kongreß 
in Stuttgart ſtattfindet, werden bi Vertreter‘ der Arbeiter alfer Länder‘ ſich 
einfinden, um auf deutſchem Bodendarzutiuin, daß‘ die Arbeiterklaſſe der ganzen 
Welt ſich nicht getrennt fühlt durch Grenzpfähle. (Lebhafter Beifall) Ich alande, 
daß der Kongreß in Stuttgart eine Tätigkeit entfalten wird, ‘die alfer Welt di 

Beweis Liefert, daß der gewaltige und mädjtige: Bund ber Arbeiterklaſſe aller 
Länder auch' in Deutſchland zur voller Wirkung und Zum Ausdruck kommen 
wird. (Bravo.) Darüber alſo, daß biefer Kongreß von Deutſchlanb eſchickt 
wird, herrſcht kein Zweifel, und daß es notwendig ift, daß bie" Soli⸗ 
darität des internationalen Proletariats durch die Ausſptache der" Vertreter 
ber 'verfchiedenen Länder gefürdert twird, und daß es dazu Teime befiere Gelegen⸗ 
heit gibt, als die Internationalen Kongreſſe, auch darüber beſteht unter uns ketne 
Meinungsverſchiedenheit. (Sehr richtig ) Wen‘ ich Ihnen alſo empfehle, daB 
ber Parteitag die Genoffen auffordert, den 1907 zum erfterimal in Deutſchland 


ſtattfindenden ſozialiſtiſchen Arbeiterkongreß zur Bekundumg der Solidarität mit 


den Arbeitern aller Länder zu beſchicken, wird der Parteitag einmütig dieſein 
Vorſchlag zuſtimmen. (Lebhafter Beifall.) Ich wende mich nun dem zweiten 
Teil der Reſolution zu. Es iſt ganz erklärlich, daß die Tatſache! daß im nãchſten 
Jahre zum erſtenmal ein Internationaler Kongreß auf beutithem Boden tag gen 
tpird, die Neigung zur Beſchickung dieſes Kongreffes im Deutchland weſenilich 
ſtärken wird. Ich glaube nicht irre zu gehen, wenn ich annehme, daß Deutſch⸗ 
lands Arbeiterflafle mit großem Intereſſe diefem Kongrefſe entgegenfieht, und daß die 
deutſchen Arbeiter, ſowohl die politiſch, wie die gewerkſchaftlich organiſierten, ſehr ge⸗ 


meigt ſein werden, die deutſche Partei und die deutſchen Gewerkſchaften möglichſt | 


ſtark vertreten zu laſſen. (Sehr richtig!) Nun aber glaube ich, daß wir durch 
eine zu große Zahl der deutſchen Delegierten die Arbeit‘ des Köngrefies eher 
beeinträchtigen als fördern würden. (Sehr richtig!) Wir müfſen ‚deshalb bafift 
forgen, daß der Kongreß feine Arbeit vollfommen und BEENDEN. erfülfen 
Ian, und unfere Wünſche auf Starte Beſchiclung bes Kongreſfesin einem ‚ges 
willen Umfang einfchränten. 

Ich glaube daher, daß die Parteileitung, melde durch mich biefen Vorſchlag 
machen täßt, in Ihrem Sinne Handelt, wenn ſie vorfſchlägt, die Baht "ber 
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beutfchen Delegierten auf eine bejtimmte Höchſtziffer feitzulegen. Ein - folder 
Vorgang ift nicht neu in der Geſchichte der Anternationalen Kongreſſe. Ach 
teile darauf.hin, dab die Schweizer. Genofien, al& der Internationale Kongreß 
in. Zürich tagte, in derſelben Weife verfahren find, ‚ebenfo die franzöſiſchen 
Genoſſen in Paris, und die belgiſchen in Brüſſel. Ich glaube, die Zahl, welche 
bir. gegriffen haben, reiht aus, um aud das Höhere Intereſſe, welches der 
Kongreß bei. den deutſchen Genoſſen erregen wird, zu befriedigen. Menn wir 
ung. vergegenwärtigen, daß bei den bisherigen internatioualen Kongreſſen die 
Deuiſchen gewöhnlich, Gewerkſchaft und Partei zuſammen, etwa 70—80-Berfonen 
ſtaxk waren, fo glaube ich, daß wir mit der Geſamtzahl von 300, die. mir 
Ihnen vorſchlagen, alle Anſprüche zu befriedigen imjtande find. (Lebhafte Bits 
fimmung,) : &3 wird allg. faum jemand, der bon feinen Genpffeu für würdig 
exachtet wird, auf den internatignalen, Kongreß geſchickt zu werden, Einbuße zu 
‚ erleiden brauchen. Sehr richtigl) Aber ſelbſt wenn das der Fall wäre, würde 
eß ünſere Pflicht als Vertreter des Landes, iu dem der Kongreb tagt, fein, uns 
‚eine gewiſſe Einſchrãänkung und Beſcheidenheit aufzuerlegen, weil wir den aus⸗ 
lãndiſchen Delegierten in keiner Weiſe irgendwelche Unbequemlichkeiten machen 
wollen, Dasſelbe Intereſſe, welches wir. an der Einſchränkung der Delegierten 
zahl haben, wird auch bei den Gewerlſchaften vorhanden ſein, und da Wwir den 
Wunſch Haben, auch auf dieſem Gebiet mit den Gewerlſchaften gemeinſame 
Sache zu machen und Hoffen wir, daß die Gewerkſchaften ſich ebenfalls dieſer 
Nonüngentierung anſchließen. Wir ſind ſelbſtverſtändlich nicht in der Lage, 
einen die Gewerlſchaften berpflichtenden Beſchluß zu fallen. Es fällt ung auch 
ger. nicht ein, fo anmaßend zu fein, daß wir den Gewerkſchaften vorſchreiben 
wollen, was fie zu tun haben ; davon faun gar Teine Rede. ſein. Aber ich glaube 
den Wunſch ausſprechen zu dürfen, daß die Generallommiffion bei den Verbänden 
umferen, Vorſchlag ‚befürwortet, Das iſt unfer gutes Net und in. Dem vor⸗ 
liegenden Falle unſere Pflicht, und wir dürfen uns um ſo mehr der Hoffnung 
hingeben, daß auch die Gewerlſchaften dieſer Auffafſung beitreten, als ich mit⸗ 
‚teilen, kaun, daß die Generalkommiſſion, an die wir uns geivendet haben, prinzipiell 
dem, bon uns bexiretenen Standpunkt beitritt, aber noch nicht in der Lage ijt, 
einen definitiven Beichluß zu fafien, weil fie den Vorftänden der Verbände: dieje 
Srage ‚zur endgültigen Entiheidung vorlegen muß, Wir müflen uns für heute 
hamit,. begnügen, ben Wunſch auszuſprechen, daß aud die Generalfommiffion 
uuferer. ‚Yuffajlung Beitritt, und die Schritte tut, die notwendig find, um 
einen ſolchen Beſchluß ber Gewerlſchaftsverbände herbeizuführen. Ich empfehle 
Ihnen alſo auch den zweiten. Zeil der Reſolution, zur Annahme. Ich. babe ‚nur 
Ins, hinzugufügen. daß ich das feſte Vertrauen habe, daß die deutſche Arbeiter⸗ 

klaſſe, die im nüchſten Jahre zum erſtenmal einen internationalen Sozialiſten⸗ 
uud. Arbeiterlongreß im Reiche ſehen wird, alles aufbieten wird, unferen huss 
ländiſchen Brüdern den. Aufenthalt jo angenehm wie möglich gu machen. (Leb⸗ 
hafte Zuſtimmung.) Wir ſind in der glücklichen Lage, an dem Ort, wo der 
Koͤngreß tagt, eine Mitgliedſchaft zu Haben, die ſchon oft bewieſen Bat, daß fe 
8 beriteht, : große Zagungen gu arrangieren. Das internationale Bureau wird 
ſelbſtvyerſiändlich noch in diefem Jahre eine Sigung abhalten, in ber die Einzel 
heiten für den Kongreß vorbereitet werden, es wird die probiforiiche Tages⸗ 


orduung feſtgeſtellt, und dafür Sorge getragen werden, daß die Berichte der 


einzelnen Länder zeitig genug eingehen, damit die Delegierten bereits 
Kenntnis bon dem Inhalt diejer Berichte vor Beginn bes Kongrefjes haben, um 
dann, um ſo fruchtbarer dieſe Fragen bearbeiten zu lünnen. Dex Barteivoritand 
in Verbindung mit dem internationalen Bureau und den Genofien Stuttgartg 
wird alle Vorbereitungen treffen, um ein glüdliches Gedeihen des Kongreſſes zu 
ermöglichen. Wir wollen aber auch an dieſer Stelle bekunden, daß wir die 
internationalen Kongrefie als ein. Mittel zur Stärkung sa Brübderlichkeit, 
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Solidarität und Kampfbereitſchaft der Arheitetllaſſe aller Ränder für durchaus 
notwerbig erachten. Und gerade bei bet gegenwärtigen Weltlage if cs Auf⸗ 
gabe und Pflicht des Internationaten Broletariats, Wacht zu halten, und daſür nr 


forgen, daß der Kampf um dte Befreiung. des Broletariatd, nugeſtört durch —— 


den Kapitalismus und dyngitiſchen Intereſſen dienende Kriege, propagiert werben 
fan. (Beifall.) Wie Sie aus ben Anfprachen der Genofſen aus dem Auslanbe gefehen 
Haben; Haben diefelben der deutſchen Sozialdemokratie ſehr hohe Auerlennung gegolit:. 
(Beifall) Diefe ſtete Anerkennung Hat nicht zum'wenigſten dazu 'beigeteagett, unſere 
Agltation zu fördern, da fie uns doch gezeigt hat, mit welchem Intereiſe untere 
Arbeit von den Bruderpartelen verfolgt und begleitet. wirb- (Soße. ldtig d): 
Zeigen wir uns daher dankbar, iudem wir dazu beitragen; baß der nächſte imer⸗ 
nationale Kongreß erfolgreich arbeiten kann und verfprechen Sie, daßz ſeber ſoin 
möglichſtes tut, Damit der Kongreß in Stuttgart ſich Burg ſeinen — 


anrelhen kann. (Lebhafter Beifall) 


Hierauf wird die von Singer borgeſchlagene Arfolutlon (da) — vwan 
einſtimmig angenommen. 

Auf Vorſchlag von Singer berät ber Parteitag nunmehr: de Anseäge; 
Die fü, mit bar Tagesordnung des nathſten ee 
befihäftigen: 120, 121, 182, 128, 188 Abſ. 2, 185, 187 und‘ 188. ER 

Den Antrag 120 begräubet: . 2 

Zubeil⸗VBerlin: Es dibt wohl aum eine wichegere grage a⸗ TR ‚Hands 
asdeiterfrage, dieſe Frage muß auf dem nächſter RParteitag ausgiebig erbrtert 
werben, damit bie Genoſſen, die auf dem Lande aßitieron, einheitlich: vorgehen 
können. Ich habe mich gefreut, dab die Frage auf ber Frauenbonferenz Angehend 
behandelt iſt. Das ſollte auch ber Parteitag tun; um Mittel. und Wege ıgik 
finden, wie wir die Randarbetter. gu Sozialbemokruiten erziehen: sönnen.:- bs 
Berhältniffe in ben einzelnen Qandesteilen find verichteben;: um fo notteenbigte 
Hi es, daß wir gegenfeitig unſere Erfahrungen: — en Dit 1 
den Antrag anzunehmen. (Bravo y) 

Pfannkuch: Es tut mir Ted, daß ich gegen ver Antrag Iptedjen: ah, ‚ode 
ich halte es nicht füt ratſam, ſchon jetzt die Tagesordnung "des nächſten Partel⸗ 
tages feſtzulegen. Ber Parteivörſtand könnte dadurch in eine gZwickmühle ges 
taten, er müßte ſich unter Umſtänden über den Beſchlußz hinwegſetzen. Es iſt 
ratſamer, ſolche Anträge bem Vorſtand gu Aberweiſen. Ich kann konſtatteren 
bob diesmal bie proviſoriſche Tagesordnung allgemeine Zuſtimmungt fande 
Schreiben Sie dem Parteivorſtand keine Marſchroute vor, ſondern überweiſen fie 
ihm dieſen und ähnliche Anträge. Auf dem nächſten Parteitag‘ müften vor allem Die 
Reihstagswahlen behandelt werdet. Wit worden es ung jehe überlegen milch 
05 wir da Die Tagesordnung noch mis anderen Dingen Depaden düurfen. 

Zubeil beantragt nunmehr im Elnverſtündnis wit den Attrapfteltern; Sem 
Bellen bem Partetvorſtande surBeradftatigwng aw uber⸗ 
weiſen 

Wollenbnhr: OB wir ben Antrag ariefrnen ober zuv: Seruckicigunge Abe 
meifent, fommt ſchließlich auf dasſelbe hir «us. Wie werden uns auf dem nachſten 
Barteitage dußer mit ben laufenden Angelegenheiten und den Reichstagswahlen 
auch mit den Beſchluſſen des Anternationalen Kongreſſos zu befaſſon haben. 
Bus für bie Landarbeiter erforderliche Agitationsmaterial kann nicht der Partel⸗ 
tag liefern. Das müfjen die Genoſſen ſich ſetbſt a unter Berläftigkiginng 
ber Derhältniffe der verſchiedenen Lardesteile, Worauf es ankommt, das Find 
unjere Forderungen. Bishet Haben wir fiir. die Randurbeiter das gleicht gefotdert 
tote für die Induſtriearbeitet. Bo brennend iſt bie Frage nicht, obwohl es! ganz 
gut wäte, wenn emmal das Elend ber Landarbener in — breiten —— 
geſchildert würde, 

Hierauf wird der Antrag 120 dem harnidorhond zur vernanchugunn —2* 
wieſen 
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Schulz⸗Bremen begründet ben Antrag 121: Die ‚Vertreter des Barteis 
boritandes werden wohl auch biefem Antrag widerſprechen, aber troßdem können 
wir davon nicht abfehen. Eigentlich Hatte. ein nichtabſtinenter Genojie die Bes 
gründung unſeres Antrages übernommen, um dadurd zu befunden, dab ein 
folder Antrag nit nur die Abftinenten angeht. Da der Genoſſe nit an⸗ 
weſend ift, muß ich für ihn einfpringen. Wenn Sie den Antrag annehmen, fo. 
führen Sie damit lediglich. einen Beſchluß des Bremer PBarteitagd ans, daß die 
Breffe. ſich mehr mit ber Mloholfunge beſchäftigen und auf die Schäden des 
Alfoholgenufles hinweiſen fol. Das ift bisher nieht in genügendem Mabe ge» 
ſchehen. Wenn Gie dem Antrag zuftimmen, fo verpflichten Sie ſich damit nicht 
eiwa, Abſtinenten zu werden. Wir wollen nur die Dtafjen mehr als bisher auf 
die. Gefahren des Alkohols hinweiſen, und das kann am beiten durch ein Neferat 
nebit der vorhergehenden und der nachfolgenden Dil3uffion. gejchehen. Ver⸗ 
öffentlicht der Neferent vorher ſeine Reſolution, jo wird ſich daran, eine Tebhafte 
Diskulfion in der Prefie anknüpfen, und das ift von hoher Bedeutung. Ich bitte 
Sie, ed mit bem Antrag nicht wieder fo zu maden, wie im Vorjahre, Ivo Gie 
dieſen Antrag in Verbindung mit dem Antrag, die Erziehungsfrage auf die 
Tagesordnung zu fegen, dem Parteivorſtand überwieſen haben; ich bitte Sie 
vielmehr, unferen Antrag ohne Einſchränkung anzunehmen. 

Druhns⸗ Katiowigz: WS ich mich vor fünf Jahren zuerft ernſtlich mit der Altohol⸗ 
frage beſchäftigte — fie iſt wirklich nicht mitt einigen trivialen Redensarten und 
mehr oder minder ſchlechten Witzen zu erledigen — habe ich, wie bei allen Fragen 
des öffentlichen Lebens, mich gefragt: Kann dabei für die Arbeiterbewegung ein 
Vorteil herauskommen? Und ich bin nach reiflichſter Ueberlegung zu der Ueber⸗ 
zeugung gekommen, daß der Alkoholismus ein gewaltiges Hindernis der Auf⸗ 
Närungsarbeit und unferer organiſatoriſchen Beſtirebungen iſt und daher von 
den Parteigenoſſen entichieden bekämpft werben muß, Daß ic} dann, einmal ent» 
ſchloſſen, dieſen gefährlichen Schädiger der Urbeiterbeitvegung zu belämpfen, ſelbſt 
Alkohobabſtinent wurde, iſt ſelbſtverſiändlich. Wenn mich irgend etwas in meiner 
Heberzeugung feſtigen fonnte, ſo waren das die Erfahrungen, die ich in den nun 
drei Jahren meiner Tätigkeit im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk gemacht babe, 
Dort feiert der Alloholismus feine furchtbarſten Triumphe, insbeſondere an Lohn⸗ 
uud Vorſchußtagen, — die Gruben⸗ und Hättenbatone zablen ihren Arbeitern 
an Erſten des neuen Monats gnädigſt einen Teil des im vorhergehenden Monat 
verdienten Lohnes und nennen das — Vorſchuß geben, den Reſt zahlen ſie 
danu am 15. des anderen Manats. Da ſieht man jeder Beichreibung ſpottende 
Szenen. In den zahllojen Schnapsipelunlen ftehen die Armen dichtgebrängt bis 
in die fernſien Eden der ſchmutzigen Räume — Tiſche und Stühle gibt e3 meift 
nicht — umd trinlen den entſetzlichen Zujel oft bis fie ſinnlos zuſammenſinken. 
Weiber und SKinderzerren und ‚schleppen die Männer unter Schimpfen unb 
Heulen aus den Kneipen und von den Straßen nad) Haufe, um wenigſtens einen 
Heinen Teil des ohnehin jämmerlichen Lohnes für die kommenden zwei Wochen 
elendeſten Lebens zu retten. Die Polizei hat alle Hände voll zu tun. Es iſt 
nicht möglich, all' das Elend und Unglück in wenigen Worten zu ſchildern. Es 
iſt fo groß, daß in Oberſchleſien ein großer Teil der latholiſchen Geiſtlichen, 
daß auch die Polenpartei durch Förderung der Abſtinenzbewegung demſelben ent⸗ 
gegenzuwirlen ſucht. Auch Staat und Gemeinden ſuchen neuerdings au wirlen, 
allerdings nur mit rohen mechaniſchen, nur erbitternd wirkenden Polizeimaßregeln. 
Wie unter jolchen Berhältnifien die Arbeiterbewegung Steht, kann man fich denken. 


. Bir kommen fehr viel Iangfamer fort, wie anderswo. Es liegt mir nun ferm, 


zu jagen, daB Hier eine Agitation für Alkoholabſtinenz das erite Hülfsmittel 
eh nein, zunächſt wäre das ein Grund, die Leute noch ſchwerer au gewinner, 
Erſt wenn der Orgauiſationsgedanle in feinen einfachiten Formen in die Köpfe 
agebracht if, follten durch die Aufkllärung über den furchtbaren Keind ber Arbeiter 
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die Gewonnenen raſcher und ſicherer wie Heut, gu brauchbaren, Haren und opfer- 
willigen Mitlämpfern gemacht werben. Und noch eins kommt hier in Betracht: 
Wir gewinnen dur Bekämpfung des Alloholiamus die Frauen, die willigen 
Werkzeuge: der Bfaffen, die gerade in Oberfchlefien unjere zäheſten Gegner find, 
viel leichter für die Bewegung. Die Frauen leiden am ſchwerſten unter dem 
Altoholismus der Männer, und fie tverden um fo ſicherer Kreunde einer Bes 
wegung, die ihnen befiere Männer gibt. Auch das Habe ih in Oberichlefien ers 
fahren. In unferen oberfchlefiichen Berjammlungslofalen gibt e3 nur ein Getränk 
Waller. Hunderte von Frauen aber haben den zunächft heftigen Widerftand gegen 
ben Beſuch bes Lofals durch ihre Männer aufgegeben, lediglich mit der Begründung, 
„von dort kommt der Mann nicht betrunfen nad) Hauie.“ Wir werden Sorge 
tragen, daß auch in ben weiter zu erricätenden Verſammlungslokalen dort keine 
altoboliihen Getränke zu haben find und hoffen dabei auf Verſtändnis bei der 
Beteiligten Generalkommiſſion der Gewerkſchaften. Ich bin aus meinen ein⸗ 
dringlichen Erfahrungen Heraus zu ber Erkenntnis gekommen, dab es bon großen 
Nutzen ift, die Alkoholfrage von Partei wegen einmal gründlich zu "erörtern und 
Bitte Daher um Annahme des Antrages. (Lebhafter Beifall) - | 

Engler» $reiburg: Ach weiß aus eigener Erfahrung bei der Rleinagitation, 
melden Schaden der Allohol anrichtet und wie er unſer Vorwärtsdringen hemmt. 
Den Sag eines Dejterreichers, daß der Alkohol der befte und zuverläfſſigſte 
Bundesgenofie des Kapitals iſt, kann ih nur unterfchreiben. Jetzt trinken ſogar 
fhon Kinder Alkohol. Hier müfjen wir aufflärend wirken. Mit Polizeigeſetzen 
werden wir da nichts machen, jondern nur dur) Aufklärung. ch halte es für 
nötig, daß wir die Frage auf dem nächſten Parteitag erörtern. Alzulange Zeit 
werden wir dazu nicht braudden. Die vorausgehende Diskuffion. in der Preife 
wird ihre Wirkungen nicht verfehlen. Genofie Brubns bat von ben ſchlimmen 
Wirkungen des Alkohols in Oberſchlefien geſprochen, aber nicht nur in Obere 
ſchleſien, ſondern auch in Süddeutſchland zeigen fi die üblen Folgen des 
Alkoholismus. (Zuſtimmung.) 

Pfannkuch: Wenn ich gegen den Antrag ſpreche, ſo geſchieht es aus den 
gleichen Gründen, die ich vorher bereits geltend machte. Der Parteivorſtand 
erklennt die Schäden des Alkoholismus vollkommen an. Von dem, was die Mit» 
glieder des Parteivorftandes das Jahr Über für Getränke ausgeben, kann ein 
Wirt nicht einmal eine Woche Tang leben. (Hört! Hört!) Der Erörterung der 
ſchädlichen Wirkung des Alkohols in der Preſſe fteht nigts im Wege. Es ift 
durchaus nicht nötig, dab Hierzu ein Parteitagsbeſchluß vorliegt. Die erzieheriſche 
Zätigfeit der Partei in bezug auf. den Alloholismus äußert ſich jegt ſchon. 
Un Orten, wo die Sozialdemokratie einen erzieherifhen Einfluß ausübt, ift die 
Kriminalität bebeutend zurückgegangen. Ich habe nichts dagegen, daß der Bartels 
tag ſich einmal mit der Frage des Alkoholismus befchäftigt, wenn er Zeit dazu 
Bat. Aber im nächſten Jahre wird es nicht möglich ſein. Ich warne davor, 
dem Parteivorſtand einen ſtrikten Auftrag zu erteilen, den er unter Umſtänden 
gar nicht ausführen kann. Die diesjährige Tagesordnung beweiſt ja, wie wenig 
wir die Tagesordnung eines Parteitages im vorans feſtſtellen können. Wie 
glaubten, im vorigen Jahre die Frage des Maſſenſtreiks erledigt zu haben, Aber 
es Hat fich gezeigt, daß wir verpflichtet find, dieſe Frage Heute nochmals zu 
behandeln, und wer teiß, was uns das nächſte Jahr bringt. Man fol fi 
auch nicht fortwährend drängen und treiben lafien bon einzelnen Leuten an 
diejen oder an jenen Orten, die humane Bejtrebungen fördern, fo fehr ich ihnen 
dazu Erfolg wünſche. Mit demfelben Recht könnte auch einmal verlangt werden, 
bie Folgen der Staffeetrinferei auf die Tagesordnung zu jegen. (Widerſpruch.) 
Ich kenne Parteigenojjen, die Abjtinenzler find und Staffee in Qualitäten und 
Quantitäten verzehren, daß die Wirkung no ſchlimmer ijt, als die des Alkohols. 
Dagegen, daß fie ben Antrag dem Parteivorftande zur Erledigung überweifen, 
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wäre nichts einzumenden, aber wenn man den Barteivorftand zwingen Mill, io 
ſträube ich mi mit Händen und Füßen dagegen, folange ich Mitglied de3 
Parteiboritanbes bin. Ic Bitte, die Anträge abzulehnen. (Beifall) 


Ehrhart⸗Ludwigshafen: Ich gebe ohne weiteres. au, daß ich weder ſelbſt 


zu den Antialkoholikern gehöre, noch eine Verbindung mit ihnen unterhalte. 


(Heiterkeit) Ach ſchätze ein geſundes Glas Wein, befonders wenn e3 ein Pfälzer 
tt. (Große Heiterkeit) In richtigen Maße genoffen, ijt das gut (Erneute 
Heiterfeit) ; ich bedauere, daß auf ſo viele Abſtinenten das Wort paßt: 
„Junge ....“ EStürmiſche Heiterkeit), ich will lieber ſagen, daß fo viele, die 
früher im Trunfe ettva3 zu viel getan haben, Später glauben Buße tun zu 
müſſen (Heiterkeit), die die Erfahrung, die fie an fich gemacht Haben, anderen 
eriparen wollen; fie find dadurch etwas verdächtige Agitatoren der Sache— 
(Erneute Heiterkeit.) Es ift bier nicht der Platz, auf die Frage ſelbſt einzugehen, 
Sie willen ja, daß die Glocke bes Bräjibenten und die Beſchränkung der Nebes 
zeit uns zwingt, immer dann aufzuhören, wenn es am ſchönſten ij. (Große 
Heiterkeit.) Wir müflen zu der Frage einmal Stellung nehmen. Im Unfang 
mar e3 nur ein Heiner Kreis, der das verlangt bat; er wurde immer größer 
und mir wurde ganz bange, als in diefem Sabre aus allen Eden und Kanten 
Deutichland3 die dringende Aufforderung Tam, die Frage zu befprechen. Wenn 
wir das tum, jo ift damit noch Lange nit gefagt, daß wir num ſtets nur 
Mineraltvafler trinken müffen. (Große Heiterkeit.) ebenfalls ijt es bon Vor» 
teil, die Frage zu erörtern. Es ijt jeher gut, wenn Pfannkuch jagt, die Frage 
kann in der Preſſe diskutiert werden, auch ohne daß beichlofien wird, fie auf 
die Tagesordnung eines Parteitages zu feßen. Uber Sie follten ſtolz darauf 
fein, daß die Antialkoholiker fo viel Wert auf einen Parteitagsbeſchluß legen. 
Ich ziche die Konſequenzen, die Ihr zieht, nicht, denn ich brauche noch kein 
Kuratel, ich weiß zur rechten Zeit beim Trinken aufzuhören. (Heiterkeit) Ich 
gebe zu, es ilt beichämend, wenn Arbeiter trinken, bis es oben herauskommt, 
und wenn fie dann in ihrem Dunft die Marjeillaije plärren. (Lebhafte Zus 
ftimmmung) Wenn mir dagegen etwas tun können, fo leiften wir der Partei 
einen großen Dienſt. (Sehr richtig!) Wir werden die Frage nicht fo löſen 
Iönnen, wie es Kapenftein will. Denn wir müßten erjt Erjag für das 
Bier Haben. Das Mineralwaſſer iſt viel gu teuer. Es müßte verbilligt werden. 
(Sehr richtig!! Wir Lönnen fehr wohl die Frage auf die Tagesordnung des 
nächſten Parteitages ſetzen. Wir wollen "der Parteivorſtand aber nicht vers 
gewaltigen. Wenn zwingende Gründe da find, gut, dann fegt die Frage als 
legten Punkt auf die Tagesordnung! (Grobe Heiterkeit.) Sie brauchen darüber 
richt zu lachen. Wenn der Punkt erjt einmal auf der Tagesordnung fteht, dann 
fommt er, wenn er nicht mehr erledigt werden Tanır, das nächſte Mal ganz 
gewiß heran. Vielleicht könnten wir den Antrag dem Vorſtand zur Berück— 
ſichtigung überweiſen. (Lebhafter Beifall.) 


Dr. Alberty-⸗Ingolſtadt: Ich muß meinem Erſtaunen darüber Ausdruck geben, 


daß bon fo autoritativer Stelle wie durch Pfannkuch Anſchauungen geäußert 


werden, die wiſſenſchaftlich nicht haltbar ſind und deshalb entſchieden zurück— 
gewieſen werden müſſen. Pfannkuch zog einen Vergleich zwiſchen ber Schäd— 
lichkeit des Alkohols und des Kaffees, Er vergißt, daß Kaffee, Tabak uſw. ihre ſchäd⸗ 
liche Wirkung ſtets nur individuell, nie aber ſozial äußern. Man ſollte ſich alſo 
hüten, über eine ſolche Sache mit einem ſolchen Mangel an Sachkenntnis zu reden, 
wo es fih um eine Bewegung. handelt, die nicht bloß von bedeutenden bürger« 
lihen Gelehrten — ich nenne Bloß den erften Pſychiater Deutſchlands, Profeſſor 
Kraepelin⸗München —, ſondern auch von hervorragenden außerdeutſchen Partei- 
genoſſen, wie Adler, Vandervelde, Lang u. a. getragen wird. Ich möchte Sie 
bitten, den Antrag dem Parteivorſtand zu überweiſen, nicht in dem Sinne, wie 
15 
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Ehrh ar meint, daß er an den Schluß einer Tagegordnung geſetzt wird, 


jondern dab er tatjähhli zu einer weiten und gründlichen Beratung gelangt. 

Bebel: Ich bin fein Gegner der Antialfoholbetvegung, und wenn etwa der 
Glaube herrſchen follte, daß der Vorjtand aus irgend welcher Animofität gegen 
dieſe Bewegung den Gegenjtand nicht auf die Tagesordnung jegen wolle, jo müßte 
ic) da3 auf da. allerentichiedenite befämpfen. Ich erfeme an, dag wir um die 
Erörterung der Frage früher oder ſpäter auf einem Parteitage nicht herumkommen. 
Ich erfenne weiter. an, daß es bei dem Umfange, den die Bewegung angenommen 
Bat, dringend notwendig ift,. die Frage einmal zu erörtern. (Sehr richtig!) Aber 
ih wehre mi) allen Ernſtes und zwar im eigenen Intereſſe der Partei Dagegen, 
daß Sie den Antrag in der Form annehmen, wie er geſtellt iſt, das heißt, mit 
der Verpflichtung, die Frage im nächſten Sabre zu erörtern. Schulz 
hat vorhin darauf aufmerkſam gen acht, daß in Bremen der Antrag gleichfalls 
dem Vorſtande überwieſen, aber dennoch. nicht auf die Tagesordnung gejegt ift. 
Glaubt Schulz, dab irgend ein Punkt der Diesmaligen Tagesordnung zurück⸗ 
geitellt werden fonnte? Die Tagesordnung ift diesmal fo belaftet, daß wir froh 
fein können, wenn wir diefelbe erledigen. Das war vorige Mal auch der Fall. 
Auch voriges Mal find verichiedene Anträge auf Erweiterung der Tagedorönung 


geitellt, aber vom der großen Mehrheit des Parteitages abgelehnt worden, und 


die Crörterungen haben bewiefen, daß das ein guter und vernünftiger Beſchluß 
war. Bir leben in einer Zeit, wo wir keinen Tag willen, was der nächſte Tag 
an großen Ereigniflen bringen wird. (Sehr richtig!) Wir willen daher nicht, was 
für außerordentlid wichtige Fragen im nächſten Jahre auf die Tagesordnung 


geſetzt werden müſſen. Wenn Sie ums aber jetzt die Verpflichtung auferlegen, 


dieſen Punkt auf die nächſte Tagesordnung zu ſetzen, ſo wird der neue Paͤrtei⸗ 
vorſland dent wohl oder übel nachkommen müſſen, und das Ende vom Liede wird 
ſein, daß dieſer Antrag an den Schluß kommt oder gar a erörtert wird, und 
dann ift Die. Mißſtimmung größer wie je. Widerſpruch. Es herrſcht im Vor⸗ 
ſtande keine Animoſität gegen den Antrag. Sind die Zeitläufte im nächſten Jahre 
ſo, daß wir den Punkt auf die Tagesordnung ſetzen können, ſo erkläre ich für 
meine Perſon, daß ich dafür eintreten werde. (Bravo) Liegen aber die Ereig⸗ 
niſſe ſo, daß eine Reihe anderer wichtiger Fragen erörtert werden muß, ſodaß 


dieſer Punkt zurückgeſeizt werden muß, ſo müſſen wir in ber Lage jein, das zu 


tun, ohne gegen einen Parteitagsbeſchluß zu verſtoßen. Denn es iſt immer uns 
angenehm, wenn Parteitagsbeſchlüſſe nicht befolgt werden können. Als vernünftige 
Leute ſollten wir uns in eine derartige Lageen —5— bringen. Ich bitte Sie, hier 
eine ähnliche Entſcheidung wie in der Landarbeiterfrage zu treffen. 


Lehmann⸗Altona: Ich bin erfreut, daß Bebel den nötigen Ernſt) bei der 


Behandlung dieſer Frage. gefunden ‚Bat im Gegenſatz zu einigen anderen Rednern. 
Wenn aber wirklich im nächſten Jahre befonders wichtige Fragen aufgetaudjt find, 
wird man ſicher auch bei den Freunden diefes Antrages verſtehen, daß die Frage 


noch zurädgeftellt wird. Die bisherige Haltung des Parteivorſtandes, insbeſondere 
des Genoſſen Pfannkuch, war freilich eine ſo unſachgemäße, daß wir auf 


Entgegenkommen des Parteivorſtandes nicht rechnen konnten. Genoſſe Pfann⸗ 
kuch wies auf den Kaffeegenuß und das Rauchen Hin. Der Raucher, der Kaffee- 
teinker ſchädigt nur ſich felbft, der Alkoholiſt dagegen au die Geſellſchaft. Der 
Säufer erfticht Menfchen, es dürfte aber noch nicht vorgekommen fein, daß einer, 
weil er zu viel Kaffee getrunken Hat, einen Menſchen erſtochen sr 

Damit fchließt die Debatte. | 

Der Antrag 183 Abſ. 82 wird — 

Die Anträge 128, 185, 187 werden mit großer ee 
dem Borjtand zur Berüdfigtigung übermiefen 

Hierauf werden die Anträge 122 und 138 Abſ. 2 Beraten. 


% 


MRUHEDULVSIUNG SED IIVMIMI PUIAVIIVäEV TO RITE PUEBERTIGUOSVERRT VER TER nn # 


Gchrmann-Berlin: Wir haben inıferen Antrag Nr. 123 eingebracht, damit auf 
dem nächſten Parteitag, die Stellung ber Partei zu den bürgerlichen Parteien eins. 
Heitlich, feitgelegt wird. Der Parteitag muß endlich einmal ſein Veto einlegen gegeit: 
die Bürtbrtiff fe nit den ſchwarzen Raben und den Sreifinnigen in einzehten Bundes»: 
ſtagten. :3 will anerfennert, baß die Gründe, die die. Genoflen Bebel ſowie 
Pf ann kuch gegen die Feſtlegung ber Tagesordnung zum nächſtjãhrigen Prirtei⸗ 
tag anführen, ihre Berechtigung haben, Wir find daher bereit, unferem Antrug 


| inſowelt zu ändern, ’al3‘ wir ben Antrag auf Ueberweiſ ung zur — 


ee un unferes Antrages ‚stellen. 
tiefer Antrag wird ohne Diskuſſion angenommen - = 
a werben die en auf Mittwoch 81/, uhr a a 





Sritter Verhandlungstag. 
— den 26. September 1906. — V ormittags- -Sisung. 


2 Ahr. Den Vorſitz führt Sir. 

Singer: Es iſt noch ein Gaft ‚eingetroffen. Der Setretar des Schweiger 
Textilarbeiterverbandes aus Zürich, Genoſſe Senny, iſt vom Zentralkomitee 
des Verbandes als Delegierter Hergeſchickt. Ich Heike ihn Herzlich willkommen. 

‚Bene ——— tritt in die. Beratung bon Punkt IV ber Togehordmmg : — 


we, Dr politifche Maflenftreit, 


Ei Kiegt die bon dem Berichterftatter Bebel vorgeſchlagene meſolution 
rs ‚ferner die Antrage 68 bis 71, 142, 145, 157 vor. 

Singer: Alle. dieſe Anträge, betrachte ich als Amendenient zu der öfefo« 
Lükion Bebel. Infolgedeſſen werden. die Autragſteller nit das Wort zur Be⸗ 
gründung, ſondern nur das Wort in der Diskufſion erhalten. Ich ſchlage vor, 
für alle Anträge, auf einmal bie Unterſtützungsfrage au’ ſtellen. Die Antragſteller 
warden dann in der Diskuſſion über ihre Anträge ſprechen können. Zuftimnning 

Al le Anträge werden genügend unterftügt. | 

BHerichtexſtatter Bebel: Als ‚wir im. borigen Jahre in Jena auseinander⸗ 
gingen, bat. wahl niemand. geahnt,, daß wir in dieſem Jahre‘ ſchon wieder 
über dei, politlicen Maſſenſtreit ſprechen müſſen. Wie das gekommemn iſt, ff 
Se: ‚allen befannt. ‚Die Art, wie Diele Diskuſſion provoziert wurde, muß 

er dings auf je entſchiedenſte herurteilt werden. Sie wiſſen, daß auf Grinb⸗ 
einer vertraulichen Beſprechung durchaus unverbindlicher Ark, “die Generals 
lommifjion und Barteivorftand im Februar hatten, und über welche die General⸗ 
Torirmiffion in der kurz datauf folgenden Konferenz ber Bentralvorjtände Berichtete, 
etit "Brototol‘ aufgenommen wurde, das allerdings wie ich nachweiſen werde 
— big Verhandlungen zum Teil unrichtig wiedergibt. Durch die Indiskretion 
det ſogenannten Einigkeit“ ir Berlin iſt es danit zu großen Debarten ‚ges: 
Lominen. th finde, Daß der Litel „Cini Yeit” in’ diefem Falle ber reinfte Hohe ft; 
(Sehr rihtig)) Wenn man Löndl zu Bere gehen toollte, und wenn bie bes 
treffenden Redakteure‘ fich als Parteigenoſfen betrachteten, war "es ihre Pflicht 
und Sch juraigteit, ‘da aus dei’ Protofoli Mar hervorging, daß ber Marteis 
vorſtand bet’ hieſen Verhundlungen nicht vertreten war, zunächſt tinmal bei 
Biefern - anzuftage en, vb das Protokoll in Wahrheit das wiedergibt, was in der 
vertrautichen Beipredjung verhandelt worben mar. (Lehr richtig!) Wenn ſie dann 
mit der Antwort nicht zufrieden waren, mochten fie tum, was ſie für gut hielten. 
Aber auch dann würde ith die Veröffentlichnig als Tröubruch charakteriſieren 
mulſſen 6Sehr richtigh Dach trifft piellelcht EN das DEE. zu- don der 
Kraft. die das Böle — — — — teilt ’ a en a 
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Nach einer michting hin muß ichs meine lebhafte Verwunderung ausfpredgen, 
nämlich darüber, daß als jene tendenziöfe Eniftellung des. Protofoll3 veröffent⸗ 
: Acht wurde, ein Teil der Parteipreſſe ohne weiteres dieſe Dinge gls wahr ‚und 
richtig unbefehen hinnuhm und ſich in der ſchärfſten Kritik gegen Karteibprfiand 
‚und fpeziell gegen- meine Perſon erging. Man’ nahm unbejehen an, ‚daB das, 
was da berichtet ſei, auf Wahrheit bernht. Ich ſtehe nicht an, zu erklären: 
WBenn das wahr „wäre, was damal3 durch Die „Einigfeit“ betöffentlicht wurde 
und wäs Bis zu einem gewiſſen Grade im Protokoll der‘ Generalkommiſſion 
feine Beſtätigung findet, dann gäbe es keine Verurteilung ſcharf genug, gegen 


diejenigen, die ſich das erlaubten. Denn dann "wäre unfere Handlungsweiſe, 


ſpeziell die meinige, nichts mehr und nichts Weniger" als‘ Barteiverrat. Ich 
kaͤnn es mir nicht, borftelfen, daß, eine Behörde wenige Monate nach einem 
Parteitage, auf dem eine Beftimmte' Reſolution, don ihr. ſelbſt eingebtadit, ‚ans 
genommen wurde, die die Richtſchnur für die Parteipolitil bilden ſoll, 
entgegen einer ſolchen ſich in eine Verhandlung ‘mit einer Körberigaft: ‚einläßt, 
‚die bezweden fol, einen: "vom Parteitag gefaßten Beſchlußz nichtig zu machen. 
Man hãtte doch erwarten dürfen, bat wenigſtens die betreffenden Parteiblätter 
ſich die Frage vorgelegt hätten, ob einem Manne, der ein volles Menſchenalter 
lang für die Partei gekämpft hat, ob dem eine derartige Felonie und Nieder⸗ 
tracht zugetraut werden Tann. (Lebhafte Buftimmung.) Wenn ich auch billige, 
daß Miktrauen beobachtet wird, daß man die Behoͤrden ber Partei, die eine 
leitende Gewalt haben, beobachtet und ich Mißtrauen für eine demolratiſche 
Tugend anſehe, ſo iſt doch die Art, wie diesmal das Mißtrauen in der Partei 
zum Ausdruck gefommen it, - eine fo ftarted Stüd, ‚wie ich es noch nicht lennen 
gelernt habe. 


Wir im Partteivorſtand waren ſelbſtverſtändlich purch bie Keröffeutlihumgen 


ber fogenannten: „Einigkeit“ in eine unangenehme Lage bericht, . "Die. Berka 
lungen‘ Hatten: in 'einer Verſammlung der Zentralvorſtände der. Gewertiijaften 
ftattgefünden, man hatte diefe Verhandlungen für geheim erflärt, ‚043 Prototoll 
war nur an eine. Deichräntte, Zahl von Perfonen binausgegeben. und allen ur 
Bricht gemacht worden, den Inhalt desſelben ſtreng vertrqulich zit hehandeln, und 
mm erſcheint auf einmal durch die Indiskretion eines. angeblichen Parteiblattes 
ein Teil aus dieſen Verhandlungen, der ſie obendrein — in ein. falſches Licht 
feßt. Der Barteivorftand, der der Hauptangeflagte. iit, ift gezwungen, Grund 
ber Tätfadhe, daß jene Verhandlungen für geheim. ‚erllärt, worden ‚ find,, ;äu 
ſchweigen. Ich glaube niemals, fo lange wir eine {ogialdemöfratiiche, Partei in 
Zeutihländ Haben, "ift eine Parteileitung in einer ſoͤ unangenehmen Lage ge⸗ 
weſen, wie wir damals im Parteivorſtand. (Sehr. richtig ) Wir mußten damals 
alle Angriffe über uns ergehen laſſen und m gr uns Darauf beſchränken, ‚einige 
Richtigſtellungen vorzunehmen, auf den Inhalt der Verhandlungen aber konnten 
wit nicht eingehen: Dabei verſtand es fi bon jelpft, ‚daB, nachdem einmal. die 
Indiskretion begangen war, ſowohl unter den, Parteigenpffen, : wie ‚unter, den 
Gewertſchaftsmiigliedern das dringende Verlangen bejtand, nunmehr tlar zu 
ſehen, und genau zu wiſſen, was verhandelt worden jei, um ein enögiilfiges 
Urteil in der. Sade zu haben, und. danach ihre ‚Stellung einnehmen, zu, fünnen, 
Es war daher jeröftverjtändfic, daß wir ung gi die Gen kalommiffinn mandten, 
fie möge, ſoweit die Verhandlungen über, Bartet und, Gewerkſchaft in: Frage 
Kimen, das Protofoll frei ‚geben, um auf dieſe Weile der geſamten Partei, umd 
det Deffenttiähfeit Einblid in die Verhandlungen au, ermöglichen. . Die General» 
Tommifftort Hat dies’ abgelehnt und Hat fichan den Beſchluß der Konferenz geb: iden 
erachtet. Damit Tonnten wir ung jedoch night einberjtanden ‚erllären, denn bie 
Kritik in’ der Preffe wurde immer ſchärfer, die Unzufriedenheit der, Genoſſen 
immer größer und in zahlreichen Zuſchrjften on ben, Parteivorſtand gaben Die 
Genoſſen ihrem Unwillen entſchiedenſten Ausdruch und verlangten unter, allen 
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Ausſprache nicht möglich geween, twäre. (Lebhaftes fehr richtig) Ih babe 
eſprechung, die im Kebruar dieſes Jahres zwiſchen 


“0... 


führen, gefömnten, als fi) gleichzeitig für um3 die Notiwendigfeit hexausſte 

mit der Generalfontmiffion .über die oberſchleſiſchen Bartei- und — — 
verhãltnifſe Rückſprache zu nehmeee. 

Das war die erſte Veranlaffung zu einer Beſprechung, und dieſe Ver— 
handlungen haben einen Tag völlig ausgefüllt. Dann kam die zweite Vers 
handlung, in ber wir in unverbindlicjer, Weife, Die Eituation befpradden und 
"unfererfeitsertlärten, daß die Lage nad) unferer Auffaffung derart fei, daß 
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unter den dermaligen Verhältniffen unter feinen Umſtänden an einen General: 
ftreif zu denken fei, weil er unrettbar mit einer glänzenden Niederlage ber 
Bartei endigen würde. (Hört! Hört!) Aus dem Protokoll fol auf Seite 7 
und 8,. fvo das Neferat des Genoffen Silberſchmidt Der Scanfeiigang 
herborgehen, den Id in meiner Rede entwidelt babe, Nun habe ih die ‚erfte 
Rede in jener bertraufichen Beſprechung gehalten, und dieſe Rede Hat. rich 
meiner Auffaſſung fiherlic, eine Stunde gedauert, nach der Auffaſſung dee 
Genoſſen im Parteivorftande war fie von noch längerer Dauer. ebenfalls 
mar es eine Rede, die mit dem Inhalt einer Trudfeite im, Prototoll nicht 


erſchoͤpfend wiedergegeben werden konnte. (Schr richtig!) 


Alfo, wenn. fhon an fi der Nauminhalt in dem Silber ſchmidtſchen 
Referate zeigt, daß uͤnmöglich der Inhalt meiner. Rede auch nur annähernd 


friebergegeben isin Tann, jo kommt hinzu, daß die, berfhiebenen Gedanfen« 


gänge derart ineinander und aneinander.gefhoben worden find, daß fie not— 
ivendigeriveife au einem durchaus falſchen Bilde führen mußten, . ‚ch, ‚habe 
in der, Sonfereng meine Anſchauung, wie ein Maſſenſtreik zu inſzenneren iſt, 
auseinandergeſetzt. Sch habe dabei ausführlich Voranlaſſung genommen, ‚die 
ganze. innere Situation, jpeaiell die des Königreichs ‚Breußen, einer. Kritik 
au unterziehen. Ich habe nachdrücklich daxauf hingewieſen, daß darüber kein 
Zweifel beſteht, daß ein Generalſtreik in Deutſchland beziehungsweiſe in 
Preußen etwas anderes bedeuten würde, als in irgend einen anderen Sande 
der Welt, daß die Gewalten und die Organifation, die uns hier gegenüber 
jtehen — auf der einen Seite ba3 preußiſche Königtug und Junkertum, auf 
Bet. anderen Seite die ftramm organifierten Induſtriebarone —, dab dieſe 
jedem Verſuch eines Maffenftreifs mit derartig. brutalen, Mitteln entgegen⸗ 
teten Zönnten, daß, wenn wir zu jenem ſchreiten wollten, mir weit ‚beflet 
organifiert fein müßten, als wir es jeßt und auf. lange, Zeit hinqus ſein 
fönnten. Kö wäre die Unmöglichkeit borhanden, unter Dielen Umſtänden daran 
zu denken, einen derartigen Maſſenſtreik in ‚Szene au ſetzen, es ſtünde biel⸗ 
mehr. zweifellos zu exwarten, daß ‚der Maſſenſtreik fehlgehen würde und. da 
auch das Schaxfmachertum fofort- die Gelegenheit ergreifen werbe, zu Aus⸗ 
nahmemaßregefn zu jchreiten. Dabei Jei es ganz ſicher zu erwarten; dat 
dieſe Ausnahmegejeße Die ‚nötige Berüdfihtigung , an ‚den maßgebenden Stellen 
im Reichstag und in anderen Aörpericaften finden würden. (Geht. richtig!) 
So haben wir uns geſagt, es wäre im höächſton Maße gewiſſenlos, menn 
wir in. einer ſolchen Situation einen derartigen Schritt täten. . Wir: wüllen 
hötten den Maſſenſtreik ‚riskieren len, felbſt, in der: ſicheren Korausficht, 
dabei zu unterliegen. (Sehr richtig!) . Freilich gibht es Momente im Lqoben 
der Völker, mo es heißt: „coüte-que coüte“, (koſte esß was es wolle)... wo der 
Kampf - bis zum äußeriten aufgenommen werden, muß, jelbit. in. der, Vorqus. 
ficht einer ſicheren Niederlage. Aber ic) beſtreite auf das antſchiedenſte, daß in 
jeriem Moment die Situation in Preußen ſo beſchaffen war, daß cin der⸗ 
artiger Kampf aufgenommen iverden Durfis, Man würde jeden, General, ‚ber 
feine Armee in. eine Schlacht Führt, in der der Untergang des ‚Heeres licher iſt, 
für wahnſinnig halten, ihn ſofort vor ein Kriegsgericht Stellen. und:: innerhalb 
24- Stunden erſchiehen. In einer ganz ‚ähnlichen Situgtion würde ſich der 


Parteivorſtand befinden... Eine jolde Aktion wäre. nichts als eine. Kopflofigkeit 


amd müßte mit einer furditbaren .Riederlage enden,. Ich glaube, daß gerabe 
Diejenigen, die den Vorſtand jeßt. heftig Tritifieren, die erſten ſein mürden, ‚Die 
alsdann mit ihrer Kritik gegen ung. vorgingen. - (Lebhafte Zuſtimmung)Die 
Haltung, die ein Teil der Parteipreſſe gegen den Parteivorſtand bei dieſer 


Gelegenheit eingenommen bat, muß mich zu dieſem Arteil führen... .. 1. 
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Es ir nun aber begreiflidh, daB Die Gewerkſchaftsführer, als ich dieſe 
Geſichtspunkte entwickelte, hierin nicht nur eine Beſtärkung ihres Stand— 
punktes erblickten, ſondern mit Genugtuung auch noch weitergehende Schlüſſe 
zogen, als ſei ich überhaupt gegen jeden Mafjenjtreif und gegen jede Maſſen—⸗ 
reilpropaganda. 

DaB dieje meine pſhchologiſche Erklärung bon der Auffaffung der Ge⸗ 
werkſchaftsführer richtig iſt, geht daraus hervor, daß unmittelbar auf der 
Konferenz ſelber derartige Anſchauungen zu Tage traten, fo daß ich genötigt 
ivar, auf da3 entſchiedenſte zu erklären, ich ſtünde nach wie vor auf demſelben 
Standpunkt wie in Jena und hätte von meiner Jenaer Rede fein Wort zurüds 
zunehmen. Es ift eine faljhe Auffafjung der Jenaer Reſolution, als ver« 
langte fie, daß wir bei nädjiter Gelegenheit ohne meiteres in einen Mafjen« 
ftreif eintreten jollten. ch will nachweiſen, daß diejenigen, die da jagen, den 
großen Worten von Jena fei feine Tat gefolgt, die Jenaer Verhandlungen, mie 
ih zu ihrer Ehre annchme, vergefien haben. Bon ihrer Gewiſſenhaftigkeit 
hätte ich allerbinge ertvartet, daß fie, ehe fie ein ſolches Uxteil fällten, das 
Protofoll von Sena zur Hand genommen und geprüft hätten, was Bebel und 
die anderen dort gejagt haben. (Sehr rihtig!) Wäre das gefchehen, fo Hätten 
fie in meiner ganzen Rede nicht einen Sat gefunden, der jo ausgelegt werden 
könnte. Ich habe das Protokoll über die Verhandlung über den Mafjenftreit in 
Sena zweimal Wort für Wort durchgeleſen und war überraſcht, wie korrekt 
der Standpunkt war, den wir dort eingenonmen haben. Daß ich felbft ſchon 
auf der Konferenz mich gegen mißverſtändliche Aeußerungen von Mitgliedern 
der Generallommiffion gewendet habe, erklärt Silberfchmidt ſelbſt in einer 
Bemerfung gegen Scher auf Geite 47 des Brotofoll3 der Verhandlungen der 
Gewerkſchaftsvorftände. Dort heißt es: Allerdings hat Bebel erklärt, daß 
er. das, was er in Jena gejagt, auch heute noch Wort für Wort aufrecht er—⸗ 
hält. Das fteht aber im ſchärfſten Widerfprudy zu der Mitteilung Gilbere 
Ihmidts auf Seite 7 des Protokolls. ch erkläre mir diefen Widerfprud, 
wie gefagt, aus dem angeführten pſychologiſchen Momente heraus. 

Ein Blick auf die bisherige Maffenftreifdebatte zeigt, Daß ohne bie 
Zuftimmung der Gewerkſchaftsführer und -Mitglieder an die Ausführbarfeit 
eined Maſſenſtreiks nicht gedacht werden kann. Die bloße Tatſache, daß die 
Zahl der politifch organifierten Genofien nur 400 000 beträgt, muß jeden ver» 
nünftigen Menſchen überzeugen, daß die Arbeitseinſtellung dieſer, ſelbſt wenn 
auch ein gewiſſer Anhang dazu gerechnet wird, wirkungslos ſein muß. Es 
iſt überhaupt undenkbar, einen Maſſenſtreik durchzuführen, ohne daß in den 
breiteſten Maſſen die Geſamtſtimmung dafür vorhanden iſt. (Lebhafte Zu 
ftimmung.) Das haben wir gefehen, als Mitte Auguſt d. 9. Die Führer der 
xiffifhen Sozialdemokratie mit zwei Drittel Mehrheit den Maflenftreif bes 
ſchloſſen. Dieſer Maffenftreif aber fcheiterte, meil die große Mehrheit der 
Arbeiter und Arbeiterorganifationen erflärten, fie madten nicht mit. Das 
follte 'eine ſehr bemerfenswerte Lehre für diejenigen fein, die da glauben, 
in jedem Augenblid ſei ein Maffenftreit zu maden. (Sehr richtig!) 

"= "Dabei darf aber nicht verfannt werden, daß die Gituation in Rußland 
mit der in Deutjehland nicht gu vergleichen iſt. Rupland iſt ein ökonomiſch 
und politifeh Fehr rüdjtändiges Land. Rußland mird deſpotiſch regiert, die 


Bevölkerung hat nicht Die geringsten politiſchen Rechte. Was fie ſich erobert 
"Hat, iſt dem Zarat abgetungen, aber nöd) nicht geſetzlich ſanktioniert. Der 


Kampf in Rubland tft ein rebolutionärer Kampf, bei dem e3 fi darum 
Handelt, die elementarjten Grundbegingungen des modernen ftaatlichen Lebens 
erſt zu erobern. (Sehr vidtig!) 
Es ift natürlich, daß die Arbeiter, die diefen Kampf führen, dabe auch 
ſoziale Verbeſſerungen ihrer Lage herbeizuführen ſuchen. Selbſtverſtändlich nimm. 
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diefer Kampf Formen an, die mir bisher in feiner Revolution gelannt Haben, 
Die Arbeiterklaſſe greift natürlich zu der Waffe des Maſſenſtreiks, weil es in 
Rußland die einzig mögliche Waffe für fie if. (Sehr richtigh) Ar jeden 
tevolutionären Kampfe werden ftet3 neue Kampfmethoden angewandt, die der 
ökonomiſchen Struktur der Länder entſprechen. Aber aud in Rußland, mo der 
Mafienftreit naturgemäß eine große Nolle in der Revolution fpielen muß, 
Teitert er, wenn die Maflen in einer gegebenen Situation feine Stimmung 
dazu empfinden. Da3 Hat die ruſſiſche Sozialdemokratie erfahren. In Ruß—⸗ 
land wird ber Kampf um eine neue Staatsordnung geführt, bei uns aber find 
feit einer längeren Reihe von Jahren die Vorbedingungen, um bie man in Ruß⸗ 
land noch Tämpfen muß, bereits erkämpft. (Sehr richtig!) Deshalb iſt Die 
Situation in Deutſchland nicht mit der in Rußland zu vergleichen. Soviel wir 
an der Ordnung der Dinge auch auszuſetzen haben, niemand wird doch behaupten, 
daß wir in unſerem Kampfe in allen Fällen zu ähnlichen Methoden zu greifen 
hätten wie unſere ruſſiſchen Genoſſen. (Sehrriätig!)) Wir haben im Deutſchen 
Reiche das allgemeine Stimmrecht. Dabei will ich einfügen: Wenn Genofie 
Maurenbreher gegen unjere Taktik auf den Wahlrechtskampf in Defterreich 
veriveift, fo follte ein Mann, der auf dem Boden der materialiftifjen Geſchichts⸗ 
auffafiung ftehen und tiefe Hiftorifhe Studien gemacht haben will, doch willen, 
daß die Defterreicher um ein Wahlrecht kämpfen, das bei un feit faft 40 Jahren 
verwirklicht ift. Die öfterreihifchen Arbeiter kämpfen in diefem Mugenblid um 
das allgemeine gleiche, direlte und geheime Wahlrecht für den Reichsrat, 
alfo für eine ähnliche Amftitution mie bei uns der Reichstag. Den Kampf um 
da3 allgemeine Wahlrecht für die Landtage mit Maſſenſtreiks zu führen, fit 
den öſterreichiſchen Arbeitern nicht eingefallen. Sie fagten fih: Wir können nicht 
an der Spite anfangen, ehe die Grundlage geſchaffen ift. Der Vergleich mit 


Defterreich trifft alfo in keiner Weiſe zu. Billigerweiſe follle man erwarten, 


daß ein Mann, der fi als Bolitifer auffpielt, der Hiſtoriker jein will, diefe 
Tatſachen kennt, um foldhe Vergleiche zu unterlaffer. (Sehr richtig ) J 
Lange vor Rußland ſind Maſſenſtreiks von den Arbeitern in Belgien, 
Holland, Schweden und Italien geführt worden. Dieſe find aber in ihrem Weſen 
und in ihrem Ziel mit dem ruſſiſchen Maſſenſtreik nicht zu vergleichen. In 
Rußland Handelt es ſich um einen großen revolutionären Kampf, der um die 
primitivſten ftaatliden Eriftenzbedingungen geführt wird, auf der anderen Seite 
aber nur um Kämpfe, um ganz bejtimmte Ziele und beſtimmt abgegrenzte 
Zwecke. 1898 Hat e3 fih in Belgien um die Eroßerimg- des allgemeinen 
Wahlrechts gehandelt. Der Maſſenſtreik Hatte unzweifelhaft Erfolg, infofern. als 
die Klaſſenwahl abgeſchafft und das allgemeine Wahlrecht. allerdings ‚mit bent 
Pluralſyſtem gegeben wurde. Am Gegenfat zu früher, wo fie nit einen 
Vertreter in der Kammer hatten, Haben die belgiſchen Genoflen jest über 80 VBer⸗ 
treter in der Kammer. Dagegen ift ber zweite Maftenftreit in Belgien. im 
Anfang dieſes Nahrhunderts gegen da3 Pluralſyſtem mißlungen. Vielleicht 
deshalb, weil beim erſten Male die belgiſche Bourgeoifie überrumpelt wurde 
und fi ind Bodshorn jagen ließ, das ziveite Mal aber nit. - (Lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung.) Gang ähnlich Liegt e3 mit den Maffenftreils in Holland, Schweden 
und Italien. An Stalten 3. 8. waren die Maffenftreils: ſpontane Ereigniſſe, 


die aus dem Naturell des Volkes erklärlich ſind. Die Frage liegt Bei ums 


infofern ähnlich, als wir eventuell mit dem Maſſenſtreik einem .beftimmb um⸗ 
grenzten Zweck erreidjen wollen. Es Handelt ſich bei: uns nicht um hie Um⸗ 
geftaltung des ganzen politiſchen Oberbaues der bürgerlichen Geſellſchaft. Zudem 
iſt bei uns der Maſſenſtreik, ſoweit es ſich dabei um Eroberung eines politiſchen 
Rechtes handelt, im weſentlichen auf Norddeutſchland beſchränkt. Die füd- 


deniſchen Staaten find bereits Beſitzer des allgemeinen gleichen, direkten und 


aeheimen Wahlrechts für die Landtage. Es iſt alſo ſelbſtvevſtändlich, daß, wonn 





Der politifche Maſſenſtreik: Bebels Referat . 233 


die Norbdeutſchen als letztes Mittel zur Croberung des Landiags-Wahlredits 
zum. Mafienjtreif greifen, die Süddeutſchen dabei nicht mitmaden. Sie Iönnen 
uns nur moralifd und materiell unterftügen. Eine Hoffnung auf einen allge» 
meinen Symöpathieftreif der Süddeutſchen wäre auf Sand gebaut. Das müſſen 
wir uns jagen, wenn Mir die Situation Talt und nüchtern betrachten. Un 
gerade. bei diefer Frage ijt eine ſolche Betrachtungsweiſe vor allem angebradit. 
Ob es im Falle eines Maſſenſtreils zu Blutvergießen kommen müßte, 
iſt nicht meine Anſicht. Hier weichen meine Anſchauungen von denen anderer ab. 
Jedenfalls darf man nicht jagen, weil in Rußland die Revolution mit 
vem Maſſenſtreik eingefeht Hat, wird ein Maſſenſtreik bei ung ebenfall$ 
der - Beginn einer Revolution bedeuten. Die Dinge wiederholen ſich nicht nach 
derſelben Schablone. Der wiederholt ausgeſprochene Gedanke, daß ein Maſſen⸗ 
Streit die Revolution bedeute, und dieſe uns nicht erſpart werde, Hat ja neulich 
die Mainzer Genofjen unter Führung des Genoſſen Dr. David veranlaßt, 
zu erklären, daß unter feinen Umftänden an eine blutige Revolution bei uns 
gedacht werden dürfe. Der Maſſenſtreik Tünne zwar einmal als legte Waffe 
dienen, aber immer nur al3 friedliches Rampfesmittel. Nun, Parteigenofien, 
weile Wirkungen von einer unzufriedenen Mafle eventuell ausgehen werden, 
entzieht ſich jder Berechnung. Wir haben nie erklärt, daß wir eine Revolution 
maden wollen, wir haben immer erklärt, daß Revolutionen von oben, bon den 
herrſchenden Klaſſen gemadjt iverden, die den berechtigten Wünſchen des Volles 
nit nachkommen. Dieje Auffaflung Haben auch die alten bürgerlien Staat3« 
rechtslehrer allegeit vertreten und wir mit ihnen, - Daß aber, wenn das Map 
der Unzufriedenheit im Volle der höchſten Grad erreicht Hat, es zu erplofiven 
Ausbrüchen kommen kann, iſt niemals ausgeſchloſſen. Diejenigen, die da 
meinen, Deutſchland ſei infolge des Vollscharalters der Deutſchen für alle 
Eivigleit gegen: derartige Ntevolutionen gefeit, die irren ſich gewaltig. (Sehr 
riätig!) Ich kann alfo nit das Gegenteil behaupten. Das hängt von den 
Verhältnifien und den daraus rejultierenden Stimmungen ab, die künſtlich nicht 
gemacht werben lönnen. Ebenſowenig wie man jagen kann, eö wird zur Revo⸗ 
Jution fommen, kam man jagen, es Wird auf feinen Yall zu gewaltiamen 
Gruptionen in Deutichland fommen. (Sehr richtigh) Für uns fommen für 


‚bie Antvendimg des Maſſenſtreiks beſtimmte Vorausſetzungen in Frage. In der 


Jenaer Reſolution heißt es, dab es im Falle eines Anſchlages auf das allge⸗ 
meine, direlte, "gleiche und geheime Wahlrecht oder das Koalitionsrecht Pflicht 
der geſamten Arbeiterklaſſe iſt, jedes Mittel anzuwenden und als ein ſolches 


Mittel bezeichten wir die Maſſen⸗Arbeitseinſtellung. Nun ſtehe ich nicht an, 
zu erklären, daß, menn ein. Attentat auf das allgemeine Wahlrecht geplant wird, 
‘ oder wenn den Arbeitern das Koalitionsrecht genommen werden joll, gar nicht 
mehr bie. Frage entjtehen kann, ob mir wollen, jondern dann müſſen wir. 
ASehr richtig!) Rechte, die wir befißen, laſſen wir uns nicht nehmen, fonft 


wären wir erbärmliche, elende Kerle. (Lebhafte Zuftimmung.) Hier ift der 


Punkt, wo es kein Feilſchen und fein Beiinnen mehr gibt. Alsdann haben 


ir allefamt in? Feuer zu gehen, und wenn wir auf der Gtrede bleiben. 


‘ lemeute lebhafte Zuftimmung.) Wenn die Gegner das verjuchen, dann haben 


fie auch die Konjequenzen zu tragen. Dann find wir al3 Männer und Frauen, 
die ihre Menfchenrechte verteidigen, Rechte, ohne die Fein Bolt mehr eriftieren 


‘ fan, gezwungen, alles aufzubieten, um ein jolddes Attentat zurückzuweiſen, 
koſte 83, mas es wolle. (Sehr richtig!) Sch Habe die feljenfeite Heberzeugung, 


baß alsdann auch weit über den Rahmen der deutichen Sozialdemokratie, teit 


Aber den Rahmen der Gewerlſchaften hinaus die geiamte Arbeiterllafje, ſoweit 


ãe politiſch denkt und fühlt, joweit fie überhaupt eine Sdee bon dem Werte 
diefer Rechte befitt, fi einmütig diefem Kampf anfchließen wird. (Sehr richtig !) 


Ganz anderd, wenn es fi um ein Necht handelt, das man erſt erobern muß. 


* 
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Bir müflen uns klar maden, daß die Kraft fir Eroberung von Rechten, die 
in den Einzelitaaten wurzeln, durch Gründung des Deutſchen Reichs bedentend 
geſchwächt ift. Ich glaube nicht, dab ein ſüddeutſcher Genojje behaupten will, 


es ſei ausſchließlich unferer Partei zu danken, daß fie das allgemeine Wahlrecht 


€ 


befigen. Nein, das ift die Folge einer gang anderen hiſtoriſchen Entwicklung, der 
ganz anders gearteten ökonomiſchen und politiſchen Verhältniſſe in den ſüd⸗ 
Deutichen Staaten,: insbefondere der grundverſchiedenen Stellung der verſchiedenen 
bürgerliden Parteien untereinander. In feinem diefer Staaten hat mar da$ all» 
gemeine, gleiche, direlte und geheime Wahlrecht den Sozialdemokraten zuliebe 
gegeben, fjondern die bürgerlichen Parteien glauben nur dadurd) bie Herrichaft 
erlangen: beziehentli fi erhalten zu Zönnen. (Sehr richtig!) Daß auf die 
Sozialdemokratie dadurch gewann, ift eine fehr unangenehme Beigabe für Die 
bürgerliden Parteien. Hätten fie da3 vermeiden können, dann hätten jie es 
getan. Man Hat auf nad) anderer Richtung Hin merkwürdige Exkurſe in der 
Partei gemadt; man Hat die Dinge volljtändig auf denn Kopf geitellt, als 
man fo tat, als wenn die Agitation Laſſalles das allgemeine Reichstags⸗ 
wahlrecht Herbeigeführt Hätte. Zu einer Zeit, wo Laſſalle mit feiner 
Forderung noch gar nicht aufgetreten war, Beftand in den Fonfervativen 
Kreifen Preußens, befonder3 in den Streifen, die fih damals um Wagener 
gruppierten, die Idee, auf Grund der Erfahrungen, die die Konjervativen in der 
Konfliktszeit mit dem Dreiklaſſenwahlſyſtem gemadt Hatten, das allgemeine 
Wahlrecht für Preußen zu gewähren, in der Hoffnung, daB es dadurch möglich 
wäre, die oppofitionele Dreillajienmajorität zu ftürzen. Das ift Hiltorifche 
Wahrbeit, und von diefem Geduntengang ift au Bismard beeinflußt 
geweſen. Es gab für Bismard bei Schaffung des Neichätages des Nord 
deutſchen Bundes gar feine andere Möglichkeit, als die Einführung des allgemeinen, 
gleichen; direkten und geheimen Wahlrechts. So jehr ich bereit bin, unfern 
Einfluß auf die öffentliden Dinge nad jeder Richtung Hin zur Geltung. zu 
Bringen, fo muß: id) doch auf der anderen Seite fehr nachdrücklich gegen eine 
derartige Geſchichtsfälſchung mich wenden, die die Dinge jo darftellt, als wären 


wir dgmals ſchon wer weiß wie mächtig geweſen, und wir heute, im Vergleich 


zu damals, ſchwach. (Sehr richtig )) 
Nun ift zweifellos durch die Einführung des allgemeinen Wahlrechts für 


den Reichstag und der dem Reichstag überwiefenen Kompetenz, zu der z. B. das 


große Gebiet der ſozialen Gejeßgebung, der Geſetzgebung für Handel und Ver» 
Ichr, Militär, Marine uſw. gehört, das Intereſſe der Arbeiter für den Reichstag 
in Unfpruch genommen worden, während fie für den Landtag Tein oder doch nur 
geringes Intereſſe Hatten. Sagte doch Liebknecht noch vor acht Jahren: 


„Was geht uns der preußiſche Landtag an. Laſſen wir ihn verfaulen.“ Ich 
ſelbſt habe vor 13 Jahren, als Bernſtein die Beteiligung an den Lande 
tagswahlen anregte, in Köln eine donnernde Philippila gegen die Beteiligung‘ 


an den Landtagswahlen gehalten. Faſt 50 Jahre haben wir uns nicht um den 
Zandtag geliimmert. Es märe eine piychologiiche Ueberraſchung, wem beirder 
langen Tradition, die uns al3 eine Kugel am Beine hängt, plötzlich in den 


Maſſen große: Begeifterung für den Maſſenſtreik gegen das Dreillaſſenwahlrecht 
erwerben wollten. Wenn ſich auch Die Gegner über mein Zugeftändnis freuen, 
fo muß ich doch fagen, es ift noch nicht der Moment gelommen, dab wir in den 
Maſſenſtreik für das allgemeine Wahlrecht in Preußen einzutreten vermöchten. 


Run ift gefagt worden: „Ihr Habt früher anders geredei. In Sachſen und 


Breußen wurde vielfach der Maſſenſtreik geplant.“ Derartige Anſchauungen fol 
ih na Silberſchmidt aud auf jener Konferenz geäußert Haben. Das 
iſt ein arges Mibverftändnis. In Hamburg wurden zum Proteft gegen die nene 


Wahlrechtsvorlage im Mai vorigen Jahres eine große Zahl von Proteſt⸗ 


verſammlungen arrangiert, die aber zur unangenehmften Ueberraſchung der 





| 
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dortigen Parteileitung außerordentlich ſchwach befucit waren. Es war in der 
en urger Mrbeiterichaft gegenüber dem Wahlrechtsattentat des Senats anfangs 
‚fine Stimmung borhanden. Der Barteivorfiand ſchrieb nad Hamburg, er wäre 
Dereit, mit den Hamburger Genoffen zu beraten, mas in der gegebenen 
Situation zu tun wäre. Ich babe hier. eine Richtigitellung zu machen. Sch habe 
“in einer Polemit, die ich im Frühjahr mit den „Echo“ Hatte, "behauptet, daß 
damals bie Anregung zu weiteren Schritien in Samburg von feiten des Parfei- 
vorſtandes ausgegangen fei, ehe noch die Hamburger Genoſſen daran gedacht 
"hätten, ſich weiter ins Benehinen zu ſetzen, was fie nach jenem Sonntag tin 
“follten. Das hat fich als Irrtum herausgeftellt. Ani 22. Mai hatte bereit die 
Hamburger Parteileitung diefe Frage erörtert? und befehloffen, die drei ſozial⸗ 
demokratiſchen Vertreter von Hamburg im Reichstage, Metzger, Dieb und 
mich, naͤch Hamburg zu berufen, um in der Sache weitere Schritte zu beraten. 
‚Mittlerweile wert allerdings der Brief des Parteivorſtandes unterwegs, traf aber 
erft Dienstag ein. Es gebührt alfo zweifellos den Hamburger Genoſſen der 
Vorrang der Snitiative. Nun ift in jener Zuſammenkunft allerdings auch der 
Maſſenſtreik erörtert wordeit; aber nicht eine Stimme erklärte, ſich auf denfelben 
‘einlaffen zu wollen. "Wir waren alle überzeugt, daB e3 wahnfinnig ei, in dieſem 
Moment in Hamburg an einen Maffenftreif zu denfen. Es kam hinzu, daß bie 
Vorlage des Senats bekanntlich wicht beabfichtigte, den Arbeitern überduupt das 
"Bahlreht zu nehmen, ſondern dab fie ein anderes Syſtem bezweckte, um ben 
angeblich übermäßigen Einfluß der Sozialdemokratie unter dem alten Zenfuss 
wahlrecht nach Möglichkeit‘ zu verhindern. Alſo weder Damals noch fpäter war 
"in Harburg vom Maſſenſtreik die Rede. | | 
- * Genau dasſelbe war in’ Gadien der Fall. Dort ift der Parteivorftand 
wiederholt veranlaßt motden, Konferenzen der fächfifchen Parteivertreter über 


ber Wahlrechtskampf Beizutvohnen. Ich Habe aus verfhiedenen Gründen an 
"Teiner dieſer Konferenzen teilgenontmen, kann aber auf Grund von Berichten 
"meiner Vorſtandsgenoſſen erklären, daß allerdings. im Gegenfag zu Hamburg 
eine Minorität der Vertretung innerhalb der‘ ſächſiſchen Sogialdemofratie fitr 


die Inſzenierung von Maſſenſtreikls war, während die große Mehrheit, und 


- darunter: auch die Wertretung des Marteivorftandes, ſich energiſch gegen den 


Maſſenſtreik unter den damaligen Verhältniſſen ausgefproden hat Wäre er 
dennoch eingetreten, To wäre ber Parteivorſtand natürlich der letzte geweſen, der 


öffentlich” dagegen äufgetreten wäre. In einem jolcden Falle iſt er verpflichtet 


auch gegen feine Beffere Ueberzengung baflir einzutreten. Soviel Solidaritätg« 


gefühl müflen Sie Ihrem Parteivoijtand zutrauen, fonft täten Sie am beften, 
ihn lieber heute-al8 morgen: zum Teufel zu jagen. (Heiterfeit und Zuſtimmung.) 


Es ift aber auch nit wahr, daß in Preußen die Frage des Maſſenſtreiks 


irgendwo Im nentensiverten ‘Streifen erörtert worden wäre. Die gejamten 
' 78 Wbgeordneten waren damals im Reichstag verfammelt. ' Aber von feiner 
- Seite ift diefer Gedanke zur Debatte gebracht worden. Won der Kontrölle 
-Kommiffion, die int Januat in Berlin verfammelt war, iſt ebenfalld niemand 
dn nnd‘ Herangetreten, e8 ijt aud) von feiner Diganilation in Preußen ein 


Tolcher Antreig geſtellt worden, nicht einmal ein Brief mit diefem Wunſche tft an 
den Vorſtand gelommen. Ich Tamı meiter erflären, daß gie Schritte, die 
j damals Beraten worden find, in voller Uebereinſtinmung mit den: Vertretern 
‘ser PBartefleitung in Berlin vereinbart wurden, denn wie Sie wiſſen, ist laut 


Beſchluß des preußiſchen Parteitags zu Weihnachten 1904, der Partetleitung bon 
GroßzeBerlin die Leitung der Geſchüfte fiir Preußen übertragen morben, fie war 


alſo an:erfter Stelle berufen, ein entſcheidendes Wort mitzuſprechen. Ullerdings 


"At auch im Laufe der Diskuſſionen das Wort Maſſenſtreik gefallen, aber eruſthaft 


"it von keiner Seite dieſer Godanke vertreten worden. Nun bin ich im höchſten 


‚Stade erſtaunt geweſen, in einigen Preßäußerungen der letzten Wochen 


am". . 
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Anſchauung zu hören, daß in erheblichen Kreiſen auch. der preußifchen Bartei 


ber Gedanke des Maſſenſtreiks Wurzel gefaßt. Habe und daß — das Hat man - 
nicht geſagt, aber daS lag darin — der elende Parteivorftand mit jeiner Zeige : 
heit und: Superflugbeit da3 Kintertriehen habe. So wird in einem Artifel. des . 
Genoſſen Stampfer in Nr. 49 der „Neuen Zeit“ vom 1. September. Wahlrechts⸗ 
ee und Maſſenſtreik“ mit aller Entfegiedenheit betont, daß In den Maſſen 

enoſſen der Gedanke des Maſſenſtreiks tiefe Wurzel geſchlagen habe, und . 
daß es nur eines enticheidenden Sährittes von feiten der Leitung. bedurft — 


der 


hätte, um denſelben zum Ausbruch zu bringen, Nebenbei, möchte ich den 


Genoſſen doch raten, zu bedenken, daß wir eine demokratiſche Partei ſind und u 


nidt eine Regierung Haben, die mit ihrer, alles. umfaſſenden Weisheit zu 
beſchließen hat, während Sie nur als Schachfiguren zu betrachten find, wollte 


alfo der Parteivoritand nicht, parleren, warum bat man, ihn nicht gezwungen 2 


(Heiterkeit und Buftimmung.) Das erite muß alſo fein, daß wirklich in den 


NMaſſen der Genoſſen Stimmung für den Maſſenſtreik vorhanden iſt. und dieſe 


Stimmung muß ibrerjeit3 deu Borftand bormwärtstreiben, Bon alledem haben 
wir nit das geringſte gemerkt. In dem Artikel Stampfers wird Bezug. 


genommen auf die Verſammlungen am 21. Januar, 18. März und 1. Mat 
und die vielfach darin gehaltenen Reden. Es mag jein, daß ber eine oder ber 


andere Redner in der Hite des Gefechtes eine Drohung mit dem Maſſenſtrejk 
ausgeſprochen hat; aber daraus kann man doch noch nicht ſchließen, daß die ; 
Maſſe der Genofien “für den Maffenftreit war... Gewiß wäre e3 Feine Kunſt. 


ein’ Paar: Bunderttaufend Mann in den Mafienftreit au Bringen, . aber ihre. . 


Niederlage wäre totjiher. Der Parteivorftand darf aber: auf feinen Fall 


leichtſinnig eine Niederlage herbeiführen. Die ganze. Hoffnung der Gegner gebt . 
dahin; daß wir uns leihtfertig eine Niederlage holten,. um unſere Kampfes⸗ 
fähigkeit auf, alle Zeit zu vernichten. (Lebhofte Buftimmung.) Daß man das... 
ſchließlich für alle Zeit nicht fertig bringt, das weiß, id, daS haben wir unter... 
dem Sozialiftengefeg bewieſen. Aber wir wären Toren und Narxen, wenn wirx 
uns zum zweiten Male eine derartige Situgtion und nunmehr duch eigene... 
a a den — laden wollten. — — ) Die ganzen en 


. nn —* a z 
Es wurde ferner in dem Xrtifel — und in anderen — 


erzeugnifien bemängelt, dag wir unfere Petition .aı. das Abgeordnetenhaus md .. 
Herreithaus wie üblich mit „Hoöchachtungsvoll ergebenft“ unterfchrieben. ‚(Heitere 


teit.) Darüber auf jener "Seite. Empörung, Das war. ein Haupt- und Kardinal: 


verbrechen. Nun, wir alle find ja ſchon in, der ‚age geweſen, an. age u 
geſtellte Perſonen, Korporationen uſw. ſchreiben zu müſſen und dabei die übli em... 
Floskeln zu gebrauchen, die mit dem inneren ®efühl fehr wenig zu tum babe, ., 


Es ift eben eine, der fonbentionellen Lügen, an denen die bürgerliche Gejell ſchaft 
ſo außerordentlich reich iſi. Oder meinen Sie etwa, wir hätten in der Tat 


dieſe fo” fürchterlich erſcheinenden Gefühle ‚gehabt. ‚(Seiterfeit.). Ich habe manchen er 
der Kritiker in Verdacht, daß er Togar in Brieign an einen ober, den. ‚anderen an 
Purteigenofien am Schluß ‚eine Floskel geb t Hat, die mit feinen inneren 
@efithlen' gegen denfelben fehr ivenig zuͤſammen traf. Große Beiterkeit und, 
ſehr git!) Daraus. dem Parteivorftand einen, Strie drehen zu wollen, iſt 

Far wir... 
wollten‘ auf. dieſem Wege erreichen, daß diefe Koͤrperſchaften noch ‚einmal ihr, “ 


lächerlich Heinli. (Sehr wahr) Was tar. der Zlveck dieſer 


Urteil über Hiefe Wahlrechtsfrage abgeben. jollten. . Freilich kam daun die ion. 
genannte Wahlkreisreform des Minifters des Innern, und durch deren Beratung 
wurde die Petition einfach für. erledigt erflärt, jo dag unſer Zwed nicht erreicht. 
Rune: Ein weit ſtärkeres Stück wie der Attilel von Stampfer iſt derjenige des 
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Genoſſei Maurenbrecher. Ich bedauere auferorbenklich, daß ich mic mit 
diefem Genoffeir auseinanderſetzen muß. Der Artikel der „Neuen Geſellſchaft“, 
Heft 84, iſt betitelt: „Die nächſte Aktion“. Ach habe ſchon vorhin meine Vers 

wunderung über eine politiſche Auffafſung Maurenbrechers ausgeſprochen. 
Ich perſönlich habe dazu um ſo mehr Urſache, als ich es geweſen bin, der im 
Parteivorſtand “angeregt Hat, dak Genoſſe Maurenbrecher in die neue, 
Patteiſchule als Lehrer aufgenommen wurde und das Fach Geſchichte zugewieſen 
befam. Ich ſtehe aber gar nicht an zu erklären, daß, wenn id — Artikel 
gekannt hätte, ich wahrſcheinlich anders gehandelt hätte. Nicht, daß Genoſſe 
Marrenb breder zu dem Parteivorſtand in Oppofition. tritt — das wäre ja 

Wahnſinn, wenn ein derartiges Motiv für uns maßgebend fein follte! Er kann 
fo ſcharf fchreiben wie er will — aber was er jchreibt, muß Hand und Fuß 
haben. Es müffer Grinde fein und nicht Behauptungen, bon denen ich jagen 
mit, daß wenn ein Duartaner eine derartige hiſtoriſche Auffaſſung verrät, ich 
das begreife, nicht aber von einem 30 jährigen Mann, der Lehrer der Sefcjichte 
wetden ſoll. Er fehreibt: „Die Kraftlofigleit und Aktionsloſigleit ber Partei 
tontraſtiert zu ſtark mit den großen Worten, die wir im Teyten Winter an 


manchen Stellen gehört haben.“ Und nachdem er über die angeblich vorhandene 


Stimmung in weiteren Parteikreiſen geſprochen, fügt er hinzu: „Aber zugrunde 
liegt überall das Gefühl: Wir wollen endlich einmal einen gr tſchritt ſehen.“ 
Dann kommt er auf die hiſtoriſche Auffaſſung, die ich vothin bereits widerlegte, 
und ſchteibt weiter: „Es muß ein Erfolg errungen werden, ſonſt gräbt ſich die 
Unluſt, das Gefühl der Unfruchtbarkeit, der Sackgaſſe, der falſchen Leitung noch 
tiefer ein als bisher.“ Und an einer anderen Stelle feines Artikels Heißt es: „Wir. 
müſſ ſen das Vertrauen der, Maſſe wieder gewinnen, indem wir ihnen Ziele 
zeigen, die zu erreichen heuie ſchon möglich ſind, und für die es ſich lohnt, zu 
fämpfen.“ Ich fordere Sie Hiermit alleſamt auf, wenn einer von Ihnen aus 
ſeinet eigenen Erfahrung imstande ift zu beftätigen, daß das Bild, das Hier 
Maurenbrech, er von der Parteiſtimmung entwirft, richtig iſt, dann will 
ich pater peccavi jagen. Aber es iſt nicht wahr; nirgends iſt das vorhanden. 
Sehr richtig Wie it aller Welt kann vor allen ein Hiſtoriker ſagen: „Wir 
müſſen einen Erfolg haben?“ Wie kann man einer Partei, die in der Minorität 
iſt, die nicht über die Staatsgewalt verfügt — wie kann man der zumuten: 
Du mußt einen Erfolg haben? Ich freue mid ja über dieſen Durſt nach 
Taten, den Genoſſe Maurenbrecher zeigt. Er iſt drei Jahre in der Partei 
— das fol Fein Vorwurf für ihn fein — wit aber ſtehen in der Mehrzahl 
berdits vier⸗, flnf-, ja mehr als aehpmal länger in der.Bartei, und da können 
Sie wohl glauben, daß wir; die wir mit der Zahl der Jahre auch dem Ende 
unferes Lebens entgegen gehen, alleſamt das dringende Verlangen haben, nicht 
nur einen Erfolg, fondern. hundert Erfolge, ja den ganzen Erfolg zu al 


| Eebhafte guſtimmung!) 


Wir arbeiten alle mit Leibesträfter daran, um ihn zu erzielen; aber zu 
jagen: jett müſſen wir einen’ Erfolg Haben, oder wir find verloren, ift einfach 
eine naive Auffaſſung von den Entzwidelungsmoglichleiten der Beigiät eines 
Volkes. (Lebhafte Zuftimmurig.) . 

Und wo haben wir denn das Vertrauen der Maſſen berloren, daß wir es 
wiedergewinnen müſſen, wo, irgend mo? — Zeigt das mangelnde Vertrauen 
der Dafien zu uns etiva die gemaltige Zunahme der orgamijierten Genofjem, 
die ſteigende Abonnentenzahl der Pcrleidreſſe zeigen das unſere Erfolge bei 
den Landtags⸗, bei, den Gemeindewahlen oder bei den Neichstagswahlen? 
Gera das Gepenteil ift der Fall. "(Lebhaftes fehr richtig |) Ä 

Genoſſe tlferding, der imferen preußiſchen Verhältniſſen fernſteht, 
Fat ein viel richtigeres Urteil über die Situation der Partei in Preußen und - 
äber ben Mafienftreit abgegeben a Maurenbreder ‘Cs dent nieman⸗ 


; 
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‚bon uns daran, die Jenenſer Beſchlüſſe aufzuheben oder irgendwie zu beſchränken. 
Richt ein Wort der Senenfer Refſolution entiprisgt der Auffaſſung, die hie 
Gegner der. Taltik des Vorſtandes geäußert haben. Ebenſowenig uehme ich :ein 

Wort nıginer damaligen Rede: zurück. Ich möchte Bier, nur eine charalteriſtiſche 
„Stelle hervorheben. Vachdem ih die verfhichenen Maſſenſtreils in den. ber- 
ſchiedenen Ländern beſprochen habe, komme ich auf Deutichlaud, und da ſade 
ich: Wir Deutſchen tum nicht ‚fo leicht einen Schritt, den wir und nit genau 
‚überlegt haben, mas uns ja: ben Vorwurf zugezogen ‚hat, wir, wäran wie Der 
öſterreichiſche Landſturm, ber immer hinten nachhinkt. Wir find der Meinung: 
Ehe wir uns in ſo große Kämpfe einlaſſen, müſſen wir erſt gründlich organifitren, 
agitieren, politiſche und wiriſchafliche Anftlrung ſchaffen, die Maſſe . jethft- 
bewußt und wideritandsfähig machen, fie begeiſtern für den Moment, wo wir 
ihr jagen müflen: „Du haft Dein Alles eingujegen, weil eine Leberisftage für 
Dich als. Menſch, als Familienvater, als Stagtsbiirger auf dem Spiele ſteht.“ 
Wenn ih in Nena mit großer Vegeilterung für ben Maſſenſtreik ein- 


"getreten Bin, al3 eventuelles Kampfmittel, fo kann man doch aus keinem Wätte . 


‚heraugnehmen, daß. ich beseits, im nächſten Jahre für einen Maſſenſtreik ein- 
‚getreten ſei. Gerade weil es ji für uns nach der. ganzen Geftaltung der 
politiſchen Verhältnifie in Deutſchland um ganz beſtimmte Nechte Handelt, für 
die. der Maſſenſtreik gegebenen Falles inſzeniert werden fol, und. weil mir. im 
unſer aller Intereſſe den Wunſch haben müſſen, eine’ ſolche Demonftration 
vollſtändig in ber Hand zu haben, verlangen wir, daß noch in. viel höherem 
Maße agitiert und aufgeklärt wird, damit wir im gegebenen Moment unſere 
disziplinierten Maſſen, dje die undisziplinierten fortreißen ſollen, in der Häund 
haben, fo daß kleine Dummheit gemacht wird. „(Sehr richtig) IH erkläre 
Ihnen im Namen des geſamten Parteivorſtandes und der Kontrollkommiſſion, 
‚bie ‚wir ‚darüber beraten haben, wir jtehen. auf. dem Boden, daß zwar der 
Maſſenſtreik notwendig fei, aber wir Jallen uns. nicht wider unfere 
“Meberzeugung in einen Maſſenſtreik hineinheßen, einerlei von welcher 
‚ Seite das geſchieht. (Lebhafter Beifall.) Ich betrachte den Maſſenſtreik als 
die ultima ratio, das leute und zwar friedliche Mittel unferer Partei,- als ein 
. Kampfmittel, das wir mit alley Kraft und Disziplin und Selbſtbeherrſchung 
-anivenden müſſen, um es To zu .geitalten, wie wir es in Intereſſe der 
Partei und. bes Volkes für notwendig halten, (Sehr richtig!) Das können iiir 
mit anderer. jegigen Organiſation noch nicht riskieren. "Hier optimiftifey fein 
"zu ‚wollen, halte ich Für falijch. Wir Haben ‚nach jeder Richtung Hin unſere 


. Tätigfeit gu ‚entfalten. Die Anregung in Sera bat bereitä in der kurzen Friſt 


von einem Sahre ſehr ſchöne Erfolge gebrächt. Aber die Agitation und Organi- 


‚sation muß noch ganz. anders enfwidelt werben, und wenn das geſchieht, wollen 


‚mir-fehen, mas mir weiter tum. können. 536 
Wir iſt im der gegneriſchen Preſſe, zuerſt in. der „Frankfurter Zeitung“, 
nachgeſagt worden. daß ich. Hin und her geſchwankt Hätte im der. Frage des 
Maſſenſtreils, ja, daß ich mich in Bremen gegen denſelben erklärt Hätte. Tas 
iſt einfach nicht ‚wahr, In Amſterdam Haben mir alle für ‚die Maſſenſtreik⸗ 
Rejolution gejtimmt. In Bremen ‚habe ich ‚nichts. weiter über den Maſſen⸗ 
«jtrgik:geiogt; als daß man his zum näcften Parteitag, auf dem er erörtert 
‚werben folle, ihn in der Preſſe und Verfammlungen gründlich beſprechen möge. 
EGs entſteht nun die Frage: Wie jtehen unfere Gewerkſchafter zum, Mafjen- 
ſtreik? Cie willen glle, dab bei. den Dehatten, die wir boriges Jahr in Xena 


‘gehabt ‚haben; vielfach auf die Kölner Nejglution Bezug genommen mörden iſt 


und bie Meinung vertreten. wurde, daß jeng. Reſolution mit ‚der. Jender 
im. Widerfpruch jteht. Ich will mich Bier. iiber Diefe; Frage nicht weiter gus— 
fprechen. Ich möchte aber doch das cine Tonftatieren, und "zwar tue ic ’es 
mit Freuden, dag, ſoviel Unangenehmes in bezug auf die Bartei)aus den 
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Reden einzelner Redner auf der Konferenz der Gewerkſchaftsvorſtände in 
Berlin ausgeſprochen worden iſt, die Verhandlung im großen und ganzen ge⸗ 
zeigt hat, daß wir uns trotz alledem bedeutend näher gekommen find als 
das noch in Jena der Ball. au fein ſchien. (Sehr richtig!) Darüber kann 
kein Zweifel beſtehen. Es hat mir insbeſondere eine große Genugtuung bereitet, 
in der Rede des Genofien Bömelburg auf jener Konferenz zu Iefen, daß 
er bie Anſicht ausſpricht: wenn es "ft einmal darum handele, dab das fllr Die 
Arbeiter und fpeziell die Gewerkſchaften unentbehrliche Roalitionsredht in Frage 


‚ geitellt werde, alsdann die Gewerkſchaften gar nicht erjt die Initiative der 


Partei abzuwarten hätten, fondern fie müßten dann felbft auftreten und mit 
dem Maſſenſtreik ins Zeug gehen. Das tft eine erfreuliche Uebereinſtimmung. 
Ich Habe auch aus einer anderen Bemerkung in jenem Btotofoll erjehen, daß 
ein ausgelprochener Gegner des Maſſenſtreils in jener Verfammlung jagte: 
„Ich babe an mir gemerkt, daß man nach und nach anfängt, fi an den Ger 
danken des Maſſenſtreiks zu gewöhnen.“ Das beweiſt, daß durch die Erörterungen 


‚in Köln und Jena und nachher in der Preſſe doch eine große Anzahl Genoſſen 


zu fieferem Nachdenken veranlaßt worden tft unb daß die Ergebniſſe ihres 
Nachdenkens erheblich abweichen von ihrem früheren Gedanfengang. Daß mir 
die Gewerkſchaften für die Idee des Maſſenſtreiks gewinnen müſſen, erjcheint 
mir zweifellos. Ebenfo, daß der Mafjenftreit ohne Mitwirkung der Gewerk⸗ 
Thaften nicht durchführbar ift. (Sehr richtig ) Huf der anderen Seite aller» 
dings ift in den Gewerkſchaftskreiſen durch eine Neihe von Aeußerungen in 
Artikeln und Reden und namentli auch bei den Verhandlungen ber Gewerk⸗ 
ſchaftskonferenz in dieſem Frühjahr der Gedanke zum Ausdruck gelommen, daß 
man in. der jozialdemofratiihen Partei geneigt wäre, mit dem Maſſenſtreik zu 
fpielen. Für diefe Anſicht fprigt 3. B. auch die Nieder-Barnimer Nefolutior, 


die das wunderbarſte leiſtet, was in dieſer Hinficht geleiſtet werden Tann. 


Parteigenofien! Weiß denn der Nieder-Barnimer Wahlkreis, der mit Mehrheit 
diefe Nefolution angenommen Hat, nicht, was der Parteitag für Preußen über 


bie Straßendemonftrationen beſchlofſen hat? Weiß er denn nicht, daß, wenn wir 
nach dem Wortlaut der Reſolution Straßendemonſtrationen inſzenierten, das zu 


einem Blutbad führt, ohne daß wir die Garantie haben, aus dem Blutbad 
als Sieger hervorzugehen? ? Es wird nicht bloß von Demonftrationen geiprodgen, 
fondern gleich in der Mehrzahl auch von Maffenftreils. Die Mafienftreit3 werden 
dana als ein ale Augenblide anmendbares Agitationsmittel dargeſtellt. 
Hente machen wir einen Maſſenſtreik, morgen machen wir einen und über⸗ 
morgen wieder einen. Derartige Auffaſſungen müſſen wir entſchieden ablehnen. 
Ich kann den Parteitag nur bitten, die geſamten Reſolutionen, die zu dieſem 


Kapitel geftelt find, abzulehnen und die Nejolution anzunehmen, die wir 


Shnen vorſchlagen. Ich bemerle dabei, daß ber übergroße Teil dieſer Reſo⸗ 
Iutionen ſchon in dieſem Augenblick erledigt iſt. Denn fie verlangen, man 
Tolle das Mittel des Mafjenftreils nicht preisgeben. Dazu war man gefommen 
dur) die Veröffentlidungen der „Einigkeit“, die den Auſchein erweckten, im 
Parteivorſtand ſei der Gedanke vorhanden, man wolle die Jenager Reſolution 
preisgeben. 

Es wird weiter verlangt, man ſolle eine Broſchüre über den Maſſenſtreik 
veröffentlichen. Das iſt ſchon in Jena beſchloſſen worden und dieſer Beſchluß 


wird auch ausgeführt werden. Da aber ſeine Ausführung nicht ſofort möglich 
war, veranlaßten wir, daß zunächſt die geſamten Verhandlungen des Parteitages 
über den Maſſenſtreik gedruckt und veröffentlicht wurden. Es wird ferner in 


einer Reſolution verlangt, wir ſollten auch die jetzigen Verhandlungen über den 
Maſſenſtreik veröffentlichen. Ich für meine Perſon habe nichts dagegen. Iſt 
das aber der Fall, dann glaube ich kaum, daß noch jemand in einer Broſchüre 


etwas Neues Über den Maſſenſtreil wird ſagen können. Dann wird es ſich nur 
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um eine Broſchüre für jene Kreiſe handeln, bie bigher ber Partei fernſtanden, 
und das Halte ih für nützlich. In Stettin auf dem Barteitag für Bommern 
hat man fi mit einer ähnlichen Mefolution befaßt mie in Niederbamim.. Es 
wurde zugunſten derfelben gefagt, ich ftünde im Parteivorſtand allein und Dee 
dürfe einer Rückenſtärkung. Ich kann Ihnen jagen: Wir find im Parteivorſtand 
in ber Frage bes Maſſenſtreiks eins, fo daß ich gar wicht notwendig Hatte, irgendr 


wie den Dränger und Schieber zu machen? ja dab fogar in einem Punkte ich 


für meine Kollegen zu konſervativ gewejen bin. (Hört, hört!) Ich Hatte nämlich 


in dem Entwurf meiner Refolution den Vorſchlag, DaB, jobald ber Parteivorſtand 


ſich bon der Rotivendigkeit bes Maſſenſtreiks überzeugt habe, er fofort einen außer⸗ 
orbentlien Parteitag einberufen müſſe, der darüber Beſchluß zu fallen babe. 
Diefen Vorſchlag hielt man im Parteivorſtand für faum ausführbar und io ließ 
ih ihn fallen. Sm übrigen betone ich noch einmal; iſt bie Parteileitung in der 
Auffaſſung einig. 

Ich habe mich nun noch mit wenigen Worten gegen eine Reſolution zu 
wenden, die die Mühlhaufer Genoſſen gefaßt haben. Die Reſolution ſteht unter 
Nummer 64 und bezieht ſich darauf, daß Gefahr beſtehe, daß in dem großen 
Befreiungskampfe Rußlands die preußiſche Regierung Gelüſte bekommen könnte, 
preußiſche Truppen nad Rußland einrücken zu laſſen, um bie Revolution mit 
Hilfe deutſchen Blutes zu erſticken. Der Genoſſe Maurzenbredher bat ben» 
jelben Gedanken in einem Artikel geäußert Auch im Yuslande war diefe 
Meinung meit verbreitet. Aus Den verſchiedenſten Kreiſen der ruſſiſchen Genoſſen 
wurden Anfragen an mid) geitellt, ob es wahr fei, daß Dentichland interbenieren 
wolle und mie fi die deutſchen Sozialdemokraten dabei verhalten würben. Darauf 
Habe ich geantwortet: Es jet nicht daran zu denken, daß Deutfchland interbenieren 
werde. Habe man aud) eine noch fo fchlechte Meinung von ber Leitung unſerer 
auswärtigen Bolitil, fo müſſe mar doch fagen, eine folche Intervention ift une 
denkbar. Der Reichskanzler felbft Hat auch die erfte-Belegenheit wahrgenommen 
und An Reichstag erflärt, dab dieſe Gerlichte unwahr feien, daß in Deutſchland⸗ 
Preußen fein Menſch daran denke, ih Rußlands anzımehmen. Es ift nicht zur 
Yeugnen, daß das Herz des deutfchen Staifers, der Regierung und der VBourgeoifie 
auf feiterr des Haren find. Selbſtverſtändlich wünſcht man in allen diefen 
Kreifen, daB es gelingen möge, die ruffiihe Revolution niederzuzwingen; aber 
bis zur Tat, deutſche Truppen in Rußland einmarſchieren gu laſſen, ift no ein 
großer Schritt. (Sehr wahr) Man eremplifizierte babet auf das Jahr 1792, 
Uber damals war ganz Europa ber Feind der franzöſiſchen Nevolution. Damals 
konnte eine europäiſche Koalition geſchaffen werden, damals konnte nıdn hoffen, 
die Revolution im Blute zu erftiden. Und doch ift Bee Verſuch mißglückt. 

Die Situätion bon 1792 und 1006 ift eine total verſchiedene. Heute gibt 
e5 feine europäiſche Koalition, die gegen Rußland mobil gu machen bereit wäre, 
Heute | ſteht Deutſchland infolge ſeiner ungeſchickten auswärtigen Politik ifoliert 
da: Die öſterreichiſche Preſſe aller Parteien hut ſofort in ber energiſchſten Weiſe 
dagegen proteſtiert, daß man an ein ſolches Einſchreiten denken lönne. Das 
Einſchreiten Deutſchlands in Rußland würde einen europäifchen Krieg bedeuten. 
(Schr wahr!) Man wird ſich alſo in Deutichland hüten, eine ſolch ungeheure 
Gefahr hervorzurnfen. (Sehr wahr!) Was iſt 848, mas die Mühlhanfer Ge⸗ 
noffen beantragt Haben, anderes, als der auf dem Züricher Kongreß durch 
Nieumenhuis befürmortete Generalftreif um den Frieben im Falle bes Aus⸗ 
bruchs eines Krieges? Aa, Genoflen, die wenigſten von Ihnen Haben einen 
grogen Krieg erledt. Sie haben feine Ahnung bon der Situation, die 1870 bei 
Ausbruch des Krieges beſtand. Mittlerweile find wir freilich viel ſtärker geworden; 
aber auch die Machtmittel- der Gegenfeite find gewaltig gewachten.: (Sehr 
zitig!) Bor allem ift bie militärifche Rüſtung ganz anders geworden. Wer. 
nlaudt denn, daß man in einem Moment, wo eine gewaltige Mufregung, ein 
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Fieber die Maſſen bis in die tiefſten Tiefen aufrüttelt, wo die Gefahr eines 
ungeheuren Krieges mit feinem entleßlihen Elend uns vor Augen fteht, mer 
glaubt, daß es in foldem Augenhlid möglich iſt, einen Maffenftreif zu infzenieren? 
(Sehr richtig!) Das ijt eine lindliche Idee. . Bei Ausbruch eines ſolchen Krieges 
marfſtchieren vom eriten Tage ab in Deutichland 5 Millionen unter den Waffen, 
darunter viele Hımderttaufend PBarteigenoflen. Die ganze Nation jteht unter den 
Waffen! Zurchtbares Elend, allgemeine Yrbeitslofigfeit, Gunger, Stilftand der 
Sabriten, Sinten ber Wertpapiere — glaubt man, man könne in einem 
Tolden Moment, wo jeder nur. am ſich denkt, einen Maſſenſtreik inſzenieren? 
(Sehr gut!) Würbe eine Parteileitung ſo kopflos fein, an einem ſolchen Tage 
einen Maflenftreif zu inſzenieren, ſo würde fofort mit der Mobilmachung der 
Kriegszuftand über ganz Deutſchland verhängt werden, und dann haben nicht 
mehr die Zivilgerichte, jonder die Miilitärgerichte zu, enticheiden. Sch Habe 
Thon läuten hören, und das Halte ih für mahricheinlich, weil man in ben 
enticheidenben Streifen glaubt, Die Sozialdemokratie fünnte fo töricht fein und 
einen. folgen Beihluß falten, daß. man fih an mabgebender Stelle ſchon lange 
mit dem Gedanken trägt, allen Führern der Sozialdemokratie dasſelbe Schickſal 
zu bereiten, wie 1870 den Mitgliedern unſeres Parteiausſchuſſes. Wenn Sie 
glauben, daß in einem ſolchen Falle die Gegner irgend welche Nachſicht üben 
würden, fo irren Sie ſich; ich Halte auch für unbegreiflich, daß man das in 
einem folcden Kalle erwartet, Es ift eben bei uns anders, als in anderen 
Ländern. Deutichland ift ein Staatsweſen, wie e8 zum zweiten Male wicht 
erüttert. Man mag das oben als Kompliment anſehen, es ift aber Wahrheit 
und diefe Wahrheit müflen wir uns vor Mugen halten und danach unfer Handeln 
einrichten. (Sehr richtig.) IH kann Sie nur dringend bitten, auch die Reſolution 
Mühlhauſen abzulehnen. — Nehmen Sie die von und borgeichlagene Reſolution 
on, damit iſt ber Weg gegeben, auf: dem die Partei fiegreich ihr Ziel verfolgen 
kann. (Stürmiſcher Beifall) ' 

Singer teilt mit, daß inzwiſchen zu der Nejolution Bebel (136) der Abe 
Emderimgdantrag 108 eingegangen ift. 

Ktorreferent Legien: Es mag richtig fein, dag der Warteivorftand fi, als er 
da8 Protokoll veröffentlichte, in einer fehr unangenehmen Lage befand. Aber 
man darf nit überjehen, daß et ſich ſelbſt dieſe Lage gefchaffen hat. Er hat jelbit 
im gegebenen Moment nicht den richtigen Weg eingeiählagen. Ob die Veröffent- 
lichung von feiten der Unarchofozialiiten oder vom Parteivorſtand geichah, ift 
gleihgültig. Es bleibt eine Indiskretion, ein Weg, der fehr wenig zu empfehlen 
iſt, was vielleicht dem Parteivorſtand noch einmal regt unangenehm in Erinne⸗ 
zung kommen dürfte Ich ſage, der Parteivorſtand Hat ſelbſt zur gegebenen 
Beit nit den richtigen Weg eingeichlagen und ſich jo in die unangenehme Lage 
gebracht. Nicht beim Barteivorftand war die Neigung vorhanden zur Beröffents 
lichung, fondern die Redaltion des „Vorwärts“ Hat ihn dazu gedrängt. Erft 
nachdem die Medaltion ſich ein Protokoll von uns erbeten Hatte mit dem aus» 
drücklichen Bemerlen, daß der Inhalt veröffentlicht werben follte ‚und wir die 
Erlaubnis zur Veröffentlicgung verweigerten, bat fig der Barteivorjtand mit der 
Frage ber Veröffentlihung beichäftigt. Die ganze Art feines Vorgehens war 
nit richtig. Es gewinnt den. Sindrud, als wenn der Barteivoritand nur unter 
dent Einfluß der Berliner Parteigenoſſen gehandelt habe. (Zuftimmung und 
Widerfpruch.) Hat doch befonders Pfannkucd am Montag in feinem Geſchäfts⸗ 
bericht erllärt, der Vorſtand wäre ſich beivußt, daß die Nedaftion des „Vorwärts“ 
bei ihrer Forderung die Breplommillion gefihlojien Hinter ſich hatte. Genoſſen! 
Sa, was geht denn die Stellungnahme der Preßkommiſſion und ihre Geſchloſſen⸗ 
heit den Parteivorjtand an, wenn es ſich darum Handelt, in einer jo wichtigen 
Frage eine Entſcheidung zu treffen? Mir haben den Eindrud, als wenn der 
Parteivorſtand fich bei feinen Gnticheihungen übermäßig von: den Berliner 
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Parteivertretern beeinfluſſen läßt. Bas darf nicht fein. Der Barteivorftartd 
liebt über den Berliner Organifationen; er fteht über der Nedaltion des 
„Vorwärts“ und-er bat ſich von diefer Geite nicht drängen zu laſſen. Nach⸗ 
dem die Redaktion erklärt hat, die Generallommifjion babe ihr zivar ein Brotofoll 
überwieſen, fie habe e3 aber nichtachtend zurückgeſchickt, weil ihr wicht: das 
Recht eingeräumt worden war, es zu veröffentlichen, erjt da fchrieb der Bartei- 
vorſtand an die Generallommijfion, e3 fei der Wunſch nad) Veröffentlichung 
vorhanden. Und es ift eigentümlich, ehe der Brief des Barteivorjtandes an uns 
kam, las ich ihn ſchon gedrudt im „Vorwärts“. (Hört! hört!) War es taftijch 
richtig, von vornherein durch dieſe Publikation ſich in eine Zwangslage bringen 
au laſſen, die Veröffentlichung vornehmen zu müſſen, gleichviel, ob die General⸗ 
kommiſſion zuſtimmte oder nicht? War das der richtige Weg, um eine Ver⸗ 
ftändigung zu erzielen ? Die Indiskretion, die fehr richtig von der Redaktion 
des „Vorwärts“ als eine Anfamie bezeichnet worden ift,. ging bon Gegnern 


aus, denn dieſe lokaliſtiſchen Gewerkſchaften gehören nicht zur ſozialdemokratiſchen 


Partei (Sehr richtig I), fie jtehen zur jozialdemofratifchen Partei genau in dem 


gleichen pplitiſchen Gegenſatze wie die Konſervativen oder das Zentrum oder 


irgend eine andere politiſche Partei. (Sehr richtig! Zuruf: Redet doch keinen 
Unſinn!) Ich werde Ihnen das ſofort beweiſen, Genoſſen aus Berlin. Dieſe 
lokaliſtiſchen Organiſationen haben auf ihrem erſten Kongreß im Jahre 1897 
in Halle eine Rejolution angenommen, in der ed Heißt: „3. dab dieſer not» 
wendige und unvermeidliche Klafienfampf nur unter engem uud bewußtem 
Anſchluß an die Grundfäße und Tattil ber ſozialdemokratiſchen Partei Deutjch- 
lands mit Ausfiht auf Erfolg geführt werden kann.“ Weiter wird in einer 


befonderen Refolution gefagt: „Eine Trenumg der. gewerlichaftlichen Bes 


ivegung bon der bewußten jozialdemofratiigen Politik .ift unmöglich, ohne den 


‚Kampf um die Verbeflerung der Lage der Arbeiter auf:dem Boden der heutigen 


Drdnung ausfichtslo zu machen und zu läßmen.“ Weiter. heißt es, daß. bie 


Bemühungen, von welcher Seite fie auch fommen mögen,. die den Zuſammen⸗ 


bang der gewerkſchaftlichen Bewegung mit der Sozialdemofratie gu Jodern oder 


zu durchbrechen bejtrebt find, als arbeiterfeindfich zu beizachten find. Und was 


beſchloß diefe Gruppe auf ihrem letzten Kongreß 1906? „Wenn der wirtſchaft⸗ 
liche und politiſche Kampf mit Erfolg und Nachdruck von den Arbeitern geführt 
werden fol, dann. iſt es notmendig, daß er als Klafienfampf im Sinne Des 
rebolutionären Sozialismus geführt wird. Dazu gebürt. bie 
Bildung-und der Ausbau folcher Gewerkſchaften, die ſowohl den auf Verbefle- 
rung des Lebensunterhaltes und ber Wrbeitbedingungen gerichteten Tagesiampf 
führen, wie auch die auf Befeitigung der Klaſſenherrſchaft gerichteten. Be⸗ 
ſtrehungen unterftügen, die begründet find in ber ſozialiſtiſchen Weltanſchauung, 
und ihren Ausdrud finden in der Bropaganda für die Idee des Maſſen⸗ reip. 
Generalftreits.” (Hört! Hört!) Alſo des anarchiſtiſchen Generalftreils | 
1897 in Halle und die ganzen Jahre Hindurch. erklärt die Gruppe, fie jtehe auf 
dem Standpunkt der fozialdemotratiigen Partei. 1906 erflärt fie, nicht mehr zu 
ihr zu gehören, fondern daß für fie maßgebend ift der Klaſſenkampf im Sinne 
des „revolutionären Sozialismus“. Unter diefer Bezeichnung, fegelt bei uns die 


Gruppe der Anarchiſten. Dieſe Drganifation Bat mit der Sozialdemokratie 


nichts mehr zu tum. . F ee a 
Wollen Sie nad ein Urteil darüber Hören, ob meine Auffaflung richtig ift, 


dann hören Sie einen von benen, die dieſer Gruppe naheltehen. Dr. Michels, 


der für die „Einigfeit” gefchrieben Hat, ſagt in dem neueſten Heft des „Archivs 
für Sozialwiſſenſchaft“: „Sie (die lokaliſtiſche Gruppe) verwerfe die Neutralität 
und bekenne fich zum revolutionären Sogialismus. Zwar find. auf dem legten 
Kongreß, der im April 1906 in Berlin: ftattfand, die Statuten infofern modifiziert 


worden, al3 man das Wort fogialdemafratii Bat fallen laſſen, und, um den 


Se. ELSE u 
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"maritfthgen lementen in der Arbeiterfheft den Eintritt nicht zu erſchweren, 
dafür das Bekenntnis der Einzelmitglieder zum Voden des Klaſſenkampfes als 
conditio sine qua 'non gefegt Hat.” Glauben Sie jegt nad diejen Feſtſtellungen 
noch, daß dieſe Gruppe au nn, zit ſozialdemokratiſchen Partei gehört? Sie 
hat‘ Ile ſelbſt außerhalb der Partei geſtellt. (Sehr richtig!) Sie ſteht uns 
;gegenitber tote jeder andere Gegner, ja dadurd, daß fie ſich auf dem Boden 
des Klafſenkampfes zu ſtehen den Anſchein gibt, iſt ſie uns vielleicht gefährlicher 
als diejenigen, die ſich offen als unſere Gegner bekennen. Und wenn nur 
eine · ſolche Jidistretion begangen wird von Leuten, die mit uns nichts zu tun 
haben, fo iſt doch deshalb nicht irgend eine Inſtanz in ber Partei berechtigt, 
die ganzen vertroulichen Verhandlungen preiszugeben. Ich glaube nicht, daß ſich 
der Parteivorſtand, wenn die Indiskreiion von einer konſervativen oder. einer 
Zentrumszeitung begangen wäre, verpflichtet gefühlt hätte, den Teil des Proto⸗ 


olls, den er veröffentlicht bat, zu veröffentlichen. Wohin das führt, fehen wir 


ia. Der Parteivorftartd "hält Dielen Teil des Protokolls für ſo wichtig, daß er 
' veröffenttitht, iderben muß. Die Anarchiſten Halten einen anderen Teil für wichtig. 
Sie veröffentlichen die Verhandlungen der Gewerkſchaftsvorſtände darüber, ob 
die Organijſattonen heute fähig find, in einen Abwehrkampf gegen die Unter⸗ 
nehmer eintreten zu können, alſo ben Teil, der am allerwenigſten dei Gegnern 
hekannt gegeben“ werden ſollte. (Sehr richtig!) Das Hätte ſich der Vorſtand 
überlegen foffen; er hätte fich fagen follen, daß es nicht möglid) ift, das Protofoll 
im’ Gegening zu denen Ju veröffentlichen, die dariiber. zu beftimmen haben. 
Der Parteivorſiand wird Hoffentlich doch wenigſtens vor ber Veröffentlichung 
von ben Inhalt des Protololls Keuntnis genommen Haben. Lange genug war 
68. ja in feinen Händen. Ich will mit dent Parteivorſtand nicht darüber rechten, 
warum er bon einem Proiokoll, dem er nachher eine ſolche Wichtigkeit beimißt, 
nicht früher Kenntnis nimmt: Jedenfalls mußte er davon Kenntnis haben zu 
‘ber Zeit, to diefer Teil’ des Protokolls durch den „Vorwärts“ veröffentlicht 
wurde. Er mußte wiſſen, daß es zur Klärung der Stellung der Gewerkſchaften 
zum Maſſenſtreik nicht notwendig war; daß Protololl zit beröffentliden. Erit 
dur dus Vorgehen des Parteivorſtandes ijt die Spannung in den Barteilreifen 
Berborgernfert. ; Wäre es bei richtiger Ueberlegung nicht vollftändig ausreichend 
geweſen, wenn der Parteivorftand erllärt Hätte: Wir können den Parteigenoffen 
“nad Kenntnisnahme des Protokolls mitteilen, dag in ihm nichts enthalten iſt, 
was ſich gegen die ozialdemokratiſche Partei richtet. (Sehr gut!) Durch eine 
ſolche Erflärung wäre die ganze Frage ans der Welt geſchafft. (Buftimmung 
und Widerſpruch.) Dder haben Sie nicht das Zutrauen zu unſerem Partei⸗ 
vorſtund, daß eine ſolche Erklärung, wenn er ſie abgibt, wahr iſt? Hat man 
dis Zutrauen, dann muß man ſich mit einer ſolchen Erklärung zufrieden geben. 
‚Der Weg, den der Vorſtand hätte einſchlagen können, war ſehr leicht und 
rinfach Nach meiner eberzeugung fehlt es im Vorſtand an dem einheitlichen 
geſchloſſenen Willen, und es iſt ein: übermäßiger Einfluß der Berliner Gruppen 
und der Redaktion des Vorwärts“. vorhanden. (Buftimmung und Widerſpruch.) 
Es iſt bedauerlich, das Tonftatieren zu müſſen. Wie wäre es denn ſonſt möglich, 
‚bat in dieſer ſtrittigen Frage ein Mitglied des Parteivorftandes ganz auf eigene 

auft. vorgehen. konnte. Es ijt ja befannt, Daß, bevor der Parteivorſtand 
eat nahm, Beber fofort mit der. Grklärung hervortrat, daß die Sache 
nicht ftimme, mit: Silberfgmibts Wiedergabe der Bebelſchen Theſen. 
‚Bevor man eine folche Behauptung in die Welt fett, Hätte fich Doch erft einmal 
"Her Geſamt; Parteivorſtand fiber die Sache klar werden müſſen. Als die 


Indiskretion ber '„Eintgleit“ erſchien, Hatte: die - Generalkommiſſion gerade 


Sitzung. Wir Tagten uns, es iſt tberfiilifig, ‘mit dem Parteivorſtand zu ver⸗ 

Handeln,“ denn das, was die „Eimigleit“: veroͤffentlicht Hat, widerſpricht ja nicht 

dem Jenaer Beſchluß, insbeſondere auch nicht den Ausführungen bon Bebel 
16* 
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(Sehr rihtigN Wir dachten uns, ver Vorſtand wird erflären: Selbſtverſtändlach 
haben die Verhandlungen ftattgefunden. Und das, was da gelagt-ift,: det ſich 
vollſtändig mit der Auffafiung, die in Jena zutage getreten und gegenwättig in 
der Partei borhanden ift. Ganz im Gegenfag zu ımjexer Annahme oder kommt 
mit einem Wale die Erklärung von Bebel, baß das im Protokoll triedergegebefle 
Neferat von Silberfhmidt noller Pikveritändnifie ift und daß namentlich 
die ſechs Thefen, die Silberfgmidt dem Sinne nach wiedergegeben. hat, 
ſtark entftellt feien. Ja, ift denn Bebel nit zum Bewußtſein gefommmen, als - 
er :feine Zeilen niederſchrieb, daß er dadurch "unbedingt den Widerſpruch der 
Generalkommiſſion hervorrufer müßte. GGebel: Selbſtverſtändlich!)“ Hier 
handelt es ſich nicht um, Meinungſsäußerungen von Silberſchmidt. Die 
von ihm niedergeſchriebenen Theſen waren nicht Theſen von ihm -öber-Beb’el.; 
fondern es waren Theſen, die als richtig anerlannt worden find von den Ver⸗ 
tretern, die an der Sitzung vom 16. Februar teilgenommen haben. Die ein⸗ 
ſtündige Rede gab Silberſchmidt und nicht Bebel Veranlaſſung, die 
wichtigſten Punkte kurz zu ſtizzieren. Wir ſollten die Vereinbarung der ‚Konferenz 
der Bentralvorftände vorlegen. Silberfhhmtdt Hat infolgedeſſen die Cüke 
ffiagiert.  &8 ift falſch, daß ins von dem Parteivorſtand oder! von. Beben. 
irgendivie bejtimnte Süße ober Thefen vorgelegt find. Die Säte find einfack 
von Silberfhmidt niedergeſchrieben. Sie find nach der Mede von Bebe: 
verleſen, von Bebel und anderen Fritifiert, fie find abgeändert worden, wurden 
wieder verleſen und dann iſt gejagt: Schön. Nun wollen wir in dert beider⸗ 
ſeitigen Körperſchaften weiter über dieſe Sätze verhandeln. Wenn es ſo' if, 
Gemfle Bebel, wie können Sie da öffentlich erflären, dab! die Süße Ttart 
entftellt wiedergegeben worden jeien? Nein, das find die Säge,” denen Sie 
am 16. Februar zugeftimmt Haben! (Vebel ruft wiederholt: Das ift nicht: wehrt) 
Dann’: bitte ih Sie, uns zu beweifen, daß Sie und etwäs vorgelegt haben. 
Umbreit als Teilnehmer hatte bei Beginn der Sitzung den Anttag geſtellt, einer 
Protokollführer zu beſtellen. Es wurde von Pfannkuch oder von Bebel erllart: 
das ift nicht nötig, und uns iſt nichts Schriftliches von Bebel vorgelegt worden. 
Beweiſen Sie doch, daß bie Dinge ſich anders abgeſpielt Haben! : Bebel' Hätte 
e3 ſich ſehr überlegen müſſen, ‘bevor er die Erklärung abgab, daß die Süße 
ſtark entſtellt ſind. Gewiß, die Wiedergabe eines Referates kann voller Niß⸗ 
verſtändniffe ſein. Darüber ſtreiten wir uns: nicht. Wir ſtreiten ans nicht‘ 
darfiber, ob‘ Silberſchmidt das Miedergegeben Hat, was Bebel in' feiner Rede 
geſagt Hat. Wir Hatten die Empfindung, als ob er das tutſächlich wiedergegeben 
Bat. Aber das iſt auch nicht das Entſcheidende. Entſcheidend ift daß man· uuns 
den Vorwurf gemas! hat, daß die Theſen u knd: Bar ſich⸗ — denn 
Entweder ihr ſeid Ehate lopfe ober Gatmer ! Shafstöpfe Wären ' sie bat. 
getvefen, wenn wir das nicht verftanden Hätten, und Gauner, wenn wir zugel 
hätten, dab Silberſchmidt etwas anderes, als in ber Konferenz vorgekommen, 
berichtet hätte: Alſo, To leicht Hit die Sache nicht zu nehmen.’ -Der Pärtel-- 
vorftand hätte ſich mit der Generalkommiſſion verſtändigen miüflen, "bevor er 
feine Publikationen veröffentlichte. - Aber es: fehlt eben im Parteivorſtand an 
der Einheitlichleit. Bebel hatte nicht das Recht, über: diefe Verhandlurigen eine 
Publikation zu erlaſſen (Bebel: da Hört: doch alles äuf N, ohne ſich mit dem’ 


Parteivorſtand vorher zu verſtändigen. Die Publikation enthielt nur die Ehtter- - 


Schrift von Bebel. Nachher in den weiteren Publikationen 'des Parteivorſtandes 
komimt das, was Bebel geſagt Hat, nicht: mehr in dieſer Weiſe zum Nadal, 
Bebel ſagt, das Protololl gibt die Verhandimigen nicht richtig wieder. Silber⸗⸗ 
ſchmidt ſoll ſich in Widerſprüchen ergangen Haben. Ich finde keinen Wiberfpruch 
denn in dem einen Falle handelte es fi um theoretiſche Anseinartderfegunger 
über den Babugen Mafienitreit, in dem ‚anderen Falle um: Beratungen über 
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die praltiſche Durchführung. Vebel behauptet wäter, es fei bei. den Veratungen · 
im. Barteivorftand wicht auf. die. Stimmung hingewieſen worden, bie ſich in 
Samburg Sachſen und Preußzen, beſonders in Berlin: geltend machte. In der 
Rede von Bebel:ift das allerdings nicht geſagt, aber zu Anfang. der Sigung 
meinte Pfannkuch: wir halten uns für verpflichtet. mit der. Generalkommiſſion 
eine Beratung zu pflegen. :Die Stinmmng in’ Hamburg, Sachſen, Preußen und: 
befonders in: Berlin, imo. gedrängt wird, veranlaſſen uns dazu. Silberſchmidt 
hat alſo durchaus nicht -falfch berichtet. Man. kann ſehr wohl anmehnen, daß 
auf den politiſchen Maſſenſtreik hingedrängt wurde, fo. heißt es z. B. in der u 
„Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ vom: 4, "Dezember 1906: 
WVon der Erbittoxung, von der Empörung der Arbeiterfhaft kann fich nur der: 
eiten Begriff. machen, der fie erlebt; der fie mitempfindet! Bor den bligenben : 
Klingen der Polizei miröender Muf ausgeſtoßen: Set Tommt ber Maflenftreitl 
Und. wer die Stimmungdes Proletariats kennt, der weiß, daR dieſer Schrei 
nicht, eine leere Drohung.ift!: Der weiß, daß. Maſſen von Arbeitern "Heute mıf 


dieſen Ruf warten! Noch hat es die Negietung in der Hand, das äußerfte zu 


verhüten, noch können die Nationalliberalen durch tätiges Eintwirken auf die 
Regierung die drohende Schädigung: die ihren die Arbeitdeinftelung verurfacden 
würde, berhinderg, ‚vermeiden. Mögen die Herrſchenden Handeln, ehe es zu. ſpät 
tt. Denn das ſteht feſt, das: wirft ‚Feine Naht um: ber Wahlrechtstampf des 
ſächſiſchen Volkes geht wejter, geht weiter in verſchärfter Form.“ Wenn man 
das lieſt, muß man- allerdings zu der Meinung kommen, da es bort nahe beim 
Maſſenſtreik war... (Sehe richtig) Mio, der: Perteivorftand hat nicht richtig ges. - 
Handelt, und tuenn.er jagt, :er befand ſich in einer unangenefmen Lage, fo hätte 
er dafür ſorgen müffen, daß dieſe Lage nicht geſchaffen wurde. Der Parteivorſtand 
wird, wohl: gu. der Ueberzeugzuig gekommen fein, daß die Generalkommiſſion eine 
verhandlungsfähige und nud) vertragsfähige Körperſchaft iſt. Da war die Ver⸗— 
öffentlichung dos. Protololls doch mindeſtens — um. feinen ſchärferen Ausdruck zu 
gebrauchen — eine ſehr unfreundliche Haudlungsweiſe, und Sie können es wohl 
verſtehen, „wenn ieh. erlläre, dab unter den Mitgliedern der Generalkommiſſion 
ſehr wenig Neigung fir weitere Verhandlungen mit dem Parteivorſtand beſteht. 
(Hört, Hört!) J Denn- mer. weiß; ob wir nicht wieder in dieſelbe Situation 
kommen. Dan au zum min deſten wünſchen, daß deu Parteivorſtand erklärt: 


Wir ſehen ein, daß die Publilation ein Fehler war! Erſt dann wird das 


polle Berirauen, -, das bie: ‚ganzen Jahre hindurch zwiſchen Parteivorſtund und 
Generalkommiſſion goherrſcht Hat, in ganzem Umfang wiederkehren. Der Partei⸗ 
voritand. ſollte ſich zu dieſer —— verſtehen. dann dürfte die Differeng 
bald verſchminden · Be 

: Nun... 3%. ber Frage bean elitiigen. Maffenftreits Wenn je der 
Beweis dafür ‚geliefert. iſt, daß es unpraftiic. tft, für eine rings von Feinden 


umgebene, vorwärts ſtrebende Bartei: die Kampfmittel von vornherein zu bes 


ſtimmen, Die in einem gegebeyen Moment angewandt werden ſollen, dann iſt 
der Beweis dafür durch das geliefert, Has wir ſeit Jena erlebt. haben. Bebel 
hat ‚dort. den politiſchen Mafſonſtreik empfohlen. Mit Bogeiſterung iſt feine 
Forderung algentiert worden, und was ‚haben wir heute? Nahezır die Hälfte 
der Rede, bon Behel war eine. · Ahwehr der gegen ihn und: den Barteivoritand 
gerichteten, Angriffe· Das: it die Folge deſſen, daß man ſich auf ein Kampf⸗— 
mittel feſtlegt, ohne die Ueberzeugung zu haben, Daß es in allernächſter Zeit 
ſich ‚wird... antpenden laſſan.VPielleicht ſieht Bebel heute ein, daß mein Antrag 
in Jeng anf Streichung digſes Satzes durchaus micht unbegründet war. Ich er⸗ 
tlärte damals, daß biefer- Sag ein Zugeſtändnis an den Anarchoſozialismus ſei. 
Wie. recht I. halte, dürfte: Vebel wohl jet; eingejehen. haben. Die Anarcho⸗ 
fozialiften. haben. tatſächlich den Senenfer Beſchluß als ein Zugeftändnis, als eine 


Abſchlagszahlung · angejehen-auf- den von ihnen propagierten. Generalſtreik. Als 


e u 
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fie fahen, daß ſich ihre Hoffnangen nicht erfüllten, richteten fie ihren Angriff 
nicht etwa gegen die Generalkommiſſion, denn fie hatten die Kommilfion ſchon 
vorher als eine nichtenugige Inftitution und die Führer als jümmerliche feige 
Kerle bezeichnet, jondern gegen den Parteivorftand, namentlich gegen Bebel., In 
"ber Publikation der „Einigfeit”, die von ftimtlichen Vertretern der Lolalorganie | 
fationen unterzeichnet mar, heißt eß: „Wenu bie Angaben Silberſchmidts in bezug | 
anf. die Ausführungen des Genoſſen Bebel. in einer Sigung der General» 
kommiſſion mit dem Parteivorſtand auf Wahrheit beruhen, jo Bedeutef das 
einen Geſinnungswechſel Bebeld jeit dem Jenaer Parteitag, den wir, ihm nicht 
zugetrant hätten. Entweder ijt dann die deutſche Mrbeiterfhaft auf dem 
Jenaer Barteitgg Thon getäuſcht worden, oder die Macht der Geicrallomunijfion, 
-fußend auf dem Kölner Gewerkſchaftskongreßbeſchluß Betr. den Maſſenſtreik, sit fo 
groß, dab nachträglich Parteitagsbeſchlüſſe illufortich gemacht und die deutichen 
Brbeiter hüpieyt werben können. Unterzeichnete Organifationsleiter erflären dem⸗ 
gegenüber auf das nachdrücklichſte, unbelümmert jener geheimen Abmachungen, 
die Propaganda des Generalitreils reip. Maflenftreifs, wie dies im Programm 
der Freien Vereinigung deutſcher Gewerkſchaften niedergelegt ift, weiter eifrig 
‚zu betreiben, und halten e3 für ihre Pflicht, wie bisher, fo auch ferner das 
-Broletariat bei jeder Gelegenheit auf. die Bedeutung jenes wirtſchaftlichen 
Kampfmittels hinzuweiſen!“ Weiter heißt es an einer anderen Gtelle: „Keine 
Geheimpolitik darf in einer jo großen Partei wie die unjerige getrieben werden, 
jondern offen müjlen wir lämpfen. So Bebel in Jena am 22. September 1905. 
Und. am 16. Februar das diametrale Gegenteil von ein und demielben Bebel. 
Thefe 1: Der Rarteivorftand hat nicht die Abſicht, den politifchen Maffenftreik 
zu _propagieren, jondern wird, ſoweit es ihm möglich if}, ‚einen ſolchen zu pers 
‚hindern ſuchen.“ Um Schluß heißt es: „Hieraus ift zu erjehen, daß mit dem 
Vertrauen des organifierten Proletariats Thon jeit langer Zeit" der Argfte 
Mißbrauch getrieben worden iſt, den wir für unfere Pflicht Halten aujaudeden. 
En wird 28 auch verjtändlich, daß ſeit geraumer Zeit in den fonft radikalen 
Barteiblättern ein ganz anderer Wind weht, als kurz nah dem Kölniſchen 
Kongreß. Arbeiter Deutſchlands! Wenn jemals geflügelte Worte Sinn und Ber 
deutung haben, dann dürfte es jet mehr denn je am Plage fein, fich des 
Ausſpruchs zu erinnern: Achtet auf Eure Tribunen!" Die Anarchofogtalijten 
waren nicht auf ihre Rechnung gekommen, daher die Angriffe. Was der Parteir 
vorſtand getan hat, war nichts anderes, mas Bebel zur Vegrlindung feiner 
Refolution in Jena ausgeführt hat. Deshalb konnten die Anardjofozialiften 
nicht auf:ihre Rechnung kommen. Aber man. Sicht, dag fie tatſächlich den 
Jenenſer Beſchluß als Abſchlagszahlung auf den anardjiftifchen Genetalſtreik 
betrachtet Haben. Nun kann man allerbings jagen: Dieſe Leute ſtehen außer- 
Balb der Bartei, Na: BEE N 
-Aber auch aus Neuerungen unferer Parteiprefie konnte man die Auffaffüng 
gewinnen, als ftände man in Turzer Zeit vor. der Dürchführung eines polltiſchen 
Maſſenſtreiks, als jei es Dejonders notwendig, zu dieſem Mittel zu greifen, um 
. da8, allgemeine Wahlrecht in Preußen zu erringen. Much diefe Preßorgane ſahen 
ſich in ihren Hoffnungen getäuſcht, weil Tie ihre Erwartungen zu hoch geſpannt 
hatten. Wenn man die Senenfer Nefglution objektiv und ruhig Surchtieft fo bat 
man eigentlich die Empfindung, daß der Satz vom politif hen Maffenftreit völlig 
ba hinein gequält. ijt. Entgegen aller Tradition der ſozialdemokratiſchen Bartei 
Deutſchlands Hat man hier ein, Kampfmittel von vornherein feftgelegt.' Bisher 
prlegten wir den Gegnern nicht zu verraten, was wir im gegebenen Moment 
tun würden, ‚Dies Abmweichen von der alten Tradition Hat .eine ganze Keihe 
von Genofjen fehr unasıgenchm berührt. Dazu kam, dab. wir mehr als zwei 
Jahrzehnte in Deutichland in der Auffaſſung erzogen find, die Auer “ formuliert 
Bat: „Generalſtreik ijt Generalunfinn $" Da jollen wir mit einem Male unſere 
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Meinung ändern? Zwiſchen dem in Jena vorgeſchlagenen Maffenftreit und dem 
Generalftreil, wie er auf internationalen Kongrefien, befonder3 in Frankreich, 
gepredigt wird, beiteht doch fein jo großer Unterſchied. Sollen wir all dad, was 
wir Jahrzehnte Yang für richtig gehalten Haben, was uns von unferen eriten 
Führern gepredigt ift, mit einemmal über ven Haufen werfen? (Ruf: Warım 
denn nit?) Nicht jeder kann feine Meinung von einem Tag auf den andern 
ändern. Das mag man andern zumuten, uns nit. Man hat ja auch gehn 
Sabre hindurch in der Partei gelehrt, das Revolutionen im alten Sinne. nit 
mehr gültig find. Man bat immer geſagt: Auf dem Boden der Geſetzlichteit 


. gedeihen wir am beſten. Man Hat immer und immer wieder geſagt: Wir 


können feinen gewaltſamen Widerftand leiften. Als wir dann bei den Wahlen. 
von 1903 die meiſten Stimmen aufbrachten und die zweitſtärkſte Fraktion des 


Neichstags wurden, da Hätte fi unfer Einfluß auf die Gefeßgebung zeigen 


müſſen, aber da gab die Tatfadde, daß wir trogdem äußerlich einen jehr geringen 
Einfluß Haben, einem Zeile unferer Genofjen Anlaß zu erklären, fo geht es. nicht 
weiter, e3 müſſen andere Saiten aufgezoyen werden.‘ Dazu kamen bie Vor⸗ 
gänge der ruffiichen Revolution, und al das erklärt, daß man nad) neuen 
Kampfesmitteln ſuchte und'es für notwendig hielt, den politiſchen Maſſenſtreil 
als ein ſolches durch Beſchluß anzuerkennen. 

Es iſt auf die Erfolge des Maſſenſtreiks in verſchiedenen Ländern hingewieſen 
worden. In Italien hatte der Maſſenſtreik keinen Erfolg, in Holland war er 
verfehlt. Die Folge davon waren Streikgeſetze. Und einen Streik, wie wir ihn 


in Schweden gehabt haben, können wir in Deutſchland alle Tage herbeiführen. 


Die Zuſtände in Oeſterreich vollends ſind mit denen in Deutſchland gar nicht 


zu vergleichen. Dort herrſcht der Nationalitätenhader, die Regierung ſelbſt will 


dort das Wahlrecht ändern, und man könnte faſt ſagen, die öfſterreichiſche Sozial⸗ 
demokratie handelt mit dem Willen der Regierung. Man erblickt in Oeſterreich 
in der Arbeiterſchaft heute geradezu den Retter des Staates. Die Arbeiter ſtehen 
nicht ſo im Gegenſatz zur Regierung und einem Teile der herrſchenden Klaſſen 
wie in Preußen. Trotzdem würde Ihnen, wenn Sie unſere öſterreichiſchen Ver⸗ 
treter fragen würden, was eingetreten wäre, wenn es zum politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreik gekommen wäre, genau dieſelbe Antwort zuteil, wie mir: „Blut⸗— 
vergießen!“ Wenn man damit ſchon dort rechnet, wo man das Recht auf die 


Straße beſitzt, das wir uns erſt erkämpfen müſſen, wie will man dann Vergleiche 


ziehen zwiſchen den Vorgängen in dieſen Ländern und bei uns? Und wenn 
man nun gar mit Rußland kommt und ſagt, daß dort zum erſtenmal der 
politiſche Maſſenſtreik als revolutionäre Kampfmittel angewandt ift, fo ftimmt 
das nicht, Die erſten Kämpfe in Rußland waren genau folge Löhnfämpfe, wie 


‚wir fie in Deutfchland mit wechſelnden Erfolgen führen. Es wurden Forderungen 


auf Zerbeilerung der Lage der Arbeiter geftellt. Um diefe Forderungen ift ges 


kämpft toorden. Später waren es nicht mehr einfadhe Wrbeitseinftellungen zur 


Erreichung beftimniter Forderungen, fondern revolutionäre Ausbrüche. Da fekte 


Das ruſſiſche Volk für feine Freiheit alles aufs Spiel. Wie kann man da jagen, 


dab ſich das, was ſich dort vollzogen hat, in gleidder Weiſe in Deutſchland volls 
ziehen kann. Ich ſtimme mit Bebel vollkommen überein, derjenige irrt ſich, 


der da meint, daB e3 in Deutichland oder Preußen zu einer revolutionären 


Periode wie in Rußland nicht kommen Tann. Ich bin überzeugt, wir kommen 
in eine ſolche Periode binein. Es wird die Stunde ſchlagen, two wir alles eine 


ſetzen müſſen, um die alten Rechte zu erhalten oder neue Rechte zu erwerben. 


Aber man fol nicht jagen: wenn bie Stunde fommt, dann muß da3 und Das 


geſchehen; kommt die Stunde, dann ift die Entſcheidung ſchnell getroffen, dann 


werden die Maſſen, wenn Tonferbative Leute an der Spike ftehen, einfach über 
die Köpfe der Führer hinweg entſcheiden. Dann gibt es fein Beſchließen iiber 


‚den politifchen —J— mehr, dann iſt der politiſche Maſſenſtreil da. Glauben 
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Sie, daß dann unſere politiſch und gefverfigaftlich geſchulten Arbeitermäſſen 
in der Fabrik ftehen bleihen werden ? (Lebbafte Zuftimmung.) | _ 
Es ift in Deutfchland über ben politiihen Maflenftreit ſchließlich auch eine 
. gang andere Auffaſſung vorhanden, wie das Genoſſe Bebel jest in feinem 
Referate auch wieder zum Ausdruck gebracht bat, nämlid) die, daß der politifche 
Maſſenſtreik zur Erreichung bejtimmter politifcher Ziele in Szene gejegt werben 
Ianeı, ohne daß er ben Charalter eines rebolutionären Ausbruches erhält. Das 
iſt jo die allgemein herrſchende Auffafiung, die allerdings in neuerer Zeit ſich 
gu wenden fcheint. Neuerdings finden wir, daß die Stimmen fid) mehren, die 
den politiihen Maſſenſtreik gewiſſermaßen als den Anfang der Revolution ber 
trachten. Behel fagte freilih heute, ob dieje Auffafiung richtig fei oder nicht, 
wolle er dahingeſtellt fein laſſen, es ſei jedenfalls ungeſchickt, ſolche Auffafiungen 
auszuſprechen. Für noch viel ungeſchickter halte ich es aber, wenn man dem 
Gegner ſagt, welches Kampfesmittel man zu gegebener Zeit anwenden will. 
Wenn man es für ungeſchickt hält, eine ſolche Meinung auszuſprechen, dann ſoll 
man dieſe Frage nicht exſt zur Diskuſſion ſtellen, denn Einmütigkeit herrſcht doch 
über die Frage, ob der Maſſenſtreik in abſehbarer Zeit durchführbar ift oder 
nicht, keinesfalls. Wenn man die Durchführbarkeit und Wirkung des politifchen 
WMaſſenſtreiks unterfucht, fo fanıı man nur von zwei Vorausfegungen außgebert: 
entweder man ſucht durch den politiichen Maſſenſtreik das ganze Getriebe des 
Staates lahmzulegen und dadurch die herrfchenden Klaſſen zu zwingen, ben Ale 
forderungen des Proletariats nachzugeben, oder man betrachtet einen foldhen 
politiiden Maſſenſtreik als Demonjtration nad) außen, um zu zeigen, melde 
Mafjen Heute für die Forderungen des Proletariat3 eintreten. Daß wir das 
erjtere wenigſtens in der gegebenen Situation nicht lünnen, darüber find wir 
ans wohl Har. Um das Getriebe des Staates lahmzulegen, bedürfen mir in 
eriter Linie der Organifation der Transportarbeiter, und diefe, insbefondere die 
Eijenbahner, fehlen uns in der Organifation. Und glaubt man denn wirklich 
— daran möchte ich bejonders erinnern — dab, nachdem wir uns Jahrzehnte 
Yang vergebliy bemüht Haben, die Eifenbahner zu organifieren, nachdem wir 
ihnen jahrzehntelang vor Mugen ‚geführt haben, wie durch die Organifation 
ihre wirtſchaftlichen Intereflen gefördert werden, glaubt man wirklich, daß num 
dieje Leute fich Durch die Idee des politiichen Mafjenjtreifs für unjere Beivegung 
geivinnen Iafien? Sch glaube es nicht. Es fehlen uns aljo die Arbeitermalfen, 
die. in der Lage wären, das ganze Getriebe des Staates lahmzulegen. Anderer— 
ſeits fol als Demonfiration der politiſche Maſſenſtreik nicht benugt werden, das 
bat ja beſonders Bebel erllärt, indem er fagte: „Wir diirfen unter feinen Um⸗ 
ftänden auf die Straße gehen, wir dürfen uns nicht zeigen.” Das war ja ein 
beſonderer Teil jeiner Rede in Jena. Dort fagte er: „Nun, in Wirklichkeit Hat 
der Bergarbeiterftreif nicht die geringjte Handhabe zum Einſchreiten geboten. 
Die Bergarbeiter haben einen großen Streik geführt, der bedeutender war als 
‚bie jogenannten Mafienitreils in allen anderen Ländern je geweſen find, und 
zwar in bewunderungswürdiger Ruhe. Ach fuhr damals von Brüflel, von einer 
‚internationalen Konferenz zurüd und erjtaunte über die feierliche Nuhe im Ruhr⸗ 
xevier. Seine. Eile dampfte, während man fonft die Fenſter des Waggons wegen 







—  nMaudes ſchließen muß. Das Land war eine grüne, von der Sonne freundlich 


qienene Ebene. Die Dörfer lagen fo friedlich da, als wohnte fein Menfd, 
Darin... Wenn das möglich it bei einer Arbeiterfchicht, die politifch und Eulturek 
 etändiger ilt als manche andere, da muß man doc) fragen: Was müſſen wir 
icht leiſten können bei weit größeren Mitteln und einer weit mehr ent- 

ten Organijation und Disziplin, ohne daß die Folgen eintreten, die Heine 
zſieht.“ Alſo Bebel bringt hier Hipp und Har zum Ausdrud : Demonftrativ 

— ftreil nicht wirken, es Toll niemand fich auf ber Straße’ zeigen, ja, 

ann aber dieſes Kampfmittel des politiigen Maſſenſtreils ? Was 


er 
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wollen wir bann damit erreichen ? Können wir ihn nit durchführen, um das 
Getriebe des Staates lahm zu legen, und wollen wir ihn nicht benugen als 
Demonjtration, was nüßt er uns dann noch? ? Wie liegen denn die Dinge heute? 
Ich kann wohl ohne weiteres ſagen, in der Metallinduſtrie und Holzinduſtrie, 
in dem ganzen Baugewerbe und auch in einem Teile der Bekleidungsinduſtrie 
würde eine Maſſenarbeitseinſtellung durchgeführt werden können. Bei der 
Nahrungsmittelinduſtrie würde die Sache ſchon ſchwieriger ſtehen, da mangelt 
es an der ausreichenden Organiſation. Ja aber, Parteigenoſſen, was wäre denn 
nun erreicht, wenn wirklich die genannten Gewerbe der Parole folgen nnd die 
Arbeit einftelen würden? Glauben Sie denn, daß durch einem ſolchen Streit 
das Unternehmertum oder die Negierung fi) zu beſtimmten Bugeftänbniffen 
zwingen laſſen würde? An einer ſolchen Situation handelt es ſich doch für unfer 
Unternehmertum und für die herrſchenden Klaſſen um Sein oder Nichtſein. Da 
wird ein Kampf geführt um die Eriftenz und um die Vorrechte diefer Klaſſe. 
Glauben Sie denn, daß diefe Klaffe in einer folden Situation nicht 14 Tage 
oder 4 Wochen lang die Betriebe der Metallinduftrie, Holzinduftrie und des 
Baugewerbes ruhen laffen würde? Das tun fie doc Heute ſchon! (Sehr richtig!) 


Schon Heute jperren fie die Arbeiter wochenlang aus, um ganz andere, minder - 


mertige Zwecke zu erreidhen. Und was werben fie erit tur, wenn e3 fi darum 
Handelt, die Vorrechte, die fie bejigen, zu verteidigen? Machen Sie fid) doch die 
Situation einmal ar! Anders Tiegt e3, wenn wir ben politifchen Maſſenſtreik 
als Demonftration benugen tollen und wenn dann dieſe Hunderttaufende, viel» 
leicht mehr als eine Million Arbeiter der genatinten Gewerbe als Mafje zuſammen⸗ 
treten und nad außen Hin zeigen: bier ftehen wir und können nicht anders, 
diefe Korderungen ftellen wir. Cie beivegen fi} auf einer vollftändig trrigen Bahn, 
wenn Sie auf der einen Geite fich bewußt find: wir können als Preſſionsmittel 
den politiichen Maſſenſtreik nicht antvenden und auf der anderen Seite jagen, als 
Demonftrationsmittel wollen wir ihn nicht anwenden, weil wir da Gefahr laufen, 
mit den Staatsgemwalten in Konflikt zu fommen. Ste fehen alfo, daB die Dinge 
durchaus nicht fo einfach zu entſcheiden find, und daß es mit einem Parteitags⸗ 
heichluß im biefer Frage noch lange nicht getan ift. Da iſt noch fehr viel zu 
ertvägen und zu prüfen, ehe man zu dieſem letzten Mittel greift, als welches 
Bebel den politiicden Maſſenſtreik bezeichnet Hat und als welches ih ihn auch 
betrachte. In diefer Beziehung gibt e3 feine Differenz zwiſchen und. Als letztes 
Mittel wird una Die allgemeine Arbeitseinſtellung dienen, darüber find wir und 
einig. Aber mau fol von ber Auffaſſung abgehen, daß man einen foldjen Streit 
als Demonftration durchführen könnte, ohne auf die Straße zu gehen. In einem 
folden Falle muß man eben eventuell fi) das Recht auch auf die Straße er- 
kämpfen. Da müflen wir Leben und Blut eventuell preisgeben. Dann Handelt 
e3. fih nur darum, zu prüfen: Iſt das Objekt die Opfer wert, die wir zu Bringen 
genötigt find 3 Sit es das Blut und Leben der Arbeitermaffen wert? Das tft 


bie einzige Frage. Kommen wir zu einer folden Entſcheidung, dann können 
wir nit fagen: fegt Eu in Eure Dachkammer, bleibt zu Haufe und wartet 


ruhig ob, bis die Negierung beivilligt, wa3 Ahr fordert. So gehen die Dinge 
nit. (Sehr rihtig) Um auf die Regierung Preffion auszuüben, brauchen wir 
auch nicht den Generalſtreik, da haben wir noch andere Mittel, die wir aber auch 
in der nächſten Zeit noch nicht anwenden können. Es würde vollſtändig genügen, 
wenn die Bergarbeiter einmal 10 Wochen oder ein Vierteljahr die Arbeit einſtellen. 
Bei den internationalen Verbindungen der Bergarbeiter, die fich immer weiter 
und weiter ausdehnen, würde auch mit der Gefahr nicht zu rechnen fein, daß 
vom Auslande Zufuhr kommt. Wenn ir dann einig und geſchloſſen daftehen 


und fie materiell unterjtügen, damı, Genoſſe Bebel, brauchen wir nicht ben 


politiſchen Maſſenſtreik, dann führen wir mit dem Bergarbeiterftreit die For⸗ 
derungen durch, die wir an Die. Regierung zu ftellen Habe. Aber dazu bedarf 


— 
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es auch erit des Ausbaues der Drganifation. Auch die Vergarbeiter beginnen 
erft wieder ihre Bataillone zu formieren. Ein foldjer allgemeiner Streil der 
Bergarbeiter, der gewiß auch dazu führen Tünnte, einen Teil der Staat3betriebe 
lahm zu legen, ift aber nicht das, mas Wir unter politifher Mafjenarbeits- 
einitelung verftehen, fondern der Kampf einer Drganifationdgruppe zur Ers 
reihung politiicher Zivede, Sie ſehen alſo, daß wir uns mit der Frage, was hir 
als Kampfmittel anwenden können, durchaus beichäftigt Haben, dat alle Möglich⸗ 
leiten fchon abgewogen find, was geichehen kann, für den Fall, daß bie Situation 
fid noch ſchlimmer gejtaltet als biöher. Uber um diefe von mir angeführten 
Mittel anzumenden, dazu bedarf es der politifchen Spannung. Dafür müflen 
die Vorausſetzungen gegeben fein, man muß fig Kar darüber fein, dab die 
Forderungen, die geftellt werden, unter allen Umständen durchzuführen find. 
Kommt diefe Spannung, dann wird es keinen Streit dariiber geben, in welcher 
Art wir kämpfen und wie das Kampfmitiel beißt, das angewendet werben fol. 

In gewiſſer Beziehung betrachte ih die Diskuffion über den politiſchen 
Maſſenſtreik für gefährlich, nicht für gefährlich etwa nad) der Richtung hin, daß 
ich fürchte, Iuie könnten durch die Diskuſſion über dem politifchen Maſſenſtreil 
in nächſter Zeit gegen unjeren Willen zu einem ſolchen Maſſeuſtreik gedrängt 
werden, Wir glauben doch, daß das Verantworiungsgefühl der oberiten In⸗ 
ftanzen. groß genug iſt, un im lebten Augenblick gu erffären: Rein, ‚zu dem 
Mittel kann nicht gegriffen werden, und dab die Disziplin der Naſſen groß ge 
nug if, um den Weifungen der leitenden. Gtelfe zu folgen. — Aber nad 
einer anderen Richtung ſehe ich eine Gefahr, wenn Mir dieles. Kampfmittel 
propagieren, darüber diskutieren. Dann kann es leicht dahin fommen, dab die 
Mailen glauben, es können mit diefem Kampfmittel in abjehbarer Zeit beitimmte 
Forberungen durdgedrüädt werden und wenn dann. in Teitiichen Situntionen, 
wie fie bei uns am 21. Januar gegeben waren, von oben bon der leitenden 
Stelle erklärt wird: wir können dieſes Kampfmittel nicht anivenden, dann. tritt 
Enttäuſchung bei den Maſſen ein und es wird ſchwer ſein, die Maſſen wieder 
für unfere Kampforganiſation zu gewinnen. Von dieſen Geſichtspunkten ging 
der Kölner Gewerkſchaftskongreß bei ſeinem Beſchluß über den 
Generalſtreik aus. Es iſt nun gefragt worden, hatte der Gewerkſchaftskongreß 
überhaupt Urſache zur Beratung des politiſchen Mafienftreils? Es iſt ihm viel⸗ 
fach vorgeworfen worden, daß er vor dem: Parteitage dieſe Frage verhandelt 
und entijieden hat. Gerade diefer Umjtand hat viele Genoſſen veranlagt, ſich 
gegen den Kölner Beſchluß zu menden, ohne ihn in feinen Einzelheiten zu 
prüfen. Demgegenüber behaupte ich, dat dns Necht zur Beratung.des palitiichen 
Maſſenſtreiks unbedingt dem Gemerlichaftsiongreg zuſtand. Sie dürfen micht 
vergeffen: Kommt. e8 zur Anwendung biefes Kampfmitteld, dann find. die Ger 
werkſchaften die ausführenden Organe. (Sehr richtig!) Und fie find es, die 
auch den größten Zeil der Führer zu ftellen haben werden. (Sehr richtig !) 
Denn e3 wird ganz ſelbſtverſtändlich auch bei Anwendung diefes Kampfmittels 
der Zuſammenhalt der Arbeiter in den Berufen ſich als das allerbeſte erweiſen. 

Weiter kommt in Betracht, daß die Erörterung des politiſchen Maſſenſtreils 
bei uns in Deutſchland zuerſt von den Lokaliſten, alſo einer Gewerkſchaftsgruppe, 
ausgegangen iſt, und gerade deshalb hatte der Kongreß nicht nur das Recht, 
ſondern die Pflicht, fi) mit diefer Frage zu befaſſen. (Sehr richtig!) Denn 
wir haben die Erfahrung doc in anderen Ländern gemadt und machen fie jetzt 
auch in Deutſchland, wohin es führt, wenn in Gewerkſchaftskreiſen der General⸗ 
Streilsgedanfe Wurzel faßt. Bei der Confederation generale in Frankreich, bei 
den Arbeiterfammern in Ntalien, bei dem nationalen Wrbeiterjefretariat in 
Holland ift, wie bei den Lokaliſten in Deutſchland, der Generalitreit als Kampf⸗ 
mittel anerkannt, und fie werden mir zugeben, gewerkſchaftlich Haben dieſe 
Drganijationen wenig geleiftet, Haben fie geringe Bedeutung, und zivar gerade 
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aus dem Grunde, meil man bort glaubt; im politiſchen Maſſenſtreik das Kampf⸗ 
mittel gefunden au Haben. Nach diejen Erfahrungen war es die verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit des deutſchen Gewerlſchaftskongreſſes, die Arbeiter zu 
warten vor der Idee des Generalitreild. Die Partei jollte uns dankbar: fein, 
daß -wir auf unferem Kongreß es verhindert haben, daß auch bei uns ber'antia 
yarlamentarifähe Standpunkt unter den ' Arbeitern fi; ausbreitet wie bei dem 
Lokaliſten und den genannten Gewerkfchaftsgruppen in Italien Holland und 
Frankreich. (Sehr gut!) "Die Partei ſollie uns dankbar ſein, daß wir die Ges 
werlſchaftsgenoſſen warnten, der Idee des anarchiſtiſchen Generalſtreiks zuliebe 
bie notwendige Kleinarboit hintanzuſetzen. Zur Entfchuldigung derjenigen, die 
ſich gegen den Beſchluß des Gewerkſchaftskongreſſes gewandt haben, kann ih nur 
annehmen, Daß fie entweber den Kölner Beſchluß nicht geleſen haben, oder daß 
ſte micht begriffen. Haben, mas er In erſter Linie bezweckte. Wenn bie. Partei⸗ 
preſſe, arftatt die Führer der Gewerkſchaften und dem Kongreß: in einer Weiſe 
anzugreifen ,. wie e3 geſchehen iſt, Fieber die Gründe, die den Gewerkſchafts⸗ 
kongreß zu feiner Stellungnahme geführt Haberi, geprüft Hätte, dann bin ich.diber« 
zeigt, Hätten wir die heutigen Auseinanderfegungen, die ich mehr als irgend ein 
gnderer gern vermieden gefehen Hätte, erfpart. (Sehr richtig). Denn mas 
fomint Benin ‚bei dieſer Distuffion des politifchen Maſſenſtreiks heraus, zu der 
Sie uns gezwimgen haben? Was heißt denn diskutieren? Diskutieren heißt, ſich 
darüber auseinanderſetzen, ob ein in Vorſchlag gebrachtes Kampfesmittel an⸗ 
wendbar iſt oder nicht. Bei einer ſolchen Diskuſſion müſſen wir dann ſelbftver⸗ 
ſtändlich auch dazu kommen, unſere Schwächen darzulegen. (Sehr richtig!) 
Dus Habe ich heitte auch getan. Ich Habe bor aller Welt gezeigt, mie ſchwach 
wir: elgontlich ſind, wie ſchwach es mit unſerer Organiſation noch beſtellt iſt, 
wie wenig wir in der gegenwärtigen Situation in der Lage find, dies Kampf⸗ 
mittel: anzuwenden. ft dns der Partei dienlich? Nein. Die Diskufſion über 
ven: politifihen a die uns ſo ſehr —— wird, bat. ihre gwei 
Seiten: (Sehr rigtie) - | 
Loider haben ſich: die Dinge ja nun ſo geſtaltet, daß jegt in‘ biefer Distuffion 
u. ber ganzen’ Sad nichts mehr zu vorderben iſt. Die Gegner wiſſen jetzt 
ohnehin unſere Schwäche ganz genau einzuſchätzen und wiſſen, daß ſie ımd 
In der gegenwärtigen Situation: nicht’. zu füürchten Brauchen. Das iſt der 
Erfolg, den diejenigen, bie die Dislufſfion empfohlen Haben, herbeigeführt haben. 
Aus: dem Grunde hatte ig im Jena beantragt, den betreffenden Sag zu ſtreichen. 
&r Hätte ſehr gut Kerausfallen können, ohne irgend etwas an unferer Stellung 
zu änbern; und es wäre dieſe Streihung Fehr. erwünſcht geweſen, weil dann Die 
Kölmer und Jenaer Refolution fi vollſiändig gedeckt hätten, : Ich Bin ‚genötigt, 
Ahnen wenigſtens einige Säge: der beiden: Nejolutionen. zu--gitiexen, um die 
Richtigkeit diejer meiner Behauptung zu beweiſen, die ich. aufitefle,- um: Sie zu 
veranlaſſen, der don mir gemadten Vorſchlag auf Aenderung der Rejolution 
Bebel zu abeptieren.. Es heißt in der Kölner Reſolution: „Der fünfte 
beutide Gewerkſchaftslongreß erachtet es als eine unabweisbare Pflicht der 
Gewerlſchaften, dab ite. die Verbeſſerung aller Gefege, auf denen ihre Exiſtenz 
berußt; und. one bie fie nicht in det Lage find, ihre Aufgaben; gu. erfüllen, 
nach beiten Kräften jördern und alle Verſuche, die. beſtehenden Volksrechte zu 
beſchneiden, mit aller Entichiedenheit belämpfen.“ Damit det ſich ein Teil der 
Kenaer Rejolution. Da heißt es: „Demgemäß erllärt der Baxteitag, daß 08 
namentlich im Falle eines Anſchlages auf das allgemeine, gleiche, direlte und 
geheime Wahlrecht oder das Koalitionsrecht bie Pflicht der gelamten Arbeiterklaſſe 
iſt, jedes geeignet erſcheinende Mittel zur Abwehr nachdrücklich anzuwenden.“ 
Dieſe beiden Sätze lafſen die Frage, was im entſcheidenden Moment zu geſchehen 
hat, offer. (Sehr richtig) Im beiden herrſcht der Gedanke vor: Kommt es zu 
ber ontſcheidenden Stumde, dann werden wir jedenfalls das Kampfmittel des 
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politiien Mafienftreils anwenden. Nun kommt aber der Sat, bon dem ich erſt 
Tagte, daß er entgegen aller Tradition der Partei, ein Kampfmittel von nornherein 
zu bejtimmen, in die Refolution, wie ich meine, nahezu hineingequält ift. Wäre 
„er nicht Hineingelommen, jo gäbe e3 gar’ keine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
. den Vertretern. der Bartei und der Gewerkſchafter. Denn es fommt ja nicht 
allein auf den Wortlant der Refolution an, ſondern aud-unf ihre Begründung. 
Und nım hören Sie einmal, wa3 Bömelburg al Neferent fiber diefe frage 
ausgeführt hat... Er fagte: „Einer Brörterung der Stage: des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreils zur Erweiterung ober Erhaltung der Vollsrechte braucht man nicht 
aus dem Wege zu geben. Aber th twürde es flir einen: entichiebenen Fehler 
halten, ‘wollte man den politiſchen Maſſenſtreik als ein. neues Kampfmittel 
gegen die Reaktion im voraus beſtimmen. Die Taktik im Kampfe gegen Unter⸗ 
nehmertum und Reaktion kann man nicht ganz beliebig im voraus beſtimmen, 
ſondern fie Hat ſich nad den Verhältniſſen zu richten. (Sehr richtig!) Ich 
habe in meiner Reſolution ausgeſprochen, daß die Gewerlſchaften die Pflicht 
haben, jeden Verſuch der Realtion, die Volksrechte zu‘ beſchneiden, mit aller 
Entſchiedenheit zu bekämpfen; aber welche Mittel zu dieſem Kampfe ange⸗ 
wandt werden ſollen, da3 können wir ruhig der Zukunft überlaſſen. Es 
wäre ein Fehler, wollten wir irgendwelche Grundſätze für. Kämpfe Ber en 
-feitlegen. Denn einmal fann. man die Taktik" nit‘ im: voraus beſtimmen 
‚und zweitens ift der politiſche Mafienftreil ein Kampfmittel, :bei deſſen "Air 
wendung. man ſehr borfichtig fein ſoll.“ An einer "anderen Stelle beißt’ es: 
„Trotzdem haben. wir heute Feine Urſache gu jagen, ſolche Mittel ſollen nicht 
angewandt werben. In ſolchen Fragen entſcheidet man von Fall zu Kal.“ 
Und an einer weiteren Stelle: „Die Arbeiter. wiſſen, was ſie für Menſchen⸗ 
rechte haben, und keine Neaktion. ift mehr: imſtande, dieſen Gedanken aus der 
Bevöllerung herauszubringen. Wenn man uns auf vieſe Weiſe niebertreten 
wollte, dann würden wir andere Mittel finden, um den Kampf erfolgreicher 
gegen die. Reaktion zu führen. (Sehr rihtig!) Wenn wir. dafür ſorgen, daß 
die Arbeiterorganiſationen ſtärker und fiärker werden, daßz bie Arbeiter zu 
klaſſenbewußzten Kämpfern erzogen werden, dann können wir ruhigen Mutes der 
Zukunft entgegenſehen, wir werden dann, wenn es einmal zu kämpfen gilt, am 
Platze ſein und die Arbeiterſchaft — das: wird keiner verhindern können — fie 
wird ſiegen, fie. wird das Ziel erreichen, das ſie ſich geſteckt Hat” In dieſen 
Ausführungen liegt nit eine Spur von: Peſſimismus oder: Mikkrauerr auf die’ 
eigene Kraft. So reden die Gewerkſchaftsführer, von denen fich Parteigenoffen 
erlaubt haben als von bornierten Leuten zu ſprechen. Das find’ Worte, bie‘ ſich 
diejenigen, welche ſolche Angriffe gegen die Gewerlſchaftsführer gerichtet Haben, 
Hinter die Ohren fchreiben follten. Damm ſagte Bömelburg im SchInkwort: 
Dason, dab der: ‚Kongreß ſich ein fir allemal gegen dert politifihen Maſſenſtreik 
erklärt, ſteht nichts in der NRefolution: Es iſt nur geſagt, daß wir uns’ nicht auf 
eine: beftimmte Taktit feftllegen : wollen. Die Frage, ob man 'ebent. bon: dem 
politijehen Däffenitreit Gebraud) machen will, läßt Die Refofntion: offen. ‚Sie 
| ſteht aljo nicht im Widerſpruch zu ber Umfterbamer Refolntton“.  ' " 
Dieſe Ausführungen zeigen klipp und klar, daß der Beſchlüß des- adlner 
Kongreß ſich nicht gegen den politiſchen Maſſenſtreik richten ſollte. Weiter 'fagte 
Bömelburg im Jena: „Someit e3 fi um Maßnahmen gegen die Berfgledite- 
rung des Wahltechts : oder des Koalitionsrechts oder Verteidigung anderer 
politiſcher Freiheiten Handelt, beſteht Einigkeit in der Geſamtpartei und zur 
Gefamtpartei gehören auch wohl die- Mitglieder der Freien Gewerkſchaften. Ich 
habe die Ueberzeugung, daß in den freien Gewerkſchaften ‚wenig Perfonen 
organifiert find, bie ſich nicht‘ auch zur ſozialdemokratiſchen Partei bekennen. 
Die Gejamtpartei alfo ift ſich darüber einig, ‚daß in einem ſolchen gar 
*Arbeiterklaſſe felbft vor den äuberjlen - Miteln nicht zurückſchreckt. 
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darüber gehen die Meinungen auseinander, ob ‘man bon - vornherein die 
Kampfmittel des näheren bejtimmen fol.” In der gleichen Weife habe id) in 
Jena ‚in einer, pexlönlihen Bemerlung am. Schlufie der Verhandlungen erklärt, 
daß ich. nicht die Auffaſſung habe, daß die Senaer Nefolution irgendwie im Wiber- 
ſpruch zu der Refolution des Kölner: Gewerlſchaftskongrefſes ſteht. Der Unter⸗ 
ſchied it, vorhanden, daß. die ZJenger Reſolution ein Kampfmittel feftlegt, 
während. in. der Kölner Nefolution - Die Frage vollftändig offen gelaffen wird. 
Ich kann Ihnen des weiteren. noch erklären, daß bei den. Vorberatungen über die 
Belolution,. melche bie-Senerallommilfion mit dem Genoſſen Bömelbutg halte, 
gusdrücklich extlärt worden iſt, daß. mir nicht die Abſicht Haben, mit diefer 
Reſolution uns gegen den. politifchen Maſſenſtreik zu wenden. Der dritte Zeil 
unferer Reſolufion, der von dem -anarciftifchen Generalftreit- handelt und 
Ban.: dem ich. lagte, daß für feine Annahme una die Partei eigentlich dankbar 
fein . ſollte, ilt in feinem Wortlaut. nahezu der Amfterbamer Reſolution ent⸗ 
nommen. In Köln hieß eg: „Der Kongreß marnt die Arbeiterfchaft, ſich durch 
die Bertretung ſolcher Ideen von der täglichen Kleinarbeit abhalten. zu 
laſſen“, und in Umfterdam warnte der Kongrei die Arbeiter davor, „ſich durch 
Die ben. anarchiſtiſcher Seite betriebene Propaganda für den Generalftreif in der 
Abſicht, ſie davon abzuhalten, den bedeutungsvollen täglichen Kleinfampf duch 
die gewerkſchaftliche, politiſche und genoſſenſchaftliche Aktion. zu führen, nicht 
ins Schlepptau nehmen. zu Jaſſen.“ Wenn die Kölner Nefolution die Frage der 
Anwmandung; des Generalſtreils vollftändig offen ließ, fo deckt fie ſich mit: der 
Auffaſſung des internationalen Kongreſſes in London 1896 wie auch des inter⸗ 
natjonalen Kongreſſes in Paris 1900. Offen gelaſſen iſt die Frage auch in 
der in Jena zitierten Refolution, ‚die dem Züricher Kongreß 1893 unterbreitet 
worden ilt.- - Allo gegen ben Kölner Beſchluß iſt abſolut nichts einzuwenden. 
‚Aber: eins, ſteht feſt: weder in Amfterdam noch in Jena iſt in den Refolutionen 
ingend eiivas- davongeſagt, daß nach ihrer Annahme. mn Der. politifche 
Maflenftreil ‚propagiert werden ſolle. Wo fteht denn das? Es Heißt ir der 
Reſolution Bebel:. „Damit ‚die Anwendung diefes Rampfmittels ermöglicht 
und möglichſt wirkſam wird, iſt die größte Ausdehnung der politiſchen und 
gewerlſchaftlichen Organiſation der Arbeitexklaſſe und die unausgeſetzte Belehrung 
und Aufkläzung. der. Maſſendurch die Arbeiterprefle und ‚die mündliche und 
ſchriftliche Agitation unumgänglid notwendig.“ Wufllärung der Arbeitermaſſen, 
dx nicht Propagierung des Maflenftreils!- Und jo lann ic) auch Bebel voll- 
ſtändig begreifen, wann er, und damals in der Sitzung vom 16. Februar 
erklärte: ‚Sch. babe alle die zahlxeichen Aufforderungen, die nach Jena an mid 
geſtelit Sind, über. den politifchen Maſſenſtreil zu reden, ihn zu propagieren, 
xrundweg von der. Hand gewieſen. (Hört! hört h Die Jenger Beſchlüſſe ſind 
eben. nur: bop--einemg Teil der ‚Warteigenofien, insbeſondere derPartei⸗ 
vedaktionen ſo gedeutet⸗ worden, ‚als °müfle nad) dem Jenaer Beſchluß mm 
ber Maſſenſireik ‚propagiert werden. (Sehr gut!) Und Borteigenoffen, wenn 
Sie nun ‚den. Geworkſchaftsvertreten den. Vorwurf machen, dab: fie nach 
— den on gegen wehrt — ee — dann müffen Si 


ser 


— in bie Nefolution recht In das iſt a die — Yufrahme wicht 
wollten, jedenfglls billig. (Sehr richtig !). Wenn derjenige, der diefen Antrag 
eingebracht. Bat, ‚erklärt, .er halte feine Verſammlung ab,. in der über den 
politiſchen Maſſenſtreil garebet werden ſoll, dann. a ſparen Sie ſich Ihre 
Vorwürfe gegenüber best Vertretern der Gewerfichaften. . = 

Wenn wir nun beide. Nejolutionen von Köln: und Jena vergleichen, fo 
naiffen ‚fin zu bex Ueberzengung kommen, daß zwiſchen Bartei: und Gewerkſchaft 
eine vollſtändige Uebereinſtimmung beſteht. Es wäre töricht, heute zu jagen, 
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wir wollen biejes Kampfmittel aus der Nefolution bon Xena wieder ſtreichen. 
Das iſt gar nit notwendig, denn bie Diskuſſion, wie fie fidh jetzt über den 
politiſchen Maſſenſtreik geitaltet Hat, die überaus vemimftige Haltung, hie 
beforders der „Vorwärts“ in feinen jehigen Artikeln eingenommen bat, beweiſt. 
dag wir in der Auffaſſung über die Anwendbarkeit dieſes Kampfmittela: voll⸗ 
ftändig einig find. (Sehr richtig) Wir wenden uns ja nor Dagegen, daß Ran 
es fo hinſtellt, als ſollte dies Kampfmittel in den nächſten vior Wochen gzur 
Anwendung kommen. (Zurufe) Ja, wenn Sie die: „Beipziger: Volkszeitung“ 
nad Sera leſen, dann fah es tatlächlich jo aus, als wenn es gloich losginge 
Was fol ih da viel zitieren. Wenn id) ganze Zeiturtilel aus ber „Neipgigen; 
Volkszeitung“ vorleien wollte, da würde man einfach fagen: in einen aneren 
Artikel hat etwas ganz anderes geftanden. (Heiterkeit) Sie müſſen doch mit 
unferem Verftändnis und unferem Empfinden auch rechnen, und das ging eben 
dahin, als wenn die Geſchichte nun fofort losgehen-ſollte. Etwas anderes aber 
muß geſchehen. Ich will auf dem Parteitage zum Ausdtuck gebradjt wiſſen, daß 
tatſächlich dieſe einheitliche Auffafiung über die Anwendung des politiſchen 
Maffenftreits vorhanden ift. Man könnte ja fagen warum habt ihre nicht früher 
Iargelegt, daß dieſe Uebereinftimmung beiteht? Das Haben wir einfach ans 
dem Grimde nicht getan, weil wir die Diskuſſion über ber’ politiſchen Mafſen⸗ 
ftreit für nicht nutzbringend erachteten, weil fie doch nur unfere Sechwãche bpr’ 
aller Welt dvkumentieren muß. Nachdem aber nun von änderer Seite durch 
die Diskuſſion zur Genüge feſtgeſtellt iſt, wie ſchwach wir find, haben wir heute 
Jeine Veranlaſſung mehr, mit dieſer offenen Erklärung nit Herborgusteten;- 

Und. fo meine id, Tönen wir durch die Annahme des von mir geſtellten 
Amendements, von dem ich hoffe, daß auch Genoſſe Bebel, ber Parteivorſtand 
und die Kontrollfommilfion nad meiner Begründung ihm zuftimmen merbetf- 
nad außen bin dofumentieren, daß Partei und Gewerkſfchaften vollftündig einig 
find.” Ich fage, nah außen hin dokumentieden, benn innerbich gibt es doch 
zwiſchen ums feine Differenzen. Die Differenzen, die fich zeigen, find kleinlichen 
Natur. Streit um Worte, weiter iſt es nichts Ich babe jchon gefagt: Lieben 
Umbreit, ſchreibe Du bo ruhig 7 Artikel und Ink Krutsky 10: Artikel. dar 
gegen fchreiben, es bleibt doch alles bein .alten.‘ (Heiterkeit: und ſehr richtig) 
Bartei und Gewerkſchaſten gehören zuſammen, weil diefelben Perſonen Die 
Träger ber Bewegung find. Eehr richtig!) Wie ſollen wie uns beim teilen. 
Ich kann body nicht mit einem Zeile meiner Perſon für bie. Partei und Anit. 
dem andern dagegen fein. Ach Habe doͤch nur einen Mund, Einen Verftand, eine: 
Veberzeugung. Es handelt ſich lebiglich um LXiteratenftreitigteiten: : Da findet 
einer den Sag, ber andere den für unridtig und dann wird darauf losgehauen 
Es werben Artikel in die Welt gelebt, daß einem die Haare: zur Merge. ſtehen. 

(Heiterkeit.) Differenzen zwiſchen Bartet und Gewerlfchaften beſtehen nicht, Asch: 
in diefer fpeziellen Frage nicht. Wir find uns einig baritßer, dab, im 'gegebenen. 
Moment alle Mittel angewandt werden mirffen,; die zur Berfägung. ſtehen 

Kommt es wirklich zum Maſſenſtreik, dann ſtehen bie’ Gewerkſchaften au erſter 
Stelle. (Bravo!) Es wäre ja Unſinn, wenn wir dann erklären wollten sı Rein, 

wir find gegen politifchen Maſſenſtreik. Da man auf unsin einem ſplchewr 
Falle mit aller Beſtimmtheit rechnen kann, dus haboen· wir un den Feng ven 
Beratungen mit dem Varteivorſtande und auch jonft'wiederhoit erklärt: Es 

tonmmit jet ſchließlich nur noch darauf an, nad außzen Hin dieſe Einheitlichkeit 
zu dokumentieren, und das ſoll durch Annahme meines Amendements geſchehen. 

Dann wird die Reſolution Bebel vorausſichtlich einſtimmig angenommen worden 

und der Parteitag wird damit dokumentieren: Handelt es fi um die heiligſteir 
Nechte der Arbeiterklaſſe, dann find wir einig, den’ Kampf:rtt allen uns zu 
Gebote ſtehenden Mitteln zu führen und — werben — us ———— 
gelangen. Eebhafter Befall) irn 
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Hierauf werben: die Verhandlungen mit Ruͤckſicht darauf, daß eine Anzahl 
Genofien fi) über den vorliegenden Punkt der Tagesordnung noch zu befprechen 
wünſchen, auf 1/8 Uhr ————— vertagt. Es ſind noch einige Begrüßungs⸗ 
telegramme eingelaufen. 

Singer: Es wird für den Barteitag bon Intereſſe fein, das Urteil im 
Breslauer Prozeß zu erfahren. Sieben Angeklagte murden freigeiproden, darunter 
Frau Feiſt. Die Hebamme Hafe Hat 15 ME. Geldftrafe erhalten, Leuſchner und 
Schneider jeber 6 und 5 Monate (Entrüftungdrufe), alle anderen Angeklagten 
Gefängnis, bis zu 3 Tagen herabgehend. 

El 12%, Ur. 





, Nachmittags-Sitzung. 

Die Diskuſſion über Punkt 4 der Tagesordnung — 
eröffnet. 

Vor Eintritt in die Disknſfion wird dem erſten Verichterſiauter das Wort 
gegeben zur folgender Erklärung: Ä 

Bebel: Barteigenofjen ! Die Refolution, die mit meinem Namen dem Partei» 
tag zur. Amiahme. vorgeschlagen wird, ift eine Nefolution, die Barteivoritand 
und Generallommilfion gemeinfam beraten haben. Nachdem nuns heute der 
aweite Referent, Genoſſe Yegien eine Reflolution begründet bat, Die .als 
Anmendement der von uns vorgeſchlagenen Refolution angehängt werden fol, 
und nachdem Genoſſe Kautsky und 81 Genoflen ebenfalls ein Umendement 
zu diefer Refokution eingebracht haben, die mir heute morgen bei Beginn des 
Neferntes im Wortlaut no nit bekannt fein konnte, fo hat fily der Partei⸗ 
borftand und die Kontrollkommiſſion veranlakt geſehen, heute nachmittag: in 
einer gemeinſamen Situng aujammenzuireten, um ihrerſeits Beſchluß darüber 
zu faſſen, welche Stellung ſie dieſen Amendements gegenüber einnehmen wollen.‘ 
Ich bin beauftragt, namens der genannten Parteikörperſchaften zu erklären, daß 
Parteivorſtand und Kontrollkommiſſion bereit ſind, das Amendement des Ges 
noſſen Legien zu akzeptieren unter der Vorausſetzung, daß in der zweiten Zeile 
ſtatt: „Der Parteitag beſtätigt den Jenaer Parteitagsbeſchluß zum politiſchen 
Mafenitreil, der mit der Reſolution des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes nicht 
in Widerſpruch fteht”, gelegt wird: „zu dem die Kölner a 
refolution nicht in Widerſpruch fteht.” (Rufe: Einveritanden!) 

Des weiteren babe ih gu erflären: Daß Barteivorjtand und Kontroll 
Iommiffion mit dem eriten Zeil des Antrages Kautsky einverjtanden find, weil 
e3 fi hier nur um eine formelle Wenderung handelt. Was den zweiten Teil 
der Rejolution anlangt, haben wir beſchloſſen, demfjelben unjere Zuftimmung 
nicht zu geben. Eine Begründung kann ich jegt an diejer Stelle nit geben. 
Ich behalte fie mir für das Schlußwort vor, 

Nunmehr wird die Diskuffion eröffnet. 

Zubeil-Berlin: Legien Hat fich darüber beflagt, daß das Brotofoll vom 
Zorktand veröffentlicht worden ſei infolge des Einfluffes von Groß-Berlin. Sch 
weiß nicht, ob diefer Einfluß auf den Vorſtand jo groß ift. War er aber fo groß, 
ſo können fich alle Genofjen nur darüber freuen, daß das Protokoll infolgedejjen 
veröffentlicht worden ift, denn dieſe Veröffentlichung war notwendig. (Zuftimmung 
und Widerſpruch. Wir tun alle unjere Schuldigfeit für die Gewerlichaften, alle- 
in Groß-Berlin Zätigen laffen es an Eifer nicht fehlen, fein Vertrauensamt in 
ber politifchen Organifation wird einem Parteigenoifen übertragen, und fei es 
das eines Bezirksführers, der nicht gemerkichaftlich organifiert if. Würden die 
Gewerljchaften ebenfo handeln, dann fände es beſſer um die Partei. (Sehr 
richtigh) An Berlin iſt im Buchdruckerverband ein Mann ik berborragender 
Weife tätig, der nicht politiſch organifiert ift (Hört! Hört), eben)s ein Rexhäuſer, 
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der aus der Partei ausgeſchloſſen, und andere entſcheiden mit über bas Schickſal 
der deutſchen Sozialdemokratiel (Sehr richtigl) Die Neukerung des Seemanns 
Müller auf der Stonferenz bon ben „Genoſſen zweiter Güte” ift wirklich nicht 
dazu angetan, ein gute3 Verhältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaften Hers 
aufstellen. Sch glaube, manchem Redner tft die Schamröte ins Geſicht geftiegeit, 
als er feine Ausführungen auf der Konferenz protokollariſch feftgehalten Tas. 
(Oo!) Was foll man dazu fagen, wenn Bömelburg liber die Proteſtverſamm⸗ 
lungen und Bewegung gegen die Beichlüffe des Gewerkſchaftskongreſſes in Köln 
feine Gloſſen reißt. ch lefe die Stelle aus dem Konferenzprotofol vor: „Ein 
Bort über die Proteftbewegung —“. (Rufe: Welche? VBorfigender Singer Yttet 
die Zwiſchenrufe zu unterlaffen.) „Wie habe ich doch gelacht, als ih bon dieſem 
Proteftrummel hörte“. Wenn man über fo ernfte Fragen lacht, dann kann maır 
fig nit wundern, mern der Epieß umgedreht wird. Auf dieſer Konferenz 
wurde aud) erklärt, daß die Gewerlſchaften fich nicht den Beſchlüſſen der Geſamt— 
partei unterordnen könnten. Aber auf der anderen Seite verlangt man, daß ſich 
die Partei den Beſchlüſſen des Gewerkſchaftskongreſſes unterordnnen fol. (Sehr 
wahr!) Dean hätte vor Köln fich mit der Partei über die Maifeier und dem 
Maſſenſtreik verftändigen follen. (Sehr wahr!) Wenn. Legien auf einen Berg- 
arbeiterjtreif hinweiſt, jo darf nicht überſehen werden, daß ein folder auch 
Hunderttaufende in anderen Berufen zum Feier zwingt und nicht ausgeſchloſſen 
ift, daß einmal ein derartiger Streik fi) auch zum politifhen Maſſenſtreik aus» 
wachſen kann. (Bravo |) 

Kautsiy: Zunächſt habe ih zwei Tatſachen zu Tonftatieren. Bebel hat Bes 
dauert, daß ihm unfer Antrag nicht vorgelegt worden if. Daran find wir boll» 
fommen unfhuldig. Die Nefolution war geftern nachmittag 4 Uhr bereits im 
Händen bes Bureaus. Zweitens Tonftatiere ih: Genoſſe Bebel hat mitgeteilt, 
daß Barteivorftand und Kontrolllommilfion einen Teil, und zivar den wichtigſten 
unfere3 Antrages ablehnen. Ich muß Tonftatieren, daß fie dies getan haben, 
ohne die Gründe zu kennen, bie uns veranlaßt Haben, unferen Antrag "eins 
zubringen. (Sehr riätig!) Ach kenne aber leider au nit die Gründe, welche 
den Parteivorjtand veranlagt Haben, unjere Rejolution abzulehnen. Ich muß 
. aljo verfuhhen, auf gut Glüd fie zu begründen. Ob es mir gelingt, da zu 
entkräften, tva3 der Parteivorſtand dagegen eingewendet hat, weiß ich nicht. Am 
leichteften wird e3 mir fein, den erften Teil des Antrages zu begründen, bem 
der Patteivorſtand felber zugeftimmt Hat. Der Antrag lautet, daß an Stelle der 
gleichen „Wichtigkeit“ Die „gleiche Notwendigkeit” der Gewerkſchaften betont 
werden fol. Auch in der erfterr Form Hat der Antrag Bebel feine Berechtigung. 
Dan kann fagen, daß die Gewerkſchaften ebenſo wichtig find mie die ſozial⸗ 
demofratifche Partei, aber der Begriff der Partei ift ein engerer und ein tveiterer, 
und je nad) ber Auffaſſung Tann der Say richtig ober faljch fein. Man kann 
die Sozialdemokratie auffaflen als politiſchen Apparat zur Leiſtung gegenwärtiger 
parlamentariiher Arbeit, al3 politiihen Apparat zur @roberung von: Mandaten 
und zur Benügung der Mandate im Parlament, zur Vertretung der gegentwärtigen 
Intereſſen des Proletariats. Fakt man die Sozialdemokratie in diefem engen 
Sinne auf, daım kann man fagen, daB die Gewerkſchaften von gleicher Bedeutung 
find wie die Sozialdemokratie, faßt man aber den Begriff Sozialdemokratie in 
einem weiteren Sinne, al3 Vertreterin der gefamten Emanzipationstämpfe des 
Proletariats, als Vertreterin des Programms, da3 eine Erneuerung der Ge> 
felihaft anftrebt, dann find von diefem Standpunkte aus Parlament und 
Gewerkſchaften nur Mittel zum Zived, und deshalb find wir dafür, daß nicht 
die gleiche Wichtigkeit, aber die gleiche Notwendigkeit der Gewerkſchaften betont 
wird, und dab das völlig genügt. Nun aber zu unjerem Zufaß, den der Bartei- 
vorstand abgelehnt Hat. Ich muß geftehen, dag mid) das ſehr überrafcht Hat. 
Ich dachte, dab wir in diefem Zuſatz nichts anderes jagen, als was jedem Parteis 
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— ſeidſtherſtãndlich fein. müßte (Widerſpruch), und daß man Selbſi⸗ 
verſtändliches auch nicht ablehnen kann. Ach glaube, daß die Reſolution not» 
wendig it als Konſequenz der NRejolution, die Bebel begründet Hat. (Sehr 
richtig) Ich Halte diefe Nejolution für unvollſtändig. Wenn unfer Zufag nicht 
angenommen wird, was fagt die Nefolution Bebels? Gie erkennt an, dab es 
notwendig ift, daß don Zeit zu Zeit gemeinfame Altionen zwiſchen Partei und 
Gewerlſchaften durchgeführt werden. Ich bin feft überzeugt, daß die gemeinfame 
Aktion zivifchen Partei und Gewerkſchaften immer mehr die zufinftige Wltions- 
form werden muß. Bebel erkennt auf, daß Form diefer Bufunftsaftion nun 
die ijt, daß die Funktionäre der Partei und die der Gewerkſchaften untereinander 
bon Fall zu Fall ſich verftändigen. (Sehr riätig!) Hier hört aber die Reſolution 
auf. Hier beginnt jedoch erjt die Schwierigkeit. Dann entiteht die Frage, was 
geihieht dann, wenn e3 zu diefer Verjtändigung nicht kommt? Die Antwort ift 
eine ſehr einfache. Wenn e3 zu einer Verftändigung nicht fommt, dann kommt 
e3 auch nicht zur Aktion. Wie foll man denn aut Aktion kommen? Unfere 
eigene Partei ijt aber, je größer fie geworden ift, in getvilfem Sinne ein etwas 
ſchwerfälliger Apparat geworden. Es iſt nit jo leicht, neue Ideen und Aktionen 
in biefen Apparat zu bringen. Sollte es nun der all fein, daß die Gewerk—⸗ 
ſchaften der Ruhe bedürftig werden, welche Beripeftive eröffnet ſich uns damit, 
wenn die Gewerlſchaften dem ohnehin fo ihwerfälligen Barteiförper als Bremfe 
angehängt tverden. Gerade dadurch, daß wir anerkennen, daß wir von Fall zu 
Fall mit den Gewerkſchaften agieren müſſen, gerade daraus entſpringt die Rot⸗ 
wendigkeit, dahin zu trachten, daß die Gewerkſchaften einen ſolchen Inhalt haben, 
daß e3 unmöglich iſt, daß fie jemals als Bremſe fungieren können. (Sehr richtig!) 
Und deshalb ift es die Pflicht der Partei, in einer Weife in den Gewerkſchaften 
zu agitieren, daß fie die Partei nicht hemmen. Daß das im Äntereffe der Partei 
liegt, bedarf gar feiner Auseinanderſetzung. Es kann ſich Bloß fragen, und id 
glaube das ift der Grund, warum man dagegen aufgetreten ift, ob nicht bie 
Gewerkſchaften durch diefe Tätigfeit geſchädigt werden, ob nicht die fozialiftifche 
Propaganda die Gewerkſchaften beeinträßitigen fann ? Ich bin ber Anſchauung, 
daß die Gewerkſchaften dadurch nichts verlieren, ſondern nur gewinnen, ſie 
dadurch beſſer in den Stand geſetzt werden, ihren großen Aufgaben gerecht zu 


werden. Ich fomme jetzt erſt zur Sache, die ich eigentlich begründen wollte. 


Indes meine Zeit iſt um. 


Vorfitzender Singer: Das Bureau iſt der Anſchauung, daß es die Intereſſen 
der Geſamtheit der Partei wahren muß. (Sehr gut.) Ich bin der Meinung, 
daß wir keinerlei Vorzug gewähren können und daß diejenigen, die in zehn 
Minuten nicht fertig werden, ſich an die Beitimmungen der Geſchäftsordnung 
balten und ſich noch ein zweites Mal zum Wort melden müſſen. Wenn ich 
auch gerne zu längerer Rede einer einzelnen Perſon, deren Ausführungen ſo 
wichtig ſind, wie die vorliegenden, das Wort erteilen möchte, ſo wäre dies doch 
eine nicht zu rechtfertigende Bevorzugung und ſchließlich leidet das Gros der 
Genoſſen darunter, weil doch der Parteitag zu einer beſtimmten Zeit mit dem 


Gegenftand fertig fein fol, Deshalb bin ich entſchloſſen, ſoweit der Parteitag 


feine andere Entſcheidung fällt, jeden der Genofjen an bie vorgeſchlagene Rede⸗ 
zeit zu binden. (Beifall) 


Wels (zur Geihäftsordnung): AG möchte Sie bitten, ausnahmsweiſe 
dem Vorſchlag des Genoſſen Singer nicht Folge zu geben. Wir haben auf 
dem Parteitag immer den Gebrauch gehabt, für Begründung von Anträgen 
20 Minuten Redezeit zu geben, beſonders, wenn es ſich wie hier, um eine 
Nefolution bon fundamentaler Wichtigkeit Handelf. Ich bitte, dem Genoſſen 
Kautsky die Nedezeit um 10 Minuten zu verlängern. 


Diejer Geſchäftsordnungsantrag wird angerrommen. 
17 
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Kautsky (fortfahrend): Ich faſſe dieſen Beſchluß nicht aß een Gefallen 
auf, den man mir perjünlich exweiſen tvollte, jondern als eine Anerlennung der 
Wichtigkeit des vorliegenden Punktes der Zagedorönung. Es Handelt jid da rum 
ob die Gewerkſchaften geſchädigt, werden, wenn fie in fozialdemokratijchem Geijte 
wirken werden. Das beftreite ih auf das Iebhaftefte. Worauf beruht denn 
eigentlich die Werbekraft der Gemwerkichaften? Erſtens auf dem Unterſtützungs⸗ 
weſen und zweitens auf dem Charakter als Kampforganifation. Nun ijt das 
Unterftügungsivejen ein ſolches, dab es die Werbeftaft der Gewerlſchaften ſehr 
enge begrenzt. Durch das Unterftügungsiveien fünnen die Gewerkſchaften Teine 
allzu großen Kreije erobern. ‚Das beiveilt das Beijpiel Englands. Die Unter 
ſtützung der Gewerlſchaften. die Höhe der Leiſtungen und der Beitrag hängt ab 
von den Löhnen. Je höher die Leiſtung, deſto mehr verengert ſich der Kreis 
ber Gewerlſchaften auf die, welche hohe Löhne belommen. Das beweiſen Die 
Gewerkſchaften Englands, die ſeit zehn Jahren in einer Stagnation find, 
während fich die Mitglieder der deutigen Gewerkſchaften ſprungmeiſe vermehrt 
Bbaben. (Hört! Hört!) Worauf beruht da3? Die engliichen Arbeiter haben das 
felbft erfannt. Sie haben ſelbſt gefagt, daß die engliihen Gewerkſchaften ver» 
fumpfen, weil ihnen eine Sozialdemokratie fehlt, welche die Gewerkſchaften mit 
ſozialiſtiſchem Geifte erfüllt. Wodurch unterfcheidef ſich die engliſche Arbeiter» 
bewegung bon der deutſchen? Die engliſche Arbeiterbewegung Bat das Unter⸗ 
ſtützungsweſen viel beſſer organiſiert wie die deutſchen Arbeiter, weil die 
Verſicherungsgeſetzgehung in England fehlt, und trotz der verbeſſerten Unter⸗ 
ſtützung find die engliſchen Gewerkſchaften ſtagnierend. An England hatten wir 
eben die Neutralität der. Gewerkſchaften. Es fehlte ihnen die Sozialdemokratie, 


und damit ift der Beweis erbradjt, dab die Sozialdemofratie es iſt, welche dem 


deutſchen Gemwerkichaften ihren Aufſchwung verihafft Hat. (Buftimmung.) 
Sozialdemokraten waren e8, die die. deutſchen Gewerkſchaften gegründet haben, 
Sozialdemokraten find, ed, die die deutſchen Geiverfichaften Leiten, die Sozial⸗ 
bemofratie ift e3, die den Gewerkſchaften ihre Kraft verleiht. Keine Partei 
Deutſchlands hat ein ſolches Anſehen wie die Sogialdemokratie. Die deutſche 
Sozialdemokratie iſt die Vertreterin aller Ausgebeuteten, aller, welche ſich gegen 
die beſtehenden Ausbeutungsverhältniſſe erheben. Und die freien Gewerkſchaften, 
fie mögen ſich noch jo frei, noch jo neutral geben, werden von der Volksmaſſe 
als fozialdemofratiih betrachtet. (Sehr richtig) Las iſt ein Glück für die 
Gewerlſchaften, denn das ganze Vertrauen, welches die Volksmaſſe der Soziales 
demofratie entgegenbringt, Dringt fie Darum aud den Gewerkichaften entgegeıt, 
und darin beruht bie Hauptjtärfe der Gewerkſchaften. (Sehr ritig!) Wenn 
wir da3 mehr in den Vordergrund jtellen, werden wir die Werbeftaft der 
Gewerkſchaften nur vermehren. Mit der Werbekraft hängt aber die Frage der 
Parteidisziplin auf das engſte zuſammen. Wenn wir eine Klaſſe von Genoſſen 
ſchaffen, für die die Disziplin nicht gilt, dann ſchwächen wir das, was die größte 
Triebkraft des proletariſchen Klaſſenkampfes, was die beſte Hülfe der Gewerk— 
ſchaften ſelbſt iſt. Auf Parteidisziplin müſſen wir unter allen Umſtänden 
dringen. Die Gewerkſchaften werden dabei nicht ſchlecht fahren. (Sehr richtig!) 
Die Sozialdemokratie hat noch nie einen Beſchluß gefaßt, der die Gewerkſchaften 
verletzt oder ihre Agitation erſchwert hätte. Es handelt ſich doch nur um 
Fragen, die ſowohl das Gebiet der Gewerlſchaften, als auch das der Partei 
berühren. Wenn aber einmal der Fall eintreten ſollte, daß die Gewerkſchaften 
fi durch einen Beſchluß der Partei auf diefem Gebiete verlegt fühlen, jo 
tönnte es nur dann fein, wenn die Gewerkſchaften die Sonderintereflen ihrer 
eigenen Mitglieder Höher ftellen, als die Gejamtintereflen, und dann müßte 
bie Partei erit recht darauf beftehen, daß die Gefamtinterefien höher geftellt 
werden und zum Siege gelangen. - (Lebhafte Zuftimmung) Ich weile auf 
Frankreich Hin, wo auch eine Zeitlang eine Reihe von Genoffen von der Partei» 
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disziplin befreit waren. Als Millerand Miniſter wurde, wurde erllärt: Ein 
Miniiter wirft unter fo eigenattigen Verhältniſſen, er fieht außerhalb der 
Barteibisziplin. Es murbe die Kategorie eines Genoffen auf Urlaub (Heiterleit) 
geſchaffen, für den die Parteibisziplin nicht gilt. Bald fanden auch Die Parlaments⸗ 
mitglieder Freude daran. Auch fie wollten nicht mehr ber Parteldisziplin unter⸗ 
liegen. Dann erklärten ihre Wähler, dann brauchen auch wir uns nicht zu 
fügen, und ſo kam es, daß die Geſchloſſenheit der Partei nur mit Mühe und 
Not burch verſchiedene Amputationen, durch ben Ausſchlußz von 11, Dutzend 
Abgeordneten wieder hergeſtellt werden konnte. Dies Beiſpiel ſollte warnen. 
Wir dürfen auf keinen Fall zugeben, daß eine beſondere Klaſſe von Genoſfen 
mit eigener Disziplin geſchaffen wird. Ich gebe zu, daß ein Genoſſe, ber gleich⸗ 
zeitig Gewerkſchaftler iſt, dadurch in einen argen Gewiſſenslonflikt kommen lann, 
aber wir wollen das ja dadurch unmöglich machen, daß wir darauf hinwirlen, 
daß Partei und Gewerkſchaften, daß Parteitag und Gewerlſchaftslongreſſe von 
demſelben Geifte erfüllt ſind. (Zuſtimmung.) Was mein Zuſatzantrag fordert, 
wird in Deutſchland ſchon in einer Reihe von Städten geübt. In einer Reihe 
von Städten ſind die Parteigenoſſen aufs eifrigſte in den Gewerkſchaften tätig, 
3. B. in Hamburg, und gerade dort beſteht das harmoniſchſte Verhälinis. Dort 
gebeihen Bartet und Gewerkſchaften am beſten. Der Zuſatzantrag iſt nicht etwa 
eine Kriegserklärung an die Gewerkſchaften, im Gegenteil, er will etſt die Baſis 
ſchaffen, auf der alfein ein fruchtbares und einheitliches Birten zwiſchen Bartei 
und Gewerkſchaft möglich ift. (Lebhafter Beifall.) 

Dr. David-Mainz: Ich babe felten eine Rebe bon Bebel gehört, ber ih in 
allen weſentlichen Zeilen zuftinmen farm, wie ber bon heute morgen. Ich bin 
ench mit ihm der Meinung, daß kein Widerſpruch beiteht zivifchen feinen Aus⸗ 
führungen in Jena unb feiner jpäteren Haltung. Trotzdem bat man inmerhalb 
und wohl auch außerhalb die Empgndung gehabt, daß Sera im Bezug auf 
den Maſſenſtreik eine Fanfare var, und dab bie Thefen eine Schamade genannt 
werden mitffen. (Sehr richtig!) Das Tag nit an der Begründung ber Reſo⸗ 
Sutton durch Bebel, fondern an ben NeBenumftänden, bie in der Debatte hindurch 
Hangen und ber Muſik den Charakter gaben. (Sehr riätig!) Heute Hat fig 
Bebel ſehr ſcharf — gewandt, Daß man Deutſchland mit Rußland ver⸗ 
wechſelt und das, was dort gut und taktiſch wirkſam iſt, auf uns überträgt. Es 
tt niemand In dieſem Saale, der nicht heiß wünſcht, daß in Rußland ber 
stampf damit endet, daß dieſes Schandregime in ben Abgrund gefchleudert 
wird. Mer man Hat in Jena nicht nur biefe Sympathie bekundet, ſondern 
auch aus ben ruſſtſchen Borgängen Schlüffe auf die Taktik gezogen, die wir 
im Deutſchland befolgen Sollten. (Sehr wahr!) Da lag es fehr nahe anzu⸗ 
nehmen, daß der Maſſenſtreikbeſchlußz die Einleitung zu diefer Taktik fein 
follte.. Man bat dort inter anderem gefagt, wir feien jet auf dem Punkte ans 
gefommen, wo bie „Evolution in die Revolution“ umſchlägt. Später Hatte man 


den Eindrud, jeßt wird zurückgeblaſen. Sehr richtig erilärt Bebel, nach feiner 


Meinung brauche der Maffenftreit nicht der Anfang von Straßenkämpfen zu 
fein. Das babe ich in Sena auch betont. Das iſt der eigentlich jpringende 
Punkt: Was haben wir zu tun, um gu berbindern, Daß, wenn 
wir bas Mittel der Krbeitöbermeigerung anwenden, e8 
in einen Straßentampf ausartet. (Ser riätig) Denn in. bem 
Montent, mo wir Dem Gegrier Gelegenheit geben, bie Kriegsmaſchine gegen 
uns operieren zu laſſen, iſt det Maſſenſtreik verloren. Wir ſetzen doch Imnter 
voraus, daß wir ihn eventuell unternehmen, fo lange wir die Minderheit find. 
— Bebel Hat die Rainzer Reſolution angezogen; er Hat ſich nicht in 
Gegenfat dazu geſtellt, aber gemeint, es fei elbftberftändlid, Daß Die 
Sozialdemokratie unter Rebolution nicht die Straßenrevolution, fondern bie 
allmahliche Buchfegung eines neuen Mirtfejaftsprinaips beriteht. Er Hat mit 
17 
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recht erklärt, daß wir ja ſtets betont hätten, daß wir, was an uns Tiegt, ernſtlich 
ben Weg der Reformen zu gehen verſuchen wollen. Die Mainzer Nefolution 
ſetzt fih ja auch zufammen aus Erflärungen von Bebel. Sch Hielt es aber 
für nötig, daS gerade jegt in einer Zeit auszufprecdhen, mo man den Mafjenftreit 
diskutiert. Ich Habe in der Refolution keineswegs mit apodiktiſcher Gewißheit 
fagen wollen, e3 wird niemals zu einer. gewaltfamen Entwidelung Iommen. 
Auch ich übernehme keine Zufage für die Zukunft. Wir wollen aber ausſprechen, 
daB mir unter Revolution jene organiſche Entwidelung verſtehen 
(Sehr guth, daß wir, was an uns liegt, feine Gewaltpro— 
vozieren wollen. — Kautsky verſpottet die. Genoſſen, die glauben, daß 
es auf dem Wege der organiſchen Entwickelung mit dem Mittel der geiverk- 
ſchaftlichen und parlamentarifhen Kampfweiſe gehen könne; er meint, wir 
kommen nicht darum herum, nnd deshalb muß ba3 ber maßgebende Geſichts— 
punkt für unſere Taktik ſein. Das iſt jene Auffaſſung, gegen die ich mich wende. 
Wir müſſen daran feſthalten, daß die Erreichung unſerer Ziele auf friedlichem 
Wege möglich iſt, wenn nur unſere Gegner ernſtlich entſchloſſen ſind, den 
Weg der Reformen zu betreten. Aber jeder, der nicht der Auffaſſung von 
Kautskt iſt, wurde ja kaum noch als echter Parteigenoſſe betrachtet. — Ganz in 
Konfequenz dieſer Auffaſſung bat man das getrieben, was man mit Nedit 
Revolutionsromantik nannte. Heute will es feiner mehr getan haben. 
(Heiterkeit) So finde ih 3. B. im „Vorwärts“ vom 28. Januar 1906 einen 
Artikel gezeichnet K. K. (Hört! Hört!) Das tft Kautsky. Da wird über die 
Lehren der. ruffiihen Revolution geſprochen und gejagt, daß die Mostauer 
Barriladentämpfe uns zwingen, unſere Taktik zu revidieren. Das ift der „rebo- 
lutionäre Rebifionismus”. (Große Heiterkeit.) Kautskiy nimmt dort Bezug auf 
Engels, der 1895 ſchrieb, die Zeit der Barrikadenkämpfe fei vorbei, mit den gefeh- 
lien Mitteln fahren wir beiler als mit Kent ungeſetzlichen Umsturz und erflärt: 
„Inſofern ‘Haben wir die Anſchauung zu revidieren, die Kriedrich Engels in 
ſeinem Vorwort zu den Marxſchen Klaſſenkämpfen niedergelegt bat, bie An—⸗ 
ſchauung, als fei die Zeit der Barrikadenkämpfe endgültig vorbei: Nur die 
Zeit der alten Barrikadentaktik iſt vorbei.“ (Sehr richtig) Ja, wenn man 
das glaubt, dann muß man allerdings ein hoffnungslofer Illuſioniſt fein, 
dann muß man niemals die Wirkung der Maſchinengewehre erfahren haben. 
{Die Redezeit iſt abgelaufen.) Ich möchte das Ausnahmerecht einer verlängerten 
Redezeit für mich nicht reklamieren. (Sehr gut!) Deshalb zum Schluß noch eins, 
Die Beweisführung, die Gewerkſchaften feier nur: Mittel und die Sozialdemofratie 
Zweck, ift ganz hinfällig. (Sehr richtig )‘ Die Soztaldemoftratie al3 politifche 
Partei: iſt auch nur ein Mittel. Daß bie Gewerkſchaften mit fozialiftiichem 
Geiſt erfüllt werden müffen, ift ſelbſtverſtändlich. Die Tendenz, die fich zugleich 
mit diefem „revolutionären Revifionismus“ kundgetan Hat, die Tendenz, bie 
Bartei zu berengen, gewiſſermaßen nur den Lohnarbeiter al3 den eigentlichen 
Arbeiter und Kämpfer binzuftellen, wirkt auch aufs ſchädlichſte und verhindert 
die erfolgreide Durchführung eines Maſſenſtreiks. Lafien Sie mich ſchließen 
mit dem Wort von Liebknecht: „Auf die Lohnarbeiter beſchränkt, 
wäte die Sozialdemofratie unfähig zu fiegen; von dem 
gefamten arbeitenden Boll und den Edelften ber Nation 
begriffen und umfaßt, hat fie gefiegt. (Beifall). _ 

MRöoſa Luxemburg: Die Rede von Legien tvat geradezu ein Haffifches, 
typiſches Mufter für die Haltung, die gewiſſe Gewerkſchaftsführer in der Letter 
Zeit gegenüber der Sozialdemokratie und gegenüber den wichtigſten Parteifrager 
eingenommen haben. Erſt bat er eine ganze Stunde lang die $enaer Mejolution 
aufs ſchärfſte Mritifiert und die Unmöglichkeit und die Verderblichkeit der bee 
bes Maſſenſtreild nachgewieſen, und davor gewarnt, und am Schluſſe kam dann 
natürlich die herzerquickende und beruhigende Verficherung: Wir ſind ja alle ein 
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‚Herz und eine Seele! Alſo wir haben gar nicht nötig, irgendwie Streitig⸗ 
leiten auszutragen ; wir können uns vereinigen auf eine NRefolution. Und diefe 
j Einigfeit wird in ber ‚merkwürdigen Weile Hergeitellt, daß man die Kölner 
Reſolution, die ſchon die bloße Diskuſſion des Maſſenſtreils als verderblich Hins 
ſtellt, mit der Reſolution von Jena für identiſch erklären ſoll. Als ich hörte, 


daß Legien dieſen Antrag geſtellt hat, ſagte ich mir, es gehört eine gehörige 


Portion Mut und Dreiftigfeit dazu, uns zuzumuten, wir. hätten dem Antrag 


zuzuſtimmen. Und id war nicht, wenig erftaunt zu hören, dab: der Barteis 


vorſtand darauf eingegangen iit. (Hört! hört! Sehr richtig!) Einige Worte 
über die Kritif von Legien an dem Jenaer Beſchluß! Charalkteriſtiſch iſt fein 
Appell an die Tradition: Wir ſeien alle in dem Begriff aufgewachſen, daß der 


Generalſtreik, den er ohne weiteres mit.dem Maſſeuſtreik identifiziert, General⸗ 


unſinn ſei. Ja, wir wären ſchöne Sozialdemokraten, wenn wir es nicht ver⸗ 


ſtänden, uns von Ideen zu emanzipieren, die man als kleines Kind hat. Wir 
find doch dazu eine Partei der hiſtoriſchen Entwickelung, damit wir aus ber 


Geſchichte lernen. (Sehr richtig) Wenn man heute angeſichts der großartigen 
ruſſiſchen Nevolution,. die auf Sahrzehnte ‚hinaus die Lehrmeifterin der 
‚revolutionären Bewegungen des Proletariats fein wird, das Problem des 
Maſſenſtreiks hauptſächlich an der Hand der Vorgänge in Italien und Frank⸗ 


reich ſtudiert, ſo beweiſt man damit, was eben Legien mit ſeinem Appell 


an die Tradition bewieſen hat, daß man nichts zu lernen und nichts zu 


bergelien verſteht. (Unruhe. — Zuftimmung.) Jawohk, Sie verftehen nichts zu 
Ternen aus der ruffifhen Revolution. (Kegien: Sehr ridtig!) Sonſt würden 


Sie nicht den Mut Haben zu behaupten, die Maſſenſtreilbewegung wäre die 
äußerfte Gefahr für den Beltand der Gewerkſchaften. Sie Haben offenbar. feine 


Ahnung davon, daB die gemaltige ruſſiſche Gewerkſchaftsbewegung ein Sind der 


Bebolution iſt. (Sehr richtig I und Widerſpruch.) Das rufjiiche Proletariat ijt 


in.die Mebolution ohne die Spur einer Organijation — und heute iſt 


das ganze Land mit kräftigen Organiſationsanfätzen bedeckt. Das iſt eben die 


alte verknöcherte engliſche Auffaſſung, daß die Gewerkſchaften nur bei ruhiger 


Enttwidelung gedeihen künnen. Die ruſſiſche Revolution, Hat bepiefen, daß viel 


fach aus dem Kampf die fräftigften proletariſchen Drganijationen. geboren werden 
und gedeihen können. David Hat wiederum bon feinem fpeziellen Mainzer 

ejeglichen Standpunlt aus an der, Idee des Maſſenſtrejks Kritik geübt. Er 
Bat una al3 Bopanz die Maſchinengewehre vorgeführt. Auch er hat keine 
Ahnung davon, was in Rußland vorgeht (Lachen), er vergißt, daß die Maſchinen⸗ 
gewehre vun lebendigen Leuten; von Soldaten bedient werden, unb daß: fie, 
ivenn die Zeit reif ift, ihre Wirkjamleit ‚nicht verlieren. Sie bleiben. ebenfo 
tödlich, fie werden nur angelegt gegen, das herrſchende Regime. (Lebhafter Bei⸗ 
fall.) Ein letztes Argument bon: 2. egien mar fo beichaffen, daß es bemeilt, 
dab. Legien wirklich in manden Beziehungen in den Begriffen der Kindlishteit 
geblieben ift. (Lachen) Er jagte, wir. hätten duch die Annahme der enger 
Nefolution eine unborfichtige: Handlung begangen; wir hätten den“ Feinden 
unfere Pläne verraten. Seit wann werden denn große geſchichtliche Bewegungen, 
große Volksbewegungen auf dem Wege. heimlicher Abmachungen in geſchloſſenem 
Zimmer abgewickelt? (Sehr gutl) Das iſt eine kindliche Vorſtellung vom 
Generalſtreik, wenn man glaubt, fein Schickſal hänge haben ab, was die 
Generalkommiſſion ſogar mit. dem Porteivorjtand in ſtiller Kammer Beidliehen. 
Lebhafte Zuſtimmung und Lachen. Ich wollte noch ein paar Worte zur Rede 
Bebels äußern, nur bin ich nicht ſicher, ‚Daß ich fie richtig erfaßt habe, deim ich 
faß auf der linfen Seite, imd er hat ‚heute immer nad rechts geſprochen. (Grobe 
Seiterleit.) . Einen marfanten. Widerſpruch Habe ich aber doch entdeckt. Er ſapte 
einmal.:. e8 ‚bleibt ſelbſtverſtändlich bei der Jenger Reſolution, Wenn uns das 
allgemeine Wahlrecht genommen werden ſollte, dann müßten wir es ſelbſtver⸗ 
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ſtändlich mit allen Mitteln verteidigen und follten wir auf ber Strede bleiben, 
Die Worte Habe ich mir gemerkt, fie haben mein Herz erquicdt und erfriicht, 
dann aber zum Schluß kam das, was in Deutichland eſchehen könnte und 
müßte, wenn mir durch eine Intervention Preußzens in einen Krieg mit Nußz⸗ 
land gebracht würden. Ich bin mir nicht ſicher, ob ic Bebel da richtig ver⸗ 
ſtanden habe, und ich würde es für gut halten, wenn er im Schlußwort allen 
Mißdeutungen vorbeugen würde. Soviel ich ihn verſtehen konnte, mar ber 
Sinn der, falls wir vor den Krieg gebracht werden, können wir nichts machen. 
Unſere Freunde in Frankreich wären in ſchöner Verlegenheit, wenn bie Bebelſche 
Rede fo gedeutet werben könnte, denn dort haben unſere tapferen und mutigen 
Genoſſen durch Vaillant erklärt: wenn es zum Srieg’mit Rußland käme, dann 
würden fie ihr Veto einlegen. Bon unſeren Freundea iſt das geflügelte Wort 
geprägt: plutöt l'insurrection que la guerre. Lieber einen Volksaufſtand als 
den Krieg. — Das war die männliche Sprache des franzöſiſchen Proletariats 
und ich hoffe, auch das deutſche wird 7 genug finden, zu Tagen? „E38 darf 
nichts gegen unferen Willen geichehen.“ (Lebhafter Beifall.) Bebel hat gefagt: 
„Denkt Ihr, ber Maflenjtreit fünne vom Parteivorftand gemadjt werden ? Nein, 
der Barteivorftand muß von ber Maſſe gefegoben werden.” Rum, wenn der 
Barteiporftand feine Rolle nit anders auffaßt, ſoll und wird er gefchoßen 
werben und ih Bitte Sie, in diefem Sinne die Abmadungen des Vorſtandes 
mit der Gerierallommilfign, die Hinter unferm Nüden getroffen ind, abzulehnen 
und dem Antrag Kautsky auguftimmen, (Lebhafter Beifall.) 

Nobert Schmidt-Berlin: Wenn Bebel nach Anſicht der Vorrednerin fo 
ſehr nach rechts geſprochen hat, ſo wird es wohl gut ſein, wenn ich etwas mehr 
nach links ſpreche. Heiterkeit.) Bebel Hat mit Recht betant, daß es ſich in der 
legten Zeit in der Maſſenſtreikdebatte gezeigt. bat, daß wir einander näher gerüdt 
find, und ich glaube, es verlohnt fi, die Frage zu ftellen: Woher‘ kommt es, 
daß gewiſſe Differenzen, die anſcheinend ſchwer überbrückbar ſchienen, mehr unb 
mehr zurückweichen und nicht mehr fo ſcharf in bie Erſcheinung treten? Das 
lommt daher, daß beide Korporationen von verſchiedenen Standpunkten aus ihre 
Argumente für und gegen den Generalſtreik geltend machten; Debel auf bemt 
Barteitage if Iena nit feiner glänzenden Zeichnung der politifhen Lage unb, 
Daran anfnüpfend, als einziges tirffames Mittel in entſcheidenden ſchwierigen 
politiſchen Situationen den Maſſenſtreik empfehlend. Auf der anderen Seite 
Gewerlſchaftsführer, die Die Frage erörtern, wie weit es möglich iſt, den Streik 
durchzuführen. Der eine empfiehlt mit Begeifterung flir den entfcheibenden Augen⸗ 
blick die Anwendung dieſes Kampfmittels, ohne bie praktiſche Durchführung int 
Bordergrunde zu ftellen, der andere warnt gerade von dieſem Geſichtspunkt vor 
ber Gefahr feiner gegemvärtigen Anwendung. Heute, mo Bebel ſich mehr als 
in Jena mit der Frage der praftifchen Duräflihrung beſchäftigt, klingt feine Rede 
etwas anders, daher trat auch heute ein gemeinſamer Klang ſo außzerordentlich 
ſtarl in die Erſcheinung. Es kommt hinzu, daß die Gewerkſchaften fich in ihrer 
Preſſe viel weniger mit dieſer Frage befaßt haben, während bie politifche Partei 
fortgefegt Bin und ber ſchwankte. Bebel Hat richtig darauf hingewieſen, daß 
Bömelburg fon auf ber Konferenz ber Porftände mit aller Entſchiedenheit 
betont Hat, daß im entfcheidenden Augenblid eventuell auch vom polittſchen 
Maſſenſtreik Gebrauch gemadt wird. Wenn heute eine gewiſſe — —— 
borhanden iſt, wenn der Parteivorſtand ben Antrag Legien unterſtützt, fo desha 
weil im Prinzip der Maſſenſtreil ja weder von ber Partei noch von ber Gewerk⸗ 
ſchaft abgelehnt iſt, auch nicht in Köln. Es handelt fi nur um eine Nuance 
in der Beurteilung. Wir fagen, wir wollen uns nicht feitlegen, während. bie 
Partei fagt: werm das und daB gefchieht, dann wollen mir ſchließlich auch dies 
Kampfmittel anwenden. Es iſt nicht zu beftreiten, daß nad Nena in ber Partels 
preife in überaus überſchwenglicher Weiſe für den Generalſtreik und den — 
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ſtreik eingetreten wurde und daß tatfächlic eine Maflenftreifromantik in Erfeheis 
nung trat. Wie iſt es ſonſt zu erklären, daß nad) der Veröffentlifung ber 
Thejen ein großes Hallo entitand und bon Verrat durch den Parteivorſtand 
geiprodden wurde. Da zeigt ſich eben die Rückwirkung. Es gab viele Genoffen, 
die glaubten, daß tatfählih von dieſem Kampfmittel fon Hätte Gebraud 
gemacht werden müflen. Daher aud die Entrüftuug in der Barteiprefle und 
in Berfammlungen über die Ablehnung des anarchiſtiſchen Mafjenftreits in Köln. 
Als dann der Barteivorftand fagte: Wir vollen gegenwärtig den Mafienftreit 
wicht propagieren, da erklärte eine ganze Anzahl von Genoffen: Das ift ganz 
bernünftig, das ijt ja das, was wir allh wollen. Wenn das aber der Fall ift, 
dann. bejteht eben fein Gegenfag zwiſchen Partei und Gewerkſchaften. Genau 
ſo wie der Parteivorſtand hielt auch die Generalflommilfion einen Maffenftreit 
in Sachſen nicht für angebradt. Wäre er aber ausgebroden, fo hätten auch 
wir ihn nicht verhindert. Wenn man uns gefragt hätte, dann hätten wir gemein⸗ 
fan mit dem Parteivorftand geivgrnt, dies Mittel gegenwärtig anzuivenden. 
Wir hätten die Verantwortung dafür nicht tragen können. Aber in ernten Zeiten 
Heißt es auch einmal entgegen feiner UHeberzeugung, entgegen feinen eigenen 
Wünſchen, einen, Beſchluß durchflihren, damit wir nicht noch größeren Schaden 
anrichten al3 es fonft geſchehen würde. Ich begrüße e3 mit Freuden, daß ber 
Parteivoritand den Antrag Legien zugejtimmt Hat. Ach betrachte das als gute 
Ausſicht, daß wir au für die Zukunft auf den gemeinfamen Boden der Vers 
ſtändigung treten werden. (Beifall) ch betrachte diefe Zuftimmung als gutes 
Omen, daß in Zukunft nicht mehr fo bedauerliche Differenzen vorkommen. (Leb⸗ 
Bafter Beifall.)  ‘ | | 
Kolb-Karlsrufe: Genofje Wels Hat geftern "auf eine Bemerkung meiner» 
feits, daß es oft weniger darauf anlomme, was einer, als vielmehr wer e3 ges 
jehrieben babe, erklärt, das treffe auch auf mi zu; der „Vorwärts“ Tönne 
ſchreiben, was er wolle, ich jei doch nicht damit einverftanden. Genoffe Wels 
befindet fich Hier in einem großen Irrtum. Sch Habe in Sena gegen die Res 
folution Bebel geftimmt. Wenn ic} heute für feinen Antrag bin, fo ift daran in 
ber Hauptſache der „Vorwärts“ mit feinen Artikeln nach ber Veröffentlichung 
des Protofoll3 ſchuld. (Sehr gut!) Der „Vorwärts“ hat einen wefentlichen Teil 
des Verdienites, daß die Nebolutionsromantit aus manden Köpfen verſchwunden 
it. Inder Diskuffion der Yetten Monate hatte ich oft das Gefühl, dab die 
Dinge auf den Kopf gejtellt find, als ob die Revifionifien von früher auf einmal 
die größten Nevolutionsromantifer und die Nevolutionsromantifer von ehemals 
die ausgewachſenſten Revifioniften wären. , (Heiterkeit) Daß wir heute und in 


abſehbarer Zeit in Deutichland keinen Maſſenſtreik inizenieren können, darüber find 


wir una einig. Frau Roja Lugemburg bat allerdings eine andere Auffaffung, die 
meint naid, ‚daß man vor den Majchinengewehren feine große Angft zu haben 
braudie, denn man braude jie ja nur umzudrehen, „gegebenenfalls“ natürlich. 
(Heiterkeit) Sa, wenn wir erſt jo jtark find, daß wir uns auf das Militär 
verlaſſen Fönnen, dann haben wir das nicht mehr nötig, denn dann iſt die 
Schlacht für und gewonnen. (Sehr gut.) In Dresden Hat Kautskh betont, 
daß die Gegenfäße fi immer mehr zufpigen und daß wir um den lebten ent» 
ſcheidenden Kampf doch nicht Herumfommen. Wer dieje Meberzeugung hat, der 
müßte auch den Mut haben, die legte Konſequenz zu ziehen und zu fagen, dann 
bereiten wir uns auf diejen legten entjcheidenden Kampf vor. (Buruf: Das tun 
wir jal) Dann dürften wir auch unfere Zeit nit mehr im Parlament und 
in Kommiſſionen .vertrödeln. (Zuſtimmung und Iebhafter Widerſpruch.) Sch ftehe 
auf dem Standpunft von Engels: Solange wir die Möglichkeit der geſetz— 
lien Aktion Haben, dürfen wir den Weg der Gewalt nicht beichreiten. Gewiß, 
bie Begenfäge ſpitzen fi) zu. Aber damit iſt doch nicht gejagt, daß fich auch die 
Sormen bes Kampfes zufpigen. Das Gegenteil ift der Fall. (Zuruf: Breslau |) 
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Daß hin und wieder andere Dinge vorfommen, ändert an der allgemeinen Ente 
widelung nichts. Genau fo wie die Nationen ſich gegenieitig immer mehr rüſten, 
wie fie aber, je mehr fie gerüftet find, defto weniger Eourage haben, von bern 
Nüftungen Gebraud zu maden, genau fo ift es audı Tonft. Je größer und ins 
folgedefjen mächtiger die Arbeiterorganifation ift, beito weniger wird es bie Ge— 
felihaft Darauf ankommen laſſen einen gewaltiamen Kampf zu probozieren, bei 
dem fie unter Umftänden den kürzeren ziehen muß. Die ganze Taftif der 
Scharfmader Yäuft darauf hinaus, ung zu provozieren, fo lange fie die Macht 
Haben, damit fie uns niederwerfen können. Wir werden biejen PBrobofationen 
eine Folge leiften. Aber wir würden unfere Poſition gefährden in dem Mugen» 
blid, wo wir fort und fort den Mafjenftreil propagieren würden, denn die Folge 
davon wäre, daß die Maſſen dann aud einmal bon dieſem Mittel Gebraud) 
machen mollen. Rad der Rede von Bebel, nad) den Artikeln des „Vorwärts“ 
find wir vollfftändig einig fiber den Maffenitreil, fo daß es eigentlihh gar midht 
nötig wäre, noch länger darüber zu diskutieren. Daß wir „gegebenenfalls“ das 
bon Gebrauch machen, ift felbftverftändfih. „Gegebenenfalls“ machen wir nit 
nur vom politiihen Maffenjtreif, fondern unter Umſtänden auch noch bon anderen 
Mitteln Gebrauch. Darüber waren wir uns aber ftets einig. Aber diefer Fall 
iſt noch nicht gegeben. Wir in Süddeutſchland haben das allergrößte Intereſſe 
daran, daß unſere preußiſchen Genofien endlich ein befleres Wahlrecht bekommen. 
Denn unſer Wahlrecht nügt uns verdammt wenig, fo lange in Preußen die 
Junkerherrſchaft am Ruder iſt. Wir würden alle Allionen unteritüigen, die geeignet 
find, den Yuftänden in Preußen ein Ende zu machen. Aber dab wir in dem 
Augenblid, wo mir den Wahlrechtskampf in Preußen begannen, die Frage des 
Generalitreifs Hineingeworfen haben, Hat die Situation nur verſchlechtert. Ich 
hoffe, daB die Refolution Bebel mit dem Amendement Qegien angenommen 
und die NRefolution Kautstn abgelehnt wird. Der Yntrag Kautsky würde 
nur die Urſache neuer Konflikte fein. (Beifall) 

Molkenbuhr: Einige Yeußerungen Legiens haben meine Wortmeldung ber- 
urſacht. Er Sagt, der Barteivorftand ſolle erklären, daß er mit der Beröffent« 
Kung des Protokolls ein Unrecht begangen habe, er folle alfo gewiflermaßen 
Abbitte leiſten. Ich perſönlich kann mid nicht zu einer folden Erklärung ent» 
ſchließen. Es ift eine fonderbare Zumutung, irgend jemand fofle erflären, er 
babe bewußt Unreht getan. Wie würde es denn bie Generalkommiſſion 
empfinden, wenn man ihr zumuten wollte, zu erllären, fie habe dumm gehandelt, 
als fie auf dem Verbot der Veröffentlichung beitand. Die Nicht-Veröffentlichung 
Hätte ja nur den Anarkhofozialiften oder richtiger Anarchiſten Vorſchub geleiftet, 
die ihr Partei und Gewerkſchaft Ichädigendes Treiben dadurch ermöglichten, dab 
fie nur Bruchftüde aus dem Protokoll veröffentlichten und fagten: Was wir 
nicht veröffentlichen, das iſt noch viel ſchlimmer! Damit mußten fie einen 
gewiſſen Eindrud maden. Ich ftelle eine ſolche Forderung nicht an die Generals 
fommilfion, muß aber auch meinerfeit3 die verlangte Erklärung ablehnen. 
Die zmeite Yeußerung Legiens, mit der ich nicht einverftanden Bin, ift die: 
wir dürften die Mittel nicht nennen, bie wir gegebenenfall3 in Antvendung 
Bringen. Da8 tun die Gewerfichaften doch alle Tage. Die Kapitaliften willen, 
daß ihnen Streit und Bohkott drohen. Daß die Gewerkſchaften diefe Mittel 
vorher nennen und nennen fünnen, ift ein Beweis ihrer Stärke. In berjelben 
Lage iſt die Partei. Was ift bon der Propagierung des Majfenftreils für ein 
Erfolg zu erwarten! Das eine tönt doch nur aus diefer Propaganda heraus: 
Rüſtet euch, laßt euch nicht von Phralen berauſchen, fondern fchafft Starke 
Drganifationen. (Lebhafte Zuftimmung.) Ach bin der feiten Ueberzeugung, ob 
wir nun dom Maſſenſtreik reden oder nicht, um ben Maffenftreit kommen mir 
nicht berum, fei es der politifche, ſei es der mirtichaftlide. Die ftarfen Unters 
sehmerlartelle werden berjuchen, wenn e3 nicht auf dem Wege ber Gejeggebung 
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geht, dirrch ihre Macht ben Gewerkſchaften das Koalitionsrecht zu nehmen. Dann 
Iommt ‚der Maſſenſtreik, um zu erzwingen, daß das Koalitionsrecht den Arbeitern 
gefeglih fichergeftellt wird. Der Medner wendet fi, gegen die pommerfche 
Reſolution 142. Ein künſtlich Hervorgerufener Streit hat keinen Wert. Daß 
deutiche Volk leidet am meiſten unter ber Junker⸗ und Progenpolitif, die im 
Deutichen Neiche berrfcht. Hätten wir nach dem Vorſchlage Stampfers und ber 
pommeridheg Reſolution gehandelt, dann Hätten wir die Aufmerkſamleit des 


Volkes von ben Steuergefegen abgelentt. Ach bin der Unficht, auf dem Gebiete 


ber Reichsgeſetzgebung wird derartig viel gefündigt, daß das Voll über kurz 
oder lang eine NReichstagsmehrheit mählen wird, die damit aufräumt. Dann 
tritt die Reichspolitik mit der preußiichen und ſächſiſchen Politif in Gegenfag 
und der Augenblick iſt gelommen, die Wahlvorrechte dort zu ſtürzen. Wir follen 


den Gegner dort angreifen, wo er am ſchwächſten iſt. Die Junkerpolitik ift 


aber dort am ſchwächſten, mo ihre krafſe Ausbeutung am deutlichiten zum 
Ausdruck kommt und das iſt im Reichstage. (Lebhafte Zuftimmung.) 

Dißmann⸗Frankfurt a. M.: Legiend Ausführungen kranken an dem Wider 
fpruch, daß er ben Maflenftreit im eriten Teile feiner Rede Iebhaft bekämpft 
und am Schluß gefagt Bat, wir find uns ja einig. Das. begreife ich nicht recht. 
Wir haben alle Urfache, den Maſſenſtreik zu diskutieren, um feine Wirkung bors 
ber beurteilen au können. Nah) dem Hipp und Haren Wortlaut der Senaer 
Refolution verftehe ich nicht, wie man den Antrag Legien vertreten will, wo⸗ 
nah die Kölner Reſolution nicht im Widerfprud zu Rena ſtehe. Uber diejer 
Widerſpruch ift Doch da, denn in Köln wurde die Vropagierung des politiichen 
Maſienſtreiks abgelehnt. Legien behauptete, daß die „Leipziger Volkszeitung” 
wenige Worhen na Jena den jofortigen Maflenjtreif empfohlen babe. Ich leie 
doch auch die „Leipziger Vollözeitung“, Habe aber nichts berartiges darin 
gefunden... Der Srankfurter Vorſchlag geht nicht von der Gefamtheit der Barteir 
genofien, jondern lediglich von der Frankfurter „Volksſtimme“ aus. Mögen die 
Borichläge gut gemeint fein, fo halte ich fie doch nicht für durchführbar. Wir 
tönnen nit den Maſſenſtreik für einen beftimmten Zeitpunkt feftlegen, eine 


ſolche Taltik würde, meil fih nachher als undurdhführbar erweilend, bie Maſſen 
kopffcheu machen. ch begrüße es, daß der Vorftand das Brotofoll veröffentlicht 
‚Bat. Auch die gewerlichaftliben Maſſen veritehen die Weigerung der Vorſtände 


sit; es iſt nicht richtig, dap die Schuld an den Streitigkeiten zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaft bei einigen Literaten Hiege; ein gewiſſer Zeil ber 


Gewerkſchaftsführer trägt die meilte Schuldl Der Geilt des Sozialis⸗ 


mus jol in den Gewerlſchaften bereichen, dann erden bie Beſchlüſſe des 
Parteitags auch den nötigen Nefpelt bei den Gewerkſchaften finden. (Brabao |) 
Sache: Genoffin Yugemburg bat über das Zimmerden gehöhnt, in dem 


Parte ivorſtand und Generalkommiſſion künftig zuſammen beſchließen würden. 


Ich hätte gar nichts dagegen einzuwenden, wenn Genoſſin Luxemburg mit in 
dieſom Zimmer wäre; ich hoffe, daß fie da die nötige Beſonnenheit 
lernen würde, wenn es gilt, wichtige Enticheidungen zu treffen. (Sehr gut!) 
Kautskys Amendement können die Gewerlſchaften unmöglid) ihre Zuftimmung 
geben. Alle Gemwerlichaftsführer Haben einmütig erllärt; Wenn eine wirkliche 
Beranlaflung zum Maſſenſtreik da ift, werden auch fie feine Oppofition machen. 


Nautsky meinte weiter, die Gewerkſchaften müßten fi} unter allen Umjtänden 


der Bartei fügen. Ja, dann follte man doch noch einen Schritt weiter gehen 
und jagen, das. die Gewerlſchaften ganz überflüllig find (Sehr richtig). und 


nur eine Bartei bilden, die die Gemerfichaftsfragen mitregelt. Diefer Stand» 


punkt iſt aber doc Seit Jahrzehnten überlebt. Wo führt uns die NRefolution 
Kautsiy. Hin? Zur Vernichtung der Arbeiteriumen-Organifationen in Preußen! 
(Wiberiprudd und Laden.) Eind die Gewerkichaften rein politiide Organi⸗ 
ſationen, dann darf ihnen feine Frau angehören. An Sachſen barf fein jugend» 
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licher Arbeiter einer politiſchen Organiſation angehören, oder auch nur eine Ver— 
ſammlung beſuchen, in der politiſche Gegenſtände erörtert werden. Ich ſtehe 
noch heute auf dem Standpunkt der Neutralität, den Bebel auf Seite 18 im 
jeiner Broſchüre Gewerkſchaftsbewegung und politiſche Parteien niedergelegt 
bat. Ein Bergarbeiterſtreik wäre noch lange nicht ein politiſcher Maſſenſtreil, 
wie Zubeil meinte. Die Realtion möchte den Bergarbeitern überhaupt das 
Koalitionsrecht rauben. Meint Bebel, daß der Maſſenſtreik eintreten ſoll, 
wenn das Koalitionsrecht überhaupt bedroht iſt, oder genügt es, wenn das 
Koalitionsrecht ſchon den Bergarbeitern geraubt -werden ſoll? Ich denke, daß 
wir dann ſchon den äußerſten Widerſtand leiſten müßten. Selbſt chriſtliche 
Arbeiterkreiſe würden ſich, wie ein Artikel im „Bergknappen“ vom 23. Sep— 
tember 1899 gelegentlid der Beratung der Zuchthausvorlage beweiſt, einem 
ſolchen Streit anſchließßen. (Bravo !). 

Queſſel⸗Stettin: Bebel hat feine Verwunderung darüber ausgedrüdt, daß 
feine Sender Refolution fo verſchieden veritanden if. An der bedauerlichent 
Maſſenſtreikwirrnis in den lebten Monaten trägt er felbft Schuld. Hätte er 
die praftiiche Bedeutung der Sätze erklärt, die ben Generaljtreif als taftifches 
Problem behandeln, jo hätte man gewußt, der Parteitag Hat fich diefer Dekla— 
ration angeſchloſſen und dem müſſen wir uns als gute Demokraten fügeı. 
Das Hat er beute zum Teil nachgeholt. Er Hat Hipp und klar ohne Ein» 
ſchränkung erklärt, daß wir zum politiichen Mafjenftreif als Abwehr gegen einen 
Angriff auf das allgemeine Wahlrecht greifen werden. Dieje Klarheit hörte 
auf, fobald es fih um die Frage handelte, ob der Maffenftreif als Angriffsmittel 
dienen könne. Ich gebe zu, daß mir noch viel in der Organifation zu tum 
haben, aber fie iſt doch Heute viel ftärfer, als in den Ländern, wo ein Mailen 
ftreif ſiegreich zur Ausführung gefommen iſt. Richtig iſt aud nicht, dab in 
den Mafien feine Stimmung für den Mailenftreif war. Speziell an dem glor— 
reichen 21. Januar dachte man jehr wohl daran. Es iſt auch nicht wahr, da 
die Partei 50 Jahre nit an den Landtag gedadit Hat. Laſſalle hat feine 
Agitation damit angefangen, daß er zu der Erringung des allgemeinen Wahl 
rechts zum Landtag aufrief. Erit dur die Gründung des Deutſchen Reiches 
trat der Landtag in .den Hintergrund. Um dem Maſſenſtreik als Angriffstwaffe 
jede praftifche Bedeutung zu nehmen, Hat Bebel darauf verwieſen, daß man ja 
auch in Dejterreich nicht daran denke, da3 Wahlrecht zu den Landtagen zu erringen. 
Ich mar ganz ſtarr, als ich das hörte. Weiß Bebel nicht, daß in Deiterreich 
die Zandtage nur die Bedeutung. unferer Brovinziallandtage haben, daß dort alle 
Bedeutung beim Reichsrat Liegt. Schlieglich ift auch nicht richtig, daf die Junkerklaſſe 
bei ung fo koloſſal mächtig fei. Wir haben Häufig genug in der „Neuen Zeit” geleſen, 
daB unjerer Junkerklaſſe das Waſſer bereit3 an den Hals reiche. (Sehr gut!) 

Freiwaldbt-Bantom: Der Antrag Nieder - Barnim ift gegen alle Tradition 
dort zuftande gelommen. Er erklärt fi au3 der Stimmung, die in dem Kreiſe 
herrſchte. Man hatte etwas anderes vor der Wahlrechtsbewegung erivartet, 


„Der geijtige Urheber der Refolution ist übrigens der Genofie Maurenbreder, 


der auf Grund der Stellung, die ihm der Parteivorſtand eingeräumt Hat, durch 
ein ganz fonderbares Referat die Verfammlung Hhpnotifiert bat. Wenn der 
Parteivorſtand Genoften, die erſt eben aus den ‚bürgerlichen Parteien zu uns 
gefommen find, . zu Lehrern der Geſchichte für die Parteigenofien macht, ‚jo 
find folge Folgen nit zu vermeiden. Bebel meinte, der Parteivorjtand 
milffe geſchoben werden. Ich Habe allerdings die Auffafjung, dat er. gefchoben 
it, und zwar dur die Generallommifjion. Dieſe ijt angenblidlic Herr der 
Situation, und der Parteitag wird erllären müſſen, daß er ſich in dieſer Weile 
nicht ſchieben Iafien will. Ich Babe Die feſte Zuverſicht, daß Gie die Jenaer 
Refolution und den ‚Antrag Kautsky annehmen. Die xieder· Damiwer 
ſtehen auch auf dieſem Standpunkte. 
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gerau Jietz⸗ Hamburg: Wenn irgend jemand den Wunſch hat, daß Partei 
Gewerkſchaften einig ſind und einheitlich handeln, ſo gewiß ich. Dafür 
zeugt meine ganze Tätigkeit innerhalb ber Arbeiterbewegung. Uber ich meine, 
dieſes einheitliche Handeln muß auch baſieren auf gleichen Grundanſchauungen. 
Wenn Sie dieſer Auffaſſung ſind, Genoſſen, dann können Sie aber unmöglich die 
Reſolution Kautsky ablehnen, wie es Ihnen der Vorſtand vorgeſchlagen bat. 
Wir alle! haben mit Jubel den Ausſpruch Bömelburgs: „Partei und Ge⸗ 
werkfchaften find eins,“ begrüßt. Dieſer Ausſpruch ftel auf. einem Gewerk⸗ 
fch aftskongreß, and wir ſollten auf einem ſozialdemokratiſchen Parteitage 
den Bufagantrag Kautsky ablehnen? Dieſer Zujag, ber nichts weiter be⸗ 
ſagt, als daß wir die Verpflichtung haben, dafür zu ſorgen, daß in den Gewerk⸗ 
haften ſozialiſtiſcher Geiſt -Herricht, daß unfere Gewerkſchaftler dahin wirken und 
arbeiten folen, daß dort aud die Beichlüfle, denen wir als Parteigenoſſen 
unterſtehen, reſpektiert und durchgeführt werben. (Sehr richtig) Wenn Sie heute 
dieſen Zuſatzäntrag ablehnen, dann verſetzen Sie damit unſerer Geſamtpartei 
einen Fauſtſchlag ins Geſicht. (Lebhafte Zuſtimmung.) Sie erklären dann, daß 
"Sie als Sozialdemokraten Angſt Haben vor dem ſozialiſtiſchen Geiſt. (Zu⸗ 
ſtimmung und Lachen.) Ich bin auch der Meinung, dab es unmöglich ift — und 
ganz beforiders nad bem heutigen Vortrag Legiens —, dab mir erklären 
können, die Mefolutimen bon Jena und Köln feien gleichbedeutend. (Rachen.) 
Geuoſſe Tegien bat gerade die Probe aufs Erempel gegeben, mie notwendig 
es war, itber den Mafjenftreif eingehend zu debattieren, um Klarheit iiber bas 
Weſen besfelbert und über Die Bedeutung der Jenger Reſolution zu ſchaffen. Er 
Hat gejagt: wie man ihm zumuten könne, nachdem fo lange bie Auffaſſung 
‚bertreten fer?" Generalftreit ift Generahimfinn, nun eine andere Anſchauung zu 
vertreten. Was fei dent inzwiſchen geſchehen! Damit hat Genoſſe Legien 
bewidfen, daß er in das Wefen des politiſchen Mafienitreild, wie wir. Soziale 
demotraten es verftehen, abjolut nicht eingedrungen ift, daß er tatlähli noch 
"Heute tn ihm den anarchiſtiſchen Generalitreif ſieht. Er hat damit bewieſen, daß 
er abſolut nit geneigt iſt, den lebendigen Anſchauungsunterricht, den wir br 
"Halten durch die ruffiihe Nevolution und die daraus refultierenden Anſchauungen 
für ſich akzeptieren zu können. (Qegien: Sehr richtig) Ich kann das im 
einzelnen jetzt nicht näher begründen. Wenn Genoſſe Leg ien aus ben Aus⸗ 
fuhrungen der „Leipziger Volkszeitung“, des „Vorwärts“ und ber „Neuen Beit”, 
Die auf bie ruſſiſche Revolution hinwieſen und betonten, daß wir mit derselben 


“Energie und Leidenſchaftlichkeit, derſelben Hingabe für die Arbeiterbewegung 


-tätig fein müſſen wenn er ba herauslieſt, daß die Abficht vorhanden mar, 
"Bei den Wahlrechtskämpfen in Preußen und Sachſen den politiſchen Mafienftreit 
anzuwenden, jo it damit beiviefen, daß Genoſſe Qegien und alle bie ihn zu⸗ 
: ftimmen, auf dem ganz ungeſchichtlichen und ideologiſchen Standpunkt jtehen, daß 
nur det Wille und unfere Wünſche einzig und allein in eriter Linie entichetbend 


feien und nicht bie jeweilig gegebene Situation. Es ift zum Ausprud gelommen, 


bay Legien und feine Unhänger tatſächlich ber Anſchauung geweſen ſind, daß 
der Maſſenſtreil in dem Sinne propagiert werden ſollte, wie die Anarchoſozialiſten 
verſtehen, die ihn nicht als ein Mittel anſehen zur Abwehr reaktionärer Une 
ſIchläge, ſondern als das Allteilmittel, um von der kapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung mit einem Kopffprung in den Sozialismus hineinzukommen. Er war 
vffenbar der Meinung, daß der Generafftreit von der Partei in dem Sinne 
"propagiert werde, daß zu feiner Durchführung nicht erjt die geeignete wirtſchaft⸗ 
"He und politiſche Situation gegeben fein müſſe, fondern daß es nur nötig fei, 
Herr Mäffen zu ſuggerieren: Hier habt: ihr ein Allheilmittel, das ihr an Stelle 
der⸗ Gewerkſchafts kãmpfe, des parlamentariſchen Kampfes der Agitation unter den 
Maſſen under. täglichen Kleinatbeit gebtauchen tonmt, "um euch ein für dllermal 
kom Kapitalismus zu befreien. Leaien ftägt ferner, was ben Maſſenſtreik, 
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licher Arbeiter einer. politiſchen Organiſation angehören, oder auch nur eine Ver⸗ 
ſammlung bejucden, in. der politiide Gegenjtände erörtert werden. Ich ſtehe 
noch heute auf dem Standpunkt der Neutralität, den Bebel auf Seite 18 in 
ſeiner Broſchüre Gewerkſchaftsbewegung und politiſche Parteien niedergelegt 
bat. Ein Bergarbeiterſtreik wäre noch lange nicht ein politiſcher Maſſenſtreik, 
wie Zubeil meinte. Die Reaktion mödte den Bergarbeitern überhaupt das 
KRoalitionsredt rauben. Meint Bebel, dab der Maſſenſtreik eintreten jol, 
wenn das Koalitionsrecht überhaupt bedroht ijt, oder genügt e3, wenn Das 
Koalitionsrecht ſchon den Bergarbeitern geraubt -werden ſoll? Ich denke, daß 
wir dann ſchon den äußerſten Widerſtand leiſten müßten. Selbſt chriſtliche 
Arbeiterkreiſe würden ſich, wie ein Artikel im „Bergknappen“ vom 28. Sep⸗ 
tember 1899 gelegentlich der Beratung der Zuchthausvorlage beweiſt, einem 
ſolchen Streik anſchließen. (Bravo )). 

—— Bebel Hat feine Verwunderung darüber ausgedrüdt, daß 
feine Sender Rejolution fo verſchieden verſtanden if. An der bebauerlichen 
Maſſenſtreikwirrnis in den lebten Monaten trägt er jelbit Schuld. Hätte er 
die praftiiche Bedeutung der Säte erklärt, die den Generaljtreit als taftiiche3 
Problem behandeln, fo hätte man gewußt, der Parteitag hat fich dieſer Defla- 
ration angeſchloſſen und dem müflen wir uns als gute Demofraten fügen. 
Das Hat er heute zum Teil nachgeholt. Er Hat Hipp und Har ohne Eine 
ſchränkung erklärt, daß wir zum politiichen Maffenftreif als Abwehr gegen einen 
Angriff auf das allgemeine Wahlrecht greifen werden. Dieje Klarheit hörte 
auf, fobald es fih um die Frage handelte, ob der Maſſenſtreik als Angriffsmittel 
dienen könne. Ich gebe zu, daß wir noch viel in der Organijation zu tum 
haben, aber fie ift doc) heute viel ftärfer, als in den Ländern, tvo ein Mafjen- 
ſtreik fiegreih zur Ausführung gelommen iſt. Richtig ift auch nicht, dab in 
den Mafien keine Stimmung für den Maifenjtreif war. Speziell an dem glor— 
reihen 21. Januar dachte man fehr wohl daran. Es iſt aud) nicht wahr, da 
die Partei 50 Jahre nit an den Landtag gedacht Hat. Laſſalle Hat jeine 
Agitation damit. angefangen, daß er zu der Erringung des allgemeinen Wahl- 
reht3 zum Landtag Aufrief. Erit dur die Gründung des Deutſchen Reiches 
trat der Landtag in den Hintergrund. Um dem Mafjenftreif als Angriffstwaffe 
jede praftifche Bedeutung zu nehmen, hat Bebel darauf verwieſen, daß man ja 
auch in Defterreich nicht daran denke, das Wahlrecht zu den Landtagen zu erringen. 
Ich mar ganz ſtarr, als ich das hörte. Weiß Bebel nicht, daß in Oeſterreich 
die Landtage nur die Bedeutung unferer Provinziallandtage Haben, dab dort alle 
Bedeutung beim Reichsrat liegt. Schließlich ift auch nicht richtig, dad; Die Junkerklaſſe 
bei ung fo koloſſal mächtig ſei. Wir haben häufig genug in der „Reuen Zeit“ geleſen, 
daß unferer Junkerklaſſe das Waller bereits an den Hals reihe. (Sehr gut) 

Sreiwalbt-Banlom: Der Antrag Nieder - Barnim: ift gegen alle Tradition 
dort zuftande gefommen. Er erklärt fi) aus der Stimmung, die in dem Streije 
berrichte. Man. hatte etwas anderes bon der Wahlrechtsbeivegung erivartet. 
„Der geiftige Urheber der Refolution ift übrigens der Genofie Maurenbreder, 
der auf Grund der Stellung, die ihm der Parteivorſtand eingeräumt hat, durch 
ein ganz fonderbared Referat die Verſammlung Hopnotifiert bat. Wenn der 
Parteivorſtand Genotien, ‚die. erjt eben aus den bürgerliden Parteien zu nnd 
gelommen find, . zu Lehrern der Geſchichte für die Parteigenoſſen macht, ſo 
find folge Folgen nit zu vermeiden. Bebel meinte, der Barteiborjtand 
müſſe geſchoben werden. Ich habe allerdings die Auffafiung, daß er. geſchoben 
it, und zwar durch die Generallommilfion. Dieje ijt augenblidlig Herr ber 
Situation, und der Parteitag wird erklären müſſen, daß er fi) in dieſer Weile 
nicht ſchieben laſſen, will. Ich habe die feſte Zuverſicht, daß Sie die Senaer 
Refolution und den Antrag Kautsky — Die Rieder⸗ N 
ftehen auch auf diefem Standpunkte. 
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drau Zietz⸗ Hamburg: Wenn irgend jemand den Wunſch hat, daß Partei 
En Gewertſchafien einig ſind und einheitlich handeln, ſo gewiß ich. Dafür 
zeugt meine ganze Tätigkeit innerhalb der Arbeiterbewegung. Aber ich meine, 
dieſes einheitliche Handeln muß auch baſieren auf gleichen Grundanſchaunngen. 
Wenn Sie dieſer Auffaſſung ſind, Genoſſen, dann können Sie aber unmöglich die 
Reſolution Kautsky ablehnen, wie es Ihnen der Vorſtand vorgeſchlagen Hat. 
Wir alle haben mit Jubel den Ausſpruch Bömelburgs: „Partei und Gets 
werkfchaften find eins,“ begrüßt. Diefer Ausſpruch fiel auf. einem Gewerk⸗ 
fchaftskongreß, und wir follten auf einem ſozialdemokratiſchen Parteitage 
den Zuſatzantrag Kautsky ablehnen? Dieſer Zufag, ber nichts weiter be» 
ſagt, als daß wir die Verpflichtung haben, dafür zu forgen, daß in ben Gewerk⸗ 
ſchaften fozialiſtiſcher Geift -berrfcht, dab. unfere Gewerkſchaftler dahin wirfen und 
arbeiten follen, daß dort auch die Beichlüffe, denen wir als Parteigenoſſen 
unterfteben, tefpeftiert und durchgeführt werden. (Sehr richtig I) Wenn Sie heute 
dieſen Zuſatzantrag ablehnen, dann verſetzen Sie damit unferer Geſamtpartei 
einen Fauſtſchlag ins Geſicht. (Lebhafte Zuſtimmung.) Sie erklären dann, daß 
"Sie als Sozialdemokraten Angit haben vor dem ſozialiſtiſchen Geiſt. (Bus 
ſtimmung und Lacdjen) Ich Bin auch der Meinung, daß es unmöglich it — und 
ganz beſonders nad dem heutigen Vortrag Legiens —, daß wir erklären 
können, die Refolntionen bon Jena und Köln feien gleichbedeutend. Cachen.) 
Geunoſſe Kegien bat gerade die Probe aufs Exempel gegeben, wie notwendig 
es war, ilber den Mafjenftreif eingehend zu bebattieren, um Klarheit über das 
Weſen desſelben und über Die Bedeutung der Jenager Reſolution zu ſchaffen. Er 
hat geſagt; wie man ihm zumuten könne, nachdem ſo lange bie Auffaſſung 
vertreten ſei: Generalſtreik iſt Generalunſinn, num eine andere Anſchauung zu 
vbertreten. Was ſei denn inzwiſchen geſchehen! Damit hat Genoſſe Legien 
bewieſen, daß er in das Weſen des politiſchen Maſſenſtreils, wie wir. Sogial⸗ 
demokraten es verſtehen, abſolut nicht eingedrungen iſt, daß er tatſächlich nad) 
"Beute tn ihm den anarchiſtiſchen Generalitreif ſieht. Er hat damit bewieſen, daß 
et abſolut nicht geneigt tft, den lebendigen Anſchauungsunterricht, den wir er⸗ 
halten durch die rufſiſche Revolution und die daraus refultierenden Anſchauungen 
für ſich akzeptieren zu können. Kegien: Sehr richtig) AG kann das im 
einzelnen jetzt nicht näher begründen. Wenn Genoſſe Leg ien aus. ben Aus⸗ 
fubrungen der „Leipziger Volkszeitung“, des „Vorwärts“ und der „Neuen Zeit“, 
"Die auf bie zuffiiche Revolution hinwieſen und betonten, daB wir mit berfelben 


Energie und Leidenſchaftlichkeit, derſelben Hingabe für die Arbeiterbewegung 


"tätig fein müſſen — wenn er ba herauslieſt, dag die Abficht vorhanden war, 
"Beiden Wahlrechtskämpfen in Preußen und Sachſen den politiſchen Mafienitreit 
anzuivenden, jo-ift damit‘ beiviefen, dab Genofie Qegien und alle bie ihm zu⸗ 
ſtimmen, auf dem gan ungeſchichtlichen und ideologiſchen EStandpunkt ſtehen, daß 
nur der Wille und unſere Wünſche einzig und allein in erfter Linie entſcheidend 


feien und nicht bie jeweilig gegebene Eintation. Es ift zum Ausdruck gelommen, 


day Legien und feine Anhänger tatſächlich der Anſchauung geweſen ſind, daß 
der Mäflenftreit-in dem Sinne propagiert werden ſollte, wie die Anarchoſozialiſten 
verſtehen, die ihn nicht als ein Mittel anſehen zur Abwehr reaktionärer An⸗ 
ſchläge, ſondern als das Allheilmittel, um von. der kapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung mit einem Kopffprung in den Sozialismus hineinzukommen. Er mar 
offenbar: der Meinung, daß der Generalſtreik von der Partei in dem Sinne 


Propagiert werde, daß zu feiner Durchführung nicht erſt die geeignete wiriſchaft⸗ 


AUche und politifche Situation gegeben fein müſſe, ſondern daß es nur nötig ſei, 
der Maſſen zu ſuggerieren: Hier habt: ihr ein Allheilmittel, das ihr an Stelle 
der⸗ Gewerkſchaftslämpfe, des parlamentariſchen Kampfes der Agitation unter den 


Maſſen und der täglichen Meinarbeit gebrauchen könnt, um euch ein für allemal 


som Kapitalismus zu befreien. Leaien frägt ferner, was ben Maſſenſtreik, 
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licher Arbeiter einer politiſchen Organiſation angehören, oder auch nur eine Ver⸗ 
ſammlung beſuchen, in der politiſche Gegenſtände erörtert werden. Ich ſtehe 
noch heute auf dem Standpunkt der Neutralität, den Bebel auf Seite 18 in 
ſeiner Broſchüre Gewerkſchaftsbewegung und politiſche Parteien niedergelegt 
hat. Ein Bergarbeiterſtreik wäre noch lange nicht ein politiſcher Maſſenſtreik, 
wie Zubeil meinte. Die Nealtion möchte den Bergarbeitern überhaupt das 
Koalitionsredt rauben. Meint Bebel, dab der Mailenjtreif eintreten ſoll, 
wenn das Koalitionsrecht überhaupt bedroht ijt, oder genügt es, wenn Das 
Koalitionsrecht ſchon den Bergarbeitern geraubt werden ſoll? ch denke, daß 
wir dann ſchon den äußerſten Widerſtand leiſten müßten. Selbſt chriſtliche 
Arbeiterkreiſe würden ſich, wie ein Artikel im „Bergknappen“ vom 23, Sep- 
tember 1899 gelegentlich der Beratung der Zuchthausporlage beiveilt, einem 
folgen Streit anschließen. (Bravo !). 

Queſſel⸗Stettin: Bebel hat feine Verwunderung darüber ausgebrüdt, daß 
feine Sender Nejolution fo verſchieden verjtanden ift. An der bedauerlichen 
Maſſenſtreikwirrnis in den legten Monaten trägt er jelbit Schuld. Hätte er 
die praktiſche Bedeutung der Sätze erklärt, die ben Generaljtreif als taltiiches 
Problem behandeln, jo hätte man gewußt, der Parteitag hat fich dieſer Dekla— 
ration angeichlojfen und dem müflen mir uns als gute Demokraten fügen. 
Das Hat er Heute zum Zeil nachgeholt. Er Hat klipp und Har ohne Eins 
ſchränkung erklärt, daß wir zum politifchen Maſſenſtreik als Abwehr gegen einen 
Angriff auf das allgemeine Wahlrecht greifen werden, Dieſe Klarheit hörte 
auf, ſobald es fih um die Frage handelte, ob der Maſſenſtreik als Angriffsmittel 
dienen könne. Ich gebe zu, daß mir noch viel in der Organijation zu tun 
haben, aber fie ift doch Heute viel ftärfer, als in den Ländern, wo ein Mailen 
ſtreik fiegreih zur Ausführung gefommen iſt. Richtig ift auch nicht, daß in 
den Mafien feine Stimmung für den Majjenjtreif war. Speziell an dem glor— 
reihen 21. Januar dachte man jehr wohl daran. Es iſt audı nicht wahr, dab 
die Partei 50 Jahre nit an den Landiag gedacht Hat, Zajjalle bat jeine 
Agitation damit angefangen, dab er zu der Erringung des allgemeinen Wahl- 
rechts zum Landtag Aufrief. Erit dur! die Gründung des Deutſchen Neiches 
trat der Landtag in den Hintergrund. Um dem Maljenitreif als Ungriffswaffe 
jede praftifche Bedeutung zu. nehmen, Hat Bebel darauf verwieſen, Daß man ja 
auch in Defterreich nicht daran denke, das Wahlrecht zu den Landtagen zu erringen. 
Sch mar.ganz Starr, als ich das hörte. Weiß Bebel nicht, daß in Dejterreich 
die Landtage nur die Bedeutung unferer Brovinziallandtage haben, daß dort alle 
Bedeutung beim Reichsrat liegt. Schließlich ift auch nicht richtig, da die Junkerklaſſe 
bei uns fo folofjal mächtig fei. Wir haben häufig genug in der „Neuen Zeit” geleien, 
daß unjerer Junkerklaſſe das Waller bereits an den Hals reiche. (Sehr gut |) 

Freiwaldi-Banlom: Der Antrag Nieder - Barninı ijt gegen alle Tradition 
dort zuftande gelommen. Er. erklärt fi aus der Stimmung, die in dem Kreiſe 
herrſchte. Man. hatte etwas anderes vor der Wahlrechtsbetvegung erivartet, 
„Der geiftige Urheber der Rejolution ist übrigens der Genojie Maurenbreder, 
der auf Grund der Stellung, die ihm der Parteivorſtand eingeräumt bat, durch 
ein ganz fonderbares Referat die Verfammlung Hypnotiliert hat. Wenn der 
Parteivorſtand Genotien, die erjt eben aus den bürgerlichen Parteien zu uns 
gelommen find, zu Lehrern der Geſchichte für die Parteigenofien macht, ‚fo 
find ſolche Folgen nit zu bermeiden. Bebel meinte, der Parteivorjtand 
müſſe geſchoben werden. Ich habe allerdings die Auffafjung, daß er gejchoben 
it, und zwar dur die Generallommiffion. Dieſe ijt augenblidlic Herr Deu 
Situation, und der Parteitag wird erklären müſſen, daß er fich in diejer Weiſe 
nicht ſchieben laſſen will. Ich Habe Die feſte Zuverſicht, dab Sie die Jenaer 
Nefolution . und den Antrag Kautsky annehmen. Die Rieder » Barnimer 
ftehen auch auf diefem Standpunkte. 
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rau Zieh « Hamburg: Wenn irgend jemand den Wunſch hat, dab Partei 

an eiverffänften einig find und einheitlich handeln, fo gewiß id. Dafür 
zeugt: meine ganze Tätigkeit innerhalb ber Arbeiterbewegung. Uber ich meine, 
dieſes Einheitliche Handeln muß auch baſieren auf gleichen Grundanſchauungen. 
‚Bent Ste dieſer Auffaſſung find, Genoſſen, dann können Sie aber unmöglich bie 
Nejolution Kautéky ablehnen, wie es Ihnen der Vorftand vorgeſchlagen hat. 
Wir alle haben mit Jubel den Ausſpruch Bömelburgs: „Partei und Ge⸗ 
werkfchaften find eind,“ begrüßt. Dieſer Ausſpruch ftel auf. einem Gewerk⸗ 
Thaftstongreß, und wir folten auf einem ſozialdemokratiſchen Parteitage 
ben Zuſatzantrag Kautsky ablehnen? Diefer Zufag, ber nichts. weiter bes 
‚fügt, als daß wir die Verpflichtung haben, dafür zu forgen, daß in beit Gewerk⸗ 
= ſchaften fozialiſtiſchet Geiſt -herrfcht, daß unfere Gewerkſchaftler dahin wirken und 
arbeiten ſollen, daß dort auch die Beſchlüſſe, denen wir als Parteigenoſſen 
unterſtehen, reſpektiert und durchgeführt werben. (Sehr richtig!) Wenn Sie heute 

dieſen Zuſatzäantrag ablehnen, dann verſetzen Ste damit unſerer Gefamtpartei 

einen Fauſtſchlag ins Geſicht. (Lebhafte Zuſtimmung.) Sie erklären dann, daß 

Sie als Sogialdemofraten Angſt Haben vor dem ſozialiſtiſchen Geiſt. (Zu⸗ 
ſtimmung und Lachen.) Ich Bin auch der Meinung, daß es unmöglich it — und 

ganz befonders nach dem heutigen Vortrag Legiens —, daß wir erklären 

können, die Reſolutionen bon Jena und Köln ſeien gleichbebeutend. Lachen.) 
Geuoſſe Kegten hat gerade die Probe aufs Exempel gegeben, wie notwendig 

es war, über den Maſſenſtreik eingehend zu bebattieren, um Klarheit iiber das 

Weſen besfelben und über Die Bedeutung der Jenger Nelolution zu ſchaffen. Er 

Hat gefagt; wie man ihm zumuten könne, nachdem fo lange bie Auffefiung 
vertreten ſei: Generalſtreil iſt Generalunſinn, nun eine andere Anſchauung zu 
vertreten. Was ſei denn inzwiſchen geſchehen! Damit hat Genoſſe Legien 
bewieſen, Bat er in das Weſen des politiſchen Mlafienftreifd, wie wir. Soziale 
bemoftaten es veritehen, abjolut nicht eingedrungen ift, dab er tatſächlich nad) 

"Beute tn ihm den anarchiſtiſchen Generalſtreik fteht. Er bat damit beiwiefen, daß 

er abſolut nicht geiteigt tft, den leendigen Anfhauungsunterricht, den wir er⸗ 

"halten durch die ruſſiſche Revolution und die daraus reiultierenden Anſchauungen 

für ſich akzeptieren zu können. (Legien: Sehr richtig) Ich kann das im 
einzelnen jetzt nicht näher begründen. Wenn Genoſſe Leg ien aus ben Aus⸗ 

J führungen des „Leipziger Volkszeitung“, des „Vorwärts“ und ber „Neuen Beit”, 
"die auf die ruſſiſche Revolution hinwieſen und betonten, daß wir mit derſelben 
“Energie und Leidenſchaftlichkeit, derſelben Hingabe für die Arbeiterbewegung 

-tätig ſein müſſen — wenn er da herauslieſt, daß die Abſicht vorhanden mar, 

"Bei den Wahlrechtskämpfen in Preußen und Sachſen den politiſchen Maſſenſtreik 
anzuivenden, ſo iſt damit bewieſen, daß Genoſſe Legen und alle die ihm zu⸗ 


“ 
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"ftimmen, auf dem ganz ungefchichtlichen und ideologiſchen Standpunkt ſtehen, daß 
nur der Wile und unfere Wünſche einzig und allein in erjter Linie entſcheidend 
feien und nicht bie jeweilig gegebene Einmation. Es ift zum Ausprud gekommen, 
day Legten und ſeine Anhänger tatſächlich ber Anſchauung geweſen ſind, daß 
der Maſſenſtreil in dem Sinne propagiert werden ſollte, wie die Unarchofozialiiten 
J verſtehen, die ihn nicht als e in Mittel anſehen zur Abwehr realtionärer Une 
ſchlage, ſondern als das Allheilmittel, um von der kapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung mit einem Kopffprung in den Sozialismus hineinzulommen. Ex war 
voffenbar der Meinung, daß der Generalſtreit von des Partei in dem Sinne 
ptopagiert werde, daß zu feiner Durchführung nicht erſt die geeignete wiriſchaft⸗ 
Uche Und politiſche Situation gegeben ſein müſſe, ſondern daß es mr nötig fet, 
"der Maſſen zu ſuggerieren: Hier habt ihr ein Allheilmittel, das ihr an. Stelle 
| der⸗ Gewerkſchaftstämpfe, des parlamentariſchen Kampfes der Agitation ımter ben 
‚ Maſſen und der täglichen Keinatbeit gebrauchen kbmt, um euch ein für allemal 
| kom Kapitalismus zu befreien. Legien fügt ferner, was ben Dtafienftveit, 
| 


pre 
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wie wir ihr propagieren, denn unterſcheide bon dem anarchoſozialiſtiſchen Gerterals 
ſtreik? Nachdem Legien hier heute morgen in der erſten Hälfte ſeines Vor— 
trages alſo geradezu Yen politiſchen Maſſenſtreik, wie wir als Sozialdemolraten 
ihn vertreten, verhöhnt hat, und wenn er dann nachher ſagt, wir ſind ums ja 
bolftändig einig — daS verſtehe ich dann allerdings nicht, das kann id) nicht 
begreifen. Ich bin der Meinung, es muß hier Klarheit geſchaffen werden, und bas 
tun Sie, wenn Sie den Antrag Legien ablehnen und den Bufahantrag 
Kautsky annehmen (Lebhafter Beifall) . 

Stelling - Lübel: Der. politiihe Maſſenſtreik ift nicht Selbſtzweck, ſondern 
Mittel zum Zweck zur Erreichung beſtimmter Ziele. Die andere Auffaſſung iſt 
die anarchiſtiſche, für die leider auch von Parteiblättern Propaganda gemacht 
worden iſt. Man darf nicht mit dem Feuer ſpielen. Ehe wir an den Maſſen— 
ſtreik denken können, müſſen die Maſſen weit mehr aufgeklärt ſein. — Wider— 
ſprechen muß ih der Anſchauung Rolbs, daß der Klaſſenkampf mildere Formen 
annehme. ' Breslau ift wieder ein Beweis, daß er ſchärfere Formen annimmt, 
(Sehr richtig!) Defto mehr ift e3 notwendig, daß Partei und Gemerljchaft 
nicht nur dem Worte, fondern auch der Tat nad. einig find. Dazu haben die 
Ausführungen auf der Konferenz nicht beigetragen. Dort iſt das einigende 
Moment nit herborgehoben. (Sehr richtig!) Ich begrüße es, wenn der Warteie 
tag einen Weg findet, eine praftifche Einigung herbeiführen. Ob das aber 
möglich it auf der Grundlage des Vorfchlages, den der Vorftand vorlegt, be— 
zmweifle ih. Es darf nicht bei den Gewerfichaften der Glaube. plaßgreifen, als 
ob jte zu beſtimmen hätten, fondern wir wünſchen, daß beide Zeile ‚der Urbeiter⸗ 
bewegung. das gleiche Necht-Haben. (Bravo) 

Ouard-Franffurt a. M.: Wgs die Genoſſen draußen exwarten, das iſt eine 
größere Annäherung der Gewerkſchaften und. der Partei in. bezug auf ben 
Maſſenſtreik. Ich babe den Eindruck, dag wir uns bereits auf biefem Mege zur 
Annäherung befinden. Wir find auf dem Wege, daß einerſeits die mehr 
hyſteriſch veranlagte Auffaſſung des Maſſenſtreiks (Heiterkeit). zurädgebrängt, 
andererſeits die ſchläfrige Auffaſſung vom Maſſenſtreik verſchärft wird. Aus den 
Worten Bebels, denen ih auch faſt ganz zuſtimmen kann, gebt dieſe Uns 
näherung ja deutlich hervor; die Worte, die Legien in demſelben Sinne 
ſprach, waren jo übereinſtimmend, daß man nicht notwendig bat, dieſe Ueber— 
einſtimmung durch einen gelehrten Schriftvergleich von Jena und Köln zu jiören, 
(Heiterkeit) Ich bin im Gegenſatz zu den beiden Vorrednern der Meinung, ba 
das Gros der Partei und der Preſſe in der Berdffentfihung des Gewertichafts- 
protokolls nidgt irgend etwas geſehen hat, was den Gewerlſchaftsführern aut 
Schaden gereichen könnte, ſondern die Partei var einig darin, dab die Ver— 


handlungen in der Gewerlſchaftskonferenz getragen war von ſozialiſtiſchem Geiſt 


(Sehr richtigh und daß fie, getragen: waren von dem Beſtreben, der Partei und 
der Gewerlſchaft zu dienen. Daß einige ſcharfe Dinge bei der Gelegenheit unter⸗ 
laufen ſind, erklärt fi aus den Sünden der anderen Seite. (Sehr richtig |) 
Wenn das aber der Fall iſt, dann begreife ih eins niit: daß noch fein Wort 
gefagt worden ift über den einen Punkt der Vereinbarung auf der Gewerlſchafts⸗ 
tonferenz, ich glaube den Punkt 2, daß die Gewerlſchaften ſich nicht offiziell bes 
teiligen jollen an Maſſenſtreils. Der Punkt muß allerdings ‚fallen. Wie iſt es 
möglich, einen Maſſenſtreil jemals fo durchzuführen und wie hat Genoſſe 
Bebel nur daran denlen können, daß der Punlt aufrecht zu erhalten wäre ? 
(Widerſpruch Bebels) Die Partei darf nicht jagen, wir haben den Vortritt 
und die Gewerkſchaften müſſen folgen. Nein, die Gewerkſchaften müſſen gleich» 
berechtigt fein, das ift erfreulichermeife in der Mejolution Bebels enthalten, 
die ſich — von dem unterſcheidet, was Kautsky vorbrachte. Denn 
während Kautsky die Gewerlſchaften erfüllen will. mit ſozialiſtiſchem Geiſte, 
betrachtet er andererſeits noch immer die gewerlſchaftliche Bewegung als eine 


“ 
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Art imtergeordneter Bewegung gegenüber der politiſchen. (Widerſpruch.) Doch! 


Es muß einmal geſagt werden, daß dies lange Zeit der Grund geweſen iſt, 
warum es Reibereien gegeben hat. Wenn von Kautsky gejagt worden iſt, bie 


Gewerkſchaften dürften die Intereffen ihrer Mitglieder wicht über die allgemeinen | 


Arbeiterintereſſen ftellen, fo unterſchreibe ich das vollkommen. Aber wo in der 
dentſchen Gewerlſchaftsbewegung iſt das geſchehen? Wohl aber iſt umgekehrt öfters 
in der politiſchen Bewegung nicht Der richtige Wert auf die gewerkſchaftliche 
gelegt worden. (Widerſpruch.) Noch 1896 wurden die Vorſchläge von Parteiſeite 
lebhaft bekaͤmpft, daß die Gewerkſchaften Sozialpolitik treiben ſollen. Heute üben 
Die Gewerlſchaften längſt die ſozialpolitiſche Tätigkeit im weiteſten Sinne aus. 
Ich erinnere ferner nur ar Köln und die Klagen im legten Gewerkſchaftsprotololl. 


Alfo, wie gejagt, es find auch Mißverftändnifie auf der Parteijeite geweſen. 


Was ich deshalb vermifie an den Beratungen über da3 Zufammenärbeiten das 
if, daßz wir wünſchen, dab ebenfo, wie in den lokalen Organijationen hentzutage 
gewerlſchaftliche Kartelle und ſozialdemokratiſche Vereine, wenn auch nicht ſtatuten⸗ 


mäßig, To doch praktiſch Hand in Hand arbeiten, dab das endlich übertragen 


wird auf die Gefamtorganifation, daß geſagt wird, wir beraten nicht von Fall 
zu Sal, wir beraten immer zufammen. Denn ich behaupte, e3 gibt feine 
Barteiangelegendeit, zu der wir nicht die Gewerkſchaften brauchen, und die aus 
ber gewerkſchaftlichen Pruris Heraus nicht gefördert werben könnte. Wenn das 
geſchieht, und dies die ‘Folge der Maſſenſtreikdebatte ift, dann wird der Maſſen⸗ 


ſtreik felber gut dabei fahren. Es wird auch unſere Partei außerordentlich Dabei 


gewinnen. ‚Wichtiger als ale Nefolutionen ift diefer Punkt, durch deſſen Er⸗ 
füllung Sie fi den heiten Dant der ganzen deutſchen eoletarierweit verdienen 
werden | Eebhafter⸗Veifall. ) 

: Riefel-Berlin: Genoſſe Duard wird nicht den Beweis führen Tönnen, daß 
die politiſche Partei die Gewerlſchaften jemals vernachläſſigt hätte. Ein Mann, 
ber die Gewerkſchaftsbewegung negieren wollte, wäre in unſerer Parkei uns 
möglid. Die Disluffton über den Maffenftreil ift nach dem Nifner Gewerk—⸗ 
ſchaftskongreß in Fluß gelommen, der fie gerade verhindern wollte. Es war 
figer Tein Fehler, daß dieſe Frage diskutiert tuurde, wir haben nachweiſen können, 
bag wir noch nicht ſtark genug find, den Maſſenſtreik ſofort anzuwenden, daß 
er aber ein geeignetes Abwehrmittel gegen Attentate auf Volksrechte iſt. Gegen 
die Behauptung: des Genoſſen Kolb, daß die Klaffengegenfäge milder werden, 
mas ih eberifallsenticgieden proteftieren. Gerade das Gegenteil it der Fall, 
und. daher gilt es vor allen bie Gewerlſchaften mit ſozialiſtiſchem Geiſt zu 
bishöringen, (Bravo) 

:Steöbch-Werlin: Genoffe Kolb Hat erllärt, der „Borwärt3" Habe in den 
letlen Monaten eine ſehr verſtändige Haltung eingenommen. Das it nicht exit 
in -den Tegten Monaten der Fall geweſen, fondern die ganze Auffaſſung des 

„Vorwärts“ deckt ſich durchaus mit der Auffaffung, welche Kautskh und die 
Genoffin RolandeHolft vertreten Haben. Diefe ging gerade dahin, daß 
der politiſche Maflenftreit in der gegenwärtigen Situation in Deutſchland nicht 
angeivendet werden könne, weil die ‚politifche Situation nicht danach angetan ift. 
Es ſei von vornherein ausgeſchloſſen, mit einiger Ausſicht auf Erfolg den 
Maſſenſtreil zur Berfgärfung der gegenwärtigen Wahlrechtsbewegung in Ans 
werbung zu bringen. Aus diefen Anſchauungen heraus Tonnten wir uns aud 


mit. ben been, wie fie anlängit von Stampfer und ber „Frankfurter Volks⸗ 


ftininte” vertreten wurden, nicht einberftanden erklären. Nun darf man aber 
auch nicht jagen, der politifche Mafienftreit barf ‚nicht diskutiert und propagieri 


werden, weil man gär nicht weiß, ob er einnial zur Anwendung kommen kann. 


Auch heute iſt wieder die Auffaſſung vertreten worden bon Legien, daß der 
polntiſche Maffenſireil erit dann erfolgteich- angewendet werden koͤnne, wenn wir 
die Majorität beſaͤtzen amd dann brauchten wir ihn — Bebel hat ſchon 
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früher in Sena darauf Hingetviejen, da alle Anzeichen bei ımd auf Sturm 
deuten, daß fi die herrſchenden Klafien auf die Sauer nicht das langſame, 
ruhige, energifche Vordringen der Arbeiterbewegimg gefallen laſſen, daß fie 
berfudjen würden die Arbeiter zu Mnebeln, fo Yange fie die Macht noch in Händen 
hätten. Dann find wir vor die Frage geitellt, was tun wir dem gegenüber, 
lofien wir ung das gefallen? Dazu müflen wir eben ben Maflenftreif erörtern 
und propagieren. Die Vorbereitung zum politiſchen DMafienfireif beiteht im 
Ausbau unſerer Organifationen auf politiidem und gemerkichuftlichem Gebiete, 
twie das ſchon in der Amsterdamer Relolution der Genoſſin Noland- Holit 


To unzweideutig ausgeſprochen ift. Mber die Vorbereitung bejteht auch darin, 


daß diefe erftarkten ausgebauten Organijationen dom Geijte des Sozialismus 


befeelt find, und dem Zwecke dient ja gerade die Reſolution Kautsihn, bamit 


dies in noch höherem Maße erreidht wird als bisher. Mar bat gejagt, wenn 
wir diefen Antrag annehmen, fo twerden bie Gemwerfichaften terrorifiert von der 


Partei, fie find aber eit gleichberechtigter Faktor. Selbſtverſtändlich wird es 


der Partei niemals einfallen, in ſpezifiſchen Gewerkſchaftsfragen ben Gewerhk— 
ſchaften irgend welche Vorſchriften machen zu wollen, ſo wenig wie das bisher 
der Fall geweſen iſt. Wenn es ſich aber um allgemeine politiſche Fragen handelt, 
wie die Verteidigung des Wahlrecht ufw., dann muß allerdings die Partei als 
die führende Inſtanz das Recht Haben, den Weg und die emzufchlagenben Mittel 
für den Kampf zu beſchließen. Die Gewerkſchaften werden nicht terrorifiert, weil 
die führenden Gemerlichaftler als Parteigenoſſen aud in ihrer politiichen Dr- 
ganilation ihren Einfluß geltend machen können, wenn fie nur recht zahlreid 


zu uns fommen. (Sehr ridhtig!) Ich möchte aber auch betonen, daß e3 ganz 
ſelbſtverſtändlich iſt, daß für Sozialdemokraten die Beſchlüſſe der ſozial⸗ 
demokratiſchen Parteitage geltend ſein müſſen. Es iſt unmöglich, daß irgend einer 


Kategprie von Genoſſen ein Ausnahmerecht eingerätmt werben kann, wie das 
ja- fhon Kautsky ausgeführt Hat. Wenn bie fozialdemofratifchen Führer in 
den Gemwerfigaften dahin wirken, daß niemals Beſchlüſſe gefaßt werden, die 


Parteitagsbeſchlüſſern zumiderlaufen, fo ift jede Möglichkeit von Konflikten und 
Kolliſionen ausgeſchloſſen. (Sehr richtig) Es iſt ganz umridtig, daß der 
radikale Flügel der Partei die Bedeutung der Gewerkſchaftsbewegung irgendwie 


unterſchätzt. Speziell ich bin 1803 für den Antrag Arons eingetreten und 


ftehe auf dem Standpunkt, daß die Gewerkſchaften Fleiſch vom Fleiſche der 
ſozialdemokratiſchen Partei ſind. Auch Legien hat ja betont, daß geiſtig 
Sozialdemokratie und Gewerkſchaften eins find. Dann kann man aber auch für 


die NRefolution Kautsky eintreten. (Widerſpruch) Würde dieſe Reſolution 
abgelehnt, fo wiirde das ein allgemeines Kopfſchütteln erregen nicht nur in den 


Kreiſen der Parteigenoſſen, fondern auch in den breiteſten Kreiſen ber Gewerk⸗ 


ſchaften. (Bravo!) 
Grunow⸗Niederbarnim: Die übergroße Mehrzahl der Genoſſen unſeres 


HKreiſes ſind mit der Reſolution 59 nicht einberſtanden. Sonderbar finde ich es, 


daß der Parteivorſtand heute in der Mittagspauſe zu der Erkenntnis gelommen 
iſt, daß zwiſchen den Reſolutionen von Jena und Köln Fein Unterſchied beſteht. 
Ich kann dieſer Anſicht nicht zuſtimmen. Deshalb bin ich für die Reſolution 
Kautsly, die den Widerſpruch, der tatfächlich beſteht, beſeitigt. (Sehr richtig!) 
7 HoffmenneHamburg: Die Veröffentlichung des Protokolls der Konferenz ber 


Gewerkſchaftsvorſtände war eine Notwendigkeit; das iſt die Anſicht nicht nur der 


politiſch, ſondern auch der gewerlſchaftlich organifierten Urbeiter Hamburgs in 
ihrer großen Mehrzahl. Der Parteivorſtand Hat keinen Grund, um Entſchuldigung 


gu bitten, ich erwarte auch von dem Solidarttätsgefühl der Geiverlichajtsführer, 
daß fie die angedeutete Trodung, es tt einem ähnlichen Fall ähnlich zu machen, 
nicht erfüllen. Wenn, wie der Genoſſe Legien. jagt, der Genoſſe Pfann— 


Tuch die Notwendigkeit ber Beratung zwiſchen Parteivorſtand und Generals 
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fommiffion zur Frage des politiſchen Maſſenſtreiks mit der Stimmung in Hams 
bürg begründet Hat, jo ift dabei folgendes zu. beachten: Als im Mai. 1905 die 
Vorlage des Senats erſchien, hatte "die Mafle noch nicht empfunden, welcher 
Schlag der Arbeiterichaft durch den Wahlrechtsraub zugefügt werden jollte, ſpäter 
Ätieg dann die Begeiſterung. Daß das gejchah, verdanken wir der fortgefegten 
agitatortichen: Tätigfeit der Bartei und der Gewerkſchaften. Das var der Erfolg 
bon Yena. Der 17. Januar 19086 Hat gezeigt, daß die Borausjekungen von den 
Verfaſſern des Hirtenbriefes gar nicht zutrafen. Will man die Maſſen begeiftern, 
dann muß man fagen, was if. Wenn Genoſſe Legien fagt, wir find ung 


einig, es tft nur ein Streit um Worte, der dadurch entſtehe, daß oft Artifel ab» 


gefaßt und veröffentlicht werden, daß einem -die Haare zu Berge jtehen, jo trifft 


die Schuld beide Teile. Was ift nit anläßlich des „Vorwärts“⸗Konfliktes alles 
von Gewerkſchaftsführern geſchrieben worden! ftatt die Austragung dieſes Streites 
denen zu überlaflen, die dazu berufen waren. So Hat Genoſſe Kautskh in 


der „Neuen Zeit” einen Wrtifel veröffentlicht, worin er die Gewerkſchaften aufs 


fordert, für die Ausbreitung der fozialijtiihen Ideen zu agitieren. Was jo 


ntan aber dazu fagen, wenn da3 „Correfpondenzblatt” in dem Artikel einen 
Kampf gegen die Gewerkſfchaftsführer erblidt und fich dagegen wendet! Das 
iſt eine Unterftelung, die nicht am Plate war. Unbegreiflich ift es, wie Legien 
und andere gegen die Senaer Refokution ftimmen konnten, wenn fie .dasfelbe bes 
fagt tie die bon Köln. (Sehr richtig!) Genoſſe Dapid Hat. wieder einmal 


‚die Gefeplichkeit unferer Mittel betont. Gewiß bewegen wir uns im Rahmen ber 


beitehendben Gefete. Aber angefichts der fortwährenden Ungejeglichkeit der Macht« 
haber iſt es unangebracht, unfererfeit3 immer die Gefeßlichleit der Mittel zu betonen. 
(Sehr wahr!) Wenn Wir mit umjerer parlamentariſchen Tätigkeit jo weit fein 
werden, die Mehrheit zu erhalten, wird auch daS Zentrum bereit fein, uns das 
Wahlrecht und das Koalitionsrecht zu rauben. Bir Genofjen aus dem ehemaligen 


‚nördlichen Belagerimgögebiet find mit einer YUusnahme der Meinung, daß die 


Reſolution Bebel nur dann Wert bat, wenn das Amendement Kautslky ange⸗ 
nommen wird. (Lebhafter Beifall.) 

Gewehr-Elberfeld: Bebel bat in feinem Referat allen Gegenausführungen 
bon Legien bon vornherein die Spige abgebrochen. Legien bewegt fi in 


Widerſprüchen, er erflärt den Maflenjtreit für überflüffig und ift trogdem damit 
‚einverstanden. ch bedauere den Standpunkt de3 Parteivorſtundes, der ſich mit 
"dem Yufag Legien einverftanden erklirt. Ka utsky und feine Anhänger werden 


immer als Dogmatiker Bingeftellt, aber die das tun, find in der Regel die größten 
Dogmatiler, indem fie meinen, die Enttvidelimg gehe von felbit, ohne die Pflege 
der Theorie, den gewünſchten Gang. Legien hat uns feinen Weg angegeben, 
was wir tun follen, wenn das eintritt, was Bebel ımd andere uns vorgeführt 
baden. Was follen wir tun, wenn und das Wahlredjt genommen wird? Ach 
ftehe nicyteauf dem Standpunkt, daß wir in Deutſchland feinen Einfluß Haben. 
Eine Eventualität, mo wir den Maſſenftreik anwenden, könnte ich mir jehr wohl 
denfen. Wenn uns infolge nnferer Fortſchritte bei den Reichſstagswahlen das 
Wahlrecht genommen erden Toll, dann werden wir die crijtlichen Gewerk⸗ 
fchaftler, die heute dem Hentrum nadjlaufen, gewonnen haben, und dann iſt viel- 
leicht der Zeitpunkt gelommen. Wie man immer und immer fagen kann, die 
Gewerkſchaften werden zurückgeſetzt, begreife ich. nicht. Gerade das Gegenteil 
iſt der Kal. Wir jollten uns mit der Theorie mehr beicgäftigen, dann werden 
wir nit zum Irrlichterieren kommen, denn das führt im den Sumpf. Wir 
follten die Refolution Kautsky armehmen, nicht weil wir Gegner, ſondern teil 
wir die wärmſten Sgreunde der Gewerkſchaften find. (Lebhafter Beifall.) 
Wels-Berlin: Legien jagt, der Barteivorfitand Habe fi} ven den Berliner 
Genofien ſchieben laſſen. Allerdings Haben die gejamten Barteifunftionäre 
Berlins die Veröffentlichung des Vrotokolls als im Intereſſe der Urbeiter« 
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bewegung ımbedingt notivendig erachtet ımd die Folge Bat uns ja recht genebem. 
Mag auch die Senerallommilfion formell im Recht fein, das Intereffe der Bartei 
fteht Höher. (Sehr wahr )) Mit einer bloßen Erllärung des Barteivoritandes 
wäre e3 nicht abgetan, die Genofien hatten ein Net, die volle Wahrheit zu 
erfahren. Mißtrauen iſt eine demofratiige Tugend, und nichts wäre mehr 
geeignet, die Bartei dom Grund aus zu erſchüttern al3 wenn wir ein über- 
mäßiges Vertrauten zu denen hätten, die einen Poſten befleiden; aud) fie müſſen 
Iontrolliert werden. (Sehr ritig)) Die Rejolution Kautsky verlangt, daß 
die Beſchlüſſe der Parteitage von jedem, ber zur Partei gehört, an jeder Stelle 
befolgt werden. Es geht nicht, daß man fagt, für uns find die Beſchlüſſe des 
Gewerkſchaftskongreſſes und nicht bie des Parteitages maßgebend. (Sehr richtig!) 
Wohin würden wir dann Tommen? Hue Hat auf der Konferenz gefagt: 
„Wohin die gewerkſchaftliche Neutralität: der Arbeiter politiig führt, das Tann 
und muB dem Gemerfichaftsführer gleichgültig jein. Sit es ihm nicht gleich⸗ 
gültig, jo zeigt er damit, daß er den Berufsverband nicht um feiner ſelbſt 
willen fördert.” (Hört! Hört! Zuruf: Das Hat er ja gar nit gefagt!) Ya, dann 
iſt das Protokoll nicht zutreffend. (Mufr Es jteht ja auch nit im Protofoli]) 
E3 jteht in ber Broſchüre von Hue, „Neutrale und parteipolitiihe Gewerk⸗ 
ſchaften“; ift alfo feine Anficht. 1894 Hatte er noch andere Anfihten, damals 
ging er mit Bebel ſcharf ins Gericht, weil er außerordentlih nad rechts 
geſchwenkt fei. Sole Musführungen, wie in der Broſchüre, müſſen ftarkeß 
Mißtrauen hervorrufen. Nur im Anterelfe der Selbiterbaltung fordern wir daß 
Amendement Kautsky. (Sehr wahr!) Ohne das Umendement bat bie 
Nefolution Bebel feinen Wert. Ich perjönlich Bin bereit, auch das AUmendement 
Legien mit zu fhluden, wenn nır auch das Amendement Kautsky mit 
angenommen wird, um jo einen möglichjt einheitliden Beſchluß herbeizuführen. 
Wir müſſen uns bergegenmwärtigen, wie verſchieden die Führer der Partei und 
der Gewerkſchaften zu der Frage der Anwendung des Maſſenſtreils ſtehen. 
Bebel ſagt, im Falle eines Wahlrechtsraubes müſſen wir alle daran, und 
ivenn wir auf der Strede bleiben. Legien Sagt, er glaubt nit, daß auch 
bei einem Wahlrechtsrqub dle Vorbedingungen für einen Maſſenſtreik gegeben 
find. — Den Beſchlüſſen des Parteitages Hat fich jeder zu fügen. Deshalb bitte 
ich nochmals, die Refolutiot Kautsky anzunehmen (Lebhafter Beifall.) 

Dr, Gradnauess Dresden! Der Delegierte unjerer franzöfilden Bruderpartei 
äußerte am erften Situngstage, daß man im Auslande den Wunſch habe, die 
deutſche Sozialdemokratie möge zu der Gründlichkeit, die fie fchon babe, au 
noch die Schlagfertigfeit erwerben. Ach meine, daß diefer bei den ausländiſchen 
Bruderparteien viel verbreitete Wunjch große Berechtigung Kat. Die politifche 
Schlagfertigkeit ift bei uns nit in dem Mate vorhanden, wie es wünſchens⸗ 
wert und nötig wäre. Wir müllen Einigfeit, Gefchloffenheit und Schlagfertigfeft 
der Bartei für die künftigen Bewegungen fihern. Wenn unter diefem Gefihts- 
punkt die Reſolutionen betrachtet werden, fo bin ich der Auffafjung, daß ung 
die NRejolution Bebel ein gutes Stüd vorwärts zu bringen imftande ift. 
Dadurch wird erreiht, mas ſchon längſt hätte geichehen müſſen, dat ein gutes 
Zufammenarbeiten zwiſchen den beiden Hauptinſtanzen der Wrbeiterbewegung 
herbeigeführt wird. Das begrüße ich auf das lebhafteſte, denn ich habe e3 
niemals billigen können, daß dieſe Verftändigung nicht ſchon früher geſucht 
worden ift. Welche Wirrniſſe, welche Konflikte Hätten wir uns erſparen können! 
Aber ih kann mi aus demſelben Grunde gar nicht befreunden mit dem 
Antendement Kautsky. Ich bedauere zwar jehr, dab die Parteileitung Bier 
mit autoritativer Wucht, ohne die Diskuſſion abzumarten, die Stellung gegen 
Kautskyh zum Ausbruch gebradt Hat. Durch diejfe Methode find die Genojien 
nur gereizt morden. (Sehr richtig) Die Reſolution Kautsky wirft mie, 
ein Zankapfel, der Hereingetworfen wird. (Sehr wahrl) Wir wollen, daß Parte! 
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und Gewerkihaften fich vertragen und aufammenarbeiten können. Das erwarten 
die deutjchen Arbeiter bon uns, ‚aber nicht, daß Mir Schritte tun, die geeignet 
find, die Streitigfeiten, wenn Wir bon bier au3einandergehen, bon neuem zu 
entfachen, Das: aber ift die Wirkung der Reſolution Kautsky, (Sehr wahrl 
MWiderjprud,)- Richt Selbitverftändlichkeiten Bringt die Nefolution, fondern Miß—⸗ 
beritänplichfeiten. Bedeutet es nicht einen ausdrüdlicden Tadel, wenn jegt den 
Genofien zur Pflicht gemacht wird, ſich bei ihrer gewerlichaftlicden Vetätigung 


an die Beſchlüſſe des Barteitages gebunden zu halten? Weiter wird dann die 


Sozialdemokratie als die Höchfte Form des Klaſſenkampfes bezeichnet. In der 
Situation, in ber wir ung befinden, kann das nur das eine bedeuten, daß man 
ben Gewerkſchaften Tagen will: „Ihr fteht doch unter uns“. Kautsky bat, 
um diefe Vorherrſchaft der Partei doch weiter einzuführen, eine ſeltſame Unter, 
ſcheidung zwiſchen Sozialdemofratie in engerem und weiterem Sinne gemacht. 
Ebenjo könnte man die Gewerlichaftsbetvegung in eine engere und weitere teilen. 
Nein, die Gewerkichaftsbervegung muß als vollitändig gleichberechtigt angeſehen 
werben. (Sehr wahr!), Die Aufgabe aber der Partei ijt, die Gewerkſchaften 
ſtets ſozialiſtiſch zu beeinflufien und zu durchdringen. Ich will nun auf Bebels 
Neferat eingeben. Ich kann nicht. bverhehlen, day aud ich den Eindrud ges 
wonnen Habe, daß Bebel fi Heute ebenjo defenſiv verhalten Hat, wie er in 
Sena aggreifiv borgegangen ift. (Sehr richtig! Heiterkeit) Damals Hat er 
gelagt, wir können al die Shmad, bie uns gerade ſeitens des preußifchen 
Sunkerregiments auferlegt wird, nicht mehr ertragen. Heute Hat er und das 
gegen nur die Schwierigkeiten vorgemalt, faſt ähnlich, wie vor Jahresfriſt es 
Heine tat, der deswegen heftig befämpft wurde. Das Hat vieles Unheil 
gebradit, daß man nicht die nötige einheitliche und Hare Politik befolgte, ſondern 
fich immer in Superlativen beivegt Hat. Zuerſt Himmeldod jauchzend und dann 
zum Tode betrübt. Ich halte es 3.8. für falih, dab man die preußische Bervegung 


mit dem 21. Januar und dem 18. März in Verbindung gebradt Hat. Dadurch 


mußte bei den Mailen der Sindrud entjtehen, als jollte auch bei ung etwas 
ernjteres gefchehen, und heute erklärt man, man babe daran gar nicht gedacht. 
In dasjelbe Kapitel gehört auch die Petition. Gewiß haben wir foldye Schritte 
ihon früher getan, aber in einer Situation, wo man die ruſſiſche Revolution 
berberrlichen will, Zugleich an das preußijche Herrenhaus petitionieren, harmoniert 
nicht zulammen. (Sehr richtig!) Es ift aber andererfeit3 nicht wahr, daß im 
Unfange diefes Jahres nicht eine große Stimmung "unter der Arbeiterklaſſe 
vorhanden gemwejen wäre. Erſt hat man in rebolutionären Unfpielungen ges 
ſchwelgt und jegt will man wieder leugnen, daß überhaupt eine geivaltige 
Beinegung vorhanden geweſen iſt. Wir haben aud) in Sachſen eine Bewegung 
ehabt, wie wir fie vorher nicht gejehen Haben, eine große nachhaltige 


egeifterung unter den Maſſen. Wir haben auch in Sachſen damals wenigſtens 


die Bulage einer Wahlrehtsreform erreiht. Was die Genoſſen aus Hamburg 


erzählen, bemweift dasfelbe. Und mie ftand es in Berlin? Sch Habe ſelbſt im- 


Friedrichshain den Nedner auf den Mafienitreid verweilen gehört und Genoffe 
Freiwaldt Hat uns zugeltanden, daß die Arbeiter über den fpäteren Verlauf 
ſehr enttäufcht waren. Bebel aber fagt, es war feinerlei Neigung vorhanden, 
die Bewegung meiter zu fteigern. . Niemand Hat ja einen Mafjenjtreit verlangt, 
aber was wir fritijieren, das ift, dab man aguerit tat, als follte die Revolution 
lommen, daß man dann aber die Begeifterung fo ſehr abflauen und ſo ſchnell 
zurüdgehen ließ. (Sehr richtig!) Nun alio, ich Halte es für das michtigfte im 
Referat Bebels, daß er den Zwed der Wahlrechtbewegung Har und bejtimmt 
umgrenzt auf das Reichstagswahlrecht und auf die Eroberung von Wahlrechten 
in den Eingelftaaten. Dadurch wird allen unmöglichen Revolutionsfpelulationen, 
bie die Bewegung erſchwert hahen, ein Riegel vorgeſchoben; damit. erhalten wir 
Hare Bahn, und durch gemeinfame Arbeit. mit den Gewerkſchaften Hoffe ich, daß 
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wir durch den jebigen Beſchluß fchlagfertiger werden, als mir bisher waren, 
und befier befähigt, die Feinde des Proletariats aufs Haupt zu Schlagen! 
(Lebhafter Beifall.) j 
Dunder-Dresden : Als wir am Sonntag auf Anraten Singers den Antrag 
de3 vierten ſächſiſchen Wahlfreifes zurüdzogen, da dachten wir nicht daran, 
dab mir in dem Meferate Bebels Worte finden würden, die nicht Bie Bus 
ſtimmung des Barteitages finden können. Ich will nicht darauf eingehen, tie 
weit eine deutſche Intervention unmöglid) if. Ich meine, fie ift nicht abſolut 
unmöglid und immerhin ift fein Schaden, wenn man fi} auf alles. einrichtet. 
(Sehr richtig!) Don verfchiedenen Rednern ift in den Parteiverſammlungen ber 
legten Zeit auf diefe Möglichkeit Hingewiefen ordern, fo auch Hier bon Roſa 
Luxemburg, die geſagt bat, das deutſche Proletariat müſſe gegen eine ſolche 
Intervention Front machen und dies muß auch vom Parteitag zum Ausdruck 
gebracht werden. Die großen Ereigniſſe, denen wir entgegengehen, müſſen auch 
bei und ein ſtarkes Geſchlecht finden. (Sehr richtig |) Ich möchte auch dem 
Wunſche der Genoſſin Luxemburg beitreten, daß Bebel in ſeinem Schlußwort 
ſich etwas energiſcher ausſpricht. Er weiß, wie die ruſſiſchen Genoſſen zu uns 
herüberblicken und er weiß es, was es bedeutet, wenn in Mannheim ein ent» 
ſcheidendes Wort gejproden wird. Bezüglid der Maſſenſtreiksſtimmung trete 
ich dem Vorredner bei. In Leipzig und Dresden war die Stimmung eine fehr 
ftarfe und wurde noch energifch gefteiger. Man war der Meinung, daß ein 
Demonftrationsftreif diefe Stimmung der ſächſiſchen Regierung gegenüber zum 
Ausdrud bringen Tünnte. Bebel möge in feinem Schlußwort zeigen, intvieweit 
unter Umständen ein Demönftrationsftreif für die Arbeiter von Bedeutung fein 
Tann. Es gibt Momente, wo wir auf einen ſolchen Demonjtrationsftreif nicht 
verzichten dürfen. Den Zufag Kautsky zur Nefolution bitte ich anzunehmen. 
Eie ale find nad) Mannheim gelommen, um gerade gegenüber den Erfeinungen 
im Breslau und Nürnberg gefchloffen zufammen zu jtehen. Aber dieſe Einigkeit 
kann nur erzielt werden durch offene Ausſprache. Wir müſſen zu der An⸗ 
ſchauung gelangen, daß wir in den Gewerlſchaftlern gleichbere tigte Genoſſen 
erblicken. (Sehr richtig!) Etwas anderes wird in der Nefolution gar nicht 
verlangt. Der Zufag ift ja auch ganz felbjtverftändlid. So etwas fagt man 
nicht, aber man tut ed. (Sehr wahr! Hört! Hört!) Aber wenn man fieht, daß 
nicht überall fo getan wird, muß man es jagen. Ich möchte bitten, daß durch 
möglichſt einftimmige Annahme bewieſen wird, dab wir alle zufanmtenftehen, 
dab es nicht möglich ift, daß Parteigenoffen als Gewerkſchaftler erflären, für 
uns ijt nur der Beſchluß von Köln bindend. (Lebhafter Beifall.) 
Liepmann=Berlin: Legien hat behauptet, die wenig freundliche Haltung 
des Parteivorftandes gegenüber den Gewerkſchaften wäre auf das Betreiben 
der Berliner Genoſſen zurüdzuführen. Das iſt total unrichtig und durch 
nicht8 begründet, Gegenüber der Behauptung, daß die anardojozialiftifche 
Schieberkolonne in Berlin einen ungebührlicden Einfluß Habe, verweiſe ich 
darauf, daß unter den Funktionären des Bentralborftandes in Groß-Berlin ſich 
auch nicht ein einziger Genofje befindet, der Iofalorgantifiert wäre. Die Zentral- 
.berbände find zum größten Teil von und gegründet. Wir werden doch nicht 
unfere eigenen Kinder verfpeifen, (Große Heiterkeit) Saſſenbach murde 
gerade als Gewerkſchaftler von der anarchoſozialiſtiſchen Schieberkolonen 
in die Stadtverordnetenverſammlung gewählt und als Robert Schmidt 
Zentralarbeiterſekretär wurde, baten wir ihn, trotzdem das Mandat im 5. Wahl» 
Ireife anzunehmen, e3 wäre für die Gewerkſchaften von immenſem Ruten, 
wenn er Neilhstagsabgeordneter wäre. Das war aud) eine foldje anardıo» 
ſozialiſtiſche Schieberei. (Sehr gut!) WS fi Berlin zentralifterte, turbe 
Böske aus dem Deutſchen Holzarbeiterberband zum Beamten gemwählt, "weil 
man eben einen Gewerkſchaftler wollte, Bon meiner Perfon aana abe 





nu a Fe el AN 2 En ea hr a En el, 


— — — — —⸗ — — —⸗ 


Der politiſche Maſſenſtreik: Debatte. 275 


geſehen. Und weiterl Bon Perſonenfragen abgeſehen! Als der neue Zentral» 


verband für Groß-Berlin fein Statut annahm, murde jedem Mitgliede zur 
Pflicht gemacht, ſich der Gewerlichaft feines Berufes anzuſchließen. Wer alio 
behauptet, die Berliner Genofien jtänden den Bentralverbänden nit freundlich 
oder nicht mit vollem Verſtändnis gegenüber, der behauptet Untvahres. (Sehr 
richtig ) Sch erinnere Weiter daran, daß jet in Berlin den Lokaliſten keine 
eigenen Kandidaten für die Gewerbegerichtswahlen mehr eingeräumt terben. 
So fieht die anarchoſozialiſtiſche Echieberfolonne aus. (Hört! Hört!) Sie find 
nun wohl überzeugt, daß Legien etwas über die Berliner Funktionäre bes 
hauptet hat, was er nimmermehr beweiſen kam. Die knappe Zeit erlaubt 


mir keine weiteren Ausführungen. Die Reſolution Kautsky drückt das 
Richtige aus, ich bitte, iht zuzuſtimmen. Geifall.) 


Die — Beratung wird au Donnerstag vertagt. 





Vierter Verhandlungstag. 


Oonnerstag, den 27. September 1906. — Vormittags⸗Sitzung. 


"Beginn 817, Uhr. 
Den Vorſitz führt Singer. 
Die Debatte über den politiſchen sa mit 


‚ben dazu borliegenden Unträgen wird fortgefegt.. Neu 


eingegangen.jind die Anträge 168, 164, 186. 
Leber⸗FJena: Ach Habe nicht zu denen gehört, die im Januar dieſes Jahres 


den politiſchen Maſſenſtreik erwarteten, aber ich babe doch einen gewaltigen 


Unterſchied gefunden zwiſchen den vorjährigen und diesjährigen Ausführungen 


Bebels. Es iſt ja richtig, auf dem Parteitag in Jena handelte es ſich für den 
Benoſſen Bebel darum, den Maſſenſtreik zu empfehlen, bezugsweiſe zu ver⸗ 
teidigen, damit er als Kampfmittel in das Waffenarfenal des Proletariats eins 
.gereiät wurde, während in dieſem Jahre eine Klärung über die verſchiedenen 
Meinungen in Frage kommt und daher ſchließlich die veränderte Stellung des 


Genoſſen Bebel begründet zu fein ſcheint. Uebrigens wird bier Genoffe Bebel 
in ſeinem Schlußwort noch näher darauf eingehen. Legien hat verlangt, daß 
der Parteivorſtand gewiſſermaßzen um Entſchuldigung bitten fol für die Vers 


üffentlichung bed Protokolls. Es kommt etiva darauf Hinaus, daß die Gewerk⸗ 
ſchaften die Einigkeit mit der Partei darin verſtehen, daß fie die Oberhand 
haben. (Widexſpruch) Bie Anſichten über da8 Verhältnis von Partei und 
Gewerkſchaft, die ſogenannte Neutralitätsfrage, haben jn im Laufe ber Zeit 


ſehr gewechſelt. Ich Halte die Taltik des Zuſammengehens aller Gewerkſchaften, 


wie fie namentlich für das Rheinland verlangt wird, nicht für richtig. Es hat 
Sich gezeigt, daß die freien Gewerkſchaften dabei immer den kürzeren ziehen. 


Genoife Sachſe fteht {a jegt auch auf dem Neutralitätsftandpuntt; das rührt 


“aber erit feit. ber Zeit, daß er mit Hue zZufammtenarbeitet. (Heiterkeit) — 
Wir find gemik nicht für den anarchiſtiſchen Generalftreil, den Legien als 


Beneralunfinn bezeichnete, fondern für die Uniwendung des Maffenfireils zur Er⸗ 
zeigung beſtimmter politiſcher Ziele. Legiens Rede Hatte eine große Aehnlichkeit 
mit Bömelburgs Nede in Köln Er ſprach hauptſächlich gegen den Maſſenſtreik, 
griff die verſchiedenſten Parteigenöffen an und erllärte bann zum Schluß: 
Wartet umd Gewerkſchaften find eins. Ich meine, wir kommen nicht zur 


Einigkeit, wenn wir die Reſolution Bebel mit bem Zuſatzantrag Legien ans 


nehmen, ſondern ich "bitte Sie, der Reſolution Bebel mit dem Antrag Kautsky 
zuzuſtimmen. (Bravo |) 
18° 
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Bömelburg - Hamburg: Die Erörterung der Frage des politifchen Maſſen— 
ſtreils, das Referat Bebels und die Ausführungen Legiens haben nach meiner 
Auffaſſung in der Sade ziemlich Klarheit geſchaffen. Darüber befteht Heute 
feine Meinungsverſchiedenheit mehr in Bartei und Gewerkſchaſt, daß, wenn 
einmal die herrſchenden Klaſſen verſuchen follten, das Koalitionsredht au ver— 
ſchlechtern oder das Wahlrecht zu ſchmälern oder gar zu Defeitigen, daß bann 
Partei und Gewertichaften, wen die Stimmung in den Maflen vorhanden ift, 
ohne meitere3 von dem Mittel des politiſchen Maffenftreils Gebrauch machen. 
Meinungsverſchiedenheit konnte Bis zum heutigen Parteitag mur noch darüber 
bejtehen, ob der Maſſenſtreik eventuell au in der Angriffspofition ans 
gewendet. werden kann. Aber auch diefe Meinungsverſchiedenheit ijt durch Die 
Crörterungen auf dem Parteitag und in der Preſſe Dejeitigt worden. Ich 
war gerade nicht fehr erfreut, als die Frankfurter „Volksſtimme“ den berühmten 
Artikel veröffentlidte, aber als Später die Antivort des „Vorwärts“ fam, habe 
ich mich doch über die Frankfurter „Volksſtimme“ gefreut, weil wir ohne ihren 
Artikel vielleicht die gute Antwort des „Vorwärts“ nicht erhalten Hätten. Ber 

„Vorwärts“ ftellt fi in dieſem Artikel auf den Standpunkt, den Genoſſe 
Hilferding im borigen Jahre in der „Neuen Zeit“ einnahm, nämlich dab der 
politiſche Mafjenjtreil, wenn er in der Angriffspofition angewendet wird, 
nur ein letztes Mittel fein kann, und auch Kautsky Hat ſich in der „Neuer 
Zeit“ ähnlich ausgeſprochen. Auch Bebel Bat hier erklärt, daß der politiſche 
Maſſenſtreik nur in der Angriffspoſition als letztes Mittel in Frage kommen 
könnte. Und Genoſſin Luxemburg ſagt in ihrer Broſchüre, die uns jetzt zu— 
gegangen. iſt, auf Seite 28: Aehnlich zeigen uns die Vorgänge in Rußland, dab 
der Maſſenſtreik von der Revolution unzertrennlich it. (Hört! hört!) Ganz meine 
Meinung. Dasſelbe habe ich bereits auch in Köln auf dem Gewerkſchaftskongreß 
ausgedrüdt, wo ich tagte, daß. wir, wenn wir zur Revolution fommen, den 
Maſſenſtreik anwenden. In der Sache ſelbſt befteht heute nach meiner Auffaffung 
eine Meinungsverſchiedenheit nicht mehr, und fie hat auch wohl kaum geherrſcht. 
Genofie Zubeil Hat: geftern bier an diefer Stelle gejagt, ich hätte auf der 
Gewerkſchaftslonferenz die Wahlrechtsbewegung in Preußen verhöhnt. Genoffe 
Zubeil hat damit etwas behauptet, was der Wahrheit nicht entjpricht, und ih 
ſetze voraus, daß er das Geſagte tvieder gurüdnimmt. Sch glaube, daß Zubeil 
das Brotofoll nicht gelefen Hat, ſonſt könnte er die Behauptung nicht aufitellen. 
Und. wenn er es geleſen, dann Hat er ed nicht verftanden oder nicht ver— 
ftehen wollen. Was die Beröffentlihung des Protokolls betrifft, jo bin ich 
für meine Perſon der Meinung, daß es niemals wieder vorkommen Darf in 
der Arbeiterbeivegung, : daß unter ſolchen Umſtäuden Protokolle von internen 
Sitzungen veröffentlicht werden. (Sehr richtig l und Widerfprud.) - 

. Wenn das Grundjag werden folte, würde das für die Arbeiterbeivegung 
ſehr gefährlich ſein. Jedoch bin ich der Meinung, daß es nach Lage der Verhältniſſe 
im Intereſſe der Partei und der Gewerkſchaften notwendig war, daß der Inhalt 
des Protokolls bekannt wurde. (Lebhafter Beifall.) Aber mit den Umſtänden, 
wie es veröffentlicht worden iſt, bin ich nicht einverſtanden. Der Veröffent⸗ 
lichung ſelbſt konnten wir nicht mehr aus dem Wege gehen, um eine ſchädliche 
Legendenbildung hintanzuhalten. (Rebhafte. Zuſtimmung.) Jedoch bin ich der 
Anſchauung, daß, wenn in der. Zeitung der Arbeiterbetvegung von jeher: die. 
nötige Harmonie beitanden Hätte, aud) die Differenzen über die Veröffentlichung 
nicht entjtanden wären. Der „Vorwärts“ wendet. ſich an den: Barteivorftand, 
der Parteivorjtand Tcriftlih an. Die Generalkommiſſion. Parteivorſtand und 
Generalkommiſſion haben beibe. ihre Sitze in Berlin. Statt nun einen Brief 
zu fchreiben, wäre es einfacher geweſen, wenn ber.eine den anderen zu. einer 
Sitzung eingeladen hätte. Das geſprochene Wort iſt etwas undetes, als das 
geſchriebene. (Sehr richtig) Und wenn fie ſich in der Sitzung richtig aus⸗ 
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einandergejegt hätten, dann wäre nicht eimnal die Anfrage an die Zentrale 
borjtände gekommen, man hätte einfad) gefagt, die Generallommilfion veröffentlicht 
das. Brotofofl. Aus den Umjtänden, aus denen diefe Differenz entitanden tft, 
ift in der. Urbeiterbewegung im Laufe der Jahre mand andere Differenz ent« 
ſtanden. Ich habe die Ueberzeugung, daß, wenn Parteivorſtand und General⸗ 
kommiſſion ſchon ſeit Jahren in gemeinſamen Sitzungen die Fragen, welche die 
Bewegung gemeinſam angehen, erörtert hätten, dann wären auch die Differenzen 
in bezug auf den. politiiden Maſſenſtreik niemals entitanden. Da hätten ſich 
die Dinge bon vornherein ander geftaltet, wie auch vielleicht die ganze Regelung 
der. Fragen auf dem heutigen Barteitag einen anderen Verlauf genonmen hätte. 
Durch die Verhältniſſe find wir in ber Arbeiterbiwegung zu ganz unbhaltbaren 
Zuſtänden gelommen. So- lange ih. Mitglied. Der Arbeiterbewegung Bin, die 
Fähigkeit beſitze, die Dinge zu beobachten, Tanır id fagen, daß noch niemals 
ein jolder Wirrwarr vorhanden: war wie int Laufe der Iegten Zeit. (Sehr gut) 
Wo. find da eigentlich die. geichlofienen Meinungen in bezug auf den politifchen 
Maffenftreil? So viel Redner, fo viel Verfammlungen, jo viel verſchiedene 
Meinungen. Der eine. will gelegentlich mit dem Maſſenſtreik auf einige Tage 
einmal. demonfixieren, der andere will den Maſſenſtreik, um in dem einen oder 
anderen Ländchen die politifchen Zreiheiten zu erweitern, ber dritte wieder will 
durch den politiſchen Maffenftreif eine Desorganifation des Staates herbei⸗ 
führen. And Leute, die das jagen, gehören nicht etwa zu denen, die auf tiefer 
Stufe der Bildung. ftehen. Leute, die geiftig jehr hoc jtehen, haben diejen Ges 
danlen zum Ausdruck gebradt, 

Vorſitzender Singer: Eigentlich ijt die Nedezeit zu Ende, da wir aber bem 
Begründer. bes Abänderungsantrages, dem Genoffen Kautsky, die Redezeit ver⸗ 
längert haben, 19 ſchlage ich. vor, dag wir auch dem Bertreter der gewerkſchaft⸗ 
Tigen Anſchaunngen Die. Redezeit verlängern. Es erhebt ſich fein Widerſpruch 
dagegen der Parteitag iſt alſpo damit einverſtanden. 

Bömelburg (fortiahrend):- Wirrwarr an allen Eden und Enden! Vergegen⸗ 
wãrtigen Sie: fi: nur den ungeheuerxen Wirrwarr, der entjtanden iſt durch die 
Kölner Beſchlüſſe und durch die Jenger Beſchlüſſe. In der einen Verſammlung 
wird geſagt, ja Die Kölner Beſchlüſſe ſtehen im Widerſpruch mit den Jenaer 
Beſchlüſſen; anderswo hört man wieder das Gegenteil. Die Repviſioniſten find. 
auf einmal hier bie Nadilalen geworden, die Radilalen die Revifioniſten. (Sehr 
gut!) Das iſt eig Zuſtand. wie er unmöglich auf die Dauer fortbeſtehen darf, 
die Maſſen, die nicht in jedem Falle die Fähigkeit beſitzen, die feinen Unterſchiede 
au ziehen, ‚wie etwa Redakteure und Referenten, willen ſchließlich gar nicht mehr, 
was fie. .eigentlich ‚foller Daher fage ih, dab dieje Differenzen unter allen 
Umständen im Saterefle der Bewegung befeitigt werden müſſen, und darum 
möchte ich den Parteitag dringend bitten, der Sache endlich einmal ein Ende zu 
machen, Daburd, doß nicht nur der Reſolution Bebel, ſondern auch den 
Amendements Legien die Zuſtimmung erteilt wird. (Sehr gut!) — 

Ich weiß, daß mancher dagegen ernſthafte Bedenlen hat. Man Hat nach 
dem Kölner Gewerlſchaftskongreß in den Parteizeitungen bei jeder Gelegenheit 
gejagt, die Beſchlüſſe von Köln decken ſich nit mit Denen der Partei. a, 
mar int in der Maſſe den Gedanken wachgerufen, als wenn man in Köln die 
Diskuffion des Maffenftreils ‚verboten habe. Geftern fagte mir noch ein Genojfe: 
Ja wie kommt She dazu, die Diskuffion zu verbieten. Ich möchte den jehen, 
der und nachweiſen tvollie, daß wir die Diskuffton verboten haben. Legien Bat - 
Ihnen geitere: das genaue &egenteil nachgewieſen. Wber ich weiß, daß die 
Portewreſie ſich in mancher Beziehung feitgelegt hat; allein diefer Umſtand follte 
Sie. nicht dazu führen; Heute durch die Ablehnung des Amendement3 dazu beie 
zutragen; daß ſchleßlich der. heute beſtehende Zuſtaud noch länger weiter beſtehe. 
(Sehe richtig) : Men Kautsty wünſcht, daß die Mitglieber-der Gewerkſchaften 
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mit fogialiftiichem Geiſt durchtränkt werden, jo befindet ſich dieſer Wunſch 
völlig mit dem meinigen im Einklang. (Rebhaftes Bravo!) Darin gibt es Leine 
Meinungsverichiedenheiten, das habe ich wiederholt ausgeſprochen, und ich kann 
bon mir mit gutem Gewiſſen fagen, daß ich, fo lange ih an ber Spige 
meiner Gewerlkſchaft jtehe, in diefem Sinne gearbeitet habe. Aber wenn Kautsky 
meint, daß er jegt mit feinem Untrage dieſes Ziel erreicht, dann berfennt 
Kautsky die Verhältniffe vollftändig. (Sehr richtig h Wenn wir etwas erreichen 
wollen, müſſen wir Hand in Hand arbeiten. Die Perfonen, die die Fähigkeit 
befigen, der Mafte in den Gewerkſchaften den Gedanken des Sozialismus Mar 
zu maden, das find die Perſonen, die heute in der Gewerlſchaft eine führende 
Stellung einnehmen. (Sehr richtig |) 

Genoſſe Kautsty fordert in ber „Neuen Zeit" zum Kampf für ben 
Sozialismus in der Gewerkſchaft auf. ber wer kann außer ben Führern 
diefe Aufgabe erfüllen? Schon Heute ftehen den führenden Genofien ber 
Bartei Die Gewerkſfchaften vollſtändig offen. Ich Habe geftern privatim geſagt, 
wenn Kautzky in einer Mitgliederverſammlung bei uns ſprechen wollte, er 
würde mit offenen Armen empfangen. Sie konnten bisher fommen, und Sie 
fönnen auch in der Folgezeit fommen. Aus rein taltifchen Erwägungen, nicht 
aus prinzipiellen Gründen muß id) gegen den Antrag Kautsky Stimmen. Es 
ift gejagt worden, daß eigentlich der letzte Teil bed Antrages Kautsky Bömel- 
Burg auf den Leib zugefchnitten fei. Ich foll das Karnidel fein, das Kautsky 
. veranlaßt haben fol, den lebten Teil Feines Untrages zu fchreiben. Dies fol 
ich herbeigeführt haben durch die Erklärung, die ich im vorigen Jahre in 
Sera abgegeben habe. Die Erklärung lautet: „Der Gemerfihaftstongrei; 
bat jeinen Beſchluß gefakt, und da die Gemwerffchaften ihre Tagung für fid) 
abhalten und fouverän find, fo bleibt für mich al3 Gewerkſchaftler in erfter 
Zinie der Beſchluß des Grewerkichaftstongreiles beſtehen. Kautsky will nun 
duch feinen Antrag herbeiführen, daß ſich die Gemerkfchaftsmitglieber, die 
zugleich auch Barteigenofjen find, unter allen Umftänden an bi Beſchlüſſe 
ber Bartet halten follen. Sch gebe Kautsky zu, daß meine Ausführungen 
zu Zweifel Anlaß geben können und korrekt find fie auch nicht. ch Habe 
gefagt: „So bleibt für mid ala Gewerkſchafter der Beſchluß de Gewerk— 
fchaftstongrefies beitehen“ Das tit nicht richtig, mad ich da gefagt Habe. 
Menn die Bartei einen Beſchluß faht, fo tft dieſer Beſchluß felbſtverſtändlich 
Kir jeden einzelnen Barteigenoffen maßgebend. (Lebhafter Weifall.) So habe 
4 die Sache auch aufgefaßt. Aber ich jtehe auf dem Standpunlt, dag, menn. 
es fih um Dinge handelt, für deren Durchführung die Gewerkſchaften als 
Korpodrationen in Frage kommen, bie Gewerkſchaften nur dann eingreifen 
brauchen, wenn in der Sache borher zwiſchen beiden Teilen ein Einvernehmen 
herbeigeführt ift. (Sehr rihttg!) Das habe ich bereit3 vor einigen Wochen 
auf einer —— zum ——— gebracht. Meine damalige Er» 
Härung lautete: 


„Ich betrachte es als etwas ganz Gelbitverftändliches, dag Beſchlüſſe 
der Parteitage, für deren Durchführung die Partei allein in Frage kommt, 
auch von jedem einzelnen Mitgliede der Partei gehalten werden müſſen. Da—⸗ 
gegen ftehe ich auf bem Stanbpuntlt, daß für gemeinfame Aktionen der Partei 
und Gemertfchaftsorgantjationen nur ſolche Befchlüffe maßgebend fein fönnen 
‘die in gegenfeitiger Uebereinſtimmung gefaßt find.“ 

Ich alaube, daß ift eine Erflärung, wie fie forrefter gar nicht ſen 
kann. (Lebhafte Zuſtimmung.) Aber auf eins muß ich noch aufmerffan 
machen. Wenn wir in PBartet und Gemerkfchaft gemeinfame Aufgaben zu er 
füllen haben, dann ift es fehr tinangenehm, daß in bezug auf diefe gemein 
famen Urbeiten jede Seite für fich entfcheibet, Dadurch kommen toir in eir 
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unglüllihe Lage. Wir find auch nur Menſchen und können uns nicht 
ſo bald anders erklären. Darum iſt es im Intereſſe der Arbeiterbewegung 
notwendig, daß Beſchlüſſe, die miteinander im Widerſpruch ſtehen, nicht mehr 
gefaßt werden und ſo die Einigkeit der Partei geſichert wird. Heute erſuche 
ich Sie, dafür zu ſorgen, daß wir einig auseinandergehen können, und hoffent⸗ 
lich gelingt es uns auch in der Frage der Maifeier einen einigenden Beſchluß 
herbeizuführen. Dann werden wir Ruhe in Partei und Gewerkſchaft haben. 
Und dieſe Beſchlüſſe werden m wenig zur Förderung unferer Beftrebungen 
beitragen. (Lebhafter Beifall.) . 

* NReichel-Stuttgart: Bömelburg hat mit bollem Net darauf hingewieſen, 
tag der Antrag Kautsky uns über die beitehende- Mißſtimmung nicht: hinweg 
hilft. Dazu gebört, daß unter uns ſelbſt der Geift der Einigkeit And ein ver⸗ 
föhnender Ton lebendig wird und auf die Maſſen der Genofjen in Partei und 
Gemerfichaften zurückwirkt. Es iſt gefagt worden, wir brauchen mehr Theorie, 
„sch verkenne durchaus nicht, daß es notwendig ift, die theoretiſche Aufklärung 
im Geifte des Sozialismus unter die Mailen zu tragen, aber neben der 
Theorie brauchen wir auch ein großes Stück verfüßgilichen. Geiftes in. unferen 
Organiſationen. Wir dürfen nicht bei jeder Gelegenheit einander zerfleiichen. 
Ber aller Hochachtung der Meinungsfreiheit meine. ich Doch, daß es hier und 
Da zweckmäßiger geimefen wäre, wenn man etwas zurüdgehalten hätte, 
Kautsky befürchtet, dag mit dem weiteren Erjtarfen der Gewerkſchaften dies 
felben zu einer Bremfe der geſamten proletarifhen Klaffenbewegung werden 
fönnen. Diele Befürchtung halte ih nicht für zutreffend, fie wird durch die 
bisherigen Erfahrungen widerlegt. Wie liegen denn die Dinge? Die Ges 
werkſchaften halten Jahr für Jahr Taufende bon Berjammlungen und 
Sitzungen ab, in denen ben Arbeitern gejagt wird: Ihr müßt einig jeim, 
e3 gibt nur eine Löſung Eurer wirtſchaftlichen Lage, wenn Ihr neben der 
Betätigung der gewerkſchaftlichen Agitationsarbeit, zugleid auch für politifche 
Aufflärung forgt Alſo die Gewerkſchaften laſſen e8 ar Aufklärung ihrer Mile 
glieder durdaus nicht fehlen. Aber es wäre ein Fehler, wenn wir beichlieken 
mürden, daß nunmehr die Gewerkſchaftsführer, die zugleich Parteigenofjen 
find, verpflichtet werden follen, unter allen Umſtänden die ſozialiſtiſche Aufs 
Härung in den Gemerfichaften zu betreiben. Ich meine, wir haben es gar 
nicht nötig, da8 bejonders in einem Antrag .zu verlangen. Es genügt, wenn 
die Gewerkſchaftsführer freitwillig erflären, daß, wie fie es ſchon bis dato 
getan haben, auch fernerbin es an der nötigen Aufklärung der. Gewerkſchafts- 
mitglieder nicht fehlen laſſen wollen, daß ſie noch ‚mehr als bisher fih auf 


dieſem Gebiete betätigen mollen, daß fie es ebenfall3 für notwendig halten, die 


fezialiftifhen Anſchauungen in die Reihen der Gewerkſchaften zu tragen. — 
Kautsty fagte aber dann: „Die Werbefraft der Gewerkſchaften beruht auf 
den Unterjtüßungen .und auf ihrem Kampfescharafter. Se höher die Untem 
ftüßungsleiftungen werben, dejto enger. wird der Kreis derer, die die Bei 
träge aufbringen fönnen, nur eine Clite bleibt no als Gewerkſchaftsmit⸗ 
glieder übrig, wie in-England.” Sch muß. demgegenüber betonen, dag Kautsky 
hier die Tatſachen unrichtig darſtellt. Nach .unferen . gewerkfchaftlichen Er— 
fahrungen wirken unjere Kämpfe gerade dahin, die Lage der ſchlechtgeſtellteſten 
Arbeiter vor allen Dingen zu heben. Nach dieſer Richtung beſteht zwiſchen den 
deutſchen und den engliſchen Gewerkſchaften ein geradezu fundamentaler 
Unterſchied. Ich erinnere daran,. daß beiſpielsweiſe unſer Verband, der 
Metallaxbeiterverband, im letzten Halbjahre allein 60 000 neue Mitglieder ge— 


wonnen bat. Dadurch iſt ſchon bemiefen, daß die Gewerkſchaft vor den Hütten 


der Nermiten der Armen ebenſo wenig Halt macht, wie vor den Rieſenbetrieben 
der Großeiſeninduſtrie, daß im Gegenteil, ie größer ihr. Körper mird, dies 
geradezu wie ein Naturgejeg wirkt. Diefer grobe Körper zieht dig Mafjen 
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ber Urbeiter um fo ftärfer an und erfüllt fie mit wirklich: fozialem Geiſt. 
Bei der verfloſſenen Formerbewegung, welche fi} zu einer gewaltigen Aus⸗ 
fperrung auszuwachſen drohte, find die Löhne derer am meiſten aufgebeffert 
worden, bie am ſchlechteſten geftellt waren; Damit werden dieſe Arbeiter in 
die Lage verjeßt, ſehr mohl die Beiträge an die Organifation entrichten zu 
fönnen. Es liegt alfo auch nad) diefer Richtung Bin feine Urfache vor, den 
Antrag Kautsky anzunehmen. Wa3 er will, das mollen mir nicht beidhließen, 
das wollen wir uns alle miteinander geloben. Wir wollen verfprechen, ger 
meinfchaftlih zu arbeiten, in unferen Organifationen verföhnlichen Geift 
walten zu laffen und alle unfere Maßnahmen von‘ dDiefem verſöhnlichen Geifft 
biktieren zu lajfen. (Bravo!) Dann kommen mir viel weiter, ald wenn wir nur 
ben toten Buchſtaben des Geſetzes beichliegen, der dann bielleicht ganz das 
Gegenteil deſſen bewirkt, mas er bewirken foll. (Sehr rihtigl) Wenn mir 
nicht felbft alle das Gefühl haben, wir müffen gufammengehen, fo nübt der tote 
Buchitabe nichts, ebenfo mie der tote Buchitabe des Geſetzes nicht wirkt, wenm 
binter ihm nicht machtvolle mirtfhaftliche Organisationen ftehen. (Sehr richtig!) 
Eo liegen die Dinge, und Rh bitte Gie daher, den Antrag Kautsky abzulehnen. 
Noch beffer wäre es freilich, wenn Kautsky ſich mit unferen Erflärungen zus 
frieden geben und den Antrag zurüdziehen würde. (Sehr richtig!) 
Honrath » Nahen: Wir im Mheinland Haben bad Protofol nicht aus der 
„Einigfeit”, fondern aus der Zentrumspreſſe fennen gelernt. (Hört! Hört!) Du 
mußten wir mit Mecht die Veröffentlichung verlangen. Und e8 it num zu 
billigen, daß da3 geſchehen tft. Unglaublich it e8 mir, wie Legien fagen 
kann, daß in der Generallommilfion jegt wenig Neigung beiteht, wieber mil 
den Barteivorftand zu verhandeln, und es freut mich, daß Bömelburg’ 
wenn auch nicht wörtlich, jo doch dem Sinne nach das Gegenteil behauptet hat 
Der Streit zwiſchen Legien und Liepmann im „Bormärts“ war ſchließtlich, 
wie es bet ſolchen Distuffionen immer geht, nur noch ein Streit um Worte. 
Gegen ſolche langen unfruchtbaren Auseinanderfegungen befteft mit Recht ein 
MWiderwillen in den Reihen der Genolien. Queſſel ſprach von fchärferen 
Mitteln. Ich bitte ihn, dieſe Mittel auf den Tiſch des Haufes niederzulegen. 
(Heiterkeit) Die Erfolge der Wahlrechtsbewegung zeigen ſich in ber Stärfung 
der Drganifationen, das muß doch gerügen. Oder denkt man vielleiht an Er⸗ 
folge im Heugabelfinne? (Heiterkeit) Es mundert mid, daß niemand bie 
Methode von Müller auf der Vorſtandskonferenz gefennzeichnet bat; 'e8 war 
das biejelbe Methode mie in Dresden Man fucht ganz Deuntſchland nach Sünden» 
Böden ab, um dann die Siinden auf der Konferenz vorzubringen. Die Theorie, 
bie Bringmann bann vorgetragen hat, läuft darauf hinaus, dag man nur 
ja nicht zu oft die fozialijtiiche Theorie betont. Und Deinhardt fagte fogar, 
man müſſe fich gegen die Partei zur Wehr fegen. Nun; wer die Gefchichte der 
Partei kennt, der hat alle Urjache, ftolg darauf zu fein, dab die Partei fo mit 
jeder Safer für die Gewerkſchaften eintritt. (Sehr richtig !) Seit 1898 Hat fi 
die Partei derartig mit ıhrem ganzen Können, mit ihrer ganzen Beamtenſchar, 
mit ihren Redaktionen in den Dienft der Gewerkſchaften geſtellt, daß die Partei» 
organifationen darunter gelitten haben. Die Partei. bat alles für die Gewerk⸗ 
fdjaften getan. Ich bedauere die gegenteiligen Ausführungen von Quard, 
denn die werden uns wieder in die Suppe gebrodi. Es ift gerabezu erſtaunlich, 
ie ein tätiger Genofie ſo etwas behaupten kann. Mit Reichel bin ich darin 
einverftanden, daß e3 im Anterelie der Einigkeit ziviichen Partei und Gewerk⸗ 
(haft am rigtigiten wäre, Kautstn zöge feine Reſolution zurüd. (Beifall) 
Dr. Liebknecht-Berlin: Barteigenofien! Wenn Bömelburg bemerkt hat, 
innerhalb der Partei beftehe über den politiichen Maſſenſtreik eine große Un⸗ 
Harbeit, ein Wirrwarr, fo würde aus einer folchen Auffaſſung nur mit befonderer 
Deutlichfeit die Notwendigkeit einer möglichſt intenſiven Disluffton dieſes Yamıpf: 
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mittels zu folgern fein. Wenn er aber als Beweis für biefen Wirrwarr auch 
darauf hingewieſen hat, daß ein Redner auch die Möglichkeit und Zivedmäßigteit 
eines eventuellen Demonſtrationsſtreiks Hat erörtert willen wollen, fo befinbet 
er ſich im Irrtum. Der politiſche Mafienftreit kann eben verſchiedene Formen 
annehmen, zu denen auch die des Demonſtrationsſtreiks gehören. (Sehr richtigh 
Es iſt unmöglich, fich von vornherein ausſchließlich auf die Möglichkeit einer 
einzigen Form feſtzulegen. Zegien Hat gemeint, der Maſſenſtreik müſſe ums 
bedingt in Straßenſchlacht und Blutvergiehen enden. Daß dies nicht riehtig tft, 
it bereits mit Recht Hier ımd in Xena hervorgehoben worden. Zu beadten ift 
beſonders die michtige Rolle, die Die ftete und proklamierte Bereitihaft zum 
polittigen Maſſenſtreik befigt. Sie wird weſentlich beftimmend fein für den Zeit» 
punkt, an dem die Reaktion ihre entſcheidenden Attacken gegen das organifierte 
Proletariat unternehmen wird. Es kommt nit nur darauf an, o b bie Reaktion 
folche Attaden unternehmen wird — denn daß fie fie unternehmen wird, ift 
mir Mar —, fondern au wann eine ſolche Attacke erfolgt. Je weiter dieſer 
Zeitpunkt hinausgeſchoben wird, um fo günſtiger wird unſere Lage. Schon aus 
diefem Grunde muß e8 für uns heißen: Stets das Gemehr in Anſchlag! 

Legien hat die Meinung geäußert: Ein verlorener Maſſenſtreik bedeute 
eine Bernidhtung ber Drganifation. Das ift nicht nur duch die Vorgänge in 
Rußland: widerlegt, auf die bereits bie Genoffin@urgemburg Bingemiefen 
bat, jondern auch durch die füngften öſterreichiſchen Ereigniffe, mo der Maſſen⸗ 
ftreit, obwohl er nicht zum Biele geführt Hai, einen gewaltigen Aufſchwung 
aller Organilationen geihaffen dat. Daß es andererfeits in Belgien anders 
tvar, ‘tft befaunt. Daraus müſſen wir folgern, daß die Rückwirkung eines nicht 
erfolgreigen Maſſenſtreils auf die Organtilationen je von ber Spannung ber 
politiihen, jozialen und wirtſchaftlichen Situation abhängt, daß ein Verall⸗ 
gemeinern bier unmöglich ift und ed Sache der Taktik it, die Möglichleiten 
-der jeweiligen Lage richtig zu erfennen. «(Sehr. richtig!) Nicht mit Unrecht if 
ſchon verfcyiedentlich betont worden, daß die Rede Bebels von geftern gegen» 
über feiner Jenenſer Rede fait wie eine Schamade gellungen bat. Aber Genoſſe 
Bebel wird. gewiß fetbit noch Gelegenheit nehmen zu erklären, daß dieſer 
&indrud mur durch die polemifhe Stellung berborgerufen ijt, die er in ſeinem 
geitrigen Referat nady einer gewiſſen Seite Hin glaubte einnehmen zu müſſen. 
Es ift von größtem: Werte, daß gerade aus den Reihen der Delegierten heraus 
mit faft völliger Einmütigfeit einer foldjen bermeintlihen ſchwuchmütigeren Aufe 
faſſung mit alem Nachdruck enigegengetreten ift. (Geht richtig) Damit iſt 
bewieſen daß der Maſſenſtreilgedanke in den Mailen lebendig geivorden ift und 
"daß er durch nicht mehr aus den Herzen her deutichen Arbeiter herausgerifien 
werden kann. (Lebbafte Zuflimmung) Die Stellungnahme zu Legiens 
Antrag ilt Schwierig. Ach für mein Zeil glaube nidt an die Identität der 
Kölner und der Sertaer Nejolution, mwenigitens nit, wenn die Auglegung der 
erfteren, wie fie bisher zumeiſt gegeben worden, richtig if. Auch die Aus⸗ 
führumgen Legiens hierzu waren ganz und gar nicht geeignet, dieje Bedenken 
zu Bejeitigen. Nah den vortrefflichen Ausführungen Bömelburgs aber 
ſcheint es mir möglich zu jein, dieſen Antrag mit einer gewillen Abänderung 
zu alzeptieren. Kautskys Umendement, gegen da3 ich die formalsjuriftifchen 
Bedenken bes Genolien Sad fe nicht Babe, fcheint mir aber wenigjtens in dem 
Zeile, gegen ben fi auch Bömelburg gewandt bat, unannehmbar. Es fucht in 
einem NMelativfag eine grundlegende Yrage des Verhältnijies zwiſchen Partei 
und Gemerfichaft zu enticheiden, und zwar in einem Sinne, der mit der bisher 
überall: nahezu allgemein. vertretenen Wuffafiung über dieſes Verhältnis in 
ftrittem Wideripruch ſteht. Diefer Teil des Umendements, der in der Tat nur 
zu neuen .unerträglicyhen Reibungen führen müßte, ift aubem sach a Beutigen 
Erklärungen Bömelburg3 überflüffig. 
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Run noch eines. Bebel hat in ſeinem Referat unter anderem bemerlt: 
„Es gibt im Leben der Parteien wie der Völker Situationen, in denen fie den 
Kampf aufs äußerite aufnehmen müſſen, felbit auf die Gefahr einer Niederlage 
Bin“. Wie jtehen wir nun zur ruffiichen Revolution, in der gerade jegt wieder 
bon der Konterrevolution Drgien der Grauſamkeit und Gemeinheit gefeiert 
werden, die it der Weltgeihichte obnegleichen find. Das Blut, das unjere 
Brüder drüben vergießen, vergießen fie fir ung, für das Proletariat der ganzen 
Belt (Bravo |) und was immer wir für unfere kämpfenden ruſſiſchen Brüder 
bon bier aus getan haben, iſt nichts als ein kleines Scherflein, mit dem wir 
uns bon den Blutopfern loslaufen, die im Diten auch für uns gebracht werden. 
Wir jtehen troß allem, was wir bisher getan haben, unendlich tief in der Schuld 
gegenüber unjeren ruſſiſchen Brüdern und Schweitern. Sein Ziveifel, auch für 
uns deutſche Sozialdemofraten muß das Wort gelten und- gilt das Wort: Lieber 
bon deu Henlern des Zarismus und feinen Helfershelfern gehentt, als Helfers⸗ 
Belfer der Henfer des Zarismus fein. (Bravol) Darüber darf weder in Deutſch⸗ 
land, noch in Rupland ein Ziveifel fein. Das wird auh Bebel, aus dem 
geitern mehr feine grauen Haare, als fein immer junges Herz geiprochen, 
dennoch mit aller ungmweideutigen Schärfe dorthin rufen, wo man es zu hören 
Bat. Auf die Stellung des deutichen Proletariat3 zu diejer Krage Blidt nicht 
nur die deutſche und die rujfiiche Regierung, fondern auch die gelamie ruſſiſche 
Freiheitsbewegung. (Zwiſchenruf.) Bebel hat geiter von der Möglichkeit einer 
Intervention geiprodden. Die don mir angegriffenen Ausführungen ‚handeln 
gerade bon dieſem mögliden Falle, deilen äußerſte Unwaährſcheinlichkeit allers 
dings außer Zweifel ſteht. Wir müſſen daher einmütig betonen, daß uns fein 
Opfer zu groß ijt für unfere ruffiigen Freunde, Sollte verfucht werden, das 
deutſche Volk zum Scharfrichter an der ruffiichen Freiheit zu machen, was gleich 
fein würde einer Selbſtſchändung und fulturellen Selbſtvernichtung des deutſchen 


Volles, To würde eifach alles aufhören, fo würde eine don jenen Situgtionen . 


borliegen, von denen Bebel geitern in dem oben, bon mir zitierten Satz ſprach. 
Es fol nicht in der MWeltgeichichte heißen: die ruſſiſche Freiheitsbewegung ift 
durch das deutſche Volk, das zugleich die größte und ſtärkſte Organijation des 
internationalen Wroletariat bejaß, niedergeworfen worden. Vor diejer Todſünde 
müflen wir uns bewahren. Wir wären erbärmliche Kerls und der Teufel follte uns 
Bolen, wenn wir nicht dafür forgen würden, daß jeder etwaige Verſuch, der ruſſiſchen 
Revolution aus Deutichland in den Nüden zu fallen, mit einer gründlichen 
Kieherlage auch der preußijch- deutihen Reaktion enden würde. (Lebhafter Beifall.) 

Sphrader-Dsnabrüd: Legien fagte, der Parteivoritand habe die* Lage, in 


Die er bei der Veröffentlichung des Protokolls kam, ſelbſt verſchuldet. Ich bitte 


ihn, das näher zu erllären. Wäre eine beſſere Harmonie zwiſchen Partei- 
boritand und Generallommiljion vorhanden getvejen, dann wäre wahrſcheinlich 
die ganze Disluſſion über den Maſſenſtreik hier überflüſſig geweſen. Sch glaube 
niet, daß die Mitglieder der Generallommiffion fi gegen die Veröffent⸗ 
lichung gefträubt hätten, wenn der Parteivorſtand ihnen jeine Gründe mündlich 
auseinandergefegt hätte. Somohl die Kölner, als die Jenaer Rejolution ift 
mißverſtanden. Wo fteht denn in der. Kölner Nejolutipn, daß der politiſche 
Mafienftreif nicht diskutiert werden fanın? Die Stimmung, die fi in manden 
Anträgen äußert, ift die Folge der Debatten von Jena. Der Ton iſt es, der 
die Muſik macht. Legien verlangt, daß der Parteivoritand fein Vorgehen für 
unrecht erklärt. Er meint, das Vertrauen der Generallommilfion zum Partei 
vorſtand ſei erfüttert. Sch erwarte, daß Legien in jeinem Schlußwort eg 
als notwendig bezeichnet, daß nicht nur das alte Verhältnis zwifchen Partei 
und Gemwerkichaften wieder eintritt, fanderu daß unter allen Umſtänden zwiſchen 
Parteivorſtand und Generalkommiſſion noch inniger zuſammen gearbeitet 
wird als bisher. (Sehr gut!) 
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Hoch⸗Hanau: Wenn ii die Refolution Rautsty fo, mie fe vorliegt, 
arihehmen, fo falfen wir wieder mal einen ſehr zweifelhaften Beſchluß, und mir 
werden dann nach langen Debatten auf einem ſpäteren Parteitage wieder 
gezwungen fein zu‘ ſagen, was damit eigentlich gemeint ſei. Die Bedeutung 
der Reſolution gebt aus. der Begründung derſelben durch Rautsky hervor. 
Er meint: Was ſoll geſchehen, wenn feine Uebereinſtimmung herbeigeführt wird? 
Und er antwortet: Dann ſoll die eine Seite dem folgen, mas bie andere bes 
ſchließzt. Das iſt unmöglih. Ein folches Verlangen ift undürchführhar, nicht 
nur mit Nüdficht auf die Gewerlſchaften, fondern auch mit Müdjidit auf die 
Partei. Es iſt auch panz unnötig, fo etwas zu biltieren, denn wenn feine 
Verſtändigung zwiſchen Gewerkſchaftsfunkttonären und Parteifunftionären zu⸗ 
ſtande kommt, dann werden ſchon die Genoſſen im Lande einen Zwang aus⸗ 
üben, bamit bie Berftändigung erzielt wird. (Sehr wahr!) Eine Werftändigung 
ift immer möglich. Die ganze Schwierigteit Beiteht doch nur darin, die richtige 
Formel dafür zu finden. Ob fie gefunden wird von ben Parteifunktionären 
oder ben Gewertichaftäfunttionären, das tft ganz glei. Alſo twir- brauchen 
ein ſolches Zwangsmittel gar nicht, fondern wir Haben nur im @eifte der 
Sozialdemokratie nach diefer Verſtändigung gu ftreben, und deshalb bin 1d 
der Anſicht, wir foltten uns mit ber Erflärung von Bömelburg begnügen. 
(Sehr richtig) Wenn wir aber der Meinung find, es müßte Das, mas 
Bömelburg und die anderen als felbftberjtändlich erklären, feitgelegt werben, 
fo nehmen Sie nicht die Nefolution in .der Form an, wie fie Kautstiy bean⸗ 
tragt hat. Pür diefen Fall Habe ich mein Amendement eingereicht, bad jedes 
rihverfländnis bejeitigen fol. “ 

Der diesjährige Parteitag charakteriflert fi} gerade daburch, bak allfeitig 
ba8 Streben nad Einigkeit zutage tritt und deshalb ſollten wir auch in 
unſeren Beſchlüſſen vor allem das Einigende betonen. Das würden wir aber 
durch Annahme der NMefolution Kautsky nicht tun, denn dadurch wurden 
wir das Einigende mur ftören. Ich bitte dringend, dafür gu forgen, daß ber 
Bug nad; Einigkeit, der unter den. Barteigenofjen tm Lande beſteht, auch bier 
in ben Befchlüffen des PBarteitages zum Ausdruck kommt. (Beifall.) | 

Paul Mäher- Hamburg: Zunächſt einige perfänlicde Bemerkungen Ich muß 
es zurückweiſen, daß ich auf ber Konferenz ber Bentralvorftände als Neferent 
aufgetreten bin. Es war bon ber Generalkommiſſion und der Konferenz weder 
ein Meferent noch ein Meferat vorgefehen. Deshalb muß ich auch den Vorwurf 
bes „Vorwärts“, dab ich das grundſätzliche Verhältnis zwiſchen Partei und 
Gewerkſchaft nicht eingehend dargelegt hätte, zurückweiſen. Ich Habe in jener 
Konferenz 32 Minuten geredet und jeder Parteitagsteilneßmer dürfte zugeben, 
bat man im ber kurzen Beit nicht das grundfäglide Verhältnis zwiſchen Partet 
und Gewerkſchaften erflären fan. Damals konnte und follte es ſich darum auch 
gar niet Bandeln. Der Punkt ber Tagesordnung, wie er bon mir für Die 
Konferenz beantragt war, follte gelten ala eine Art Abwehrmaßregel gegeniiber 
Angriffen auf die Gewerkſchaftsführer, die insbeſondere nad) Köln und vor Jena 
in der Barteiprefle und in VBerfammlungen erhoben tworden waren, Meine Abs 
Rt mar, burä die Erörterung biefer Vorgänge die Generalkammiſſion zu 
Beftimmten, mit dem ®Barteivoritand bahin Verhanblungen zu pflegen, ob es 
nieht möglich fei, diefen emigen Schimpfereien, dieſer Hetze — wie ich wieder» 
hole — gegen die Gewerkſchaftsführer ein End zu maden, Daß ich Bei der 
@rörterung dieſer Frage Angriffe gegen und zitieren mußte, war jelhftverftändlic. 
Das grundſätzliche Verhältnis zwiſchen Partei und Dentralverbänden halte 14 
überhaupt für geregelt. Ich will Ahnen diesbezügliche grundſätzliche Ausein⸗ 
anderſetzungen aus einem Gewerkſchaftsblatte vorleſen, die dieſe meine Auf⸗ 
faſſung nur beſtätigen: „Wir ſind ſtets der Meinung geweſen, daß die beiden 
großen Armeen der beutſchen Arbeiterbewegung Partei und Gewerkſchaft nicht nur 
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von einem Freundſchaftsband eng umſchlungen werden, ſondern, daß zwiſchen 
beiden eine geiſtige und ſachliche Verwandtſchaft das Bindeglied‘ bildet und 
dieſes Bindeglied heißt Klaſſenkampf.“ (Bravo!) Die Gewerkſchaft hat die 
Aufgabe, durch ihre Aktion für die Erhöhung ber. Lebenslage der Arbeiter 
auf dem Boden der heutigen d. 5. der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung und 
Produltionsweiſe einzutreten. Die Partei erfüllt bis zu einem gewiſſen Grade 
dieſelbe Aufgabe, die eine auf gewerkſchaftlichem, die andere auf politifchem, 
d. h. in diefem Sale auf parlamentarifejem Gebiete. Aber darin erbliden wir 
nur eine Teilaufgabe der Partei. Ihr endgültiges Ziel ift die Sozialijierung 
der Gefellichaft, alfo bie Aufhebung aller Klaſſenherrſchaft, Klaſſenunterſchiede, 
Klaſſenvorrechte, die ihre Urſache in der kapitaliftiſchen Produktionsweiſe, alſo 
im Privateigentum an den Produktionsmitteln haben. Deshalb erſtrebt die Sozial⸗ 
demokratie die Aufhebung bes Privateigeniums an den Produktionsmitteln, will 
alſo mit der Urſache das Hebel ſelbſt ausrotten. Erft durch bie Erreichung Diejes 
Zieles wird die bolle Befreiung "des Proletariat3 don den Banden’ der Lohn⸗ 
fElaverei, « alfo bon der Lapitaliftifhen Ausbeutung, wird die volle Menſch⸗ 
werbung, d. 5. die unbefchränfte Anerkennung alles deiien, was Menſchen⸗ 
ontlig trägt, garantiert und möglich werden. Wir Haben uns dieſe kurze 
Gcegenüberftelung der Aufgaben von Gewerkſchaft und Partei geftattet, um 
Weſen und Biel beider richtig zu würdigen. Wir wollen damit aber auch unfere 
Meberzeugung dahin zum Ausdrud bringen, daß jedes denfende, das Weſen der 
heutigen Gefeligaft und den Zuſammenhang der Dinge, die diefes Weſen 
ausmachen, voll und ganz erfennende Gewerkſchaftsmitglied ganz von felbft 
zum Sozialismus, zum fozialiitifhen Denken, Fühlen und Handeln. gedrängt 
wird. Andem mir dem Wrbeiter den ganzen Sammer feiner heutigen Lage 
vor Augen führen, indem wir ihm die wahren Urſachen diefes Jammers Ständig 
Harlegen, indem mir ibn von der Rotwendigfeit de3 Kampfes gegen unſere 
Ausbeuter und Bedrlider überzeugen, erziehen wir ihn zur Solidarität, mithin 
zum Sozialismus.” — Diefe Ausführungen ftehen im Verbandsorgan meiner 
Drganifation, dem „Seemann“, und find ‚von mir gefchrieben., (Hört! Hört) 
Ich erhebe deshalb "Einfprud) Dagegen, daß man in der Preſſe behauptet Hat, 
id mollte die Gewerkſchaftsmitglieder vom Sozialismus abführen, wollte Dis» 
barmonie zwiſchen Bartei und Gewerkſchaften herbeiführen. Hat man doch Togex 
behauptet, Rexhäuſer und Müller ftehen in diefer Frage auf einer Linie, 
Davon kann feine Nebe fein... Ich jtehe bezüglich der Frage des Maffenftreils 
durchaus auf dem Boden der geſtrigen Ausführungen Bebels. Sch erfläre 
aber auch, daß diejelben Ausführungen wiederholt bon berborragenben, einflußs 
reihen Gewerfichaftsführern genau in demjelben Sinne nad) Köln, vor und 
nah Jena erfolgt find. Wie man e3 aber in Parteiberfammlungen treibt, 
dafür nur einen Verweis. In einer Berfanimlung des erften Hamburger Wahls 
kreiſes am 4. September Hat bie Genoſſin Zieß unividerfproghen und unwider⸗ 
rufen nad) einem offiziellen Bericht de „Hamburger Eco“ folgendes aus» 
geführt: „Mit dem Maffenftreif wären auch heute ſchon Erfolge. zu erzielen, 
ohne die Bremferei der Gewerkſchaftsvorſtände. (Hört! Hört)) In Sachſen, 
ja jelbft in Hamburg feien die Vorbedingungen gegeben getvejen, um mit e 
begeifterten Gewerkſchaftsmitgliedern etwas erreichen zu können. Uber die 
Antipathie der Gewerkſchaftsvorſtände Hat uns an der Yusnügung der. Situation 
verhindert.“ (Hört! Hört!) Dikſe Ausführungen der Genoſſin Zietz in Ham⸗ 
burg ftehen in ſtrikteſtem Gegenjag zu dem Referat des Genofjen BebeL. und 
zu der Auffaffung der erdrüdenden Mehrheit de3 Parteitages. So wird 
Etimmung gemadt, jo wird Mibtrauen hervorgerufen, fo wird ' eine. Ents 
fremdung zwiſchen Gewerkihhaftsführern und Mitgliedern herbeigeführt. (Sehr 
ritig!) Dagegen Habe ich mich gewandt, dagegen mußte ich. mich wenden 
Wenn die Reſolution Bebel mit dem Amendement Bebel⸗Legien zur 
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Annahme gelangt, dann ift die Vorbedingung für eine beſſere Verftändigung 
zwifchen "beiden Machtfaltoren der Arbeiterichaft gegeben. Das Amendement 
Kautskh iſt feinem ideellen Inhalte nach für jeden Gewerkſchaftsleiter ſelbſt⸗ 
beritändlih. Trotzdem aber ijt e3 für die gewerlkſchaftlichen Drganifationen 
unannehmbar und undurdführbar, weil es eine programmatifche Forderung an 
die Gewerkſchaften ift, die die Partei den Gewerkſchaften aufzwingen mil. 
Dagegen milffen mir ung wehren, weil die Annahme diefes Antrages eine 
programmatiſche Ummälzung in den Gewerlſchaften, ſoweit die Statuten in 
Frage kommen, herbeiführen müßte. Nicht um einen Gegenſatz zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaft zu konſtruieren, ſondern weil es nicht im Intereſſe von Partei 
und Gewerfichaften liegt, wenn wir ein derartiges Amendement annehmen, bitte 
ich es abzulehnen. (Beifall.) 

Herbert-Stettin: In den Wein der Begeifterung für den Mafienftreit ift 
biel Wafler gegoſſen worden. Formell ſoll zwar die Jenaer Refolution noch 
beftehen bleiben, aber durch die Anterpretation des Genoſſen Bebel erhält ſie 
einen anderen Sinn. Wenn bei der Wahlrechtsbewegung in Preußen keine 


anderen, Mittel angewandt werden ſollen als Verſammlungen, jo kann man fie 


ruhig einitellen. Verjammlungen imponieren der Regierung nit, auch nicht 
Straßendemonftrationen ; diefe wären ihr vielleicht fogar lieb, um der Arbeiters 
bewegung Blut abzuzapfen. Bir in Bommern find nicht gemwillt, die Flinte ins 
Korn zu werfen. Wir müſſen berfuchen, die Junker am Lebensnerv zu treffen 
und die Landarbeiter für den Maſſenſtreik gewinnen. Die Reſolution auf unſerem 
Parteitage iſt mit großer Mehrheit angenommen worden; von 57 ſtimm⸗ 
berechtigten Teilnehmern haben 40 dafür geſtimmt. Das Zunfertum iſt durchaus 
nicht unüberwindlich Marx ſagt, daß eine politiſche Gewalt eine ökonomiſche 
Baſis haben muß, ſonſt bricht ſie zuſammen; ohne ökonomiſche Baſis kann ſich 
die politiſche Gewalt nicht dauernd aufrecht erhalten. Durch die zunehmende 
Induſtrialiſierung wird dem Junkertum der Boden abgegraben. Vor etwa 
50 Jahren wohnten 70 Proz. der Bevölkerung auf dem Lande, Heute nur noch 
40 Proz. Dabei iſt da$ Land zum Teil ſchon induftriel. Sch ſehe nun nicht 
ein, warum die Bourgeoifie Süddeutſchlands der Prügelknabe für die preußiſche 
Sunferreaftion fein fol; ein Maſſenſtreik zur Erringung des allgemeinen Wahl» 
rechts in Preußen Braucht nur das norddeutiche Bundesgebiet zu umfaſſen. 
Wir haben es hier mit einem abgeſchloſſenen Wirtſchaftsgebiet und einer Be⸗ 
völkerung von 40 Millionen zu tun. England bat ohne Irland 36 Millionen, 
Franfreid 39 Millionen, Defterreid 30 Millionen, Stalien 32 Millionen Ein» 
wohner. Die Bourgeoifie fteht nicht auf feiten der Sunfer. Die Bourgeotjie 
ift eher geneigt, Konzeſſionen zu maden, fon aus Zurcht vor. einer Empörung; 
fie Betrachtet die Konzeſſionen ald Sicherheitsventil. Die Bourgeoifie fichert ſich 
mir mehr Rechte, die kompakte Majorität aber, fie läßt die Arbeiter eher mit» 
reden. Selbit ein Vertreter des jozialpolitifchsrealtionären Handelsfapitals, tvie 
Herr Brömel, war für eine Erweiterung des Wahlrechts in Preußen. Freilich, 
ein ©t.e! der Zandarbeiter Zoftet Geld; wenn man da3 aber nidjt risfieren 
will oder kann, jo fol man auch nicht mehr bom Maſſenſtreik reden. Machtlos 
find wir gegen das Junkertum nicht; wir haben uns in Pommern überzeugt, 
daß ein Naſſenſtreikl der Landarbeiter möglich iſt. — Den Antrag Kauts!ly 
bitte ich abzulehnen. Wenn wir vorwärts kommen wollen, ſo müſſen wir 
Frieden haben zwiſchen Partei und Gewerkſchaft. Gravo) 
Silberſchmidt⸗Verlin: Nachdem Genoſſe Bebel im Gegenſatz zu der Er» 
Härung, bie er im „Vorwärts“ veröffentlicht hat, geftern nicht mehr gelagt Hat, 
daß eine abſichtliche Entjtellung feiner Ausführung im Protofol enthalten fei, 
und nachdem Legien in feinem Referate nod einmal chronologifch dargelegt 
hat, wie die Verhältniffe ſich enttwidelt Haben, Tann ich mir erjparen, darauf 
noch einmal einzugehen. Was den Generalſtreik anbelangt, darf nicht vergeſſen 


ſchaftsflührer wird eingehender als Bisher foztaliftiichen Geift propagieren können; 


‚die Beſchlüſſe der Parteitage gebunden zu fühlen. Das ift eigentlich des Pudels 


988 Vierter Verhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung. 


werden, daß zwiſchen dem, mas in dem Referate Bebels bargelegt tuurbe, 
und dem, was nad dem Jenaer Parteitage öffentlich diskutiert worden it, ein 
koloſſaler Abſtand beſteht. Damals wurde angedeutet, daß bei einer Wahlrechts⸗ 
bewegung der politiſche Maſſenſtreik in Anwendung kommen ſolle. Das Ablehnen 
des politiſchen Maſſenſtreils bat dann in den Kreiſen der Parteigenoſſen ein 
beſonderes Gefühl, das Gefühl der Enttäuſchung hinterlaſſen. Es iſt erfreulich, 
bat Bebel nun diesmal in der präziſeſten Form geſagt bat, daß der Maſſen⸗ 
ſtreik als Waffe zur Eroberung weiterer Vollsrechte nur als ſogenanntes letztes 
Mittel in Frage kommen lann. Aber was ich nicht verſtehen kann und was die 
große Menge draußen nicht verſteht, iſt, daß man ſie ſo lange in der falſchen 
Auffaſſung gelaſſen hat. Genoſſe Bebel und andere hätten längſt zur Klärung 
der Situation das ausſprechen müſſen, was hier ausgeſprochen worden iſt. 
Aber ſie haben geduldet, daß nach Jena in einem der Begründung der Reſolution 
ganz entgegengeſetzten Sinne für den Maſſenſtreik gewirkt worden iſt. Das iſt 
ein Verſehen, das nicht ſcharf genug gemißbilligt werden kann. (Sehr richtig) 
Genoſſe Kautsky glaubt ſicher, daß er mit feiner Reſolution der Partei und 
den Gewerlſchaften einen Dienſt erweiſt. Ich glaube aber nicht, daß er dieſe 
Abſicht erreicht. Der erſte Teil ſeiner Reſolution ſagt abſolut nichts Neues. 
Sp haben bisher die .deutfchen Gewerkſchaften immer gehandelt. Sein Gewerk⸗ 


Mir ift von ben Vorftänden bis zu den Funltionären und Gaulettern herab fein 
Genofie bekannt, der nicht jede Gelegenheit benutzte, in diefem Sinne zu wirken, 
Diefe ausdrüdliche Feftlegung in der Nefolution KautsTys kann deshalb mir 
einem tieferen Sinn Haben, Und diefer kommt im nädhftfolgenden Sage zum 
Ausdrud, wo e3 heißt, daß es Pflicht eines jeben Parteigenoffen fet, bei der 
gewerkſchaftlichen Tätigkeit wie bei jeder anderen Öffentlichen Betätigung fi ar 


Kern. Kautskh will bier eine obere Anftanz für die Beſchlüſſe der Gewerk⸗ 
haften bilden und begrabiert damit die Gewerkſchaften zu Filialen der Bartels 
organilation, bon der die Direltipe ausgehen fol. (Sehr richtig] und Wiber« 
ſpruch.) So gut gemeint da3 fein mag, fo geht es dod nicht, Beide. Drgas 
nifationen müſſen ihre Gelbftändigfeit, ihre Freiheit ber Entichliegung Behalten. 
Das iſt doch ganz felbjtverftändli, daß die Gewerkſchaftsführer als Soziale 
bemofraten niemal® auf Gewerkſchafts⸗Kongreſſen etwas tun merden und 
dürfen, was einer der beiden Bewegungen ſchädlich wäre. Aber zu erfläxen: 
ihr habt euch zu fügen, ihr Habt die Direftionen von diefer Stelle zu empfartgen, 
da3 muß zur Folge haben, daß bie driftlichen, die polnifchen und Hirſch⸗ 
Dunckerſchen Gewerkſchaften und borhalten, wir ſtünden im Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis zur Partei, Aus dieſen Gründen bitte ich Sie dringend, dem Antrag 
Kautsky Ihre Zuſtimmung nicht zu geben und es dem geſunden Sim der 
Führer beider Bewegungen zu überlaſſen, Daß fie bei jeder ſtrittigen Frage fi 
gegenſeitig verſtändigen. (Beifall.) | | a. we 

Ledebour⸗Berlin: Es Handelt fi in ber Debatte um zwei Fragen? erften® 
die Stellung ber Partei zum Maffenftreit und zweitens um das Verhältnis von 
Partei und Gewerkſchaften. Ueber den erſten Punkt iſt, ſoweit ich bas zu 
beurteilen vermag, praltiih ſchon fo ziemlich eine Verftändigung herbeigeführt 
worden. Daß die Gewerkſchaftler, die nod) auf dem Parteitag in Jena gegen 
die Nefplution Bebel geitimmt haben, allerdings in etwas gewundenen Aus⸗ 
führungen, aber doch tatjächlih in diefer Debatte erflärt haben, daß fie Ti 
fünftig. auf den Standpunkt der Jenaer Nefolution ftellen werden, bas “ift 
zweifellos dag erfreuliche Ergebnis der Bisherinen Debatten in der Preſſe, in 
Berfammlungen und auf dem Parteitag. Wir können da3 alle mit Genugtuung 
regiftrieren und brauchen uns nicht auf Au3einanderfegungen darliber einzulaffen, 
ob früber auf der einen oder anderen Geite Schler gemacht worden find, Vor 
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allem ift es ganz gleichgültig, ob bei der Veröffentlichung des Protokolls ber 
Gewerkſchaftskonferenz ganz Torrelt das Bureaufratifche Verfahren eingehalten 
tworderr ift. Daß mit der Erörterung darüber ſoviel Zeit BFLgeNDE iſt, finde ich 
ſehr bedauerlich. 

Nun noch ein paar Bemerkungen über den Maſſenſtreik. Genoſſe Silber» 
ſchmidt bat es für nötig befunden, gegen die Barteileitung einen Tadel 
auszuſprechen, weil ſie geduldet haben ſoll, daß der Maſſenſtreik nicht als eins 
der Mittel in den letzten Stadien des Kampfes, ſondern als ſofortiges Mittel 
propagiert worden iſt. Davon, daß das geſchehen iſt, habe ich niemals etwas 
gehört. Es haben ſich lediglich nachträglich einige der Genoſſen darüber beklagt, 
daß die Anberaumung des Maſſenſtreiks bei der preußiſchen Wahlrechts⸗ 
bewegung nicht erfolgt iſt. Sie ſtehen aber ganz vereinzelt da und haben 
bisher und wohl auch auf die Beſchlüſſe dieſes Parteitages gar keinen Einfluß 
gehabt. Nun haben die Gewerkſchaftler bei dem anerlennenswerten Wunſch, ſich 
auf den Standpunkt der Jenaer Reſolution zu ſtellen, die Taktik befolgt, ein 
Amendement einzubringen, in welchem fie die Identität der Jenaer und Kölner 
Refolutionen behaupten. Wenn die Genoffen felber fi das fo zurechtlegen, iſt 
ja nichts Dagegen’ einzuwenden, wir bermögen aber dieſe Identitätserklärung 
nit mitzumachen. (Sehr richtigl) Das Amendement muß in irgend einer 
Weile jo modifiziert werden, daß e3 als die Anſicht der Antragiteller Legien 
und Genofien erſcheint. Der Parteitag als folcher, ich flir meine Perfon auch, 
bermag dieje intelleftuelle Konftruftion nicht nachzudenken. Was die Nefolution 
Bebel anlangt, fo ftehe ich allerdings auf dem Standpunft, dab wir fie mit dem 
Umendement Kautsky annehmen müffen! Wir verlangen in der NRefolution aber 
durchaus nicht, dab die Gewerkſchaften als Drganifation und daß jeder einzelne 
Gewerkſchaftler fi an die Befchlüffe des Parteitages gebunden fühlt, aber von 
jedem Barteigenofjen verlangen wir das allerdings. ch begreife 
nicht, wie Parteigenofien dagegen Überhaupt Widerſpruch erheben können. Wenn 
ic) den Genoffen Bömelburg ridjtig berftanden Habe, erkennt er prinzipiell 
das auch an.  Eonftatiere alſo nit Befriedigung, daß Sie im Gegenjag zu 
Silberſchmidt dieſe Faſſung für richtig halten, Sie haben nur taktiſche Bedenken. 
Zu meinem Bedauern iſt auch mein lieber Freund Karl Liebknecht gegen den Antrag 
Kautsky aufgetreten. Auch Liebknecht hat prinzipielle Einwände gegen den Antrag 
Kautsky erhoben im Gegenſatz zu Bömelburg. Er hat ſich alſo päpftlicher gezeigt 
als der Papſt, oder gewerlſchaftlicher als ein bekannter Führer der Gewerkſchaften. 
Nun, die prinzipielle Anſchauung Silberſchmidts, ber den Antrag fo auffaßt, als 


follte dadurch den Gewerkſchaften ein Brogramm aufoktrohiert werden, ift durchaus 


falſch. Die Notwendigkeit des Antrages Kautskt) ergibt id) daraus, daß wir e3 erlebt 
haben, daß einzelne Barteigenofjen es für richtig befunden haben, zu erflären, fie 
würden fi) in ſolchen Zragen nit an die Beſchlüſſe der Parteitage gebunden 
erachten. — Wenn ich recht unterrichtet bin, Maren darunter fogar Neichstagss" 
abgeorönete. Dem gegenüber muß der Parteitag ein entjcheidendes Wort ſprechen 
und in Erinnerung bringen, daß jeder Genofje an Parteitagsbeſchlüſſe gebunden 
ift, überall, in allen Situationen des Lebens. Davon, daB die Gewerkichaften 
untergeordnet werden follen, Liegt nichts in der Reſolution Kautsky. An ihren 
eigenen Angelegenheiten jollen fie felbftändig fein, aber in politifchen Angelegens 
heiten Hat die Partei zu entfcheiden und gerade die fogenannten gemeinidhafts 
lien Angelegenheiten jind im Sern ihres Wefens politifhe Angelegenheiten. 
Da muß es eine Inftgnz zur endgültigen Entfcjeidung geben. , (Sehr richtig |) 
Adolf Braun » Nürnberg : Es ijt mir peinlid, daß ich mich zu einem der 
ältelten und mir am nädjten jtehenden Barteigenofien, zu Kautskhy in ſtarken 
Widerſpruch ſetzen muß. — Ich bin der Meinung, daß wir auf feinem Parteitag, 
am allerwenigſten in Mannheim etwas beichließen dürfen, was der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung ſchaden könnte. Wir können deshalb nicht dem Wunſch don Ledebour 
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nachkommen, ber uns fagt, wir müſſen die Reſolution Kautsky annehmen. 
Dieſes Muß wird ed auf diefem Barteitage nicht geben. Wir dürfen aber au 
nichts beſchließen, was irgendwie der politifchen Arbeiterbewegung fchaden könnte. 
Deshalb iſt es ungeheuer. erfreulich, daß eine Form gefunden wurde, die jedem 
von uns annehmbar iſt; ein derartiger Antrag wird ſofort verteilt werden. 
Und ich glaube deshalb im Einverſtändnis mit meinen Freunden erklären zu 
förnen, daß wir unſeren Antrag 166 zurückziehen zugunſten dieſes Antrages, 
der zweifellos die Zuſtimmung der großen Mehrzahl der Delegierten finden wird. 
In der Reſolution Kautsky finden ſich eine Reihe bon Bemerkungen über 
das Verhältnis bon Bartei und Gewerkſchaften, die wir, ganz abgefehen, mie 
wir fonjt dazu ftehen, fchon aus reinen vereinsgeſetzlichen Rüdfichten nicht 
annehmen fönner Die Maurer, die, Dachdecker, die Bierbrauer könnten der 
Nefolution ganz anſtandslos zuftimmen, aber unmöglich ift das für den Buch» 
binderverband, für die XTextilarbeiter, die Holzarbeiter, die Metallarbeiter. 
Diele Verbände Haben erfreulichermweile in den legten Jahren Behntaufende von 
mweiblicden Mitgliedern getvonnen, diefen würden wir die Türe verſchließen, 
wenn wir in diefer Form die Gewerkſchaften zu politifhen Organifationen 
ſtempeln würden. (Sehr riätig!) Das dürfen wir nicht und deshalb müſſen 
wir es unterlaſſen. Nach den wertvollen Erklärungen von Bömelburg und 
Reicheol glaube id, iſt auch dieſe zwangsmäßige Geſetzmacherei nicht nötig, 
denn wenn Kautsky jagt: Disziplin iſt das ſtärkſte Rückgrat des proles 
tariichen Klafjenlampfes, fo darf das nicht eine aufgezwungene Disziplin fein, 


ſondern eine, der wir und freiwillig unterwerfen. (Sehr richtig!) Die frei 


® 


willigen Erklärungen von Bömelburg und Reichel find ums viel wertvoller, 
als die allerlängite Nefolution. (Sehr wahr!) Das find wichtige Aftenftüde. 
Bei einer Nefolution jagt man: Ad, es find ſchon 52 gefaßt, man. fennt fie 
nit alle, man weiß ja, daß ber Parteivorftand fie nicht einmal alle gefannt bat. 
(Heiterkeit) Kautsky fagte am Schluß: Unfere Nefolution fol die Grund» 
lage ſchaffen, um vereint dem Feinde Widerjtand zu leiften, dem wir nur vereint 
zu tiberjtehen vermögen, dem Kapital. Uber gerade deshalb müſſen wir eine 
Nefolution faſſen, die nicht mit 170 gegen 165 Stimmen angenommen wird 
(Sehr gut‘), fondern eine Nejolution, für die alle ſtimmen können, eine ſolche 
Nefolution wird Ihnen gleich vorgelegt werden, Wir werben dadurch das Yiel 
erreichen, daß dem Mannheimer. Parteitag eine Biftoriiye Bedeutung geben 
wird, nämlich die. Schaffung ber Einheit zwiſchen Partei und Gewerlichaft. 
(Beifall). ae | | — 

v. Elm: Ich bin in der erfreulichen Lage, meine Zuſtimmung zu dem 
Meferate Bebels geben zu können. Dasfelbe habe ich auch in Jena getan. 
Wenn Frohme, Leiche. und ic jeinerzeit nachträglich eine Erflärung in der 
Barteipreffe erlaſſen haben, jo gejchah dies, weil ſich in derfelben und in der 
Partei mwejentlihe Abweichungen von der Auffaliung Bebel3 in Jena ergeben 
hatten. Es war nun unjere Abſicht, unjere Parteigenofien auf die Bedeutung 
der Senaer Refolution aufmerkffam zu machen und zu verhindern, daß ihr eine 
bolftändig anbere Deutung gegeben werde. Heute ift die Auffaffimg ber fo» 
genannten SHirtenbrieferlafler von der Jenaer NRefolution die Auffafiung ber 
Mehrheit der Partei. Der Neferent bat dies zum, Ausdrud gebracht und auch 
zahlreiche NRebner, Nur die Genoſſin Lugemburg var gegenteiliger Anſchauung 
Ihre Auffaffung. ftügt ſich im weſentlichen auf die ruffiihen Verhältniffe, di 
für und nicht in Frage kommen können. Deshalb iſt Mre Schlußfolgerung fi 
Deutſchland auch vollſtändig falſch. Worauf es Heute ankommt, ift, dab mir 
durch die Annahme der NRefolution Bebel = Legien befunden, daß eine gegenfäß- 
liche Auffafjung zwiſchen Partei und Gewerlſchaft nicht beſteht, daß Gemwerkfchaf 
und Bartei einig find, wenn es gilt, Volksrechte zu berteidigen. Das fol durd 
irgend eine Faſſung ausgedrüdt werden. Die Deklaration Legiens ilt be 
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mängelt worden. Eine Reihe von Genoſſen glaubt, derſelben nicht zuſtimmen 
zu können. Ich weiß, daß eine Faſſung vorgelegt werben wird, bon ber wir 
annehmen, daß fie allfeitige Buftimmung findet. Es muß ung daran biegen, 
diefen Streit, der feit den Kölner Befchlüffen tobt in der Partei und Gewerk⸗ 
ſchaft, mit biefem Parteitag endgültig zu befeitigen. Meine Auffaſſung der 


. Kölner Refolution Habe ich nad dem Kölner Kongreß kundgegeben, aber nach 


der Feſtſtellung der Antragſteller ſelbſt und der Verfaſſer der Reſolution glaube 
ich, daß wir feine Veranlaſſung haben, ben Sinn, der von ihnen der Reſolution 
beigelegt wird, zu beftreiten, denn wir müffen ihnen ohne weiteres auf das 
Wort glauben, daß fie das fo gemeint haben ınıd können dem zuftimmen, um 
zu verhindern, daß nochmals ein Beichluß gefaßt wird, der zu neuen Diffe- 
zenzen Beranlaffung geben könnte. Die Refolution Kautskh bitte ig Sie, unter 
allen Umftänden abzulehnen. Es ift ſchon von Bömelburg betont worden, daß 
die Gewerkichaftsführer aus taktiſchen Erwägungen heraus ſich unter allen Um⸗ 
ftänden gegen die NRefolution Kautsky erflären müſſen. Wenn die Gewerlſchafts⸗ 
führer fagen, wir müffen dagegen fein, dann muß Kautsky einfehen, daß wir 


ſoilche Veſchlüſſe nicht faffen bfrfer. Jedoch bin ih mit Kautsty in bezug 


auf den geiftigen Inhalt der Nefolution vollkommen einverftanden. Ach Habe 
das auch in Köln betont. Wenn jedoch die Refolution Kautaty zum Beichluß 
erhoben mwird, fo bedeutet das etwas anderes, als wenn jeder Parteigenoffe für 
fih in diefenı Simme Innerhalb der Gewerkſchaftsbewegung wirkt. Es iſt abjolut 
unnötig, der Refolution Bebel noch irgend ein anderes Amendement zu geben. 
(Sehr ridtigl) Es fteht fon in der Refolution Bebel, daß das Ziel der 
Bartei au von jeden klaſſenbewußten Arbeiter erftrebt werben mitlfe. Mehr 
wird doch in der Nefolution Kautskyh auch nicht ausgebrüdt, als daß die 
endlihe Befreiung bon der Lohnſklaverei auch von den Haffenbewußten Gewerk⸗ 
Ihaftlern erftrebt werden muß. Wozu das noch wieberholen und außerdem eine 
Verpflichtung feftlegen für die Barteigenofien, in erfter Linie die. Befchlüffe der 
Bartei für fi al8 maßgebend zu betrachten. Wenn ich auch glaube, daß unfer 
Barteiborftand fi von ruhiger Einfiht immer leiten läßt, fo liegt dod die 
Möglichkeit vor, daß einmal ein Beſchluß gefaßt wird, mit dem ſich die einzelnen 
Gewerlſchaftler nicht einderjtanden erflären können. Darum dürfen mir eben 
eine folde Verpflichtung nicht ausſprechen. Wir haben fchon Bisher geſehen, 
daß das ideale Verhältnis zwiſchen Wartet und Gewerkſchaft, fo wie wir es 
wünſchen, noch nicht beſteht, nämlich, daß Patteivorſtand und Generalkommiſſion 
fich immer vorher verſtändigen. (Sehr richtigl) Nicht Unterordnung des einen 
Teiles unter den anderen, ſondern gegenſeitige Verſtändigung muß unfere Zofung 
fein. (Lebbafter Beifall.) 

BVorfigender: Bon den YUntragftellern ber Reſolution Rautaty wird eine 
Henderung diefer NRefolution vorgefhlagen: Am erften Sas fol in der dritten 
Beile das Wort „Gewerkſchaft“ durch die Worte „gewerkſchaftliche Bewegung“ 
erſetzt werden, im zweiten Gabe der zweiten Zeile die Worte „In den Gewerk⸗ 
ſchaften“ geſtrichen werden und in der vierten Zeile des zweiten Satzes ſoll 
hinter dem Worte „Gefühl“ eingefügt werden „in dem Sinne, wie Bömel⸗ 
Burg e3 definiert Hat“. 

Es ift ferner der Antrag eingegangen und zwar im Einberftändnis mit dem 
Antragiteller, daß über den zweiten Punkt der Nefolution Kautsky getremit 
abgeftimmt wird, Ferner ift ein Antrag 171) eingegangen bon Legien unb Bebel, 
der das Amendement Legiens abänbert. 

Richard Fifher-Berlin: Genofle Elm Bat feine Ausführungen mit der Mahnung 
geſchloſſen, wir jollten beftrebt fein, die Einigung zu erzielen und nicht bie 
Unterwerfung einer Minderheit. Auch ic) fehliege mich diefem Wunſche an und 
Bin der Meinung, dab die PBarteitage keine Konzile find, anf denen Glaubens» 
füge feftgelegt und die Genoffen auf Buchftaben verpflichtet werden follen. (Sehr 
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riästig !) Unfere Parteitage find Zuſammenkünfte, bei denen wir Gegenwaris⸗ 
politit treiben und uns über den beiten Weg beritänbigen, der im Intereſſe 
ber. Arbeiterklaſſe zu befchreiten iſt, um die Unfchläge unjerer Gegner vereiteln 
zu können. Darüber find wir aber alle einig, daß bas nur möglich til, wenn 
Bartei und Gewerkſchaft geſchloſſen in Gebanlen und einig im Handeln find. 
Der Antrag Kautsky ift, wenn auch unbeabfidtigt, geeignet, diefe Aktionskraft, 
dfEs gemeinfame Fühlen und Denen zu hindern und zu ftören. (Sehr richtig !) 
Es unterliegt für mid; keinen Zweifel, dab es eigentlid am zweckmäßigſten 
wäre, die Mefolution Kautsky überhaupt auszuſcheiden. (Lebhafte Zuftimmung 
und Wideriprub.) Was fie uns jagt, ift ſelbſtverſtändlich und Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeiten beſchließt man nicht, aber nad den Darlegungen bon Kautsly 
und namentlich nad) den Worten von Frau Zie könnte man draußen glauben, 
Daß mit der Ablehnung des Antrages Kautslyg auch der Sinn dieſes Antrages 
abgelehnt fei, und das müfjen wir vermeiden. Ich glaube, wir können das er⸗ 
reichen, wenn wir den erſten Xeil Des Antrages Kautskn annehmen und den 
legten Teil ablehnen. Er ſelbſt Hat ſchon, beeinflußt dur; die Beweggründe 
ber Gemwerkichäftsletter,' ſich damit einberftanden erklärt, baß das Wort Geiverk 
haften erfegt wird durch „gewerticjaftliche Bewegung”, und daß in dem Gaß 


„ed iſt daher Pflicht eines jeden Parteigenofien, in dieſem Sinne in bei 


Gewerkſchaften zu wirken“, die Worte „in den Gewerkſchaften“ geſtrichen werden. 
Wir können dieſe Wenderungen nur begrüßen. Weshalb wenden ſich die 
Gewerkſchaftsvertreter aber trogdem noch weiter gegen die Nefolution Kautsty 2 
Nicht, weil fie jagen: Wir wollen nidt, daß die Gewerkſchaften vom Geiite 
ber Sozialdemokratie getragen werben, daß ber fozialiftifche Geilt in den Gewerk⸗ 
haften berrfcht, nein, denn jo lange wir in Deutſchland eine Gewerkſchafts⸗ 
beivegung | haben, iſt fie im Geifte der fozialdemofratiiden Partei und mit 
ber Partei getrieben tuorden. (Sehr riätig)) Nun fragen fi Die Gewerk⸗ 
fhaftsführer aber — und auch wir müflen uns fragen — ob denn die Refalution 
Kautsl geeignet ift, Die gewerlſchaftliche und die Bartei-PBropaganda zu fördern, 
und da jagen fie: Nein, wir haben ums ar bie indifferenteften ber indifferenten 
Urbeiter zu wenden, wir haben die Leute zu geivinnen, die eigentlich politiſch 
no ganz im Banne unſerer Gegner ftehen. Zu dieſem Ziverfe mülſſen wir 
frei fein in der Altion, man darf uns nicht enigegenhalten: Ach was, Ahr 
Gewerlſchaftler betreibt nur angeblich gewerkſchaftliche Zivede, Ihr agitiert nur 
angeblich. für Beſeitigung der Mißſtände im Gewerbe, für Befferung der Löhne, 
Verkürzung der Arbeitszeit, im Grunde feid Ihr doch nichts anderes als Soziale 
demokraten, die fi) eine gewerkſchaftliche Maske umgelegt haben, im Grunde 
betreibt Sr nur ſozialdemokratiſche Bartel-Bropaganda, Ahr müßt das tum, 
was der : Togialdemofratiihe "Barteitag Eu vorſchreibt. Man muß Diefe 
München⸗Gladbacher Jeſuitenzöglinge Temien. (Sehr gut!) Man muß ale 
die Vorurteile diefer politiih unaufgeflärten und wirtſchaftlich unerfahrenen 
Arbeiter kennen; und wenn man fi) das alle8 vor Augen führt, damı muB 
man fi} fragen, ob es notwendig. ift, die Schwierigfeiten noch zu vermehren. 
Wird denn durch die Refolution Kautsky etwas an bem gegentvärtigen Zuftand 
geändert? Wollen wir, dab die Gewerkſchaftsbewegung fi) abzweigt von 
der politifhen? Und weiter. Der Barteivorftand und die Kontrollkommifſion 
haben ſich bereits gegen die Reſolution Kautsky ausgeſprochen. Es ift ſelbſtwer⸗ 
ſtändlich, daß die Gewerkſchaftsleiter nach den Erklärungen, die wir gehört 
haben — und lohyaler als Bömelburg kann man ben Parteiſtandpunkt nicht 
Definieren (ſehr richtig), und ebenſo hat Reichel geſprochen — ich ſage, es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß eine große Anzahl bon Parteigenoſſen, die ebenſo gute 
Senoflen find wie die anderen, gegen den -Untrag Kautslky ſtimmen werben, 
Bas für einen Wert: hätte denn eine Reſolution, die der Parteitag gegen .den 
Willen derer. um bie. es ſich handelt, annimmt (fehr richtig |), wenn dieſe 
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Der soil zalleaeit; a0, en) 
2eute dann tion törmten: Segen bieſe Refotution Hat ſich — die Partei⸗ 
leitung gewendet Mat erreicht auch praltiſch nichts, wenn man die Reſoluf on 
Kautskij. in der vorliegendon Kam: gegen: dert Widerſtand der tätigen Gewerle 
Sthaftler! aminunt. (Suhr:;rigtigl) : Nun: Hat Kautsly geglaubt, er Töne die 
Reſolutidn mildern, indem er hinzufügt, daß Dies Sichgebundenfühlen Mur zu 
vorſteheu fſei mr Sinne. der Ausführungen von Bimeldurg. . Sthön!.: Aber dadutch 
Bd: dochnach außen hin michts an den genannten Schwierigleiten geändert, 
höchſtens, daß die moraliſche Ohrfoige, die beit: Gewerkſchaften erteilt wind, nicht 
vffen ausgeſprochen wird: Empfinden werden fie fie tvogbem. Aber auch ſiunß 
Wie Reſolution Kautsky in, ihren: zweiten· Zeile falſch. Wie kann; man von 
dem Parteigenojfen zuevſte verlangen, daß er im Sinne ber. Spzialdemalveaie 
wirt und hintendrein jagen, er ſoll ſich an die Parteibeſchlaſſe gebunden futzten? 
Wenn ic æs als ſelbſtwerftündlich voxara ſetze; daß jemund in dieſein Sinne-wikla, 
Sm. brauche ich: doch micht nochmals »zun verlangen, daß er: ſich gehurtden 
FH: (Gebr gut Was“ Fühlen tim ider: Parteitag. Bad) micht vorfchreihben. 
(Heiterkeit): Dumm. der: Sälukies; : worin wieder die Bartei abs: die allein 
felitzwmachenbe Form der: Arbeiterbewegung: hingeſtellt mind Dass iſtt ein 
Widerſpruch: zus dom Bedanlen von Babel. daß beide; Richtangen gleichberechtigt 
Ind gleich notwendig ſind. Wenn Das "ber Fall iſt, dam können wie micht 
einen Bıurfngaktragaitnehmen,. worin es⸗ beißt; Aber: die ;einzig richtige Form 
ift "wie. ſozialdemolratijhe »Barlert- uruf:„Das ſchließt ſich doch nicht 
auf)". 2 Uber: »das.-Tanın ‚mar: daraus folgern md. wir dürfen keine 
Beſchlaſſe faſſan, die erſt in jeder Verſammlung erllärt werben. üllen Ich 

Möchte Ihnen einen anderen Vorſchlag machen, für: de die Vertreter der Gewertke 
Maften ſtimmen worden und den ſte zals annehmbar begeichnenn. Der ⸗Antrag 
geht dakter, U da tum nbie: Nefokutiore: Kautsky bis zu Dem Worte: wirlen 
Atzeptieren und die Schlußſaze uhlehnen. ( Sehr richtig h. Wir ſagen alfo: „Um 
aber jete Einheitlichkeit: des · Denlens: and Handelns von Paxtei und Gemerkſchaft 
gzu ſichern; die en unentbehrliches Erfoxdernis für den fiegreichen Fartgaug des 
pmelstatifchen Klaſſenkampfes dildet, tft: es unhadingimatmendig, dab die gemerl- 
daftlige: Bewegung: wer: dem Beiite > der Sogialoemolvatie heherricht · wind· 
63: ft: Daher Pflicht eines jedan Parteigenoſſen, in dieſem Sinne gu widen? 
Sch glaube; dieſen Antrag enthält alles, wag die Nefpkution Kamsky an. Gebauer 
Eerthäßl,.cund ſie jagt Ans, mus notwendig tik Es, iſt. ein‘ ſozialdemolratiſches 
Binubensbelenntnia, daas ‚Bienmitschgelegtituich: . 3: wird danit den Gewerb⸗ 
ſchaftsführern die ja dafür— ſümmen, die Verpflichiung auferlegt; im. Sing der 
Sozialdemokratie zur; wirlen. Alles andere: iſt mur Die. Wiedecholung desjelhen 
Sehantens, it: mar: feine: Schhaßfolgerung. aber es wird. damzit glewiinm-eir 
Kikchencbiktese. Mehizin- in den Löffel gegoſſen und Damit: Den. Gemerkſaftlern 
Has Schlucken erſchmerte Wir abet wohſen, ‚nichts. verſchluckt. haben von den 
Gewerlfchaftlorn, ſondern wir, die win ſahraus jahrein Schulter an. Echulter · mit 
den Gewoerlchaftlern Lämpfan, dies wir nit. ihnen arbejlen, muſſen und Dip wie 
ImmZahl: und Einfluß geſchwächt wirden, wenn wir nicht ig allen Kämpfen die 
gewerlſchaftlichen QOrgawiſativnen. mit dem ſagialdemolratiſchan Geiſte hinter 
Ano hätten; it mikfien, meins ich, ing’ Reſolutian faſſen, die es uns ermũg⸗ 
liaht, ‚genseihjamt : An den: Sampf au. ziehen, , Ich nahme au; Dak die angefünpigte 
naimentlache Mb wimichgenichtiale Uhlchrefung@nikieh dienen ſoll. (Banks, wit 
Begenteil:1") Ich :filnchte as auch nicht. Ich bitte Sie aljo, für ‚den von mie 
sugelündigten · Amtrag · gu ftinmen, dann wird die Gemeingamleit peu Auffafiung 
gwiſchen Partei und Gawerlſchaften in ber ge: des Mahſenſtreils n Siben 
SUR Augdruck kommen. ebhafterBeifall.) «_.: RE GERe 

sc Ledebeur (zunBeihäftsnrgnung) 2: I: Bilder — — ber Karfipenbe 
ken; ‚Genom Rimelbirg: aufigshschsfeine Deftinitinse der autskyſchen Nefokstjon 
— — * gebe, in: — ſienegeavbiſch Moielolliert werden Gau 
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Wenn wir aufgefordert: werben, fir eine Reſolulion Zu fämmen, bie ſich auf 
den Wortlaut der Bömelburgſchen Erklärung bezieht, fo müſſen wir die Grffäzung 
gegenwättig haben, ſonſt können wir nicht darüber abftimmen.  ' 

VBorfigender Singer: Ich babe feine Veranlafiung dem Wurmſche Ledebours 
ſtattzugeben. Ich bin der Meinung, Bömelburg wird die Erllärung im Vrotololl 
feſtlegen. Db:er fie noch einmal wiederholt, iſt gleichgültig: Sehr mehtig 
Wideripru.) Jedenfalls mädte ich nicht eine Auffordorung an den Geuo ſen 
ſtellen, die von dem Geiſte des Mißtrauens durchweht iſt. — — Ein Antrag 
auf Schluß der Diskuſſion ift eingelaufen. Nachden 

Kimmel⸗Hamburg ben Anttag begründet hat und Bleihner ⸗· Hreden der mit 
Fiſcher⸗Berlin getauicht hatte, und fo ums Wort gu kommen fürchtet, fich gegen 
die Annahme dieſes Schlußantrages ausgeiprochen hat, da bie letzten Phaſen der, 
Dis luſſion eine andere Wendung gegeben Hätten und fo eine heilloſe Verwirrung 
in die ganze Situation Hineingetragen- worden fei, wird mit: größer Mehrbeit 
ber Antrag auf Schluß der Deb atte angenommen. Zur porfünlichen 
Bemerkung erhält das Wort. 

Frau Birk: Haniburg: Ber Genofie Paul Mäller hat nach einem geitimgs⸗ 
Bericht. meine Aeußerungen, die ic) im einer Mitgliederverfamntlung des erfien 
Hamburger Wahllreiſes getan haben fol, berichtet. Ich häfte- gefagt:- „Beni 
bie. Gewertichaftsführer nicht gebremit hätten, fo hätte in Suchen und Hanbuͤrg 
bei den Wahlrechtölämpfen etwas erreicht "werben lünnen.- Hurch das: Bremſen 
der Führer ſei daß: verhindert worden.“ Ich erlläre, daß das unrichtig iſt, 
(hört, hört )) und rufe meine Hamburger Mitdelegierten zum: Zeugnis: dafür auf. 
3 Babe im erften Hamburger Wahlkieife lediglich die Chancen erörtert, Die ein 
eventuell ausgebrochener Maffenſtreik fir uns beim: Wahlrechtskampf hätte haben 
können und habe darauf hingewieſen, daß für Sachſen und Haniburg aderoinrgs 
mehr Ehancen für den Erfoig geweſen wären, wie für: Proutzen wobei ich 
hingufegie: „Uber allardings unter. gewifjen Vorausſetzumgen“.“ Und zu biefen 
Boraugfegungen habe ich ımter anderem gerechnet die Beſeitigung der Antiputhie, 
die in den Kreiſen der Gewerkſchaftler nach dem Kölner Gewerlſchaftskongreß | 
gegen ben Majfenitreit horhanber gemwefen - ift. 35 erllãra alje,baf- meine | 
Ansführungen abſolut nicht in Widerſpruch ſtehen zu der Meinung, die hier zum 
Kulsbrud gebracht worden ift, und die mi in Jena ausgeſprochen !metden it. | 





, Vorfigender Singer + Das iſt keine. perfünliche Bemerkung. - -\- - 

Frau Zieh (fortfahren): Ich muß bem Genoſſen —— midethegen 

Müller. bat-erflärt,. daß Diele Auasführungen . . .- -' | 
Vorfigender Singer: Das. ift feine: Anficht. unb — lünnen Sie feihe 

perfänlice Bemerkung nüpfen.. (Heiterleit.) Eine perfönliche Bemerkung Kaun 

nur die Richtigſtellung enthalten un dem, was ein — Debner — einer 

Werfen ſagi. 

Frau: Fie fortſahrend): ‚Müller Hat. behauptet; daß ich die ——* 
Wiedergabe meiner Rebe im „Hamburger Echo“ nicht bevichtigt Hölterund getzt 
erkläre ich, daß ich fie berichtigt habe. (Sehr richtig? Glocke des -Präfidenten.) 
Das muß mich doch Genoffe Singer erſt entwideln laſſen. (Groͤße Heiterte). 

Ich erklärte alſo, ba: ich dieſe unrichtige Wiedergabe berichtigt Habe, und zwaͤr 
in der kombinierten Verſammlung ber drei Hamburger Wahlkreiſe; die ſich ‚At 
des Frage: „Partei und Gewerkſchaften“beſchaftigt Hut. (Behr richtig 15 Und 
diefe Berichtigung iſt auch im das Humburger Echo“ übergegangen. Und’ fo 
gut. wie Müller den erſten Gericht geleſen bat, wird er auch den zweiten gelefen 
haben. Aber das paßte ihm nicht in ben Kram und barum- wird er es weg. 
gelaſſen haben. Eebhafter Beifall.) 

Sachſe (perſönlich): Genofſe Seber vehaupiet, ich harte nun Bing auf 
n Neutralität früher einen anderen Stanbpintkt eingenommen :twie -geften. 

——— micht den ————— Senoſſe o1d — — Drugs, — dieſcn — 
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" Elandpunti ſchou im. gahre 1807 in- gwidlau — Gabe, «s nifft 

2. alſo nicht zu, daß mich. Geuoſſe Hue erft eines Beſſeren ‚belehrt Hat. 

— Sur; Genoſſe Leber hat behauptet, ich hätte eine Reihe von. Genoflen 

„um, Siune der gewerlſchaftlůchen. Reutralität belehrt. Ich Habe dazu zu ſagen. 
+ DaB. es mir nicht eingefallen iſt, Belehrungsverſuche zu machen. Doch wenn die 
— und die Geuwerlichaftsführer, die mit mir in Berührung ge— 
lommen ſind, ſich von meinen Anſchauungen haben überzeugen laſſen, fo iſt das 
ein Beweis dafür, dab unter Umſtänder auch ein. Nentralitätsdirfeler einmal 
vernanftige Anſchauungen haben kann. {Hört! hört! Grohe Heiterleit,) 
Zubeil (perjöntih): Ich exleune an, daß ich mich geirrt Habe, und daß 
ſih das Lachen Bömelburgs in: ber Berliner Konferenz nicht auf-die 

1: ‚: Dempnftrationen vom 21. Jannar bezogen bat, fonbern nuf die Brotejtbeivegung 
gegen den Kölner Gemerkichgftälagigres. (Lebhafter Beifall.) 

Paul Muͤller Werſönlich): Genoſſin Zieg hat ausgeführt, daB ich unwahres 
z guiĩ dem Parteitage berichtet hätte. Frau Biest hat auf ˖die kombinierte Ver⸗ 
ſammlung der drei ſogialdemokratiſchen Wersine hingewieſen, und behauptet, 
dieſen Bericht im „Hamburger. Echo“ richtig geftelit zu haben. Ich habe auch 
dielen Perſommlungsbericht geleſen, aber aus ben dort wiedergegebenen Aus⸗ 
führungen der Genoffin Biest. entnehme ich... eine Berichtigimg nn en 
. Ausführungen. in der Verſammlung nur ettiund Deilariert. 

. Singer, will nunmehr Logien das Schlutzwort erteilen. 

eun Zuerſt muß doch der Referent ſprechen. 

Vorſ. Siuger: Es iſt varlamentariſcher. N den Rorreferenten zug das 
——— au geben. 

—. . Begien :. Auf dem Kölner Tee: Hat aueh; — ber Referent unb San, erft 
“per. Koreeigrent - das Schlußwort gehabt. Das wäre .eine ganz neue Art der 
Weſchaͤtisordnung, wenn micht. RER: —— ‚guerft: Wat; dann: verzichte — 
be⸗ Schlußpoxt. 

x Ginger. Wir Yingen: ia den: "Basieitag eniſcheiden Inffen.. a 

Giexauf heſchließt Fer ‚Barteitag::-bakı guet der Korreferent wichhn fen. 
„Regden-bexaiditet auf das Schlapwort. 2. u 

Bchel: Zu meinem Bsdauern mußß ich auf % Fine Reihe von. — 

Eingehen/ bie über meine Mede. in Jena zum Ausdruck gebracht wurden. De 
nieinem noch. größeren Bedauern maß ich mch mit dem. Anfange - dex- Aı 
führungen Legiens beſchãftigen, in denen er ausführlich: und aggreffin namentlich 
„gegen meine Perſon ſich gewandt hat. &3: handelt ſich zunächft um die Vorgänge 
nnerhalb Der. Honfeneng im: Febtugn zwiſchen Perteinorjiaud. und: Genueral⸗ 
fommiffion und um die Erklärungen, die angefichts und infolge jener Vorgänge 

wohl, von ſeiten deg Parteinoxitandes als aud der Generalkoruniſſion vers 

‚ öffentlicht worden find.. Regie Kat geſtern mit Inbhafter GEntrüſtung hervör⸗ 
achoben, daß es eigentlich eine, Kühnheit von mir geweſen ſei, ohne Rüchſicht 
auf. den Barteivorfigu, nachdem. die „Einigleit“ einzelie Teile jenes: Protöfolls 

‚heröffentligt hatte, gegen die Ausfühiungen: bes: Protololls und ‚namentlich 
gegen, die; 6. Thelen, die Bilberhd midt:fommeilient hatte, Stellung au 

‚uebmen, Wenn ach jemabs A meinem: Leben Udſachenhatte, „mich. ꝓerſoönlich 
Aa Unterftelungen, Die-im der Ark, wie ſierveröffentlicht wunden, die jchwerſten 

‚Beleidigungen : gegen. mich. ‚esihlelten. ‚zw wehren, fo mat das bei jener, 

‚licfegenheit: ber. ‚Fall, . (Lchhafter.: "Biberfpan). And als meine: Auffaifung 

des Vorganges Yon feiten der Generalkommifſion mit. einer Gegenerllkrung 

Daanfipagtet, wurde mußte ich: Äuringend Juitnichen, daß der Parteivorſund einer 
ſeüs erkläxte, wie er bie Sachlage auffaßa, Jene Verhandlungen turen 

Aguerbin dlich Was von dem eing ien Nednern Suttgäfckiunen. worben: if, im 
ihre ‚perlönliche Anfauung. Und nun die ſechs Thefen Silberſchmidts, deren 
erfter Punkt eine Darftellung meiner Yuffaffung gibt, die, wenn fie richtig wäre, 
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mid nicht nur unwürdig machte, Mitglied des Barteivorftandes au fein, fondern 
auf Grund deren ich aus ber Partei herauäfliegen müsste. - (Hört! hört): Ich 
Batte alfo alle Urſache zu einer Nichtigftellung, in der ich: ausführte,. Pa Dem 
erite Sag in der allgenteinen Form, die Silherſchmidt ihm gegeben Hatte, 
unmöglih Geltung haben könne, da doch niemand. glauben Lönnte, daß ich 
gegen meine eigene Nejolution handele, fondern daß e8 ſich uur um einem 
gegentvärtigen Maſſenſtreik anläßlich der preußiſchen Wahlrechtsbewegung handelt. 
(Buruf Silberſchmidts: Anderes haben wir ja nicht behauptet.) Was Sie weiter 
noch behauptet haben in ber Konferenz, das weiß ich nicht,; aber : der. Boartlaut 
dieſer Sechs Theſen ſtimmt mit den Ausführungen Ihres Nefernts überein,: and 
daraus geht nllerdings hervor, daß in der: Tat dieſe Darſtellung einen voll 
ftändigen Fronttvechjel meinerfeit3 nit nur, fondern einen birekten:. Verrat 
an meiner früheren Auffaſſung bedeutete. (Zuruf Silberſchmidts: Das ift niemand 
eingefallen.) Sie würden dem Parteivorſtand und mir große Verlegenheiten 
eripart haben, wenn Sie das, was Sie mir jetzt chen. zugerufen haben, Damaqla 
fofort in einer öffentlichen Erklärung. gefagt haben wirben.: Bine Mafle,von 
Streit, Bitternis und Enttãuſchung wäre mit einer Zeile aus der. Welt‘ geſchafft 
worden. Eehr richtig!) Sie begreifen alſo, daß ich in dieſer Situation jane 
Grflärung ‚abgeben mußte, da ich nur für meine Perſon die Ausführımgen 
gemacht hatte. Rod eine: Legien bat felbjt, bevor er geftern feine Angriffe 
gegen meine Berjon richtete, am Abend des bordergeheuden : Tages al. jeine 
Beredfamfeit aufgeboten, um mich zu bejtimmen, daß ich in ber geſtrigen 
Parteitagsſitzung ohne Rückſicht auf den Parteivorſtand und Die Kontroll⸗ 
kommiſſion, die meine Nefolution mit verfaßt haben, eine perfönliche Erklärung 
abgeben follte, daß ich mit jeinem Amendement einverjtanden fei,- (Hörtl.:Hörtd) 
Diefes Anfinnen jteht. im ftärtiten Widerſpruch zu ber Anklage, bie er geſtern 
gegen mich geſchleudert hat. (Lehhafte Zuſtimmung) Legien Bat dann von ung 
verlangt, daß der Parteivorſtand öffentlich vor dem Parteitag zugebe, daß ax mit 
der Veröffentlichung des Protofpls ein. ſchweres Unrecht begangen habe: Er 
verlangt aljo nicht mehr und nicht weniger von uns ald ‚einen, ‚Zußfall. ‚bor 
der Generalkommiſſion. (Sehr wahr!) Darauf, laffen mir: uns nicht- sin: Ich 


habe ſelber ausgeführt, daß wir einen Schritt getan haben, ber. fi mit den 


ſtrengen Formen des Rechts nicht in Einklang bringen läßt, aber auch zu aleirher 
Zeit, auf dje Umstände hingewieſen, ‚die uns genötigt haben, . dem allgemeinen 
Drängen aus der Partei Heraus nachzugeben und angeſichts der ‚groben Ver 
wirrung, die durch die Veröffentlihungen ‚der „Einigleit“ hervorgerufen wurde, 
dielen Zeil des Protokolls ber gefamten Partei und auch den Gewerlſchaften 
mitzuteilen, damit ſie aus dem Inhalt desſelben ſich ein wahres. Bild’ non den 
Vorgängen machen Tünnten. Ich fege Hinzu, wenn wir nicht fo gehanbeit 
hätten, wären bie Verhandlungen, die wir geſtern und heute über dieſen Gegen- 
ftand gepflogen haben, gar nicht möglich gewefen.. (Sehr wahr!) : Ich. behaupte, 
daß die Veröffentlichung auch im Intereſſe der Generalkommiſſion lag, weil.au3 
den Bruchſtücken, die die „Einigkeit“ veröffentlichte, allgemein der: Glanhe 
entitehen mußte, daß ‚noch viel Schlimmeres im Brotolol ſtehen müßte.- Die 
„Einigfeit” hat auch durch allerlei bunfele ‚Andeutungen dazu reichlich Ver⸗ 
anlaſſung gegeben. Fir babe mir freilich geſagt, das ſage ic offen, nachdem 
ich zufälligerweiſe Gelegenheit gehabt hatte, von dem Zirkyular Einficht zu 
nehmen, das die Generallommiljion an die Mitglieder. jener Konferenz. icicte, 
in dem ſie ihnen unferen Antrag zur ‚Kenntnis brachte, .daraufgin wird bie:grobe 
Mehrheit der Verbände bie Veröffentlichung ablehnen. Ich glaube abex⸗ daß 
nunmehr die große Mehrheit ber Mitglieder jener Konferenz, die ‚gegen bie 
Veröffentlichung fi ausgefprorgen Hat, jetzt auch. erlernt, daß dieſe Veröffent⸗ 
lichung ein Aft der Mlugheit nicht nur, fonbern der Notwendigkeit war-für fie 
ſelbſt. (Sehr richtig |) 38 will aim längere pevfönlie ————— mages. 
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ſobiel Grund ich dazu auf die Angriffe Legiens hätte. Ich will auch keine 


Ausführungen machen über die Lokaliſten und ihr Verhalten ber Generals 


kommiſſion, dem Parteivorſtand und fpeziell mir gegenüber. Ich gehe auf al 
dieſe Dinge nit ein, teil fie nicht zu diefem Punkte der Tagesordnung ge 
hörten, fondern zu den Anträgen, die uns im teiteren Verlauf der Debatten 
noch beichäftigen twerden und die fich Tpeziell mit den Lokaliſten befafien. Ich 
fern nur erflären: Wenn irgendwo auf dem Parteitag der Glaube vorhanden 
fein follte, daß der Parteivorſtand irgendwelche Sympathien nad) irgend welcher 
Richtung mit ben Lokaliſten Habe oder ihnen irgend eine moraliſche oder 
fonftige Unterftügung in ihrem Treiben babe angedeihen laſſen, fo ift das eine 
on felfye und irrige Meinung. Wenn wir das getan hätten, hätten wir 
in ſchwerer Weiſe die Parteiintereſſen verletzt. 

Wie der Parteivorſtand und die einzelnen Mitglieder desſelben über dieſe 
lolaliſtiſchen Organiſationen denken, ganz abgeſehen von dem anarchoſozialiſtiſchen 
Charakter, den ſie erſt in den letzten Jahren angenommen haben, das haben 
wir wiederholt in NRefolutionen und Erklärungen zum Ausdrud gebradit, jo auf 
dem Parteitag in Halle a. ©., uf dem Parteitag in Lübed und in verſchiedenen 
Nefohrtionen zur Maifeier. Wir find einftimmig ber Anfiht, daß eine 
lokaliſtiſche Drganifation vom Standpunkt der heutigen ökonomiſchen und 
fozialen Entwickelung — ein Nonſens iſt, daß, wenn die Arbeiterklaſſe 
Erfolge im Kampf gegen den Kapitalismus erringen will, es des Zuſammen⸗ 
faſſens aller Kräfte bedarf. Es iſt das immanente Geſetz der kapitaliftiſchen 
Entwickelung, daß alles auf Konzentration hinausläuft. Wir ſehen die gewaltige 
Entwickelung des Großkapitals, wie es ſich immer mehr konzentriert nicht nur 
national, ſondern auch international, wir ſehen dieſe Geſtaltung des ökonomiſchen 
Entwickelungsprozeſſes innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft in allen Staaten 
bet Welt, in denen moderne Kultur und damit moderne Induſtrie vorhanden ift, 
wir jehen, tie die Uinternehmer auf nationaler und internationaler Grundlage 
gegen die Arbeiter ih organifieren. Konzentration und Bentralifation iſk auch 
da3 immanente Geſetz, das die Staatsweſen beherrſcht und zur Einheit drängt. 
Nationalſtaat mit einer Zollgrenze, einer Armee und Marine, mit gleichem 
Gelbe, gleichem Maß und Gewicht, gleichem Recht. Wie man angeſichts einer 
ſolchen Entwicklung und einer ſolchen Macht der Unternehmerklaſſe gegenüber 
der Arbeiterklaſſe durch lokalorganiſierte Gewerkſchaften etwas ausrichten zu 
können glaubt, das verſtehe, wer mag. Jedenfalls iſt der Parteivorſtand und 
die Bartei in ihrer großen Mehrheit der Meinung, daß dieſe lokaliſtiſchen 
Gewerkſchaften vollſtändig ohnmächtig find, die Aufgaben der Arbeiterklaſſe zu 
erfüllen. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Legien bat weiter gemeint, wir f ſeien zur Veröffentlichung des Proteckolls 


ganz weſentlich durch den moraliſchen Druck der Berliner veranlaßt worden er 


meint, es fcheine ihm überhaupt, daß der Barteivorftand gar zu jehr dem Drud 
von außen folgt. Sol damit gefagt fein, daß der Barteivorftand aufmerkſam 
die Stimmungen in der Partei verfolgt. und danach feine Maßnahmen trifft, 
fo erfläre ich, daß der Parteivorſtand Das allerdings Bisher getan hat und daß 
er e3 für feine verdammte Pflicht und Schuldigkeit Hält, daS auch weiter zu 


‚un. (Sehr guth Und wenn ſpeziell eine fo gewaltige Parteiorganiſation wie 


die von Berlin mit einer jo großen Zahl intelligenter nnd bewährter Genoſſen 
mit Bünfchen an den Parteivorftand herantritt, Haben wit allerdings die Pflicht, 
bie Wünfche zu prüfen und, wenn fie berechtigt find, zu erfüllen. (Sehr ritig!) 
Es war alſo eine felöftverftändliche Pflicht des Parteivorjtandes, dem Wunſche 
der Berliner Genoſſen auf Veröffentlihung des Protokolls nachzukommen; da3 
war aber nicht mır Wunſch der Berliner, ſondern der Wunſch der ungeheueren 
Nehrheit der Genoſſen in ganz Deutſchland. (Lebhafte Zuſtimmung.) Damit 
verlaſſe ich die perfünlicden Wuseinanderjegungen, obwohl ich noch manches zu 
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fagen hätte. Ich möchte im Intereſſe bes Zieles, dns uns alle vereinigt, nicht 
das Xrennende hervorheben, fondern möglichſt das Einigende. (Sehr richtig |) 
Sch werde aus dieſem Grunde auch nicht auf die Begründung des Amendemenig 
durch Legien eingehen. Wenn diefen feinen Ausführungen nidyt andere Reden 
feiner Gewerklichaftslollegen gegenüber jtänden, und wenn ich nicht wüßte, daß 
. fein AUmendement nicht von ihm perlönlid), fondern von fait allen Gewerk« 


fhhaftlern ausgeht, die Hier im Saale anmwejend find, dann wäre und dab 


Etimmen für fein oder ein ähnliches Amendement außerordentlich ſchwer gefallen, 
Legien bat geftern in fo polemiſcher Weife gegen die Beſchlüſſe ded Jenaer 
Barteitages über den Maflenitreit geſprochen, daß ich mich wiederholt gefragt 
babe, wie er feine Rede mit ſeinem eigenen Antrage in Einklang bringt. (Sehr 
gut!) Der weitaus größte Teil feiner Yiede war voll von Wideriprüchen und eine 
fortgefeßte Polemik dagegen, daß man den Majjenftreil als Kampfmittel für 
die Partei gegebenenfalls öffentlich proflamiert. Dagegen made ich fein Hehl 
daraus, daß feine weiteren Ausführungen in einem erfreulicden Gegenjag zu 
dem übrigen Inhalt feiner Rede ftanden, und daß auch die Ausführungen 
Bömelburg3 und Reichels uns Har bie Abficyt und den Willen gezeigt, 
der unfere Barteigenvfien in den Gewerkſchaften bejeelt, über den wir und nur 
freuen fünnen. (Sehr richtig N) 

Der erſte Abfag meiner Refolution ift nunmehr dur ein bon Legten 
und mir gemeinfam beantragte Amendement verändert. Wir haben den drin⸗ 
genden Wunſch, daß Sie dem zuſtimmen. Ich gebe zu, daß die guſtimmung 
zu dem Amendement LZegien, wie es geitern vorlag, meiten Kreijen .- 088 
Parteitages ſehr bedenklich fein fonnte, denn es läßt ſich do nicht beftreiten, 
daß die Kölner Refolution in Jena don einer Anzahl Gewerkſchaftlern jo vor⸗ 
teidigt wurde, daß allgemein die Ueberzeugung zutage trat, daß zwiſchen - den 
Beichlüffen von Köln und Jena ein fcharfer Gegenjag beſteht. Es iſt ferner 
unbejtreitbar, daß in der Polemik, die ſich nach Jena über die Frageehes 
Maſſenſtreils entſpann und auch in ber Gewerkſchaftopreſſe ſelbſt faſt allgemein 
die Anſchauung vertreten wurde, daß ſich ſchwer zu bereinbarende Gegenfäre 
zwiſchen dem Kölner und dem Jenaer Beſchluß herausſtellten, ſodaß die Genigrt« 


ſchaftler nicht in der Lage feien, mit der Nefolution von Jena übereinzu⸗ 


ſtimmen. Nachdem nun aber die Vertreter der Gewerkſchaften und auch 
Legien dargelegt Haben, daß nach ihrer Auffaſſung und Interpretation bes 
Kölner Beſchluſſes ein wirklicher Widerſpruch zwiſchen diefem- und dem Fenaer 
Beſchluß nicht beſteht, und da ferner die Antragſteller die beſten Interpreten 
eines von ihnen geſtellten Antrags ſind, ſo hat meines Erachtens der Parteitag 
. nicht die geringſte Urſache, fernerhin zu beftreiten, dab ein Gegenſaß nicht vore⸗ 
handen iſt. Sind die Interpreten der Anſicht, daß in der Tat ein Widerſpf 
zwiſchen Köln und Sena nicht beiteht, und haben fie felbji Beranlaflung 4 
nommen, das ausdrüdlich bier zu erllären und werden fie auch nicht ante 
weiter draußen vor ihren eigenen Freunden diejelbe Erklärung abaugeben,*jo 
bat auf der Rigoroſeſte unter.uns keine Veranlafiung, diefe Wuffafiung zu De 
fämpfen. (Sehr richtig |) 

Ich kann deshalb nur dringend. wünſchen. daß Sie unjerem Kane 


zuſtimmen. ch betrachte e3 als einen ungeheuren moralilhen Gewinn, wenn 


nach dieſer Richtung Hin endlich zwiſchen Partei und Gewerkſchaften volle 
Einigkeit und Frieden herrſcht. (Beifall.) Es iſt ein ungeheurer moraliſcher 
Gewinn, wenn durch Annahme des Amendements zugleich ausgeſprochen wird, 
daß damit der Streit über den Sinn des Kölner Beſchluſſes ein für. allgeme) 
beendet ift. (Sehr richtig.) Diefer moraliſche Gewinn ift ſo groß, ift nach meiner 


Auffaffung für die gefamte Partei» und gewerkſchaftliche Gntwidlung. ſo 


erfreulid, daß die Genofien ihre Bedenken fallen Iafjen und dem Umendement 


zuftimmen follten, damit ein möglichſt einftimmiger Beſchluß zuſtande kommt. 


® 
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(Beifall) Ach glaube erffären zu dürfen, baß auch die Mitglieder des 
Parteivorſtandes und der Kontroflfommiffion unfer Umendement für beſſer 
nid einwandfreier halten als das urſprüngliche Amendement. 

Run habe ih ſchon geſtern erklärt, daß Die Parteileiturg nicht in der Lage 
ft, der Reſolution Kautsky in ihrem zmeiten Zeil zuzuftimmen. Wir Haben 
keinerlei prinzipielle Vebenfen gegen den Sinn und den Wortlaut der Nefolution 
Kautsky, aber wir müſſen uns die Aufgaben vergegenmwärtigen, die Wir 
bier zu erflillen Haben. Wir follen vor allem Frieden und Eintracht zwiſchen 
Partei und Gewerkſchaften Herbeiflihren, und deshalb muß alles vermieden 

werden, Mas mit Necht oder Unrecht fo ausgelegt werben könnte, al3 follte der 
eine Zeil auf Koſten des anderen benadßteiligt werden. (Sehr richtig.) — Es 
lommt Hinzu, daß nach unjerer Ueberzeugung der erjte Wortlaut der Nefolution 
Kautsky geeignet war, die Gewerkſchaften gegeniiber den Behörden In allerlei 
bedenkliche Situationen zu bringen und mir Halten es für eine der größten Uns 
Hugheiten, Die ein Parteitag begehen könnte, eine folche Handlung auszuüben 
und fidh des Fehlers erft ipäter bewußt zu werden, wenn eine Neparierung nicht 
mehr möglich ift. Wir find weiter der Meinung, daß der zweite Teil der Reſo⸗ 
lution Kautsky die Gewerkſchaften gegenüber der Partei in eine Situation 
bringt, die notwendigerweiſe ein Gefühl der Verbitterung, ja noch mehr, ein 
Gefühl der Zurückſetzung bei den Gewerklſchaftsführern hervorruft. EGehr richtig!) 
Wir müſſen alles vermeiden, was einer derartigen Stimmung Vorſchub leiſten 
könnte. Dazu kommt, daß die Erklärungen von Bömelburg und Reichel die 
denkbar befriedigendften ſind, die wir verlangen können. (Sehr richtig!) Wir 
find überzeugt, daß dieſe Genoſſen im Sinne ihrer Gewerkſchaftsfreunde ges 


ſprochen Haben, und daß fie als ehrliche Männer alles tun erden, um ihrer 


Anſicht Geltung zu verſchaffen. Andererfeit3 bin ich überzeugt, daß ſelbſt die 
emapme der Nejolution Kautsky ar dem tatſächlichen Zuftand nichts ändern 
würde. (Zebhafte BZuftimmung.) Wir können als Bartei feine Macht auf 
Die Gewerligaften ausüben. Wir müſſen von der freimilligen Betätigung der 
Genoffert erwarten, daß fie das tum, was ihre parteigenöffiige Pflicht ift, 
Wenn man glaubt, dab der eine oder der andere daB bisher nicht getan Hat, 
jo mag man das tadeln, aber eine Rüge zu erteilen und eine Direktion zu 
geben, die wieder gegen bie Gewerkſchaften ausgenutzt werden könnte, dazu Tollte 
fd em Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie unter feinen Umſtänden hers 
geben. (Lebhafte Zuftimmung.) Die Bedenken, die wir bisher gegen den "ten 
Abſatz der Reſolution Kautskh Hatten, find durch die von ihm vollgogenen 
Aenderungen befeitigt. Dagegen muß ich Sie auf das nachdrücklichſte bitten, 
gegen den ameiten Abſatz zu ftimmen und dadurch einen Gtein des An⸗ 
ftoße3 zu befeitigen, denn dadurch erden unfere ganzen Verhandlungen 
einen unangenehmen 'und bitteren Beigefhmad erhalten, und das jollte im 


Intereſſe der Einheit und des Friedens zwiſchen Partei und Gewerkſchaften, 


den wir mit unferer Reſolution beſiegeln wollen, vermieden werden. 

Eine Reihe von Rednern hat die Anſchauung vertreten, daß zwiſchen meinen 
geſtrigen Ausführungen und meinen Ausführungen in Jena ein gewiſſer Wider⸗ 
ſpruch beſteht. Meine Rede in Jena ſoll eine Fanfare, meine geſtrige Rede eine 
Chamade geweſen ſein. Nichts falſcher als das. (Sehr richtig!) In Jena mußte 
ich die Gründe darlegen, die dafür ſprechen, unferem Waffenarſenal eine neue 
und, wie ich glaube, gegebenenfalls ſehr wirkſame Waffe zu liefern. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß eine Natur wie die meinige, die hundertmal mehr zum 
Angriff als zur Verteidigung neigt, mit dem ganzen Feuer ihres Temperaments 
eine derartige Angriffswaffe zu rechtfertigen ſucht. Nun find aber eine Reihe 
bon: Auslegungen der Yenaer Refolution und eine Reihe bon Ausführungen 
gegen: meine Rede bon Jena gemadit,. die mich in eine Verteibigungsftellung 
nötigten. Ich Habe es e on geftern erflärt, ich Babe es in der Konferenz mit 


298 Bierter Verhandlungstag. — Vormittags⸗Sitzung 


der Generalkommiſſion erklärt, und ich Tann es heute nur wiederholen, daß 
zwiſchen meinen Ausführungen in Nena und meiner gejtrigen Rede nicht der 
geringite innere Gegenjaß bejteht. (Sehr richtig !) Ich Hätte dringend gewünſcht, 
daB die Genofjen, die anderes behaupteten, es auch bewieſen hätten. Ach bin 
leider gu meinem Bedauern, aber doch in berechtigter Gelbftverteidigung genötigt, 
einige entjcheidende Säge aus meiner Rede in Jena vorzuleſen, die fi ins⸗ 
bejondere auf die Frage der Propagierung des Maſſenſtreiks zum Zwecke der 
Eroberung des Wahlrechts beziehen. Auf Seite 307 des Jenaer Protokolls fage 
ih: „Wir wollten nit — das jagt auch meine Reſolution nit — die Maffen 
blindling3 in den Streit treiben; es verſteht ſich doch von felbit, daß wir bie 
unorganifierte Malie nit blind in den Streit gehen laſſen werben.“ (Zuruf.) 
Heine fragt: „Werpet Ihr fie im Bügel haben?" Das bemweijt nur, Daß Sie 
(zu Heine) von den Gefühlen und Inſtinkten der Maſſe der Arbeiter in dieſen 
Dingen, und das nehme ih Ihnen nicht Übel, das bringt: Ihre Lebensftellung 
nit jich, feine genaue Kenntnis Haben. (Sehr richtig!) Ach fage, was nod fehlt, 
joler wir ſchaffen. (Heine: Sehr rihtig!) Dabin geht meine Refolution : 
was vorhanden ift, ift noch nicht genligend, aber das kann geichaffen ‚werden. 
Denn.Sie alle im Sinne meiner Reſolution entilofien zu Handeln bon diefem 
Parteitage tweggehen und wenn draußen int Lande die Parteigenofien geichlofien 
im Sinne der NRefolution Handeln, wenn die Rarteiprefje in weit größerem 
Make als bisher ihre Schuldigfeit tut und wenn nicht bloß die Paxteipreife, 
fondern auch die Gewerlſchaftspreſſe die Maſſen aufflärt, ihnen nachweiſt, daß 
fie politifch fiy betätigen müſſen, fie darüber aufllärt, was für fie als Staats- 
bürger, als Gewerkſchaftler auf dem Spiele fteht, welch ungeheure Wichtigkeit 
das Wahlredht Bat, dann werden die Vorbedingungen für den 


Maffenftreil, falls ernötig werden ſollte; geſchaffen 


werden.” Wer unter Ihnen kann auf Grund diefer Nede behaupten, daß nun 
auf Grund der Beſchlüſſe vom September bis Mitte März diefes Jahres Die 
von mir als für den Maſſenſtreik notivendigen Borbedingungen geſchaffen 
worden feien? (Sehr richtigl) Am Schluſſe meiner Rede, indem ich meinen 
Gedankengang zufammenfafle, ſage ich meiter: „Die Gemwerlichaftsblätter und 
⸗Redner Haben alle die Pflicht, immer twieder ihren Mitgliedern zu jagen: ihr 
feid . Arbeiter und als folde Staatsbürger, und als Staatsbürger an allen 
Fragen des Staate8 und der Geſetzgebung interefjiert, Wenn fo an der 
Aufklärung der Wrbeiter gearbeitet wird, dann made ich mid) anheiſfchig, ein 
Gewerlſchaftsblatt das ganze Jahr hindurch fo zu redigieren, daß das Wort 
Sozialdemokratie überhaupt nicht fällt und die Lejer doch Sozialdemokraten 
twerden.”/ (Lebhafte Buftimmung und Heiterkeit.) Dies auch Zu gleicher Zeit zur 
Charakterifierung meiner Neutralitätsauffaflung. Ich habe allerbings: die: An⸗ 
ſchauumg, daß wir die Gewerkſchaften nicht zu Barteiinftitutionen machen können 
und dürfen. (Sehr richtig!) ‚Uber ich Bin auch der Meinung, daß jeder, ber 
für die Yufflärung der Arbeiter zu wirken bat, ihnen.Har maden muß: hr 
feid Wrbeiter nicht bloß, fondern auch Staatsbürger, Ihr könnt Enre Forderungen 
nur dann erreichen, wenn Ihr zugleich völlig gleichbereditigte Staatsbürger feid. 
(Sehr rihtig!) Das ift der Gedanke; den ich auch in meiner Berliner Rebe 
und meiner Broſchüre über die Neutralität der Gewerlichaften vertreten Habe. 
(Hue: Den vertreten wir au }) Ich ſtehe noch auf diefem Standpunkt, und 
wern die Gewerkſchaftsagitatoren und die Preſſe in diefem -Sinme' Handeln, jo 
werden nad) und nad) alle Gewerlſchafter Sozialdemokraten werden. (Lebgufte 
Zuftimmung. Zuruf: „Das muß aber auch gemadit werden!) Das fteht uf 
einem anderen Blatt. Wenn Ihr glaubt, daß das nicht gemacht wird, milßt 
Ahr, wo da8 der Fall if, Eure Stimme Dagegen erheben. (Sehr. ricgtig' |) 
zsir haben das Vertrauen zu der Maſſe, dab es ehr leicht ift, ihr beizubringen, 
hab. die Taktik des einen oder anderen Führers iR richtig it ARE er ) 
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Bentiähr kiefe — micht Habt, mitet Ihr. überhaupt am x Erfotg ber 
— Wir Brauchen. nicht peſſimiſtiſch zu ſein. Ich ſage mit dieſen Worten 
nichts anderes wie: Ihr haht zu agitieren, aber fo, daß Jhr die, die noch nicht 
yuf:underenr. Staudpunkt ſtehon, nicht vor den Kopf. stößt: Ihr Tollt geichidte 
LKoute jein. (Gehe.gut:) 3% fahre nunmehr fort, auß meiner Senaer Rede zu 
zilieren· Dort 'Höikt:es-weiter „Wenn dann gleichzeitig auch die: Parteipreſſe 
mehr als bisher den: Organiſationsfragen ſich widmet, merm überall im Sinne 
ruginde ;Nefolutiims an der Drgantiation gearbeitet wird, wenn überall bie 
Agitation im‘ Ginne einer“ gründlichen politiſchen Aufklärung betrieben mir, 
wenn vor. allen; Dingen. auch ‚wiederum : das ‚Studium der grundlegenden 
Schriiten Des. Sozinlismus zu Ehren: fommt und in gang anderer Weile als 
bisher betrieben: wird, dann mird.es fein Meifterftüd fein, im 
Bette eines Jahres die Mitglieberzgahl unferer Vereine 
girberdeppeln,. die Der Gewerkſchaften mindefteng um 
Bros. zu fteigermirud Die Leſer unjerer Organe um 50:.bi8 
AD Broz. zw. heben. Dadurh werden wir ein Maß bon 
Miüirtelnezzur Yufllärung der Barteigenoffen und zur Var» 
Bereitung auf die ſchweren Rämpfe, die flommen werden, 
2thalten,wie es:groBartigeraberaud ſelbſtverſtändlicher 
nichtiged acht wierden kann. An dieſem Sinne bitte ih Sie, 
seite Refolutionzuzguftimmen In dieſem Sinne wollen 
wiparbeiten und tämpfen, ‚bis der Sieg volt und ganz 
——— J 
Ber, Parteigeyoſſen, frage — wieder, Tann aus biefen Borten irgend 
einen. Satz herleiten, der auch wur entfernt den: Schluß zuläßt, als wenn ich 
gur Anſchauung -hättekommen müſſen, es ſei eine Notwendigkeit, bereits in 
ber diesjährigen preußziſchen Wahlrechtsagitation mit: der Möglichleit eines 
Maſfenſtreiks zu rechnen ? Das: Gegenteil iſt der Fall und ich meine, was uns 
Geriſch in feinen: Verichte über die Ausbreitung und die Entwickelung unſerer 
Drganiſatlon auseinandergeſetzt hat, das ſollte auch dem optimiſtiſchſten Partei⸗ 
genoſſen. die. Ueberzeugung wachrufen, daß wir no ein gewaltiges Stück Arbeit 
Iu leiſten hahen; ehe wir Die Macht beſitzen, um mit Erfolg in einen Maſſen⸗ 
iu ‚eintreten. zu können. (Lebhafte Zuſtimmung.) Goipeit, mein: perſönliches 
AUrteil und meine perſönlichen Empfindungen in Betracht kommen, würde ich 
Zegenwarng unter feinen Umftänden ‚einen. politifcden Muffenftteit mitzumarhen 
»geatetgt- ſein. Und weil. ig meine Auffafiung und Empfindung in der. Jenaer 
:Mede.und in, meiner Reſolution zum Nusdrud gebracht habe, und. in. dem. halben 
Bahr: ſeit zjener Zeit An keiner Weiſe die Vedingungen, die danach für einen 
Genearalſtreilk vorhunden fein. müßten, erfüllt. waren, ‚daher die Stellungnahme, 
die id: dem Verlangen nach dem Maſſenſtreik gegenüber damals eingenommen 
; habe, Ich muß alſo mit allem Rachdruck und aller- Entſchiedenheit zurückweiſen, 
daß au mir sans ‚meiner Rede: und meiner Reſolution in Jena tm gewiſſen 
Shine; ; ehren. Strick glaubt ‚drehen gu können. Ich kann nicht zugeben, daß 
»der Ran. meiner Rede dieamal ein anderer geweſen wäre, wie in Jena. 
Anhalt und Gedanlengang meiner Rede in Jena und hier decken ſich voöll⸗ 
-fändig.: Dem Genoſſen Queſſel gegenüber, ber geſtern hier behauptete, daß 
Dig Fenaer Rede-in ihrem zweiten Teile an Unklaxheiten leide, oder. ich 
mancheß nicht gefagt Hätte, was geſagt werben ſollte, bemerke id, daß es im 
höchſten Grade unkiug geweſen wäre, in einer Rede mit Situationen zu rechnen, 
kon denen man gar-micht weiß, ob. und wann ımd in welcher Geftalt fie ein« 
"edeit; warten. . Damit läme,.man auf: bad Gebiet der. Spekulation. Einem 
Doltot der Philofophie fon. 8: wohl anſtehen (Heiterkeit), derartige. Be⸗ 
denchtumges zu machen, aler Politiker muͤſſen ſich damit begnügen die all⸗ 
gemeinen Richtlinjen anzudeuten, fie können und müſſen ſich beſchränken, die all⸗ 
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gemeine Perſpektive zu geben: wenn gewiſfe Situatlonen eintreken. gie dann im 
einzelnen gehandelt wird, das muß für den gegebenen Foll vorbehalten bleiben. 
(Seht richtig !) Anders zu "bandehr würde ſehr imtltug fein. ‚Weiter ͤt > 
Queſſel nid gefragt, ob ich denn nicht wilßte, dab Oeſterreich din Eins > 
‚Beitsftäat fei. Nur, ei Einheitsſtaat, wie England, Ftankreich und a 
iſt Deſterreich nit: die Einheit dokumentiert ſich nur in ber öſterrei iſchen u 
Monäarchie; aber es befteht ein außzerſt ſchatfer ee — Cisleit ſanien 
und —— — Venn aut bie: ‚Öiterreichl — 


e12*1 


—— beſitzen, — mein —S— Bere t war. Wenn Hr = 
Defterreich" nicht ſo wie Deitfchland ganz fer6ftändige Et. hat, 10.“ n 
haben die’ einzelnen Länder mid Probtzen Defterreichs doch eine große Selbftz — 
ftändigfeit. So gehört z. B. zu den Kompetenzen dieſet Provinzen, wi fie Die... n 
die Landtags⸗ und Gemeindewahlen fih das Wahlrecht ſelber ſchaffen, md‘ 
dies iſt bis heüte nirgends das demolratiſche Wahlrecht, daß fie zugleich dag 
Recht haben, für alle übtigen Körperſchaften das Wahltecht feſtzuſetzen; — 
eine vollſtändige Autonomie. Ferner liegt Bei’ ihnen die ganze Ausführung 
des vom Reiche gegebenen Schulgeſebes. Sie haben die innere Steuergeſet 
gebung, die Vollsgeſundheitspflege, die Kranken⸗ und Armenpfte; e, den traßen⸗ — 
bau,’ das Recht zuin Bau eigener Landesbahnen, au Kana hauten, uf. , ME, 
ber Band. Nun Häben eine Heike bon Rednern, wainentlich Freiwaldt, er⸗ — 1 
Härt,.die Mehrheit: der Nieder-Barnimer Gertoffeit fei zur Annahme der. dortigen 
Rejohrtion  veranlapt worden, weil nad) ihrer einung der Wahlrechtstamf BR 
nit. in deeigneter Weife geführt worden‘ jet. - Das „höre ich und meine — 
Kollegen im Vorſtande Bier "zum erſten Wale. de Senofien bhãtten doc. ala... a 
Mitgkteder- der Orgamiſation bon Groß Berlin Die Möglichkeit gehabt, ihre — Br 
ſchauungen Zu -berfreten oder mit Anträgen an beit Parteivorſiand zu Toren,” at 
Aber’ He hatten nicht das Net, Filr eine Reſolulion zu ſtimmen, die, He — 
innerlich ſelbft für einen Unſfinn anſehen. Die Genoſſin Lugemibür. 9 ſowie 
die Genoſſen Duncker und Liebknecht "haben in meinen Ausführung em. 
eine Stellungnahme zu einer event: Intervention Deutſchlands in die ruſſiſe en 
Angelegenheiten vermißt. Ri) will zugeben, daß ich in der Hitze des Befe 13. 
es unterkafſen Babe, hierüber eine Erklärung abzugebeit. Aber e& verſteht ih, 
doch bon ſelbſt, daß, wenn eine dergrfige ungeheuerliche Aktion wie eine“ 
Intervention der deutſchen Regierung‘, in Rußland : ‚geplant werden follte, wir 15 
alles aufbieten minfſen, um einen” ſolchen Säritt, zu verhũten. Brabo —V 
Was wir dann alles tun werden uͤnd tün Bniten, das. müffen' Sie abe F 
eigenem Ermefien' übetlaffen, "ba koͤnnen wir heute teierfäi Beripregungen und... 
BZufagen geben. Aber daß wir einer: ſolchen Handlungsweiſe ‚nicht ſtillſchweigend, 
gewiſſermaßen Gewehr bei Fuß zuſehen, das iſt do To. ——— 
wie eimis.- Die Regierung'müßte doch, wenn fie etwas derärfigeß, unteriiehnpeig. :.. 
wollte, zunächſt den Neichötag ‚sufammenberufen, unt die nötigen Kredite 
erhalten. (Goffmann⸗-BVerlin: Das macht He quch ohnedem ), ie ein 
Abgesrbheter fo etwas behaͤupten kann, verftehe ich nicht, bo ie deut he... en 
Reichskaſſe leer bis auf den Boden iſt! Gewiß, in einem getwiſſen Moment — 
wird Kine’ Negierung, wenn es fig um Ihren eigenen Kopf und. Frag 
handelt, alles machen, "aber barum handelt es ſich "für ie, in, ‚bie ſem — zn 
nicht. Daß aber ſelbſt die Mehrheit dieſes eihstages, die riet die, — 
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Sin find‘ mit ich habe das geſtern ———— — — zahlreiche Briefe Jellens 
ruſſiſ er Freunde bor ‚einem Jahre zugegangen, ‚die auf die ſtarken deutſchen 
Garni onen An ben ‚Dilfeeprobingen biniviefen, Darauf babe id}. geantwortet, 
es wãre unrecht zui glauben daß dieſe jtarfen militärifchen, Anſammlungen gum 
Biwede . der Befampfurig ber ruſſiſchen Rebolutioh- eingetreten. feien. ‚Nein, 
dieſe Maſſenanſawniungen im Oſten und auch im Weſten find: als notwendige 
Folgen der interngtionalen Situation anzuſehen. Seit .1887, wo Bismarck 
die derühnite Rede im Reichstage hielt, in der er dem Gedanken Ausdruck gab, 
daß alle Teine: Verſuche, Rußland für. ſich zu gewinnen, nichts genützt hätten, 
alfo. feit der Franzöfiiperuffiigen Fteundſchaft haben wir dieſe militärifchen 
Dis btationen, Genau. fo wie Rußland in Ruſſiſch⸗Polen 300 000 Mann ſeit 
jener Zeit angeſammeit bat, fo Hat die deutſche Regierung, um. im Kriegs⸗ 
falle vor einer Ueberrumpelung ſicher zu ſein, ihrerſeits große Truppenanſamm⸗ 
Iungen ſowohl im Oſten und Weſien veranlaßt. Selbſtberſtändlich wunſchen unſere 
Staatsleiter lieber heute als morgen die ruſſiſche Revolution zum Teufel, 
feldfiverftändtich Haben ſie die deutjche Bautiertvelt zu beſtimmen berfucht, bem 
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haben ſie ihre Truppen, etmas mehr als bisher an der Grenze zuſammengezogen, 
um dort eisen Kordon zu bilden gegen Ueberlaͤufer; aber an eine bewaffnete 
Intervention iſt nach meiner. Heberzeugung nicht. zu denken. Gollte fie dennoch 
eintreten, ſo ift es ganz Telbfiverftändli, daß die deutſche Sozialdemokratie kraft 
ihrer iniernationalen Beziehungen und ihrer internationalen Solidaritũt ſowie 
aus dem Intereſſe heraus, einem Volle die Möglichkeit zu geben,’ für ſeine 
Befreiling aus den Bandeh des Defpotismus, zu lämpfen, ‚alles ‚aufbieten wird, 
um derartige Bläe Ber deutſchen Regierung gu durchkreuzen. Lebhafte Bit» 
ſtimmnmg.) Daſelbe gilt auch für den Fall eines anderen europäiſchen Krieges. 
Mu) da werden wir natürlich nicht mit Hurra! Hoch! in den Krieg. hineingehen, 
ſondern unſere Hulturmiſſion für den Frieden zu erfüllen ſuchen. Run hat zuieht 
noch Genoſſe Kt brnecht ſich dazu verſtiegen, wenn ich Ihn recht berftanden 
habe, zu fageh, wir müßten doch unter allen Umſtänden vermeiden, die Meinung 
aufkommen zu ‚Fällen, daß wir dem ruſſiſchen Proletariat in. dei Rüden fallen 
wohnten. (Zukuf? Er meinte, das Deutihe Neid.) Dann ift Das ein Miß⸗ 
verftänbitis von mir, Ich denke, er wird alsdann mit den Gellärungen, Die ” 
eben’ abgegeben habe, einverstanden fein. 
— Bamit bin ich fertig. Ich kann nur noch den Wunſch ausipredgen: Stimmen 
Sie int‘ Sinne der Ausführungen, bie ich zu der borgelegten Reſolution gemacht 
habe, derſelben zu. Sie tun ein gutes Werk damit, ein Werk, das nicht nur 
bei der ganzen deutſchen Partei und den deutſchen Vewerlichaflen, ſondern auch 
weit darüber hinaus — das beweiſt Ahnen „die zahlreiche Anweſenheit aus⸗ 
ländiſch er ‚Vertreter, welch lebhaftes Intereſſe ſie gerade an diefer Frage nehmen — 
bei 3 ganzen internationalen Sozialdemo ratie nur, freudigen en 
wedeh wird. (Lebhafter Beifall) | 

gu einer perfönlichen Bemerkung erhält das Wort 

itberſchmidt: Ich muß den Borfigenden bitten, , bei meiner perſonlichen 

Bemerkung etwas ‚Iphal zu perfahren. 

Einger: Jch glaube, daß ein Appell an meine Lohalitãt nicht notwendig it. 

GSilberſchmidt: Ich bin in der en Zage, hier aigentuich ji eine 
Bären daft eirte ‚per önlice Bemerkung; gu machen. 

le Datırt —— Sie vielleicht beſſer geſagt ‚„tolerant“ I FIR 

Silderſchinidi: Gut, dann will ih. jagen: etwas —— (Heitexfeit.) 
— at ange führt, die Generallommiſſion hätte, erklären ſollen, daß die 
von Brbeigeärberte Anſicht in Bezug auf die Durchführung bes politiihen . 
Matjeirftteits" Tine ; Februar, ih nur .anf. die ‚gegenwärtige Situation Bezogen 
bat. Ich bemerfe hierzu im Einberftändnis mit allen n Konferengdeiineägugin, 
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daß feiner bon uns das anbers aufgefüßt ‚Hat; als daß bie ganzen Werben 
lungen ſich auf‘ bie gegenwürtige Sitnation Begsgen: (Hört! Bört-]). DPas et 
a8 dem ganzen. Paſſus 1, “tie. aus allen folgenden der ſechs Theſen hervot. 
Eine Erklärung hierzu wäre auch von mir ober befſer geſagt von der- Körper⸗ 
ſchaft erfolgt, wenn bie Veranlaſſung dazu nicht eine- ganz lomiſche toäre und 
die hat Bebel gegeben. Nachdem Bebel’ uam 27: Kt erklärt Hatte, daß die 
Darftellung- des Ptotokolls ftark entſtellt ſei, nachdem⸗ Der gute: Slauße ge» 
nommen war und an deſſen Stelle bie böswillige Abſicht dor und Bbehnuptet 
wurde, ba hätte'ich perſönlich und and die anderen Vertreter der Körperſhaft 
erwartet, ba Genoſſe Bebel, che er dieſe Erklärung, die uns in der -öffent» 
lichen Achtung herabſetzen mußte, abgab, uns gefragt hätte, wie die Dinge 
ſtehen. Tann hätte ſich mit Leichtigkeit ein Weg gefunden, alle Irrtümer aus⸗ 
zuſchließen. Ich Bitte ihn, in Zukunft ben Satz zu beherzigen: Was: Du it 
wilit,-dak man Die tu — in bezug auf bie hing im’ Öffeirtficgen Leben — _ 
das tg’ auch feinem andern. wu - 

Lierebknecht Beitätigt, dag Bebel jene Bemerkung ‚mifverftanber‘ Gabe, * 
atzeptiert den Sinn feiner Aus Ta neumgen,; wie er — Den Bteiihenruf — 
I wurde. 

‚Die Abftimming über bis Reſolutionen — auf deeuag 84, Un. — 

Singer: Zu unſerer großen Freude iſt Wenoſſe Phechdnow, ein Mitglied 
des Bentrallomitees der ruffiihen Sozialdemokratie, auf unserem Partelinge 
"eingetroffen: GBtavo Id heiße auf) dieſen Genoſfen herzlich willlommen. 
Blehangm- iſt vielen der Delegierten durch feine Anweſenheit -ayıf dich 
internationalen Kongreſſen bekannt. Aber: auch, wer ihn nicht perſönlich keruit, 
"weiß, was Plech an o w für die Sozialdemokratie bedeutet. Ich' möchte das 
kurz dahin ausfprehen:-PIehanom ift- dee rufſiſche Kautsky. (Heitexteik) 
Er lemmt nicht! als offizieller - Delegierten -= das: offizielle Mandat ‚hat en Ste 
Genoſſin Balabanoff — aber id -darf:im Nomen aller. Keilneinper ::n88 
Barteitages. ausſprechen, Daft er darum ein wicht minder gem: geſehener Bat 
iſt. Ich heiße ihn nochmals herzlich willklommen. (VLebhafter; Beifall.) . ».....3 

Eingegangen iſt ein Telegramm, wonach eine: Mitgliebervefanmlung des 
Berliner Kürſchnervereins vom 26. September gegen die Verſuche, mie fie durch 
den Antxag Elm'und Genoſſen gemacht feien, Dev Freien Vereinigung deutſcher 
Gewerkſchaften die Parteipreſſe zu ſperren DEN erheht. Weiter von einige 
an eingelaufen. Re Be Bes 
* Echluß — Sivung — AN: er ie a 2 . 
er ee. — Be ee — * 
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Fimfter Derpandiunigsiag... De 


Gritg, ben. 28: — 1906. — ‚Tormistagt‘ einig 


Beginn BY, Hhr. Be = — ae 
.-. Den Vorfig führt Singer. re em 
Pr Zunachſt wird folgende. — Adorf Söffm Kur Beet ig 
en? * su 
... A8 Genoffe Bebel in feiner geftrigen Schlußrede darauf — gap; Be 
deutſche Regierung, wenn fie‘ in die ruſſiſche Revolutioit militittiſch ei ngreifen 
will, die Zuſtiimmumng des Reichsſstages Brauer‘ und ben Reichstag einderiifen 
‚würde, machte ich ben Zwiſchenruf die macht's auch obng das!“ woranf Bebel 
erwiderte: Das ſagt ein: NReichstagsab georbtreter!* nt ‚jeder Farfeyert a h 
legung Bes Zwiſchenrufes vorzubeugen, erfläre td ?odi gernbe met Crfei 
als Abgeordneter (Truppenfendungen nad Strswmeltafeitr zfto.y Sie -Alerankißfhng 
zu dieſem Zwiſchenruf gab, da ich bei dem perfönlichen Regiment und, feiner 
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Plötzlichkeit es nicht nur für möglich, ſondern ſogar für wahrſch einlich halte, 
daß die jetzige Majorität des. Reichtages die ſpäter nachgeſuchte Indemnität 
erteilt, wenn der Vertreter der Regierung ſelbſtverſtändlich erklärt: es war zum 
Scjuße deutfcher Intereſſen und deutſchen Kapitals notwendig. 

Alſo nicht die mangelnde Kenntnis der Verfaflung jondern das mangelnde 
Bertrauen zur Regierung und zur Majorität des Reichstages var die Urſache 
des Zwiſchenrufes. (Lebhafter Beifall). 

Hierauf tritt der Parteitag in bie Tagesordnung eim. 

Singer : Wir kämen zunädft zur Abftimmung über die zum Punlt 


„Naſſenſtreik“ geftelten Nefolutionen und Amendements. Ich 


lage Ihnen vor, die Nefolution 186 al3 Grundlage für die Abſtimmung zu 
nehmen, zu deren erſten und zweiten Teil die Amendements geſtellt find. Ich 
fhlage weiter vor, daß diefe Nefolution 136 durch Vorabſtimmung über die 
Amendements den Wortlaut erhält, den der Parteitag für richtig Befindet. 

Zum erften Teil der NRefolution liegen vor: das Amendement Legien⸗ 
Bebel (Nr. 171) und der Autrag 166. Zum zweiten Teil der Refolution liegt 
dor der Antrag 170 mit den dazu geftellten Amendements Nr. 163, 164 und 165. 

Wenn die Nejolution in der Form, wie fie durch die Vorabſtimmung 
fich ergeben wird, angenommen wird, würde id) ſämtliche dazu fonft noch vor» 


' Tiegenden Anträge: 53, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 142, 


14ö, 157 und 166 für erledigt erllären. Im anderen Falle würde ber Reihe 
nach über fie abgeſtimmt werden, 
Huf Grund genügend unterjtüßter Anträge wüũrde die Abſtimmung über das 


Amendement Legien⸗Bebel a7), über das Amendement Kautsly (170) und 


über die Gefantrefoluiion eine namentlide fein 
Kautsky (zur Geihäfisordnung): Ich babe Ihnen eine Mitteilung zu der 
Abſtimmung zu maden Wir haben unjere Nefolution eingebragt — den 
Schlußſatz — weil wir ed für notwendig hielten, daß diefe Grundfäge Hipp und 
Har von bem Parteitag angenommen würden. Nun Bat fi aber im Laufe. der 
Disktuffion das Sonderbare herausgeſtellt, daß eine ganze Reihe von Rednern, 
darunter der Referent ſelbſt, erllärt Haben, dieſe Grundſätze feien ſelbſt⸗ 


veritändlid, fie müßten aber abgelehnt werben aus getvillen taktiſchen Rück⸗ 


ſichten der Zwedcmãßigleit. Wenn wir num jetzt über unſeren Antrag abſtimmen, fo 
ſtimmen wir nicht darüber ab, ob dieſe Grundſütze richtig find, fondexn ob dieſe Gründe 
der Opportunität maßgebend find. (Unruhe und Zurufe. Glocke des Vorſitzendei.) 

Singer: ch Habe mit dem Genoifen Kautsky ausdrücklich verabredet, als 
er mir mitteilte, er wolle den Antrag ‚zurüdziehen und perlange dad Wort dazu— 
daB er auf eine Begründung feines Antrages auf Zurüdziehung nicht eingehen 
könne. Ich babe ihn einige Sätze ſprechen laſſen, um den Sinn der Zurüdziehung 
klarzulegen, aber ich möchte bitten, feine längeren Uusführungen zu machen. 

Kautsky; Ach glaube, der Stun ift genz klar. Nach ben soraufgegangenen 
Ausführungen wäre die Abftimmung gefäljcht geweſen und Hätte nicht bie richüige 
Stimmung des Parteitages wiedergegeben. Um dem zu entgehen und, eine ein⸗ 
ſtimmige Annahme der Nefolution zu ermöglicdjen, ziehen wir unferen Antrag, 
das heißt den Schluß desfelben zurüd. (Bravo |) 

Singer: Damit mwärden wohl auch felbitverftändlich die ‚zu diejem Seile 
der Rejolution gejtellten Amendements 164 und 165 zurüdgezogen jeig. 


Auch Antrag 166 ift zurüdgezogen. 


Stadthagen: Darf ih fragen, von mo an bie Nummer 170 zurüdgezogen 
ſein ſoll? Hier wird angenommen, lediglich von den Worten: „Dies iſt geboten“ 
an. (Widerſpruch.) 

Singer: Ich Habe die Erflärung nicht anders auffaffen können, als daß 
Kautsky ſeine Reſolution aufrechterhält bis. zu den BUS won oe Br 


Sozialbemotratie beherrſcht merben“. 
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Kautsky: Nein, wir halten die Reſolution aufrecht bis zu den Worten: „In 
dieſem Sinne zu wirken“. 

Singer: Danach bleiben doch die zum zweiten Teil der Reſolution geſtellten 
Amendements zurückgezogen. Ich möchte nun meinen, daß der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung über die früher beſtandene Reſolntion Kautsky nur 
den Sinn Hatte, die jetzt zurückgegogenen Sätze zur beſonderen Abſtimmung zu 
dringen, während ja über die erjiten Säge Emmitigfeit in der Diskuſſion 
geherrijht Hat. Wenn das der Fall ift, würde ſich dieſe namentliche Abs 
fiimmung erübrigen (Zuftimmung der Antragſteller). 


Wir kommen nun zuder Reſolution 136 Hierzu liegt vor 


das Amendement 171 (Legien-Bebel. Die Abſtimmung 
über dieſes Umendement 171 wird namentlich fein. 


Das Ergebnis der namentliden Abſtimmung ift bie 
Annahme des Umendements Legien-Bebel mit 323 gegen 
62 Stimmen. 


Mit Ja ſtimmten: Ackermann, Adelung, Wlbert, Dr. Abberth, Albrecht, 
Armbruſt, Adamel, Auer Auguſtin, Baader, Bahrdt, Bartel, Alb. Bartels, Fr. 
Bartels,. Baerer, Lind. Baumann, Bamert, Bnudert, Bäumler, Bebel, Bechtold, 
Bed, Beed, Beier, Bellin, Börard, Bergemann, Berten, Berthold, Alfr. Bernſtein, 
Bios, Bod, Böcker, Bömelburg, Bonad, Vorgmann, Bormann, Boſſe, Brand, 
Brandes, Dr. U. Braun, Dr. H. Braun, Lily Braun, Brey, Bruhns, Brückner, 
‚Brüggemann, Brühne, Bruns, Buchner, Bühler, Buhl, Bujold, Criſpien, Dat, 
‚Däumig, David, Deuper, Demtröder, Didreiter, Diefeler, Dieb, Dippel, Dißmann, 
Dobrohlaw, Dörnke, Dunker, Dreesbach, Dreier, Dubber, Ebert, Eberhardt, 
Erhart, Ehrler, Ehrlich, Efftinge, Eilten, Eigerost, Ad. von Elm, Engelmann, 
Engler, Ermiſcher, Ernft, Fauth, Feldmann, Feldmüller, Feng, Findewirth, Edm. 
Fiſcher, Friedr. Fiſcher, Rich. Fiſcher, Fleißner, Folge, Foerſter, Förſter, Freie 
waldt, Friedrich, Fritzſch, Fröhlich, Frölich, Frohme, Freythaler, Fuchs, Galle, 
Ad. Geck, Gehres, Gehrmann, Geißler, Geriſch, Gödecke, Gradnauer, Grahl, 
Greifenberg, Grimpe, Groth, Grumbach, Grünberg, H. Haaſe, W. Haaſe, Hackel⸗ 
buſch, M. Hagen, Hahn, Hamm, Hartmann, Haupt, Haverkamp, Hänſch, Hänchen, 
Hein, Heinze, Hennig, Hengsbach, Herbert, Hensgen, M. Hernowsky, Fr. Hernowskh, 
Herzfeld, Henſel, Hehmann, Hildenbrandt, Hoch, Hofer, Hofmann, Ad. Hoffmann, 
Joſ. Hoffmann, K. Hoffmann, P. Hoffmann-Berlin, Höhne, Horn, Herm. Holz⸗ 
apfel, Friedr. Holzapfel, Hölzer, Höllerich, Honrath, Horn, Hornung, Horter, 
Hus, Hug, Hugel, Hüneke, Heer, L. Jahn, Janſen, Iſeler, Jungnickel, Dr. Jaſper, 
Kaden, Kahnt, Keil, Keip, Kieſel, Killinger, Kirchpfennig, Kirchmayer, Kleemann, 
Knieriem, Jul. Koch, W. Koch, Kolb, Koenen, Koerſten, Kraſemann, Kronshage, 
Kröger, Krüger, Kurz, Lange, Laubſch, Leber, Legien, Aug. Lehmann, Leinert, 
Leopoldt, Leutert, Dr. Liebknecht, Liepmann, Limbertz, Linde, Dr. Lindemann, 
Litzinger, Löwenſtein, Ludwig, Mahlke, Mahn, Marx, Matſchle, Mattutat, 
Mehrens, Meiſt, Menge, Merges, Merkel, Meyer, Molkenbuhr, H. Müller, 
P. Müller, Minzer, Neumann, Niebuhr, Nitſch, Nitſchke, Noske, Nowag, Noivas 
gratzkti, Obſt, Oppel, Paetzel, Pauler, Pauliſch, Peirotes, Peus, Pfannkuch, 
Pfeiffle, Pickelmann, Plum, Pohl, Preßmar, Profit, Dr. Quarck, Queſſel, Rauch, 
Neichel, Rink, Röſſel, Runge, Ruppenſtein, Rupprecht, Rüßler, Sachſe, Schadow, 
Scheibe, Scheidemann, Schinkel, Schlegel, Schmitt, R. Schmidt⸗Schwedt, R. Schmidt⸗ 
‚Berlin, A. Schmidt, R. Schmidt, W. Schmidt, Schmitz jr. Schnabrich, H. Schneider, 
Schnettler, A. Schön, L. Schön. Schönfelder, Schöpflin, Schrader, Schubert, 
N. Schulz, Frau Schulze, H. Schulze, Schütz, Säckler, Seelmann, Seidel; Senn 
Hold, Seufert, Severing, Sido, Silberſchmidt, Simon, Singer, Sippel, Sörenſen, 
Spaniol, Stadthagen, Staiger, Stegen, Stelling, Stelzer, Stolpe, Stuck, Strehl, 
Ströbel, Trabalski, Treu, Thiele, Trott, Ulrich, Voigt, Vetterlein, Veith, Wald, 
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Winkelmann, Wels, Wuttfe, Walther, Wiesner, Wicklein, Wohack, Winkler, Wolf, 
Waſſer, Wick, Frau Wengels, Wengels, Wehmann, Zahn, Zickler, Zucht, Zorn. 

Mit Nein ſtimmten: Baumert, Otto Braun, Eckardt, Eichhorn, H. von Elm, 
Ewald, Faas, Marie Geck, Gewehr, Geyer, Goldſtein, Grauer, Grenz, Grunow, 
Grünig, Gündel, Haberland, Hagen, Häufer, Heinrichs, Henning, Hoffmann⸗Ham⸗ 
burg, Kahle, Kautsky, Kimmel, Kiß, Knauf, Krohu, Ledebour, Lipinski, ©. Lehmann, 
Lohmann, Luxemburg, Maaß, Martin, Mucker, N. Müller, Niendorf, Pollender, 
Raute, Reißhaus, Rindfleiſch, Rönnau, Schneider, H. Schulz, KR. Schulz, Schwartz, 
Saſſe, Seige, Seikel, Stengele, Stolle, Störtz, Stubbe, Sußtind, Thiel, Winter, 
Wimmer, Wollermann, Warttig, Zietz und Zubeii. 

Nunmehr wird die Abſtimmung über das ebenen: 
Kautsky Nr. 170 vorgenommen: Zum erften Teile diefes Amendements 
find Ubänderungsanträge nicht gejtellt, zum zweiten Teil erſter Satz liegt das 
Umendement 163 vor. 

Diefed Amendement wird angerommen. In der Abftunmung wird 
die fo geſtaltete Reſolution Kautsky (170) angenommen. 


Damit. bat die Reſolution Bebel (186) folgende Geitalterhalten: 


I 

„Der Parteitag beftätigt den Jenaer Parteitagsbeſchluß zum politifchen 
Maflenftreit und hält nad der Feſtſtellung, daß der Beſchluß des Kölner Ges 
werkſchaftskongreſſes nicht im Widerſpruch fteht mit dem Jenaer Beſchluß, 
allen Streit über den Sinn des Kölner Beſchluſſes für erledigt. 

Ser Parteitag empfiehlt nochmals beſonders nachdrüdlich die Beſchlüſſe 
zur Nachachtung, die die Stärkung und Ausbreitung der Parteiorganifatign, 
die Verbreitung der Parteipreife und den Beitritt der Parteigenofjen zu den 
Gewertfäaften und der Gewerlichaftsmitglieder zur PBarteiorganifation 
fordern. 

Sobald = Barteivorftand die Notwendigkeit eines politiſchen Maſſen⸗ 

ſtreiks für gegeben erachtet, hat berjelbe fi mit der Generallommiffion der 
Gewerkſchaften in Verbindung zu ſetzen und alle Mabnahmen zu ergreifen, 
die erforderlid find, um die Aktion erfolgreich durchzuführen.“ 


- I 
; „Die Gewerkſchaften find unumgänglich notmendia für die Hebung der 
Klaſſenlage der Arbeiter innerhalb ber bürgerlichen Geiclfcaft. Diefelben 
ftehen an Wichtigkeit Hinter der ſozialdemokratiſchen Partei nicht zurüd, Die 
den Kampf für die Hebung der Arbeiterllaffe und ihre Gleichberechtigung mit 
den. anderen Klaſſen ber Gejelfchaft auf politiidem Gebiet zu führen bat, 
im.-meiteren aber über dieje ihre nächſte Aufgabe hinaus die Befreiung der 
Arbeiterflaffe von jeber Unterdrückung und Wusbeutung durch Aufhebung 
Des Lohnſyſtems und bie Organtfation einer auf der ſozialen Sleichheit aller 
beruhenden Erzeugungs- und Austauſchweiſe, alfo der ſozialiſtiſchen Gefell« 
Schaft, eritrebt. Ein Biel, das auch ber klaſſenbewußte Arbeiter der Geiverk« 
fchaft notwendig erftreben muß. : Beide Orxganifationen find alfo in ihrer 
Kämpfen auf gegenfeitige Verftändigung und Zuſammenwirken angetviefen. 
„Am bei Altionen, die die Anterefien ber Gewerkſchaften und der Partei 
aleihinäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen, follen die 
Bentralleitungen der beiden Organifatisnen fich zw verſtändigen fuchen. 
| Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei und 
Gewerkſchaft zu ſichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für den Tieg« 
zeichen Fortgang des proletariſchen Klaſſenkampfes bildet, iſt es unbedingt 
neimendig, bat die gewerkſchaftliche Bewegung von dem Geifte Der Sozial« 
demofratie erfüllt werde. Es ift daher Pfligt eines jeden Barteigenofjen, in 
dieſem Sinne zu wirken,“ 
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Die fo geänderte Reſolution wird in namentlider Abs 
Kimmung mit 386 gegen 5 Stimmen angenommen, 

Mit Ka ftimmten: Ackermann, Adelung, Albert, Albrecht, Armbruſt, 
Adamel, Auer, Auguſtin, Baader, Bahrdt, VBartel, Alb. Bartels, Zr. Bartels, 
Baerer, Linden Baumann, Wild. Baumann, Baumert, Baudert, Bäumer, 
Bebel, Bechtold, Bed, Beed, Beier, Bellin, Boͤrard, Bergemann, Berten, Berk 
Hold, Bernitein, Bod, Böder, Bömelburg, Bonad,- Borgniann, Bormann, Bofie, 
Brand, Brandes, Dr. A. Braun, Dr. 9. Braun, Lily Braun, Otto Broun, Brey, 
Bruhns, Brückner, Brüggemann, Brühne, Bruns, Büchner, Bühler, Buhl, 
Bufold, Erispien, Da, Däumig, David, Deuper, Demtröder, Pidreiter, 
Diejeler, Die, Dippel, Dißzmann, Dobrohlaw, Dörnle, Dunfer, Dreesbady, 
Dreicher, Dubber, Ebert, Eberhardt, Ehrhart, Ehrler, Ehrlich, Eichhorn, Efftinge, 
Eilken, Eigerodt, Ad. v. Elm, Engelmann, Engler, Ermiſcher, Ernſt, Ewald, 
Saab, Fauth, Feldmann,. Feldmüller, Fentz, Findewirth, Friede. Fiſcher, 


Edm. Fiſcher, Rich. Fiſcher, Fleißner, Folge, Foerſter, Förſter, Freiwaldt, 


Friedrich, Fritſche, Fritzſch, ©. Fröhlich, M. Frölich, Frohme, Dr. Frauk, Frey⸗ 
thaler, Fuchs, Galle, Marie Geck, Adolf Ged,. Gehres, Gehrmann, Geißler, 
Geriſch, Gewehr, Geyer, Gödecke, Goldſtein, Gradnauer, Grahl, Grauer, Greifen⸗ 
berg, Grenz, Grimpe, Groth, Grumbach, Grünberg, Grünig, Gundel, Hugo 
Haaſe, Wilh. Hanfe, Haberland, Hadelbujch, Ant. Hagen, Magda Hagen, Hahn, 
Hamm, Hartmann, Haupt, Haverlamp, Hanf, Hänchen, Häufer, Hein, Heinrich, 
Heinze, Hengsbach, Hennig, Henning, Hensgen, Herbert, Marie Hernowskyh, Frig 
Hernowsky, Herafeld, Henfel, Heymann, Hoc, Hofer, Hofmann, Ad. Hoffmann, 
Sof. Hoffmann, Stef. Hoffmann, Paul Hoffmann- Hamburg, Paul Hoffmann» 
Berlin, Karl Hoffmann, Höhne, Hom, Herm. Holzapfel, Frieder. Holzapfel, 
Hölzer, Höllerich, Honrath, Horn, Hornung, Horter, Hug, Hugel, Hünele, Heer, 
2. Jahn, 9. Jahn, Saufen, Iſeler, Sungnidel, Dr, Jasper, Kaden, Kable, 
Kahnt, Kähler, Kautsky, Keil, Keip, Kieſel, Killinger, Kimmel, Kirchpfennig, 


Kirchmahyer, Kiß, Kleemann, Knauf, Knieriem, Sul. Koch, Wilh. Koch, Kolb 


Koenen, Körſten, Kraſemann, Krohn, Kronshage, Kröger, Krüger, Kurz, Lanee, 
Laubſch, Leber, Ledebour, Legien, Aug. Lehmann, Guſt. Lehmann, Leinert, 


Leopoldt, Leutert, Dr. Liebknecht, Liepmann, Limbertz, Linde, Dr. Lindemann, 


Lipinski, Litzinger, Lohmann, Löwenſtein, Ludwig, Luxemburg, Maaß, Mahlle, 
Mahn, Martin, Marx, Matſchke, Mattutat, Mehrens, Meiſt, Menge, Merges, 
Merkel, Meyer, Mollenbuhr, Mucker, Kath. Müller, Herm. Müller, Baul Müller, 
Nob. Müller, Ad. Müller, Neumann, Niebuhr, Niendorf, RNitſch, Ritſchke, Noske, 
Nowag, Romwagragli, Obſt, Oppel, Paetzel, Pauler, Pauliſch, Peirotes, Peus, 
Pfannlkuch, Pfeiffle, Pickelmann, Blum, Pohl, Pollender, Preßmar, Profit, 
Dr. Quarck, Dr. Queſſel, Rauch, Raute, Reichel, Reißhaus, Rindfleiſch, Rink, 
Rönnau, Röſſel, Runge, Ruppenſtein, Rupprecht, Rußler, Sachſe, Schadow, 
Scheibe, Scheidemann, Schinkel, Schlegel, Schmitt, Rob. Schmidt⸗ Schwedt, 


Nob. Schmidt⸗Berlin, Alb. Schmidt, Rich. Schmidt, Wilh. Schmidt, Schmitz jr., 
Schnabrich, Ernſt Schneider, H. Schneider, Schnettler, Alb. Schön, Ludw. Schön, 


Schönfelder, Schöpflin, Schrader, Schradin, Schubert, Reinh. Schulz, H. Schulz, 
Karl Schulgz, Frau Schulze, Herm. Schulze, Schwartz, Schütz, Saſſe, Säckler, 
Seelmann, Seidel, Seige, Seilel, Sennhold, Seufert, Severing, Sidow, Silber⸗ 
ſchmidt, Simon, Singer, Sippel, Sörennſen, Spaniol, Spindler, Stadthagen, 
Staiger, Stegen, Stelling, Stelzer, Stengele, Stolle, Stolpe, Störtz, Stubbe, 
Stuck, Strehl, Ströbel, Süßlind, Trabalski, Treu, Thiel, Thiele, Trott, Ulrich, 


Voigt, Veiterlein, Beil, Wald, Winkelmann, Wels, Winter, Wimmer, Wuttlke, 


Walther, Wollermann, Warttig, Wiesner, Widlein, Woyack, Winkler, Wolf, Wafler, 
Bid, Frau Wengels, Senen — Zahn, Bieg, Zickler, Zubeil, 
Zucht, Zorn. 

Mit ka ftimmten: Dr. Mibert, Seardt 2 b. ‚Em, [2 und Su. 
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Dab⸗ Nefultet der Abſtimmung⸗ wied mit Beifall begrüßt; Mom 
Pamatiik dDiefer Butt der.-Kagesordnung erledigt 
Singert 58 iſt wünſchenswert ‚and ‚würde. zur Abkürzung des Vers 

—— beitedgen, wenn wir im: Anſchluß an dieſe Diskuſſion die Anträge 

Serhandelw wileden, die ſich noch auf- das⸗Verhältnis der Gewert- 

I Fler ur Barker beziehen. Eine Behandlung dieſer Anträge unter 

Bein Gindtuck der vorhergehenden Diskuffton würde fehr- nützlich ſein· — 

—— Der Parteitag iſt mit Dee: Worfchlage einverſtanden. Zu 

78 handelt: fi um:ben Antrag 100, der an. Stelle des furäsge * 

—— Antrages3147 ſteht, ferner um die Anträge 162; 108 und 107, 

Dean genügend unterfübt merven.-" wit ge 

eigen‘ unterftipt Ban Die Unträge: ‚104, 108, 120; ‚188: abs 

Tat: — und 146. Zee 
Außerdem liegt vor — genügend: unterftühten.- A mendem ent 

Sun ders Dresden, :dem Antrag 162 Hinguzufügens zund ertvarket, ba 

Beim! Eiritertt dort nichts in den Weg gelegt wird". . -" = 
Gleichfnlls genrfigend unterſtügt ift Mefslution Zubeil ei: m). 

sie an Stelle der Anträge 160 -und 18%" treten foll.-- 

7 Binder: IH nehme: ‚ar, daß das Amendement Dundn aus für‘ diefe 

Nefolukion. gelten ſol. (Buftmmung:) 

: — — Tel noqh — Anendement 100 sur Befskuin 108: zu 

ns ee 
v Bas: Wert zur Beieimbing. ‚ber Refolutior 180 erhält - — 
n. Eine: Wernn 3 -duf meine Perſonallein ankaͤme, würde — "pen 

Birne 160 — Degu bin ich aber nicht? in ber Lage, da der An- 

nf von einer groheren· Zahl von Genoſſen unterſchrieben iſt. Det Inter 

Ichivd zwiſchen unſerem Antrage und’ bein Antrag 182. des Parteivorſtandes 

He kurg foigender: Jumichſt wird in umferem Antrage die Veröffentlichung von 


Teilen beB’ Prototolls der Gewerkſchaftskonfereng durch die Ginigkeit“ ver— 


rteilt. Nachdem dies bei den vorausgegangenen Debatten vom allen Seiten, 
uch vom Parteivorſtandie mit aller Entſchiedenheit geſchehen ift, fönnen wir 
— 'tamit- volftändtg‘ ‚gertgen laffen. 

MDann wird in dem Untrag vom Parteivorftand anb der Kontroltlom⸗ 


ftvn verlaugt/ | daß“ Die Anarchoſozialiſten aus unſeren Reihen ausge⸗ 


Ichloſen werden Ich will dozu bemerken, dab din ‚Zeil: meiner "Yitentrags 
fteller, als wir die Reſolutisn berieten, ſich für einer direkten Ausſchluß 
Miet. ohne weiteres · erwürmen fonnten. Die neueſte Nummer der „Einigfett“ 


ewlärt nur. aber" Folgendes; Unſer Meg iſt vorgezeichnet. Allen revolutio⸗ 
Rären Geiftern: innerhalb ber beutſchen · Proletarierklaſſe ſind die Türen 
Anfeler Organifatlin“geöffiiet- Wir werden trob- Parteitagsbeſchlüſſen als 
gewerkſchaftliche Rlaffenfampforganifatton den Befchlüffen ‚folgen, die auf 


Ahferen’ Kongreffen gefaßt tberden. (GHört, Hört!) Als Gewerkſchaft gelten 
Frl uns die: Befchlüffe bes ſtebenten Kongreſſes der Bereinigteri beutfchen Ges 
werkfchaften? Machdem ſo die „Einigkeit“ erklärt hat; dab ihre Anhänger 
nnter kernen Umſtänden Parteitagsbeſchlüſſen Rechnung tragen wollen, glaube 
A, muß die · notwendige Konſequenz unſererfeits ſein, daß wir erklären: 


Wir Haben Feine Gemeinſchaft mehr mit den Reuten; ſte haben ſich ſelbſt 
herbei des Rahmens der Parteiorganiſatiön geſtellt. : (Sehe richrig!) 


Bent fie krotzdem: frtrerhaib -derfelber- Bleiben wollen, fo nur: deshalb, m 
Arnfere Organifditottern gie: ihren BZwecken gusgutnutzen. Um das unmsglich zu 


mechen. müfen wie heüte ikür den Ausſchluß eintreten. Die Refolitien 


ihres Ichlen Kongreſſes, die nun für fie für maßgebend erklärt wird, ſagt, doß 


Der Bu ine das robolutiontien. Sogziabtenrus grfhre werden 


muß. Nevolutionärer Sozialismus ift aber in ihrem Sinne etwas anderes, 
29% 


- 
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als i im "Sinne der Sogialdemofratie. Das kommt ausbrüdtich in dem awetttn 
Paſſus bei Mefolution gum Ausdruck, wo es heißt, daß: Diefer- tevolütinnäte 
Scotziglismus zum Ausdruck gebracht werden muß in der Propagimida für bie 
Ide⸗ Des Maflen- und Generalſtreiks. Das find‘ anurchiſtiſche Tendengen, wie 
fie bei ben Lolaliſten ſchon früher zutage getreten ſind. Sp in bei Ve 
fammlung. der SLofaliften im Auguſt 1904, in ' der. Der Briedeberg über 
Parlameniarigmus und Geucraljtreif refetierte. eine - Ausführungen, die 
alfeitige Zuftimmung fanden, gingen’ dahin: wir. werben dem Allgemeinen 
Wahlrecht Feine Träne nachweinen. Der Parlamentarismus iff ein ee 
ment: dex herrfchenden Klafien und hat uns Zeinen: Vorteil’ gebracht. 

Genexalſtreit iſt das einzige Mittel, womit: man ben Klaſſenſtaat —* 
treffen kaun. Die damals angenommene Neſolution lautete in dem gleichen 
Sinne, daß mit dem Parlamentarismus cine Verſchleierung bei Ziele 048 
ESozialismus vetknüpft ſei. Ebenſo wurde im September 1008 in ber. be⸗ 
kannten Feenpalaſtverſammlung eine Refohution. angenommen; nad weichet 
der Grnerlaftreif: 508 einzige Mittel gum Sturgz tes. Scapitalienius fen: 2. 


‘ Bährend: mm; die Gemweriichaften von ‚vornherein die ahärdofozianfteidhe 
Betvegung ‚im Intereſſe der. Partei belämpft haben, dat. leiber diejelbe energiſche 


Abſchůttelung in den Kreiſen der: Parteigenoſſen in Verlin nicht ftattgefimbeit. 


Der „Vorwärts“ brachte nad der Feenpalaſtverſammlung einen gehcirnũfchten 


Artikel gegen . die Anarchoſozialiſten. Damals aber war es Siadihagen, ber 
indirekt im „Vorwärts“ das Vorgehen der Anarchoſozialiſten entſchuldigte wrd 


die Zoaupiſchuld auf: diei nicht. genügende prinzipielle. "Aufffärüing durch die 


Nedaltion des Vormärts“ ſchob. Auch die „Leipziger Bollezeitutig” hat barmald 


das Vorgehen entſchuldigt, fie fgrieb:.; „Die weltpolttiſche Kriſis, die von dem- 
Umſturxz in Oſtaſien ſich herbeitet und "Hie-gefumten Werhaältnifſe Europas wie 5 


der neuen Welt erſchüttert, ewftreditr:fidh.: auch :auf: die’ deutſche Arbenertlaſſe 


Man fühlt inſtinltiv wenn man es auch nicht klar erlennt, dech Kim großzen 
welthiſtorxiſchen Konflikten und. Enticheitinger: entgegengebt-und: daß für ven 
bevorjiehenden Kampf die bisher gebrauchten Waffen nicht genligen. Ahr. folk - 
Perioden klappt niet. alles wie auf dem’ Exerzierplatz. In dam Schieben ünd 

Drängen der Maſſen geht es mal auch ein wenig brunter und drüber. Daß 
ſchadel ‚auch ſchließlich nicht ſo. viel. Das Echwergewicht der Vafſenbeweguig 

Bringt, dad doch alles wieder ir Ordnung.“ Es iſt auch eine befunmie' Talſciche 


daß noch im letzten Jahre drei ‚Bortuärts“Mebattere : die Anarchoft dzialiſten 


indirelt dadurch unterſtützten, daß ſie bei ‚time: bie Madrede hielten. Noch iſt 
einer pon den Lolaliſten heute Sidtnerorbneter in Berlin. : Bel dieſen Konfuſtons⸗ 
räten it eben alles möglich. Während Friedeberg es für richtig hielt, fein 
Mandgt niederzulegen, hat es dieſer Genoſſe nicht geian⸗ Begeichnend Aft Babel 
nut, daß die, Berliner Barteigenofien "bie ammwhufogtaliftifien: Befteebingen 
dadurch - ‚indirelt fördern, daß ſie foihe : Beute: zu ihren "Vertrauienätnänttern - 


machten; - (Lebhaftes Seht rigtigt) Begeichnend ift auch, daß ſamttliche Brug⸗ 


fachen biefer Leute bpm Parteiverlag: gedraut werben, Grit kürglich Hat-sle 
befannte Abſplitterung / vom ‚ Metallarbeiter.» Berbaud  flatigefünden. In det 
erſten Rummer des Organs .der.:nenen Organifation hieß est: .,&o-fieht der 


größte deutſche Verband .—: ber. HRetaltarbeiterrBerbaub —— um; ein · hohler 


in ſich kranker Roloß auf tünernen Füßen, vor dem gürgeit: niemiarb Htefpeft Bat, - 
(Heiterfeit) Wäre Die Organtiation geiand, jo lönsie ſfie mit 800000 Kãmpfern 
unter kluger Leitung ganz Deutjſchlaud in: die Schrunken rufen. (Heiterkeit) ° 
Jede Ausiperrung, ja bie Androhung einer :foldden muh mit Maſſenftreils — F 


wortet werden.“ (Heiterkeit) "Mit dernxtig Zonfufen Ideen At das ‚ganze Dr 


gebüngt,..und diefe Zeitung ‚mich gedruch Re G a 
Hört!) „Ebenfo die..hier, nertgikte -Brofihlire: ; KBo.- ger. bie Werbäfer air‘ DE a5 


Ürbeitertlaffe (Hört! Hörtl) 


1 


— — — 


„Getwerfiögaften. und Partel. TR ‚309 | 

@inger: Ich möchte nur gleich bemerten, af Bife Vroſchire von Partei⸗ J 
tags wegen nicht verteilt worden iſt. = 
». Eine: Rein, aber fie ift aim Eingang verteilt. Bent ſolche Broſhiten 


in Parteidruckereien gedruckt werben, fo wird ihnen dadurch der” Stempel der - 
Partei aufgedrückt, und ie. erſcheinen der Maſſe weniger gefährlich, als Wwerit 


fie auderswo -gedrudt ‚werdeit:.. Die Leite werben natürlich auch über die 
Knebelung der ‚Mejnungsfreieit freien, aber wenn fie fi) ditekt außerhalb - 


der Partei jtelen, Haben wis feine Veranlaſiung, ihnen unfere Inſtitutionen, — 


Die son den Geldern der, orgauifierten Arbeiter erhalten ‚werben, zur Ver⸗ 
fügung. zu ſtellen. (Sehr richtig) Parteitagsbeſchlüſſe haben biefe Leute nie - 
reſpektiert. GHört! hört h.Der Halleſche Parteitag hat erklär 

gewerkſchaftlich in Zentralverbänden organiſiſeren ſollen, auch die Lübecker 
Reſolution hat ſich nach dieſer Richtung geäußert. Aber jeder Appell an ihre 
Genoſſenehre iſt bisher vergeblich geweſen. Und alle Einigungsverſuche ſind 


nichts weiter als Zeituergesthung. . Als direltes Verbrechen an det Webeiteibeivegung 


muß, ich es bezeichnen, went: diefe Leute nicht nur ihre Täligfeit auf die 
Gropftädte beſchrünken, Sondern. nach Oberfchleften, Rheinland und Weftfalen ” 
gehen und die rüdefte Wgitation ‚gegen die. Zentralnerbände Betreiben. In 


Dberſchleſien bat. die Generellommilfion mit großen Koften Stützpunkte für — 


Die Arbeiterorganiſation geſchaffen. Dorthin kommen mm dieſe Leute und 


ſuchen gerade jet, Mo ‚der Kanmpf für die Gewerlſchaften ohnehin ſchwer en 


Zerſplitterung hervorzurufen. Und Wenn man ihre: Agitation anfieht, ſo if 
fie nichts weiter als ein Schimpfen auf die Zentralverbände. So heißt es in 
der legten Rummer. der. „Einigkeit“ in einem Bericht aus Dilfieldorf! „Kollegen, — 
wenn es Euch min ernſt iſt mit; Currem Beſtreben, die. elenden Berbäftniffe innere 2 
Halb ,.unfexes Gewerbes zu befſern, dam nehmt Abkehr Yon jenen Berbaudd- - - 


pfaffen,: melde. kein Intereſſe daranıhaben, Eure elende Lage zu verbeſſern, denn 5 
für dieſolhen ift: je: die ſoziale Frage längſt veldſt. Eure Fuhrer haben das 


eigenſte Intereſſe Bacansmit:sden Unternehmern in Harmonie zu leben, m — 
ihr ruhiges heſchaulicheg, geldeinnehmendes Duſein weiterführen zu tönnen.. i 
Bricht ixgendwo ein Kampf: ans, Dann. fahren fig. wie Die aufgeſcheuchten Raben 


auseinander; aber nicht um Eure, Führer in dieſem Kampfe zu fein, fönderk — 


um Euch moglichſt wieder in das alte Elend: zurückzuführen.“ Mit der’ Wieder⸗ 
gabe dieſer Probe dürfte; die Agiiptionsweife dieſet Leute genſigend gelennzeichnet 
in In Oberſchleſiyn haben: die Zentialverhänbe gegen die Hirfch⸗Dunckerſchen, 
chriſtlichen und polniſchenOrganifativnen zu känpfen. Durch die Agitation der 
Anarchoſpzigliſtan gegen. die Zentralverbände werden bie Arbeiter von unſerer 
Beiveguig überhaupt. ; abgehalten, : Sie polniſche Agitation Bat dert Vorteil: davon. 


Das ‚heweilen. quch die. Wahlen in‘ Weuthen amd: Stattowig, wo durch die Zer⸗ 
fplitteung die Polen an«Stimmenzahl ganz‘ erheblich gewonnen’ Haben, Weiter ° 


haben dieje, Hersicheften:: direkt: amd direkt Berrat mi: der WMibeiterfadje geübt, 
indem fie, der- Sepiteliiten.: Material gegen'die Gewerkſchaften geliefert Häben, 
p. bat Die. „Sinigkeit“, als feinerzeit der Mauret Machale zu. T- Nam 
im Oktober 1908 zu 1, Jahren Gefängnis. verurteilt‘ wurde, weil er Iwei 
Kollegen zum Eintritt iw: die Organiſation anfgefordert und ſie dabei auf die 
Zehen ‚geireten.- haben jolf,. die:Strafe gebilligt und gemeint, wenn. man fig 
der Zentralverbändler abjelut: nicht: ——— une, müſſe man fig an den 
Staatsanwalt merken: tHörky- hört.h 


Uebar dis/Veröffentlichung bes: Feototolls kin. Fr weiter nicht reden. aber. | 


doch nad eins] Auf der Konferenz, die hrev beſprochen worden iſt, ift vom 
den Gemerlkſchafteführerne bergien worden Uber Adwehrmaßregeln gegen die 


Ausſperxungstaltil Der : Unbeitgeberi: = Die „Ctnigleit“ häk diefen Teil bes — 


Prototoſis nicht. nenöffentlicht,, aber das anuraiiftiiche Blate der Freie Arbeiter · 
brachte dioſen Reif des Mroteipl8,; und was was vedeiuter ek jeder son Ihnen. i 


t, daß fi) die Arbeiter 
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Eehrrichtig) Denn wenn. man ' das, was in — Kreiſen beraten. — den 
Anternehmern verrät, jo iſt das eben fo gemein, bab kein Wort ſcharf genug Alt, 
‚um ein ſolches Vorgehen zu verurteilen. - (Schr richtig!) Woher dat: nun ber 

„Frete Arbeiter” das Material genommen? Die Protokolle ſind nur in wenigen 
Cemplaten: verteift worden. Ausgeſchloſſen tft, daß außer dem einen Exemplar, 
welches die „Einigkeit* fig widerrechtlich verfafft Hatte, auch ‚dem „Freien 
Arbeiter" noch ein zweites in die Hände gefallen fein follte. Däraus ſehen 
‚Sie, wie die Anarchiſten mit ben Anarchofozialiſten Hand in Hand arbeiten und 
diret: Yerrat an’ der Arbeiterfache liben. Darum {ft es notwendtg, daß: wir 
Diefe Geſellſchaft von unferen Nodihöken abſchiltteln. Ihre Auffaſſung - über 
det Maffenftreit Tonnen irir. Aus den wenigen Proben, die ich gegeben Babe, 
erfehen Ste, daß fie den Maflenftreil und den Generafitreit nicht nur anwenden 
‘wollen, um politiide Vollsrechte zu erodern oder zu verteidigen, ſondern fie 
wollen Ihn bei jeder Gelegenheit antverden, um den Achtſtundentag zu bekommen, 
zur“ „Desorganifation ber heutigen Geſellſchaft“ und ſtellen ji damit voll⸗ 
ftaͤndig auf den Boden des Mnarchismus. Deshalb. bin ih der Meinung, daß 
wir uns das nicht mehr gefallen Iafjen. "Die Leute Guben fi) durch ihre 
Agitatibn und ihre Beſchlüſſe längjt außerhalb ber Partei geftedt. (Sehr richtig!) 
Sie find die zerſetzenden Eleniente in der gewerkichaftlidien und "politifchen 
Vermegung, und darum müſſen mir einmütig gegen fie Stellung. nehmen. 
Ich erſuche Sie deshalb, die Nejolution des a und ber Kontroll 
Bonmiffion anzunehmen, (Lebhafter Beifall.) :;- 

NMolkeubuhr:? Nachdem Elm unfere Reſolution (168) ſelbſt zur Arinabme 
enttohlen hat, brauche ich auf den Unterſchied zwiſchen feiner und unſerer Refd« 
Aution nicht mehr einzugeben. Aber wir können nicht, mie es & Im’ durchblicken 
Heß, ohne Weiteres alle Leute ausſchließen, die Mitglieder einer Infalen Organi« 
ſation find. Wir find durch bag Organifationsitatut gebunden. Hiernach kaun 
ur Partei nicht gehören, wer ſich einen groben Verſtoß gegen bie Grundſütze 

e8 Rarteiprogramnis oder ‚einer ehtloſen Handlung ſchuldig macht. BZwefelios 
vBildet die Agitation für die anarchoſozialiſtiſchen Grundſätze einen groben 
Bexrſtoß gegen das Parteiprogramm. (Sehr richtig!) Die Lokaliftenorgani⸗ 
fationen an: ſich find ja genau genommen Nudimente aus früherer Zeit, deren 
Grundung weſentlich veranlaßt ift durch die früheren vereinsgeſetzlichen VBe⸗ 
ſtimmungen. Das Inverbindungtreten politiſcher Vereine war verboten. 
Die Gewerkſchaften waten durch die bekannten von Teff enbörf einge 
leitetein Prozeſſe als politiſche Vereine und jede Mitgliebfchaft. ener Zentral 
organiſation für einen felbftändigen Verein erklärt worden. Daher mußten 
-Jeibjevetftändlich die Lolalorganifationen‘ entjtchen. Aber es gibt Kuh 
"andere Zentraliſationen, die ‚durch die oͤrtlichen und befsnderen Met» 
"Hältniffe einzelner Gewerbe Bedingt find, 3. B. den Schleiferverband 
“in Solingen. Ich glaube nicht, dab wir ſoweit gehen können, quch dariiber 
gariz beſtimmte Vorſchriften zu machen. Wenn aber dieſe Orgemiſationen 
"gu -einer direkten Agitation gegen die Partei benutzt werden, wie es jazum 
Seit in Berlin geſchehen iſt, wo man: einfach das allgenteine,..glgiche, direkte 
und geheime Wahlrecht als volkommen wertlos für die Arbeiterſchaft er- 
ãcte. fo liegt darin zweifellos ein grober Verſtoßz gegen die Grundſätze des 
Barteiprogrammms und in diefen Fällen reicht: unfer Organifntiongftat I 
"aus. Die Veröffentlichung des Prototolls durch die. „Einigkeit. und die fi ) 
daran "anfchließende Diskuſſion mar doch bviel weniger darauf bexechnet, fü: 
"Hei Lokaloxganiſationen, die ja an ſtündigem Mitgliederſchwund leiden, neı : 

"Mitglieder zu werben, als vielmehr: einen Verfioh gegen Partei und Gemet ı 
-Figaften - gu unternegmen. :- (Sehr ritig!).: Alfo: foweit die Mitglieder Hr: 

 Roldlorganifationen dagu übergehen, die :Grundfäke. des Parteiprpgranm 
als mwertlos zu bezeichnen, die Partei anzugreifen, Zeriplitterung ini: 
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Reihen der Arbeiter Hineinzutragen, Liegen zweifellos die —— 
für einen Ausſchluß vor. Und wenn er bisher nicht erfolgt iſt, ſo deshalb, 


weil noch keine Organiſation einen Antrag geſtellt hat. Nun bin ich keines⸗ 


wegs der Meinung, daß wir ohne weiteres in der Allgemeinheit erklären 
ſollen, jedes Mitglied einer freien Bereinigung ſoll ‚ausgeichlofien . werden, ‘ 
fondern mir haben uns darauf zu ftüben, daß gegen die Perſonen, welche im 
anarchofozialiftifhen Sinne.agitieren und dadurch die. Partei. ſchädigen, mi 
dem Ausſchlußverfahren vorgegangen wird, 

Die Nefolution 108 will nichts mehr und nichts weniger, als gewiſſer⸗ 
maßen eine Verſchmelzung der gewerkſchaftlichen und der politiſchen Be- 
twegung. . Der Parteitag fol über diefe Dinge befchlieken, über die die. Ge- 
merfichaften felbjt ein völlig freies Bejtimmungstecht haben und haben müſſen. 
Wir können do nicht ohne meiteres beitimmen, daß: Mitglieder des Partei» 
vorſtandes zur Generalfommiffion hinzugegogen werden follen oder daß ge⸗ 

meinſchaftliche Sitzungen zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion 
abgehalten werden und dergleichen. Alles das liegt außexhalb der Kompe⸗ 
tenz des Parteitages. Und was will man tun, wenn man wirklich einige 
Mitglieder des Parteivorſtandes in die Generallommiſſion wählen und 
dieſe es ablehnen mürde, die Mitglieder des Parteivorſtandes an ihren 
Sitzungen teilnehmen zu laſſen oder umgekehrt? Meiner Anſicht nach haben 
Bartei und Gewerkſchaften ganz geirennte Gebiete in der Arbeiterbeivegung, 
auf denen fie vorgehen. Die Gewerkſchaften haben e3 ſich zur Aufgabe ge- 
macht, die Lage der Wrbeiterflaffe innerhalb der heutigen . Gefellichaft, zu: 
berbeflern. Die Bartei bat auf politiſchem Gebiete alles daB gu. erringen, 
was durch die Gejeßgebung errungen werden muß, um gleichzeitig die Sozjali⸗ 
fierung. der Geſellſchaft anzuſtreben. Das Arbeitzgebiet ift geteilt, und es 
iſt Dringend notwendig, daß die Organijationen fi dem anpaſſen. Die Ge» 
werlichaften haben infolgedeflen. die Organifation nach Berufsklafſen ein« 
geteilt. Würden wir aber Partei und Gewerkſchaften verfchmelzen, dann 
würden wir auch die Fartei in Berufsgruppen zerſplittern und ihre Altions⸗ 
fähigleit ſchwächen. In der Partei haben wir alle zuſammenzuwirken; eine 
Trennung nach Berufen wäre ſchädlich. Wir dürfen nicht den Gewerkſchaften 
über ihre Köpfe hinweg Vorſchriften machen; denn dann könnten ſchließlich 
auch die Gewerkfchaftskongreſſe der Partei die Marſchroute vorſchreiben 
wollen. Man hat darauf zu achten, daß die Kompetenzen nicht überſchritten 
werden. Da auch die erite Rejolution bon Elm gemiffermaßen eingreift in 
die mehr internen Angelegenheiten. der Gewerkſchaften, haben wir ung hers 
anlaßzt etehen, die Reſolution 162 einaubringen, die nach unſerer Anscht 
vollkommen ausreicht. Daß in der Barteipreffe die anaxchoſozialiſtiſchen Be⸗ 
ftrebungen befämpft werden, halte ich für ganz ſelbſtverſtändlich. Die Partei⸗ 
preſſe Hat felbitredend immer den Standpunlt' der Gogialdemofratie gu ber» 
treten. Dazu brauchen wir. feine befonderen Reſolutionen. Sowie vie 
Berteipreffe die anarhofozialiftifchen Beitrebungen unterftüben würde, wäre 
es Aufgabe des Parteivorſtandes, die betreffenden Preßkommiſſionen darauf 
aufmerkfam zu machen. Was fig von ſelbſt verſteht, braucht man nit erſt zu 
beichließen, fondern das kann man ruhig. dem Gange der Dinge überlaffen, 
Ich möchte Sie. aljo bitten, alle Unträge bis auf bie Beulen 162. — 
lehnen. Geifall.) 

Dr. Liebknecht⸗-Verlin begründet den Antrag 108, Es — Eulen nach 
Athen tragen, wollte ich näher darlegen, daß ein Bedürfnis nach Herbeifühhrung 
einer. .erigeren Füblung zwiſchen Bartei und Gewerkſchaften beiteht; es fragt 
fih nur, in welcher Weife dies Ziel zu erreichen iſt. Die: Vorſchläge unferes - 
Antrages zu a b uw.c find nie von den SOfthavelländern entdeckt 
worden, ſondern nichts Mmeiler, ad. mad nm Richaxd Bilder, 
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bon Elm, von Poetzſch und anderen bei verfchiedenen Gelegen- 
beiten bereit® in Vorſchlag gebradht worden if. Das einzig Neue in 
dem Untrag find die Punkte d und e; d eigentih auch nidt 
. xecht, denn der Sinn dieſes Teiles ift auch bereit3 taufendfältig von den 
Genoſſen akzeptiert worden. 

Der Gedanke einer organiſatoriſchen Verbindung zwiſchen Partei und 
Gewerkſchaft iſt nicht nur ein Ziel, aufs innigſte zu wünſchen, fondern auch in 
anderen Ländern Lereits realifiert. Ich weiſe nur hin auf Dänemark, Oefter- 
reich, Relgien, Holland, Schweden. Da find Partei und Gemwerkſchaften zu 
einer Jäheren Einheit, zu einer Syntheſe zufammengefaßt und zwar, ohne daß 
dadurch die Bemegungsfreiheit einer der beiden Organifationen geitört märe. 
Denn natürlih kann feine Rede davon fein, dat die eine Organifation zu 
&unften ber anderen abdantte, gebunden oder gefnebelt, oder auch nur in ber 
Ausübung der ihr weſentlichen Funktionen gehemmt merde. Gelbft in Frank— 
rei wird trob des dort verbreiteten antiparlamentarifhen Syndifalismus 
neueſtens eime ſolche Annäherung erftrebt. Wir fehen alfo die Verwirklichung 
möglichkeit vor und. Und wir dürfen es nicht bei allgemeinen Sympathiekund— 
gebungen beivenden lafjen, fondern müffen den Gedanken der Eimheit zwiſchen 
Partei und Gemwerfihaft organtjatoriih, duch Schaffung dauernder Eine 
rihtungen verwirfliden. Das ift aber nur möglich auf Grundlage der Ans 
erlennung ber Gleichberechtigung beider Organifationen. Diefe Gleichberechti— 
gung, die gegenwärtig fajt ein Dogma In der deutſchen Sozialdemofratte ift, 
muß dazu führen, daß eine Verbindung in Form eines SKartellverhältniffes 
bergeftellt wird. Natürlich bleiben Hierbei ſowohl Gewerkſchaften mie Partei 
tm mejentlichen felbjtändig, fie Dürfen ſich nicht gegenfeitig verfchlufen. Es 
gilt alio, ftänbige Einrichtungen zur Verbindung zwiſchen Partei und Gewerk— 
ſchaft zu fchaffen, und an ſolchen Einrictungen fommen in Frage 3. B. ein 
Aktionsausſchußz regelmäßige Konferenzen und eine Art Berfonalunion zwiſchen 
beiden Bentralleitungen, und Schließlich vor allem der vereinigte Partei- und 
Gewerkſchaftskongreß, al3 gemeinfchaftliche höchſte Inſtanz in gemwilfen Fragen 
für beide Organifationen. Wenn wir da3: nicht befchließen, dann laufen wir 
einfach auseinander, und unjere ganzen Debatten über das Berhältnis bon 
Bartei und Gemwerkfchaft haben zu feinem Haren Erfolg geführt. In kritiſchen 
Beiten: beftebt ſtets eine Konfliltamöglichleit. “Und wenn dann der Gewerk—⸗ 
fchaftstongreb „hü“ und der Parteitag „hott“ jagt, dann weiß niemand, wohin 
ex laufen fol. Wir müffen den Mut Haben, die Konfequenzen aus ber gegen» 
märtigen Lage gu ziehen und insbefondere eine gemeinſchaftliche höchſte Inſtanz 
ſchaffen. Es beftehen gegen unferen Vorſchlag, wie bie internationalen Kon⸗ 
greſſe beiweifen, meder juriftijche noch praltifche Bedenken. Daß Zweckmäßig⸗ 
feitsgründe dafür ſprechen, iſt ſelbſtverſtändlich. Jedes Argument, das mean 
eima gegen die von uns vorgeſchlagenen gemeinſchaftlichen Partei: und Gewerk⸗ 
fchaftsfongrefle vorbringen könnte, könnte jofort totgefchlagen werden mit dem 
Hinweis auf die internationalen Kongreſſe. (Sehr rihtig)) Molkenbuhr 
meinte: Sa, Ihr wollt über den Kopf der Gewerkſchaften hinweg refolvieren, 
daß Organifationen gefihaffen werden, die doch nur unter Mitwirkung der 
Gewerkſchaften geidaffen werden können. Das ftimmt mit, In der. Ein 
feitung unſeres Untrages ift ausdrücklich davon die Rede, dab der Parteivor⸗ 
ſtand nur als unjer Beauftragter die organifatorifchen Vereinbarungen m’ 
den zuſtändigen Gewerkſchaftsinſtanzen herbeiführen fol. Ebenſo hinfällig i 
der andere Ginwand Molkenbuhrs. Gr hat Punkt d nicht beachtet. Nur üı 
Kragen, in denen fich ihre Zuftändigfeit kreugt, jollen beide Organifationen nid; 
Telbitändig vorgehen. Damit erledigt fich aljo ohne weiteres das zweite un 
Ießte Argument Molkenbuhrs. ch miege mich keineswegs in dem Köhler 
glauben, da man durch organiſatoxiſche Beitimmungen alles machen kanr 
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Solche Einrichtungen können ebenſo wertlos fein wie Beſchlüſſe; aber der Kitt 
zur Verbinduug zwiſchen Partei und Gewerkſchaften iſt dann doch vorhanden, es 

iſt nur nötig, ihn richtig angumenden. Wir müflen dem unerträglichen Ueber⸗ 
gangsſtadium, in dem ſich augenblicklich die deutſche Arbeiterbewegung beftndet, 
fo ſchnell wie möglich ein Ende machen. Alle Beſchlüſſe, Die wir biſsher auf 
dieſem Gebiet gefaßt haben, werden ein Schlag ins Waſſer ſein, wenn wir nicht 
bie Konſequengen zichen, wie fie der Antrag 108 zieht. Nehmen Sie ben Antrag 
an; er bietet die beite Grundlage zur Herbeiführung ber Einigfeit zwiſchen 
Partei und Gewerkſchaft, die wir alle erftreben, 

Singer teilt mit, daß zu ber Reſolution 162 noch ein Amendement Scheibe⸗ 
Dortmund eingegangen iſt, im letzten Abſatz an Stelle der Worte „erſucht die 
Parteileitung“ zu ſetzen: „haben die Pflicht“. 

Zur Geſchäftsordnung erklärt 

v. Elm: Nach Beendigung meiner Ausführungen Baben ı mir eine Reihe bo 
Genojien, die meinen Wutrag mit unterichrieben haben, ihr Einverftändnis 
damit Zundgetan, daß ich denſelben zurüdziehe. Sollte feiner der Antragiteller 
Widerſpruch erheben, damı ziehe ih die Nejolution zugunſten der Reſolution 
der Barteileitung hiermit zurüd. 

Da fich lein Wideripruch erhebt, ift bie Reſolution 160 und damit auch 
Die dazu vorliegenden AUmendements zurüdgezogen. 

Den Untrag 107 begründet | 

Fröhlich-Köln: Diefer Antrag bezweckt, endlich den Quertreibereien ein Unde 
zu maden. So wie bisher Zanı es nicht weiter gehen. Die Waffen ber 
Partei find den Lolaliften zur Verfügung gefteli. Der „Vorwärts“ bat Dielen 
Himwitterorganijationen feine Spalten geöffnet, hervorragende Parteigenoffen haben 
in ihren Verſammlungen Reden gehalten. (Sehr gut!) Das ilt: eine indirelte 
Sörderung jener Drganifationen. (Sehr wahr.) Der Kampf der Lolalorgani« 
ſationen richtet fih nicht gegen den Kapitalismus, ſondern gegen die eigenen 
Slafiengenofien und dem ml ein Biel gelegt werden. (Lebhafte Zuftimmung.) 
Wir dürfen uns nicht gegenfeittg zerfleifyen, fondern die Arbeiter müflen ſich 
einmütig gegen ben Sapitalismus zur Wehr fegen. (Erneute lebhafte Bus 
ſtimmung.) Sehen Sie nur, wie fogenannte Genoflen nad dem Rheinland 
kommen und dort unfere Gemerkfchaften mit. Koth beiverfen! Dagegen müſſen 
wir einfchreiten. (Sehr wahr!) Ach Bitte Sie deshalb, unferen Antrag anzu⸗ 
nehmen. Der Antrag wird den Gewerlichaften und nicht in letzter Linie der 
Partei zum Segen gereichen. (Lebhafter Beifall.) — 

Zubeil-Berlin führt zur Begründung der Reſolution 178 aus: Rachdem 
Elm jeinen Antrag zurückgezogen bat, brnacht man auf dieſen Antrag nicht 
mehr einzugehen. ch perfünlich Hätte gewünſcht, daß auch der Vorſtand jeine- 
Nefolution zurüdgegogen hätte. (Sehr richtig!) Dann Hätten auch wir unfere 
Reſolution zurückgezogen. Cine Frage von jo hochwichtiger Bedeutung wie die 
vorliegende, die vor allen und in Berlin eine ungeheuere Flut bon Mißhelligkeiten 
und Streitigkeiten bringt (ſehr richtig), eine Frage, die uns zwingen würde, 
einen Zeil unferer beiten Barteigenofjen in Berlin aus ber Partei auszuſchließen, 
da fie zum Teil auf einer ‚anderen. gewerkſchaftlichen Baſis ftehen, Hätte man 
: 8 nieht fo undorbereitei auf dem Parteitag bringen dürfen. (Sehr richtig!) 

olche tiefeinſchneidende Fragen ſollte men fo rechtzeitig. zur Debatte ſtellen, 
nd die Reſolution jo früßzeitig- fallen, dab die Barteigenofien in den einzelnen 
ten gu ihre Stellung nehmen können. (Sehr wahr!) Wir Haben unjere 
‚ejolution geftellt, weil wir nicht nur nach links treffen wollen, ſondern auch 
ach rechts. (CLebhafte Zuftimmung) Ein Zeil der Parteigenoffen iſt jeden 
ugenblic bereit, ‚Leute von rechts mit vollen Armen aufzunehmen, nach links 
ber mit der größten Strenge vorzugehen. Wir haben daher dieſe Form ge⸗ 
ählt. Wir find nicht einverftanden mit der Nefolution des Parteivorſtandes, 
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die auch nur eine Seite trifft, die andere aber unbehelligt läßt. Wir Haben 
e3 im Wahllampfe 1908 erlebt, daß Leute, die in der Gewerkſchaftskommiſſion 
jtanden, aber unferer Partei nicht zugehörten, die Sozialdemokratie auf da3 
ſchärfſte befämpft haben, aber in ber Gewertihaftsiommilfion in Berlin über 
tief einſchneidende Fragen urteilen, die auf) die Sozialdemokratie betreffen. 
(Sehr wahr!) Wenn etivas gefchieht, muß es nach beiden Seiten geſchehen. 
Dann würde eine Verftändigung in der Zulunft zu erzielen fein, die Heute, 
nad; meiner Ueberzeugung nicht erzielt werben kann, weil kein Delegierter, 
ohne feine Parteigenoſſen zu hören, endgültig über dieſe Frage entſcheiden 
kann. Deshalb Bitte ich Sie, über die geſtellten Refolutionen und Amendements, 
auch über die des Parteivorftandes, zur Tagesordnung überzugehen. (2ebhafter 
Beifall.) 

Singer: Buttlig- Berlin Hat fi als Vertreter der „Eimigkeit” zum 
orte gemeldet. Der Parteitag beſchließt, ihm por Eintritt in die Diskuſſion 
das Wort zu gemwährernt. 

Buttlitz: Genoſſen! Ich bin zu langen Ausführungen zu diefem Punkt der 
Tagesordnung nicht vorbereitet und habe auch nicht die Abſicht, Ihre Geduld 
ſeht lange in Anfpruch zu nehmen. Sch ſpreche Ihren vor allen Dingen meinen 
Dank aus, daß Sie mir als Nichtbelegierten geitatten, mid} zu äußern Es ift 
bon feiten des Genofien Elm unjere Organtfation, die Organifation der Freien 
Vereinigung Deutſchlands, in unverantwortlicher Weife angegriffen tvorben. Ges 
nofle Elm hat ale Gewerkſchaften, die ſich der Freien Vereinigung angeſchloſſen 
haben, ohne weiteres in einen Topf mit den Anardiften geworfen. Wir find 
damit nicht ganz einverftanden (Hört, Hört! Widerſpruch), daß man ums ohne 
weiteres aus den Reihen der Parteigenoſſen zu ftreichen ſucht. Als Redakteur 
der „Einigkeit“ nehme ich nad wie vor das Recht für mich in Anſpruch, ala 
demokratiſcher Sozialiſt zu gelten (Hört! Hört! Laden), weil ih davon durch⸗ 
drungen bin, daß der Sozialismus in der nädften Etappe die kapitaliſtiſche 
Geſellſchaftsordnung ablöfen wird. Die Momente, die Genofie Elm zur Be 
grünbung feines Antrages angeführt Hat, kann ich auch nicht fo ohne weiteres 
Durchgeheit laſſen. Er zitiert die von einer letzthin gegründeten Wrbeiters 
organijatton herausgegebene Broſchüre: „Wo figen die Verräter an der Arbeiter- 
ſchaft?“ "Diefe Broſchüre Hat mit unferer Drganifation ‘oder die „Einigkeit“ 
Bat mit diefer Broſchüre abſolut nichts’ zu tun. (Hört! Hört!) Diefe Sade 
würde in ſolchem Zuſammenhange gebracht, daß man auf den Gedanken kommen 
- Ionnte, wir ſtünden Hinter dieſer Broſchüre. Weiter iſt von dem Genoffen Elm 
geſagt worden, daß die „Einigkeit“ harte Urteile, die über kämpfende Proletarier 
gefällt worden ſind, gutgeheißen hätte oder damit einverſtanden geweſen wäre. 
Das muß ich ganz entſchieden zurlidweifen. Wie Tann dem ein Arbeiterblatt 
dazu Tommen, wenn: in einen: Loͤhnlampf jemand: denungiert wird und wenn ein 
Ürteil über diefen Genoffen gefällt wird, das gutzuheißen. Das ift in unſerer 
Beitung niemals geſchehen. Ohol! Hört! Hört) Wenn num weiter gefagt wird, 
ainfere Agitation bedeutet geradezu ein Verbrechen an der Arbeiterorganifation 
(ſehr richtig), fo ift gewiß, dab mir unfere Agitation für unfere Anſichten bes 
treiben und daß wir dahin gehen, wo wir Anhaltspunkte für unfere Agitation 
finden. Wird es nicht bon anderer Seite gerade fo gemadjt? Auch ter Vorbalt, 
baß wir in irgend einer Weife in der Agitation bon dem Partkteivorſtand Nach⸗ 
hülfe Befommen hätten, ift fchon von Bebel und Liepmann zurüdgemiejen 
tvorden. Wenn wir ohne die Hülfe des Parteivorſtandes und trog ber Bes 
änpfung durch alle BZentralverbände nicht verſchwunden find, fo zeigt Dies 
doch bon einer inneren Berechtigung unferer Drganifation. (Laden, Widerfpruch.) 
Glauben Sie denn, daß tn Berlin 2000 Mitglieder aus dem Metallarbeiters 
verband ausgetreten find Bloß um der ſchönen Mugen Wiefenthals willen und 
gegen die f&eelen Augen Cobens? Da müflen Gründe vorbandeı fein, und 
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die liegen in ben inneren Einrichtungen ber Verbände, Selbſtverſtändlich find 
bei uns ebenſogut Anarchiſten wie in den Berttralverbänden. In letzteren fogar 
in leitender Stellung. Wenn fie dort ſpätex ihre Anſicht änderten und Sogial⸗ 
Bemofraten wurden, fo ändert dies jedoch, nichts an ber Tatſache, daß ſie als 
Anarchiſtenr eingetreten ſind. Dies tut auch: gar nichts zur Sache. Wenn 
Srtiedeberg dad Wort von ben. Anarchoſozialiſten geprägt bat, fo: verlangt 
auch Fräüedeberg nicht, daß jeder, der der Freien Vereinigung der deutſchen 
Gewerkſchaften angehört, ſich mit ſeinen Grundſätzen identifiziert. Friedeberg 
hat das vtecht, Bei uns ſeine Meinung. zu äußern, fo gut wie:jeder.andere; Wir. 
wollen ſelbſiverſtändlich alle revolutionären Elemente, die mit deu heutigen Bus, 
ftänden nit einverftanden find, in unferer. Drganflation bereinigen; . Wir: tollen, 
Die-Urarchiften jo wenig, ven ung. abftoßen, wie es bisher die Zentralperbãände 
getan Haben. Wenn fie Schulter an Schulter mit uns kämpfen wollen, ‚baum, 
nehmen: wir fie auf. Wem es num als unerhört ‚bezeichnet: wurde, daß einem 
Lokaliſtenin Berlin ein Stadtverordnetenmandat übertragen wurde, ſo muß nach 
meiner Anſicht den Berliner Genoſſen das Recht zuſtehen, darüber zu entſcheiden 
ob, fie ihm für würdig halten oder nicht. Ih glaube, daß Sie unſere Dyrgani⸗ 
fationen einſeitig beurteilen. Wenn Sie ſich von unferen grundlegenden Prinzipien 
und unſerer Zaktif informieren tollen, fo müſſen Sie dies auf. unferen K on? 
greifen und: in unferer Preſſe verſuchen. und ſich nicht nur nach — — 
herausgeriſſenen Zitat ein Urteil bilden. 

— Siuger : Es ift folgender Antrag Kifcjer-Berlin eingegangen: : a 
0 Der Parteitag heauftragt den Parteivorſtand, bis zum nächſten —— 
den Berfud) zu machen, in Verbindung mit: der Generallommiifian biefe Frage 
im Sinne ber Lübeckſchen Reſolution zu regeln und geht damit über Die zur 
Frage ‚der ‚Tolaorganifiesten Gewertſchaften geſtellten Anträge ‚aut Lages⸗ 
ordnung über.“ 
‚Dieter. Antrag aralterifiert fich als motivierte —— Er ſteht 
aiſo mit. zu Distuſſion und kommt nad) Schluß derſelben zuerſt zur Abſtimming⸗ 
Roſa Luzemburg: Parteigenoſſen i Ich glaube, es wird ſfich unter uns wol 
feiner finden, der nicht -mit dem Grundgedanken der Reſolution des Partei⸗ 
vorſtandes einverſtanden wäre. Wir ſtehen ja hoffentlich alleſamt auf dem 
Standpunkt, daß die Zentralorganiſation die geeignetſte Form für ben mobernen 
gewerlſchaftlichen Kampf ift, und dab. ber Anarchismus Heutzutage in Deutſch⸗ 
fand. wis in der geiamten kapitaliſtiſchen Welt höchſtens als eine: Folge der 
geiſtigen Verirrung und geiſtigen Dekadenz der Arbeiter betrachtet werden muß, 
Trotz alledem. gber würde ich die Annahme der vom Parteivorſtand vorgelegten 
Reſolution als einen großen Mißgriff betrachten. (Sehr richtig ): Bor allem 
lann ich mir in meinem, beichränlten Untertanenverftand (Heiterkeit) night Has 
machen, ‚wie die Stellungnahme der Vertreier der Zentralderbände au. biefer 
Relolution mit ihrer, Haltung zu der vorhergehenden Nefolution Kautsty: i 
Einklang gebracht werden kann. Dort, wo es fih um die: Felbfiverftändfiäifie 
Sache im ‚der Welt bandelte, daß jeder Sozialdemolrat auch inmerhalb ber 
Gewerlſchaft als Sozialdemofrgt Handeln und die Beſchlüffe der Parteitage 
zeipeltieren ſoll, ſträubte man fig mit Gewalt ‚Dagegen, weil das nad nußen 
Bin: den Eindruck hervorrufen müßte, die Gewerkichaften. wären ganz am Gärigel« 
ande ber Sozialdemokratie. Hier aber ift man ganz damit einnerftanden,- daß 
B Sozialdemokratie eine Scharfe Aktion zugunſten einer beſtimmten Organiſations⸗ 
orm der Gewerkſchaft unternimmt. Ich befürchte, daß bei einer ſolchen Doppel 
ellung: das. Verhältnis der Gewerffchaften zu "der Sozialdemokratie fi etivg 
n Sinne jenes bekannten bäuerlihen Ehevertrages geitaltet, wo bie Frau dem 
Lanne fagte: „Wenn wir in einer Frage einnerjtanden find, io. ſol Dein Wille 
. ejegehen; wenn wir auseinander gehen, fol nad meinem Sinne gebanbelt 
verden. | ‚(Beiterteit). ‚ Gamer finde. iu es. ee en — 
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Partei gewiſſermaßen als Zuchtrute gegen eine beſtimmte Gruppe von Gewerk⸗ 
ſchaftlern gebraucht werden fol; daß wir uns damit innerhalb ber Parteireihen 
: Band und Zwiſt auf ben Hals laden ſollen. Es' iſt doch kein Zweifel, daß 
. unter ben Lolalorganiſierten ſehr viele brave Genoſſen vorhanden find, und es 
Wäre unvexantwortlich, wenn wir, um den Gewerkſchaften in dieſer Frage direkt 
- zu dienen, den Zwiſt in unſere Reihen hineintrügen. Wir reſpektieren die An— 
ücht, daß die. Lolaliften.nicht den Zwiſt in den gewerkfchaftlichen Organiſgtionen 
ſoweit treiben ſollen, daß fie bie gewerkſchaftliche Organiſation dadurxch unter 
Binden; aber im Namen der ſoviel geprieſenen Gleichberechtigung nur man 
doch mindeſtens dasſelbe für. Die Partei anerlennen. Wenn wir Sie Anurcho⸗ 
ſozialiſten, wie der Parteivorſtand vorſchlägt, aus ber Partei direkt alisfchTieken, 
ſo geben wir damit ein trauriges Beiſpiet dafüt, daß wir nur Energiè, und 
Entſchloſſenheit finden, um unſere Partei nach links abzugrenzen, daß wir nach 
rechis aber die Tore nad wie vor ſehr weit‘ offer Laffer: (Schr xichtig ) 
„box Elm Hat bier angeführt als ein Beiſpieck des anarchiſtiſchen Unſinns, daß 
in der „Einigleit* oder in einer Konferenz der Lokalorganiſierten ausgeſpröchen 
ſei: „Der Geueralſtreik wäre als das einzige Mittel des wirklichen revolutionären 
. Blajlenlampfes zu betrachten“. Run ift das ſelbiſtverſtändlich ein Unfinn und nichts 
anderes. Uber, werte Anweſende, es fteht ‘genau ſo weit. entfernt bon -Ber 
. fozialdemokratifhen Taktik und von unſexen Brinzipien, went David erflärt, 
"die geſe lichen, parlamentarifgen Mittel , find. die einzigen Mittel der Gozlal⸗ 
demolratie. (Sehr richtig!). Man jagt ung, bie Lolaliſten, die Auarchoſozialiſten 
untergraben auf Schritt und Tritt durd) ihre Agilation die ſogigldenokratiſchen 
Grundfäge. Aber e3 iſt genau ebenfalls eine Untergrabung ſozialdemokratiſcher 
- @rundfäße,.. wenn: einer von den Bentralverbänden, "wie ri ngmann auf 
.uxer Konferenz im Februar, fih-gegeit das Prinzip des Aafferitanpfes' etktätte. 
: (Bideripruch.) .. Der Anarchismus Ht-tim unſeren Reihen nichts anderes, a8 eine 
-Realtion: nach links gegen die Ausſchreitungen nach rechte.’ (Sehr richtig 1) ? Wenn 
Sie den Anarchismus belänipfen wollen, ſo Bleiben Sie dabei doch treu uferem 
altbewmährten Prinzip: wegen Unſichten wird: bei ts niemand ausgeſchloſſen. 
Wir wollen die Leute dadurch unſchäblich machen, und die ganze Altardjo- 


ſouialiſtiſche Bewegung dadurqh uimtergraben, Daß wir gegen den Dbpvrtunintgs 
Front machen, benn er iſt der eigeinliche Nährvater det anäretftifheit Gelteie 
jprünge. Werm wir feinen bon dee Außerftet Rechten“ausgefchloſſeir haben, 
. fo haben wir. jedenfalls. auch kein Recht, die äußerſte Lilile auszuiglicken' _(Srbs 


.bafter Beifall und Wideriprud.) - 


::, „Scheibe-Dorimänd: Die Aniräge gegen bie, — nofivendige 
Kouſequenz ber Beichlüffe, die wir bei bem borherigen Punkte der Tagesordnung 
:gefaßt Haben. (Schr richtigl) Wenn wir den Zentralverbaͤnden 'dle Bejchlüffe 
‚ber Barleitage aufoltroyieren wollten, jo dürfen mir met ben Lokaſiſten eifte 
Hintertür Iafien.. (Schr richtig!) Ich möchte Sie bitten, bem Antrage des 
"Barteiporftandes zuzuſtimmen mit der Abanderung, die ich bemitragt Habe, daß die 
Lolcliſten nicht nur. aufgefordeit: werden, fordern daß es ihnen zur Pflicht 


gemacht wird, ſich gentraliftif zu organiſieren. Was dag etdige Erflichen nittzt, 
“haben wir ja feit Lübeck geſehen. Die Ausführungen von Puttlid Hangen ja 
eiwas ‚verjüßnlicher. Aber, wenn man-das Organ der Lolaliftert, deffen Redakteur 
‚er it, lieft, Dann pfeift: es aus einem ganz anderen Loch. (Sehr riästig l , Ta 
werben Ständig die ſchmählichſten Angriffe auf Parteigenoſſen verübt. Wie kommt 
es beim, daß gerade bie Berliner Parteigenoffen fich fo gegen die Annahnie der 
Befolntion des Parteivorſtandes ſträuben. : Sch möchte fait lagen, daß hier ppohl 
ent porſönliches Freundſchaftsverhultinis mit vielen Lotakiſtenn befteht. Wir Haben 
ans oft genug gefragt, wie es möglich iſt, daß die Lokaliſten in Berlin € fo 


treiben koͤnnen and daB trogbem Redakteure des „Wortwätts” in Verſammlungen 


ber Zolaliften Vorträge Halten. (Bört! Hört!) Ich Babe Ion am erften Xer- 
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handlungstage die At und Weile tritifiert wie der ſich als Sozialdemoxrat 
biuſte ſlende Mauser. Gehl unſere Partei in ziemlich täppiſcher und, einfültiger 
Weiſe heruntergetiſſen bat, jo ‚daß Die „Xtemonia“, das Zentrumsorgan, ihre 
belle Freude daran. hatte, und ber Bericht in der „Einigkeit“. ſtimmt beiunhe 
überein in Scimpfereien.über Die Sozialdemokratie mit dem, wag chriſtliche und 
Hirſch⸗ Dungerſche Blätter damalg ſchrieben. (Hört! 'Hört!). : Dem . Bentsals 
Kerbäniden wirft man ihre Neutralität vor, . &ehl aber hat felbſt erllärt, dab 
die Lofaliftiichen Gewerlſchaften von jeder Partei-unabhängig fein müßten, das 
Beibt nichts anderes, als dab big Lokaliſten mit der. Sosialdantoftatie nichis zu 
tun haben wollten, ſandern ihre anarchiſtiſchen Tendenzen in die Arbeiter hinein 
tragen wollten. Auf der letzien Verſammlimg des Berliner Gewerkſchaftskartells 
erllärt & [uge: „Bei uus find Revifioniften, Radilaliiten und Anarchiſten ver⸗ 
freten. Die lebteren überwudern. aber ‚bald. (Hört, Hört!) Wir mitfien jest 
inter allen Umſtänden tabula. rasa mit, ben Leuten maden !“ Wir appellteiten- 
in den Tetten Tagen an das Gefühl det Zentralverbände;. jegt wollen wir an 
das Ehrgefũhl der.. Lolaliſten appellieren. ‚Diejepigen,.. die: es ehrlich mit der 
Sozialdemokratie meinen, mögen zu ung herüberlommen und die anderen,“ die 
es nicht find, dig jollen. bleiben mo der Pfeffer wächſt. Eebhafter Beifall.) 


Körſten: Genoſſe Fubeil hat fi) wieder einmal geirrt. Was er Bier 
behauptet Bat, - liegt Tange zurück. Tiſchen dörfer ift Bor drei Jahren von 
feiner Droanifation: nicht mehr wieder gewählt worden und fitzt nit in’ ‚ber 
Berliner Gewertſchaftslommiſſion. (Hört! Hört!) 


Dem Vertreter der ‚Rolaliftent, welcher ſoeben ſprach, möchte, ich aites in 
Erinnerung bringen. — 


In. der Nummer 44 der „Einigleit". — ‚Sabre 1908 Beh ei: sb 
Warnung m ‚biejenigen, die es angehtl. Es ift in Ichter Zeit mehrfach uns 
‚genieldet worden, daß einzelne fanatiſierte Verbändler, aufgeregt durch gewifſen⸗ 
lofe Hegerei, an Mitglieder der der Freien Vereinigung deutfcher Gewerlſchaflen 
angeſchloſſenen Drganifgtienen - herantreten und fie. durch Bedrohung mit Ges 
walt, Maßregelung und Boylottiexung zwingen wollen, den Zentralverbänden 
beizutreten ober ihre. Marten au faufen, und es werſuchen und teilineife auch 
erreichen, fie aus der Arbeit zu -veutzeiben,. wann ſie ihren Zwed nicht erreichen. 
Dieſe Fanatilex wiſſen ſehr gut, ‚welche ſchwere Strafe fie trifft, wenn ihr Tun 
dur. Kenntnis der Behörde kommt. Zur Belehrung teilen wir folgenden Fall 
mit, (Hört! Hört!) - Und mm kommte - ber Salt Margate.. Weiter heißt 08: 

‚Wir bitten unfere von den Berbandsfanatifern fo mißhendelten Genefſen älfo, 
ſolange fie ſich ‚nicht anders Helfen. können, und das wird ihnen in bar: Regel 
nicht, ſchwer werben, dieſen Schritt ‚nicht: zu unternehmen“. Das heißt alſo: 
wenn: e8. irgend möglich ift, denunziert nicht, went: es äber ‚nicht anders 
eht, dann iſt au die Denungiatior erlaubl, Der Vorwärts“ fagte dam: 
„Diefe. ſchofle Denungiation- von Arbeitsbrüdern bei deu Scharfmachern, die 
Aufforderung, die Klaſſenjuſtiz auf. unliebſame Stollegen zu hetzen, ſteht in einem 
Arbeiterblatt, das ſich immer noch bis jetzt gerühmt Hat, den Klafſenſtandpunlt 
ſchärfer zu vertreten, als irgend ein anderes :Gewerlichaftsblatt: . Ein Arbeiter⸗ 
blatt trägt Material. ‚herbei zur ‚Buchthausporlage“ So der :„Borwärtä“ 
feinerzeit, und.da hat man, ben Mut ‚bier hinzutreten ımd zu erflären: : „Wir 
haben e3 niemals getan. Nachdem der, —— Elm zurückgegogen tft, kann ih 
mid), zur Sag Kurz fallen. Dex Antrag des -Barteivprftaubes iſt eigentlich 
nur eine Wiederholung heilen, was in ‚Lüheg unb Jena beſchloſſen iſt. Winrden 
Sie dieſen ablehnen, ‚dann.. heißt. daS, die gegenwärtige. Sitnuation nach zu⸗ 
gunften der Lofaliften. verbeflern ‚(Sehr -rihtig ) IH lann daher nur. bem 
Antrage 107 zuftingnen. Der. Antrag de3. Parteivorſtandes trifft noch lange 
nicht. u — — — es. m ie SR DE — 
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werden, wo find benn die? Sie entweichen überall da, wo man zugreifen 
mik.- Heute find. fie hinter Priedeberg, morgen heilen He; eisen Mrtilek von 
Kleinlein gut. Wenn der. „Bormärts‘ Heute :einem. Artilel ichreibt, dan 
Iommt fofort ein Wrtilel von anderer Seite: das geht und «gar wichts -asf; 
was der geſchrieben hat, wir. find gute Brabe. Parteigenoſſen Es iſttAben 
zuviel Liebe in Berlin für dieſe „alten braven Genoſſen“. [Sehr vichtigh 
Bas trennt denn: die Zentralverbände noch. von den Bofaltiten 3: Das: Bereinss 
geſetz nit; und die Unterftlgungseimrichtungen. machen He - Heute: auch mik 
Sie baden zwar formell die Wiefenthal-Organifation abgelehnt mib.-brei Stimmen 
Mehrheit, aber Tatſache ift Heute, daß Die Gewerkſchaft der Melallurheitar 
ihre Aufträge an Herrn Wieſenthal zur Abfertigung gibt: Die letzten Rechts 
lungen zwiſchen den‘ Unternehmern und den lolalitiſchen Arheiteim ſind teil⸗ 
weiſe von Wieſenthal bearbeitet worden. (Hört Hort) Das zur Steuck bes 
Wahrheit, Dann jagen die Lolaliſten, fie geben : nicht: mit uns tegen, RE 
langfriſtigen Tarife. Fch babe aber hier ein Kariferemplar der. Bplakiiten; 
bar Heißt es ſogare Die lokaliſtiſchen Flieſenleges im Berlin avollen: einen Tarifs 
vertrag abſchließen, der unlündbar iſt. (Grobe Heiterkeit) Ras der Einwand 
der: Unternehmer, ba man doch nicht auf. ewige Zeit einen Tarif abſchließen 
lönne, hat fie. davon abgehalten, So blieb; den Lokaliſten nur noch Dig 
Neutralität als trennender Punkt übrig. - Bebel haß auch auftdiefent. Parteiing 
wiederholt, was man darunter verſteht, md: anders, hahen wir ed: wie ver⸗ 
ſtanden. (Sehe richtigh Rachdem- ber Partekag ja. einig auch ur dieler 
Frage iſt, wird. nun ja, abzuwarten fein, was bie Lolalifien weiter morgen: 
nachdem ihnen auch dieſer letzte Punkt weggenommen if. Darüber beſteht ja 
fein. Zweifel, daß fie ‚heute rein gewerklſchaftlich ‚Seine Bedeutung —————— 
fe benutzen bie Partei, um immer wieder ainen Keil: in. die WBewegung :au 
treiben. Sie denungieren, brauchen die "muppigiten Schimpfwürter, dies ſchen 
in. Anhetracht der Gegner unterlaſſen ſollten. (Gebr rrirgtigiih: KFeden li 
iſt ihnen recht, wenn fie ne einen Keil imn die ‚Srbeiterbewegumgr..treihen 
können, Sie ſiecken ſich hinter. die Pamei, m. da Hälfe gun heben.“Hechez 
dieſer unſaubere Zuſtand in Berlin. Ich Bitte. Gig, einmal praltiſch ausarkeileit 
und ‚niit wieder Beſchlüfſe zu faflen,. die michts Befagen.:. EStimmen Gierdent 
Antrag 107 zu, damit: juen — — 208: dandwerl gelege mis: 
Vebhaften Veifall.) ν ν 
HBedebbour: Mit Eingelbe ſhwerden die Bier ——— ——— SR 
Solaliiten und Anarchofozialiſten Lünen wir, nit den meiſten manigftn Dvd 
aus. einperftandest fein. - Zum Beiipiel erkläre ich es auch Kir inte’ ıichafle 
Sandfungswveife, :tenB Körſten aus ‚ver „Binigleit! vorgeleſen ihät;: eher Beiröües 
Unträgen, die hier dorliegen, wirh der Rardinakichler genvachte bas: Margehes 
gegen die Lolaliften und. gegen bie. Anauchoiazielikten gu bonfundieren, von dem 
Rarteitage ‚ben. Ausſchluß von Parteigensiien zu fordern, weils dieſe Partei 
genoſſen „irgend einer anderen gewerlſchaftlichen Fomnetion angehörenDas 
ift-garg unmöglich. Wir können die: Loleltften nit als Laldliften aus 
das wäre: direlt ein Eingriff in die tzewertichaftliche Organiſationi uxit 
„Wo ſteht denn das? Wer verlangte das 2) Das iſt baftärcbig gewüriſcht 
Haben Sie nicht die Rede von Korſten gehöri ? Dan mußßlen wir: auch any 
gelehrt fordern bak die: Zentralperbände alle Nichtſozialdemotraten aus ſchliehen 
Widerſpruch.) Bern: einzelne fi als Anarchoſoziccüſten erllärende Perſonen nat 
ber Partei angehörten und’ trotzdem gegen. Die Partei einen Rumpf führenzuet 
3. 8: Sleinlein, jo Tann man ‚gegen dieſe AusichInbanträge “Stellei; »Beiij 
aber verkehrt, die gefamten: Lolafiften als Antifoatuldenelraten:, anguſprechen 
Ein Beilpiel dafür ift gerade. Theodor: Fiſcher, derx Stadtverordneter iu Bfrlir 
iſt und meinem: Wahlkteile ungehöpt. Er hat. in einer Berfammlıusıg de 
Yolalütiichen Ziruneren arllärt, dab ſie Die nashefsgilifiigen — 
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werfen und auch den von Aeinlein organgenen Aufruf, wo die Lokaliſten aufge⸗ 
fordert werben, ber Sozialdemokratie den Rücken zu kehren. Alſo wie kann man 
Fiſcher als Anarchoſozialiſten denunzieren? Das. iſt ein Beweis dafür, wie 


beftämdig die Fragen durcheinander geworfen werden. Wenn Elm behauptet, 


daB wir in Berlin die Anarchoſozialiſten nicht abgeſchüttelt haben, fo kennt 
er die Vorgänge in Berlin nicht, denn nach jenem Pronunziamento Friedebergs 
für die Idee des Anarchoſozialismus im Feenpalaſt, wo er auch die Lokaliſten 
für ſeine Reſolution gewann, ſind wir in unſetem Wahlkreis als erſte ſehr 
energiſch dagegen vorgegangen, haben drei Tage lang mit Friedeberg darüber 
bisfutiert und ſchließlich mit überwältigender Mehrheit eine Reſolution ange⸗ 
nommen; bie die anarchoſozialiſtiſchen Beſtrebungen auf das entſchiedenſte ber» 
urteilt. (Hört! hört ) Milo wir haben ben Anarchoſozialiſten fo entſchieden die 
Zür gewiefen, wie man das nur tun kann. Wenn man aber einen moralifcher . 
Ausichlugantrag amimmt für alle Lofaliiten, jo müßten alfe dieſe Lokaljſten 
als Organiſation fich für die neue Parteibildung des Anarchoſozialismus erklärt 
haben. Das liegt nicht vor. Gegen einzelne Perſonen wie Kleinlein würde 
auch ich einen Ausſchlußantrag für gerechtfertigt halten, falls er noch Partei⸗ 
genoffe iſt. Aber im übrigen würde es vollkommen den Traditionen der Partei 
und der Gerechtigkeit widerſprechen, wenn wir einen moraliſchen Ausſchlußantrag 
für alle dieſe Leute annehmen. Deshalb möchte: ich Bitten, nur den Antrag -auf 
Zagedorönung anzunehmen. Sollten Sie den Borftandsantrag annehnen, dann 
jedenfall mit dem Amendement Dunder, daß den Lolaliſten bei ihrem Uebertritt 
in die Zentralverbände beinerlei Hinderniſſe in den Weg gelegt werden. (Bravo.) 

Knieriem⸗München: Durch die Annahme der Reſolution Bebel⸗Legien 
bat die Arbeiterbewegung Deutſchlanbds einen mächtigen und erxfreulichen Schritt 
gum Zuſammenſchluß der beiden Kampfesorganifationen gemadt. Wir dürfen 
aber dabei nicht fiehen Bleiben, fondern müſſen ſuchen, dab die Abtrennungs⸗ 
beftreßumgen der Anatchoſozialijten und Lolaliften nicht gefördert, ſondern 
gehindert werden. (Sehr Tichlig)) Es iſt nahezu unglaubli, daß es noch 
Immer Leute: gibt, die fig durch die Angriffe der Lolaliiten auf die Inter» 
ſtützungseinrichtungen der: Bentralverbände beeinfluffen laſſen. Auch den Parla⸗ 
mentatismus wollen die Lokaliſten nicht. ‚Kater bat felbft geſagt, dab die Leute 
die Zeit für den Parlamentarismus und das Geld für die Bentralvderbände mit 
ihren großen Unterjtäginigen fi ſparen follten. Ich betrachte die ‚fogenannte 
Freie - Bereinigung der Gemerlicgaften ala nichts ‚anderes, als eine Gegen⸗ 
organijation zur Beripliiterumg der Kräfte der Arbeiter. Diefe Zerſplitterungs⸗ 


verſuche von Auchſozialdemokraten müßſen ebenſo energiſch bekämpft werben, wie 
‚bie Organiſationen dev. Chriftlichen! Wer verbürgt uns, daß dieſe freien Organi⸗ 


ſationen bei. den bevorſtehenden Kämpfen nicht auch ebenſo arbeiterverräteriſch 
vorgehen, wie bie Chriſtlichen? Wie können dieſe Organiſationen ihre Mit⸗ 
glieder bei Lohnkämpfen unterſtützen, wenn fie kein Geld in den Taſchen Haben? 
Sa konnte es in München erleben, daB Leute, die ſchon gehn Jahre im Metalls 
arbeiterverband organifiert: waren, durch dieſe Leute jo verdreht gemadit 
wurden, daß fie aus dem. Berband austreten wollten. Ich Tann auch nicht dem 
Standpunkt der Roſa Luxemburg Beitreten, die da fagte, daß diefe Leute ebenfo 
gut organifieren, wie wir. In dieſer Zeit ſchwerer wirtſchaftlicher Kämpfe gilt 
für uns das Wort: Wer nicht: für. uns ift, der ijt gegen uns! (Sehr richtig !) 
Leute, die gewerlkſchaftlich auf einem anderen Standpunkt ftehen, gehören nidjt 
zur Partei. (Sehr richtigh Annäherungsverſuche, tvie fie der Antrag Fiſcher 
will, kann ich. dagegen begrüßen. Dem Antrag 107 kann ich zuftimmen. Ein 
großer zeil unferer Genoſſen begreift e3 nicht, daß in unjeren Blättern bern 
auf bie nah losgehauen wird und Binten ftehen ihre Annoncen, 
(Sehr riätigl) Ple Reſolution des Parteivorſtandes und der Kontrollkom⸗ 
million iſt nicht ſcharf genuo. 
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Ein don Ring» Dffenbadj begrünbeter und von Ro ch⸗Remſcheid damit 
Befämpfter Schlußantrag, daß die Verhältniſſe in Solingen noch nidt 
erörtert jeien, wird angenommen. 

Es folgen perfönlide Bemertungen. 


Puttlig-Berlin Bbeftreitet die Behauptung Körftens, daß bie Freie Ders 
einigung der Berliner Sliefenleger einen unkündbaren Tarifentwurf vorgeſchlagen 
Babe. Ein folder Entwurf fei von den Unternehntern vorgelegt worden. 


Körften-Berlin beruft ſich auf Mitteilungen, die ihm von gentealorganifierten 
Sliefenlegern geworden feien. 

Stadthagen: Es ift unridtig, wern Elm behauptet, ih Hätte im , Vor⸗ 
wãris“ Friedebergs Vorgehen und das der Anarchoſogialiſten entſchuldigt. Meine 
damalige Erklärung im „Vorwärts“ beweiſt das Gegenteil. Ich Habe darin 
erklärt, daß der Anarchoſozialismus auf ganz unklaren Theorien aufgebaut ſei, 
die dieſelbe Wurzel hätten, wie der Reviſionismus. Ferner habe id) ausdrüdlich 
gejagt, es fei im höchſten Grade bedauerlih, daB die Einigungsbeftrebungen 
des Parteivorſtandes zwiſchen Zentralverbändlern und Lolalorganifierten fehl« 
geſchlagen jeien. Seitdem habe die Verbitterung bei den lolalorganifierten 
Genofien fo ftark Platz gegriffen, wie nie zuvor. Aber dieſe Berbitterung darf 
nicht jo weit geben, daß die Lolalorganifierten nicht in die Bentralverbände 
Bineingehen wollten. Diefe Erflärung iſt von v. Elm alſo vollftändig verfälicht 
und verdreht worden. (Sehr richtig |) 

v. Elm: Nach der Erklärung Stadthagens nehme ih meine Behauptung 
zurüd. Dir haben bier eine Reihe Kongrebteilnehmer gejagt, Stadthagen 
babe da3 Vorgehen der Anarhofozialiiten indirekt entjääuldigt, indem er für die 
konfuſen Seen der Anarchoſozialiſten in erſter Linie die Vorwärtsredaktion 
verantwortlich machte. Wenn das nicht der Fall iſt, iſt die Sache damit erlebigt. 
Gegen Puttlig ftelle ih feit, daß die „Einigkeit“ doch benungiert bat. Wenn 
Ledebour behauptet, Fiſcher ſei nicht Anarkhofozialift, jo erfläre ich ein⸗ 
fad,, daß Fiſcher die Kongreßrefolution als Ausſchnßmitalied der Lolal⸗ 
organiſierten mit verfaßt hat. 

Stadthagen: Ich bedauere, daß v. EIm nicht einfach erklärt Kat, daß das, 
was er behauptet hat, falſch iſt. Er hat fi auf Hintertreppenerzäßfungen bon 
Kongreßteilnehmern berufen. Ich bin dadurch gezwungen, den entſprechenden 
Sat aus meiner längeren Erklärung zu verleſen, dann mag ber Parteitag ent» 
fgeiden, ob auch nur die Möglichkeit eines Irrtum vorlag. An eier Stelle 


ber Erklärung beißt es: „Ihnen Hilft man nit durch Fernbleihen, jonde ar | 


durch Propagandierung der Einheitlicgleit von Gewerkſchaft und Partet inn 
halb der gewerkſchaftlichen und politiiden Organiſationen ad. Das ift „in 
Berlin und ber Provinz Brandenburg dringend erforderlih*. Weiter heißt ‘es 
zum Schluß: „Möge die beflagenstwerte Annahme der Feenpalaft-Refolution zu 
einer Gtärfung der Heberzeugung beitragen, daß zur Beichleunigung des 
Emanzipationgtampfes ber Arbeit dringend erforderlich Vertiefung ber Erkenntnis 
bes Zufammenhanges der Dinge, Einheit auf gewerkſchaftlichem und politiſchem 
Gebiete ift. Hält man fi) diefe Ziele vor Augen, fo kann auf politifem und 
gewerkſchaftlichem Gebiete Zentralifation unter gleichzeitiger freier Entfaltungs- 
möglichkeit der einzelnen agitatoriſchen Kräfte und ein in Unterordming unte 
den Willen der Partei vom Klaſſengefühl zum Klaſſenbewußtſein leitende Organ 
in Berlin vor manderlei Erſchwerung der Aufllärungsarbeit, die ımter fo unend» 
Hoden Opfern nad) vorwärts drängenden Genoffen und die Partei bewahren. “ 
(Hört! Hört!) 

Buhl⸗Leipzig (zur Geſchäftsordnung): Dur den Schluß der Debatte find 
wir Leipziger verhindert, dem Genofien von Elm zu antworten und feine 
Angriffe auf die „Leipziger Volkszeitung“ zurückzuweiſen. 
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Es folgt die Abſtimmung. Sie ergibt die Annahme des Antrages 
Filcher- Berlin auf motivierte TZage3ordnung mit großer Mehrs 
Beit. (Beifall) ° 

Damit find alle anderen Anträge erledtat; ebenso 
dDiefer ganze Bunft ber Tagesordnung. 

Auf Vorſchlag Bebels wird die Zeit für die Einbringung bon Vorſchlägen 
zur Wahl der Parteileitung. bis nad Schluß der Nachmittagsſitzung verlängert. 

Eine Reihe Begrüßungstelegramme iſt eingelaufen, darunter eines von 
blinden Barteigenofjen Berlins. (Brabo!) 

Der Gauleiter Schlüter Bielefeld vom Tabakarbeiterverband teilt Die 


Abficht der dortigen Unternehmer mit, 10000 Tabafarbeiter auszufperren. 
| a 


- Die Mannheimer und Ludwigshafener Wrbeitergefangbereine laden die 
Delegierten für nächſten Sonntag zu einer Fahrt nad) Worms ein. 
... Schluß 12%/, Uhr, | | 





Nachmittags⸗Sitzung. 
a Uhr. Den Vorſiztz führt Dreesbach. 
Der Parteitag tritt in die Beratung von Buntt 6 der Taged« 
ordnung: ., 
Maifeier. 
Bu dieſem Punkt der Tagesordnung liegen vor die Anträge: 52-57, 131 


Abſ. 3, und die Reſolution (159) des Berichterſtatters. 


Sämtliche Anträge [ind genügend unterſtützt; fie gelten als 
Amendements zur Rejolution 159. 5 

Berichterftatter Richard Fiſcher: Als wir im borigen Jahre in Jena die 
Frage der Maifeier beſprachen, da ftanden Mir ımter dem Eindrud, dab 
zwiſchen Partei und Gewerlichaften über die Form der Maifeter und ihren 


Charakier Meinungsverichiedenheiten obwalteten. Wir Haben deshalb auf in. 


Jena nad einem ausführlichen Referat eine längere Diskuſſion gehabt. Dies 


Jahr, glaube ich, Liegt gu läugeren Ausführungen fein Anlaß vor. Soweit 
‚Meinungsverihiedenheiten vorhanden tparen, ſind fte durch die Jenaer Refolution, 


die ja einjtimmig angenommen wurde, befeitigt. Dazu kommt, dab bie Gewerl⸗ 
ſchaften feit einer Reihe von Jahren auf dem Standpunkte ſtanden, den fie auch 


in Jena betonten, fi in der Maifeierfrage folange bebingungslos den Beſchlüſſen 


der Partei zu untertverfen, bis eventuell ein nächſter internationaler Kongreß 
zu einer neuen Form der Maifeier definitiv Stellung genommen bat, Die Ges 
werlichaften werden, nach ihren bisherigen Abſichten gu fchließen, auf dem 


nüächſten internationalen Kongreß in Stuttgart diefe Frage bon neuem zur ' 


Beratung bringen Da, vie gefagt, zwiſchen Bartei und Gewerkſchaften feine 
Meinungsverſchiedenheiten obwalten, fünnen mir uns dieſes Jahr damit 


begnügen, die Jenaer Reſolution unverändert wieder anzunehmen. Deshalb 


glaube. ich "heute von einer beſonderen Begründung abſehen zu können. Die 
vorliegenden Amendements bitte ich ſämtlich abzulehnen. Der Antrag 52 bejagt 
zwar, man jolle nur ber Senaer Refolution bejtimmte Säge zufügen; aber 
diefe Sätze ftehen in einem Gegenſatz zu. der Jenaer Reſolution. (Sehr 
rihtig)) Das wäre das gleidie al3 wenn mar einen Glas Zuckerwaſſer 
eine Portion Eifig Hinzufügen und dantı fagen wollter das ift das richtige 
Zuderwajler. (Heiterkeit) Der Antrag würde geradezu den alten Gegenſatz 
zwiſchen Partei und Gewerkſchaft hervorrufen. Wenn es in dem Untrage 
beißt: die Gewerkſchaften allein haben die Verantwortung zu tragen, fo ftimmt 


das nicht. In Jena Hat bie Partei ſich bereit erklärt, eventuell für die durch 
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die Durchführung der Arbeitsruhe am 1. Mai entſtehenden Koften mit aufzu⸗ 
fomnien, und wir Haben e3 ja in diefem Jahre gejehen, dab da, wo die Ge⸗ 
werkichaften aus eigener Kraft nicht imitanbe waren, bie Dpfer der Maifeier 
zu tragen und ſich an die Parteilaffe wandten, allen diefen Geſuchen ohne Ein«- 
ſchränkung Rechnung getragen ift. Berlin 3. ®. bat 100000 Mt, Hamburg 
6000 ME. für die Opfer der Maifeier aus der Parieilaſſe empfangen. ‚Der An⸗ 
trag ift auch deshalb unannehmbar, weil er einen. Unterfgied madt zwiſchen 
den gewerlſchaftlich und den politifch organifierten Genofjen. Bisher fuchten wir 
immer eine gegenfeitige Vereinbarung herbeizuführen; jest foll ausgefprochen 
werden, daß allein die gewerkſchaftlichen Drganifationen über die Form zu 
befinden haben und daß die gewerkſchaftlich organifierten Barteigenofien ſich 
dem fügen müflen. Wie aber, wenn zwei berfchiedene Beichlüffe vorliegen ? | 
Dan braucht nur diefe Frage aufzumwerfen, um eingufehen, daß man den Antrag | 
ablehnen muß. Wenn weiter darin die Nede ift bon planlofen PButichen ufto., 
fo braucht: man darüber auf einem Parteitage nicht zu reden, fondern gebt am 
beiten zur Tagesordnung über. (Sehr richtig!) Den Antrag 53 Halte ich für 
ſo felbftverftändlich, daB es geradezu als Beleidigimg aufgefaßt werden muß, 
wenn man hetlangt, daß Parteivorſtand und Generallommitjion fi noch mehr 
als bisher bemühen follen, um der Naifeier einen würdigeren Charalter zu ver» 
leihen. Auch der. Antrag 54 muß kurzerhand abgelehnt iverden. Die Differenzen, 
im Metallarheiterderband in Berlin find Sache der Berliner; der Parteitag 
Bat fi damit nicht zu befaflen. Ueber Punkt b haben wir ſchon bei dem vor⸗ 
hergehenden Punkte entſprechende Diskuffionen gepflogen und Punkt c wirft 
ganz verſchiedene Dinge burcheinander. Was die Gewerkſchaften mit den Mit» 
gliedern machen jollen, die ihren Beſchlüſſen nicht Folge leiſten, ift Sache der 
Gewerkſchaften und wicht der Bartei. In erjter Linig müſſen die Gewerlſchaften 
dafür. forgen, daß Disziplin in ihren Reihen herrſcht ımd glauben fie dazu 





ber linterftüßung der Partei zu bedürfen, fo. muß man bon Tall zu Fall 
enticheiden. Aber wir können nicht beicjließen, dab jemand, der einen Beſchluß 
feiner Gewerkſchaft nicht rejpeftiert, einfach auf bloßen Antrag bin aus dee 
Partet ausgeſchloſſen werben muß. Denn Dadurch würden wir ja die Gewerkſchaft 
als eine Inſtanz binjtellen, die über die Zugehörigkeit zur Partei zu entſcheiden 
bat. (Sehr richtigh) Er iſt auch formell unannehmbar, meil wir im Statztt 
genaue Beſtimmungen bariiber Haben, dag Ausſchluß nur erfolgen kann auf dem: 
Wege des fchiedögerichtlicden Verfahren! Der Antrag 55 vilt ebenfo ſelbſiver⸗ 
ſtändlich wie der Antrag 53. Der Antrag 55 ſpricht die Erwartung aus, dat ber 
Parteitag zum Ausdrud bringt, dab die Sozialdemofratie. an der durch den 
internationalen Arbeiterfongreß zu Paris 1889 beichlofienen Form der Maifeier 
fefthHält und energifch Propaganda für die Maifeier zu machen bat. Dans haben 
wir getan, indem wir in Jena die Rejolution fabten, die ich ihnen heute aber⸗ 
mals unterbreite. Yu dem, was ber ziveite Teil des Antrags fordert, Tiegt ger ' 
fein. Anlaß vor. Der Jenaer Beſchluß Hat alle Gegeneintvendunger beſoitigt. | 
Es bat ſich dabei auch nicht um Beſtrebungen gehandelt, fondern um die Aufs | 
faſſung eines eimzelnen Genoffen und es ift. nicht Mufgabe des Parteitages, | 
über eine perſönliche Auffaffung zu enticheiden, ein Jahr nachdem ein Parteitag 01 
Dazu Stellung genommen bat. (Sehr richtig). Den Autrag 57 endlich ‚halte ich | 
gleichfalls für ſelbſtverſtändlich. Die Sache ift zu Heinlich, als dab ein Bartei« 
tag erit darüber Beſchluß zu faſſen braucht. Wir würden: der Partei damit 
‚geradezu ein Armutszeugnis ausftellen. Ich Bitte Sie alſo, unter Ablehnung 
aller Amendements den Beſchluß bon Jena zu wiederholen. Eebhafter Sun 
Die Diskuſſion wird eröffnet. 
Severing-Bielefeld: Die Anregung zu dem. Antrag 52 kam nicht bon einem 
Gewerlſchafisbeamten, ſondern von einem Genoſſen, der ſich in hervorragender 
Stellung in der Partei befindet. Ob die Möalichkeit zur Durchführung der 


— | 


— 


Soglalbematratie unb Vollserziehung: Schulz meferat. 323 


Ardeitsruhe am 1. Mai vorhanben iſt, barüber Tann nicht die politiſche Drgani« 
ſation entſcheiden, jondern nur Die ‚Geiverkichafteni Nicht aud ſinangtellen 
Gründen haben wir den Antrag geſtellt, ſondern um unſere Kollegen nicht in 
einen Gewiſſenskonflilt hineinzutreiben. Daß es au Entſchloſſenheit zu kämpfen 
für’ die Arbeitsruhe am 1. Mai bei den Gewerkſchaftamitgliedern fehlt, Tann 
wohl ‚niemand jagen, aber die Hauptſache ift und Bleibt doch die Organiſation 
im gewerkſchaftlicher und politiſcher Hinftäht. Bor ——— Puiſchen 
gang ertigteben gewarnt werden. 

. Beitese Wortmelbungen liegen nicht vor. Da Fi Sſch lu Bß w ort erhält 

Richard Fiſcher⸗Beriin: Die: Pattei hat niemuls beanſprucht, daß Bisfe 
sage von der politifen Organiſation entfägieben werde, ſondern fie: has Das 
ven Gewerkfchaften Überlafſen und‘ deshalb find alle Schlußfolgerungen des 
Vorredners Hinfälig. Ich lann nur wiederholen: Mehmen Sie einitimmig die 
Vorſchläge meiner Refolution an und: überlaſſen Sie es dem Se 
Kongreß, das weitere zu befihließen. (Lebhafter Beifall.) 

Die Abſtimmung ergibt die: Unnahme der — 158, 

Ä 6“ folgt Punkt 7 der Tagesordnung: ' 

SGozieldemotratie und VBofterziefung. - 

gviergu liegen vor bie Anträge: 72, 78, 74, 75, 77,.78, 80, 81, 59, 88, 34, 
85, 142, 148, 144, 152, 158, 156, 168 und bie ‚Leitfäke ber Berichterfbatter 
(Mr. 148), Mr. 72 it zur ükgezogen. Nicht unterjtügt werben: bie An⸗ 
ttäge 76, 88 und. 88. Alle übvigen Anträge werden -unterfiäßt. 

Berichteritatter Heinrich Schulz Bremen: Wir beiden Referenten, Genoffin 
Zettin und Nö, Haben und im die Arbeit fo geteilt, baß mit bie Schul⸗und 
Erziehungsfrage int brigeven; mehr fachtechniſchen Sirme zugefallen ifl, während 
Genoſfin Zetklin die Anwendung unſerer pädagogiſchen Grundiäge auf: das 
proletariſche Elternhaus und auf Die Selbftersiefning, fernen bie praltiſchen Auf⸗ 
gaben ber Partei in bezug auf die Bildung und die theoretifche Feſtigung den 
Genoffen darzuftellen Ubernommen bat. Den Leitfaden meiner Ausführungen 
bilberr deshalb Die erften drei der Ihnen borliegenden Seitäge- Genoiftir dertin 
wird hernach die übrigen drei Leitſätze begründen. 

"Bum erſtenmal beſchaäftigt ſich ein Parteitag ber deutſchen ‚Sozialdemokratie 
mit: der Erziehungtfrage. Wohl iſt auf früheren. Parteitagen gelegentlich über 
Die ‚eine ober: die andere Nebenftage pädagogiſcher Art geſprochen worden; auch 
iſt naturlich in den Programmdebatten in Brfitet und Halle die Schulftage ges 
ftseift worden. Aber ſelbſte hier nur recht flüchtig. So beichränkte th Lichiwiht 
1860 in Halle auf die lakoniſche Bemerkung: „Bisiallgemetne gleirhe Volks⸗ 
eeziehung durch den Stact iſt ſelbſtverſtändlich, ebenſo der "zmertgeltitdge 
Unterricht in allen’ Bilöungsanftalten.” Ar Erfurt (1801) ging Liebknecht zwur 
erwas näher auf die im praktiſchen Teile des dort beſchlofſenen Programms 
entfalteten Schulforderungen ein, begnügte ſich aber auch Hier mit einem 
Ines gehaltenen Kommentar der Fordernngen ber Unentgeltlichkeit des Unterrichts 
in den öffentlichen Vollsſchulen, Der Verpflegung und des Aufrückens in Höhere 
Säulen. Grundfätzliches zur Erziehungsfrage ſagte er nicht. Auch bei den 
ſpateren gelegentlichen kurzen Debatten, ‘bie ſich meiſtens nm Anträge zum 
Parteitag, beſonders um die ſtetig wiederkehrenden Wunſche nad Schaffung 
emer ſozialiftiſchen Kinderliteratur drehten, kam man laum über er mehr 
oder weniger wichtige oder unwichtige Nebenbinge hiwaus. 

Weſentlich beſſer ſind die mannigfachen Schulangelegenheiten auf den zahl⸗ 
reichen Zandesfonferenzen und Zujanmentkünften von Gemeinbeberkretent, bie 
in' den legten Fahren in zunehmendem Make ftattgefunden haben, baponges 
lommen. Weil bie Schule in Deutfchland Landesſache, nit Reichsſache iſt, 
ſind die parteigenöfſiſchen Abgeorbneten in den bundesftaatlichen Parlamenten 
a a ealgehe geitell, fich mit ee be a a lee zu befaſſen und 
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fie aus dieſem Grunde auch auf ihren "Sandesparteitagen zur Sprache en 

bringen. Aehnlich Tiegen bie Verhältniſſe bezüglich ber Gemeindevertreter. Die 
Altionsprogramme unſerer Parteigenoſſen in einzelnen Bundesſtaaten und Pro⸗ 
vinzen enthalten deshalb auch weit mehr einzelne gorderungen im’ bezag auf 
die Schule als .des Erfurter Programm. 

‚Uber auch ‚bei diefen Debatten und den daraus: entftandenen Programmen 
ijt man. felten bis auf ben. :grundjähliggen, ſogialiſtiſchen Kern der Erziehungs⸗ 
frage gedrungen. Wie das übrigens in der Natur der Sache liegt! Die Landtags⸗ 
abgeordneten: und noeh mehr die Gemeindevertreter haben: es iin Der Hauptſache 
mit den praftifhen Sculangelegenheiten zu tum. Wohl können fie gele⸗ 
gentlich in Anknüpfung on ben Religignsunterricdt eine grundſätzliche Debatte 
über diefe Seile des Schullebens herbeiführen, aber in ber Hauptfache beherrſchen 
pyaftifche und üubere Schulfragen — Schulbauten, Subfellien, Klaſſenfrequenz, 

Sehrerbefoläung und, ähnliche Dinge — die Debatten bei der Beratung -der 
Schuletats. In ſolchen Fragen haben ſich zahlreiche fozialdemotratiſche Stadt⸗ 
verordnete ‚und. Landtagsabgeordnete un Laufe ber Zeit und bei dem lebhaften 
Intereſſe der Sozialdemofenten für alle Schulangefegenheiten eine hervorragende 
Sachkenntnis angeeignet, die mit. Freuden zu ‚begrüßen . tft, und me deren 
Förderung und’ Aushttzitung wir nach wie vor beſtrebt fein müfen: 


Aber als Gegengewicht und auch zugleich als Richtſchnur fir dieſe Fülle. 


praltiſcher Detgilarbeit iſt es je — je mehr zur dringenden Notwendigkeit 
geworden, wieder einmal bis auf den Grund des Ergiehungaprodlems on. 
a des wiſſenſchaftlichen Sogialismus aus zu fteigen. ’ 

Wieder einmal] Denn es bat ſchon ſozialiſtiſche Kongreſſe gegeben, anf 
| benen bie prinzipielle ‚Seite. der Erziehungsfrage mit einer fo intuitiven Sicher⸗ 
heit und mit einer durchdringenden thenretifhen Karheit dargelegt: worden 
if, daß man beute Darüber erſtaunen muß md nicht umhin kann, ſich dartruf 
an. ftügen, fofern man das Erziehungsproblem mit. den Mitteln des hiſtorifchen 
Materialismus erialjen - will. Ich denke Hierbei nicht an ben intornarionalen 
Sozialiſtenlongreß in. London im Jahre 1898, mo andy über die Erziehung und 
über die körperliche Entwickelung geſprochen und beicdlofien worden ift, aber 
weniger vom grundſätzlich⸗ſogialiſtiſchen. als mehr: vom ſozialpolitiſchen Stande 
puntte aus: Die Sougreile, Die id im Auge babe, Tiegem viel: weiter zurick 
&3 find die. eriten ſozialiſtiſchen Kongreife überhaupt, "Ste Kongrefie der. inter⸗ 
nationalen Mrbeiterafloziation, die. bom Jahre 1866 an mehrere Yabre- Hinter 
einander flattfanden.:: Damals, als no die internationale Arheiteraffoztetior: 
das arganiiatorifche wie geiftige Zentrum bes iugenblichrtatenburftigen Sozia⸗ 
Yismus Aſdete mit Marz als dem eigentlichen Kopf der. Bewegung, damals 
haben ſich die ‚Arbeiter mit großem Eifer: und grober Vebhaftigfeit mit beit: 
tbegretifchen. Fragen der Jugenderziehung beſchäftigt. Schon. auf dem erflett: 
Kongrek in, Genf 1866-bildete der Bunt: „Die Arbeit von Frauen und Kinbern“ 
einen Hauptteil der Verhandlungen, und: ganz im Sinne der Margfchen An⸗ 
ſchauungen über den. Zufammenhang auch der Erziehungsfrage mit Den ökono⸗ 
milden -Haftgren - der: betreffenden Zeit murde dieſe ſcheinbar ölkonomiſche Frage 
zum Anlaß ſowohl einer ſcharfen Kritil des herrſchenden Schulſyſtenrs als 
auch eines hlareren Formulierung des, ſogialiſtiſchen Schulideals. Man hat ſich 


auf den beiden nachfolgenden Kongreſſen in Lauſame 1807 und Brüffel 1808 


wiederum mit der. Erziehungsfrage beſchüftigt. Doc: ift man auf die grund» 
ſätzliche Höhe. der . Genfer Entpokiebung, ‚Deren Text ra bon Marr” 
stamnıte nicht, wieder gelangt. 


Ich will jegt auf Diefe veſchlüſſe in ihrem ſachlichen Inhalt nicht ingehen, 


das fol in einem ſpäteren Abſchnitte meiner Ausführungen geſchehen. Es lam 
mir. vorläufig nur auf die Konſtatierung des nicht umintereffanten — 
ſatzes an, — die Partei in -frükeren Jahren, als fie air. Zahl - noch Eloir Ä 
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war uud. fie. die- praktifäe Mitarbeit in ben Parlamenten noch nicht erzwungen 


hatte/ um fo eifriger in der. Diskutierung unſerer theoretiſchen Grund» 


age: wan, während. in ſpäteren Beiten mit bem Wachstum ber praftifgen 


Kleinarbeit die theoretijche Diskuffion in den Hintergrund gedrängt worden 


Mber-Mber wie ganz: aligemein in der Partei "neuerdings. ein höchſt erfreuliches 


Wiedexbefinnen auf den fürbernden Wert theoretiſcher Klarheit gerade auch für 
208 Bielerlei der praktiſchen Kleinarbeit platsgegriffen hat, fo iſt auch für jedwede 
praltiſche Tätigkeit auf.dem Gebiete der Erziehung, fei e8 ber Kleinkindererziefung, 
jet es der. Schulerziehung. fei .e8 der Epziehumg im ſchulentwachſenen After, ſei 
33- ſchließlich der: Selbfterziehung,: die Kenntnis ber durch ben wiſſenſchaftlichen 
Sagialismus geſchaffenen Grundlagen und Wegtveifer von größter Bedeutung. 

‚Die vraltiſche Beſchäftigung ber Parteigenofien unb Genofjinmen mitden 
Grziehungsanfgaben- iſt aber in den letzten Jahren erheblich, getwachfen, und 
fie. wird : in den nächſten Jahren nad; außerordentlich zunehmen. Das wird 
sum Teil. darauf zurückzuführen fein,. daß eine neue Generation von ſszial⸗ 
demolkratiſchen Eltern herangemadiien: ist, die ihren‘ Kindern die ar Ihnen 
ſelbſtgemachten Erfahrungen zu gute kommen Iafien wollen. Wer: als Kind 
eines Richtſozialdemokraten herangewachſen iſt, wird das Bebürfnis haben, ‚feinen 
Kindern die Diele Mühe zu erſparen, die der ſelbſt daran ſetzen mußte, um ſich 
gegen den Willen feiner Eltern zum Sozialdemokraten durchzuringen. Wer ſchon 
jozialdemokratiiche Eltern gehabt hat, wird trotzdem auf manche trübe Erfahrung 
zurückblicken, die er ſeinen eigenen Kindern erſparen möchte. Oder aber, wenn 
er mit Freude auf ſoine eigene Kindheit zurückblicken kann, wird er ſeinen 
Kindern die gleiche liebe Erinnerung möglich machen wollen. 

Doch mir würen ungerecht, wenn wir nicht auch unſerer lieben gFreunde 
unferer Feinde, in dieſem Bufammendunge gedenten wollten. Au bie politiſchen 
Realtionäre, :- mäbejontere "die von den verbündeten Tonferdativen Krautjunlern; 
freilonſervatihen Schlotbaronen und nationalliberalen Scharfmachern unter dem 
zmiefachen Gegen ber Gefceitelterr und Geſchorenen ſiegreich borgebrungene 
preußiſche Gchulrealiton,; haben. ihr vollgerüttelt Maß ‚Anteil aw dem gefteigerten 
Interefſe der Arbeitexſchaft an ben Schul⸗ und Ergieimasfragen.« Die Arbeiter 
haben e&.: bisher noch gu vermeidet: gefucht, den latenten Konflikt: zwiſchen 
Uaſſenſtaatlicher Volksſchule und ſozialbdemokratiſchem Elternhaus zum offenen 
Aushruch gelangen zu laſſen. Bei dem großen Reſpelt der Arbeiter vor dem 
Hille Haben fie. ſelbſt der heutigen ungulänglichen und oft genug arbeiterfeind⸗ 
listen Vollsſchule vieles paffiexen laſſen, was ſie auf. Grund befierer Veber- 
zeugung lieber befämpfit Hätten. Nahen aber die Schulrealtion ihre in Preußen 
unheichränkte Macht zu einer ſtandalöſen Herabwürdigung : ber Volbsſchule noch 
unter ihr bisheriges niedriges Niveau: ausgeniltzt hat, nachdem ſie vor der 
Vollksſchule und ben auf fie angetviejenten Volisſchichten nicht Die geringfie Achtung 
betundet Bat, da verdiente "die Hafjenbewußte Arbeiterſchaft Türmahr bie ihr 
widerfahrene Schmach, menn- fie fie ſich widerſiandslos ‚gefallen ließe. „Tu Tas 

veulg, George Dandin*, fo rufen. wir. der pteußiſchen und ber fie) andersws 

ſpreizenden Schulreccnion zu.. She Habt es gewollt! Wohlan! Wir nehmen 
den Fehdehandſchuh auf. Aber ſeid ‚ÜDergeugt, wir ſetzen auf euren einen 
Schehmen mindeftens anderthalbe! 

Und ſo mollen wir auf dieſem Parteitag dern den Anfang machen zu einer 
——— graßen Aktion im Intereſſe unſerer Jugend, ſo wollen wir bet 
Kampf mit den Mächten des Klaſſenſtaats beginnen um: den Bejit unſerer 
Kinder, Das Kapital, das den Arbeitern das Mark aus den Knochen ſaugt und 
iguen das Gehirn ausdörrt, das ihnen jedes Familienglück vorenthält, das dem 
Mann die Sem, der Frau den Nann, den Kindern die Mutter, ber Mutter, bie 
Kinder ſtreitig macht, dieſes Kapital’ verfätfät iind: vergiftet von jeher in um⸗ 
erhörter Vermefienheit die Denkiveife und das Gemüt ber wehrloſen heran⸗ 
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wachſenden Generation der arbeitenden Klaſſe und es hat neuerdings Vorſorge 
atroffen, daß dieſe Verfälſchung und Vergiftung in Zukunft noch gründlicher 
und rückſichtsloſer vor fi gehen kann. Vieſer ſtrupelloſen Verfündigumg der 
herrihenden Klaſfe an bem werdenden Gefchlecht gilt es entgegenzutreten. Dem 
Sozialismus und ber Jugend gehört die Zukunft. Je inniger beide — in 
dand arbeiten, um fo beſſer fir die ſozialiſtiſche Zulunft. | 

Das Ziel der Erzichung. - — 

Die erſte Frage bei einer grundlegenden Durchforſchung PR weiten Gebietes. 
ber Erziehung int herkömmlichen Sinne ift die Frage na dem Biel bir Er⸗ 
ziehung. Die Teleologie, die Lehre vom Zweck ber Erziehung, bildet darum“ 
auch ben erften Hauptteil ber mifienichaftlihen Püdagogik, wie fire Heutzuiuge' 
at Semitatien und Univerfitäten gelehrt. tvird. Uber über das Ziel der Er» 
ziehung find ſich die Bürgerlichen Theoretifer bis auf ben Heutige Tug nicht. 
einig geworden. Der eine befänpft den andern. ‚Die Stellungnahme hängt 
anf. beiden Seiten don ben philoſophiſchen Syſtemen ab; denen die ‚betreffenden. 
Thebretiler angehören. Die Whilofophie, und zwar die Ethik, ſoll das Ziel ber. 
. Erziehung beftimnien, wobei wiederum die Verichiedenartigleit der Ethik umb 
ihrer Boftulate oder doch deren abſtrakte begriffliche Formulierung eine. Rue 
ber theoretifchen Paͤdagogen Über das Kiel der Erziehung verhindert. 

In einem Puntkte freilich" herrſcht eine gewiſſe Uebereinſſimmung Bet allen 
Sfirgerihen Pädagogen: die Erziehnng ſoll religiös⸗ſittlicher Natur ſein, ihr 
Biel ſoll von ſittlichen und religiöſen Faktoren befiinunt werden. Dieſe Ab⸗ 
hängigkeit der Pädagogik von religiöſen und zwat chriſtlichen Tendenzen ifl be⸗ 
— wenn man berückſichtigt, daß das ganze ‘offizielle Geiftesleben ſeit 

einahe 2000 Jahren fi unter dern Zeichen bes Kreuzes vollzogen hat, unb- 
daß auch die bedeutendſten vorchriſtlichen Philoſophen, beſondets Plato, von Her- 
chriftlichen Theologie umgemünzt und für fich mit Beſchlag belegt werben find. 
Kaunrtsty zeigt in feiner Schrift über „Ethik und materialiſtiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung“ die Beziehungen zwiſchen Der antiken und der chriſtlichen Erchik auf; 
und er teilt nach, Wie dieſe Verſchmelzung aud die Bis heute mährende gegen⸗ 
ſeitige Durchdringung von Ethik und Religion im Gefolge Hatte, us ſeitdent 
jede ethiſche Frage zu einer Frage der Theologie wurde. 

Dadurch iſt es auch zu erklären, daß Aut chriftliche Pädagogen Bis auf den 
heutigen Tag vor dem „Heiden“ Plato eine Höfliche Verbeugung machen, freilich 
um im nächſten Wugenblide einen Haufen von Vorbehalten gegen’ ben kommu⸗ 
niſtiſchen Charakter des Platoſchen Staatsideals und des von ihm fie ſeine 
Staatszwecke vorgeſchlagenen Erziehungsideals aufzutürmen. Plato will durch 
bie Erziehung gute Staatsbürger ſchaffen; der Staatszweck it far: ihn zugleich 
der ——— 

"Das Chriſtentum als Weltreligion konnte mit dieſem Staatszwed nichts an⸗ 
fangen, Sein Ideal war nicht der Staat auf Erden, fondern das Reich Gottes 
im Simmel Ms. deshalb die Kirchenväter in dem erſten Jahrhunderten der 
Sriftlichen Zeitrechnung ſich mit der Theorie der Pädagogik zu beſchäftigen be= 
gannen, ſtellten fie als Biel der Erziehung das „Ebenbild Gottes” auf. Dieled 
Biel ift eigentlih im Grunde Bis Heute das herrfchende geblieben, ivenn es ht 
ber Auslegung fi auch die verſchiedenartigſten Formulierungen Hat’ gefallen 
laſſen müßten, Um Ichroffiten galt diefes deal im Mittelalter während der uns. 
umſchränkten Herrſchaft bes Katholizismus, und es erzeugte, mie Dittes Geſchichte 
der Erziehung und des Unterrichts“, 10. Auflage, Seite 90) ſich ausdrildt, „in 
feiner Heberfpannung jene Karikatur der chriſtlichen Erziehung, die in abſolutet 
Weltverachtung und in Ertötung bes Fleiſches das Napilalmittel zur Vefeitigung. 
alles menſchlichen Elends erblidte”. Als die Reformation bie Tatholifche Auf 
foflung aurüddrängte unb die chriſtliche Kirche aus der ee, des inter⸗ 
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— Papſttums befreite, damit jeder Staat ſeine eigene Religion haben 
und jeder Fürſt zugleich der Papſt für ſeine „Landestinder“ fein konnte, wurde 

dem rein kirchlichen Zived der Erziehung aud ein Staatszweck beigemifcht. Die 
Kinder follten nicht nur zu frommen Kindern Gottes, fondern auch zu gehorfamen 
Untertanen ihres leiblichen Herrn erzogen werden. Die bedeutendften Theoretifer 
ber Pädagogik während der Reformation und in den darauf folgenden zwei 
Jahrhunderten wenden ſich mit ihrer Theorie und Praxis faſt ſtets an die 
„guädigen Herren und Frauen“, an die Fürſten und Fürſtinnen, und bitten um 
deren Unterſtützung, wofür ſie ihnen wiederum mit ihrer Pädagogik zu Hülfe 
fommen tollen. Und alle Schulordnungen werden im Auftrage der Landes⸗ 

fürſten ausgearbeitet, von ihnen bejtätigt und erlaſſen. 
Eine energiſche Mblehr von dieſem engen und beſchränkten Ziel der Ergiehung 
brachte die Aufflärungsphilofopgte im 18. Jahrhundert. Zwar Hält ſelbſt Comenius 
formell noch an dem „Ebenbilde Gottes“ feſt, doch in ſeiner humaniſtiſchen Aus⸗ 
legung dieſes Ideals wird es gleichbedeutend mit dem Ideal allſeitiger und 


harmoniſcher Menſchenbildung. Das Kind ſoll nad) Comenius ſeiner irdiſchen 


und himmliſchen Beſtimmung entgegengeführt, es ſoll auf Erden brauchbar und 
glücklich ſein und im Himmel ſelig werden. Man erlennt ſehr leicht den großen 
Fortſchritt, den mit Comeniug die pädagogiſche Theorie gemacht hat. Es liegt 
nahe — ich muß aber leider dieſem Zuſammenhange davon abſehen, näher 
darauf- einzugehen. — die Beziehungen Comenius zum Kommunismus der 
böhmiſchen Brüder nachzuweiſen und daraus feine Kochfliegenden exzieherifchen. 
Ideale — wenn aud in der chriſtlich⸗mythiſchen Verbrämung feiner Zeit — abe. 
zuleiten. Rouſſeau predigte -die Nüdkehre zur Natur. Wenn der Zögling aus 
feiner Hand geht, „wird er weder Ratsperſon no Soldat, noch. Priefter fein: 
ey. wird zuerſt Menfch fein. . Die natürliche Erziehung muß den Menſchen für- 
alle Verhältniffe geeignet machen.” Aehnlicher Art waren die pädagogiſchen Ziele: 


ber deutichen Aufklärer, die fi an Rouſſeau anlehnten, insbeſondere der Philan⸗ 


thropiſten. Baſedow lud zu feinem Philanthropinum in einem Aufruf (1770) 
ein, in dem es hieß: „Der Zweck der Erziehung muß fein, einen Europäer. 
zu bilden, . deiien Leben fo unſchädlich, fo gemeinnügig, jo zufrieden fein möge, 
al3 e3 durch die Erziehung verauftaltet werden kann.“ Ihr philoſophiſches Ziel, 
den auch das pädagogiſche entiprechen jollte, mar das Streben nach Glückſeligkeit. 

Weit über ſie hinaus ragt Peſtalozzi, der nicht nur die natürlichen —— 
berückſichtigt wijien will, ſondern der auch den Zuſammenhang ber Erziehung 
mit den fozialen Zuſtänden zu. erkennen beginnt, Er wollte die harmoniſche 
Yusbildung aller Sträfte und Anlagen des Menſchen und zwar follte „die Aus» 
bildung. bee Monſchheit dur; das Wefen ihrer Natur jelber“ beftimmt tverden. 
In verftandesmäßiger Nüchterndeit formuliert Kant zu abjtralten pbilofophifchen 


. Begriffen, was Peſtalozzi im Ueberſchwang des Gefühls und in glühender Bes 


geifterung anftrebte. Kant ſchätzt die Erziehung jehr Hoch, er wollte, daß die 
Kinder nit nach bloßem Herlommen für den gegenwärtigen, ſondern gemäß 
der „Idee der Menſchheit“ für einen künftigen beſſeren Zuſtand der Geſeüſchaft 
erzogen werden. Aber ſelbſt Kant, der Gott aus ſeinem Syſtem durch die 
Haupttür hinauskomplimentiert Hatte, um ihn durch die Hintertür wieder eins: 
zuſchmuggeln, konnte ſich nit völlig bon der religiöjen Tradition freimachen. 
So war er auch für einen Religionsunterricht, wenn er ihm aud einen reinen. 
Moralunterricht voranſtellen wollte. 

Kant iſt für die wiſfenſchaftliche Pädagogit, die eigentlich erſt im ver⸗ 
gangenen Jahrhundert geſchaffen worden iſt, von großer Bedeutung geworden. 
Seine idealiſtiſche Ethik iſt in der bürgerlichen Pädagogik noch heute faſt unum⸗ 
ſtritten. Auch Herbart, der als der eigentliche Begründer der wiſſenſchaftlichen 
Pädagogik betrachtet wird, kommt nicht darüber hinaus. Er hat Kant en 
wenn man will, ins Spießbürgerliche überſetzt. Beiden kommt es an auf die 
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Bildung des fittliden Willens. Diefer Wille muß, mie Nein, einer ber 
bedeutenditen noch lebenden Theoretiler und Herbartianer, es ausbrüdt, „Dei 
eigne Wille ber Perſon fein, berborgegangen aus der Einficht in bie abjokrf 
Bindende Gültigkeit des fittligen Geſetzes“. Dieſes Sittengefeg it aber mad) 
Kant über Raum und Zeit erhaben, es ift abfolut, für alle Zeiten gültig, und 
— darin kommt auch der inbividualifiiige Grundcharalter der Kantſchen 
Philoſophie wieder zum Durchbruch — es jtellt feine Forderungen an den 
Einzelnen, nicht an die Geſellſchaft. Wenn die menſchliche Geſellſchaft beffer 
werben foll, fo muß zunächſt der Einzelne beifer werden Zu dieſem Bved muß 
die Erziehung ben Villen der Einzelnen bilden. 


Um ſchroffſten kommt die individualiſtiſche Grundtendenz der idealiſtiſchen 


Ethik Kants in ihrer Anwendung auf die Erziehung zum Ausdruck bei Ziller, 
einem häufig mit Herbart zuſammengenannten Pädagogen und Schüler Herbarts. 
Er fagt in feiner „Einleitung in die allgemeine Pädagogik“: „Wir deuken nicht 
Daran, den Bived ber Erziehung außerhalb des eingelnen zu ſuchen. Bir wollen 


hiefen wicht dazu benüßen, mn aus ber Familie, aus dem Staat, aus her 


Menſchheit etwas zu machen, um fie beflimmten Zielen entgegenzuführen. Die 
erziehende Tätigkeit muß in bem einzelnen ihren Musgangspunft, ihren Verlauf 
und ihr Ende haben. Eine Tätigkeit, die durch einzelnen hindurch auf Die 
Geſellſchaft zu wirken ſucht, ift keine erziehende. Den Erzieher als jolchen. geht 
es gar nichts an, dab bie Bildung, die der einzelne in ſich trägt und der Geielb⸗ 
ſchaft zugute kommt, ja, daß die Erhebung der leßteren von dent einzelnen aus⸗ 
zugeben bat. Es find das politiſche Reflexionen, die außerhalb des pädagogifchen 
Geſichtskreiſes Liegen. Die Sorge. um die Menſchheit ſollte der ohnehin ber 
ſchrünkte Menſchengeiſt dem höchſten Weſen überlafien.“ Dieſe Worte find Ur 
ben Jahren. um 1857 herum, in den Nahren nad der 48er evolution, allo- in 
einer Yeit der ſchwarzen Nealtion gefchrieben. Das mag ihren zealtionärem, 
unfiozialen und politikfeindlichen Charafter erklären. 

Gelangt To Biller auf der Grundlage der Kantſchen Ethik zum krafſeſten 
Inbividualismus, fo bemüht ſich eine moderne und an ſich nicht unſympathiſche 
Richtung in der willenichaftliden Pädagogik, aus derfelben Kantſchen Etbir te 


Rotwendigleit einer fozial gerichteten Erziehung, der Sozialpädagegif, abzulenen. 


Ratorp, Univerfitätöprofeflor in Marburg, bat mit viel Scharffinn die von ihm 
anerkannte ſoziale Bedingtheit der Erziehung mit dem Kantſchen Sittengefeg 
in organiſchen Zuſammenhang zu Bringen verfudt. Er Hat dabei mandge 
treffliden Reſultate im einzelnen zutage gefördert, aber bie eigentlihe Aufgabe, 
bie ex ſich geitellt Hat, Löft. er nicht, Es gelingt ihm nicht, Kant und beit 
Sozinliamus durch die Sozialpädagogit gum unlöslichden Bunde zu vereinigen. 
Man fühlt bei ihm immer wieder heraus, daß feine „Idee“ aud nur fozial nnd 
hiſtoriſch bedingt tit, daß fie lediglich feinem heißen Wunſch entipringt,. ‚aus Der 
heutigen materiell gerichteten Beit Heraus zu kommen ‚und in ein Reich ber 
Bahrbeit, Gerechtigkeit und Schönheit zu gelangen. Nur glaubt Ratorp ans, 
fcheinend wicht, daß ihm der Sozialismus biefen Wunſch reitlos erfüßen kann, 
md darum tröſtet er ſich, wie ein echter und rechter Idealift, mit der Unendlich» 
deit und Unausfchöpfbarkeit ber „bee“, dem „unbebingt Gejeplichen*. Damit 
Bat er, wie. ein echter Philoſoph, die Welt wieder einntal interpretiert. Es 
kommt aber nach Narx darauf an, fie gu verändern. 

Die materialiftifge Geſchichtsauffaſſung, die uns hierfür bie Mittel in "hie 


Hand gibt, ift in dem Streifen ber Berufs und Zunftpäbagogen noch faft ganz 


unbelannt. Natorp Hat zwar bon ihr gehört, er ftreift fie im Vorbeigehen und 
iſt auch klug genug, ſie nicht in Bauſch und Bogen zu verwerfen. Aber außer 
Natorp hat ſich kaum ein bürgerlicher Pädagoge mit dem Weſen dieſer auch für 
das Verſtändnis der Pädagogik jo außerordentlich wichtigen Methode je beſchäftigt, 


— aeſchweige denn fie angumenden verſucht. Wohl aber © gibt 68 ie mit 
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berühmten Namen, die über die wiſſenſchaftlichen Grundlagen der Sogials 
demotratie und das ſozialiſtiſche Bildungsideal jo jämmerlich unterrichtet find, 
daß es einen Hund erbarmen könnte. So bat der befannte.Rrofeffor Paulſen, 
Philoſoph und Wädagog feines Zeichens, in dem bon dem Jenenfer Profeſſor 
Rein herausgegebenen „Enzyklopädiſchen Handbuch ber Pädagogik“ (Band I 
&. 667) einen Artikel über die Bildung geichrieben, in bem 83 u. a. heißt? 
„Bad alte Ideal der Demokratie ift: gleiche Erziehung; wenigſtens gleicher 
Schulunterricht für alle, ohne Unterſchied des Berufes und der wirtfchaftlicden 
Lebenzftellung. Gegenwärtig bat ſich Die Sozialdemokratie biefe Forderung 
amgeeignet; fie verſpricht fi feine Erfüllung allerdings erſt von ber Auf⸗ 
Hebung. der Klaſſenunterſchiede ſelbſt und ift fo fonfequent, zugleid; bie Berufs» 
anterfchtede als künftig wegfallend .anzufehen: in ber vollkonunenen Geſellſchaft 
der Zukunft wird jeder zu allen Aufgaben geſchickt fein und je nach Bedarf auf 
Beit verwendet werden. Das gilt insbejondere von den bisherigen Regierungs⸗ 
berufen; bie Yufgabe der Leitung bedarf bejonderer und beſonders vorgebilbeter 
Berfonen nicht mehr, fie wird — fo verſichern die Zukunftsphiloſophen — 
hei allen ber Reihe nad umgehen können.“ Und auf meld grundlegenden 
Thevretifer des Sozialismus beruft ſich Paulſen dabei? Etwa auf Marc ober 
Engels oder Kautsky? D nein! Auf — Bellamy, den phantafiefrohen Utopiſten 
aus dem Jahre 2000. 

Bir wollen Bellamy einen guten Mann fein laſſen und uns dafür ar 
‚Diejenigen halten, die wiſſen müſſen, was der hiſtoriſche Materialismus, diefe , 
anlıbertroffene und wohl auch unübertrefflihe Methode ſowohl zur dialeltiſchen 
Erforſchung der Vergangenheit, als auch zur praltiſchen Arbeit in der Gegenwart 
amd zur klaren Erlenntnis der Zukunft für die Zielbeſtimmung der Paãdagogit 
za jagen hat. 

Die materialiſtiſche Gefhtchtsauffaffung geht von dem Sag aus, fo erffärt 
‚Engels in feinem Anti-Dühring das Weſen dieſer Geſchichtsauffafſung kurz und 
präzis, „daß die Produktion, und nächſt der Produktion der Austauſch ihrer 
Produkte, die Grundlage aller Geſellſchaftsordnung iſt; daß in jeder geſchichtlich 
auftretenden Geſellſchaft die Verteilung der Produkte und mit ihr die ſoziale 
Glieberung in Klafſſen und Stände ſich danach richtet, was und wie produziert 
und wie das Produzierte ausgetauſcht wird. Hiernach ſind bie letzten Urſachen 
‚aller geſellſchaftlichen Veränderungen und politiihen Ummälgungen zu fuchen, 
nit in den Köpfen der Menſchen, in ihrer zunehmenden Einficgt in Die ewige 
Wahrheit und Gerechtigkeit, jondern in Beränberungen der Produktions⸗ und 
Austaufchweiſe; fe find zu ſuchen nicht in der Philofophie, jonbern in 
der Oetkono mie der. betreffenden Epoche.“ Darum find auch die Mittel zur 
Beſeitigung entdeckter Mißſtände ımd zur Hebung der menſchlichen Geſellſchaft 
„nicht etwa aus dem Kopf zu erfinden, ſondern vermittelſt des Kopfes in den 
veorliegenden materiellen Tatſachen der Produltion zu entbeden“. 

. Wir Baben alfo nicht fpefulativ nad) einem Ziel der Erziehung ausgufauen, 


fonbern wir müſſen die Tatfachen bes ülonomifchen Lebens zu begreifen und 


ans ihnen fomohl die gegenwärtigen als auf bie zukünftigen Wege Ber 


Erziehung zu erfennen ſuchen. Aus dem’ zeitlich — ökonomiſchen Ziel 


an ſich auch in entſprehender Ableitung das pädagogiſche Ziel. 
Die Klaſſenerziehung der Vergangenheit. 
Dieſe materialiftiſche Betrachtung macht auch erklärlich, warum wir in der 


— Geſchichte bisher noch nie — allen Philofophen und ihren Theorien 


zum Trotz — eine allgemeine und gleiche Volkserziehung hatten. Die bis⸗ 
berige geſellſchaftliche Produktion Hat ſie noch niemals gefordert. Es lag ein 
wirtſchaftliches Bedürfnis für fie nicht vor. Um Theorien hat fich bie wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung aber bisher noch nie gekümmert, wenn dieſe Theorien 
aicht auf ihrem Wege lagen. 
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In den Urzeiten der menſchlichen Geſchichte, als die. Menſchen in ver⸗ 
ſchiedenen Formen kommuniſtiſcher Gemeinſchaft lebten, zu der die geringe Pro- 
dultivitãt der Arbeit ſie nötigte, gab es kaum eine geſellſchaftliche Erziehung. 
Soweit man von einer ſolchen reden konnte, muß ſie kommuniſtiſcher Art geweſen 
ſein, wie auch die Kinder in jenen vorgeſchichtlichen Zeiten in gewiſſem Sinne 
kommuniſtiſches Eigentum waren. In den Zeiten der alten Familienformen, über 
‚die Näheres bei Morgan und Engels nachzuleſen iſt, herrſchte ungebundener | 
J 


Geſchlechtsverkehr; wenn er ſich auch allmählich verengte, ſo war doch nur die 
Mutter eines Kindes, nicht aber der Vater genau feſtzuſtellen. Ein Kind konnte 
alfg nicht wie heute von feinen Eltern erzogen werben, ſondern höchſtens von der | 
Mutter; wahrſcheinlich aber wurde es durch die Geſamtheit erzogen, ſoweit in 
jener primitiven Zeit von Erziehung überhaupt die Rede fein konnte. Sie wird 
darin beftanden Haben, daß die Knaben fi zu den Männern und die Mädchen 
fi zu den Frauen hielten und durch Nahahmung allmählich die Fertigkeit der 
Erwachſenen zu erlangen ſuchten. Denn es Handelte fid damals nur um 
Sertigfeiten, die durch Hebung der Hand oder des Körpers zu erlangen waren. 
Geiltige Bildung gab es noch wicht. Für fie wurden erſt die Bedingungen 
geſchaffen, als die Menfchheit den großen Schritt vorwärts aus der Zeit des 
Urkommunismus in die Zeit der Sklaverei getan hatte. Durch die Sklaverei 
konnte die allmählich entwidelte größere Produktivität der Arbeit, die ſchon zu 
‚mehrfacher. Teilung der Arbeit geführt Hatte, beſſer ausgenügt werden. Es trat 
Segt die große Teilung der gefelicgaftlich notwendigen Arbeit ein, durch die den 
‘ Mafjen die Handarbeit, die körperliche Arbeit zufiel, während die burch die Ent⸗ 
wickelung. ausgeichiedenen Vevorrechteten die Leitung diejer Arbeit, den Handel 
und die Staatsgeſchäfte beiprgten. Diefe bevorrechtete Klaſſe ſchuf au für 
ihre Angehörigen die Möglichkeit, Kunft und Wiſſenſchaft aus ihrer Mitte heraus 
‚zu entwickeln. Hier beginnt die bis heute währende unnatürliche Trennung | 
bon Theorie und Praxis, die auf der einen Seite eine ſcheinbar um | 
ihrer ſelbſt willen borhandene Wiſſenſchaft und Kunſt ſchuf, deren Vertreter fich | 
najerümpfend über die gemeine Arbeit erheben, während dadurch auf der anderen 
‚Seite bie körperliche Arbeit zu einer geiftlofen, rohen, mühebollen Tätigkeit 7 
degradigrt wurde, gut genug, bon Sklaven und — Lohnarbeitern vollführt zu 
‚werden. .. 
| Mit diefer Bildung von Klaſſen beginnt auch die Maffenerziehung, und mit 
‚dem gleichzeitigen Auflommen des Brivateigentums und der damit zuſammen⸗ 
hängenden Einehe die Familienerziehung. Aber die Klaſſenerziehung wie die 
Familienerziehung gab es eigentlich nur bei der herrſchenden Alaſſe, denn 
‚für die. zu geiſtloſer Teilarbeit zerlegte Sklavenarbeit bedurfte es Feiner bes 
ſonderen Vorbildung des Geiſtes; es genügte die mechaniſche Nachahmung, der 
in Notfällen die Peitſche zu Hülfe kam. Die Sklaven bekamen ihre Arbeit zu⸗ | 
gewieſen. Ueber das Warum, Woher und Wohin Hatten fie ſich Teine Gedanken 
zu maden. Dafür waren ihr Herr und feine Beamten da; aber eben dieſer 
Notwendigkeiten, wegen mußten die herrſchenden Klaſſen darauf bedacht ſein, 
‚ihren Nachwuchs bon vornherein planmäßig zu erziehen. Der Vater wollte 
‚Seinem Sobne fein Eigentum .vererben. Der Sohn mußte darum in den 
Stand gelegt werden) dieſes Erbe ſachgemäß verwalten zu können. Er mußte, 
wenn auch mit Hülfe don Beamten, die Produktion leiten, den Kauf und Ver⸗ 
lauf von Produkten nugbringend bewirken können; er mußte gemeinſam mit 
feinesgleichen innerhalb de3 Staates die Gefchäfte der herrſchenden Klaſſe zu bes 
ſorgen verſtehen. Aus allen diefen Gründen fehen wir die Geleßgeber, Staats⸗ 
Ienfer und. Denker bei den alten Griechen eifrig um die öffentliche Erziehung 
bemüht. Von der gefühlsrohen Methode des Ausfegens der Kinder (wenn fie 
ſchwächlich waren) bis zu den prunkvollen olympiſchen Spielen, diente alles der 
planmäßigen Ausbildung der en Sugend der’ Berrf ch en d en Klaſſe, 
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wie immer betont werden muß, damit fie geiund an Körper und Geift, geſchickt 
zu Kampf und Spiel und Hung im Verlkehr mit Freund und Feind hexan⸗ 
wachſen fonnte. Zum erjten Male trennte fich hier eine Klaſſe los aus ber 
Allgemeinheit, Tieß dieje für fich arbeiten, während fle felbft den Produktions 


. prozeß geijtig Ieitete und für dieſen Zweck ſich auch eine beiondere geiitige 
"Bildung aneignete. Es ift ſelbſtverſtändlich, daß dieſe geiftige Bildung fich 


nit erſchöpfte in mittelbarer Tätigkeit für materielle Interefien, fondern daß 


fie quch Zeit und Muße zur Pflege der Wifienihaft und Kunſt fand. 


Diefer Zuftand Hat, von äußeren Unterſchieden abgejehen, Tauſende bon 
ahren gedauert. Auf im alten Nom mar e3 ähnlich. Und das Chriſtentum, 


"das fi) zwar der Sklaven annahm, forgte doch nicht Für deren geiitige Dil: 
dung, Sondern fagte ihnen im Gegenteil: „Selig find, die da geiltig arım find, 
heun,. das Himmelreich iſt ihrer“. Für die herrſchenden Klaſſen freilich wandte 


das Chriſtentum dieſe Formel nicht an. Es hat ſich ja ſtets den wechſelnden 
zedürfniſſen anzuſchmiegen gewußt, und Moral mit doppeltem Voben mar ben 


Heiligen Prieftern niemals ein Stein be Anſtoßes. So kam es bah das 
Chriſtentum, als e8 exit zur herrſchenden Religion ſich durchgerungen hatte, guch 
in geiftiger Beziehung die Führung übernahm. Die Klöſter wurden zu den Stätten 


von Kunſt und Wiljenfhaft, Geiſtliche wurden die Lehrer von ürſten umb 
. Mbeligen, J 


nicht mehr. An ihre Stelle war die Hörigkeit getreten. Der Feudaladel 


Die foziale Struftur Matte ſich durch das Eingreifen ber Germanen im 
die geſchichtliche Entwickelung geändert. Eflaverei im antifen Sinne I es 
ft im 


Beſitze der wirtſchaftlichen Macht, de Grundes und Bodens. Cr Hat bie 
- Bauern zinspflichtig gemacht; er bildet die weltliche Vorfehung für die Bauern; 
‚er zwingt bie Bauertt zu mühſeliger Fron. Da die Stirche der größte Feudal⸗ 
. heit jener Zeit ift, To arbeltet fie mit dem Feudaladel Hand in Hatıb. Mitter 
‚and Fürften kätpfen für die Kirche mit dem blanken Schwerte, die Kirche tritt 
‘Für die Vorrechte der Ritter und Jürſten mit bem „Schwerte des Geiſtes“ ein, 
indem fie die geiftige Pildung des Rittertums übernimmt und zugleich — Die 
- Maffen. der unfteien Bauern in Unwiffenheit und geiftiger Anſpruchsloſigkeit 


erhält: Im Mittelalter gibt ed auf dem Lande noch keinerlei Anſätze zu 


„Schulen für die breite Maſſe des Lanbvolfes, wohl aber gibt es Schule‘ umter 


geiftliher Leitung an den Zürftenhöfen, auf den Nitterburgen und haupiſächlich 


Hr den Klöſtern. Aber auch in den Städten des fpäteren Mittelalters, two Pie 
derrſchende Klaſſe des ſtädtiſchen Patriziats ſich Schulen ſchuf, um ſich zur 
Leitung, dert Städtepolitil, des Handels und der Produktion zu befähigen, 
waren Kleriker die Leiter und Lehrer. “Uber im Mittelalter treten Doch ud 


Thon die erften Anfänge der Volksſchule auf. As ſich in den Städten 


im Gegenfag zum Patriziat ein geſundes, tatfräftiges Kleinhanbiverfertum 


entwickelte, das ſelbſtiätig umd mit eigerter Verantwortung in bie Produktion eingriff, 


brauchte es auch geiſtige Bildung für diefe Aufgaben. So entitanden in den 


großer mittelalterlichen Handels- und Handwerksſtädten wie Libed, Nürnberg, 
Augsburg, Bremen allmählich die dndeschen soryffscholen (deutſchen Schreib⸗ 
ſchulen), in denen beſonders das Schreiben und Rechnen gelehrt wurde. Das 
Schreiben war die Hauptſache, einmal weil der Kleinhandwerker für feine 
Berufstätigkeit des Schreibens bedurfte, ſodann au, "weil in jenen Zeiten die 
Buchdruckerkunſt noch nicht erfunden war, alſo alles geſchrieben werden mußte, . 
was gelefen werden jollte. Hier zeigt fih miederum die Erfcheinung, daß: eine 


« 
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Klaſſe nad mehr Bildung verlangt, jobalb ihre einzelnen lieder’ felbfttätig 
in den Broduftionsprogeß eingreifen und bie Klafie ſelbſt auf die geſellſchaftliche 


* 


“ Wibeit Einfluß gewinnt. 


Dieſer Einfluß. des  Meinhandiverfertums Bauerte aber nicht Tange, und 
ebenſowenig Hatte bie wirtſchaftliche Blüte des mittelalterlichen Handwerks lange 
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Beſtand. In der Reformation rangen unter religiöſem Deckmantel neue 
Kräfte um die politiſche und wiriſchaftliche Machtſtellung; durch das Eingreifen 
des Kapitals in die Produktlon berbrängt der Manufalturbetrieb allmählich dem” 
Zwergbetrieb des Mittelalters, in politiſcher Beziehung riß der Abſolirtismus 
mit ſeinen Anhängſeln die Macht an fich. Dadurch wurden die Urſachen, die 
zur Gründung der Vollsſchule in den Städten geführt Hatten, in den Hintergrund 
gedrängt. Die. Lahınlegung der Volksſchule, die im Mitteläfter bie Kirche ver⸗ 
geblich angeftrebt Hatte, wurde unter dem Drude der wirticäftlichen Entiwider 
lung nad ber Reformation pielend beſorgt. 


Das fteht im Gegenfaß zu der beliebten Behauptung, daß die Refor⸗ 
mation die Volksſchule gegründet oder doch gefördert Habe. Aber die bürger⸗ 
liche Geſchichtsklitterung verwechſelt Hier Voiksſchule mit höherer Schule. Die, 
Neformatoren, Luther an der Spike, haben für Hebung der Volksſchule nichts 
getan; fie Haben die Volksſchule nur verſchlechtert, indem fie in die zeligionslojen 
Vollsſchulen des Mittelalters den Religionsunterricht als oberſtes und 
wichtigſtes Unterrichtsfach einführten und, die Schule damit zur Dienerin ber, 
Kirhe degradierten.. Da die Reformatoren außerdem die. Kirche .in den Dienſt 
des Staates ſtellten, fo wurde ſomit die Vollsſchule durch die fteformation dem B 
doppelten Bivede gewidmet, fir Staat und Kirche niebere Magddienſte zu leiiten,.. 
dem erjteren gehorjame Untertanen au Ichaffen, und der zweiten ‚bemutvolle . 
Gläubige zu züchten. Dagegen Hat die Neformation ſich der höheren Schulen 
mit Eifer angenommen. Luthers Schulſchriften handeln jämtlid) nur von den 
höheren »Schulen, denen die Aufgabe zugewieſen wurde, brauchbare Leute für, 
das geiſtliche und weltliche Regiment Heranzubilden. Luther Tag dieſe Sorge 
im Intexeſſe feiner fürſtlichen Gönner um fo mehr am Herzen, als durch die Auf⸗ 
hebung . zahlreicher Klöſter ebenſoviele alte Bildungsſtätten aufgehoben. und 
unzählige geiſtliche Lehrkräfte ihres Amtes entief worden waren. Die Kirche” 
verteilte aljo auch unter" den beränderien wirtichaftlichen un) politiſchen Ver⸗ 
hältniſſen Licht und Schatten in bezug auf die Vollsbildung in der hergebrachten 
Weiſe, indem ſie dem Machtſpruche der wirtſchaftlichen Faktoren entſprechend 
ben Herrſchenden alle Bildungsmöglichkeiten eröffnete, die Beherrſchten dagegen \ 
mit dem Auöwendiglernen von geiftlihen Geſängen und, Bibelſprüchen und 
mit dem lutheriſchen Katechismus abjpeifte. An dieſer traurigen Tatſache ver⸗ 
mochten weder die humaniſtiſchen Bildungsziele eines Comenius, noch der mutige - 
Ueberſchwang der Philanthropiſten, noch das repolutionäre Pathos eines Peſtalozzi 
etwas zu ändern. Selbſt als unter dem Drucke her. Schande von Jena, 
unter dem Einfluß der: aufpeitfchenden Reden Fichtes, in Preußen ein zaghafter 

Verſuch zu einer großzügigen Schulpolitik gemacht wurde, blieb ‚Biere Bernd 
doch in den allererſten Anfängen ſtecken. | 


Erſt— die hochkommende Bourgeojfie, erſt das fiogreidie. ——— ve, Aa ; 
pilelismus in Deutihland zivang die Staaten -und Städte, ihrem: Schulweien - 
in jeiner Quantität und Qualität mehr Aufmerlſamleit zuzuwenden, und ſelbſt 
die eifige Dede realtionärfier Schulpolitik, die in. Preußen. eine’ Serie - Der”. 
volfsichulfeindlichiten Kultusminiſter ängftlich zu erhalten beſtrebt var. und. iſt. 
wurde wenigſtens vorübergehend ein wenig a ‚Air Be Ba ‚am : 
bie u der. — —————— gelangt. Se 8 


' Die Klaffenerzichung der Begeiwart, ne — 


Wenn es nad den Theoxetilern der Bourgeoifie ‚ginge, ja, wenn man Fra 
daB Mandeftertum finngemäß auf, die, Erziehung anivenden wollte, fo müßte 
da8 Zeitalter des Kapitalismus die heften Schulen geſchaffen haben. ‚Der. Weite: 
bewerb im freien Spiel der Kräfte follte eo ipso vorausſetzen, das die Kräfte .. 
jedes einzelnen. Wettbewerbers vorher voll, zur Entwidelung gebracht werden 
mübten, Darum verlangt auch die die wirtihaftlichen und politiſchen Revolu⸗ 
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Honen ve Bourgeoifie begleitende pädagogiſche. Theorie — man. penfe an 
Beftalogzi.und Diefterweg — „die harmonifche Ausbildung aller Kräfte 
des, Menſchen“, darum enthalten auch Die politiihen Programme der liberalen 
Parteien in ihres Dafeins Maienblüte die allgemeine Volksſchule und ähnliche 
weitgehende ſchulpolitiſche und pädagogiſche Forderungen. 

Aber Theorie und Praxis befinden ſich leider noch im Gegenſatz zu ein⸗ 
ander, und ſo iſt von dem ſchönen Schulideal, das auch im bürgerlichen 
Staat verwirklicht ſein könnte, nichts verwirklicht, als hier und da einige mehr 
oder weniger weſentliche Anfänge und hier und da fratzenhafte Karikaturen. 
Die Gründe Hierfür zeigt uns eine materialiſtiſche Betrachtung der Sachlage auf, 

Bedarf der Kapitalift, der Fabrifant, der Großinduſtrielle gebildeter 
Arbeiter zum Betriebe feiner Produktion? Die Frage läßt ſich nicht mit eins 
fachem Na oder Nein beantworten. Es kommt zunädit darauf an, mas man 
unter „gebildetem Arbeiter” verſteht, ob man feine Allgemeinbildung oder ſeine 
Fachbildung im Auge hat. Es liegt auf der Hand, daß dem Kapitaliſten in 
wirtihaftlider Beziehung eine noch fo Hohe Allgeme inbil dung des Arbeiter 
nicht von Schaden fein könnte. Aber es liegt ebenjo ſehr auf ber Hand, daß fie 
ihm in wirtfchaftlicher Beziehung auch von keinerlei Nußen ijt. Die praltiſche Tätigkeit 
eines Arbeiter im ganzen Beiriebe einer Fabrik ftellt Feine A forderungen an 
feine Allgemeinbilbung: Es kann einem Hüttenbefißer gleichgültig fein, ob feine 
Arbeiter Verſtändnis für Tizianſche Gemälde, Beethövenſche Sinfonien und’ 
Gdetheſche Gedichte Haben. Die Allgemeinbildung kann jeinetivegen fehlen, wen 
dadurch Koften gefpart werden. Der verftorbene Minuel, der es auf Grund 
feiner Vergangenheit und feiner vielfachen Beziehungen willen muhte, hat e3 
&inmal ehrlich eingeftanden (am 10. Dezember 1396 im preufiſchen Landtage) ; 

„Die fogenannte allgemeine Bildung, fo unentbehrlich fie auch ift, iſt für diefe 
Klaſſen wenn man aufrichtig ſein will und ſich nicht davor fürchtet, es aus— 
aufprechen, doch weniger wichtig als die fachliche Ausbildung. (Schr richtig | 
recht3.)“ — Ein ınıgemein bezeihnende3 Wort! Man macht die Mobe der „alle 
gemeinen Bildung“ “mit, weil es anftandshalber nicht anders gebt; aber im 
Grunde feines Herzens toinfcht man diefe Mode zum Teufel, denn fie koſtet @erb, 

"Und mie fteht es mit der fach lichen Ausbildung? Kit jie für den fapita= 
liſtiſchen Produktionsprozeß vonnöten? Auch nur zum Teil. Es gibt natürlich 
bei der techniſchen Leiſtungsfähigteit moderner Großbetriebe eine ganze Reihe 
von Spezialberufen, in denen die Arbeiter Tüchtiges leiſten müſſen. Aber es 
handelt ſich nur um verhältnismäßig wenige Arbeiter im Verhältnis zum grofem 
Ganzen, ımb zum Teil jind e8 Arbeiter, die eigentlich feine Arbeiter mehr find: 
Techniket, Zeichner, Modelleure, Meiſter, Vorarbeiter. In einzelnen Induſtrien 
und einigen Arbeitszweigen mag auch noch für viel größere Arbeiterſchichten Die 
Tüchtigkeit und Leiſtungsfähigkeit in einem Spezialberuf notwendig fein; aber fir 
die grofge Maffe der induftriel befchäftigten Arbeiter liegt ein Zwang zur 
fpeziellen Berufsbildung kaum oder Überhaupt nicht mehr vor. Durd die ftetige 
ZTeihung der Arbeit; durch die fortwährende Ausſchaltung der menſchlichen Sand 
und; ihre: Erfetzung duch die Maſchine, durch bie riefinen Fortſchritte der Technik 
ist die Arbeit in einem großinduſtriellen Betriebe dermahen in — und 
Tauſende einzelner und an ſich einfacher Beſtandteile zerlegt worden, daß jeder 
ungelernte Arbeiter den ſchließlich noch von der menſchlichen Hand zu — 5 
Antrieb der Maſchine und ihre weitere Bedienung übernehmen kann. Der Unter⸗ 


nehmer wird aber um ſo lieber zu dem ungelernten Arbeiter greifen, als dieſer 


ſich billiger anbietet. Die weitere Folge dieſer Entwickelung der Technik und des 
Iapitafiftifchen Arbeitsprozeſſes iſt bie Einſtellung von Frauen und ſchließlich gar 
von Kindern, da ſelbſt dieſe einen Teil der einfachen Handgriffe, die in einer 
Fabrik "u machen Find, übernehmen können und dabei außerdem ben Vorzug 
größerer Billigkeit und Willigkeit Haben. Neuerdings, da durch geſetzliche Eingriff“ 
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Beſtand. In der Reformation rangen unter religiöſem Dedmantel neue 
Kräfte um die politiſche und wiriſchaftliche Machtſtellung; durch das Eingreifen 
des Kapitals in die Produktion berbrängt der Mänufalturbetried allmählich den 
Bivergbetrieb des Mitteldlters, in politifcher Beziehung riß Der Abſolirtismus 
mit ſeinen Anhängſeln die Macht an fich. Dadurch wurden die Urſachen, die 
zur Gründung der Volksſchule m den Städten geführt Hatten, in den Hintergrund 
gedrängt. Die. Lahmlegung der Volksſchule, bie im Mittelalter bie Kirche ver⸗ 
geblich angeftrebt Hatte, wurde unter dem Drude der wirtfhäftlichen Entwicke⸗ 
lung na& der Reformation ſpielend beſorgt. 


Das ſteht im Gegenſatz zu der beliebten Behauptung, daß bie Refor⸗ 
mation die Volksſchule gegründet oder doch gefördert Habe. Aber die bürger- 
lihe Geſchichtsklitterung berwechſelt Bier Vollksſchule mit böberer Schule. Die 
Reformatoren, Luther an der Spitze, haben für Hebung der Vollsſchule nichts 
getan; fie haben die Volksſchule nur verſchlechtert, indem fie in die zeligionslofert 
Vollsſchulen des Mittelalters den Religionsunterricht als oberſtes und 
wichtigſtes Unterrichtsfach einführten und, die Schule damit zur Dienerin ber. 
Kirche degradierten. Da die Reformatoren außerdem die Kirche in den Dienſt 
des Staates ſtellten, fo wurde ſomit die Volksſchule durch die Reformatign dem.: 
doppelten Zwecke gewidmet, flir Staat und Kirche niedere Magddienſte zu leiſten, 
dem erſteren gehorſame Untertanen zu ſchaffen, und der zweiten demutvolle 
Glänbige zu züchten. Dagegen Hat die Reformation ſich der Höheren Schulen 
mit Eifer angenommen. Luthers Schulfchriften Handeln jämtlid nur von den 


höheren "Eulen, denen die Aufgabe zugewieſen wurde, brauchbare: Leute für; 


das geiſtliche und weltliche Regiment Heranzubilden, Luther. lag diefe Sorge - 
im Intereſſe feiner firftlihen Gönner um fo mehr am Herzen, als durd die Auf- , 
Hebung zahlreicher Klöſter cbenfoviele alte Bildungsftätten aufgehoben und 
unzählige geiſtliche Lehrkräfte ihres Amtes entfeßt worden waren. Die Kirche 


verteilte alſo auch unter den veränderten wirtſchaftlichen und politiſchen Ver⸗ 


Hältniffen Licht und Schatten in bezug auf die Volksbildung in der hergebrachten 
Weile, indem fie dem Machtſpruche der wixtſchaftlichen Faktoren entſprechend 


ben Herrſchenden alle Bildungsmöglichkeiten eröffnete, die Beherrſchten dadgegen 


mit dem Auswendiglernen von geiſtlichen Geſängen und Bibelſprüchen und 


mit dem lutheriſchen Katechismus abſpeiſte. An dieſer traurigen Tatſache ver⸗ 
mochten weder die humaniſtiſchen Bildungsziele eines Comenius, noch der mutige 
Ueberſchwang der Philanthropiſten, noch das repolutionäre Pathos eines Peſtalozzi 


etwas zu ändern, Selbſt als ‚unter dem Drucke der. Schande. bon Jena, 


unter. dem Einfluß der: aufpeitfchenden Reden Fichtes, in Preußen ein zaghafter 
Verſuch zu einer großzügigen Schulpolitik gemacht wurde, blieb —— Verſuch 


doch in ben allererſien Aufängen ſtecken. 


‚Erf. die, hochlommende Bourgeoiſie, erſt das ——— Bardringen des, Kari; — 
pitalismus in Deutſchland zwang die Staaten und Städte, ihrem. Schulweſen 
in, ſeiner Quantität und Qualität. mehr Aufmerkſamkeit zuzuwenden, und ſelbſt 
die. eiſige Dede xealtionärſter Schalpolitik, die in Preußen eine Serie : Deu. 
volksſchulfeindlichſten Kultusminiſter ängftlich gu erhalten beſtrebt war und iſt. 
wurde wenigſtens vorübergehend ein menig Ne — — — am > 


die ale der. Begenmart gelangt. 


Die Klaſſenerziehung der Gegenwart, wi ee 


Wenn es nad den Theoxetikern der Bourgeoiſie ginge, ja, wenn man me. : 
das Mancheſtertum finngemäß auf die Erziehung anwenden wollte, fo. müßte. 
das Zeitalter des Kapitalismus die beſten Schulen geſchaffen haben. Der. Weite. : 
bewerb im freien Spiel der Kräfte follte eo ipso borausjegen, ‚daß die: Kräfte. , 
jedes einzelnen Wettbetwerbers horber. ‚voll. zur Entwidelung gebracht werden 


müßten. Darum verlangt auch die die wirtſchaftlichen und politiſchen Revolu⸗ 
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Honen der: Bourgeoifie begleitende. pädagogiſche Theorie — man dente an 
Peftalogzi.und Dieſterweg — „die harmoniſche Ausbildung aller Kräfte 
des Menſchen“, darum enthalten auch Die politiichen Programme der liberalen 
Parteien in ihres Dafeins Maienblüte die allgemeine Vollsſchule und ähnliche 
weitgehende ſchulpolitiſche und. pädagogiſche Korderungen. 

Über Theorie und Praxis befinden fi) leider noch im Gegenſatz zu ein⸗ 
ander, ‚und fo ift bon dem ſchönen Schulideal, das aud im bürgerlichen 
Staat verwirklicht fein fünnte, nichts verwirklicht, ala hier und da einige mehr 
oder. tweniger weſentliche Anfänge und bier und da fratenhafte Karikaturen. 
Die Gründe Hierfür zeigt uns eine materialiſtiſche Betrachtung der Sachlage auf, 

Bedarf ber Kapitalift, Der Fabrikant, der Großinduſtrielle gebilbeter 
Arbeiter zum Betriebe feiner Produktion? Die Frage läßt fih nicht mit ein» 
fachem Ja oder Nein beantworten. Es kommt zunädit & Ya an, Mas man 
utiter „gebildetem Arbeiter“ verſteht, ob man ſeine Allgemeinbildung oder ſeine 
Fachbildung im Auge hat. Es liegt auf der Hand, daß dem Kapitaliſten im 
wirtidaftlider Beziehung eine noch ſo hohe Allgemeinbildung des Arbeiters 
nicht von Schaden fein könnte. Aber es liegt ebenſo ſehr auf der Hand, daß fie 
ihm in wirtſchaftlicher Beziehung auch von keinerlei Nußen ift. Die praktiſche Tätigkeit 
eines Arbeiter im ganzen Betriebe einer Fabrik jtellt Feine Anf orderungen am 
feine Allgemeinbildung: Es kann einen Hüttenbejiger gleichgültig fein, ob feine 


Arbeiter Verſtändnis für Tizianſche Gemälde, Beethovenſche Sinfonien und 


Gdetheſche Gedichte haben. Die Allgemeinbildung kann ſeinetwegen fehlen, wenn 
dadurch Koſten gefbart werden. Der verſtorbene Miquel, der es auf Grund 
ſeiner Vergangenheit und ſeiner vielfachen Bezichungen wiſſen mußte, hat e3 
dinmal ehrlich eingeftanden (am 10. Dezember 1306 im preuhiichen Landtage): 
„Die. ſogenannte allgemeine Bildung, fo unentbehrlich fie auch iſt, iſt für dieſe 
Klaſſen wenn man aufrichtig ſein will und ſich nicht davor fürchtet, es aus— 
zufprechen, doch: weniger wichtig als die fachliche Ausbildung. (Sehr richtig | 
rechts.)“ — Ein ınıgemein begeihnendes Wort! Man macht die Mode der „alle 
gemeinen Bildung“ mit, weil e3 anftandshalber nicht anders geht; aber im 
Grunde feines Herzens toihrfcht man dieje Mode zum Teufel, denn fie foitet Geld, 
"Und wie fteht es mit der fachlich en Ausbildung? Sit jie für den fapita= 
liſtiſchen Produltionsprozeß vonnöten? Auch nur zum Teil. Es gibt natürlich 
bet der techniſchen Leiſtungsfähigkeit moderner Großbetriebe eine ganze Neihe 
bon Spezialberufen, in denen die Arbeiter Tüchtiges leiſten müſſen. Aber es 
handelt ſich nur um verhältnismäßig wenige Arbeiter im Verhältnis zum großen 
Ganzen, ımb zum Teil find e8 Arbeiter, die eigentlich Feine Arbeiter mehr find; 
Techniker, Zeichner, Modelleure, Meiſter, Borarbeiter. In einzelnen Induſtrien 
und einigen Arbeitszweigen mag auch noch für viel größere Arbeiterſchichten die 
Tüchtigkeit und Leiſtungsfähigkeit in einem Spezialberuf notwendig fein; aber für 
dis: groBe Maſſe der induftriel beſchäftigten Urbeiter liegt ein Jwang zur 
fpeziellen Berufsbildung kaum oder überhaupt nicht mehr vor. Durd) die fteiige 
Zeitung der Arbeit, durch die fortwährende Ausſchaltung der menfchlichen Sand 
und; ihre: Erfetzung durch Die Maſchine, durch die rieſigen Fortichritte der Technik 
iſt die Arbeit in einem großinduſtriellen Betriebe dermaken im Hunderte und 
Tauſende einzelner und an ſich einfacher Beſtandteile zerlegt worden, daß jeder 
ungelernte Arbeiter den ſchließlich no von der menſchlichen Hand zu bejorgenden 
Antrieb der Maſchine und ihre weitere Bedienung übernehmen kann. Der Unter» 


nehmer: wird aber um fo Tieber zu dem ungelernten Arbeiter greifen, als dieſer 


fig biliger anbietet. Die weitere Folge diefer Entwwidelung der Technik und des 
Tapitalijtifchen Arbeitsprozeſſes ift bie Einftellung von rauen und ſchließlich gar 
von Kindern, da ſelbſt diefe einen Teil der einfachen Handariffe, die in einer 
Fabrik zu machen Find, Übernehmen ‘Tonnen und babei außerdem den Vorzug 
größerer Billigkeit und Willigkeit haben. Neuerdings, da durch geſetzliche Eingriffe 


— 
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die Ausbeutung der Frauen⸗ und Kinderarbeit ein wenig eingeengt worden · iſt 
ſucht der Fabrikant billige Arbeitskräfte von außerhalb her zu bekommen. Ohne 
Bedenken werden im zahlreichen Betrieben polniſche, ruſſiſche und galiziſche 
Arbeiter und Arbeitexinnen eingeſtellt, unbekümmert darum, ob ſie Analphabeten 
ſind. Für die mechaniſche geiftlofe Tätigkeit in der Fabrik find fie nad eintgen 
Stunden, Tagen oder Wochen Hinlänglich eingedrillt, fo daß jte art der Sielle, 
an die fie gejtellt worben find, dem Fabrikanten ebenfo viel Mehrwert erſchanzen. 
wie es ein gebildeter deutſcher Arbeiter tun würde. | 

. Was folgt daraus für das Tapitaliftifche Schulideal in der Praxis? Ganz 
ohne Bildung kann man die Maſſen Heute nicht mehr laſſen. Schulen mäflen 
fein, zumal fie Thon feit Sahrhunberten getvejen find. Außerbem ift e& für die 
meiften Zweige der Zapitaliftifhen Produktion don Wert, wenn Ber Arbeiter 
wenigſtens die Elemente des Willens, Leien, Schreiben und etwas Rechnen 


beherrſcht; auch liegt dies noch aus anderen Grüuden im Intereſſe der gegen⸗ 


wärtigen Geſe ſchaflsorganifation. Aus dieſen Gründen iſt das Kapital ſchul⸗ 
freundlich, aus dieſen Gründen fabrizieren die Landtage Schulgeſetze und erledigen 
die Gemeindevertretungen die ihnen übertragenen Aufgaben der Schulverwaltung 
und ‚unterhaltung. Aber man ſucht doch die Leiltungsfähigfeit der Volksſchule 
auf einem möglichſt niedrigen Stand zu Balteır, und darum ſchränkt man fie 
innerlich und äußerlich nad) Möglichkeit ein. Das jüngſte geſetzgeberiſche Monſttum 


"am Preußen, das Schulunterhaltungsgeſetz, iſt dafitr ein charakteriſtiſcher Beleg: 


nad innen wird die Volksſchule durch die ſchroffere Konfeſſionaliſierung und 
buch die darin zum Ausdruck kommende höhere Wertung bes Religionsunterrichts 
geihädigt, äußerlich Tchadet, der Volksſchule die als Folge des Geſeges eintreiende 


Zunahme letjtungsfähiger Bivergichulen in Preußen. Die Sronifche Hcberfällung 


der. Schulklaſſen, der ſkandalöſe Zuſtand vieler „Schulpaläſte“ in Preußen, in 
denen nad einem Wort des verjtorberien Kultusminiſters Boſſe „Leben und 
Gefundheit der Lehrer und Schüler gefährdet find“, die jämmerliche Beten 
ber Lehrkräfte und mandjes andere find ebenfalls Beiveife hierfür. - 

"Man bat den hierauf bezüglichen Paſſus unferer Leitſätze: 


\ außerdem bewirkt die zunehmende Arbeitsteilung md die dadurch entſtehende 


Schabloniſierung und Geiſtloſigkeit der Arbeit in vielen sndnjtriegtveigen, ein 
Erlahmen des kapitaliſtiſchen Intereſſes für die Volksſchule“, 


beſtritten und ihn als unrichtig hingeſtellt. Ein Antrag verlangt darum — ſeine 


Streichung. Ich kann mich dieſem Antrage nicht nur nicht anſchlietzen, ſondern 
muß dringend vor ihm warnen und um die Beibehaltung der Kafiung unſerer 


Leitfäge in diefem Punkte bitten. Genoſſe Hoch, der Einbringer diefed Antrages, 


Bat ihn In einem Xrtifel der Mannheimer „Vollsftiimme* zu begründen verſucht 


‚mit der Behnuptüng, daß das kapitaliſtiſche Intereſſe eine umſo Intelligentere 
Arbeiterſchaft braucht, je länger die fapitaliftiiche Wirtigaft dauer. 


„In der lebten Zeit“, fo heißt es in dem Artifel, „Hagen die beteiligten 
AUnternehmer ganz beſonders häufig über die ungenügende Anſtelligkeit und 
| Zuverläſſigkeit gerade der ungelernten Arbeiter. Dabei wird vielſach als Grund 
für die verminderte Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter der Umſtand angegeben, 
daß ein immer größerer Teil der Arbeiter aus ländlichen Gemeinden ſtammt, 
: in denen die Volksſchule noch mehr als in den Städten bernachläffigt wird. 


ESo wirkt auch jebt noch das Tapitaliftiiche Intereſſe ala eine Mahnung zur 


Beſſerung der Volksſchule, freilich eine Mahnung, die gegenüber den anderen 
vollsſchulfeindlichen Intereſſen des vtapitalismus — — genng iſt. 


une zur bollen Geltung zu gelangen.” 


In bem legten ‚Sag liegt die Möglichkeit einer Einigring zwiſchen ans 
* dem a Hoch. Wir beftreiten ger nicht, daß es nicht Induſtrien and 
Unternehmer bt, die beſſer gebildete "Arbeiter brauchen Fönnten, als fie Sie 
- heutige Boltsi ſchule Liefert, aber anbererfeits Halten wir auch an amjerer Auf⸗ 


a — —— — 
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foffung feit, daß, wie es in unferen Leitfägen Heißt, „in vielen Sn» 
dultriezmweigen“ das Intereſſe des Kapitalismus für die Volksſchule 
erlahmt. Man denle an Ziegeleien, Spinmereien, Webereien, an gewiſſe Induftries 
aweige im Ruhrrevier, felbit auf den Werften werden viele ausländiſche Arbeiter 
eingeſtellt, die weder leſen noch ſchreiben noch deutſch ſprechen können. Mag 


fein, daß die betreffenden Fabrikanten gebildete Arbeiter ebenſo gern nähmen, 


wenn fie ſie ebenſo Billig und willig befämen, aber da dieſes 


"nicht der Fall ift, jo „erlahmt“ eben. das Antereffe der Kapitaliften an der Vollks⸗ 


ſchule. Gerade dieſe Tatſache deckt auch die tiefer liegenden ökonomiſchen — 
neben anderen — Urſachen auf, die die nationalliberalen Fabrikanten entgegen 
ihrer ‚früher (1892) bekundeten Feindſchaft gegen die Klerikaliſierung der Volks⸗ 


ſchule zu Freunden der jüngſten preußiſchen Schulverſchlechterung machten. 
Engels drückt in ſeiner „Lage der arbeitenden Klaſſen in England“ ſich ſo 


aus: „Wenn die Bourgeoifie ihnen (den Arbeitern) zum Leben ſo viel läßt als 
eben nötig iſt, ſo dürfen wir uns nicht wundern, wenn ſie ihnen auch nur 
ſoviel Bildung gibt, als im Intereſſe der Bourgeoiſie liegt. Und das ift 
ſoviel wahrlich nicht .... Es kann aber nicht anders fein; die Bourgeoifie 
Bat wenig zu hoffen, aber mandjes zu. fürchten von ber Bildung der Arbeiter.” 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die ökonomiſchen Antereffen des Kapitals ſich 
nicht überall gleich ſchroff und nicht immer in voller Stärke durchſetzen können. 
So iſt auf Amerika und Frankreich verwieſen worden, wo der Kapitalismus 
ebenſo oder noch ſtärker herrſche als in Deutſchland; troßdem*feien dort die 
Volksſchulen weit befier als in Deutjchland. Das: trifft zu. Es ift naturgemäß, 
daß dort, wo freiere politifchere Verhältniſſe find und der Volkswille fich ums 
gehinderter durchſetzen Tann, auch beſſere Vollsichulen find. Im Heinen haben 
wir auch in Deutichland ähnliche Gegenfäte. In Preußen, dem Land der uns 


begrenzten realtionären Möglichkeiten, dem Land der unbeſchränkten Herrichaft 


ber Sunfer und der vollsfeindlichen Bureaufratie und Hierarchie, konnte die Schul« 
verpfaffung gegen den laut und vernehmlich befundeten Willen der übergroßen 


Mehrheit der Bevölkerung dDurdhigeleßt werden. In der Heinen Nepublil, wo 


Junker und Pfaffen „nix to jeggen“ Haben — die BPiefferfäde dafür freilich 
um jo mehr — und two eine einbeitlicdere Bevölkerung vorhanden ift als in dem 
vielgeſtaltigen Preußen, wurden ſchon die erjten geheimen Verſuche eines Schule 
Bureaufraten, preußifche Schulfitten und preußiſche Orthodorie einzuführen, durch 
einhellige Empörung der Bevölferung zunichte gemacht. Die tapferen bremiſchen 
Vollksſchullehrer festen außerdem auf den einen Schelmen des Schulvogtes 
anderthalbe, indem ſie die Abſchaffung des Religionsunterrichtes überhaupt ver⸗ 
langten, weil nur auf dieſe Weiſe jede mißbräuchliche Ausnutzung des Religions⸗ 
unterrichts wirklich erfolgreich vermieden wird. Es iſt unnötig, zu ſagen, daß 


‚wir den bremiſchen Lehrern in dieſer Beziehung durchaus zuſtimmen. In Frank⸗ 


reich und Amerifa mit ihren viel freieren demokratiſchen Einrichtungen kann 
eine Schulreaktion wie in Preußen überhaupt nicht auffommen. Aber man darf 
ſich auch auf der anderen Seite durch die begeiſterten Berichte einiger Schul⸗ 
männer und Sozialpolitifer über amerikaniſches Schultvefen nicht irreführen laſſen. 
Es iſt auch in Amerika nicht alles Gold, was glänzt, und bon dem ſozialiſtiſchen 
Schulideal, von der Allgemeinheit und Einheitlichlkeit des Schulweſens, von einer 
ſyſtematiſchen DOrganijierung des ganzen Bildungsweſens nad pädagogiſch⸗ 
fozialen Rückſichten ftatt nad dem Geldbeutel des Vaters, ift man auf in 
Umerifa und ebenjo in Frankreich noch weit entfernt. 

Sodann aber mu man fi vor der falſchen Schlußfolgerung hüten, als 06 
der höhere Stand der Volksſchule in demolratiſch organifierten Staatsweſen 
und ebenſo die gelegentlichen vereinzelten Fortſchritte im deutſchen Schulweſen 
auf den guten Willen der herrſchenden Klaſſen zurückzuführen ſind. Wo immer 
Kortichritte im Schulweſen ſich zeigen, m fie direft oder. indirelt 2 modernen 
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Arbeiterbetvegung, dem Haffenbewußten Proletariat geſchuldet. Es äußert fich 
darin eine Wirkung der zunehmenden Macht des Proletariatß. Ich babe ſchon 
früher gelegentlich darauf aufmerkſam gemacht, daß eine nad) ökonomiſcher 
Befreiung und Selbſtändigkeit ſtrebende Klaſſe auch ſtets das Bedürfnis nach 
eiſtiger Aufklärung und Weiterbildung bat, daß es dieſe Bildung im Intereſſe 
ine wachſenden ölonomilden Macht verlangt und fie ſich auch zu verfchaffen 
weiß. So war es bei den Griechen, fo war es bei dem Feudalabel de3 Mittels 
alters, fo war es bei ben ftädtifchen Patriziern, fo war es bei dem Handwerker⸗ 
tum im Mittelalter. Heutzutgge bei der Aufwärtsbewegung des Proletariats 
handelt es fi zwar nit um die Erlangung ber indivibuellen öfonomifchen 
Gelbitändigkeit bes Wrbeiters, die zu erlangen angeficht8 der kapitaliſtiſchen 
Niefenbetriebe ein ausfichtslofes Beginnen, ein törichter Wahn wäre. Uber 
individuelle Produktion zur Befriedigung pexſönlicher Bedürfniſſe ift auch mit 
das Ziel der Zukunft und des Sozialismus, ſondern gemeinſame Produktion, 
planmäßzige Organiſierumg der Produktion. So wie aber der Kapitalismus 
jelbit Ion in der Gegenwart durch Schaffung von. Niejenbetrieben und auf 
andere Weiſe dem Tommenden Sozialismus ungewollt Vorarbeit leiſtet, fo übt 
aud) bad organifierte MProletariat ſchon Heute einen in der Richtung zum 
Sozialismus Jiegenden, mehr ober minber ftarfen ökonomiſchen und politiſchen 


Einfluß aus. Wo die Bewegungsfreiheit des Proletariats eine größere ift, iſt 


auch diefer Einfluß äußerlich ein größerer; wo man dent Proletariat jegliche 
Bewegungsfreiheit zu unterbinden verfucht, wie in Preußen⸗Deutſchland, tritt 
der Einfluß des Proletariatö weniger auffällig in die Erſcheinung, Hier wirkt er 
mehr nach innen auf das Proletariat zurüd und berftärt deſſen Geſchloſſenheit, 
Kraft und revolutionäre Energie. Während deshalb in außerdbeutichen Ländern 
die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft ſich mehr poſitib an dem freiheitlichen Ausbau 
des Schulweſens beteiligen kann, wie in England und Amerika, oder durch 


Abwehr der klerikalen Reakltion die freie Schule, wie in Frankreich, ſchüben kann. 


iſt die deutſche Arbeiterſchaft in bezug auf ihr Bildungsbedürfnis vorwiegenb 
auf die Selbſihülfe angewieſen. Der ſtets in der deutſchen Arbeiterſchaft vorhanden 
geweſene Drang nach theoretiſcher Aufklärung und Weiterbildung, der beſonders 
in den letzten Jahren einen erneuten und ſtarken Anſtoß erhalten hat, iſt bafilt 
ein ſprechender Beweis. 

Aber ſelbſt wenn die Bourgeoiſie mehr Intereſſe an einer gut organifterten 
leiſtungsfähigen Volksſchule hätte, als fie in Wirklichkeit befigt, jo mlirde es um 
das Volksſchulweſen nicht viel beſſer beftellt jein als Beute. Jede Hebung” bes 


Schulweſens foftet Geld; jede neue Schulklaſſe, die eine überfüllte Kaffe - 


bejeitigt, jeder neue Lehrer, der angeltellt wird, um dent fchreienden Lehrer. 
mangel abzuhelfen, jedes neue Lehrmittel, das die ärmliche Ausſtattung der 


Voltsſchule bereichert, alles, das eine wie das andere, koſtet Geld. Geld iſt aber 


ein rarer Artikel im heutigen Klaſſenſtaate. Freilich, die Steuerzahler müſſen 
Jahr für Jahr ungeheure Summen aufbringen, und die Staaten und beſonders 
das Reich willen dieſe Summen auch unter die Leute zu bringen. Aber für 
Kulturaufgaben, befonders für die Volksſchule, fallt Dabei fehr wenig ab. 
Militarismus, Marinismus, Kolontalpolitil, Liebesgabenpolitif und ähnliche 


Zulturfeindlihe Zwede verſchlingen jährlich die Hunderte und Aberhunderte der 
Millionen von Reichseinnahmen und bringen dadurch die Budget? der Einzel⸗ 


ftaaten in Unsrdnung. Die Ginzeljtanten miederum haben für alle mögliden 


Dinge Gelder zus Hand, fei es für die Kirche, fei es filr einen neuen Geſtüts⸗ 


hengft; aber für die Bedürfniſſe der Volksſchule wird jeder Pfennig zehnmal i in 
der Hand herumgedreht, ehe er zur Ausgabe gelangt. 

An diefer beihämenden Tatſache ändert auch der Umftand nichts, dab bie 
Summen, die Die Schuletats beanspruchen, abjelus geiommen, ziemlich hoch et» 
ſcheinen. Bei der großen Zahl von ſchulpflichtigen Kindern kommen ſelbſt bei 
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geringen Reiftungen im einzelnen doch insgeſamt ganz erkleckliche Summen zue 
ſammen. Sodann muß man dieſe Zahlen im Verhältnis zu anderen Ausgabe⸗ 
poſten prüfen, beſonders muß man bie Aufwendungen des Staats für die 
höheren Lehranſtalten gegen bie für die Volksſchulen Halten. Nur einige Zahlen 
aus dem jüngften preußiſchen Schuletat: der Staat verausgabt für zirka 
19 000 Studenten 12,68 Millionen Mart, d. 5. für den Kopf 650-700 Mar; 
für 170000 Schüler höherer Lehranftalten zahlt ber Staat 14,58 Millionen Marl, 
d. 5. für den Kopf durchſchnittlich 8590 Marl; für über 6 Millionen Volks⸗ 
ſchüler 85 Millionen Mark — ſcheinbar viel! — auf den Kopf berechnet aber 
nur duchichnittlih 14 ML Der Staat gibt alfo für die Ausbildung eines 
höheren Schülers, alfo vielleicht eines fünfttgen Technikers oder Verwaltungs⸗ 
beamten, ungefähr 6mal und für die Ausbildung eine® Studenten, alfo 
vielleicht eines künftigen Staatsanmwalts oder Seelforgers, ungefähr 5Omal fo 
viel aus, wie für die Ausbildung eines Volksſchülers. Ich beichränfe mich auf 
diefe wenigen Zahlen, ba fie nad} meiner Meinung hinreichen, um den Klaſſen⸗ 
charqalter des heutigen öffentlichen Schulweſens zu erweiſen. 

Es liegt auf der Hand, daß der Staat mit den weſentlich höheren Summen, 
die ex für das Höhere Schulweſen aufwendet, dieſes auch mannigfaltiger gliedern 
und befler ausrüften kann. So wie ſich bie höheren Lehranftalterr meiftens 
ſchon in der Inneren und äußeren Einrichtung von den Volksſchulen unterfcheiben, 
fo wird au für die Lehrkräfte und Lehrmittel der höheren Schulen mehr auf- 
geivendet. Hier find akademiſch gebildete Lehrer die Negel,. ſeminariſtiſch 
gebildete werden nur in untergeordneten Fächern beſchäftigt. Die Laboratorien, 
Apparate und Inſtrumente an den höheren Lehranſtalten find aufs beſte ein⸗ 
gerichtet. Und den wiſſenſchaftlichen Unterrichtsfächern zuliebe wird ſogar ber 
Religionsunterricht befchnitten — was viel befagen mil. 

Wie aber. ficht es demgegenüber in der Volksſchule aus! Na den alle 
gemeinen Beltimmungen vom 15: Oftober 1872 ſollen an Lehrmitteln in jeder 
Vollsſchule vorhanden ſein: 1. Ein Exemplar des in der Schule eingeführten 
Lehr⸗ und Lernbuches. 2. Eine Wandkarte der Provinz. 8. Dito von Preußen. 
4. Dito von Deutſchland. 5. Dito von Europa. 6. Dito von Baläftina. 7. Ein 
Globus. 8. Ein Alphabet meithin erfennbarer auf Holz oder Papptäfelchen 
gellebter Buchitaben. 9. Eine Geige. 10. Em Lineal und Zirkel. 11. Eine 
Rechenmaſchine. In evangeliigen Schulen kommen auberdem noch Hinzu 
12. Eine Bibel. 183. Ein Gefangbud. Für die Lehrer an den Volksſchulen 
hält man eine wiſſenſchaftliche Ausbildung nicht für notwendig. Bmar jeder 
Pfarrer, und Menn er in der Heinften und entlegenften Dorfpfarre figt, muß 
ein jahrelanges Studium durchgemacht haben, ehe er für jeine ſeelſorgeriſchen 
Aufgaben geeignet erachtet wird. Ein Vollsfyullehrer dagegen, dent die Jugend 
enbertraut wird, bamit er fie zu tüchtigen Bürgern diefer Welt erziehe, wird 
mit der rüditändigen verfilgten Seminarbildung abgefpetjt. Und wenn in. einem 
erheblichen Teil der deutſchen Volksſchullehrerſchaft nicht ein echt proletariſcher 
Drang nach aufwärts ans Licht und an die Freiheit lebte, der ſie durch eigenes 
Studium über die Niederungen der Seminarbildung hinwegtrüge, ſo ſtände es 
um die Vollsſchuljugend noch ſchlimmer, als es heute ſchon der Fall iſt. Von 
den großen, weltbewegenden Errungenſchaften der Naturwiſſenſchaften, von 
Darwin und der auf ihn zurückgehenden Entwicklungslehre erfahren die Semi⸗ 
nariſten nichts; von noch größeren Ereigniſſen und bedeutungsvolleren Lehren 
der neuen Zeit auf hiſtoriſchem und ſozialem Gebiet erſt recht nicht. Dafür 
wird ihnen aber — wie einſt durch die Regulative die „ſogenannte klaſfiſche 
Literatur“ für die Lektüre verboten wurde — neuerdings durch Herrn Studt die 
Leltüre moderner Dichter, wie Hauptmann und Sudermann, verboten. Umſo 
fleißiger müſſen die Eeminariftert bie Bibel, den Katechismus, Kirchengeſchichte 
und ähnliche verſiaubte Dinge ſtudieren, um jo eifriger wird ihnen ee 
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Geſchichtsliteratur, flotten- und kolonialſchwärmeriſche Lektüre empfohlen. 
Auf dieſe Weiſe will man den geſunden proletariſchen Sinn der. Vallsſchul⸗ 
jugend aus ſeiner geraden Bahn ablenlen und ihn für die Nebenzwecke der 
herrſchenden Geſellſchaft einfangen. Der Religionsunterricht nimmt den ſechſten 
Teil des geſamten Vollsſchulunterrichts ein; ſtatt Darwin führt Moſes die 
Jugend in die’ Weltanſchauung ein; der Deutſchunterricht kommt über die 
Elementarfücher kaum hinaus; ahnlich ſteht es. mit. den übrigen Unterrichts⸗ 
fächern; im Gefgjichtsunterricht wird in ſchamloſer Weife der Verlauf der. Welt» 
geichichte dynaſtiſchen Intereſſen zuliebe verdreht und verfälicht dargeftelt. Die 
Volksſchule ſoll auf diefe Weile den Herrſchaftszwecken ber Tapitalijtiiden Geſell⸗ 
ſchaft dienjibar gemacht werden, man will die Proletarierfinder, in deuen Daß 
‚Elend ihrer. Umgebung fen in früher Sugend Erbitterung erwedt, durch. ein 
- "Vebermaß an orthodorer Religiofität, durch verlogene Geichichten über edle und 
volksfreundliche Herricherhäufer, durch Vorenthaltung der. willenichaftlicden 
Wahrheit, durch lügneriſche Entſtellung der Beſtrebungen der modernen Arbeiler⸗ 
bewegung, durch eine heuchleriſch⸗ſentimentale und überlebte Moral und nicht 
zuletzt durch rückſichtsloſe, kaſernenmãßige Disziplin unter Zuhülfenahme des 
Prügels von der im Proletarierhauſe berrichenden rebglutionären Grund» 
Stimmung ablenten und ftatt deifen frühzeitig in ihnen die Gefühle des wider⸗ 
ſpruchsloſen Gehorfams gegen göttlicdes und Meltlicyes Gebot, der framme 
gläubigen Demut, der untertänigjten Treue gegen Kaiſer und Reich züchten. 
Im Religions⸗ und im Geſchichtsunterricht der Volksſchule treten dieſe Tendenzen 
am unverhüllteſten in die Erſcheinung; aber auf in den -anderen Unterrichts⸗ 
fädern, im Deutjegunterricht, im Gengraphieunterricht, jelbjt im Gefang- und 
Turnunterricht, ferner bei den Schulfeften und Andachten treten diefe arbeiter- 
feindlichen Beftrebungen auf. Wenn jie niyt den erwarteten Erfolg haben, ſo 
iſt das neben andere Gründen beſonders auf die Gegentendenzen des prole⸗ 
tariſchen Elternhauſes zurüdzuführen, Tendenzen, die angefichts der in der 
preußiſchen Schulvorlage neuerdings ‚und in verſtärktem Maße befundeten 
'realtionären Pläne der herrſchenden Klaſſe gu. vertiefen und zu / verftärken find. 
Hoffentlich gelingt e3 ung auf unferem jetigen Parteitage, diejen Gegentendenzen 
mahr Einheitlichkeit und Kraft zu verleihen. 
Die Erziehungsideale des Sozialismus. 

Der Sozialismus wird die Klaſſenerziehung aufheben. | 

Das ift nicht eine beweisloſe, arrogante Behauptung; fondern eine Selhit⸗ 
verſtändlichkeit, die ſich mit Naturnotwendigkeit aus dem Weſen des Sozialismus 
ergibt. Der Sozialismus will die Beſeitigung der Klaſſengegenſätze, und mit 
ber Beſeitigung der Klaſſenherrſchaft fallt auch die ihr adäquate Rlafienerätehung. 

Aber auch die Aufhebung der Klaffengegenjäge ift nicht eim Poſtulat, dns 
‘wir uns bon moraliſchen oder ähnlichen fpekulativen Erwägungen haben diktieren 
laſſen, ebenſowenig wie wir die bisherigen Klaſſengegenſfätze ver menſchlichen 
Geſchichte vom Standpunkt ethiſcher Reflexionen aus verdonnern oder vom 
ſentimentalen Standpunkt aus tränenden Auges beweinen. Wir ſuchen die 
menſchliche Geſchichte als einen dialektiſchen Prozeß zu begreifen; wir ſuchen 
durch die ethiſchen und äſthetiſchen Begleiterſcheinungen hindurch auf den öko⸗ 
nomiſchen Kern der Erſcheinungsformen zu gelangen. And da ergibt ſich, daß 
die Klaſſengegenſätze im Fluſſe der ſozialen Entwickelung ihre Berechtigung 
hatten, daß fie notwendig waren, wenn die geſellſchaftliche Arbeit bis au ber 
Produktivität geführt werden follte, die fie Heute erreicht Hat. 
As die Menfchheit aus dem Stadium des urwüchſigen Kommunismus her⸗ 
austrat, wurde fie dazu gedrängt durch die erſten Formen der Arbeitsteilung, 
die die Einfügung fremder Arbeitskräfte geftattet. Diele Möglicgfeit führte zur 
Einführung der SHabverei, die wiederum weitere mannigfaltige Teilung der 
Arbeit geitattete. Die bedeutungsvollſte beſtand darin, daß den Sklaven die 
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rohe Handarbeit aufgebürbet wurde, während bie Bevorrechteten, wie ſchon früher 

ausgeführt, die mehr geiſtigen und angenehmeren Arbeiten beſorgten. Diefe 
Teilung der Arbeit, dieſe Trennung bon Theorie und Praxis 
war, ſo unheilvolle Folgen ste in anderer Beziehung. gehabt Kat, für die öko⸗ 
nomiſche Entwidelung unvermeidlich. „So lange bie wirklich arbeitende Vevölle⸗ 
zung*, ſagt Engels im Anti⸗Dühring“, „von ihrer notwendigen Arbeit fo 
ſehr in Anſpruch genommen. wird, dab ihr Feine Beit zur Belorgung der ge- 
meinſamen Geſchäfte ber Geſellichaft — Arbeitleitung, Staatsgeſchäfte, Rechta⸗ 
angelegenheiten, Kunſt, Wiſſenſchaft ufm. — übrig bleibt, fo lange mußte ftet eine 
beſondere Klaſſe beſtehen, die bon der wirklichen Arbeit befreit, dieſe Ungelegen- 
Heiten :defotgte.... Etſt die durch Die große Induſtrie erreichte ungeheure 
‚Steigerung der Produktivkräfte erlaubt: die Arbeit auf alle Geſellſchaftsglieder 
ohne Ausnahme zu verteilen und dadurch die Wrbeitszeit eines jeden ſo zu be⸗ 
ſchränlen, dal; für alle hinreichend freie Zeit bleibt, um ſich an ben allgemeinen 
‚Singelegenheiten der Geſellſchaft — theoretiſch wie praktiſch — zu ben 
‚teiligen, Erſt jotzt alfa ift jebe herrſchende und ausbentende Klaſſe überflüffig, 
ja ein: Hindernis. der gejelichaftlicden Entwidelung geworben, und erft jeist auch 
wird fie unerbittlich "befeitigt werben, mag fie. auch noch jo fehr im Bejig der 
unmittelbaren Gewalt jein.“ — en > 

Heute Haben die Produltiufräfte eine ſolche ‚Stärke erreicht, daß fie fe 
‚länger je ungeſtümer mit der herrſchenden Wrobuftionäweife in Konflikt ge- 
raten. Heute⸗ iſt Die Produktivitiät der Arbeit jo immens enitvidelt, daß nur 
noch die VWergeſellſchaftlichung der Produktion imſtande ift, Die heutige Ver⸗ 
fhleuderung von Brobuitivkiäften auf der einer und die Mailenarmut auf 
der anderen. Seite aufzuheben. Zugleich aber. wird durch bie geſellſchaftliche An⸗ 
eignung der Produltionsmittel die Gemähr einer muınterbröchenen ſtets foriſchrei⸗ 
tenden Entividelung der Wrodultinfräfte und einer unbegrenzten Steigerung der 
Probultion ſelbſt gegeben. „Die Möglichkeit, wermittelit ber geſellſchaftlichen 
Prodattion allen Geſellſchaftsgliedern eine Exiſtenz zu. ſichern, Die nicht nur 
ntateriell: :yoßlommen:. ausreichend iſt und von Tag zu Tag reicher wird, 
fondern die ihnen aud) die volftändig ‚freie Ausbildung und Betätigung ihrer 
Zörperlihen und geiſtigen Aulagen garantiert. diefe Möglichkeit iſt jegt zum 
erften Male da, aber fie ift da“. (Engels „Anti Dühring”,) 
Bei Diefem „Sprung. der Menſchheit aus dem Reiche der Notwendigleit in 
dag Reich Hex Freiheit“. merben die bisherigen Klaſſenunterſchiede aufgehoben. 
Es gibt dann. nur noch eine. einzige Klaſſe gleicher und freier Arbeiter am 
fogialen, Arbeitsprozeß, nicht ‚mehr eine beſondere „Arbeiterklafle‘, auf, die wie 
‚Heute alle. Arbeit im Heutigen Sinne, mit. ihrer Mühſal und ihrem Schmutz 
abgemwälzt. werben kann. Über. A Arbeiten jelbit bleiben, wenn eine imeitere 
‚Eutipidelung, ber. Technik gu vieles von ber heutigen Dual und dem Schmuß 
der Ürbeit bejeitigen. wird. Diele Arbeiten müſſen alio gemacht werden. Ihre 
Hyrdnungsmäßzige, prampfe Erledigung wird. aber Teinerlei Schwierigkeiten verur⸗ 
jachen. da dann ber, heutige Gegenſatz zwiſchen Kopfs und Handarbeit, 
zwiſchen ſchöner und ſchlechter, zwiſchen ‚nüglicher und unnüger, zum größten 
Feil auchzwiſchen ſpezifiſch männlicher und ſpeziſiſch weiblicher Arbeit hinweg— 
fallen wird. Es gibt dann nur noch geſellſchaftlich notwendige Arbeiten, die — 
‚eine, wie Die andere, — für die Exiſtenz und die geſunde Fortentwickelung der 
Geſelſchaft gleich. unerläßlich und barum gleich achtungswert ſind. Und 
nicht mehr wird ‚ein. Urbeiter fein Leben lang als Zubehör eines Maſchinenteils 
on eine geiſtig abitumpfende Keilarbeit gejtellt werden, ſondern es wird 
ein geiſtig erz sefefipeniher VBechhſel der Arbeit eintreten. Dieſer 
Wechſel . ber Axrheit wirb von der heutigen großen Induſtrie ſchon vorbereitet, 
nur. außert et ſich vorläufig in einer Tür. ben Arbeiter wenig erfreulichen Mir. 
Der Arbeiter wird heute nicht mehr ausgebildet, der ungelernte Arbeiter 

a2» 


240 Faunfter Verhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


. it die Parole. Selbſt gelernte Arbeiter müſſen oft jahrelang in ben ber» 
ſchiedenſten Induſtriezweigen al3 ungelernte Arbeiter tätig fein, ehe, fie wieder 
einmal borübergehend an ihrer gelernten und inzwijchen vielleicht‘ Thon ber: 
lernten Arbeit tätig ſein können. Der Atbeiter zieht aus dieſem Hin und Set, 
ans diefem Durcheinander von Arbeiten in den verſchiedenſten Betrieben, 
deren innere Zuſammenhänge er bei der mangelnder Vorbilbung imd bei der 
Eile des Wechſels nicht kennen lernen kann, nicht nur keinen geiſtigen and 
Törperliden Gewinn, fondern er ftumpft ab und lernt die Arbeit nur noch, interis 
fiver Haflen als Mühe und Dual. Aber biefer We ef el der Arbeit wid doc 
durch ben Zwang der wirtſchaftlichen Kräfte zu einem gefellſchaftlichen Pro» 
duktionsgeſetz, das in einer planmäßig organiſierten ſozialiſtiſchen Geſellſchaft 
zum Segen des Arbeiters ausſchlägt. Und auch zum Segen ber — 
Arbeit ſelbſt. Hören mir darüber Engels (Untl-Dähring, Seite 212): ...„die 


Produftion Wird gefördert am meiften dur eine: Verteilungsweiſe, die allen 
Gefellſchaftsmitgliedern erlaubt, ihre Fähigkeiten möglichſt auſeitig auszubilden, 


zu erhalten und auszuüben. Der dem Herrn Dühring überfommenen Dentmweife 


der: gelehrten Klaſſen muß es allerdings als eine Ungeheuerlichfeit 'erfcheinen, 
daß es einmal fein Karrenſchieber, keine Architekten vom Profeſſion mehr‘ 
geben ſoll, und daß der Mann, der eine halbe Stunde lang als Architett 
Anweifungen gegeben ' bat, aud eine Beitlang ' die Narre ſchiebt, bis feine, 
Tätigkeit als Architekt wieder in Anſpruch genommen wird. Ein ſchöner Sos 


zialismus, der die Karrenfſchieber von Profeffion beremigt!” Leider ſcheinen 
bis auf den heutigen Tag ſehr gelehrte Genoſſen fo ſehr im ‘der aüberkoni⸗ 
menen Denkweiſe der gelehrten Klaſſen“ befangen zu ſein, daß ir dem von 
Engels mit Recht verſpotteten „ſchönen Sozialsmus“ noch heute das Wort reden. 


Marx drückt diefen Gedanken {im „Kapital“ I, ©. 458) fo aus: „Sie (die große 
Induſtrie) macht es zu einer Frage von Leben ober Tod, die Ungehenerlichkert 


ernee elenden, für das wechſelnde Erploitationabedirfnis des Kapitald in Reſerve 


. gehaltenen‘ disponiblen Arbeiterbevölkerung zu erfeßen durch Die abſolute Dis⸗ 


ponibilität des Menſchen für’ wechſelnde Arbeitserforberniffe; das Teilindivi⸗ 
duum, den bloßen Träger einer geſellſchaftlichen Detailfunktfont : — durch Du 
total entfwidelte Individuum, fir welches verfchiedene geſeltfchafttiche 
Funltionen einander ablöſende Betätigungsweiſen ſind.“ 


Marz ſpricht Hier von einem „total entwickelten Individuum“, Engels ſprach 
ebenfalls davon, daß die ſozialiſtiſche Geſellſchaft die „bolftändige freie Aus—⸗ 


Bilding und. Betätigung der. körperlichen und geiftigen Anfagen“ - garantiere. 
Wir ſtaßen damit direkt auf dem Kern des ſozialiftiſchen Etziehungsideats wie 
denn auch Narx nach den ſoeben von ihm zitierten Sätzen ganz konſequent 


fortfährt, aus dieſer Entwicklung der Induſtrie die Notwendigkeit von polh⸗ 


techniſchen und agronomiſchen Schulen” zu folgern; es unterliege keinem Zweifel, 
„bag. die unvermeidliche Eroberung der politiſchen Gewalt durch die Arbeiter: 
Hafie auch dem technologiſchen Unterricht, theoretiſch und preiltiſch, ſeinen Play in 
den Arbeiterſchulen erobern wird", Schon vorher hatte Marx aus den von 
ihm feſtgeſtellten Tatſachen der Kinderausbeutung und den dagegen getroffenen 
Maßnahmen der engliſchen Geſetzgebung unter Berufung auf Robert Diver 
ben: „Keim der Erziehung der Zukunſt“ abgeleitet, „welcher für alle Kinder Tiber 
einem getolffen Alter‘ produktive Arbeit; mit Unterricht und Gymnaftik verbinden 
wird, nicht nur als eine Methode zur Steigerimg der geſellſchaftlichen Produktion, 
fondern als die einzige Methode zur Produltion vollſeitig entwickelter Menſchen“. 
Näher ausgeführt ſind dieſe Ideen, die in der Tat den „Keim ber Erziehung ber 
Zukunft" enthalten, bie in genialer Vornusbeſtimmung bad Biel und die Wege 
der ſozialiſtiſchen Erziehung in mweriger "aber: richtigen und ſicheren Strichen Pr 
werfen, in der Reſolution, die” ber ’eingartgs erwähnte "Genfer Kongreß’ der 
Snterttationalen Arbelteraffogictioh im Sabre 1866 an, In dieſer Reſo⸗ 
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Iution lauten die weſentlichſten für uns in Betradgt fommenden Partien: „Wir 
betrachten bie. Tendenz der modernen Induſtrie, Kinder und junge Berfonen, 
bon beiden Geſchlechtern. zur Mitwirkung an dem Werke der fogialen Produktion 
herbeizugiehen, als eine progreſſive, heilſame und rechtmäßige Tendenz, obgleich 
die Art und Weife, auf welche dieſe Tendenz unter der Kapitalherrſchaft verwirklicht 
wird, eine abſcheuliche iſt. In einem rationellen Zuſtande der Geſellſchaft ſollte 
jedes Kind ohne Unterſchied vom neunten. Jahre an ein produltiver Arbeiter 
werden; auf gleiche Weife ſollten keine erwachſenen Perfonen dem allgemeinen 
Geſetz der Nabır ausgenommen fein: nämlich zu arbeiten, um imftande gu fein, 
zu. eſſen, und zu arbeiten nicht bloß mit dem Gehirn, ſondern auch mit den 
Händen . F Von dieſem Standpunkt ausgehend, Tagen wir, daß leiten 
Eltern und Arbeitgebern dur die Geſellſchaft Erlaubnis gegeben werden. 
darf, die Arbeit von Kindern . oder jungen Perſonen zu gebrauden, außer 
unter der Bedingung, daß, jene produltive Arbeit mit, Bildung verbunden wird. 
Unter Bildung verjiehen wir drei Dinge: 1. geiftige Bildung; 2. fürperliche 
Ausbildung, ſolche, wie fie in den gymnaſtiſchen Schulen und durch militäriſche 
Hebungen gegeben ‚wird; 3. polytechniſche Erziehung, welche die allgemeinen 
wiſſenſchaftlichen Grunbfäge aller, Produftionspyogelie mitteilt, und die gleichzeitig 
das Kind und die junge Berfon einmweiht in den praktiſchen Gebraud und 
in ‚die Sandhabung ber, elementariſchen Suftrumente aller Geſchäfte. Mit der 
Einteilung der Kinder .und jungen Perfonen vom 9. bis 17. Jahre in drei 
Klaſſen —* ein allmählicher und progreſſiver Lehrlauf der geiſtigen, gym⸗ 
naſtiſchen und. polytechniſchen Erziehung verbunden ſein. Mit Ausnahme viel⸗ 
leicht der erſten Klaſſe ſollen die Koſten der polytechniſchen Schulen teilweiſe 
gedeckt werben durch den Verkauf ihrer Produfte.. Die Verbindung. von bezahlter 
pradultiver Arbeit, geiſtiger Bildung, körperlicher Uebung und polytechniſcher Ab⸗ 
richtung wird die Arbeiterälgafie weit über die höheren und mittleren Klaſſen heben.” 
. Sehen, wir bon den nebenjächlichen Einzelheiten ab, fo ergibt ſich als das 
eigentlicie charakteriſtiſche Kennzeichen dex- ſozigliſtiſchen Erziehmmg die Arbeit; 
die. lörperliche. Arbeit ala. Grundlage. der Erziehung, aud der geifligen amd - 
ſittlichen. Dieſes Kennzeichen unterſcheidet die ſozialiſtiſche Erziehung grundſätzlich 
bon der. bürgerlichen, die den Begriff der Arbeit nicht kenint und ‚darum auch nicht 
aus der Arbeit, fondern aus Her Spekulation ihrer. Mgralbegriffe herleitet. 
Wohl Hat ‚man neuerdings hier und da den jogenannten Handarbeitsunter⸗ 
richt in die Schulen eingeführt, der aber in gar feinem Verhältnis zu der dom 
ung angeftrebten Erziehung durch Arbeit zur Arbeit flieht. Wohl ift auch dem 
einen und dem. anderen, bürgerlicher Pädagogen eine Erlemminis von der großen 
fozialen Bedeutung. der. Arheit fiir die Jugendergiehung aufgegangen, fo u. a 
dem Leiter des Semingss für Knahenhandarbeit in. Leipzig, Dr. Pabft. und dem 
heffiichen Schulrat Scherer. Aber die zünftige Pädagogik ſteht dem Arbeits⸗ 
unterricht Zühl- und berftändnislas gegenüber, Iſt doch noch por einigen Jahren, 
1900, auf der deutſchen Lehrerberiammmlung in. Köln, die Einführung des Hands 
arbeitsunterrichts mit übergroßer Mehrheit und mit Gründen, die die Verſtändnis⸗ 
loſigkeit gegenüber diejem Probhlem grell befesuchteten, ubgelehnt wordes Dabei 
findet die. ‚bürgerliche Püdagpgit- hei der: grübten und beiten untere ihren : 
Theoretilern und Begründern ein erfreuliches Verſtändnis für den Wert der 
körperlichen Arbeit in. der Erziehung. , Comenius, ‚Bode, Rouflenu, Peitnlogai, 
Sröbel, fie alle. haben mjt mehr ;ohex ‚weriger- Harex Erfernfnis der Handarbeit- 
das Wort gevedet, wobei allerdings betont werden darf, dab hei den meiſten ben: 
ihnen dieſe beſoyderen ſazialiſtiſchen Anklänge au auf ſozialiſtiſche Veranlagung 
im, allgemeinen: zurückzuführen ſind, ſo beſonders bei. Comenius, Peſtalozzi und 
Srübel., Auch Goethe, zwar kein Zunftpädagoge, aber ein univerſaler Denker 
und Sünftler,, deſſen Wort. auch bei den Pädagogen Geltung veanſpruchen daff, 
hat in feiner: prächtigen Graiehungsutopie, in „Wilhelm Meifters Banderjahren“, 
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ben Wert der produltiven körperlichen Tätigkeit für die körperliche, geiftigg, fill 
liche und äſthetiſche Ausbildung der Kinder in einer ebenio ſchönen mie über 
geugenden Weiſe dargeſtellt. Beſtimmter und mit bewußt Tozialijtiicger Ye 
gründung wird der Einführung ber Arbeit im die Jugenderziehung das Wort 
eredet von den großen Utopiiten, beſonders bon Fourier und Mobert men. 
eſonders der legtere ift durch jeine praltiſchen Verſuche, bie ſich glänzend bewährten, 
.geiiliem Sinne bahnbrediend auf diefem Gehiete geworden. —— 
Aber das Fundament für die ſozialiſtiſche Erziehung vom Standpunkte des 
iſſenſchaftlichen Sazialismus Hat Marx gelegt, und auf dieſem Fundamente 
yat hisher erſt e in berufener Pädagoge non Bedeutung mit Verſtändnis und 
Erfolg zu bauen begonnen. Dieſer Pädagoge iſt freilich Zein bürgerlicher Ge⸗ 
‚ebtter, es tft unſer ſchweizeriſcher Genoſſe Robert Geidel, der im Jahre 1885 
eine ziemlich umfangreiche Schrift über den „Arbeitsunterricht, eine pädagogiiche 
and ſogiale Notwendigkeit“, herausgab, die in einer bisher unühertroffenen, ſchlag⸗ 
sräftigen, eindrudspollen Weite und mit ſicherer Begründung ben Arbeitsuntexricht 
kom ſodialiſtiſchen und zugleich pädagsgiichen Standpunkte aus würdigte. 
AArbeit heiht ber Heiland der neueren Zeit”, jo ruft Dietzgen aus, und 
ıHlägt damit alle die frechen Verleumber zu Boden, die der Sozialdemafretie 
Liebe zur Baulbeit untexitellen. Urbeiten wollen wir au in Zulunft, denn Die 
Arbeit gehört gum Menichen wie das tägliche Brot. Es gibt für einen ein⸗ 
- geiperrten Merbrecher feine quälenbere Strafe, als wenn man ihm bie Arbeit 
entzieht. Die Arbeit hat bie Menichheit zu dem gemacht, ma fie Heute iſt, Re 
fteht am Anfang der kulturellen Entmwidelung, fie Hat die Kultur bis quf die 
heutige Höhe geführt, Die Arbeit wird auch die Erlöfung der Menichheit aus 
chrer heutigen ülonomifchen und geiftigen Unfreiheit bewirken. Uber die Arbeit, 
die Praxis, muß von der künſtlichen Trennung bon ihrer geiftigen Weſenhejt, 
oon der Xhegrie, gu der fie jahrtaufendelang gezwungen worden fit, befreit 
werden. „Biftenfhott und Handwerk,“ heißt es bei Diekgen, „Topfs und Hand» 
arbeit find nur zwei verſchiedene Geitalten derfelben Wefenheit”. Im Kind ift 
die Trennung noch nicht vorhanden. Für das Kind iſt fein fheindar müßiges 
Spiel eine wichtige, ernfte Arbeit, und bei diefem Spiel, bei biefer Arbeit, arbeiten 
. Kopf und Hand, Theorie und Praxis, gemeinfam. Epäter exft tritt durch bie 
Heutige unnatürliche Erziehungsmethode die Trennung ein. Die Schule. ftopft 
den Kopf mit abſtraktem Wiſſen voll, die Hand und der Körper werben entweder 
frühzeitig durch bie Fron des Kapitalismus zermürbt und einfeitig: verbildet, 
oder bieje Ausbildung bleibt völlig bem Zufall überlaflen. Das bißchen ar 
Zurmunterriät, das im Lehrplan der heutigen Echule enthalten ift, erfegt nicht 
im entfernteften die durch einen Arbeitsunterricht, der nach Möglichkeit im Frelen 
Ttattfindet, imd durch einen planmäßigen gymnaſtiſchen Unterricht bewirkte all⸗ 
feitige körperliche Ausbildung. VDie Toziahiftiihe Erziehung wird bei dem Spiel 
der eriten Sinderjahre anfnüpfen und von bier aus die Jugend — ohne Trennung 
der Befchlechter — planmäßig in den Gebrauch der Werkzeuge, von den einfadjiten 
Bis zu ben komplizierten einführen. Sie wird dadurch ben Kindern eine Wit ABC 
ber Urbeit beibringen, durch das fie — wie das übliche UBE die Fähigleit des 
Leſens, Lernens, Studierens erfchließt. — die Fähigkeit der „Arbeit“ in allen 
Produktionazweigen erlernen, durch das fie die fogiale Arbeit in ihrer Bedeutun 
leſen“, d. h. in ihrer Bedeutung erfennen lernen, ja daß fie ſich nach freier Wal 
auf Grund genauer Kenntnis ihrer Leiftungsfähigfeit in einem RG 
aber. in mehreren feßhaft machen lͤnnen. scher wird ben Platz innerhalb de 
ſozialen Urbeitegemeinkhaft einnehmen, der jeiner körperlichen und geiftigeı 
‚.Reranlagung am beiten. entipriegt, Daß „Verfehlen“ des Berufes iſt Ladurd 
ausgeihlofien., Die Verachtung des einen durch den anderen Beruf, iſt unmöglich 
ba: jeder. Veruf nützlich iſt und ein isder Menſch quf Grund feiner Erziehung. di 
Schwierigkleiten, Vorzüge und Nachteile des anderen Berufes au würdigen wei 
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Dadurch wird aber auch das Kind planmäßig in das Weſen und in ben Zu- 
fammenbang des gefamten Produltionsprogefies, der Grundlage der. fozialen 
"Drganifation, eingeführt, und es vermag auch das ihm Beute den Sinn vers 
wirrende Räderwerk des fozialen Organismus zu überfehen. Außerdem lernt 
das Kind nur durch die praftifche Arbeit das Wejen der Dinge fernen, wie 
Robert Seidel ganz zutreffend im feiner erwähnten Schrift ausführt: „Wir 
lernen nämlid einen Gegenftand nicht recht durch bloßes Anſchauen kennen; wir 
lernen ihn nicht einmal dann kennen, wenn wir ihn außerdem noch befilblen, 
beriechen, beſchmecken und behordhen. Wollen wir ihn gründlich kennen lernen, 
‚jo müflen wir ihn zerſchlagen, zerftoßen, zerſchneiden, in ihn eindringen, ihn zu⸗ 
fammendrüden, ihn ausdehnen, ihn erhigen, ihn abkühlen, ihn der Kälte, der 
Wärme, der Sonne, dem Waſſer, der Luft ausfegen, kurz, wir müflen ihr 
formieren oder deformieren oder beides mit ihm vornehmen, d. 5. wir müfien 
ihn bearbeiten. Die meiſten und wichtigſten Eigenfchaften der Dinge find 
der Menſchheit nicht durch die Anſchauung, ſondern durch die Bearbeitung klar 
geworden.“ Auf dieſe Weiſe, durch Arbeitsunterricht, durch das allmähliche 
Kennenlernen der Werkzeuge, durch das Ableiten der geiſtigen Tätigkeit aus der 
körperlichen, durch das Tätigſein des Geiſtes für materielle Dinge wird auch das 
Kind noch einmal, entſprechend dem biogenetiſchen Geſetz der Naturwiſſenſchaft, 
in Kürze die Stadien der Geſamtentwickelung der Menſchheit durchlaufen, und 
es lernt auf dieſe Weiſe die Kulturarbeit der Jahrtauſende beſſer und richtiger 
"würdigen, als durch den Heutigen fragenhaften Geſchichtsunterricht, nach dem 
angeblid einige „große Männer”, nicht die Gejamtheit des Volles, in. fleigiger 
Arbeit die Geſchichte „gemacht baben“. 
» .. Nur ungern widerſtehe ich der Verſuchung, diefes Kapitel noch ausführlicher 
zu behandeln; aber ih bin mir bewußt, Ihre Aufmerkſamkeit ſchon über 
Gebühr in Anspruch genommen zu haben und deshalb beſcheide ih mid. ar 
eine kurze Betrachtung zu diefem Kapitel geftatten Sie mir noch. 
Wenn der Sozialismus die Erziehung in der dargejtellten Weile umformen 
will, fo gebt daraus hervor, daß er der Erziehung eine weit höhere Bedeutung 
‚einräumt, als ihr bisher zuerlannt worden ift. Sie wird für ihn. gu einer der 
vornehmſten Bilichten der Gemeinſchaft freier Wrbeiter, die die zufünftige 
ſogialiſtiſche Geſellſchaft darftellt, zu einer Pflicht, für die die. beften Mittel der 
Gefelichaft zur Verfügung geitellt werden. Aber e3 handelt fich dabei nicht 
etwa um einen unnatürlicden Zwang, der auf die Kinder ausgeübt wird, ſondern 
un Gegenteil werden die Kinder niemals jo froh und frei geatmet Haben, wie 
dies in der zulünftigen Geſellſchaft möglich fein wird. Indem fie durch ihre 
‚Arbeit ſchon Werte für die Geſellſchaft produzieren, werden in ihnen fogar 
frübgeitig die Gefühle der Selbſtachtung und der Unabhängigkeit erwachen, 
Gefühle, die wir wünſchen; denn wir wollen nicht die Jugend gu gehorfanten 
und tillenlojen Subjelten einer ihnen gewaltſam aufgedrängten Autorität er» 
sieben, fondern fon im Kinde achten wir den Menſchen, der dad Recht bat, 
fi im Rahmen der fozialen Gemeinſchaft zu feiner vollen und ſchönen Indivi⸗ 
dualitãt zu entwickeln. (Beifall.) 


Unſere nächſten Forberungen. 


Ich komme zum letzien Abſchnitte meines Referats, zu den pädagogiſchen 
und ſchulpolitiſchen Forderungen, die wir auf Grund unſerer prinzipiellen 
Anſichten an die heutige Geſellſchaft ſtellen. Aber erſchrecken Sie nicht. Dieſer 
Teil wird nur kurze Zeit in Anſpruch nehmen. Ich babe keineswegs die Abſicht, 
dieſe Forderungen der Reihe nach ausführlich zu begründen, ich bin vielmehr 
der Meinung, daß die meiſten Forderungen fo ſelbſtverſtändlich und ben 
Parteigenoſſen jo vertraut find, daß fie einer bejonderen Begründung 
gar nicht bebürfen, ‚Sollte eine folde doch für die eine oder andere Forderung 
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gewuͤnſcht werben, fo bin ich gern bereit, das im fpäteren Berlauf der Debatte 
oder Im. Schlußwort nachzuholen. Vorläufig will ich mid) darauf beſchränlen, 
mir einigen weniger geläufigen Korberimgen und ben beftrittenen Forde⸗ 
rımgen einige Worte zu widmen. Die orderung eines RNetihsfhuls 
gefetes haben wir an die Spitze geftellt. Sie it zwar nicht neu, aber doch 
erit wentg bekannt und ben Maſſen wenig vertraut. Heute gibt es Teine ſchul⸗ 
gefeglihen Beftimmungen, bie einheitlich für das ganze Reich gelter. Die 
Schulgefeggebung ift Sache ber Einzelſtaaten. So ungleich wie diefe in 
ihrer Gefeggebung und Berwaltung und in ihrem ganzen politiſchen Habitus 
find, fo unglei find fie auch in bezug auf ihr Schulweſen. Selbſt inner⸗ 
Bald ber einzelnen Bunbesftaaten iſt nicht einmal Einheitlichkeit in Schul 
angelegenheiten herbeigeführt morben. Ber größte Bundesftaat, der leider 
auf Grund feiner vorherrſchenden Stellung im Reihe den anderen, kleineren 
Brüdern in vielen Dingen als Mufter gilt, Preußen, Befigt bis Heute noch 
fein Schulgeſetz, obwohl feit über 100 Jahren Verfuche dazu gemacht worden 
find und ſeit mehr als 50 Jahren ein durch bie Verfaſſung gegebenes Bew 
ſprechen vorliegt. Mehrere Spezialgejege, zahlreiche Exlaffe, Berorbnungen und 
Neffripte, bie ſich teils wiberiprechen, teils aufheben, teild in den einzelnen 
Sandesteilen verichiebenartig wirken, Bringen in das preußiſche Volksſchulwefen 
bie Zerfahrenheit, Ungleichmäßigkeit und Leiftungsunfähigkeit, unter denen &8 
leidet. In den anberen Bunbesitaaten gibt es zwar Schulgeſetze, aber fie 
meiden born einander mefentlih ab. Die Unzuträglichleiten, bie dieſe Ber⸗ 
ſchiedenartigkeit ber Schulgefeggebung mit ſich Bringt, Liegen auf der Hand und 
werden bon manchen Urbeitern fon unangenehm empfunden worden fein, 
wenn er auß einem Bundesitaat in einen anderen verzogen ift ımb ſtets 
andere Beſchulungsverhältniſſe vorfand. Die Ungleichartigleit der Vollsſchul⸗ 
Bilbung — man benle an einen Volksſchüler einer Hamburgiſchen Volkoſchult 
und an den Sohn eines armen Tagelöhners in einem entfernten Dorfe Of 
eibiend ohne eigene Echule — führt auch zu großen geiftigen Ungleichheiten der 
Erwachſenen. Die Bildungsziele, die Lehrkräfte, die Schulräume, afles ift heute 
fer ungleihmäßig und hindert badurdy die Ausbildung ber Proletarierjugend. 
Durch ein Keeichsſchulgeſetz fürmte auf biefem wichtigen Gebiete Wandel ge 
ſchaffen werden. Gewiſſe einheitliche Geſichtspunkte Lönnten feitgelegt werden; 
als wichtigſte lämen — non anderer Spegialforderungen fehen unjere Leitfüge 
ab — die Prinzipien ber Weltlichkeit, alfo Vefeitigung bes Religionsunterrichts 
umb der Einheitlichkeit des Aufbaues vom Kinbergarten bis ‚gur Hochſchule bei 
Gleichberechtigung der Geſchlechter in allen Schülkörpern, in Betracht. Eine 
erfreuliche Nebenwichmg der Schaffung eines Reichsſchulgeſetzes, a ſchon ber 
von und zu ftellenden Forderung im Meichötage, wäre die Heraushebung ber 
wichtigen Schulfrage aus den Dunkelkammern der einzelſtaatlichen Parlamente, 
beſonders aus der preußiſchen Hochburg des Nunter- und Biaffentums, in hab 
Kellere Licht und die freiere Utmoſphäre bed Reichstags. 

Die zmeite Gruppe unferer prattiſchen Forderungen enthält Wünſche, Die 
eigentlih als Spezialbeſtimmungen in einem Reichsſchulgeſetz gelten Lönnten. 
ber folange wir ein ſolches Geſetz noch nicht Haben, müſſen wir verjucher, 
fie in den Ginzeljtaaten durchzuſetzen. Die ſchulorganiſatoriſche Möglichkeit 
einer organifhen Gliederung des gefamten Shulmejen:i, 
ber Schaffung bon Uebergüngen aus den niederen in bie höheren Stufen ftel : 
außer Ziveifel. Die Notwendigkeit brauche ic} vor Ihnen nicht erft zu betomef 
Daß diefe organiſche Gliederung trogbem nicht herbeigeführt wird. felbit nid 
in den „liberal” regierten Staaten, beweijt wieder den Klafſencharakter de 
heuũgen Schulweſens. Die Herrſchenden wollen ihre Monopolſtellung im bezu 
auf die Bildung nicht aufgeben. Zur Unentgeltlichleit des Unterrichts und di 
Lehrmittel Brauche ich nicht® zu fagen. Richt minder wichtig ift die umentge 


Sozialdemolratie und Vollserziehung: Schulʒz Referat. 845 


The Verpflegung in allen öffentlichen Schulen ‚ da nur bei genügend 
genähtiem Körper ein körperliches und geiftiges Arbeiten mögli ift. Auch die 
Einbeziehung der Kinder der Wohlhabenden in die fchlichte, aber nahrbafte 
öffentliche Verpflegung iſt für diefe Rinder förperlich und feeliich nur von Vorteil 
und :bewabrt außerdem bie öffentliche Verpflegung vor dem Ddium des 
Aimoſens. 

Die Squlvermaltung wird heute, md in Zukunft wird es voraus⸗ 
fichtlich auch ſo bleiben, von der Kommune ausgeübt. Aber die breiteren Schichten 
der Bevölkerung werden heute noch daraus ferngehalten. Auch die als fach⸗ 
manniſche Mitarbeiter berufenſten Elemente, die Lehrer und Lehrerinnen, ferner 
die Frauen, werben zum Werk der Schulverivaltung, das heute zumeiſt eine 
holfsfrembe Bureaulratie im Bunde mit der Kirche ausübt, nicht herangezogen. 
Bir fordern die Dempfratifierung der Schulverwaltung in der angebeuteten 
Richtung. Wenn wir die Gleichberechtigung der Geſchlechter in den Lehrkörpern 
verlangen, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß damit auch die Aufhebung des 
Zölibats für Vehrerinnen gefordert wird, ganz abgeſehen davon, daß wir dieſe 
Aufhebung ſchon auf Grund unſerer allgemeinen Grundſätze über bie Gleich⸗ 
herechtigung der Geſchlechter fordern. 

Bei der ſtetig ſteigenden Beſchäftigung von Frauen in der Induſtrie, ferner 
im Hinblick auf die unzulänglichen Wohnungsverhältniſſe der arbeitenden Klaſſe, 
find Rindergärten und © chulheime, die von der Gemeinde gu errichten 
And, eine. dringende Notwendigkeit. ber auch fr diefe Bewahrungsanſtalten 
anıh die Weltlichleit verlangt werden, wie bei den öffentlichen Schulen. Der 
gielen derartigen Anjtituten heute anhaftende Geruch der Srömmelei und Dud« 
mäuferet macht fie für proletariſche Eltern unbrauchbar. Auch bei tärer ur 
waltung muß der Einfluß der Eltern in erjter Linie gelterr. 

Die Errichturg von Fach⸗ und Fortbilbungsſchulen md ihr 
vobligatoriſcher Beſuch durch beide Geſchlechter, iſt eine alte Forderung, zu bereit 
Begründung ich nichts zu ſagen brauche. Genoſſe Hoc beantragt hierzu eine 
ziemlich umfangreiche Ergänzung, die mir aber- vorzugsweiſe Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und Details zu enthalten ſcheint, wie fie in eine inapp und pꝛãgis 
zu faſſende Reſolution nicht hineingehören. Aehnliche Beſtimmungen hätten wir 
bei faſt allen anderen Punkten angeben können, wodurch bie Forderungen ebenſo 
umfangreich wie unüberſichtlich geſtaltet worden wären. Ich glaube deshalb, 
wir Zünnen das Hochſche Umendement getroft De, ‚ohne ber betreffenden 
Forderung zu ſchaden. 

Die Bedeutung des Arbeitsunterrichts yabe ich in meinen 
theoretiſchen Darlegungen ausführlich begründet. In der mannigfaltigen ab» 
wechflungsreichen Form, wie Wir ihn und für bie ſozialiſtiſche Rukunft denkem 
wird er zwar innerhalb bes Rahmens der heutigen Geſellſchaft und ihrer 
Schulen nicht zu verwirklichen fein. Aber daß die Einführımg des Handarbeita-⸗ 
und des Haushaltungsurterrichts ſchon Heute möglidh iſt, daß ſich Lehrwerkſtätten 
mit den Schulen und Fortbildungsfehnlen verbinden laſſen, iſt ſchon Heute durch 
zahlreiche gelungene Verjuche erwieſen. — dieſe Einführung: würde zugleich 

‚ ber neuerdings viel befilworteten Pflege der äſthetiſchen Bildung bie beite 
Grundlage gegeben. 

Bei der inneren Säulorganifation mülen In erſter einie 
päbagogtiche,. nicht etwa finanzielle; religidje und verivandte Motive maßgebenb 
fein; und die. Lehrer, nicht. Pfaffen und VBureaufraten — man benfe nur an 
Stadt und feinen Schwartzkopff — müflen das beftimmende Wort haben, vielleicht 
im ber in Hamburg bereits vorhandenen und in Bremen beantragten Form ber 
Schulftmode, einer demokratiſch organiſierten Vertretung aller Lehrer. 

. "Die Forderungen der Erriäting von Speziabklaſſen und ⸗Schulen 
fir abnorme Kinder, der Anſtellung von Schulärgten, der Verücfichtigung ſchul⸗ 
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hygieniſcher Notwendigkeiten beim Bau und bei der Augftattung der Schul» 
gebäude und die damit zufammenhängenden Forderungen, find den Kommunales 
politifern in unferer Partei, den Stadtverordneten und Gemeindevertretern feit 
langem vertraut, ebenfo die auf die Weiterbildung der Erwachſenen berechneten 
Forderungen der Errichtung von Volksbibliotheken, Leſehallen und ähnlicher 
Einrichtungen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß mir derartige Inſtitute von der 
herrſchenden Klaſſe verlangen, und es iſt keineswegs ein Widerſpruch, wenn wir 


die von uns ſelbſt errichteten Anſtalten zur Weiterbildung der klaſſenbewußten 


Arbeiter nicht auf der hier verlangten neutralen Grundlage ſchaffen. 

Die letzte Gruppe unſerer Forderungen an die heutige Geſellſchaft betrifft 
‚ben Lehrexſtand, für den wir eine erhebliche Beſſerung feiner ſozialen und 
Damit auch finanziellen Lage verlangen, - damit ſich die Lehrer und Lehrerinnen 
ihrem wichtigen Berufe mit der vollen Hingebung und Liebe widmen können, 
die ex erfordert. Wir maden dabei feinen Unterſchied zwiſchen Lehrern und 
Lehrerinnen, wie ber Münchener Lehrertag.e Wir wollen nicht Unterſchiede des 


Geſchlechts, fondern allein die Tüchtigkeit für die Anftellung des Lehrerperjonal3 


gelten lafien. Für die Ausbildung der Lehrer berlangen wir Die Univerfitäts- 


bildung, die nad) unferer Auffallung weit notwendiger einem Lehrer als einem 


Pfarrer taugt. In welcher Weije dabei die Vorzüge der biöherigen ſeminariſti⸗ 
ſchen Lehrerbildung gegenüber der Ausbildung alademiſcher Lehrer, nämlich die 
intenſivere Beſchäftigung mit der pädagogiſchen Theorie und Praxis und die 
engere Fühlung mit der Schule ſelbſt, beibehalten werden Tann, kann dabei 
ruhig der befonderen Beratung überlaflen bleiben, fobald die Forderung ihrer 
Verwirklichung näher geführt wird. Borläufig wollen mir ‚durch unfere 
Forderung grundjäglich die Gleichberechtigung aller Lehrer, ob fie an höheren 
oder niederen Schulen unterriäten, zum Ausdrud bringen, weil wir auch den 
heutigen Gegenfag zwiſchen höheren und niederen Schulen zugunften eines 
planmäßigen Zuſammenwirkens beſeitigen wollen. Nicht nach Klaſſen geſchiedene 
Bildung, ſondern eine nach methodiſchen Erwägungen, ohne Rebenrückſichten auf 
höhere und niedere Schulen, planmäßige und einheitliche Bildung ſtrehen mir an. 
Dazu. gehört auch ein einheitlich gebildeter Lehrkörper und darum Univerſitäts- 


bildung für alle Lehrer, für den Hochſchulprofeſſor wie für den legten Dorf⸗ 


ſchullehrer! 


Ich bin am Schluſſe meiner Ausführungen angelangt. Wenn ſie dieſem 


oder jenem zu lang erſchienen ſind, fo möge er ſich mit mir tröſten: mir. 
ſind ſie noch lange nicht lang genug erſchienen. Ich glaube Ihnen das meiſte 
ſchuldig geblieben zu ſein. Ich habe bei der Ausarbeitung meines Referates in 
allen Partien ſo gebremſt, und ſchweren Herzens ſo vieles unberückſichtigt 
gelaſſen, oder doch nur in knappſter Form jlizziert, dab ich ‚befürchte, nicht 
überall die nötige Klarheit, wie fie größere Ausführlichkeit und ein reicheres 
Herantragen der Gründe ermöglicht hätten, geichaffen zu haben. ch Bitte zur 
Derüdfichtigen, daß e3 ein außerordentlich umfangreiches Gebiet zu bearbeiten. 
galt, und daß deshalb bei denkbar größter Beſchränkung im einzelnen doch ein 
ausführliches Meferat auftande kommen mußte, _ 

Geftatten Sie mir im Anſchluß an die zulegt bon mir behandelten päbagos 
giſchen ſchulpolitiſchen Gegenwartsforderungen der Sozialdemokratie noch ein 
kurzes Schlußwort. Dieſe Forderungen würden, wenn fie verwirklicht würden, 
die heutige Haflenjtaatlide Schulmijere bejeitigen und Deutſchland würde 
mit Recht den ihm jest mit Unrecht zugelegten Titel „Land der Schulen” ver- 
dienen. Diefe Forderungen find auch ſämtlich zu verwirklichen innerhalb der 
heutigen Gejelligaftäordnung. Zum Zeil find die Forderungen alte. Forderungen 
der bitrgerlichen Demokratie, die von ihr in den Glasichrant geftellt worden 
find. Trotzdem wird feiner im Saale anweſend fen, der fi der Hoffnung 
Bingibt, daß wir in abfehbarer Zeit auch nur einen weſentlichen Teil, geſchweige 
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die ganzen Forderungen durch die bürgerliche Geſellſchaft verwirklicht ſehen 
werden. Jede einzelne der Forderungen beanſprucht zu ihrer Durchführung 
Geld, zum Teil ſehr viel Gelb. Kautsky hat ſich einmal die Mühe gemacht. die 
für’ die Errichtung einer Reuſchule in unjerem Sinne notwendigen Koften zu 
berechnen. Sie würden fi auf 11/, bis 2 Miliarden jährlich belaufen. Mar 
komme ben preußiſchen Junkern mit dem auf fie, auf Preußen erttfallenden 
Löwenunteil dieſer Summe! Mit brüllendem Laden würden fie einen’ ſolchen 
Karren heimfchiden. Für ſolche Kulturaufgaben hat diefe Sorte Staatsbürger 
kein Geld. Schon Peſtalozzi hat auf das Haffenftaatliche Inſtitut hingewieſen, 
das der Schule Licht und Luft raubt. Er fagt: „Europens Wolf genießt in 
keinem Stücke eine Öffentliche Bildung zu Fertigkeiten, ausgenommen zu dem 
Menſchenmord, beffen militärifche DOrganifation alles verſchlingt, was man bem 
Bolke ober viefmehr mas das Volk ſich felbft ſchuldig ist.“ 
"Der Militarisimis ift das kultur⸗ und ſchulwidrige Element, bee Milita⸗ 
rismus in feiner Eigenfhaft als Bollwerk ber herrſchenden Klaſſe, gegen den 
äuheren, ‚aber auch gegen ben inneren Feind! Auf ben Militarismus ſetzt fie 
ihhre legte Hoffnung gegenüber bem machtvoll aufwärts unb vorwärts drän⸗ 
genden ®roletarist. Eine Verbefferung der Volksſchule aber — fo kalkuliert die 
herrfchende Geſellſchaft mit brutaler Rückſichtsloſigkeit — würde dem Proletariate 
nur zugute kommen und feine revolutionäre Einſicht und Kraft erhöhen. Darum 
ift ihre Barole: Für den Militarismnd und gegen die Säule! 
- Geien wir uns darüber Har, daß wir von ber herrſchenden Klaſſe aus biefen 
Gründen wenig ober gar nichts für die Volksſchule zu erivarten Haben. Über 
wir brauchen darüber nicht verzagt zu fein; es gibt Mittel und’ Wege, dem 
Proletariat an Einſicht und Wifien das zu vermitteln, was Ihm die Volksſchule 
bes Klaſſenſtaates ſchuldig Heißt. Und außerdem ift das fattfarm bekannte Wort 
Schmollers nicht richtig, daß der foziale Gegenfag in erfter Linte ein Bildungs“ 
gegenfag tft, und daß die Vefeitigung der Bildungsdiſſonanzen ber Bejeitigung 
ber fozialen Diffonanzen vorangehen müfle. Wir könnten lange warten, ehe die 
herrſchende Klaſſe den Begenfag der Bildung Befeitigt. Umgekehrt iſt es 


richtig: erft die ee a reger 
Gegen! m geiftigen Leben des Volles. So fehr wir deshalb auch darauf 
— Teth müffen, UGerall 100 toi nur fönten, ‚ben Klaſſenſtaat zur‘ Erfüllung 
der von ihm vernadläffigten Schulpflichten zu zwingen, fo fehr wollen wie 
doch auch ſtets der Tatſache eingedent fein, daß wir die volle Erfllllung unferer 
Schul⸗ und Erziehungsforderungen erft in der von Slaflengegenfägen freien To» 
zialiſtiſchen Geſellſchaft erwarten können, datß wir deshalb ımabläffig und mit 
ſtets wachſender Energie für die Herbeiführung dieſer —— 
ſein müffen; daß wir den bildungsfeindlichen Stüten der heutigen Geſell⸗ 
ſchaft, den Junkern, ber Kirche und dem Geldfad, bie politiſche Macht entreißen 
müffen; daß mir — um 88 mit einem Wort Pr fagen — Sozialdemos 
iraten fein müſſen, Sozialdemofraten mit Leib und Seele, Soztalbemofraten 
mit Herz und Hirn, Sozialdemokraten, die ihr alles freudig fegen an ihre 
Ideale. (Lebhafter allgemeiner BeifAl) — u 

Singer: Bevor die Genoffin Zetkin das Mort zu Ihrem Referat, 
erhätt, möchte ich Ihnen mitteilen, daß Genoſſe Hermann Brecht gegen ben 
Beſchluß der Kontrollkommiſſion Beſchwerde an den Parteitag eingelegt hat, 


Ich ſchlage vor, diefe Beſchwerde ber Mandatsprüfungskommiſſton zu übers 
weiſen. — Damit ift ber Barteltag einverftanden. 2 
Das Wort erhält Hierauf die | = 
Er | | Kotreferentin Klara Zetfin: | 
Genoſſen! Ehe wir baran gehen, eine Antwort Auf die Frage zu geben, 
was follen die fozialiftifhen Eltern auf Grimdlage der von Schulz ents 


widelten prinzipiellen Auffaſſung Innerhalb des Rahmens der Bantilte für 


. 


348 Zünfter Berhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


die Erziehung ihrer Kinder tun, milſſen wir eine Vorfrage beantworten. Wenn 
ir -die Gegner hören, ſo tonftatiert die Sozialdemofratie, nicht. nur bie 
Huflöfung der Familie, fondern fie will die Auflöfurtg der’ Familie. 3 ver⸗ 
ſteht fich aber, daß die Antwort ihrer Frage, was ſoll die Familie äur. Erziehung 
‚ihrer Sünder im Geifte des Sozialismus tum, mit der. ‚Frage fteht und. fallt 
vb die Familie überhaupt als eine etziehungsfähige Einheit . veſieht „oder. nicht. 
Es iſt gar Fein Biveifel, daR mir in ber fozialijtifchen Theorie bis jetzt mehr und 
mit größerem Nachdruck auf öffentliche Erziehung hingewieſen haben, als wie 
auf die Erziehung durch die Familie. Das hat feinen guten, Grund. Zunãchſt 
einen individuellen und theologiſchen. Ein großer Teil ‚derjenigen, die als üte⸗ 
rariſche Vorkämpfer des Proletariats im: Vordertreffen ſtehen, iſt aufgewachſen 
im Kampfe gegen die in der Auflöſung begriffene bürgerliche Familie "und, in 
Bivang, den‘ fie auf die geſunde Entwickelung der Individualitãt ausübt. Exr 
iſt aufgewachſen unter. dem Eindruck des ſittlichen Verfalleg, den, wir iM, fer 
vielen bürgerlichen Familien finden, der aber durch die materielle Not au 
in Rreife bes Broletariats Hineingetragen wird. ‚ Infolge bes Drud3, der kapi⸗ 
taliſtiſchen Produktionsweiſe, insbeſondere infolge der kapitaliſtiſchen Ausbeutung 
der Frau ſind zahlreiche Proletariet außerſtande, ihre Pflichten als Eltern 
fo zu erfüllen, wie es fein müßte. (Sehr richtigi) Noch ein anderer Grund, 
ein allgemeiner hiſtoriſcher, bedingt den hexvorgehobenen Umſtand. Bir find 
die -Erben der Theorien - des Utopismus geweſen, —— tn. den Theorien 
des Htopismus hat immer: bie gemeinfame öffentliche Orzie ung au erjter Stelle 
geftanden und ben breiteſten Raum eingenommen. Da3 aber nicht etiva aus 
Luſt und Liebe au Phantaftereien,, fondern aus ganz. ‚anderen Gründen, Einmal, 
weil der fozialiftifähe Itopismus’ in ‘der Hauptfache qusgegangen iſt von einer 
Kritik der beſtehenden Geſellſ chaftsordnung und ihrer Schäden. Zu den beſonders ber» 
borftehenden Schäden, die das Ange auf fi} zogen, gehören aber.unftreitig alle jene 
törperlichen, geiſtigen md ſittlichen Uebel, welche die Rernghläffigung. der Jugend 
erzeugt. Da aber, weil ber ſozialiſtiſche Utopismus eben Utopismus war,. weil 
er die Verwirklichung feiner Ziele nicht bon der geſchichtlichen Entwidelung-und 
dem von ihr erzeugten und getragenen Klaffenlampfe des Proletariats erwartete 
ſondern von der Verwirklichung beſtimmter Idegle. Gerade weil für ihn im 
leiten Grunde Erziehung die foziale Tat war, welche die Revolution der. Geſell⸗ 
ſchaft, den Aufbau einer neuen Geſellſchaft ‚bedingte, mußte er die gemein⸗ 
ſchaftliche Erziehung durch bie Geſellſchaft in den Vordergrund aller ſeiner 
Theorien ſtellen. Wir haben uns wirklich deſſen nicht zu. ſchämen, mas bie 
ſozialiſtiſchen Utopiſten in puncto Erziehung geſchrieben und getan. babe. 
Sch erimere an Owens geradezu bahnbrechende Kleinkinderſchule/ an feine frucht⸗ 
baren Gedankengänge über bie Arbeit als Erziehungsmittel, über. feine. Wertung 
von: Lohn und Strafe. Abgeſehen von Uebertreibungen, von paradotalen Einzel⸗ 
heiten, hat z. B. auch Fourier in ſeinen en en über die Erziehung der. 
Kinder Scvankengänge entmidelt, zu denen ſich d ie wiſſenſchaftliche Pädagagif 
Geute bekennt. Was er gefchrieben hat über * Wert der Arbeit als Er⸗ 
ziehungsmittel; die alle körperlichen, geiftigen und ſittlichen Kräfte des Menſchen 
zur Entfaltung bringt, deckt ſich mit der Auffafiung.per beiten Theoretifer. ber 
Paãdagogik. Ebenſo das, was er über die Notwendigkeit. und. Bedeutung, des 
Wechfels der Arbeit jagt. Hier Liegen in feinen, Theorien, Auffaflungen-bor, die 
wir bei Beftalozzi finden, und was $ourier über die Bedeutung deg Lind» 
lichen Spiels als Vorbereitung auf die Erziehung der Arbeit geſchrieben hat, das ent⸗ 
ſpricht im Weſen durchaus dem Prinzip, das Fröbel für die Erziehung aufgeftellt hat. 
Nun zu der Frage: Weldje Auffaffung haben wir bon. der Entividelung und 
bem Weſen der Familie? Sind wir der Unficht, daß die, geſchichtliche Ent⸗ 
wickelung zu einer Aufhebung der Familie überhaupt führt, oder, ſind wir ber 
Auffaſſung, dab die geſchichtliche Entiwidelung nur auf eine Umtvandlung bes 
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Form, aber augleid; auch auf eine Revolutionierung, auf eine Hebung des In⸗ 
halts und Weſens der Familie, auf eine vollflommenere geſellſchaftliche Inſtitution 
hinzielt? Bon der Antivort auf dieſe Frage hängt es ab, ob wir der Familie 
Aberhaupt Erziehungsaufgaben ‚zuweilen können. — Die kapitaliſtiſche Pro⸗ 
duttionsweiſe iſt zweifellos die Trägerin eines tiefgehenden Umgeſtaltungs⸗ 
prozeſſes der vaterrechtlichen Familie, der bürgerlichen Familie, wie wir ſie 
kennen. Diefer Prozeß ſetzt ſich in engſter Verbindung mit der Umgeſtaltung 
der Arbeit und ihrer Bedingungen durch, wie ſie durch die kapitaliſtiſche Pros 
duftion gegeben werden. Bon der dur die NMebolutionierung der . Arbeit 
bedingten. Geftaltung ber Frauenarbeit hängt im legten Grunde die Geſtaltung 
des Haushalts, die Geftaltung des Familienlebens und damit auch die Ge 
ſtaltung des Rahmens ab, innerhalb deſſen der erzieheriſche Einfluß von ſeiten 
der Eltern auf die Kinder geltend gemacht wird. Die kapitaliſtiſche Produktion 
zjelt im allgemeinen darauf Hin, die Familie aus einer wirtiaftlichen Einheit 
in eine fittlihe Einheit zu verwandeln. Sie befeiligt mehr. und mehr Die 
Naturalwirtſchaft, welche die Vorbedingung für die alte hqauswirtſchaftliche 
Zätigfeit der Frau geweſen iſt. Aber ber gleiche Prozeß der Vertreibung. der 
Raturalwirtſchaft aus der Familie und damit die Üntlaftung der Frau 
von proͤduttiver wirtſchaftlicher Tätigkeit im Rahmen des Hauſes, für den 
Bedarf de3 Haufes, wirkt in den verſchiedenen Klaſſen verſchieden. In den 
oberen Zehntaufend führt diefer Prozeß nicht nur zur Entlaftung der Frauen 
bon ben Arbeiten des Haushalts, jondern, da dort Beſitz die Grundlage der 
Bamilie, it, zur Entlaftung der Frauen bon jeglicher produktiven Tätigkeit übers 
daupt. Dem Ummwandlungsprogeß eignet Die Zendenz, die Frauen ber be» 
figenden, Klaſſe in bloße Paraſiten zu verwandeln, auch in geiſtiger Vegiehuug. 
Sehr richtig) Die Geſchichte zeigt ung, daß da, wo die Frau bon der pros 
duktiven Tätigkeit emanzipiert, wird, jie nad und nad) überhaupt jeder. Arbeit 
enthoben wird. Infolgedeſſen wird in den Kreifen der oberen Zehntaufend das 
Verhältnis zwiſchen den Gaiten und das Verhältnis zwiſchen Eltern nud Kindern 
aus einem perſönlichen Verhältnis mehr und mehr in ein Sachverhältnis ver⸗ 
wandelt. (Sehr richtig) Weniger und weniger find fowohl für den Familien⸗ 
ſchluß wie flır die Familiengeftaltung die perſönlichen Eigenſchaften der Gatten 
maßgebend, als vielmehr bie Beſitzverhältniſſe. Die Gatten fliegen. Die Cha 
nicht auf Grund deilen, was fie find, fondern auf Grund deſſen was fie haben. 
(Seht richtig ) Ebenſo wird das Verhältnis der Eltern zu den Kinder nad 
und nad zu einem Sachverhältnis. Der Beſitz ermöglicht es ſowohl dem Vaten 
wie der Mutter, die Pflichten der Erziehung Mietsperjonen zu übertragen, ‚und 
die perjönliche Anteilnahme. an dem Erziehungsweit beſchränkt ſich ſehr oft 
darauf, daß die Eltern die Direktive geben und in ihren Geldbeutel greifen und 
Mietskräfte zahlen. Des Beſitzes wegen wird ‚die äußere Form der Familie 
aufrechterhalten und aͤußerlich reſpelliert, aber ihr Inhalt iſt gerſetzt und 
korrumpiert. Anders vollzieht ſich der Umwälzungsprozeß der Familie im 
Proletariat. Hier wird die äußere. Form der Familie zerſeßt und aufgelöft — 
zumal die Tapitaliftiich "auögebeutete Srauenarbeit fpielt dabei eine bedeutſame 
Rolle — aber ber Anhalt, das der Familie wird verſittlicht und gehoben, 
Im Froletariat latın, dank der K aflenlage, die Frau nad) der Entlaftung bon 
der alten hauswirtſchaftlichen Arbeit nicht als Paraſitin leben. Die Familie 
finft deshalb auch nicht zu einer Gemeinſchaft im Genuß herunter, fie bleibt 
vielmehr eine Gemeinſchaft in der Arbeit. Die Frau muß die Wibeit, die 
probultive, bie geſellſchaftlich notwendige Arbeit, die ſie nicht mehr im Rahmen 
der Familie zu leiſten vermag, auf dem geſellſchaftlichen Markt als Verufs⸗ 
arbeit leiſten. (Sehr richtig 1) 


‘Damit iſt die Vorbedingung für die Umgeftallung her Familie auf einer. 


neuen ———— Grundlage gegeben. Denn es werden von vornherein ſowohl 
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für bie Gründung, als auch für bie Weiterführung und Geſtaltung der Familie 
die Beſitzverhältniſſe ausgeſchloſſen, die perſönlichen Begziehungen zwiſchen den 
Gatten, ſittliche Werte zur Grundlage erhoben. Aber wir dürfen hierbet vera 
ſchiedenes nicht überſehen. Vor allem müſſen wir- bie Auffaſſung preisgeden, 
als 05 das proletatiiche Fomilienverhältnis wie es ſich auf der Grundlage der 
veränderten wirkſchaftlichen Tätigkeit der Frau herausbildet, etwas gemein 
hätte mit der alten tleinbürgerlichen Idhlle vom Fatilienleben, Wie ſie eiw 
durch die Titelbilder von Daheim“ oder bei „Gartenlaube“ illluſtriert wird. 
Heiterkeit und ſehr gut) Im Kommuniſtiſchen Mamfeſt "Heißt: 68" Die 
Lebensbedingungen ve alten Geſellſchaft find Son vernichtet in den Lebend⸗ 
bedingungen bed Proletariatd." Der Proletariet iſt eigentumsloz; fein‘ ‚Wer 
hältnis zu Weib und Kindern Bat nichts Mehr gemein mit bein Ölirgeetkigen 
Familienverhältnis. | 

Das trifft durchaus zu. Das alte bürgerliche Kämttienberhättniß feinem 
Weſen nad darauf gegründet, daß der Mann als Exhalter und Ernahrer der 
Familie gilt und der Herr ber Familie iſt, während die Frau in feinen Priveti⸗ 
dienſte innerhalb der Familie wirft und unter dem Manne ſteht. Vadurch aber, 
daß Infolge der Umwälzung im Produktionsleben bie Frau als Berufsarbeiterin 
ökonomiſch auf eigene Füße geſtellt wird, ſtehen ſich beide Gatten als gleich⸗ 
berechtigt gegenüber. Auf dieſer Gleichberechtigung baren fi bie neuen ſitt⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen Mann und Weib in der Familie auf. Auf diefer 
Grundlage erwachſen aber auch die Bedingungen, unter Denen Mann und 
in der proletariſchen Familie als Eltern walten, denn auch betreffs Her Pflege 
und Erziehung der Kinder liegen die Verhaltniſfe anders als in den bürgerlichen 
Kreiſen. Wenn bie Bourgevis dame aus irgendwelchem Grunde ihre Kinder nicht 
ſelbſt erziehen kann ober will, ſo wird deshalb nöd Lange: nicht an hret 
Stelle der Mann als Kflegen und Erzieher einfpringen: Wenn dagegen im 
Proletariat die Frau durch ihre Einbeziehurg in das Heer der Induſtoid⸗ 
arbeiterinnen gang ober zum großen Teil außer ſtande geſetzt nich, ihrem 
Pflichten als Erzieherin der Kinder fo nachzugehen, mis a’ in Rückſicht uf das 
Ergiedungsrefultat der Fall fein ſollte, dann bedingen 83 die Kınjtände geenz 
von ſelbſt, daß nicht bezahlte Mietlinge nur Pflichten übernehmen, ſondern daß 
der Mann ohne Rückſicht auf münnliche und weibliche Arbeit ihr holſend 
zer Seite tritt. (Sehr richtigh) Win haben in: dem: Umſtand, datz bie: Not 
den Mann hietzu zwingt, einen Fortſchritt zu begrüßen, der planmäßig und 
bewußt weiter geführt werben muß. Es ift- ein Anſatz dazu, buk-ber Alan 
feine Aufgabe als Senofie der Fraubei dem veranwortungsreichen Grziahungs⸗ 
merk: zu übernehmen beginnt. Diefe. Entmidelung: der: Dinge, bie darauf 
abzielt, allmählich den Mann wieder in das Heim. zur Grziehung der Kinder 
aurüdguführen, dritt auf als eine Begleiterſcheinung des Hinausſchreitens bes 
Weibed als Berufdärbeiterin in die, Sefeliduaft:. Sie iſt die orbebisgung 
dafür, daB das Weib in der Geſellſchaft als gleichborechtigte Gondffin.:des- 
Mannes auf allen Gebieten produftiner, geſellſchaftlich notwendigen Arbeit 
tritt. Abor wir Dürfen den Umgeſtaltungsprozeß nicht nur begrühßzen im Hin⸗ 
blick auf die Entlaſtung der Frau⸗ ir müſſen ihr: auch fordern im Hinblick 
volllommener Ergiehungsrefultate in: der Familie. Mann: und Weib find. ihrer, 
geiftigen und ſittlichen Sigengrt nad fo wenig völlig gleich, als fie Hier: köwper⸗ 
lichen Art nach gleich ſind. Und in dieſer Verſchiedenheit liegt ein ärcherſt 
wichtiges und wertbolles Moment für die Exgiehung der Kinder.Wie: Man 
und Weib zuſammengehören als Zeugende, fo gehören fie auch Aſanmen. al: 
Ergicher des Siindes, denn die Erziehung iſt cina zweite: Schöpfung dos Kinde. 
und in vielfacher Beziehung oft genug die wichtigite Schöpfung, darum if ei 
notwendig, da bei der Erziehung die geiftige und ſittliche — walche de 
Mann auf der einen Seite und das Weih auf der andern Seite einzuſetze 
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haben, ſich in freier Entfaltung harmoniſch zuſammenfügen. Wir erklären de3s 
halb grundfüßlic, daß das Erziehungswerk nicht einfeitig Muttermerf fein fol, 
jondern daß es gemeinſames Elternwerk fein muß. Eine ganze Reihe hervor⸗ 
ragender Pädagogen bat jederzeit mit aller Schärfe betont, wie notwendig und 
wichtig e3 iſt, daß der Vater vollen Anteil an dem Werk der Erziehung des 
Kinder. nimmt. Wir können e8 nur beflagen, wenn durch die berufliche Tätig- 
feit, durch den Sampf um die Exiſtenz draußen auf dem Wirtfchaftsmarkt der. 
Geſeliſchaft, die Kraft des Mannes ſo aufgeſaugt wird, daß er die Erziehung 
des Kindes vollſtãndig der Frau überlaſſen, muß. Dieſe Einſeitigkeit liegt nicht 
im Intereſſe einer gebeihlichen Grßziehung. Wir müfjen deshalb darauf Hin« 
wirten, daß der Mann immer beſſer ſeinen Aufgahen als Miterzieher der 
Kinder genügen kann. 

Die Ergiehung des Hauſes, die das gemeinſchaftliche Werk der Eltern ſein 
ſoll, ſteht unſeres Erachtens nicht im Gegenſatz zur öffentlichen Erziehung: Sie 
muß vielmehr ergänzend und verbollitändigend neben die öffentlidde Erziehung 
treten. .. Welches find die. Gründe,. die ung beitimmen, mit großem Nahdrud 
nicht nur die jebige öffentliche Aufrechterhaltung der Erziehung zu fordern, . 
fondern ihre Ausdehnung zu befürworten? Wenn es tur, der Hinblid wäre 
auf die Schäden, die heutzutage im Proletariat infolge der Erziehungsunfähig« 
teit feitenz vieler Familien hervörtreten, jo müßten wir für die Zufunft darauf. - 
hinarheiten, . alle diefe Schäden zu befeitigen, die Frau dem Haufe zurüd- 
zugeben und; die Erziehung einzig und allein das. Werk des Haufes fein zu 
lafjen. Aber das Ziel der Erziehung ſoll nicht bloß das fein, die Perſönlichkeit 
zu. erziehen; ſondern die "Berjönlichkeit im Bemußtfein ihres Zufammenhanges 
mit der Allgemeinheit zu erziehen; fie im Bewußtſein deffen zu erziehen, iva3- 
fie der Gemeinſchaft dankt, und was fie ihr ſchuldet. Wir bedürfen der öffent» 
liden Exziehung, damit in der Bruſt des Kindes bon zarteiter Augend an- 
alle jene Gefühle entwidelt werden, ‚welche Wurgeln ‚der fozialen QTugenden 
find, der die Geſellſchaft bedarf. Aber ‚während die öffentliche. Erziehung. 
immer den Schwetpunkt des Wirken der körperlichen, geiftigen und ftttlichen 
‚Ausbildung der Individualität im. Hinblick auf die Gemeinfchaft findet, 
während in der öffentlichen Erziehung die Berückfichtigung der individuellen 
Eigenart zuxücktreten muß, da iſt es Aufgabe der Familie, der Individualität: 
ihr Recht werden zu baſſen. Die. Berechtigung und. Bedeutſamkeit dieſer 
Aufgabe erhellt.auß den Ergebniffen der Pſychologie, welche notwendig bedingt 
zu einer Grundlage der Pädagogie geworden iſt. Die Biychologie weiſt mit 
aller Schärfe nach, wie bebeutfam es ift für das höchſtmögliche Erziehungs. 
refultat, daß Die indibiduelle "Veranlagung. die weitgehendſte Berückſichtigung 
findet. Wenn wir die öffentliche Erziehung brauchen, um Bürger gu erziehen, - 
fo bedürfen wir der häuslichen Erziehung, um starte Perſönlichkeiten zu er⸗ 
ziehen. Das liegt im leiten Grunde im Intereſſe der Gemeinſchaft felbit, in 
die wie die Jugend geiftig und fittlich Hineinerzichen tmollen. Was ber einzelne 
der Gemeinſchaft zu geben hat, das wird um fo wertvoller, um fo reicher 
fein, je reichet und kraftvoller er feine Perjönlichteit ausgeſtaltet hat. Aber, 
werts Anweſende, ment’ wir bon dieſem Gefichtspunkte aus die Erziehung Zur 
Indwidualität ins Auge faffen, jo muß dos immer geſchehen, getragen bon’ 
‘der Hebergeugung, daß bie: Individualität fick nicht im luftleeren Raume 
entwidelt, daß -jie im innigften Zufammenhangze mit der Gemeinſchaft ſteht, 
dar fie aus ide kommt und daß fie für fie erzogert werden Toll, Peſtalozzi, der 
der - Erziehung zur Individnalität die größte Bedeutung beigemefjen bat, ere 
achtet gerade die Familie als die Gemeinſchaft, welche die Verbindung zwiſchen 
der einzelnen Perfönlichkeit und der Geſellſchaſt vermittelt. 

Bon diefem Geſichtspunkt ausgehend, erkloͤrſ 3. B. der Pädagoge Profeffor 
Kein: „Dur den Einfluß der Syamilien werden auf dem Grunde bon 
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Individualitäten die feinen Linien in der Gefühls- und Denkweiſe gezogen, in 
der Anfchauung unb im Urteil, in ber Sprache und in der Gefinnung, in den 
Neigungen, Gewohnheiten, Affelten, Leidenfchaften, im Wünſchen, Fürchten 
und Hoffen, im Sehen, Hören und Angreifen der Dinge, in der Beachtung 
der Naturerfcheinungen und in der Wertihägung der Gefinnung und Hand» 
Iungen ber Menden, in den Sympathien und Untipathien, im Wählen und 
Verwerfen, in ber Beſchäftigung und im Handeln. Diefe Linien frübgeilig 
angelegt, werden allmählich immer tiefer ausgefurdt, bis fie biefen und feinen 
anderen Menjhen mit ganz beftimmten Zügen aus dem beranwachjenden 
Kinde gemacht haben. Der Berüdfichtigung der Individualität kommt gerade 
bei der Familienerziehung die höchſte Bedeutung infofern zu, als in der 
borjeäulpflichtigen Zeit ohne Zweifel das Kind betreff3 feiner Entwidelung 
die größten Leiftungen zu bollbringen bat, Was in körperlicher, in geijtiger, 
in fittlider Beziehung im Kinde in den erften fechs bis fieben Jahren feines 
Lebens gepflegt, entwidelt und geſtaltet wird, das bleibt meift grundlegend 
für das ganze fpätere Leben: Die Eindrüde, die Richtlinien, die in jener 
Beit gegeben werben, laffen fich ſchwer verwifchen.. 

Dad kann nun die Familie tun, um auf der Grundlage biefer Auf- 
faffung das Kind zur Imbipidualität für die Gefelfhaft zu erziehen? Da 
mödte ih in eriter Linie der Familie die Aufgabe ftellen, das Kinb zum 
richtigen Wollen zu erziehen, zum Wollen, da3 unter Umftänden in fid) begreift 
ein Sichfügen, Gichunteriverfenfönnen und das im. Sinblid auf bie Gemein- 
fhaft, in der das Sind lebt. Weiter tut not die Erziehung zum Gebrauch 
der reibeit, die nun und nimmermehr erwachen kann, wenn die Eltern: den 
Sindern gegenüber im Berhältnis ftarrer Autorität ftehen, tvenn fie biefe 


zwingen, ftatt fie gu führen und zu überzeugen. &3 gilt in dem Kinde ſchon 


den heranmadfenden Menden, den Bürger der Gemeinſchaft reipeltieren. 
Die eriten Anfäbe für die gefunde Bildung des Willens und des Intellekts, 
die fteden meiner Meinung nad) in der Gewöhnung des eben geborenen 
Kindes zur Reinlichkeit, zur Regelmäßigkeit. Denn in diefer Gewöhnung 
haben fie die Grundlagen einer gefunden Förperliden und zeitig ſittlichen 
Entwidelung; diefe Gewöhnung enthält die Keime wertvoller individueller und 
fogialer Tugenden, die fich fpäter entfalten müffen. Wenn wir nun an das 
Werk der Erziehung des Willens und des Intellekts von unferer fozialiftifchen 
Auffaſſung aus herangeben, daß fie für die Gemeinſchaft geſchehen fol, fo ift 
e8 die Bflicht ber jozialiftifchen Eltern, ihre Kinder auf der Grundlage ihrer 
Weltanihauung almählid in das jozialiftifhe Fühlen und Denken einzu» 
führen. Nicht in der groben Weife, daß Die Eltern das Kind zwingen, 
tenbenziöfe politifche, fozialiftiide Formen auswendig gu lernen und nach—⸗ 
zuplappern. Das ift ganz verfehrt. (Sehr richtig!) Und genau fo verderblich 
für Geift und Charakter ded Kindes mie die Aufzwingung irgend welcher 
religiöfer oder bürgerlich politifcher Formeln. (Sehr wahr!) Aber, geehrte 
Anmwefende, wenn mir auch biefen Unfug an dem Rinde zurüdiveifen, fo ift 
damit keineswegs gejagt, daß wir nicht auf andere Weife aud ſchon das Kind 
in die Gefühle und Gedankenwelt der jozialijtifchen Weltanſchauung einführen 
fönnen. Das gefchieht nach der einen Seite hin daburd), daß wir das Kind 
lehren, allmählid in der Betrachtung der Natur und aller natürliden Ding⸗ 
jeden überfinnlichen außerhalb der natürlichen Welt ftehenden Einfluß auszı 

merzen und ausznicheiden. Daß wir es gewöhnen, in allen natürlihen Bor 

gängen und Erfcheinungen natürliche Prozeſſe zu fehen, die ſich nad) beftimmter 

den Dingen ſelbſt immanenten Gefegen vollgiehen. Bon der Art und Weif 

wie fi) die Eltern allem Natürlichen gegenüber jtellen, hängt in hohem Mak- 
die Stellungnahme ab, die da8 Kind bon feiner garteften Jugend an zu de 

Problemen des natürlidien Seins einnehmen wird, Beſondere Pflicht de 
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Eltern tft e8, nie ohne Not natürliches Sein zu töten, zu vernichten, zu ger« 
fiören; daß ſie nie ohne Rot in der Zerftörung oder Vernichtung natürlichen 
Seins Graufamleit betätigen. Dadurch legen fie die eriten Grundlagen in 
denı Gemüt des Kindes, ſich felbft zu erfennen als ein Glied in der langen 
Kette des organiſchen Seins. Ebenfo haben e8 bie Eltern in der Hand, ohne 
Zwang das Kind allmählich auf der Grundlage unferer Anſchauungen in Das 
foziale Sein einzuführen. Als wicdtigftes Mittel der häuslichen Erziehung 
au diefem Zwecke erſcheint mir die Erziehung zur probultiven Arbeit, der 
ſelbſtverſtändlich zuerſt eine awedmäßige und veritändnispolle Anlage zum 
Spiel im Geiſte Fröbels boranzugeben hat, denn für das Kind iſt auch das 
Spiel eine Arbeit, eine Aeußerungsform des inneren Tätigfeitäbranges, der 
nad) Ausdrud dringt. Schr bald geht bas Kind tom Spiel zur produktiven 
Arbeit über. Das Kind Tennt gar fein größeres Vergnügen als das, was 
uns feinerfeit8 noch ald Spiel erfcheint, als zweckmäßige, ald produktive Arbeit 
gu empfinden. Es find die größten Kinberfeligfeiten, die aus dem Gefühl 
herauswachſen, in freier, fchöpferifcher Tätigkeit etwas nüßlicjes, werwolles 
getan zu haben, (ſehr gut!) mag es bvielleiht aud einem ln. als 
ganz verfehrt oder überflüffig erſcheinen. 

Die Eltern können in diefer Weiſe das Kind durch die Erziehung zu Spiel 
und Arbeit zur fozialen und fozialiftifhen Wertſchätzung der Arbeit und zur 
Freude an ihr erziehen. Die häusliche Erziehung zur Arbeit iſt aber weiter 
ein Mittel, um ben ſozialen Vorurteilen entgegen zu arbeiten, die durch die Vera 
Bältırifje "außerhalb der Ramile in die Geele des Kindes Hinein« 
getragen werden könnten. Ich kenne Fein beſſeres Mittel, un Den 
Keim folder Vorurteile zu vernichten, al3 daß die Eltern Dei den 
Verrichtungen, die im Hauſe notwendig find, nie eine fozial geringere 
Wertſchätzung der einen oder anderen Tätigkeit angedeihen laſſen. Gei e3 
Sandarbeit oder Kopfarbeit, Frauenarbeit oder Männerarbeit. Dur die 
Art, wie die Eltern fich zu der Arbeit ftellen, können fie ſchon dem zarteften 
Kind die Auffaffung feſt einpflangen, daß es für die foziale Wertung nur eine 
Urt der Arbeit gibt, gejelfhaftlich notwendige, geſellſchaftlich nüßliche Arbeit. 
In diefem BZufammenhbang mödhte ih gang beſonders auf bie Pflicht der 
Eltern aufmerkſam maden, ihre Knaben und Mädchen nit in ben 
Vorurteilen aufzuziehan, daß e3 Arbeiten gibt, die des Mannes unwürbig find, 
die aber dem Weibe geziemen. Knaben und Mädchen follen alle Vorrich— 
tungen, bie daß häusliche Leben mit fich bringt, mit gleich großer Geſchick⸗ 
Iichleit und Freudigkeit verrichten können. Ich will dadurch keineswegs die 
Zeilung ber Arbeit zwiſchen ben Geſchlechtexn befeitigt willen, ſoweit dieſelbe 
fogiel notwendig it, und. im Hinblid auf das Ergebnis ber Arbeit dur 
bererbte Dispofition und Geſchicklichkeit geboten erſcheint, mag auch an dem 
vererbten das unter ſozialen Einflüſſen geſchichtlich Gewordene ein gut Teil 
haben. Ich will nur dem alten Vorurteil bon höherwertiger Männerarbeit 
und mindermwertiger Krauenarbeit entgegen zu wirken fuden. Was bedeutet 
dein im letzten Grunde diefe Scheidung zwiſchen höherwertiger Männerarbeit 
und minbermertiger Frauenarbeit. Dieſer Unterfchied ift im lebten Grunde 
weiter nichts als ein Reflex der verſchiedenen fozialen Bewertung von Kopf 
und Handarbeit. Gehen Sie den Dingen auf den Grund, fo erden Gie 
finden, daß, den bürgerlichen Vorurteilen entiprehend, Männerarbeit, und mag 
fie auch noch jo mechaniſch fein, der Frauenarbeit gegenüber noch ala eine 
höbere, al3 eine qualifigiertere Art der Urbeit, als Kopfarbeit gilt. Um 
diefen Vorurieilen entgegenzuwirken, fol man Snaben und Mäbdhen ohne 
Unterfchied gewöhnen, allen häuslichen Verrichtungen ohne Vorurteil nach—⸗ 
zugehen. Wenn Sie das befolgen, jo werden Sie fehr viel dazu beitragen, 
die Vorurteile zwiſchen den Geſchlechtern zu beſeitigen. Der Knabe wird 
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mit einer gerechten ſpezialen Wertung des Weibes und feiner Leiftungen in daß 
2eben hinausgehen. Dem Weibe aber, der Mutter, dem Mädchen, wird: in 
der Familie wie draußen in der Geſellſchaft eine ‚zeichere. Bebensmögtich: 
leit, eine reichere Entwicklungsmöglichkeit geidhaffen. Der Mann wird von 
feiner Ungeſchicklichkeit und feiner Unbebülffichleit in feinen fogenannten 
weiblicden Verrichtungen. emanzipiert, und das ‚Borurteil ben. dem ber« 
ſchiedenen jogialen Wert der. Hand» und Aopfarbeit wird zerſtört. (Schr gut!). 
Wearte Anweſende! Ich will noch auf eine ganz befondere Aufgabe der 
Familie hinweiſen, die in enger Beziehung ſteht mit der. Einführung des 
Kindes in die Melt des natürlichen Seins. Das iſt die Aufklärung im 
geſchlechtlichen Dingen. Meiner Meinung nad gibt es Teine größere Sünde 
twiber den heiligen Geiſt der Wahrheit, gegen die gejchlechtliche Heinheit, die wir 
unteren Stindern erhalten follen, al3 wenn mir fie durch Märchen vom Storch 
und ähnliches über. die menſchliche Entwicklung täufchen. (Sehr richtig} 
Durch dieſe Märchen, dur die Geheimnistuerei bexranlaffen wir nur die 
‚Kinder, mit toten Köpfen einander Geſchichtchen in die Ohren gu. flüftern,; 
Geſchichtchen, die. fie recht oft in der Gafle aufgehoben haben, die fie einent 
entarteien, frühreifen Kameraden verdanken, kurz Geidichten, die in: deux 
felteniten Fällen Ausfluß feelifher und körperlicher Reinheit. find. Wir können 
nur bednuern, daß die Unwiſſenheit, in welcher große Kreiſe ber proletartichen: 
Eltern ſich befinden; recht viele Mütter und auch Bäter außerſtande febt,: ihre 
Kinder in Der ;geeigneten keuſchen, ich möchte fagen, heiligen Weife in die Ge⸗ 
fhichte der Sntmidelung menſchlichen Lebens einzufühten. Die Familie. kann 
Daher meift nur im beicgeidenen Maße die vorliegende Aufgabe erfüllen, fie 
muß zum großen Teile duch - die. Schule meitergeführt und verbollfändigt 
werben. Aber ic} wollte wenigſtens mit: allem Nachdrud darauf hinweiſen, dab 
die Eltern, menn ſie törpetlich und ſittlich reine Kinder im dieWelt hinaus⸗ 
ſenden wollen, die Pflicht haben, nicht eine frankhafte und ungeſunde Phantaſie 
bei ihren Kindern Sul die A ze in ben Dingen des Tezuellen Lebene 
zu’ zeigen. 
. MBaö:den Serbia ———— die Einführung — Kinder in das 
ſoziale Neben durch die häusliche Erziehung zur produktiven Arbeit, fo: hat 
auch Beitalogar die häusliche Erziehung der Kinder zur Arbeit, zur Grunde 
lage dei fozialen Pädagogik gemacht. In feinem berühmten Roman „Liendard 
und Gertrud“ Taht.er die fittlicde Ernenerung eines Dorfes bon der Em 
ztehung zur Arbeit ausgehen, die Gertrud im Hauſe ihren Rindern angedeihen 
läßt, eine Erziehung gur Arbeit, die auf jenen Grundfäben ‚beruht, die Genoffe 
Schulz Ihnen vor mir dargelegt hat. Und. Pr. Natorp weiſt ausdrücklich darauf 
hin, daß geräde Die Familie Die erſte, die berufene Gemeinſchaft iſt, um dag 
Sind durch Erztehung zur Arbeit in das Wirken für die Gemeinſchaft einzu— 
führen, weil das natürliche ſinnliche Band des Wohlwollens, das zwiſchen 
Eltern und Kindern beſteht, alle jene Härten, die nad der Gewöhnung ung 
Anlehriung zu fhitematifcher Arbeit verbunden find, mildert und erleichtert. 
Go wird es ermöglicht, dag die Arbeit zu einer Quelle der Freude und bes 
Genuſſes ſich geitaltet und das prachtvolle Wort feine Erfüllung findet, das 
Peſtalozzi bon den Kindern der Gertrud fagt! Sie taglühnerten, aber ihre 
Seelen taglöhnerten nicht. So weit wir Gltern find, Haben wir alle bie 
Pflicht, unfere Kinder zu einer Arbeit in der Yamilie zu erziehen, bei welcher 
ihre ‚Seele nicht tagelöhnern, fondern emporblühen, genießen, und ic "zu 
fruchtbarem Schaffen entfalten kann. Aber eins it ſelbſtverſtändlich. Won 
dem Augenblid at, wo Wir die. Crziehung im Haufe darauf hinauszielen 
Iaffen, alle ſozialen Worürteile dev bürgerlichen Ordnung zu vernichten, daß 
Sind Fon in die ſogzialiſtiſche Gefühle: . und. Sebanterwelt einzuführen; 
J— ſtufenweiſe, ſchrittweiſe in einer Auffaſſung heimiſch zu machen, 
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die im Biderfprud ſteht gut Pürgeclicien Beltanfhauung: von dieſem 
Augenblich wur’getaten: wir in: Begenfaß nrit denjenigen, was: bie Säule: des 
Kindes: lehrt: Ich ‚hatte, eingangs. gefagt, bat die häusliche Erziehung ſich 
haxmomi ſch ergänzend -anfchlichen ſoll en die öffentliche Erziehung. So Tange 
aber die Schule cin Inſtrumemt der Klafſenhertſchaft iſt, To lenge fie in erſter 
Sinie: dad Ziel verfolgt, nicht Benſchen zu bilden, fondern geſchickte Produk 
tionstwerlzeuge und:bentidätolle Untertanen: für bie kapitaliſtiſche Geſellſchafts 
atbaung, jo lange wird auch die Büuzliche. Ergziehung bie Kinder und Die 
Elterw:sm Ronfiitt mit dev: Schule bringen. Was bönnen wir tun, um ben 
Einflivſſen planmäßig entgegenäumirken; welche «us ber. Schwie in das geiftige 
und ſeeliſche Leben Des Kindes hineingetragen werden. Ich bin folgender 
neberzeugung: Wenn bie Eltern im Sinne ber ſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
von Hein an einwirlen, fo iſt bei dem Eintritt des Kindes in bie Schule bereits 
ar: gewiſſer Bond: ſozialiſtiſchen Fuhlens und Denkens ‚bothanben; ber go 
genug iſt, daß das Kind alles, wenigſtens Das wichtigſte, was der Lehver 
im Gegonſatz zu unferet Anſchauung fagt und in das Kind hineinerziehen will, 
als Etwas Fremdes, warn nicht ger als eimas Neindfeliges empfindet. Wir 
haben gar nicht notwondig, das Kind von vornherein mit Mißtrauen: gegen 
dert Lehrer: zu erfüllen. (ſehr richtig!), nicht notwendig, ihm gu fapen: Get 
auf: deiner. Hut, Du wirſt mandes hören, was du gu Haufe nicht gehört Haft, 
manches wird delobt werden, was wir verurteilen, manches wird berbammet 
werden, was uns heilig iſt. Nein, das wäre unpädagoagiſch und. iſt meiner 
Anſicht nich auch ganz überflüffig, wern die Eltern in der vorſchulpflichtigen 
Zeit: mit Biebe und Verfiindnis das ihrige getan haben, um bie Unfäße ihreB 
ſozialiſtiſchen Denkens und Empfindens in das Rind gu pflangen. Aber id) 
Binaud) perfänlid der Meinung: Wenn der Lehrer in saltlofer Weije die An⸗ 
ſcheuungen der Kinder in der Schule verlegt, wenn er mit Gewalt. ihre Ges 
danken und Empfindungen unter die bürgerlifen Dogmen beugen will, dann 


haben die Eltern die Pflicht, den Rampf gegen die Taktloſigkeit und Ueber 


griffe des Lehrers aufzunehmen. (Sehr wahr!) Zunächſt dadurch, daß ſie im 
perſönlicher Ausſprache ihr Recht und das Recht ihres Kindes verteidigen, und 
wenn das nicht hilft, deun ‚müffen fie den Kampf dafür in der Oeffentlichkeit 
dufnefmen. Ich verurteile.es au nicht, wenn. ältere Rinder unter Umſtänden, 
falls fie in grober Weile in der Schule provogiert werden, öffentlich fich zu 
ihrer Meinung bekennen und ben Lehrern entgegentreten. (Brabol) Dadurch 
fernen fie, fi) zu ihrer Ueberzeugung befennen, zu ihr zu ftehen, und, wenn 
es ſein muß; für fie zu leiden. Das. Entſcheidende bei den aufgenommenen 
Eintreten für die. Meberzeugung und ihr. Recht ft, dag Kinder wie Eltern mit 
dem: nötigen Takt handeln. Die Disharmenie zwiſchen Schule und Haus 
finın uns feid tun, aber die Zulunft unjerer Kinder ift uns fo Heilig, daß mir 
um übrettvillen bett Krieg mit dert Lehrer durchfechten müffen. Wenn ich 
vor der Wahl ftehe, mit einem Lehrer. oder. einem Schulkollegium einen unan⸗ 
genehmen Ronflitt. zu bekommen, oder die. Seele meines indes dauernd ver⸗ 
giften zu Jaffen, dann trete id) ala Mutter oder Vater mit sangen Energie für 
das Recht meines Kindes eine 

+ Wenm:imir aber den Eltern fo gebe Aufgaben auiveifen, wird ſich ſofort 
bie; Frage anfdrängen, wie fie heutzutage unter dem Drucke der ‚proletarifchen 
Kaſſenlage gelöſt werden follen. “Sch gebe ohne Weiteres zu, daß e3 für 
Hunderte und Taufende von familien ſchwer, ja pielleiht unmöglidg wird, ihnen 
auch nur annähernd gerechk' zu werden; jedoch che ich mich dieſer Seite des 
Prublems zuwende, drängt ih mir eine. Erwägung auf... Die Yrbeiter 
beivegung Int im allgemeinen mit den gewerkſchaftlichen wie politifchen Orga⸗ 
sifationen dio verhältnismäßig beſſer geitelltien Schichten bes Proletariats 
extaft.’: Innerhacb dieſer Schichten kann in. punlio der Erziehung nach weit 
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mehr geſchehen als heute geſchieht. Die wichtigite — dafür iſt 
gewiſſenhafte Gelbfterziehung, die geiſtige Fortbildung inbegriffen. “ -? 
Sie werden wahrſcheinlich fagen: „Wir find Brodufte unferes Milieus wir 
Kinmen nicht über die maleriellen und geiſtigen Schranken hinaus, die ung Ver- 
Bindern, mit Tat und Verfiändnis an der Erziehung unferer Kinder, ntit 
Strenge. an unferer GSelbiterziehung zu arbeiten“ AG wurne Sie dabor, 
dieſer Auffaſſung zu huldigen. Das iſt kein hiſtoriſcher Materialismus, das 
iſt ein vorderblicher Fataliaurus. Wer bat Ihnen geſagt, wo die Schranke tt, 
über Die Gie wicht mehr hinwegkommen. Wie weit die Kraft reiht, dad kann 
sun mit exnſtem Streben erproben. Die fetaliftifche Auffaffung überfieht 
böllig,. daß der Wille auch ein Faktor in der Geftaltung des Milieus fft. 
Dieſer Fatalismus dient nur ald Ruhckiſſen für alle eigen, Faulen, für 
alfe Zweideutigen. (Bravo!) Man foll nit vergeſſen, daß der Menſch 
— ſeinen hoͤheren Ayeaen wüchſt. Wir wollen e3 mit den Morten. Rüderts 
ten: 
Bor einem jeden fteht ein Bild des was er werden (of; 
So lang er das nicht ift, iſt nicht fein Friede voll. 


"Wie groß au die Schwierigkeiten fein mögen, unfere Kinder im Geifte 
unſerer Weltanſchauung zu erziehen, wir dürfen ung dadurch nicht ſchrecken 
lafien. Wenn mir alle unfere Energie und Kraft einfeßen, jo iſt gar fein 
Biveifel, daß Tauſende und Zehntauſende proletariſcher Familien unendlich 
biel mehr für Die Erziehung ihrer Kinder zum Sozialismus tun Tonnen, wie 
fie Beute tun. (Bravo!) Aber id) gebe ohne weiteres zu, daß es beitimmte 
matcrielle und geiitige Schranfen gibt, über weldje aud) bei dem beiten Willen 
innerhalb der kapitaliſtiſchen Ordnung große Kreife des Proletariats nicht 
hinweglommen, wenngleich fie die glühende Sehnſucht haben, ihre, Kinder gut 
zu erziehen. Da fragt c3 ſich nun, was tun? Und da hat zunächſt meines Er- 
achtens einzufeßen Die Gogialpolitif als Grundlage einer gefunden Haug 
pödagogif. (Schr richtigl) Eine gute häusliche Erziehung Hat zur Vorauss 
feßung gründliche ſoziale Reformen, wie fie erjirebt merden bon den politifchen 
und gewerkfchaftlichen Organifationen. In den Mittelpunkt einer gefunden 
Sogialpolitit, welche die proletariſche Familie erziehungsfähig. machen ſoſll, 
ſtelle ich den Achtſtundentag und eine durchgreifende Wohnungsreform. Die 
Forderung des Achtſtundentages bedeutet meiner Meinung nach nicht zum 
mindeſten den gewaltigſten Schrei nach dem Recht der Erfüllung von Eltern» 
pflicht, der — die Welt hallt. (Lebhafter Beifall.) Der Achtſtundentag gibt 
Danı und Meib im Broletariat die Möglichkeit, in gemeinſamem Lehens- 
werk ſich einige Stunden des Tages der Erziehung ihrer Kinder mibmen zu 
können. Ebenſo bedeutungsvoll iſt eine gründliche Wohnungsreform. Die 
traurigen Wohnungsverhältniſſe find nicht nur Die Urfagen! aus denen 
eine Fülle geiftigen und fittlichen. Elends emporquillt, welche proletariſche 
Kinder in körperlicher, geiſtiger und ſittlicher Hinſicht dem Verkommen über 
liefert, ſondern fie jegen auch viele Eltern in die Unmöglichkeit, einſichtsvolle 
Pfleger und Erzieher der Kinder zu fein. Eine ganze Menge angeblicher Un—⸗ 
arten-der Rinder würden fie gar nicht ala folche empfinden, ſondern ‚als natüt⸗ 
liche Aeußerung der kindlichen Lebenskraft, wenn ſie nicht in ſo Re 
engen Räumen eingepfercht wären. (Sehr gut!) 

Alſo, eine geſunde Sogialpolitit hat wichtige inaferten: Grundlagen en 
eine geſunde Hauspädagogik der proletariſchen Eltern zu ſchaffen. Desha 
müſſen die Eltern alle ihre Kräfte anſpannen im politiſchen und, gewerkfchaft 
lichen Klaſſenkampf, um die Klafſenlage des Proletariats Zu heben. Aber no 
ein anderes Hülfsmittel kommt in Frage, um den Kleinen dad an ‚Erziehung 
and Bürforge, au bieten, was ‚bie ‚einzelne. Familie nicht au bielen,, bermag. 
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"maß abet Die, Geſellſchaft noch vorenthãlt — in gefälſchter Weiſe gewãhtt. 
F Ich erinnere an die verpfafften Hindergärten. (Sehr wahr!) Ba gibt es 
.einen.Weg, der unter Umjtänden zu beichveiten: ift, den Weg ber‘ genojjen- 
ſchaftlichen Selbſthülfe. Die Gründung bon Kinderheimen, Kindergärten amd 
dergleichen haben wir meines Dafürhaltens nicht grundſätzlich zu verwerfen. 
Nichts ſcheint mir verfehlter, als wenn unter dem Impuls, der durch‘ Die 
Distkuſſion über die Ergiehungsfrage gegeben wird, auf einmal Männer und 
Frauen des Proletarigts ‚in leidenſchaftlich begeiſterter Weiſe die Gründung 
„folder Kinderheime, Kinderhorte uſw. in Angriff nehmen wollen; Nein, ber» 
artige Gründungen haben alle mit der. größten Vorſicht zu erfolgen. Und 
„zwar niet bloß im Hinblick darauf, dab die Geſetzgebung des Klaſſenſtaates, 
daß Die Praxis Diefer Gefetzgebung in jedem Augenblid dazwiſchen fahren kann. 
Vielmehr auch mit Rückſicht auf die inneren Schwierigkeiten, die betteffs 
der Gründung, Leitung und dem zweckmäßigen Funktionieren der entſprechen⸗ 
den Inſtitttivnen vorliegen. Nichts“wäre berfehrter, als wenn Leute mit 
gutem Willen, aber: ohne pädogogiſche Begabung und Schulung, nur aus Bes 
geilterung für die fozialiftifche Sugenderziehung auf diefem Gebiet herum⸗ 
‚ egberitttentieren wollten. So fehr ich es begrüße, wenn Cinrichtungen .ent» 
ſtehen, die im Sinne unſerer Weltanſchauung mit pädagogiſchem Takt geleitet 
werden, ſo bedauerlich wäre ein plan⸗ und pädagogikloſes Hetumexperimen⸗ 
tieren. — 

De Sozialdemokratie hat aber nicht nur die Aufgabe, durch den Kampf für 
Sant gefunde Gozialpolitif die häusliche Erziehung zu unterftügen und zu für 
"bern, ſondern ihr erwächft auch die Aufgabe; die Eltern durch entfprechende Auf⸗ 
"Härung und Schulung beffer für ihre Pflichten als Erzieher borzubereiten. 
Zunãchft hat unſere Preſſe eine hervorragende Aufgabe dadurch zu erfüllen, 
daß ſie den Schulfragen, den pädagogiſchen Problemen überhaupt, die gebüh— 
rende Beachtung ſchenkt. Dann aber muB ſie das Streben der Eltern nach Fort⸗ 
bildung und Gelbftergiehung fördern. Schließlich gilt es, die ſogialiſtiſche 
Sugenberziehung durch eine entfprechende Literatur anzuftreben.  - 
Es iſt ja von bielen Eeiten beantragt worden, die Partei folle eine Kinder 
geltung ſchaffen; den Anfang zu einer folchen Haben wir in der allmonatlich eine 
‚mal erſcheinenden Beilage ber. „Gleichheit“. Wer die Schwierigkeiten kennt, 
welche die Herausgabe und die Verbreitung einer ſolchen Kinderzeitung mit 
ſich beingt, der wird aus Zweckmäßigkeitsgründen dafür ſtimmen müſſen, bat das 
gunädhit einmal fchon Vorhandene weiter ausgebaut wird. Ich möchte deshalb, 
anſtertt Die Gründung einer weiteren Rinderzeitiärift zu befürworten, Yieber 
‚einen: Ausbau der Beilage der „Gleichheit“ empfehlen. Wber damit find die 
Pflichten deu Partei zur Schaffung einer Niinderliteratur noch nicht erfüllt more 
den. Sie: hat die Pflicht, auch für eine geeignete ſozialiſtiſche Buchliteratur 
at, ſorgen. Verſuche nach der Richtung find ja ſchon wiederholt gemacht. Ich 
orinnere an die Kinderbücher, die im Verlage von Dieb erſchienen find, an das 
Bularmte Kinderbuch unferer Genoffin Emma Adler, an die Märchenfanım- 
LIengen von Karl Ewald. Ich will in. diefem Augenblid nicht in eine Kritik 
Liefer. exnithaften. und. begchtenswerten Verſuche, eine ſozialiſtiſche Kinderlitra— 
sur. ſchaffen, eintreten. Sch will nur Zonftatieren, daß dieſe Verfuche beim 
Broletariat durchaus nicht die Verückſichtigung und. Unterftübung gefunden 
haben, die jie berdienen. Die Berlagsinititute der Partei haben von neuere 
Jihen Verſuchen in.diefer Richtung abgefehen, nachdem fie die Erfahrung ges 
macht, daß unfere Literatur die Aonkurreng nicht beſtand mit der gang minder 
wertigen, billigen, bürgerlichen Kinderliteratur, die auf den Markt getworfen 
wird... (2: iſt eine grobe Pflichtbernachläſſigung der Eltern, wenn fie. ihren 
Kindern, ‚um .etliche Pfennige 3% Tharen,. eine, Literatur geben, die im fchroffe 
Ken Gone jteht zu allen Kdeen, zu’ benen fie fich bekennen und bie re je 
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ihre Kinder —— vermöchten, wenn fie biefen eine bon fogtaliftie 
Them Geifte erfüllte Literatur bieten fünnten. Trotz der gemachten Stfahrun⸗ 
gen muB ein neuer Berfuch unterrommen werden, unb die feirher erweckte Er⸗ 
fenniniß in großen Kreiſen ber Partei verbürgt dem Vorſtoß zur Schaffung 
ſozialiſtiſcher Kinderbücher Erfolg. Die vorliegende Aufgabe ift fihiper, aber 
ich erinnere Sie daran, daß von bürgerlicher Geite uns bereitß in der bantends 
werteiten Weife borgearbeitet worden ift. Der Verein in Hamburg für die 
Herausgabe von guten Jugendfchriften, ferner der Verlag vom Kunſtwart, der 
Verlag Schafitein in Köln und eine Reihe anderer bürgerlicher Berläge, haben 
eine Sinderliteratur gefchaffen, die, alle in allem genommen, vom pädagogischen 
Standpunft aus einen koloſſalen Fortichritt bedeutet, eine Kinberliteratur, bie 
geeignet ift, das Kind geiftig und fünftlerifch gu entwideln und gu fördern. 
Über, Genoffen, wir als Sozialiſten können dieſe Siinderliteratur nicht ohne 
weiteres für unfere Siinder übernehmen Piefe Literatur, fo vortrefflich jie 
zum großen Teil fünftlerifh und literarifch ift, fteht in Widerfpruch mit unjee 
zer. Weltanfchauung, in ihe werden bier und da Militarismus, Chaupinismug, 
Krieg, Gläubigkeit uſw. einer Auffafjung entfprechend behandelt, bie unjeren 
eigenen Anſchauungen bon Krieg, Baterlanddliebe, Militarismud uſw. 
geradezu ins Geſicht ſchlägt. Aber, Genoſſen, ſchwerer noch fait als das Gegen⸗ 
ſätzliche, was in dieſer Hinſicht auch die gute bürgerliche Literatur enthält, Fällt 
ins Gewicht, was ſie nicht enthält, und was ſie nicht kennt. Sie ſchweigt von den 
Idealen der Brüderlichkeit, der Solidarität der Arbeits- und Kampfgenoſſen, der 
proletariſchen Freiheitsliebe, kurz, fie kennt nicht die ſozialen Tugenden, welche 
der proletariſche Klaſſenkampf gebiert und bedarf, und die auf der Grundlage 
unferer fogialiftifchen Weltanſchauung entftchen. Eo hat 3. 2. ber Verlag Ball 
wey eine vortreffliche Sammlung von Gedichtbüchern beraußgegeben, die 
MWeberichen „ Spielmannsbücer”, die vom „Kunftwart” empfohlen worden find, 
und bie aud) ein fozialdemofratifches Blatt ohne Einſchränkung kritiklos gelobt 
hat. Einige Hefte davon find dom pädagogiihen Standpunkt aus wahre 
Sumelen. Nun nehmen Sie aber einmal die Hefte ber, die für und beſonders in 
Betracht fommen, „Arbeit“ und „Helden“. In den Gedichten „Helben” werden 
Selden aller Art gefeiert, Helden, bie ben Tod fterben für das Vaterland, Hels 
ben ber Kflichttreue ujm. Aber ein Held fehlt darin, der Geld, der für die 
Freiheit kämpft und ftirbt. In dem Buch „Arbeit” lernen Sie in tünftlerticher, 
prachtvoller Form den Arbeiter von den verfchiedenften Seiten fennen; Sie fernen 
ihn aber nicht Iennen als einen Mann, der ich mit feinen Genofien orgeniſiert 
und mit ihnen zuſammen kämpft. Sie lernen den leidenden Proletarier kennen, 
den nad) Auffaſſung der bürterlichen Geſellſchaft pflichttreuen Proletarier, abet 
nicht den Arbeiter als Rebell, ale Kämpfer gegen die fapitaliftiiche Wirtſchafts 
ordnung. (Schr gut!) Das zeigt klar, warum mir bie anerkennenswerien, 
zum Teil vom pädagogiſchen und künſtleriſchen Standpunkt aus vollendeten Eti 
zeugniffe der VBourgeoifie für unfere Kinder nicht ımbejchen übernehmen dürfen. 
Wohl aber können wir dad von bürgerlicher Seite geichaffene ala wertvolle Bons 
arbeit mümigen und nuben und als Beifpiel nehmen, in mean weile a 
nach welcher Richtung wir weiter zu ſchaffen haben. 

Genoffin Zetkin bat bereit 1% Stunden geiptohen. Am Verlauf cthree 
Rede ſah man wiederholt, daß ihr Pas Reden äußeirſt ſchwer fiel. An dieſer 
Stelle macht fie eine längere Pauſe; es hat den Anſchein, als ob fe infolge don 
Srmattung überhaupt nicht meiter reden fann. Dreesbady und nad ihm 
Singer begeben ſich gu ihr, wie es fcheint, um fie zu erfuchen, daß fie ihr — 
rat abbricht. 

Hierauf erklärt Singer: Genoſſen, mir haben alle mit großem Intereſſe bob 
Heferat der Genofjin Betfin bis hierher gehört, und id) bin überzeugt, ba det 
noch fehlende Teil das gleiche Intereſſe finden wird. (Sehr rihtigl) Der gen 
ſundheitliche Zuſtand der Genoſſin Zetkin macht es uns aber gerabegu auf 


—— 
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wflicht, fie zu nen Der Parteitag wird die Berantworkung nicht Überneh« 
men mollen, den: Gefundheitszuftand der Genoſſin noch zu verſchlimmern, in⸗ 
dem er darauf: befteht, das Referat zu Ende gu hören. Ich ſchlage bar, dab wir 
die Genofſin Zetkin erfuchen, ihr Referat und den noch fehlenden Teil im. Drud 


zu veröffentlichen. &3 liegen ‚ja bereit3 Anträge vor, beide Referate ala 


Broſchüre zur .Maffenagitation im Drud erfcheinen zu laſſen. Wir find übers 


 gengt; daß es ihr ehr ſchmerzlich iſt, das Referat nicht beendigen zu können; 


aber: ihr Geſundheitszuſtand verlangt dringende Schonung. Ich bitte Sie, 


meinen Vorſchlag anzunehmen und dadurch zu bezeugen, einen wie großen Wert | 


der Parteitag darauf legt, das Referat der Genoſſin Zetlin pollſtändig kennen 
au. lernen. : (Lebhafte Zuſtimmung.) 

"(Clara Zetkin vevläßt’ Hierauf unter ſtürmiſchem Beifall hie Tribüne.) 

: Entſprechend dem Vorſchlag beſchließt der' Parteitag, beide 
NReferate, und zwar das der GenoſſinZetkin in vervolls 
ſtändigter Form, als Broſchüre zur et 
herftellen zulafien 

Vorſitzender Dreesbach: Einige Mitteilungen über die Vorſchläge zur Wahl 
ber Parteileitung! Genoſſe Dittmann-Frankfurt a. M. erſucht mid), zu erklä— 
ren, daß er unter keinen Umſtänden ein Mandat als Kontrolleur annimmt. Er 
berzichte augunften bon Brühne; ferner erflärt Bömelburg, daß es ihm unmög⸗ 
lich fei, ein Mandat als Rontrolleur anzunehmen, da ihm die Zeit dazu fehlt. 
Ebenſo bittet Sue, von jeiner Wahl Abſtand zu nehmen. Genofje Maitutat ift 
irrtümlich auf die Liſte der Kontrolleure gekommen, er ſollte als Parteiſelretãr 
vorgeſchlagen werden. 

Hug-Bant: Ich ſehe zu meinem Erſtaunen, daß ih als Warteifetretär bor⸗ 
geſchlagen bin. Ich bedauere ganz außerordentlich, daß der, der mich vorge⸗ 
ſchlagen hat, ſich nicht vorher mit mir in Verbindung geſ etzt hat. Es were mir 
unmöglid, dag Amt anzunehmen. 

Vorſitzender Dreeshad) teilt mit, dag ein Antrageingegangeni 7 r 
die beiden Referate und alle Hierzu geftellten Anträge 
kingm Bildungsausſchußvon 7 Berfonen zu übermweifen, 

Alrich⸗Offenbach begründet dieſen Antrag, . Sowohl die Leitfäbe als beſon— 
ders. die. beiden. Referate, haben gezeigt, daß die, Erzichungsfrage außexorbent⸗ 
lich wichtig iſt, und daß es ein großer Fehler ſein würde, ſie heute nach kurzer 
Debatte zu erledigen. Es ſind. Probleme aufgerollt. von ſolcher Bedeutung, daß 
ich e& im Intereſſe unſerer Sache, im Intereſſe der Frage ſelbſt für notwendig 
halte, ‚DaB ‚bebor wir eine materielle Entſcheidung treffen, eine allgemeine Dis— 
kuſſion An der Preſſe und in Parteiverſammlungen jtattfindet, ‚Um aber doch 
in der Xage zu fein, ein, Organ zu haben, welches auf Grund. der, borliegenden 
Referate und Theſen axbeiten und das Material fammeln kann, müſſen wir 
einen Bildungsausſchuß einſetzen. Im nächſten Jahre können wir dann vielleicht 
eine Entſcheidung in der Sache treffen. Eine weitere Begründung iſt übers 
flüffig, fie liegt in det Sache ſelbſt. Ich bitte, den Antrag anzunehmen, (Zu⸗ 
Emm). 

‚ Rehmann- Mannheim: Ueber die Wichtigleit der vorliegenden Materie. ‚find 
ig aınz- einig, aber es dürfte kaum ein Gebiet geben, auf dem ſo wenig Mei⸗ 
nungsverſchjedenheiten innerhalb der Partei beſtehen. Das Reſultat der Arbeis 
ten eines Bildungsausſchuſſes würde quch nicht weſentlich anders fein als das, 
was Die. Referenten borgefählagen haben. Die Folge des Antrages würde die 
sein. dab wir einen neuen, Parteitag nochmals mit ejner Trage belaſten, über 
Die Differenzen. innerhalb der Partei nit beſtehen. Wir haben in den bers 


ſchiedenſten Laydtagen in Süddeutſchland alljährlich über die Schulfrage au ver⸗ 


handeln -und: die Stellungngdme. der ſüddeutſchen Abgeordneten hat noch niemals 
Anlaß zu Monitas gegeben, 


— 
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Dr. Frank-Mannheim: Ach habe nichts dagegen, ba die verſchiedenen An⸗ 
träge in den großen Korb verſenkt werden, den ſich der neu zu bildende Bil« 
dungsausſchuß anſchaffen folL aber ich bitte, dag Sie die Anträge, bie fi auf 
bie Frage der Sugendorganifation beziehen, aus diefer allgemeinen Berfe 
herausnehmen und morgen unter den allgemeinen Anträgen behandeln. Es if 
notwendig, daß hier etwas gefchieht, und fo ſehr ich die fünftigen Mitglieder 
dieſes Bildungsausſchuſſes fhähe, ohne fie zu fennen, fo würbe ich ed doch für 
beffer halten, daß der Barteitag über die Frage der Nugendorganifation feine 
Meinung morgen zum Ausdrud bringt, Wenn Gie diefe Anträge von dem all 
gemeinen Kindermord ausnehmen (Heiterkeit), bin ich mit dem Antrage rich 
völlig einverjtanden. 

Der Parteitag beichliegt im Sinne der Anregungen bon Frank und übe te 
weiſt alle Anträge, mit Ausnahme derer, die [ih auf.die 
. Xugendorganifation beziehen, dem einaufekendben Bar 
BungBausfdhuffe. 

Siermitiftder BunfiSbder Kagedorbnung erledigk 

Singer: Ich möchte noch darauf hinmweifen, dab die Anträge 38, 108 uns 
118 fih nit gur Berhbandlungaufdem PBarteitageeignen, 
denn das find gar feine Anträge, fondern — au bie I diele 
ober jene. Materie Hier gu bertreien, 

ESchluß: 7 Uhr. 
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Vorfigender Singer eröffnet um 81/, Uhr die Sitzung. 
"Der Parteitag tritt in die Beratung des Punktes 8 der Tagesordnung: | 
„Strafrecht, Strafprozch uud Strafvollzug“ ein. ne r 
Sierzu Tiegen vor die Refolution des Berichterftatters (Pr. 187) und Mttrag 17% 
Berichterftatter Haafe-Nönigsberg: Das Thema enthält fo wichtige Probleme, 
bab e3 eine gründliche Erörterung verdient. Leider läßt da& aber dle Beihäfttr 
Inge des PBarteitages nicht mehr zu, was um fo.bedauerlicher ift, aJd.mud. die 
Theſen in ihrer prinzipielen Seite Kurz gefaßt werden mußten, und daher: einer 
eingehenden Erläuterung bedürfen. Es ſcheint mir notwendig, gerade gegen⸗ 
wärtig gegenüber den Beltrebungen auf Nepifion des Strafrechtes, des Straß 
progefied und des Strafvollzuges unteren Etandpunft daraulagen, und dvor allem 
flipp und klar auszufiprechen, tote unjere Juſtiz iſt. Die Strafrechtsnormen find 
nicht ewig, find nicht unwandelbar, fordern wechſeln mit Zeit amd Raum. 
Selbit Mord, ſogar Elternmord, und Diebitahl wurden keineswegs übern. als 
ſtrafbar angelehen. In Polyneſien ift die Tötung der reife erlaubt ımd:foge® 
fittlidy geboten; es erflärt fih diefe Mahregel daraus, daß dort ein Mangel. ar 
Lebensmitteln vorhanden ift, daß die Ernährung der Greiſe die größten Beumterige 
keiten macht. Es gilt deshalb als eine fittliche Pflicht, die Breife zu töten, ‚bevor 
le felber den langfamen und graufamen Tod des Berhungerns erleiden. Es iſt 
Ahnen bekannt, dab bei den Spartanern Diebitahl gefiattet war und bei mir 
Ber Dieb heitraft murde, der dabei eriappt wurde. Auch das erllärt fi mM 
ben fozinlen BZuftänden des Landes, weil Gelchidlichleit und Schhlauheit- al 
wichtige Eigenſchaften erachtet wurden, während die Gegenftände, welche 'gefiaßlen 
werden konnten, nur einen geringen Wert Hatten. Bei den Scythen Dagegen 


N galt Diebitahl als das ſchwerſte Verbrechen, weil Die. Scaiäed ein. Sirtenusfl . 


Wüsten und der Diebftahl der Herden für fie deshalb einen ganz befonderen 
Ver luſt Darftellte. So iſt es Har, daß die geſellſchaftlichen VBedürfnifie den Inhalt 
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ber Strafgeſetze beſtimmen. Das Strafrecht erſcheint deutlich als der Ueberbau, 
der ſich auf der Baſis der Geſamtheit der Produltionsverhältniſſe erhebt, Ich 
will mich heute nicht in eine metaphuftiche Spekulation über das dem Strafrecht 
zugrunde liegende Prinzip dertiefen. Nur fo viel: Die Strafe ift ein Ausfluß 
des Selbiterhaltungstriebes. Ale bisherigen Geſellſchaften — die Strafe 
gegen ſolche Taten angewendet, welche das geſellſchaftliche Zuſammenleben, den 
Beſtand der Geſellſchaften gefährdet haben. Es iſt Ihnen bekannt, daß im Klaſſen⸗ 
ſtaat die hertſchende Klafie ihre Intereſſen mit den allgemeinen Intereſſen iden⸗ 
tifigiert, daß fie deshalb ihre Intereſſen als die beionders ihußbedürftigen 
anſieht. Unfere herrſchende Klaſſe erflätt die beftehende Ordnung als göttliches 
echt und ale Veftrebungen auf Ummwälzung der Geiellfhaft für, ſtrafwürdig. 
Diefem Verhalten gegenüber, das den Fortſchritt hemmt, das deshalb kultur⸗ 
widrig iſt, haben wir die Pflicht, immer und immer wieder danach zu trachten, 
daß zunächft alle diejenigen Strafbeſtimmungen beſeitigt werden, welche die freie 
Meimingsãußerungen hemmen, welche die Beſtrebungen der unterdrückten Kaffe 
änf Verbefierung ihrer Lage und auf Macdtentfaltung hindern. Aus dieſem 
Gefichtspunktte heraus verlangen wir insbeſondere Abfſchaffung der Straf⸗ 
beſtimmungen wegen Mufeftätsbeleidigung, wegen Aufreizung zum Klaſſenhaß, 
wegen Verächtlinmachung von Stagaiseinrichtungen, wegen Beſchimpfung der 


Kirchen, ihre Einrichiungen und Gebräude In Gnglaud wird Majeſtüts⸗ 


beleidigung nicht beftraft, und es wird niemand behaupten wollen, daß England 
deswegen nicht ein Kulturftaat fei oder nicht den genügenden Schuß ber Geſellſchaft 
garantierte. Der Majeftätsbeleidigungs- Paragraph dient bei uns dazu, die freie 
Kritil an Aeußerungen ded Staatsoberhanptes zu unterbinden, er ijt oft ein 
Mittel der Rachſucht, indem die harmloſeſten Meußerungen, welche in den ver⸗ 
trauseften Streifen gefallen, von einem bophaften Dennngianten dazu benutzt 
werden, einen’ mißliebig Gewordenen auf die Anklagebank au bringen. — 
haben: € in Leipgig erleht. datz dort Lediglich deswegen, weil in der Seipzig 
Vollsgeitung“ eine hiſtoriſche Darftelung über frühere Mitglieder des —— 
Königshauſes gegeben. wurde, das Gericht auf dem Wege ber Interpretation 
dazu fam, daß der jegt herrſchende König habe beleidigt werden follen und den 
Redakteur, der diefe Abſicht betritt, mit harter Strafe belegte. Im Reichstag 
bat: ehr Iönfervativer Abgeordneier den Paragraphen bamit verteidigt, daß er 
erftätte, er ſei der eigentliche Revolutionsparagraph. In Wahrheit, Genofier, 
zielt dieſe Strafbeitinmung ebenfalls darauf Bin, Wngriffe abzuwehren, welche 
gegen die’ beitehenden Zuftänbe ſich richten. Auf Grund diefes Paragraphen tft 
08: mõoglich geruelen und konnnt es feit langen Jahten vor, daß irgendwie lebhaft 
geaußzerte Vedenken gegen ſtratliche und ſoziale Einrichtungen diejenigen, welche 
He: äuibern, auf-die Anklagebank bringen und ſchwerer Strafe ausſetzen. Wir 
haben “ eriebt, daß ſogar derjenige, welcher lediglich batftellte, wie ber Grund» 
igend wirkt und wie deshalb alle Kraft angeftvengt werden muß, um 
bite ı Baht ber übermaͤchtigen Bertreter des Grundbeflgers zu mindern, auf Grund 
dieſes Paragraphen beſtraft worden ift. In der gleichen Reihe findet ſich die 
Strafbeftunmung gegen Verächtlichmachung bon Staatseinrichtungen. Much diejer 
Poragraph Kat wiederholt dazu gedient, diejenigen auf bie Unflagebanft gu 
bringen, welche an den beitehenden Buftänden Kritik üben. Freilich, nach bem 
Wortlaut dieſes Paragraphen tft e8 erforderlich, daß jemand Staatseinrichtungen 
verachtlich macht durch Erfindung ober Entſtellung von Tatſachen und daB 
Des wiſfenthich gefchieht, - Uber dei der Kerrfigenben Yuftig wird vielfaih 
Bann, wenn ein Sozialbemokrat fich dieſe Kritit erlaubt, bon vornherein an⸗ 
gtriommten, bat basjenige, was er -außfpricht, wider befferes Wiffen ausgeſprochen 
fei, und; daß fein Urteil eine Tatſache enthalte Go wird jede Grenze zivifchen 
Kririk and Darftelung von tatfäylichen Vorgängen verwiſcht. Wir haben es 
erlest ‚ba An — noch vor kurzem Genoſſe Nauch auf Grund Des. Ver⸗ 
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ächtlichmachungsparagraphen angeklagt wurde, weil er die Wohlfahrtseinrichtungen 
der Unternehmer, die Arbeiterſchutzgeſetze und die Verſicherungsgeſetze kritiſiert 
hatte, und die Kritik als wiſſentliche Enkitellung von Tatſachen angeſehen wurde. 
Wir verlangen außerdem, daß vor allem diejenigen Beſtimmungen aus den einzel⸗ 
ſtaatlichen Vereinsgeſetzen beſeitigt werden, welche das Volk hindern, in Ver⸗ 
ſammlungen ſich zuſammenzuſchließen und ſeine Wünſche zum Ausdruck zu bringen. 
Ebenſo verlangen wir die Beſeitigung aller Strafrechtsnormen, welche die Freiheit 
der Preſſe bedrohen. Wir fordern, daß man das Koalitionsrecht ſicher ſtellt, und 
nicht durch ansnahmegefekliche Bejtimmungen aufhebt. 8 153 der Gewerbe⸗ 
ordnung, auf den ich noch komme, iſt ja ein Mittel, um die Arbeiterflafie an 
dem Streben nad Hebung ihrer Lage zu verhindern. Wir verlangen natürlich 
auch die Befeitigung bon AusnahmerBeftimmungen in den einzelnen Landes⸗ 
ſtaaten, welche die Landarbeiter an der Ausübung ‚ihres. Koalitionsrechtes vers 
hindern, fo wie alle anderen Beſtimmungen, die ſich in derjelben Richtung , be⸗ 
wegen. Die. berrfchende Klaſſe ſieht durch alle Beſtrebungen auf Hebung der 


Lage der Arbeiterklaſſe ihre eigenen Klaſſenintereſſen bedroht und wird um fo 


hartnädiger darauf bedadt fein, gerabe dieſe Strafbeftimmungen aufrecht zu er⸗ 
balten. Die Arbeiterklaffe .mur daher ihren ganzen Einfluß geltend machen und 
ihn bis zuc Neform des Strafrechts möglichſt vermehren, um menigjtend einen 
Zeil ihrer Forderungen durchzuführen. Die Strafrechtsnormen haben durchweg 
das Beltreben, ſich zu erhalten, auch wenn die gejelichaftlidgen Bedürfniſſe, aus 
denen: — ſie entſprungen ſind, bereits einem Wechſel unterworfen .. had 
Es erben ſich Gejeg und Rechte 

Wie eine ew'ge Krankheit fort. 

und es empfinden ‚deswegen immer größere Maſſen, daß Vermunft naſimm, 
Mohltat-Blage geworden iſt. Je mehr die Arbeiterklaſſe an Ginfluß geminat, je 
mehr deshalb Die große Maſſe des Volles in. eine andere Gedanken und Ge⸗ 
fühlswelt eingelebt iſt, als die herrichende Klaſſe, um ſo kraffer wird der Wiber- 
ſpruch empfunden werden zwiſchen den beſtehenden Strafrechtsnormen und dem 
Denken und Fühlen der großen Malle bes Volles. Die Juſtig, als Organ: Ber 
herrſchenden Alaffer, hat, wie fi das. im Klaifenitaat vom ſelbſt verjteht, Die 
Aufgabe, die beftchende Staats⸗- und Geſellſchaftsordnung zu ftüßen. Wie fie dieſe 
"Aufgabe 'auffaßt und durchführt, darüber bat fih einmal: unumwundem ausge» 
ſprochen der frühere Reichsgerichtsrat Mittelftäbt, ber zwar durch und durch 
Regaktionär mar, aber von Zeit zw Zeit daB Bedürfnis fühlte, das unge⸗ 
ſchminkt auszusprechen, was er in der Juſtiz erkannte. Er jagt. über Die häufige 
Anwendung des Groben Unfugsparagraphen, die ja in früheren: Jahren gegen⸗ 
über den Sozialdemokraten ſtets dann erfolgte, wenn ſonſt bie Straftechtsnor⸗ 
men nicht ausreichten: „Da die böſe Sozialdemokratie nun einmal nicht mehr 
in der Zwangsjacke bes drakoniſchen Ausnahmerechts ſteckt, muß das. gemeine 
Recht die erforderlichen Handhaben zu der gewünſchten Feſſelung darbieten. Da 
das gemeine Strafrecht aber nicht darauf zugeſchnitten iſt, ſpeziell gegen »Bie 
- Sozialdemofratie Waffen hergugeben, jo muß man dieſe Normen fein füuber- 
lich durch juristifches Dehnen und Preſſen dazu brauchber machen. Roch haben 
mir, die Vertreter der heutigen Staats- und Geſellſchaftsordnung, die: richber⸗ 
liche Gewalt in Händen, machen wir davon rückſichts los Gebrauch gegen: den 
Todfeind unſerer Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung, ehe die ſoziale: Revolution 
über uns fommt. „So etwa‘ fühlen, fo denken bie. bewußteſten und ehrlichſten 
Köpfe des deutichen. Nichterftandes, denen die übrigen wohl oder übel nachgiebig 
folgen.“ Parteigenoſſen, wenn irgend ein Sozialdemokrat es wagen würde; eine 
ſolche Behauptung gegenüber dem deutfchen, Richterſtande auszuſprechen, wie 
viel Jahre Gefängnis würde er wegen Beleidigung ber’ Richter erhalten? 
(Sehr wahr!) Sch erinnere Sie daran, daß in Deutſchland die bloße‘ Bes 
hauptung, daß bei uns. eine Klaſſenjuſtig exiſtiert, bie gar nicht, den Bpayunf, in 
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ſich Ichlieht, daß die Nichter, welche die Juſtiz ausüben, wider beſſeres Wiſſen 
daS Necht anivenden, fondern Iediglih die Erklärung, bag auch bie Richter 
als Menſchen nicht aus ihrer Haut heraus Lönnen, ala Mitgliever einer Des 
ſtimmten Shit in den Anſchauungen diejer Schicht befangen find und des⸗ 
wegen das Recht auslegen im Geifte biefer ihrer Klaffengendſſen, als ſtrafbar 
‚angefehen worden ift. Wie oft find nicht Sozialdemokraten lediglich wegen 
dieſer Behauptung beftraft worden. (Sehr wahr!) So wurde Genoſſe 
Ereger in Leipzig vor Furzem deswegen, weil er in einem Gerichtsbericht über 
‚eine Verhandlung, in der ein Inſpektor, der einen Arbeiter in Oſtpreußen nad) 
der Beute ‘üblichen Art einfach getötet hatte, freigeſprochen murbe, bie Ent⸗ 
Icheidung als Klaffenjuftig glofftert Hatte, mit einer Gefängnisſtrafe bon 
8 Monaten belegt. (Hört! Hört!) | SUB 2 5 RR Ar 
Daß tatfächlich bei unferer Regierung die Auffaffung befteht, dab die Ge—⸗ 
richte gegen bie Sozialdemokraten die Wefege mit aller Strenge anwenden und 
"Ste anders behandeln follen mie die übrigen Staatsbürger, baflr gibt es ſehr 
erheblide VBeweife. Der frühere Minifter Boſſe hat ein Tagebuch 'Binterlafien, 
worin er den Sergang bei einer Miniſterſitzung am Tape vor Erlap bes 
"Engtaliitengefebes mitteilte. &3 wurden damals die richterlichen Mitglieber 
für bie in dem Geſetz vorgefehene Beſchwerdelommifſton gemählt.: Bismarck 
ertlärte, daß ihm eine Anzahl Mitglieder des Obertribunals als politiſch nicht 
bdollkemmen zuverläſſig bezeichnet ſeien. Der preußiſche Juſtizminiſter ſchlug 
einen anderen Obertribunolsſsrat vor und benußte die Gelegenheit, um, mie 
Boffe fchien, „in wenig geichtidter und taftooller Weiſe“ zu erklären, die 
preußiſchen Richter feien überhaupt alle als zuver- 
Jäſſigamzuſehen. Wegeichnend babei fit, dag man richterliche Mitglieder 
zumächſt auf ihre politifche Yunerläffigfeit prüft und noch begeihnender iſt es, 
daß der preußifche Juſtizminiſter alle Richter bei biefer Gelegenheit als politifch 
-uperläfftg bezeichnet: Bismarck erwiderte, daß er davon nicht gang durchdrungen 
'fel. Er erwiberte: „Sa, wenn bie. preußiſchen Yuriften alle fo wären, wie der 
- Gtaatßanisalt Teſſendorf, dann Sönnten mer zufrieden fein“ (Hört! börtl) 
Ich glaube, ‚ber. preußiſche Juſtizminiſter Hat im großen und ganzen: beifere 
‚Kenntnis: gehabt von dem Seelenguftand der Richter, mie Bismarck. Wie mil 
: gan: o8. der wagen; uns glauben zu machen, daß, menn. der preußiſche Miniſter 
felbſt idie Richter als „politiſch zuverläſſig“ begeichnet, fie dann imſtande ſeien, 
in dem Augenblick, wo fie bon ihren Seſſeln herab Recht ſprechen, ſich von ihren 
-pelitfichen Anſchauungen völlig frei gu machen, entrückt dem fozialen Gefühlse 
::debeyı und ben politiſchen Ginflüflen, zu urteilen? Uns allen ift ja befannt, wie 
ſpüter ber. Minifter Schönſtedt in einer programmatiſchen Rede den Grundiah 
 Yertrat: st duo faeiunt idem, non est idem, wenn zivei daßjelke tun, fo iſt es 
micht dasſelbe. Und ber gegenwärtige preußiſche Auftigminifter Hat ſich nieht 
s Beffer: deim Berlament. einführen zu fünnen geglaubt, ala dab. er erflärte, er 
chalte es für die Aufgabe ber Zuftig, dab gegen bie. Sozialbentofratie mit aller 
Strenge ‚vorgegangen: und ihr nichts nachgeſehen werde. Dar. bedeutet aber 
michts anderes, wie dad Meſſen mit gweicrlei Maß. Ber Richter hat die Vers 
pflichtung, einen jeden Angeklagten, gleichbiel welcher Partei ex angehört, 
gleichmäßig zu behandeln, fich die Straftat genau anzuſehen und nur dann mit 
Atrenge zu herfahnen, wenn die Straftat eine folche Strenge verdient. (Sehr 
richtigi) Durch die Aeußerung des Miniſters wird jedoch ber Staatsanwalt 
- gerabegu genötigt, über alle mildernden Umjtände bei Sozialdemokraten hin⸗ 
 meggujchen. . Der gegenmärtige Minifter Bat es ja auch für feine Aufgabe ges 
. halten, in dieſer Richtung noch etwas mehr gu tun, ex hat eine Neuerung eine 
‚geführt Er lud an einem. Abend zu ſich den berühmten Strafrechtslehrex 
—.. arg — a = Wr — — Rortrag — 
‚über. die gegenmärtigen Juſtigzuſtände. Wei dieſer Gelegenheit machte Wiexde 
gegen a iharf; et exklärte insbejondere; er —** 
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Nehtiprehung darf feinen Schritt zurückweichen vor dem neuerdings immer. ; 
lauter erſchalenden und fogar im Neichstage ſich immer führer berborivagendei, ,, 
Vortvurf der Maffenjuftiz.”" Wenn in Gegenwart des preußiſchen Juſtig⸗ 
miniſters und des deutſchen Kaifers fo die herrſchende Juſtiz verteidigt, wen -; 
ausdrücklich nah außen Hin der geſamten Juriſtenwelt, den Stantsanwälten, ., 
und den Richtern erflärt wird, der Vorwurf der Klaſſenjuſtiz ſei ungeredit, ... 
die Richter ſollen fortfahren; in demfelben Geift zu urteilen, fo muß das boR.« 
Einfluß auf die ganze Rechtſprechung fern: (Sehr rihtil) . nen 
- &8 unterliegt ‚gar feinem Zweifel, Haß fir in Deutfhland eine Alaffena.,, 
juſtiz haben, und dieſe Klaſſenjuſtiz wird in einer Weiſe ausgeübt, dab die, 
Empöcung immer breiterer Maffen mächgerufen wird, fa, daß vori ‚Zeit zu Zeit 
ſelbſt bürgerliche Kreiſe von diefer Empörung in Mitleidenfchaft gezogen Mmerdch,, > 
Ich hatte urſprünglich die Abſicht, aus dem bergehohen Material eine gioke,.., 
Zahl dharakteriftiicher Fälle vorzutragen. Allerdings war ich mir darüber f ad 
daß, ſoviel Fälle ich auch vortrage, die meiſten in dieſem Saal erflären würden: . 
Ja, bei uns ift mindeſtens ebenſo ſchlimmes vorgekommen! Ye mehr die Klaſſen⸗ 
gegenſätze ſich zuſpitzen, je mehr‘ Die politiſche Leidenſchaft erregt wird, Det _ 
kraſſer fallen die Urteile aus, und wenn wir es auch begreifen, daß die Richtere 
aus sen Anſchauungen ihver Klaſſe heraus: denken und fühlen, fo müffen hir, 
doch den entſchiedenften PBroteft dagegen erheben, dab: die Juſtizverwaltunge 
alles tut, um die Richtey in biefer Anſchauung noch mehr zu befeſuigen "ste 
„Reizbarfeit“ zu erhöhen, während es ihre Pflicht wäre; gerade in erregten 
Zeiten der politiichen Leidenſchaft auf dem Richterſtuhl Zügel anzulegen. (Sehr 
wahr!) be DE ee 77 
Bei uns liegen die Dinge allmählich ſo, daß 23: kaum mehr möglich ift, das _, 
 gefeblidh garantierte Aoalitiongredt auszuüben, ohne mit! dem Stiäfgefeg in”: 
Konflilt zu kommen. Ich erinnere an die zahlreichen Verurteilungen wegen 
Erprefjung. (Hört, hört!), Noch. vor gar nicht langew ‚Zeit wurde! ein Beumternn 
des Verbandes der Steinarbeiter.in Leipzig wegen. Erpreffutig verurteilt. Und 
was mar der Tatbeitand? Er Hatte in ‚einer Unterredung mit einen Untere: : 
nehmer erklärt: Falls die Mahregelung, die der Unternehmer vorgenommen 
hatte, nicht rüdgängig gemadt würde, müßten Gegenmaßregalr ergrijfen.: 
werden: (Hört, Hört!) Weiter wurde gegen eine. Anzahl von Dedpedern: 2 
wegen berjuchter Erpreſſung deshalb eingefchritten, weil ſie ‚gefordert hatten, «: 
ihr Arbeitgeber folle einen chriſtlich Organifierten. entlaffen, falls ex nieht dem 
Zentralverband beitrete. Andernfalls würden fie jelbjt die Arbeit wiegen: .y 
legen. (Hört, Hört!) Co merden Hunderte chrenmerte Leute, mit .. Dem .ız 
Makel eines gemeinen Vergehens belegt, obwohl ürſprünglich der. Stuafr. 3 
paragraph, aus dem die Verurteilung erfolgt, für gang: anders gegrtete Fälle ... 
beitimntt war, Weshalb wird nicht .in derjelben Weife ‚gegen Untexuehmex 
vorgegangen? Paſſiert e3 denn nicht tagein, fagaus, daß die Unternehmerin; 
ihren Verbänden ebenfo verfahren? Sie verlangen, daß die Unternehmer fhrek.. 
eigenen Branchen: fich ihren Koalitionen anjhließen, und mehr als einmal brahen,, 
fie,-daß, wenn das nicht geſchieht, der Widerjtrebende Schaden erleiden, daß thin — 
das Material nicht geliefert oder daß er im Verruf erflärt würde, (Sehr. 
rdtiel) 0. ce A ee 
— wann erleben wir es einmal, daß gegen bie Unternehmer eingeſchritten = 
wird 9: Wie oft Verlangen nicht bie Unternehmer, dab die Arbeiter‘ aus ihren. ., 
Organiſationen austreten, dat fte in eine beſtimmte chriſtliche Organiſation elite \ 
treten? Wie oft wird ihnen nicht mit Emlaſſung gebroht, wenn fie das nicht 
tun?“ Wo find da bie Staatsanwälte, die gegen die Unternehmer Anklage 
erheben? In dem Breslauer Prozeß kam es wieder zur, Sprache, ‚daß, Öle, 
Metatlinduffriellen Hipp und Kar gegen $ 158 der Gewerbe⸗Otdnung bexitoßeh, .. 
hatten. "Aber es ift nicht gelüngen, fie in’ Anklagezuſtand zu verfegen, man Dat 
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ſtaats anwalt eingelegt. Dagegen. find in Breslau audgefperrte Arbeiter auf 
Grund einer unerhörten Rechtskonſtrultion verurteilt worden. Wenn die Ürbeiter 
merken, daß jelbft da, wo die geſetzlichen Beitimmungen für Abeitgeber und 
Arbeitnehmer die gleichen find, gegen die Arbeitnehmer eingeſchritten wird, gegen 
die Arbeitgeber aber nicht, ſo müßten ſie ja geradezu Fiſchblut haben, wenn ſie 
nicht mit aller Entſchiedenheit gegen: dieſe Urt yon Juſtig Front machen würden. 
weit felbſt hat ein Staatsanwalt vor gar nicht langer Zeit, als ich ihn. auf dieſe 
widerſprechende Praxis aufmerkſam machte — und es war ein kluger Stantsanwalt—, 
geſagt: Ja, was wollen Sie denn? 8. 153 der Gewerbe⸗Ordnung iſt doch einem. 
ganzen Geiſt nad) nur gegen. bie Arbeiter gerichtet. Cebhaftes Hört, hört ) 
Diefet Staatsanwalt hatte aus dem Geiſte der herrſchenden Klaſſe herans bie 
Sitnation ganz richtig beurteilt. (Sehr richtig !) Und wenn ſchon alle Tatbeſtauds⸗ 
merhnale gegeben find, daß. der Staatsanwalt nicht mehr , ausweichen lann, 
danm heist es wie in Breslau: Die Unternehmer haben nicht die rechtswidtige 
Abſicht gehabt. (Seiterfeit.) Wenn man doch mal bei den Arbeitern die rechts⸗ 
widrige Abſicht berneinen wollte! Aber nein, Die einfathen, durch die Vollksſchule 
gegangenen Arbeiter müſſen das Recht kennen, die in den höheren Schulen wohl 
vorgebildeten Unternehmer haben leine Ahnung vom Recht, ihnen mangelt das 
Rechtsbewußtſein! (Sehr gut!) In immer weiteren Kreiſen greift daher die | 
Map, die der große Britte in bie Worte Heidete: | 
ELackier die Sünde nur mit Geld, | 
Gleich bricht die Starke. Lanze der Gerechtigkeit 
_ Dfimmächtig ab. Bekleide fie mit Lumpen. 
: Und: eine —— ram ſticht fie durch. Zu Ä 
(Lehhafte, — u a 
Eine ganz beſondere Ausnahmeſtelung in unſerem Siaatsleben — die 
fogemannten Nnützlichen Elemente“ ein. Der Begriff der Chrverletzung auf Grund des 
5 158 der Gewerbe⸗Ordnung wird von unſeren Gerichten weiter ausgedehnt als 
ſelbſt der Begriff ber Veleidigung. Einen Arbeitswilligen anzuſprehen, ohne feine 
Ehre zw verletzen, bies Kunſtſtück ſollte mir mal jemand bormaden. Wenn 
man. einem Arbeitswilligen jagt: Schließe Dich dach unferer Organifation an, 
Du mißteſt Dich ſchämen zu arbeiten, während wir in harten Kampfe Stehen, 
jo ift der Erfolg eine Anklage umd Verinteilung auf Grund des $ 158. In 
Breskam: haben wir es ja ſogar erlebt, dab ſchon der Nuf: Goch Iebe ber - 
Yatholtfche Arbeiterderein! als eine‘ Ehrverletzung ber Satholifch » organifierten 
Arbeitswilligen angeſehen wurde, weil dieſer Ruf init einem ironiſchen Lächein 
begleitet- geweſen fein Toll. (Heiterkeit) Sa, das Lächeln Arbeitswilligen 
gegenüber ift ſchon wiederholt bon Gerichten als Ehrverletzung angefehen worden. 
Schon die bloße Erllärung: Es iſt doch nicht ſchön von Die, daß Du noch 
weiter .arbeiteft, während. wir uns im Lohnlampf befinden, wurde als Ehr⸗ 
verfegung angeſehen. Es iſt zuweilen leichter, eine Freiſprechung wegen Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung zu erzielen, als wegen Ehrverletzung eines Streilbrechers. 
Denn zum Begriff der Majeſtätsbeleidigung ılı mehr erforderlich als. Die bloße 
Verfcehung der Ehrfurcht. Die Ehre der Arbeitswilligen dagegen ilt bei uns 
fo fein, fo zart geworden, daß der leiſeſie Lufithauch, namentlich wenn er von 
einein Sienenden kommt, fie. zu verletzen geeignet. iſt. Daß dieſe nützlichen 
Elemenie infolgedeſſen mehr und mehr an Uebermut gewinnen, daß ſie ſich 
nießt und mehr erlauben, daß fie ſich einbilden,. jle Könnten den Gtreitenden 
als. FPrivilegierte gegenübertreten, dafür ſind ja die Vorgänge in Nu—rnberg, 
Derlin, Magdeburg. die ellatanteſten Veweiſe. (Schr richtighh Ser Nürnberg 
wurde von einem jolchen Arbeitswilligen ein Streikender niedergeſchoſſen, und der 
Arbcißwillige läuft. nach einigen Slunden wieder frei uncher. (Hörti, hört h 
Sn. Berlin. ‚beiindet ſich ein ‚Mefferftccher, der eich Streilenden wiedergeitorhen 
‚bat, Üi Freiheit. In Magdeburg wird ein Kutſcher während des Kutſcherſtreils 
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ohne jede Urſache von einem Arbeitswilligen durch zwei Angeln. niedetheſtreci 
ber Attentäter wird zwar angeklagt, Der Staatsanwalt beantragte auch vier 
Monate Gefängnis, das Gericht ſprach ihr aber frei, da es möglich jet, daß 
ex don anderen nicht genannten Perſonen mit Steinen geworfen fei und in Well 
meintligder Notwehr gehandelt babe. (Beiwegung.) Ya, wenn body andere Ar⸗ 
beiter, die ſich dieſes Schußes der Behörden nicht erfreiten, jemals fo berrielt 
würden! Wenn der Wrbeiter, der erklärt: ich habe geglaubt,‘ dab mein auf 
mich einen Angriff maht and infolgedeſſen nach meinem Stock gegriffen und 
geichlagen, emmal wegen bermeintlicher Nottvehr freigeſprochen würdel 
gut!) Ich glaube nicht, daß man einen Arbeiter findet, dem dieſes Gluück 
zuteil geworden iſt. Die Anſchauungen in den Richterkreiſen find eben infolge 
ihrer Klaſſenlage derart, da fie den Streikenden von vorn herein, ſich ſelbſt gar 
nicht bewußt, mit ganz anderen Gefühlen entgegentreten wie den Arbeitswilligen. 
Das Wort Putikaumers, hinter jedem Streit lauere bie bndra der Revolution, 
fpult in ben Köpfen der Richter. (Sehr richtig) °— uud 
Sol es jo weiter gehen? Nann die Arbeiterklaſſe dulden; daß ſte agena, 
tagein in den Formen des Rechts auf das ſchwerſte in ihrem Rechtsbewußtſein 
gehänlt wird? Der Breslauer Prozeß Hat in einem bürgerlichen Blatt, Bas fich 
fonſt nicht Durch Entſchiedenheit auszeichnet, eine Beurteilung erfahren, Die 1 
kurz wiedergeben till. Es Heißt da, daß Diefer Prozeß fo ziemlich allem bie 
Krone aufſetzt, was bisher an tenbengiöfer Rechtöpflege in Dentfchland geleifter 
worden iſt. (Hört! hört!) Es iſt ja auch gar nicht anders möglich, als dak 
ſolche Prozeſſe ſich ſchließlich zu Teudenzprozeſſen auswachſen, wenn man bon 
den Richtern das verlangt, was die verſchiedenen preußiſchen Juſtizminifier von 
ihnen verlangt haben. Die ganze Rechtſprechung ſteht im ſchneidenden Wegenſchz 
zu dem Rechtsbewußtſein der großen Mehrheit. Dieſen Veftrebungekt -Teiftdt 
Vorſchub unſer Strafgeſetzbuch, das ſich durch die mangelnde Prägifion, düvch 
Kautichulbejtimmungen an vielen Stellen auszeichnet. Die Partei hat deshalb 
die Pflicht, hei Schaffung eines neuen Strafgeießbuches dahin zu toielen, % 
diefe Begriffe fchärfer gefaßt werden. Gewiß ift das nur em geringer. Schutz; 
aber wir follten auch auf diefen Schub nicht verzichten. Und was die Gerichte 
mit Hülfe des Strafgefegbudjes machen, das macht in noch empfindlicheret Meife 
die Polizei mit Hülfe bes ihr eigenen Polizeiſtrafrechts. Der ‚grobe Unfugs⸗ 
Paragraph kommt nicht mehr weſentlich zur Anwendung. Man hat 08° He 
ſtanden, durch eine andere Beſtimmung dasſelbe oder noch mehr zu erreichen. 
Das Streilkpoſtenſtehen, welches, wie auch das Reichsgericht im der Entfgeisitrig 
gegen Mollenbuhr feitgejtelt Hat, durchaus erlaubt zit, wird alluſoriſch Gemadgt 
durch Polizeivorfariften, die verorbnen, daß bie Polizeibeamten die Pflicht haben, 
für die Aufredhterhaltung des Verkehrs und ber öffeirtlichen Sicherheit zu ſorgen 
und dab das Publilum dem MWefehle unbedingt Folge leiſten muß. 88 Wit wur 
‚merkwürdig, daß der öffentliche Verkehr Durch einen Pallanten flets dann gefibtt 
wird, wenn im der Straße fich eine Fabrik befindet, in der geftreikt wird. "und 
daß der Verkehr immer nur geftürt wird durch Leute, die gu. dem Streilenden 
gehören. rüber mar es wenigſtens noch möglich, Bei den Gerichten, Werk 
die Fälle gar zu kraß lagen, einige Remedur zu erzielen, bis das Kanumer⸗ 
gerit in Preußen als höchſte Inſtanz erklärt Hat, der Richter Habe gas nicht 
das Necht, nachzuprüfen, ob die Anordnung der Polizeibeamten notwendtg: tens 
givedmäßig it. Wenn die Polizeibeamten auch die unzwedmäßigſten "Maß 
regeln angeordnet haben, fo muß eine Beſtrafung eintreten, jobald fie bekanden, 
fie hätten die Anordinmg im Intereſſe Des Öffentlichen Verkehrs oder der’ öftent- 
lichen Sicherheit getroffen. Die Rechtſprechung iſt eine derartige, daß ſie ſetbit 
in Preußen bei verſchiedenen Richtern ein Kopfſchütteln erregte, Ba dieſe 
Richter fragen, wohin fol das führen? Das muß aufreizen, wenn die Arboler 
ſehen, wie man ihnen bei der Ausübung ihrer geſetzlichen Befugnifſe in dem 
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Nucken fällt, wie die Unternehmer Begünftigt, fie ſelbſt aber benachteiligt werden; 
waonn ſie ſehen, wie jeder andere ſich frei auf der Straße bewegen kann, nur 


nit der ſtreikende Arbeiter. Die Praxis des Kammergerichts bringt geradezu 


den Nichter unter die Polizei, deren Macht in dem Staate, den ſich Rechtsſtaut 
neunt, ins Unertrfgliche -gefteigert wird. Das Landgericht Köln hat in einer 
Entiegeidung, in der es durch das Kammergericht genötigt war, Streilpoften. zu 
‚berurteilen, feinen Biveifel gelaflen, daß dieſes Urteil dem RERSFEHUBNEH, und 
ber -Rechtegleichheit einen Zauftichlag: verjegt.. 

88 Beißt darin: Nach den. Belunbungen der Polizeibeamten hat irgend eine 
Belãſtigung des Publikums oder ‚einzelner. nicht ſtattgefunden, die Streikpoſten 
‚gingen: einzeln auf der Venloerſtraße, die eine erhebliche Breite beſitzt, jo daß 
‚das  Streifpoffenitehen den Verkehr nicht. begindert bat. Huf Grund dieſes 


Sachverhalis hegt das ˖ Berufungsgericht keinen Zweifel darüber, daß die Polizei⸗ 


beamten zu der Zeit, wo ſie die Angeklagten zum Fortgehen aufforderten, einen 
begründeten Anlaß zu der Aufforderung nicht hatten. Das Gericht iſt ſich auch 
bewußt, daß durch ſolches Vorgehen der Polizei die geſetzlichent und geweröblichen 
Nechte der Arbeiter ihre Bedeutung verlieren. Denn wenn eine unterſchrifts⸗ 
‚Wie Anzeige and die Mitteilung, ..daß zwei oder drei Perfonen von den 
‚Streifenden nach ihrem Beruf gefragt worden feien, genügt, um die Bolizeis 
behörde zum Einſchreiten gegen das Streikpoſtenſtehen überhaupt zu veranlaſſen, 
39 Wird fie i in ber Zage fein, das Poſtenſtehen bei jedem Streit zu verbieten. 
Gerxrade in den vorliegenden Fällen waren aber Ausſchreitungen um fo. weniger 


‚Bu erwarten, als es ſich um ruhige, zu Gewalttätigkeiten nidyt geneigte, bis zu 
‚einem gewillen Grade gebildete Urbeiter handelte. Wenn unter diejen Umftänden 
‚bie Polizeibehörde fig zum Verbot des Streilpoftenfiehens: veranlaßt gefehen 


Bat, ſo mag fie zwar nach ihrem pflighnäbigen Ermeffen gehandelt Haben, doch 
‚lag. ein ausreichender Grund zu ihrem Einſchreiten nicht vor. Unbedenklich 
Hätten dieſe Erinägungen zu der Freiſprechung des .Angellagten führen. müſſen 
uud geführt, wenn nicht Dex oberjte Gerichtshof der Monarchie die Nachprüfung 
‚ser Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit poligeilicher Anprönungen der hiex frag- 
lichen Art in ſtändiger Rechtſprechung unterbunden Hätte. (Urteile des Kammer⸗ 
gerichts vom 23. September 1889 und vom 28. Geptember 1908.). &3 erklärte 
alſo das Landgericht, dab die Streilpoften anftändig, wie gebildete Leute ihres 
Weges gegangen Sind, Feine Ballanten beläjtigten, dab die Straße eine ‚große 
Breite Hatte, fo daß der. Verkehr fich bequem abwickela Ipnnte. - Dennoch wurden 
fie: im Intereſſe des Verkehrs und der Sicherheit bon der, Straße geiviefen. und 
beftraft, weil fie dasjelbe Recht auf Benugung der Straße für fi in Anſpruch 
nahmen, wie andere. Wenn die Unternehmer auf: der Straße ftehen nnd ſich 
übes Ausſperrungen unterbalten,- dann wollte ich einmal ſehen, weldjer Sturm 
‚Mch erheben würbe, wenn ein Schumann in der gleichen Weiſe vorgehen wollte, 
ie gegen bie Streilpoſten. Dann Hürde man bon Bolizei-Billfür und 
Bureaukratismus fpredien. Heute Liegt die Sade jo: wie die Arbeiter ſich 
drehen und wenden, immer wieder müſſen fie ſich verfangen in den Maſchen des 
Geſetzes. Erflären die Arbeiter: Wenn unfere Sorderungen nicht bewilligt 
werden, dann legen wir die Arbeit nieder, dann heißt es, fie verſuchen 
Erpreflung. Iſt der Streit ausgebrochen, und gehen fte ruhig thres Weges, und 
-wellen fie die Arbeitenden durch ruhige Ausſprache auf ihre Seite bringen, fo 
‚Werden fie ebenfalls. ‚beitraft, und zwar wegen Gewerbevergehens. Wenn die 
Sheilenden in die Wohnung der Arbeitswilligen gehen, in ruhiger Weiſe mit 
ihnen ſprechen und fie zum Anſchluß an den Streit beitimmen wollen, dann 
werden jte oft. megen Hausfriedensbruch beitraft, nachdem man die Wirte, bei 
men arbeitsiwillige Arbeiter wohnen, angehalter hat, fie follten den Streilenden 
das Vetretem des Hauſes derbieten. Wenn es dennoch Perſonen gibt,. die bon 


eined Richt und Schatten gleichmäßig verieilenden Juſtig gegenüber Arbeitern 
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und Unternehmern ſprechen, fo iſt daB ein Maß von Selbſttäuſchung, das geräbegt 
unverſtändlich iſt. Und es beiteht vorläufig leine Voffnung, daß irgend eitle 
Aenderung dieſer Rechtſprechung eintritt bei der Art wie unfere Gerichte zur 
fammengelegt find, denn auf das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wirkt der Einflub von 
Intereſſen der herrſchenden Klaſſe. Recht wird bei uns nicht geſprochen von 


Nichtern, die das Boll aus ſeinen Streifen herausgewählt Hat, nicht von KRichtern 


deren das Voll jein Vertrauen entgegen gebracht Hat, fonbern von Richtern, die 
die Negierung bes Klaſſenſtaats ernennt und die außerdem als eine Bureaufeccteu⸗ 


Taite fih vom Voll abſchließen. So erleben mir, wie biefe Gelehrtenrichter 


jede Zühlung mit dem Volle verloren haben. Die ſozialdemokratiſche Parbei 


bat deswegen die Aufgabe, immer wieder zu verlangen, daß' die Gerichte 


zuſanmengeſetzt werden aus Richtern, bie das Volk ſelbſt anf Grund des all⸗ 


gemeinen, gleichen, geheimen und direiten Wahlxechtes gewählt hät: Es verficht 
fich für und bon felbit, daß die Wahl ohne Rückſicht auf das Geſchlecht zu 
exfolgen hat. Ja, wir bedauern es im hohen Grade, dab in Dielen Prozeſſen 


gegenüber namentlich Jugendlichen und Sittlichtkeitsverbtechern nicht Frauen als 


Richter mitwirken, find ſie doch im vielen dieſer Fälle in beſonderem Rabe 
befähigt, die Tat und den Täter richtig zu beurteilen Bis unſere Fordetung 
der Wahl der Nichter durch dad Volk durchgeführt iſt, müſſen wir an: ber 
Schwurgerichten feitgalten, aber darauf drängen, daß mit dem Berriäjendert 
Syſtem der Ausfiebung der Geſchworenen aufgeräumt wird, daßz tusbeſondete 
überall in Deutihland auch die Urbeiter als Geſchworene “zugezogen Werden, 
baben fie doch längſt bei den Getverbegerichten ben Befähtgungsnuchweis erbracht. 
Die Ueberhebung mancher gelehrten Gerichte über die Geſchworenengerichte iſt 
durchaus unbegründet. Gewiß kommen bei den Schwurgerichten Fehlſprüche vor, 
aber Teingsfalls häufiger, als bei den Straflanmern, mit dem Unterſchied freie 
li, daß fle bei den Schtwurgerichten eher zugunſten des’ Angellagten, bei den 
Straflammern eher zu feinem Nachteil erfolgen. Wir verkennen nicht, doiy au 
die Geſchworenen ſich nicht von ihren Mlaffenborurteilen und ihren politifägen 
Leidenſchaften frei machen können, namentlich wenn fie vom Stantsanwält-gegen 
den Wngellagten geradezu aufgeftachelt werben. Aber ihr Vorzug beſteht durtn, 
daß fie dem Leben nicht fremd gegenüberftehen, daß fie von der Bundinerfge 
mäßigen Routine frei bleiben, daß fie den Ungellagten menſjchlich beurtellen und 
nicht nur in einen Strafgejegparägraphen einzwängen. 

Genoſſen! Unſere Bureaufratie iſt immer mehr und mehr beſtrebi iöre 
‚eigene Mat zu verſtärken. Sie tiflen ja ſelbſt tie ängſtlich die Richter 
darüber wachen, daß nicht ihre Würde irgendivie angegriffen oder verlegt wird. 
Dagegen werden die Nechtägarantien der Angeflagten verkürzt. Unfere Pflicht 
iſt e8, Dafür einzutreten, dab die individuelle Freiheit mehr geachtet und Haß 
der Ungellagte mit ftärleren Rechtsgarantien verjehen wird. Bor allem wenden 
‚wir uns dagegen, dab das. Vorberfahren geheim geführt wird, duß der Ange⸗ 
Uagte nicht in der Rage ift, born dem Gange ber Verhandlungen Kenntnis zu 
nehmen, daß die Vernehmung bon Zeugen und Sachverſtändigen in feiner 
Abweſenheit ftattfinbet, Erſt wenn die Verhandlungen abgeſchlofſen find, geht 
man öffentlich gegen den Angeflagten vor. Wir haben vor alten Dingen au 
sberlangen, dab die Beitimmungen über die Unterfuungshaft. geändert werden. 
Das heutige Strafprozeßrecht erlaubt, einen Angellagten in Unterſuchungshaft 
zu nehmen, wenn Tatſachen vorliegen, aus. denen zu ſchließen ift, duß er Sparen 
der Tat, vernichten oder Mitichuldige zu einer falſchen Ausfage oder Zengen 
Dazu verleiten werde, ſich der Zeugenſchaft zu entziehen. 

Wie leicht es für dns Gericht ift, ſolche „Tatſachen“ altenkundig machen, 
illuſtriert ſehr deutlich der Königsberger Hochverratsprozeß. Dort wurde ber 
-Umftand,. daß die Beſchuldigten der ſozialdemokratiſchen Partei, alſo derfelben 
durch Solidarität ihrer politiſchen Anfichten feſt zuſammengefügten "Partei dir 
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gehören, ſchon als eine ſolche Tatiache angeſehen. In Amerika mb England 
kennt man die Kolluſionshaft nicht, und kein Menſch kann behaupten, daß 
babur ‚dort irgendwie die Strafjuſtiz gelitten habe. Alle namhaften Vertreter 
dar deutſchen und öſterreichiſchen Rechtswiſſenſchaft haben ſich gegen die Kollu⸗ 
fiont haft ausgeſprochen und fie als ein Ueberbleibſel alter Barbarei bezeichnet. 
Sie ſteht im Wiberſpruch au den oberſten Grundſätzen des modernen Straf 
peozefſes, ber .eine Verpflichtung des Angeklagten, zu feiner Ueberführung bei⸗ 
zutzagen, nicht lennt. Die Kollufionshaft verführt geradezu den Unterſuchungs⸗ 
richter, einen Geſtändniszwang gegen den Angellagten zu verindhen. Wer von 
Ihnen im Gefängnis in Koluifionshaft geweſen iſt, weiß, wie von Zeit zu Bett 
der Stautsanwalt oder der Unterſuchungsrichter erklärt: „Ya, mollen Sie jest 
nicht geſtehen? Wenn Sie geitchen, dann wird fofors bie Haft aufgehoben.“ 
Daß bie Befahr beiteht, daß der Angeflagte, durch die Dual der Unterfuchungs» 
Baft märbe gemadht,. erflärt: „Jawohl, ich geitehel” liegt Har auf ber Hand, 
Im Rünigsberger Hochverratsprogeß verlangte man von den Angeklagten, fie 
ſollten geſtehen, daß eine geheime. Verbindung zur Verbreitung hochverrauͤte⸗ 
ziiger Schriften nad) Rußland beftehe. Das konnten fie unmöglich geftehen, denn 
ihnen war nur befannt, was der ganzen Welt und insbejonbere der 
preubiichen und der beutichen Regierung befannt war. Und well fie das 
wicht, geftanden, Taken fie monatelang in Haft. Bon der Kollufionshaft gift, 
was don jeder Unterſuchungshaft gilt: fie ift quälender mie die Strafhaft. 
‚Bei biefer weiß ber Gefangene, wann feine Leidenszeit abläuft, er rechnet mit 
en Zage, feine. —* ſtärkt ſich je näher der Termin heranrückt. In 
der. Unterſuchungshaft dagegen weiß er nicht, wann fie ihr Ende nimmt, er wird 
mürbe. gemacht, und, deswegen iſt fie mit Recht als Tortur bezeichnet worden. 
Wir muſſen una aber auch menden gegen die Ausdehnung, die‘ die Untere 
ſuchungs haft wegen Fluchtverdachts genommen hat. Sowie ein Menſch in drin⸗ 
genden Verdacht gerät — und dringend iſt jeder Verdacht — ein ſogenanntes 
Verbrechen verübt zu haben, wird er regelmäßig in Unterſuchungshaft genommen. 
Die, Begründung ift ſehr einfach; fie beichränkt ſich Auf die ſchablonenhafte Ber 
merlung: Da ein Berbreden vorliegt, ift der Angeklagte fluchtwerdächtig. Mit 
dieſer Schablone wird tagaus, tagein im Deutſchen Reiche das Glück vieler 
Manſchen vernichtet. (Sehr wahr), Die Unterſuchungshaft wird bei uns oft aus» 
geiprochen gegen Kinder von 14 Jahren, die etwa verlockt durch das Naſchwerk, 
das fie bei Kindern wohlhabender Leute jehen, einen Automaten erbrechen, um 
aus ihm einige Groſchen zu nehmen. Das ift ein Verbredjen, und fie können 
wegen Fluchtverdachts ins Gefängnis geworfen werden. Auf der berfdhen 
Tagung den internationalen kriminaliſtiſchen Bereinigung, bie tn Deutſchland 
nor einigen Wochen. ftaitfand, hat ein Rechtsanwalt beantragt, daß eine Statiftil 
‚aufgenommen werben tolle über bie Zahl der Fälle, In melden Unterſuchungshaft 
‚bei und in. Deutſchland verhängt, wird. 
Wir baben eine folche Statiftif nicht, aber ich kann aus meiner Erfahrung 


— was dort der Antragſteller ſagte, daß man erſt aus einer folchen 
Giatiftik exrſehen würde, in einer wie großen Zahl von Fällen dieſe Haft ver⸗ 
hängt wird über Perſonen, die nachher freigeſprochen werden. Der Hinweis 


darauf, dab das KRechtsgefühl verlegt werden könnte, wenn ein Verbrecher bie 
Slucht ergriffe, kann für uns nicht maßgebend fein. Wenn e8 in Deuiſchland 
Jeine. ſtürkere Verlegung des Rechtsgefühls gäbe, als dieſe, dann könnten wire 


wirllich froh fein. (Sehr wahr.) Dazu kommt, daß die moderne Schule davon 


ausgeht, daß die Richter nicht etwa gleichſam ald Stellvertreter Gottes auf dem 
Nichterſtuhl Vergeltung. zu üben hätten, daß die Strafe vielmehr die Anpaſſung 


des Verbrechers au die Geſellſchaft durch Warnung und Bellerumg ober feine 
Unigähligmanung durch Internierung in der Geſellſchaft oder Ausſtoßung aus 
‚bir.Begwede, Run, wenn ed. ein Zwed der Strafe iſt, ben Verbrecher aus ber 
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Gemeinſchaft auszuftoßzen, was iſt es dann für ein großes Unglüd, wenn er 
feldft aus der Gemeinſchaft hinausgeht? Wir geben mutürlich nicht former 
zu fordern, daß jede Unteriuchungshaft aufgehoben werde, benn :e8: iſt: alles 
Dings notivendig, daß man fid) der Subjelte, weiche brutale Inſtinite Haben. amd 
dadurch zu einer ſchweren Gefahr für die Geſellſchaft geworden ſind, verſichert. 
Das iſt um ſo wichtiger, weil, wenn es gar Feine, Unterſuchungshaft wegen 
Fluchtverdachts gäbe, die Reichen und Wohlhabenden ſich "ner .bem: Termin 
dbrücken könnten, während die Armen, bie nicht Die Mittel: Haben, das Land zu 
Serlafien, beitraft wirrben. Aber das Geſeß ſoll dem Richter nit: die Möglich- 
teit geben, ſchablonenhaft und nach diskretipnärem Ermeflen zu handeln,; ſondern 
es ſoll diejenigen Verbrechen, welche als ſchwer, als gemeingeführlich angeſehen 
werden, genau bezeichnen and nur in dieſen Fällen; menn der Fluchtverdacht 
gerechtfertigt if, die Unterſuchungshaft zulaſſen. Heute findet das Gericht 
immer einen Grund für die Unterſuchungshaft. Hat der Angeklagte Geld, 
dunn heißt es: „Weil: ber Angeklagte Mittel befitzt, hefleht bie Gefahr;..baß er 
flieht.” Hat er Fein Geld, fo: heißt es: „Weik er: arm ift; Fo’ feifeit: ihn nichts 
an. die Scholle, er. verliert nichts, wenn er. nach bem Auskonde:geht.* Und 
wenn diefe Gründe nicht beliebt werden, jo wirdemit der Kormel ‚operiert: „lit 
Rückſicht auf die: Höhe der. zu erwartenden Strafe tft ber. Angeklagte flucht⸗ 
verdächtig und deshalb in Unterſuchungshaft zu Bringen.” In dieſer Begiehung 
erlebten wir vor kurzem einen &arafteriftiichen Fall. Unſer Königsberger Pariei⸗ 
Blatt Hatte genau jo wie die anderen Zeitungen aller. Parteien einen: Iourekies, 
objeftiben Bericht über die: öffentliche Gerichtsſitzung der Straflaunmer in Brestalı 
gebracht, in der unſer Genofie Loebe zu der hoxrenden ‚Strafe. non.:i: Kot 
Gefängnis verurteilt wurde. Der Bericht ſtimmt zum Beiſpiel würtlich mit dem⸗ 
jenigen der „Frantkfurter Zeitung“ überein. . Den Staatsanwalt in Königsberg +- 
und zwar ev allein in Deutſchland —  entdedte mum,. daß die Wiedergabe. bar 
Gerichtsverhandlung auch ohne jeden kritiſchen Kommentar: den Tatbeſtand der 
Yufretzung zum Klaſſenhaß enthalte. Heber dieſe gewaltiame Kouftenltion ven⸗ 
liere id fein Wort. Aber was geichah. weiter ?.. Der Nebafteur wurde auf..ber 
Redaktion plöslid verhaftet und in Unterſuchungshaft abgeführt; weil Het. der 
Art der. ‚Straftat eine hohe „Strafe. zu erwarten je. —: Dieſe böge Strafe 
beitand in 200 Mk.! (Hört, Hört) Der Redakteur. wäre monatelang. in: Untor⸗ 
ſuchungshaft geblieben, menn es nicht mit Ueberwindung "großer. Schwierigkeiben 
gelungen wäre, feine Entlaffung durch Hinterlegung bon 82000 Mb zu. bewirken. 
Hier müſſen unbedingt fehärfere. Nechtsgarantien gegeben werden: Mir liegt 
num daran, heute vor diefem Barteitug befonders einen‘ Fall genau vorzutragen 
amd damit der Deffentlichleit gu: übergeben, der am allerſchürfſten bie Art unſerer 
Klafienjuftig und die bon mir eben gerügten Nipjtände. beleuchtet. Es war 
vor zwei Jahren, als bei einem Maurerſtreik in Marienburg zwei Maurer, 
Domhbromwsli und Lange, angezeigt wurden, ‚weil ſie einem vorübergehenden 
Arbeitswilligen, namens Schloßmann, zugerufen haben! ſollten: „Warte nur, wir 
werden die Lümmels ſchon kriegen!“ Das genügte, daß der Amtsrichter Haft⸗ 
befehl gegen beide erließ, und zwar mit: der Begründung; daß fe dringend 
‚merbächtig feien, der Schloßmann dur Drohung zu beſtimmen verſucht zu 
Haben, einer DVerabreining:. zwecks Erlangung: günftiger Lohn⸗ und Arbeit 
bedingungen: beizutreten, und daß ſie bei der Hahen.:zu erwartenden Shritte 
fluchtverdächtig ſeien. Die höchſte Strafe aus 8 158 G. O. ift belanntlich Dusi 
Monate Gefängnis. Und dieſes Strafmaß fol. Fluchtberdacht rechtfertigen ! Als 
die Beſchuldigten gegen hen Haftbefehl Veſchwerde einlegten, ſchrieb nun + 
und das bitte ich zu beachten — der Richter im die Alten hinein, bepor er die 
VBeſchwerdeſchrift abgab: „Dombrowsli iſt der Zeiten das. Ausſtand es. 
Sein Rame iſt bei den Exzeſſen, die hier verübt worden ſind, häufig genannt 
worden. Die Verhaftung mehrerer Naurer hat ſchon mehnere fremde Maurer; wie 
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Sagen Hein. Hierher ge. Mulbiögrians gekommen waren, zur Ahreife 
»eranlabt; bat alſo ſeher: zum guten gemirtt : Wenn Dombrowskti ent» 
Iatlen wird, I zu befürchten, baß er Hi verborgen halten wird, da er 
dochtnicht “arbeitet aut von den. hieſigen Arbeitgebern als Leiter ber Eireit 
Bewegung anhält kaum beſchäftigt werden, dürfte.“ Parteigenofen, 
dber ahre Grand vud Zweck ber Verhaftuug war bamit offen gelegt. Sehr 
dig EB haudelte fich alſo nicht: uns: Fluchtverdacht, ſondern datum, "bei 
Streitleiter unſchãdlich zu machen. (Sehr nahe!) Der Richter rühmt fich Togat. — 
ein. feltener FJall, da das in den Alten feftgelegt ift — daß er. durch feine. Ver⸗ 
haftungen bereits mehrere fremde; mit Den Streikenden ſympathiſierende Arbeiter 
im Abretfe hefrrumt Hat, und ex iſt ſtolz auf das gute Werl, das er damit vol⸗ 
Bbracht zu haben: wähnt. (Hört! hört h Es mar alfo die Verhaftung. gerabegu 
als Eintgüchteringsmittel gegen: bie Streeilenben beftimmt. | 

:» +.Unb weie Ziefe.ber Logik befindet das Gericht, wenn es annimımt, baß 
Der Stxeilleiter ſich varborgen Halten wird, weil er. bad wicht arbeitet. Wie mat 
qich ungeführ das; Gericht die Funktion eines. Streiffeiterd, der ſich im Ver⸗ 
Wborgeren hätt, vorſtellen : Der Staatsfekretär im Reichsjuſtigamt wird gegen⸗ 
über: diefen ind ähnlichen Füllen zu dem bekannten Beruhigungsmittel greifen, 
ma: hunble fich um einer einzeinen Richter, ber einmal einen Wißgriff ‚begangen 
habe. Aber Barteigenofien, eine ſolche Eutſchuldigung wird durch folgende Tat⸗ 
fachen ad. absurdam geführt: Auch der Stantsanmalt bei dem übergeordneten 
Mandgericht flop; ſich der Auffaftung des Anusrichters an, und bie Straffammer 
Beftätigte: ben Gaftbefehl. (Hört, hört) Die Staatsanwaltſchaft, die ja fonſt — 
naneunttich gegen Brehlünderi— fo: fchnell arbeitet, kam hier mt dieſer fo. ein⸗ 
Faden: Gadje „gar. nicht von der Gtelle Am 9. Yuli-beantragte ber Staata- 
nawait Hafrfriſtverlaugerung · um eine Woche, dann wieder um eine: nene Woche, 
Dduw noch um zwei Wochen. Endlich hutten bie Beſchuldigten einen Verteidiger 
in der Nachbarſtadt gefunden, der dunn weitere Beſchwerde gegen den Haftbefehl 
einlegte. Dar Oberftaatsanwalt beantragte aber Aufrechterhaltung des Haft⸗ 
Befehls, indem auch :er fi” auf. ber Standpunkt bes Amtsgerichts teilte, und 
soft. am 27. Juli wurbe der Haftbefehl durch‘ Beihluß des Oberlandesgerichts 
Marienwerder aufgehoben, welches erklärte, es fei nicht zu eriwarten, daß gegen 
ben:i;bisher unbejtraften Dombromsii auf bie.. Köcktittafe von 
8.Monaten Gelüngeis erkannt. werben würde; bie. Höhe ber Strafe dünne bie 


" Snnahme nicht vechtferfigen, daß ber. Angellagte fich der Strafe durch bie Flucht 


entziehen würde. Yun. dieſer Annahme liege um jo weniger Seranlafımg nor, 
38 eu der Vater: eines Heinen. Kindes fi; nichts fprede'dafür,.baß 
au feine: Samilie im'Sti lafjfen werde. Derartige Erimägumgen, 
Fo: seit os in Disfem: Beſchlaß, wie fie anſcheinend für das Arntsgericht für dae 
Werhafnmg des Beſchuldigten beſtimmend ſeien, wären: nach der Strafprogeß⸗ 
vrdrug als :eine gefetzlich zuläſſige Rechtfertigung der Umerſuchungshaft nicht 
angnerkennen. (Hört hörtl) Um welche Bagatelle es Fi. in der Tat handelte, 
‘get 'bäarauß: ‚hervor; daß von. demſetben Amtsgericht ber eine Angeklagte frei⸗ 
geſprochen merbeur wußte, amd ber zweite auf Grund eines höchft bedenklichen 
Avrtelia eine Woche Befänguis erhielt. Damit iſt aber dieſer au haralteriftifchen 
Drowierden: fo: werde Fall noch keineswegs erfchöpft. Der Verteidiger des Ange⸗ 
Uagten letznte in der Hauptverhemdlung den Amtsrichter wegen Befangenheit 
ab Indem er auf die: erwähnten Worgänge Hintvies, unb teil iihm zu Ohrden ge⸗ 


‚Sonmmen war, daßz der Richter fich Zu den: Landrat: begeben. hatte ud zu 


Stejem'geitgt:hatter Schicken Sie mir recht. viele ſtreilende Maurer, “wir 

werben: Harn! Thon "das: weitere veranlaflen” (Hört Hört!) Ste: werben 53 

fie anglaublich Halten, dab sin NRichter von feiner seil« curulis Herurtteriteigt 

are Mekizpidenriien mit 'einer folgen Aufforderung: gegt. "Der: Richter 

hat fi” aber darüber felbit geäußert mit folgenden Worten: er gübe zu, 
R4® 
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„daß er zu dem Landrat gegangen fei und daß er gebeten Habe, bie Polizet⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen, energifch gegen die Exzedenten vorzugehen und 
Leuie, welche ſtrafbare Handlungen begangen, Hierher einzuliefern.“ (Hört, 
hört!) Weiß dern der Michter nicht, daß nicht jeder Exzedent in. Unterfuchungs» 


haft: gebradgt' werden ' darf; Tondern baß der dringende‘ Verdacht eines Ber 


brechens oder Bergehens vorliegen und ber „Erzedent” außerdem der Flucht ver⸗ 
dächtig ſein muß? Auch Hier handelt e3' fich wieder nit um bie“ Auffaſſung 
eines vereinzelten Richters, fondern der Staatsanwalt erklärte, daß der Richter 
zu einem ſolchen Schritt nicht nur berechtigt, ſondern fogar verpflichtet ‘Sei. 
Wir Haben und gewiß alle längft das Erſtaunen gegenüber der Juſtiz abgemöhnt, 
Aber Sie werden dennoch glauben, daß ein Richter, wie der vorher durch ſeine 
eigene Erklaͤrungen charakterifierte, wenigſtens fo viel Selbfterkenntnis beſttzen 
werde, um ſich für befangen zu Hulten. Aber weit gefehlt! Der. Richter ertlärte 
ſich File richt befangen, und das Landgericht beſtätigte ihm, "daß er nicht befangen 
ſei, wenn es auch ſeine Handlung gegenüber dem Landrat als „ungewöhniich“ 
bezeichnete und damit einen „milden Ausdruck der Mißbilligung zum Ausdruck 
bringen mollte. Dies alles iſt gar- nicht zu verſtehen, wenm man ſich nicht 


von vornhevein Nar macht, wie die Richter gar nicht imſlande find, leiden⸗ 


ſchaftslos und völlig unbefangen, losgelöſt von ihrer Erziehung, ‚von ‚ten 
Anſchauungen ihrer Klafſe, zu urteilen. 

In einem zweiten alle, der juriſtiſch noch viel ſchlimmer iſt, wurde ein 
Maurer, der lediglich auf den Trottoir ſtehen geblieben, alſo eine Polizei» Weber.» 
tretung verübt haben ſollte, in Unterſuchungshaft genommen, mit der Be⸗ 
gründung „daß: er in den: Streil. eingetreten fei’— das iſt das 
wahre Verbrechen — und aud einer don den Maurer ſei, welche andere 
vonder Arbeit zurückhielten“. Da bei einer bloßen Hebertretung nach‘ ” 
8 118 des: Straß Progeb-Ordnung die unterfuchungshaft nur gegen Landſtreichet, 


Heimätlofe oder unter Polizeiaufſicht ſtehende Perſonen verhängt werden darf. 


ſo wurde ber beſchuldigte Maurer, obwohl er verheiratet war, Kinder ‚datt — 
einen feſten Wohnſitz hatte und in Arbeit ſtand, flugs zu einem. domizill sien . 


geſtempelt and er wurde tegen‘ angeblichen Stehenbleibens auf dem Trottoir 
23 Tage in Haft behalten | (Hört, Hört) 

Diefe -Beifpiele; die ich allein aus meiner Praris um hunderte vermehren 
kann, ſchreien zum Himmel. (Sehr richtig ) Wir müfſſen zur Sicherſtellung der 
Stauttzbürger — und' auch der Arbeiter iſt ein Staatsbürger — verlangen, vb 
ihnen sofort, wenn fie. berhaftet werden, ein erteidiger‘ geſtellt wird. Der 


—8 


Verteidiger darf nicht, wie es Heute vielfach aus fislaliſchen Gründen oder aus n 


Mißuchtung der Rerteidigung geſchieht, aus ber Dal der „ unerfahreneyt . 
Referendure genommen : werden,’ die noch nicht ihre abilbung abgeſchlyſſen 
Haben. Wenn der Staat einen bloß Verdächtigen plötzlich aus: feinen Beruf... 
reißt/ von. ferner Familie trennt; inter K Kerlermauern verſchließt, oft dadurch 
phyfiſch und pſychiſch-bricht und dem Anklüger gegenüber‘ tampfesunfähig. macht: 
ſo verfteht es ſich von ſelbſt, daß er ihm wenigſtens einen des Rechts Tundigen 


Verteidiger gut Seite fielen muß, der Das Entlaftungsmaterial zur. ‚Stelle i 


f&daffert-Tanıt. Und der Verhaftete darf mit Recht beanſpruchen, "Hab, nicht ein 


geheimes, ſchriftliches Verfahren, ſondern in fchleuniger, dontradiltoriſcher Ver⸗ 


handlung der Grund der Verhaftung nachgeprüft wird. Wir müſſen au. 


Dagegen proteſtieren, daß über dent Zweck der’ Haft hinaus unter be uemer, Des * 


rufung auf die „Aufrechterhaltung der Ordnung im Gefäugniſſe“ die Bewe I 


freigeit bes Berhafteten eingeſchnürt wird. Wir fordern insbeſondere, da ibm . 
unbeſchränkter Verkehr mit dem Verteidiger und unbeſchränkter brieflicher Verlehe 
mit der Außenwelt geſtattet werde. Das Wefeg über die Enrſchädigung tie. 
unſchuldig erlitiene: Unterfugungshaft vom 24, Sufi 1904 ° iſt nur ein, ‚Scheine s 
geleii-- Wenit See Staat im Interefſe Ber’ ——— bie Ahokoidgeli 
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Breiheit. dir Stantsbürgers, gegen den nur ein Verdacht einer -Trafbarem. . 
eſteht. veriüchiet. ja muß er ohne alle Verflaufulierung ‚verpflichtet . 


Handlung 
werden, deu Verhafteten, deſſen Feſtnahme ſich als ungerechtfertigt herausſtellt, 


ſowie denjenigen, ber. außer Verfolgung gejegt oder freigeſprochen wird, :zu ente . 


ſchädigen. Wird dieſe Forderung. berwirklicgt, und werden die Beamten für ihe ,, 


Verſchulden bei der ‚Strafreäjtspflege unter. Mithaftung des Staats: haftbar . 
gemadit, To wird es laum ‚noch, borlommen, . dab Angeklagte 15 Monate im, - 


Untterfichnungsgaft gehalten. werden, die freigefprosgen oder. ınit geringen Gelde 


trafen belegt wurden. . Parteigenofien! Nach unſeren Erfahrungen Fünnen wir 
die Staatsanivaltigaft, nicht als die „objeltivfte Behörde“ bezeichnen. . Wie 


Haben oft beobachtet, daß unſere Juſtiz langſam arbeitet oder verſagt, wenn es 
fi. um die Verfolgung bon. itrafbaren Taten in höheren: Sphären handelt, daß. - 


fie insbefondere Unternehmer frei bon Schuld und Fehle erachtet, wo fie gegen 


Arbeiter - einfchreitet... Wir miülſſen deshalb das UT Der — — 


anwaliſchaft abfegnen. 


Auf’ bie. Übrigen, ftrafprogeifualen Forderungen, welche ich in ‚den Theſen 


aufgefteit Habe, kann ich bei: der vorgerückten Zeit nicht mehr eingehen. Wir 
wollen die Freiheit, des Angeklagten ſchůtzen gegenüber. or — Straf⸗ 
gemalt bes Staates. °. 


= 


Ich will mich num noch kurz der Frage zuwenden, wie wir uns gegenüber 


der. wachſenden Zunahme ber gerichtlichen Verurteilungen auf allen Gebieten zu 


berhalten, ‚haben. Nach dem Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich ſind 


im J ghre 1904 innerhalb des Deutſchen Neiches .516976 Perfonen. wegen Ver⸗ 


bresge en ‚und Vergehen gegen Reichsgefetze rechtskräftig verurteilt worden. ‚Unter 
diefen befanden ih 656028, alſo faft 10 Proz. die bei Begehung der itrafbaren 


Tat noch nicht 18° jahre, alt waren. 225326, d. h. anmähentd die Hälfte aller. 
Verurteilten ‚waren bereits porbeſtraft. Zu dieſen Verurteilten tritt die noch. 
weit größere Zahl derjenigen Perſonen, welche auf Grund von Landesgeſetzen 
zum Beiſpiel des Vereinsgeſetzes oder auf Grund von Uebertretungen, ſo wegen 


Bettelns, Landſtreichens, groben Unfugs oder wegen Polizeiübertretungen heſtraft 


worden find, Diele Zahlen liefern ein erſchreckendes Bild der „Kriminalitäk‘. 


Sie umſchlietzen eine unfagbare Fülle von Leiden und Elend. Und die Ver 


urterlungen. treten ‚alljährlich: mit. einer in die Augen fpringenken Regelmäßig⸗ 
keit ein. Die, Sr der. vexurteilten Perſonen wegen Verbrechen amd Vergehen 


gegen Neichsgef etze hat bon Jahre 1899 ‚bis 1904 mit unerheblichen 
Schwankungen ſich von 477807 auf 516 976 geſteigert. Zu dieſem Heer bes. 


Verbrechertums liefert die. nicht herrſchende unbemittelte Klaſſe der größten 


Teil, Und ſchon aus dieſem Grunde muß die, ſozialdemokratiſche Partei fi 


eindringlich mit diefem Problem beſchäftigen. Bor allen Sriminalpolitilern wird 
anerkannt, daß gegenüber den Verbrechen unſer geltendes Strafrecht machtlos iſt. 


I 


Aber bie Vertreter. der modernen kriminalſoziologiſchen Schule. nehmen an, daß: - 


burd) ein neues, ihren Anſchauungen Nedinung tragenbes Strafrecht das Vers. 


brechertum wirkſam bekämpft werden könne. Dieſe Annahme iſt eine durchaus 
trügeriſche. Das Verbrechertum hat, wie gerade dieſe Schule erkennt, ſeine 


Wurzeln in den geſellſchaftlichen Verhältniſſen. Als ſoziale Erſcheinung Tann es 


nicht Losgeldjt von den anderen Sozialen Fragen betrachtet. werden. . In feinge - 


heutigen Geſtalt und Zuſanmmenſetzung it es ‚eng bertpachien mit · der kapitaliſti⸗ 


ſchen Geſellf chaftsordnung und ſchöpft aus ihre immer. neug-Rahrung.. Won Ag; 


im Jahre 1904 verurtéilien Perfonen waren .121.310 allein. wegen Diehftahla 
und Nnterſchlagung verurteilt worden, 25.788 ‚wegen Betruges, 7440. wegen 


Hebtereis, ferner. 125 741 wegen Kürperberlegung. Der Zuſammenhang 548. :- 


Berbrejertums mit den ſozialen Buftänden. tritt in diefen Zahlen deutlich ur die 
Erſcheinung. — die. Kriminalitat von der wiriſchaftlichen. Sage eines Bolleß 
abhängt, 18 Jangit belgnnt aD wird heutautage bon deiger Seite heſteitten 
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Man hat einen Paralle lismus zwiſchen der Höhe der Getreidepreiſe und der 
Zahl der Verbrechen nachzuweiſen geſucht. Man hat darauf hingewieſen, daß 
bie, Bebentung des wirtſchaftlichen Faltoren ſich nicht auf eine, ſondern auf 
‚mehrere Generationen bezieht. Profeſſor Lis zt bat in. feinem! Vortrage: 

„Die Bubmft.des. Strafrechts“ ausgeführt: „Das Elend, dag den Water und die 
Mutter, gebeugt und gebrochen Hat, das ben: Vater. dem Alkoholismus und bie 
Muster der Proftitution in die Armee getrieben bat, äußert fi. in ber 5 
ſchwächten Lebenskraft des Kindes, das ſeinerſeits wieder in denſelben 
ungünſtigen Verhältniſſen aufwächſt und ber geſteigerten Einwirkung. der‘ geiell- 
ſchaftlichen Faktoren unterliegt.“ Wusdrüdlich bezeichnete er in. dieſem, Vorträge 
die ‚wirtichaftliche Depreifion als den Faktor, der die Zahl der Berhredien. über⸗ 
haupt, der Diebſtähle insbeſondere erhöht. Und aus ihr exklärte er eg, daB. die 
Diebſtahlsziffer, die bis zum Jahre 1888 abnahm, feitdem in lebhaftem Sieigen 
‚begriffen war. Aber dieſe e Erllärung konnte nicht ausreichen, da auch in, Seiten 
wirtſchaftlichen Aufſchwungs eine Zunahme der Verbrechen erfolgte und. io 
bezeiäänete er in feinem Bortrage, den er 1899 zu Dresden ‚iiber. dag Verbrechen 
als ſozialpathologiſche Erſcheinung hielt, bereits die Geſamtlage der arbeitenden 
Klaſſen, ihrer Lage, nicht nur in finanzieller, ſondern auch in körperlicher, geifti 
fittlicger und . politifcher Beziehung als den eniſcheidenden Saltor. für ‚die Fi 
‚twidelung der Kriminalität. Wenn man bie zu diefer Erkenntnis borgedrungen 
iſt und in der Gefamtlage der arbeitenden Klaſſen einen weſentlichen Faltor 
erblickt für die Kriminalität, fo muß man, auch folgerichtig dahin kommen, daß 
die Kriminalität bedingt iſt durch die kapitaliſtiſche Geiellſchaftsordnung, 

Nicht — wie zuweilen angenommen wird — die wirtſchaftlichen Zaltoren 

im engen Sinn bieten eine ausreichende Erkllärung für die Kriminalität,, nicht 
. die. individuelle Not, fondern die ökonomiſche Struftur der Geſellſ oft, "und bie 
ſich aus diejer Struktur ergebende Gliederung dex ganzen Gejelichaft in. Klaſien, 
„Die mit dieſer Geſellſchaftsordnung verbimdenen Erſcheinungen des Mafienelends, 
des Alkoholismus, der Proſtitution, die Hereinziehung der Frauen und Kinder in 
: ben Produftionsprogeb, die Auflöſung der Familie, die. Unficherheit: der, Eriftenz, 
insbeſondere auch die dem Untergang geweihten Mittelſchichten der Vepöfferung. 
gYüt diefen Urſachen ſchwindet auch das Verbrechertum. 
Der. Einwand, dab. es auch im der ſozialiſtiſchen Sefellfchaft Leidenſchafts⸗ 

verbrecher geben werde. daß auch: dort — um das viel zitierte Beiſpiel au⸗ 

führen — ein Liebhaber aus Eiferſucht einen Mord begehen werde, iſt ſchon 
. Deshalb. hinfällig, weil ſchon heute dieſe Verbrecher für die Kriminalität Taum 
in Betracht kommen, nur Ausnahme⸗Erſcheinungen bilden. Unter den mehr als 
eine halbe Million beiragenden Perſonen, die im Jahre 1904 im Deutſchen 
‚Reiche, wegen. Verbrechen. und Vergeben. gegen Reichsgeſetze berurieilt ſind, ſind 
wegen Mordes und Totſchlages 278 verurteilt worden. Nur 0,06 Proz. allex Ver⸗ 
brechen und Vergeben gegen Reichsgeſetze entfallen auf Mord und Totichlag. Aber 
and) die Leibenichaftsperbrecher ‚werden: unter auberen. ſozialen Verhältuiſſen nicht 
‚die Antriebe zum Verbrechen finden und bei einer forgfältigen Erziehung eine größere 
Widerftandstraft ‚gegenüber dem Verbrechen erlangen. Die Kriminalioziologen, 
‚welche die Wurzel bes Verhrechens in den Jozialen Berhältnilien erbliden, werben 
pon ihrem Standpunkt dazu getrieben, eine, entſchiedene Gozialpolitif | zu fordern. 
Aber die platoniſche Liebe. zur Sozialpolitik verhindert fein Verbrechen. Es Wü 
beſſer wenn ſie, ſtatt ihren Fleiß und Scharfſinn nur. auf die Schaffung vi 
Paragraphen zu verwenden, ihren ganzen. Einfluß und ihre ganze Kraft Kara, 
richten, daß im Deutſchen Reiche eine wirkſame Sozialpolitif durchgeführt wixl 
Unſexe Aufgabe iſt es. ganz beſonders in dieſer Richtung tãtig zu fein, "De 
‚ Sogialbemokratie. und den Gewerkigaften lommt Bas Verdienſt au, daB, di 
gabl der Verbrechen heute nicht noch größer iſt (ſehr richtig) ‚denit, wenn. di 
Gewerkiaften nicht die Lebenshaltung der Arbeiter heben, nicht im Falle de 
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Arbeitsloſigkeit ihnen beiſtehen würden, ſo würde die Zahl der Verbrecher noch 
mehr geſteigert. Und wenn gegenüber ben niederdrückenden Tendenzen des 


‚Kapitalismus die fozialdemofratifche Partei und die Gewerkſchaften ſich nicht 


bemühen würden, die Arbeiterklaffe phyſiſch, geiſtig, moralii, finanziell empor 
zubeben, fo würde das Verbrechertum noch mehr auswachſen. (Sehr richtig |) 

Wir ‚verlangen infolgedeifen, daß -biejenigen, die enftlich eine Minderung 
der Kriminalität herbeiführen wollen, eintreten für bie. gejeglihe Einführung 
des adtjtündigen Marimalarbeitstages, damit bie phyfifche Kıaft der Arbeiter 


. nicht untergraben wird, damit fie Zeit getwinnen für ein geregeltes Familienleben, 


für ihre geijtige Ausbildung, fir die Teilnahme an den Beſtrebungen zur Ber 
beflerung ihrer Lebensbedingungen. Damit werden bie Urfachen vieler Verbrechen 
befeitigt. Wir verlangen vor allem, daß alle Feffeln, welche ben Arbeiter an der 
freien Ausübung feines Koalitionsreht und an ber Hebung feiner Lebenslage 
Berbindern, befeitigt werden. Wir verlangen eine Verbilligung‘ und Verbeſſerung 
der Arbeiterwohnungen, meil eine große Hahl der Sittlichkeits-Verbrechen mit 
dem heutigen Wohnungselend zufammenhängen. (Sehr wahr!) Wir verlargen-eine 
Befeitigung aller Maßregeln, welche die Preife der Lebensmittel erhöhen, alfo 
eine Befeitigung der heutigen Zollpotitif. Wer diefe Zollpolitik betreibt, fürbert 
Das Verbrechen. (Schr wahr!) Wir verimgen, daß an Stefe der vers 
Trüppeltert Schulen, wie fie durch die Studtſche Echulpolitif gefördert‘ werben, 
Verweltlichung der Volksſchulen und eine derartige Ausgeitaltung, daß fie geeignet 
find, auf Gemüt unb Verftand der Schüler veredelnd einzuwirken. Wenn e8 
Perſonen gibt, die man verantwortlich machen Tann für: die gegemmärtige 
Zunahme der Verbrechen, jo find e3 diejenigen Politiker, welche bie Soztals 
politif hemmen, welche das Schulgeje geichaffen haben und ‚bie golpolitit bes 
treiben. (Sehr ridtig ]) 

Wir vergefien nicht, daß es die Geſellſchaft ift, bie ben: Armen ſchulbig 
werden läßt. Wir wollen nicht, daß er der Pein überliefert werde. 

Wir find Gegner ber Todesſtrafe. Wir lehren e8 ab, daß für einzelne 
ftrafbare Handlungen Mindeſtſtrafmaße feitgefegt werden, mie eine Woche 
Gefängnis bei gemeinſchaftlichem Hausfriedensbruch, drei Monate Gefängnis bei 


Ruckfalldiebſtahl, unter die der Nichter nicht gehen barf. Tagaus, tagein 


führen die Mindeſtſtrafmaße zu den größten Hürten. 

Die vielen Heinen Yreibeitsitrafen, auf die Heutzutage bei geringfügigen 
Vergehen oft erkannt werden muß, müſſen durch Geldſtrafen erſetzt werden. 
Gar mander ift erft bei Verbüßung einer jolden Freiheitsſtrafe durch die ſchlechte 


Geſellſchaft im Gefängnis auf die Bahn des Laſters geführt worden. Gar 


mander bat dur die Gefängnisitrafe feine Arbeit verloren und über ſeine 
Samilie große Not gebracht. Die Geldſtrafe darf nicht im Falle des Unver⸗ 
mögens des Verurteilten in Freiheitsſtrafe umgewandelt werden; ſie muß nach 
der Höhe des Einkommens bemeſſen werden, darf jedoch bei bloßen Ueber⸗ 
tretungen eine geringfügige Höhe nicht überſchreiten. 

Die Geſetzesverletzer, die die Geſellſchaft infolge ihrer Struktur mit Note 
wendigkeit immer wieder erzeugen muß, müſſen milde beurteilt werden. Obdach⸗ 


Yofe, Bettler, Landftreicher zu beftrafen iſt ebenſo roh wie unnlig. Die Sthilde- 


rungen Gorfi3 und Oſtwalds über biefe Opfer ımferer Geſellſchuft follten von 
der berrichenden Klaſſe beherzigt merden. Die Uebertveifung an bie Landes⸗ 
polizeibehörde muß abgeihafft werden, da das Arbeitshaus dem Zuchthaus 
gleichkommt. Die Stellung unter Polizeiauffit iſt zu verwerfen, weil fie 
meiftens nur dahin führt, den Verurteilten nach Verbüßung der’ Strafe an ehr⸗ 


lichem Erwerb zu hindern. 


Wir wenden uns mit Entſchiedenheit gegen die harte Beſtrafung der’ Eigen⸗ 
tumsvergehen. Wir können es kaum verſtehen, daß ein Mann, der eine Wurſt 


ſtiehlt. zu ein Jahr "Gefängnis verurteilt wird, "daß — die tleine Kohlen⸗ 





’ 
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ftüce auflefen,; im Falle des wiederholten Rutkſalls mit Brei Monaten, ja fechs 


Monaten Gefängnis und darüber beſtraft werden. Wer in bitterer Not zur Er⸗ 


Baltung: ſeines oder feiner. Angehörigen Reben dazu getrieben‘ wird, fich au 
Gut gu vergreifen, muß ſtraflos bleiben. 

.WBird ein neues Strafgefegbuch geſchaffen, jo ſollen auch diejenigen @öitter, 

weiche für bie Arbeiterllafle von Wert find, ſtrafrechtlich gefaigt tverden, fo vor 

allein die. Urbeitafraft gegen Nusbeutung. Im Sabre 1904 find in der unfall 

Serficherungspflichtigen Betrieben 137 673 Arbeiter verlegt, 8752 getötet worben. 

Wo find in. ber herrſchenden Klaſſe die Kriminaliſten, welde ftrenge Strafen file 


Diejenigen fordern, welde durch mangelnde Schutzvorrichtungen die Körper⸗ 


kertegumg: und Die Zötung biefer vielen tauſend Ürbeiter: verſchuldet haben | 

. Üeber: umferen Strafvollzug gu Iprechen, würde allein einen mehrkimbigett 
Bortrag forbern. Ein großer Teil von Ihnen iſt ja auf diefem Gebiete in hohen: 
abe: forsveritändig. [Sehr ridtigl) Bei uns bat die Suafvollitredung in 
einer Weile dazu beigetragen, Verbredien zu verhindern. Wlle Kenmer unferet 
Gelängniile und Buchthäufer ſtimmen darin überein. .Wor kurzem bat fogar der 
Miniiter de Innere in reußzen in einem Erlaß ertlären müfſen, dab mar 
forgfältig. prüfen ſolle, ob jugendliche Perſanen Einfiht in bie Gtrafbarteit 
Baben und daB, wenn ſich Zweifel darüber ergeben, man fie nicht mit Strafe 
Belegen fall, weil fie durch die Haft „einer ſchweren moralifchen Gefährdung 
ausgelegt würden“... Wie bie Nugend des arbeitenden Volkes heutzutage. vor 
Gericht behandelt wird, das erfüllt uns alle, die wir es kennen, mit tiefften: 
Gehmexzg. Jeder von und weiß, daß entweber er felbft oder viele: feiner. Be⸗ 
kannten; bie Heutzutage in den angelehenften Stellungen fich befinden, als junge 
Burtchen etwas getan haben, was nach unferer Strufgefeggebung eine ſtrafhare 
Sandlung ift. Die fittliden Vorjtelungen find ſehr oft noch nicht mit 14 Jahren 
ar. Neife gelangt. Der Charakter kann regelmäßig in biefem Witer: noch ae 
genügend geftäblt jein, um ben Berfuhungen gu miderftehen. 

Die Kinder reicher Leute werben, tvenn fie gegen das Strafgefeh verſtehen 
auf Betreiben der. Eitern ärztlich unterludht, und es kann — mit Medgt — 
meiſtens dargetan werden, dab fie nicht die „Einficht in die Strafbarkeit“ ihres 
Zuns gehabt haben. Uber bei den Arbeiterfindern werben dieſe Umſtände wicht 


gemacht. Wir fordern, daß die Strafbarleit erſt mit dem Abſchluß einer: ges 


willen förperlichen, geiſtigen und fittlichen Entiwidelung, nicht vor bem 16: Lebens 
jahr eintritt.  Unfere Gerichte fehen wicht auf die Motive ber Tat, fie frage 
nicht danach, welches bie individuellen Faktoren gewefen find, welche die Tat 


beitimmt, ob tranfhafte Veranlagung. oder geiſtige Minderwertigkeit vorhanuden 


iſt. Unfere Forderungen müflen dahin gehen, daß die Perſonen, welche zum 
erſtenmol in das Gefüngnis kommen — das wird nicht nur von ums. Sozial⸗ 
demolxaten, ſondern nuch von einſichtigen bürgerlichen Kreiſen verlangt — nicht 
mit erfahrenen Berbhrechern zuſammengebracht werden dürfen, werden bed bie 
Gefängrifie von allen Kennern als die Bflanzftätten des Lufters bezeichnet. 
Namentlich die jugendlichen Perſonen werden erjt dadurch, dag fie mit Ver⸗ 
Baschern ‚gufammmenlontmen, oft jelber zu Verbrechern gemadjt. Wir verlängen 
deshalb, daß die jungen Perſonen abgetrennt werben von erwachſenen Verbrechern. 
Alle Gefangenen müflen fo behandelt werden, daß fie wieder imugliche Mitglieder 
her Sefellichaft werden. Sie dürfen nicht gequält und mit brutalen Körper⸗ 
ftrafen biszipliniert werden, fondern man muß verſuchen, ihnen eine lörperkid 
geiitige und ſittliche, bon allen muckeriſchen Bejtrebungen freie Ausbildung 
geben, damit fie beiler ausgerüftet werden. für den Kampf ums Dafem.. WR 
fol ihnen eine Urbeit geben, durch die fie wieder in die Höhe kommen. D 
Arbeit ſoll nicht- darin heitehen, Erbſen gu lefen und Werg zu zupfen; die Arbeite 
tollen j0 fein, daß ſich womöglich jeder in feinem: Beruf weiter entwidein kan 
Es muß die Brytalität aufhören, daß Perionen, weldje vorker Iediglich geifti 
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Arben geleiſtet batten. in: Gefängnis mit geifttötenben: körperlichen Arbeiten 


gequält werden. Gerade Die ſozialdemokratiſchen Redalteire Hat man vielfach 
in diefer Weile -behandelt. :. Eier unferer gelirigen Neferenien bat monatelang 
og feiner Vorbildung ala Lehrer Erbin leſen müllen Ber Staat muß: ben 
Perſonen, die. er aus den Strafanitalten entläbt, feine Fürſorge zuwenden. 
Denn die Perſonen wieder aus dem Gefängnis. hinaus ins Leben. treten und 
feine Arbeit finden, dann müſien fie notmendigermeije: wieder auf die Bahn des 
Vaxbrechens gedrängt. werben. - 

Das. find in gebrängter. Kürze ungefähr die Nichtlinien für. uns. bei ben 
Veltrebungen für neue Straigefege. Weniger Strafbeſtimmungen umb. mehr 
Sostalpotitil.) Das iſt in erſter Linie unſere Loſung. 

Glaubt die herrſchende Klaſſe durch Vermehrung und Berfetrfung der Strafa 
Beftimmungen unferer Bemegung Einhalt tum. zu können, fo irrt fie. ‚Mögen 
die Strafbeſtimmungen uoch bermehrt werden. mag. man bie Recseipreciumg noch 
Ärger gegen die Arbeiter anwenden, die Wirkung Ü eine ganz. andere als bie 
beablichtigte. Alle, die wegen ihrer Heberzeugung in bie Welängnifie gebtacht 
Werden, vermehren die Stimmen des organifierten Proletarint3 und führen zu 
einer Stärkung ımiered Emanzinationstampfes. . Durch. die Verurteilung unferer 
Kömpfer wird. nur noch mehr Groll und &xbitterung : gegen bie herrſchende 
Geſellſchaftaordnumg erzeugt. 

Die Herrſchenden ſollten ſich aefagt fein laſien, was ber bereits ertoktnta 
cheme lige Neichsgerichtsrat Mittelfiadt ausgefüthrt Hat: Weiche Befangenhett 
polizeilicher Weltanichauungen muB bie Köpfe beherrſchen, die des guten Glanbent 


ſind, mit Hütſe des. 8 830 Nr. 11 des Strafgeſetzbuchs mit einer Llebertretunger 


ftenfe die Sogialdemokentie mirkli in die Enge treiben zu fürmen: Was mik 
al den Heinlichen Plackereieon biefer aus bem Unfugsparagraphen geſchöpften 
Saft und Geldſirafen erzielt wird, find lediglich fortgeſetzte Aufrergungem Des 
Rechtsgefühle durch. kleinliche Radelitiche. . Jedermann muß Ti fchtiehlich ſagen, 
Bak das, mas heute der Sozialdemokratie geihieht, morgen jeder anderen polie 
tiichen, mwirtfchaftlidgen oder kirchtichen Parteibildung widerfahren kann. Am 
übrigen fönste man von diefer gejamten Unfupsjurisprudenz fagen, nicht, daß 
Re. mit Kanonenkugeln gegen Spagen ſchieße, fordern, daß fie mit fümmerlichen 
don einer: ſchwächtichen Surifienlagit zuſammengedrehten Papierkügelchen eine 
elementare Volkobewegung zu erfchüttern fi bemithe“ Genoſſen! Kein. Steafs 
geiegparagrant wird bie elementare Volläbemegumg ber deutichen Arbeiter irgende 
Wie. in ihrem Lanfe aufzuhalten vermögen. (Lebhafter Beifall.) - ‘ 

Ein Bintrag das Referat des Genojfen Sanie als Bros 
f&äre dYruden und veröffentligen zu Sajjen und zur Mafs 
fennerbreitung zu bringen, wirdb.einftimmig angenommen, 
' Weiter ift ein @eigäftsorbuungsantcag eingelaufen vom Ge⸗ 
noflen Jasper: 

Der Barteitng übermeift bie Refolution daaſe net amendememie bem 
Borteinorftond als Material‘ mit dem Auftrag, nach. Beratung durch eine Kera⸗ 
wiſfion einem fpäteren Parteitag Bericht zu erſtatten.“ 

Dr. Jasper (mr Begründung): Wir - find ‚einverftanden, da: Bei ber 
sgentwärtigen Beichäftslage eme gründliche Erörterung bes. Reierates ‚nicht 
wöglich: ift: Ohne eine foldhe Erörterung tit 68 unmöglich, über die Theſen 
bauftimmen, die uns ber Referent vorgelegt bat Es würde den Ueberliefe⸗ 
ungen unſerer Bartei widerſprechen und auch unzweckmäßig ſein, weil uns bie 
Theſen erjt geftern nachmittag zugegangen find. Wir können -die Thefen auch 
nicht etwa mit Vorbehalt. annehmen, weil und manche nwitht zufagen ınıd einzelne 
oul unrichug⸗ find: In: den Theſon iſt manches nicht erwähnt, wornun die 
lrbeiter ein großes Intereſſe haben. Des weiteren find manche Theſen ſchief 
er unrichtig geſtellt. Andererſeits ſcheiren mir aber auch die Ausführungen 
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des Nteferenten nicht. dazu angetan, daß wir fie ohne. weiteres ablehuen,. weil 


Sir eben dur die Zuſtimmung zur Veröffentligdung des Referats gezeigt 
haben, dab Sie feine Bedeutung erkennen. Ich möchte daher vorſchlagen, dag 
Das Referat nebſt Reſolution und Amendement dem Parteivorſtande als Mas 
terial überwieſen wird, der die Sache gründlich durch eine Kommiſſion vorbe⸗ 
raten läßt, in der ih nicht nur Juriſten, ſondern auch Redalteure, Arbeiter⸗ 
ſotretäre, Gewerkſchaftaführer uſw. ſehen möchte, und daß einem ſpätoren Partei⸗ 
tage darüber Bericht erſtattet wird, mit einer nunmehr grundlegenden Asien. 
fnmumlung. Ich bitte Sie deshalb, dieſen ‚Antrag. anzunehmen. : 

:: BVarjigender Singer: Ich verlenne durchaus nicht, daß bie Begränbung 
Bes Geſchäftsordnungsantrages manches für fi Hat. Wenn wir nicht in, einer 
befonderen Lage wären, mwilrbe ich gegen den Antrag faum etivas einzuwenden 
Baben. — So liegt aber. die Situation nit. Daß der Barteitag mil den 
Theſen - bes - Neferenten einberitanden fein muß, ergibt -fih aus dem Um⸗ 
ſtande, daß das Neferat, welches dieſe Theſen begründet Bat, mit großem 
Beifall enigegengenommen worden iſt. Wenn ich auch nicht beftveiten will, daB 
man vielleicht im einzelnen irgend eine Sinwendung machen kann, fo haben Sie 
de durch die: Aufmerkfamkeit, mit. der Sie dem Meferat gefolgt find, -. und 


durch Ahnen. Beifall bewieſen, daB der. Referent nach rer Ueberzeugung 


einen richtigen Standpunkt eingenommen hat. (Seht ridhtig I) - Nun Tomme ich 
zu dem ‚Antrag jelbit.. - Wenn wir Zeit hätten, die von dem Antragſtellern 
vorgeſchlagene umfangreiche Prozedur vorzunehmen, jo würde ich nichts Dagegen 
haben... Uber die Reform des Strafrechts fteht jeht im Mittelpunkt der öffentlichen 
Erörterung. Die Sommilfion, die eingejegt warden ift, hat -geiagt ‚und ihre 
Beichlüffe gefabt,: und: es Alt mit Wahricheinlicgleit anzunehmen, daß ſich der 
Reichſstag im verhältnismäßig kurzer ' Zeit mit der Sache beſchäftigen wird. 
Wenn wir mm den Parteivorſtand beauftyagen wollten, auf einem ſpäteren 
Burteitnge entſprechende Thejen oder Melolutionen diskutieren: und Beichließen 
zu laſſen, dann können wir mit großer Wahrſcheinlichkeit darauf rechnen, daß 
wir mit unſerer Auffaſſung gerade dann eintreffen, wenn die Angelegenheit 
bereits in der öffentlichen Meinung, oder gar geſetzgeberiſch feſtgelegt iſt. (Sehr 
richtigl) Der nächſte Parteitag iſt ſehr belaſtet. Wir werden daher kaum 
imſtande ſein, dieſe Angelegenheit auf demſelben zu erledigen. Aber in einer 
Zeit, mo die ganze öffentliche Meinung nad) einer Reform des Strafvechtes, 
de3 Strafprogeſſes und der Strafvollitredung drängt, halte. ic) es für unbepingt 
notwendig, dab die ſozialdemokratiſche Partei, die von jeiten der. bürgerlichen 
Geſellſchaft zum Objelt diefes Strafprozeſſes und ⸗Vollzuges gemacht wird, affen 
ausipriejt und. begründet, wie fie das Strafrecht, den Strafprozeß und Straf⸗ 
vollzug geſtaltet haben will. ch Bin daher der Meinung,. daß umbejchadet 
der Möglichkeit an einzelnen Beſtimmungen zu ändern, wir mit gutem Recht 
biefe vom Referenten vorgefäglagenen Theſen al3 den Ausdruck der Meinung 
der fozialdemokratifchen Partei anjehen Zönnen. Da nad; unferer Geſchäfts⸗ 
Jage eine. eingehende Erörterung der Thejen nicht mehr möglid ift, bitte ih Gig, 
dieſelben en bloc anzunehmen und damit auszuſprechen, daß fie mit dem Geiſt 
und dem Inhalt der Theſen einverſtanden find, ohne daß der eingelne ges 
gwungen ft, jeden Buchſtaben der Theſen zu vertreten. Wenn wir: fo Di 

Meinung ber Bartei zum Ausdrud bringen, dann können fich die Veriraier ir 

Neichstag auf-den Willen der Partei berufen, dann iſt Dafür geſorgt, daß da 

Referat als Richtſchnur für die ſozialdemolratiſchen Vertreter im — 

angefchen wird. (Lebhafter Beifall.) 

: Der Geſchäftsordnungsantrag Kasper wird hiemoch mi 
großer Mehrheit abgelehnt, und nad dem Antrag Ginger die “ee 

en bloc mit großer Mehrheit angenommen - 

“Hierauf folgt der Bericht der Reunerkommiſſion. 
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Berichterſtaite Leopold⸗Zeitz: : Die Rommiffion Hat Diesmal ſehr wenig Arbeit 
gehabt und iſt ſchon nach kützen Verhandlungen gu den Befchluffen gelonunen; 
bie dem Parteitage vorlegen. 

Es liegen drei Geſuche von früheren Barteigenoffen um Wiederaufnehen⸗ 
vor. Erſtens das des Guſtav Dagner aus Stettin. Wagner hat in Stettin 
Verleumdungen ſchwerſter Urt gegen Parteigenoſſen an leitender Stelle ausge⸗ 
ſprochen. Auf wiederholte Aufforderung bin bat er fig nicht Yerbeigelafien; 
fle zu Beweifen. Dana iſt der Ausſchlußantrag geflellt worden und ber Barteis 
oorjtard Dat den Wagner aufgeforbert,, feine Schiedsrichter zu ernennen. Dies 
bat er aber nit Yetat,; worauf ber Ausſchluß perfekt wurde. Jert reiht. ar 
bus: Geſuch um Wiederaufnahme ein. Jeboch nach den Erkläärungen Moltene 
Buabrs find wir zu dem Reſultat gekommen, dem PBarteltag bie Ablehnung 
dieſes Geſuches zu empfehlen. — Biveitens das Gefuh des Herrn Schröder 
m Berlin IV. Ein Schiebsgericht tagte unter dem Vorfige Eberis, und es Hit 
Bereits’ in dem Berichte angegeben, bag das Urteil gegen Schröder, wenn’ Ti 
wiiidernbe Umſtände Hätten finden: lafien, diefe mildernde Umſtände auch in Bes 
rechmung gezogen Hätte. Es find: aber dem Schröder Handlungen nude 
gewieſen, die bon 5 ehrlos: bezeichnet werden. Der Mann ſoll augeblich 
bermald in Not geweſch fein. Die Kommilfion tft zuerſt geneigt geweſen, Dem 
Bär öder zu empfchlen, nad gewiſſer Zeit bon neuem ein Aufnahmegeſuch 
zu ftellen; nach ben neuerdengs aber getvordenen Hufliärungen müſſen wir dem 
Porteitag die Ablehnung dieſes Geſuches empfehlen — Es folgt ſodann das 
Gefuch des Hermann Vrecdte Heidelberg In dem EGchiebögeriäjt wurden 
bein’ Breit Berleumdungen ſchwerſter Art nachgewieſen und deshalb fein Muss 
ſchlußz beantragt. Auch erſchien ein Wrrilel in einer gegneriſchen Zeitung über 
interne Verhandlungen ber Partei. Dos Schiedsgericht iſt zu ber Anfchauung 
gekommen, baß das ehrloſe Handlungen find und daß denganäk ber Ausichluß 
PFrechts geredt if. Brecht mil fich nicht mit dem Urteil zufrieden geben 
ind. wenbet ſich deshalb an uns. Auch bier empfiehlt bie Kummälfion de Ab⸗ 
nung der Aufnahme. 

MDie drei Geſuche Wade nad bem Antrage ‚der Roamniffion ohn⸗ 
Debatte abgelehnt 

"83 folgt die Beratung der fonftigen: Anträge 

"Ginger: Ih fehlage dor, zunädit bie Reſolation 174 u erledigen, * 
— der Parteivorſtand in ſeiner Geſamtheit anſchließt. Es iſt gu ihr das 
Amendement eingegangen. im dritten Abſatz hinter „tattshftig zu unterkügen‘ 
Vie Worte eingufügen': „alle Verfuche einer direkten oder inrdireften finanziellen 
Unterftägung des Barisinus durch daB Ausland nady Seräften enutgilch u: Des 
ümpfen.“ Ich glaube, e8 würde die Bedeutung dieſer Reſolution, in der eine 
neue’ Demönfttation : gegen den ruſſiſchen Defpotismus ber foztafdsmnatratifäden 
Partei Deutſ hlands enthalten if, abſchwächen, wenn mir es noly für nötig 
erachteten, ein Wort zur Vegründimg derſelben zu bernehmen. (Schr wahr) 
Ich ſchlage Ihnen deshalb vor, die Refolution ohne Diskuſſion einſtimmig are 
zunehmen und damit aufß neue der Empörung der deutſchen Soztaldemokratie 
ber den fluchwürrdigen Zoarismus und der Sympathie ber deutſchen Sozialdemo⸗ 
— unſere rujſiſchen Genoſſen Ausſsbruck zu geben (Lebhafte Buftinunung;) 

Die Nefolution wird mit Dem Umendement ohne un ein⸗ 
— Angenommen. 

Die Beratung der weiteren Anträge erfolgt nad Gruppen, und — tmerbeit 
mäcft die, Anträge beraten, die ſich auf bie Sugenborganifation else 
Antrag: 77, 78, 81, 85 und 176. 

Dr. Brint-Mannheun: Ich Bebaure zunãchft daß mir richt geſtern das 
Rergmügen‘ hatten, von der Benoifin Betfin die Grundſätze dargelegt zu feier 
ie ung im Süden in ber Frage Det Jugend⸗erziehung geleitet Haben Ich uk 
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des Neferonten nicht dazu angetan, daß wir ſie ohne ‚weiteres ablehnen, weil 


Sir eben dur die Zuſtimmung zur Veröffentligung des Referats gezeigt 
Kaben, dab Sie feine Bebeutung ertennen: Ich möchte daher vorſchlagen, dag 
Das Referat nebſt Nejolution und Amendenent dem Parteivorſtande als Ma⸗ 
terial - überwieſen wird, .der die Sache. gründlich durch eine Kommiſſion vorbe⸗ 
raten läßt: in der ih nicht nur Auriften, fondern auch Nedalteure, Arbeitere 
ſotretäxe, Gemerkichaftsführer uſw. ſehen möchte, und dab einem ſpãtaren Partei⸗ 
tage darüber Bericht erſtattet wird, mit einer nunmehr grundlegenden Thejen⸗ 
ſanumiung Ich bitte Ste deshalb, dieſen Antrag anzunehmen. 

Varſitzender Ginger: Ich verlenne durchaus nicht, daß Die Begränbung 
bes Geſchäftsordnungsantrages manches für ſich hat. Wenn wir nicht in ajner 
beſonderen Lage wären, würde ich gegen den Antrag. kaum etwas einzuwenden 
haben. — So liegt aber die Situation: nicht. Daß der Parteitag mit den 
Theſen des Referenten einverſtanden fein muß, ergibt ſich aus den. -Um- 
ſtande, daß das Referat, welches dieſe Theſen begründet hat, mit großem 
Beifall entgegengenommen worden iſt. Wenn ich auch nicht beſtreiten will, daß 
man vielleicht im einzelnen irgend eine Einwendung machen kann, ſo haben Sie 
de durch die Aufmerkfamkeit, mit. der Sie dem Meferat gefolgt ſind, und 
durch Ahven. Beifall bewieſen, daß der. Meferent nad Ihrer Ueberzeugung 
einen richtigen Standpunkt eingenommen hat. (Sehr richtig I). Nun klomme id 
zu dem ‚Antrag jelbit. - Wenn wir Zeit hätten, die von dei Antragſtellern 
vorgeſchlagene umfangreiche Prozedur. vorzunehmen, jo würde ich nichts dagegen 
Baben. . Uber die Neform des Strafrechts fteht jeht im Mittelpunkt der öffentlichen 
Erörterung. Die Sommilfion, die eingejegt warden ift, hat getagt und ihre 
Beſchlüſſe gefabt,: und: es iſt mit. Wabricheinligkeit anzunehmen, daß ſich ber 
Reichſtag im verhältnismäßig Zurzer. Zeit mit der  Sade. beichäftigen- wird. 
Wenn wir‘ nun den Barteiberfiand beauftragen wollten, auf einem fpäteren 
Parteituge entſprechende Theſen oder ‚Nefolutionen diskutieren: amd: Beichließen 
zu laſſen, dann können wir mit großer Wahrjcheinlichleit Darauf vechnen, Daß 
wir .mit unterer Auffaſſung gerade dann eintreffen, wenn die Angelegenheit 
bereit3 in der öffentlichen Meinung, oder gar geſetzgeberiſch feitgelegt. iſt. (Sehr 
riätigl) Der nächte Parteitag iſt ſehr belaſtet. Wir werden daher kaum 
imſtande fein, dieſe Angelegenheit auf demſelben zu erledigen Aber in einer 
Zeit, mo die ganze öffentliche Meinung nad einer Reform des Strafrechtes, 
des Strafprogeſſes und der Strafpollſtreckung drängt, halte ich es für unbedingt 
notwendig, daß die fozialdemokratifhe Partei, : die von jeiten der. bürgerlichen 
Geſellſchaft zum Objekt diefes Strafprezefies und ⸗Vollzuges gemacht wird, offen 
ausſpricht und. begründet, wie fie das Strafrecht, den Strafprogek und Straf⸗ 
pollzug geſtaltet haben will. Sch bin daher der Meinung,. da. unbeichadet 
der Möglicgfeit an einzelnen Beltimmungen zu ändern, wir mit gutem Necht 
biefe vom Referenten vorgeſchlagenen Theſen als den Ausdruck der Meinung 
Der ſogialdemokratiſchen Partei anſehen können. Da nach unſerer Geſchäfis⸗ 
lage eine eingehende Erörterung der Theſen nicht mehr möglich iſt, bitte ich Gig, 
diefelben en Bloc anzunehmen und damit auszuſprechen, daß fie mit dem Geift 
und. .dem Inhalt der Thejen einverſtanden find, ohne: Daß der einzelne ges 
gwungen .ift, jeden Buchſtaben der Theſen zu vertreten. Wenn wir; jo Di 
Meinung ber Bartei zum Ausdrud bringen, dann können fich die Vertreter in 
Meicgätag auf den Willen der Partei berufen, dann iſt dafür geiorgt, dab da 
Neferat als Richtſchnur für Die ſogialdemolratiſchen Vertreter im Neichdte 
angefehen wird. (Lebhafter Beifall.) 

Her Geſchäftsordnungsantrag Jasper mir biemad mii 
großer Mehrheit abgeleHnt, und nad dem Antrag Singer Die hofer 
en bloc mit großer Mehrheit angenommen. - 

Hierauf folgt der Bericht der Neunerkommiſſion. 
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Beriäiterftatter Beopolb-Zeig: : Die Rommiffion hat diesmal Febr wenig Arbeit 
gehabt und iſt Ion nach kutzen Verhandlungen gu den Befchtuſſen gelommen; 
bie dem Barteitage borliegen. - 

Es liegen drei: Geſuche bom früheren warteigenoſſen um wiederaufnihee 
vor. Erſtens das des Guſtav Bagner aus Stettin. Wagner Hat: in Stettin 
Verleumdungen ſchwerſter Art gegen Parteigenoſſen an leitender Stelle ausge⸗ 
ſprochen. Auf wiederholte Aufforderung hin hat er ſich nicht herbeigelaſſen, 
fie zu beweiſen. Banad iſt der Ausſchlußantrag geflellt: worden: und der Partei⸗ 
vorſtanind hat ben Wagner aufgefordert, ‚feine Schiedsrichter zu ernennen. Dies 
bat er aber nicht getan, worauf ber NAusſchluß perfekt wurde. Sept reist ur 
bus: Geſuch um Wiederaufnahme ein. Jeboch nach ben Erklärungen Molfene 
Bubrs find wir zu dem Refultat gekommen, dem Parteitag bie Ablehnung 
dieſes Geſuches zu empfehlen. — Biveitens das Geſuch des Herrn Schröder 
in Berlin IV. Ein Schiebsgericht tagte unter dem DVorfite Eberis, und es Tik 
bereits’ in dem Berichte angegeben, bat das Urteil gegen Schröder, wenn ſich 
mißdernde Umſtände Hätten finden: lafien, diefe mildernde Umijtände auch in’ Bes 
reämung gezogen hätte. Es find aber dem Schröder Handlungen nad 
gewieſen, bie von unala ehrlos bezeichnet werden. Der Mann ſoll angeblich 
bernald in Rot geweſch fein. Die Kommilfion tft zuerſt geneigt geweſen, dem 
Bäröder zu empfehlen, nad gewiſſer Zeit von neuem ein Aufnahmegrſuch 
zu Stellen; nad) den neuerdings aber gewordenen Aufflärungen müſſen wir dem 
Porteitag die Ablehnung dieſes Geſuches empfehlen. — Es folgt fodann dag 
Gefuch des Hermann Precht⸗Heidelberg. Im dem Schiedögericht wurden 
ben Breit Verleumdungen ſchwerſter Urt nachgewieſen und deshalb fein Muss 
ſchlußz beantragt. Auch erſchien eim Wrrifel in einer gegneriſchen Zeitung üben 
Inkerite Verhandlungen ber Partei. Dus Schiedsgericht iſt zu der Ursfäädınmg 
gelbimmen, daß das ehrloſe Handlungen. find and bat demgemäßtz der Ansichluk 
Prechts geredt if. Precht will fidh nicht mit dem Urteil zufrioden gebem 
und: wendet ſich deshalb an uns. Auch bier empfiehlt bie Rommilfion de Abu 
öhnuiig der Aufnahme. 

Die drei Gefuche werden nach dem Amtrage Ser Roummifion ohın 
Debatte abgelehnt 
"RB3 folgt die Beratung ber fonfigen: Anträge IE: 

"Singer: Ich fehlage dor, zunädit die Refolntion 174 gu erledigen, bee 
— der Partewotſtand in ſeinet Geſamtheit anchließt. Es iſt gu ihr das 
Amendement eingegangen, im dritten Avſatz hinter „tatkräftig zu unterkügen? 
Die Wörte einzufügen: „alle Verſuche einer direlten oder indirelnen finanziellen 
Briterfthgung des Barisinus durch das Ausland nach Kräften energiſch gu: Des 
impfen.“ Ich glaube, e8 würde die Bebeutung dieſer Nefolution, in der eine 
neue Demöonfttatiori gegen den rulfiihen Deipotismus der ſoziaſdemokratiſchen 
Partei 'Deuiti hlands enthalten if, abſchwächen, wenn mir es noch für nötig 
etachtetren, ein Wort zur VBegrũndung derſelben zu bernehmen. (Seht wahr ) 
IH ſchlatge Ihnen deshalb vor, die Reſolution ohne Diskuſſion einftimmig ans 
zunehmen und damit auf neue der Empörung der deutichen Soztaldemokrarie 
Über den’ fluchwürdigen Zarismus und der Sympathie ber deutſchen Sozialdemo⸗ 
ehe unſere ruffiichen Genoſſen Ausdruck zu geben. (Lebhafte Bufttmunung;) 

Die Nefelution witd mit Dem Amendement ohne DU ein 
Ammig: angenommen. 

- Die Beratung Der weiteren Unteäge erfolgt nad) Gruppen, und war werben 
prä die Anträge beraten, die ſich auf bie yugendorganifation bezichen. 
Antrag: 77, 78, 81, 85 und 176. 

Dr. Frunk⸗Mannheim: Ich bedaure zunädft, daß wir richt geftern das 
nergnũgen hatten, von der Genoſſin Zetkin die Grundſätze dargelegt zu ſehen 
ie uns im Süden in der Frage ‚Det Jugenderziehing geleitet Haben Ich muß 
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deshalb kurz darauf eingehen. Man könnte Tagen,“ daß eg aus paãdedogiſchen 
Gründen beffer iſt, die Politik bei der Jugenderziehung aus ‚dem. Spiele, zu 
laffen. Das wäre vielleicht begründet, wenn nicht die. Gegner, namentlich auch 
gerade die Altramontanen die Beeinfluſſung der Jugend in ihren. Sinne, jo 
betreiben würden. (Sehr richtig!) Wir halten es für außerordentlich wertugll, 
"daß die jungen Leute, wenn fie aus’ der Schule entlaſſen find, die ganze Füts 
witckelung durchmachen, welche die Partei felbft ſeinerzeit durchgemacht hat. 
Wie bei der Bartei im Unfang bie Arbeitsteilung noch nicht ſo durchgeführt 


war, wie Damals politifche, gewerkſchaftliche, allgemein aufklärende Zeitbeugen. 


tn der Partei vereinigt waren, fo ſoll jeßt jeder junge Denis, eite B Beiffang 
dieſelbe Entwickelnng durchmachen in einer Organifatlon, die alle dieſe Au aben 
in fich vereinigt, fo mie das Kind im Mutterleibe nach dem Biogenehfen 
Geſetz bie ganze Entiwidelung ber Gattung durchmacht. Notwendig iſt auch die 
Miſchung der Berufe. Die jungen Leute follen ſich zuerſt als Arbeiter 
fühlen, wenn fie in ben geſonderten Berufsorganiſationen die fpeziellen Intereſſen 
ihres Arbeitszweiges als Schloſſer, Schuſter pder Schreiner berfreten. So, ent⸗ 
steht das Klaffenbewußtjein Die Aufgaben... die ſich die Jugend⸗ 
organiſationen ſteckten, ſind dreierlei Art. Es ſoll Aie Durchführung 
der zum Schutz der Lehrlinge und jugendlichen Arheiter erlaſſenen Bes 
ffimmungen überwacht werden durch befondere Shuglommiffigneit, 
es fol aufkhärend gewirkt werden auf dem Gehteten ber. Gefchichten der 
Naburwiſſenſchaft und Volkswirtfſchaft, und für beſonders tot» 
wendig halten wir auch die Aufllärung der Jugend, bebor ſie zum Militär ein⸗ 
Berufen wird. Wir ſollten uns da zum Beijpiel ein Muſter an Den böhmiſchen 
Genoſſen nehmen. Dieſe haben es durchgefetzt, duß "während früher Tauſende 
von jungen Leuten mit Sträußen geſchmückt, fingend und johlend am Tage der 
Einberufung und der ſogenannten Rekrutenverabſchiedung durch die ‚Straßen 
zogen, dieſe jungen Leute jeßt im Zrauerflor und im ernſter Haltung, ohne zu 
ſingen zur Mufterung ziehen. Dieſe ſtumme Demonſtration bat einen Außer» 
ordentlich tiefen Eindrud auf die jungen Leute und auch anf die Außen⸗ 
ſtehenden gemacht. Wir wünſchen nur, dab der deuiſche Parteitag erilären 
möge: wir Halten die Drganifation der deutſchen Augend für notwendig, und 
betrachten fie als einen Beſtandteil der allgemeinen Arbeiterbewegung. Abge⸗ 
ſehen von Norddeutſchland, wo die Vereinsgeſetze zum Teil ein Hindernis Bilden, 
it es ſehr wohl möglich, die Jugend zu orgamifieren. Heute ſchicken noch viele 
Eltern ihre Söhne it bie Süngfingsvereine und die katholiſchen Geſellenvereine. 
Wenn aber dieſe Refolution- vom Parteitag angenommen wird, ſo wirb das für 
uns ein · mächtiger Anſporn fein zur weiteren Arbeit; und Sie können ſicher fein, 
daß es auch für die Entwickelung der allgemeinen Arbeiterbeivegung von 
cußerordentlichem Rutzen ſein wird. Es ſchadet nichts, wenn junges Blut in die 
Bewegung :hineinlommt und wenn andererjeits die“ jungen Leute, die mit ihrem 
Tatendrang überall mitreden wollen, in der Partei dorthin verwieſen werden, 
wmo fie Gelegenheit Haben, gegenſeitig bon einander zu lernen. Die fo ‚heran 
gebildeten Sträfte werden wiederum befruchtend auf die Partei einwirlen.Alle 
Zeichen der Begeiſterung, wie ſie im Heroenzeitalter det Partei vorhonden 
waren, von denen die Alten heute immer ſchwärmen, die ſind jet wieder 
lebendig unter der Jugend. Die neue Bewegung wirb Großes leiſten, wenn di 
Anıgeh Leute die Gewißheit haben, daß hinter ihnen die ganze Ürbeiterfchaf 
fteht, und daß - man ſie nicht mit ſcheelen Augen anfieht. Die Bewegungif 
vorhanden und wird nicht verſchwinden. Was auch der Parteitag tut; 5 
handelt fi nur darum, ob wir eine Jugendbewegung Haben wollen bie uns 
eine Stütze wird; ob wir fie regulieren wollen in dem Sinne, wie wir fie 
brauchen, oder ob wir ſie wild wachfen laffen. Ich will nicht verſchweigen, ‘dat 
eine ſolche Jugendbeiwegung auch gewiſſe Gefahren Hat, Wenn fil)  dber ‘dis 
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alten Barteigenoffen — um die Jugend ümmern, ſo werden bie: Aus⸗ 
wüchfe bermieden Werben. Ich bitte Sie, Die Generalverfammlung der. jungen 
Garde, die morgen ftattfindet, au befuchen. Sie werden jehen, daß die jungen 
Menſchen bon ernſtem Streben und von Begeifterung .erfült find. Ich hoife, 
daß der Mannheimer Parteitag für die Entwickelung der Jugendbewegung in 
Deutſchland einen Markſtein bedeuten wird. Ihr Ziel iſt, die jungen Leute vpr 
der Ausbeutung und die jungen Köpfe vor der Verdummung an. Igügen.. Dazu 


'erbitten mir Ihre Hülfe. (Lebhafter Beifall). 


Liebknecht-Berlin: In Norddeutſchland können die Jugendorganiſatlonen 
infolge der vereinsgeſetzlichen Beſtimmungen grundlätzlich mit der. Paxtei . nichts 
zu tun haben, fie müſſen ſich auf gewerlſchaftliche und Bildungsheſtrebungen 
beſchränken. Aber auch dort, wo die Jugendorganiſationen nicht politiſche 
find, ſollte die Partei erllären, daß fie ihnen. ſympathiſch gegenüber jtebt, Es 
ift Pflicht bes Barteitages auch nad) Norddeutichland den jnngen Leuten zuge 
rufen: .„Wir find mit Eurer Tätigkeit einverftanden!" Das mürde die jungen 
Leute anſpornen. Die deutſchen Jugendorganiſationen, auch in Rorddeutſch⸗ 
land, find heute bereits unbeſiegbar. Die Erfahrungen, die wir in dex kurzen 
Beit gemadt. haben, find die denkbar beiten. ch bitte Sie um ein einmütiges 
Sympathievotum für die Jugendorganifationen. Damit nützen Sie der ae 
Arbeiterbewegung I (Lebhafter Beifall.) 

Auf Vorſchlag von Singers wird der Antrag176 einftimmig, — 
genommen. Die Anträge. 77, 78, 81 und 85 werden dem ——— 
ausſchuß überwieſen 
Damit find die Anträge, bie ſich auf die Yugenborganifationen beziehen, erledigt. 
.. Xuf die Drganifationen ber Partei beziehen fich Die Unträge 13, 14, “> ei 
= 18,. 87, 88, 89, 90, 91,.02,.98, 94, 96, 106, 130, 182, 150 und 158. . 

- $iervon find die Anträge 99 und 93 aurüdgesogen .n. 

Zur Geſchäftsordnung bemerft . 

. Viannkuch: Ich bitte alle diefe Anträge bon der Tagesorbrung ‚ahaufahen. 
Wir, haben uns erit im vorigen Jahre ein newes Drganifationsftatut ‚gegeben, 
ba3 das Produkt Ianger Vorberatungen. der dufür eingejegten Kommiſſion wag, 
die auch alle die Materien beraten bat, die die anliegenden Anträge. hehandeln. 
Es ift nicht von der Hand zu Meilen, daß, bier und da einzelne, Unebenheiten 
ſich geltend, machen, ‚aber, mar darf nicht aus ürtlichen Berhältnifien. herauß 
generglifieren., Ein Antrag bon Teltow-Beeskow 7. B. mill, dab Die "Wreie 
kommiſſion bes „Vorwärts“ eine andere Organifatipn erhält, Wenn Groß⸗ 
Berlin in ſeiner Geſamtheit ein ſolches Bedürfnis hätte, jo könnte man js der 
Erürtexunng diefer Frage näher treten, aber dab man dem Antrag eines eine 
zehten Kreijes bon Groß-Berlin nachlommt, das würde nur. in Berlin. ſolbſt 
den Grund zu Unjtinmigfeiten legen. Das neue, Statut beſteht arſt fa kurge 
Zeit, daß man feine Wirkungen nod, gar nicht . überjehen, Zum. Ich Dikte-Gie 
deshalb, es bei den bisherigen Beitimmungen zu laſſen und noch ein wejteres 

r der Entwickelung abzuwaxten. Es gebt Ba borloxen, Denn bie Anträge 

exte abgelegt werden. 

Hug⸗Bant: Ich. bitte, den Antrag. Biannkud). abzulehnen €. haben: ſich, 
wie die Anträge beiveifen, ſchon jet fühlbare Mängel im Draanijetionsft atui 
herausgeſtellt. die man mit Leichtigleit beſeitigen Tann. 

‚„Entfpredend dem Antrag Pfannäud werden. Die — die 
Drannifatien besügliden Untsäge bau Der Tases ordnung 
abgejegt 

Mit der Barteiprefie beſchäftigen fich die, Antrãge 27, 98, ‚80, 31) 88, B7, 4. 
iss. 7. Antrag 27 it. zurſckgezogoen. — Die Anteäge-48, 80, 81, 44 
werben nit Ba — ſt ücht. — —— alſo nur die — 3% 87 und 124 

aur Debatte. ; --, ..-: a ee SR 
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| Antrag 86 wird me Debatte angenommen — Den Antrag 87 bes 


Me a a Ce 

.. Mtinmeel-gcnbierg : t: Rach Annahme Des vorigen Anitages — "gang: 
* fein. Die Aubſtattangen ber legten Feſizeitungen Haben: in Samburg geradezu 
vorbluffend gewirkt. Obwohl Geuoſſe Fiſcher ſeinerzort erklärie, man’ werke 
ewas vorſichtiger fein, ſheint man ſich geradezır bemuijt zu: Haben; mod cetious 
Minderwertigeres gu ſchaffen. (Schr richtig h -Duher: mu erdlich entichiibeit 
ausgelprochen werben, daß bie Barktigeroffert kn Minftlerifcher: Hnfiht erwas 
Högete Anſprüche ſtellen. (Lebhafter Beifall) wa 
Pfannkuch: Huch der Parteivorſtand ift von ber Rrttoonbigtekt Übergeuht; 


ben in dieſem Anttage ausgeſprochenen Wünſchen entgegenzuklotnmen. Bravo) 


Cs waͤre das bereits früher geſchehen, wenn bie eitgugierten Kräfte nicht: dverſtigt 
Halten. Es iſt Vorſorge getroffen, daß tn Zukunſt den berechtigien Bücher 
ber Genofien in Diefer Beziehung: Rechnung getragen whrd. (Baba): Day: 
Antrag 37 wird Hierauf angenommen. Damit Antrag 128° erivbigt. 

Singer: Um die kurze Zeit vor ber Mittagspauſe außzunngen, wollen wir 
jegt die Unträge vornehmen, bie ig-mi-bem Ort bes nähften Partei— 
tages beihäftigen. Ron allen Anträgen unterjcheidet fich der Antrag 100 
dadurch, dab er eine dauernde feite Praxis für bie. Abhaltung ber Barteitage 
feftlegen will und zwar dahin, daß fie regelmäßig in’ Berlin ſtatifinden. Diefer 
Antrag wird nit unterftügf Ebenſo werden nigrämteichiigt die 
Anträge. 124, 126; 127 und 146. Zur ———— des rn al har 
das Wort - 

asia gdsii: Schon des öfteren Haben bie Seipniger Dilegiekteir auf 
den Parteitagen dieſen Antrag geſtellt. Leider Hit er Immer abgelehnt wörden. 
Leipzig ilt die einzige Großſtadt, bie bis jegt den Parteitag: nicht gehabt Hat! 
Weiter Hicke e3 Wafler in den Rhein tragen, wenn I auf bie — Be⸗ 
deutung Leipzigs und feine Bedeutung für die Parteigeſchichte hinseiſen Wollte. 
Dazu fommt, dab Leipzig in bezug auf Organifatioie jehr hoch fteht.: EB zählt 
17400 organifierte Parteigenoſſen ımb 54.000. Gewerkſchaftler. Ich erinnere 
weiter an bie bedeutenden Stonfumvereine in Leipzig und an die groben Bildungs« 
beftrebungen, die dort gepflegt werden. Die Lolalverhätiniffe Fegen ſehr pünitig? 
Wir Haben uns durch zähe Arbeit ſchöne, große Räume zu verſchaffen gewußt, 
md wir würden alles aufbieten, um Ihnen die acht Tage fu angenefnr wie 
möglich zu machen. Sie würden ſicher alle ſagen: Bein Leipgzig lob ich zit, 
(Hetterfeit und Beifall.) 

Singer teilt mit, daß der Antrag 125, den Parteltag in Stettin abzuhalten, 
zwar nicht genügend unterftügt wurde, daß aber ein U Ds 
genügend. unterftügter Untrag borliege. he 

Zur Begründung diefes Antrages erhält das Wort 


"Groth = Stettin; Ach bitte Sie, einmal in Pommern, in dem — us 


- Qunfertums, ben Parteitag abzuhalten. Unſer Antrag bat ſchon in Bremen und 
Jena eine. große Stimmenzahl erhalten. Die Lolalverhältniſſe in Steltm. find- 
natürlich nicht fo hervorragend wie hier, aber wir würden doch den Anſprůchen 
des Parteitages voll genügen können. Gaben wir doch auch in — Sabre 
Den Genoſſenſchaftstag beherbergt. 

‚Den Antrag 161, den Parteitag in Eſſen abzuhalten, Hegründek . 

Limbertz⸗Eſſen: Wir ftellen zum eritenmal den Wunſch an dan. — 
nach dort zu kommen und zwar vor allem mit Rückſicht auf: die politiſch 
Konſtellation. Es würde auf:die Wahlen im Jahre 1908 ungeheuer heleben 
wirlen, wenn wir der ſchwarzen Woche im Juhre 16006 eine Tote Woche üı 
Jahre 1007 folgen Iaffen könnten. (Bebbaftes Bravo |) Leipzig braucht Dei 
Parteitag nicht jo nötig wie das Ruhrgebiet. Die Unterbringung des Partei 
tages in. Eſſen würde feine: Schwierigleiten machen. Die Schwatzen Gebe 
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5 bis 6000 Deenſchen! dort anſtändig — Eine große Empfangehalle 
wie in, Mannheim freilich gibt: e&:tır ganz Deutſchland nicht mehr. Wir werden 


uns -aber überlegen, ob mir nicht dem Beiſpiel der Schwargen folgen und eine, 


beipnhere Seithalle. zum Empfang des Parteitnge3 bauen. Ich bitte Sie dringend, 
unferen Antrag anzunehmen, Sie würden bamit-bie Agitation i in-diefem ſchwarzen 
Winkel unſeres Vaterlandes ungeheuer fürdern. (Lebafter Beifall.) 


In :der Diskuffion über die Anträge verzichtet Bühler⸗-Eſſen mit 


Rückſicht auf den Beifall, on die Ausführungen: . Borzeoners gefunden Haben, 
anf das Wort. - (Wianel) - - 

Es wird bierauf- mit großer Mehrheit und unter lebhaſten Brabanitie 
befsloffen., den nächſten Barteitag in Eſſen abzuhalten, 


„Der Verband jugendlicher Atbeiter ladet die Delegierten: zum Beluch feiner 


am Sonntag ſtattfindenden erſten Generalverſammlung ein. 
Hierauf tritt die Mittagspauſe ein. | 
= 2 u Ai 


or 





? 


Nachmittags- Sitzung. 
Vorſitzender Singen eröffnet um 1. Uhr die Situng. 


+ Der: PBarteitgg bexät die. Anträge, Die die Agitatio tn ub etr eff en, 
Bon. den hierzu vorliegenden Anträgen werden genügeud unterſtützte 


25,-88, 45, 114 und 156 


- Die Unträge 10, 29, 38, 2, 34, %, 4, 4, 1, 181 air. 2, 134, ‚ 140: 


141 werben nicht unterjtügt. - 
. „Den. Antrag 114 begründet: 


Dr. Liebknecht⸗Borlin: Auf den Pariſer Internationalen Kongreß, — 


1900 iſt nad) einem Refexat ber Genoſſin Lugemburg bejchiofien, den Barteien 
aller Länder einen beionderen energifchen Kampf gegen den Militarismus zur. 
Pflicht zu mäden. Dieſer Beſchluß it damals einjtimmig, gefaßt, . auch 
mit Zuſtimmung der deutſchen Delegierten. 

Wie ſteht es aber mit der Ausführung des Beſchluſſes? 

Daß der Militarismus nicht identiſch iſt mit der bewaffneten Macht, den 


— Heer, daß er' vielmehr — von ſeiner internationalen Bedeutung ganz 


abgefehen — eine höchſt verwickelte und verzweigte Erſcheinung iſt, die alle 
möglichen Gebiete unſeres wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Lebens 
durchtränkt, braucht in dem Jahre des Maroffofonflifts, des 1200 Millionene 
Milifärtetats, in dem Jähre, das den 21. Januar, das Nürnberg, Magdeburg 
und jüngſt noch Landau geſehen bat, am wenigſten betont zu werden. (Sehr 
gut!) Ebenſowenig bedarf es der Hervorhebung, daß der Militarismus dag 
wichtigſte derjenigen. brutalen Machtmittel ift, durch die fih die herrſchende 


Kaffe der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft einen organtfchen Fortentwicklung gewalt⸗ 
ſam entgegenzuſtellen fucht, und durch die fie eine folche Entwickelung in einem 


getiffen Sinne und Umfange zu hemmen vermag gegen die Demokratie, gegen 
den Willen der Mehrheit des Volkes. Die Bekämpfung diefer fomplizierten 


und gefährlichen Erſcheinung ift natürlih auch Fompligiert und gefährlich. Ich 


made feinen Hehl daraus und täuſche mich nicht darüber. Die Empfindligteit 
unferes- Rlaffenfaat3 in dem Punkte Militarigmus ift naturgemäß außer 


ordentlich. Sie fteht in direftem- Verhaltnis zu dem böſen Geiwiffen der. 
berrfehenden Klaſſen gegenüber dem PBroletariat, und zu der Angft um den. 
Berluft ihrer Nachtſtellung. Mit allgemeinen Redensarten und Anfeuerungen 
iſt da nicht genug: getan. Die notwendige Agitation iſt zu ſchwierig, eigen⸗ 


artig und verwickelt, als daß ſie innerhalb der allgemeinen Agitation genügend 


wirkſam würde. betrieben werden können. Sie bedarf eines beſonderen Plans, 


einer beſonderen Beweglichkeit und Aktivität. Daher iſt eine beſondere Agitation 
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nötig, und damit dieſe beſondere Agitatiou erfolgreich betrieben werde, muß 
fie durch eine beſondere Zentralinſtanz geleitet werden. — 
Es iſt Ihnen allen wohlbekannt, in welchem Umfange unſere Bruder⸗ 
parteien, beſonders in Frankreich und Belgien, ſich mit der antimilitariftiſchen 
Propaganda befaßt haben, und mit welchem Erfolg. In Deutſchland find wir 
auf diefem Gebiete nah weit zurüd und haben zur Yusführung des Pariſer 
Beichluffes fo gut mie. nichts getan. | 
Unſer Antrag ſchlägt Ihnen. nur die Einfeßung eines Ausfchufles vor, über 
deſſen Konftituierung näheres nicht gejagt zu werden braucht. Cbenfo iſt es 
unmöglich und überflüjjig, das Einzelne feiner Obliegenheit Bier feitzulegen; 
das wird bon Fall zu Fal zu entfcheiden fein und bedarf einer genauen Ueber 
legung und Prüfung. Selbitverjtändlich gedenken wir uns forgfältig innerhalb 
des gejeßlichen Rahmens zu Halten. - 
Daß der Ausſchuß, wenn er Mar und verftändig ift, Feine nennenswerten 
Gefahren zu beforgen bat, unterliegt für mich kaum einem Zweifel, Der Am 
frag 114 ift fo vorfichtig gefaßt, dag ihm gegenüber alle die Adngftlichkeiten 
und Beforgniffe, die in Deutfchland gegenüber dem Antimilitarigmu3 gerabesu 
traditionell find, in die Luft verfliegen müflen. Sie Haben geitern die Ein» 
feßung eines Bildungsausſchuſſes beichlofien, der. da fein ſoll ein Genenalitab 
im Kampf gegen den Unverftand der Maflen,. den Feind, den mix. am meiften 
hafien. (Sehr gut!) Beſchließen Sie, fo bitte ih Sie jebt noch, die Schaffung 


dieſes antimilitariftifchen Auzichuffes ala eines Generalitabs gegen den Milie . 


tarismus, das beißt gegen das ftärlfte Bollwerk des Kapitalismus, das uns 
noch lange widerſtehen kann, wenn wir den Unverſtand ber großen Naſſe längſt 
überwunden haben werden (lebhafte Zuſtimmung), gegen den Militarisſsmugs, 
durch den der Kapitalismus ſich vor der demokratiſchen Entwickelung verſchangt, 
fie verfälfcht, und der unſer Volk aufs ſchlimmſte brutaliſiert und barbariſiert. 
Wenn Sie den Antrag annehmen, erfüllen Gie damit nit nur Ihre Pflicht 
‚gegenüber bem Pariſer internationalen Kongreß, fondern Sie tun bamit für 
die deutfche Arbeiterbewegung aud einen guten Schritt vorwärts. Ich bitte 
Gte, ihm möglichſt einmütig zuzuftimmen. (Betfall.) — 
Bebel: Gegen den Antrag 25 Haben mir feine Bedenken, da er einfoch 
beftäfigt, wag im borigen’ Jahre befhloffen worden if. Ich mödıte nur 
wünſchen, daß die Parteigenoffen es fih fünftig mehr Überlegen, ehe fie 
Anträge einreichen, damit fie uns nicht mit Anträgen fommen, bie ſchon exe 
ledigt find. (Sehr gut!) Infolge des Beichlufies des vorigen Parteitages hat 
der Vorſtand ein Zlugblatt außgearbeitet. Wir werden ähnlih auch in 
fünftigen Jahren borgehen. Sache der Parteigenoffen wird e3 fein, ihrer- 
feitö die Agitation weiter zu betreiben. Gegen den Antrag 114 erflären wir 
uns auf das entfchiedenite, felbit auf bie Gefahr Bin, daß wir als Schwarz⸗ 
ſeher oder für nody fhlimmeres angejehen werben. (Heiterkeit) Wir. finh es 
ja- gewohnt, daß fein Jahr vergeht, wo aus dem Wahlkreife Potsdam-Ojt⸗ 
hahelland nicht derartige Anträge kommen. (Heiterkeit) Bir find es auch 
gewohnt, dat dann regelmäßig zur Begründung auf die Vorgänge im. Ais- 
land Bingewiefen wird, wobei nur der kleine Unterfchieb überfohen wird, daß 
die Verhältniffe in Frantreih und Belgien ganz andere find, mie in Deutſch⸗ 
land, daß dort viel geredet und getan erben kann, was in Deutichlar 
nicht mögli tft. Nun verlangt man heute fogar einen befonderen Ausſchr 
fir antimilitariftifce Agitation. Wie er gemählt wrd, aus wie viel Perſon 
er beftehen foll, welche Kompetenzen er haben foll, davon ift in Dem Anir 
feine Neder Er tritt zufammen, macht feine: Propagandapläne, kommt m 
feinen Beſchlüſſen: und mir vom Parteiporſtand haben nichts weiter zu tu 
“als bie Mittel der Partei zu biefem Zwede zur Verfügung zu flellen; e 
Hecht zu prüfen, ob die Urbeiten des Ausfchufies auch im Intereſſe der Par 
Jiegen, haben wir nad) dem Antrage nit. (Zuruf: Selbſtverſtändlich) U 
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eiwaz derartiges wird ſich der Parteivorſtand niemals einlaffert, und wenn 


Sie das befchfießen, dann bitte, wählen Sie ihre beſonderen Organe dazu. 
Wir machen das nicht mit; dazu Haben wir ein viel zu großes Verantwortlich⸗ 
leitsgefühl. — afte Zuſtimmung) Es ift auch falſch, wenn Liebknecht ſagt, 
ſelbſt wenn wir die allgemeine Aufffärung haben, find wir immer noch nicht 
fo weit, daß wir mit dem Militarismus fertig werden Können. Daß iſt die 
reine Ideologie von Liebknecht. Wenn das Maß der Kenntniſſe im deutſchen 
Volke vorhanden iſt, das er vorausſetzt, dann räumen wir allerdings auch mit 
dem Militarismus auf. (Seht riätg) Lehnen Sie den Antrag abı Wir 
haben gar nicht nötig, einen ſolchen Ausſchuß einzufeßen: Es gibt in ganz 
Guropa feine. gimeite ſozialdemokratiſche Partei, die ſyſtematiſcher den Kampf 
gegen den Militaxismus auch im Parlament führt, wie gerade die deutfche 
Sozialdemokratie. (Lebhafte Zuſtimmung.) Es gibt in gang Europa keine 
aiveite ſozialdemokratiſche Partei, die ſeit 30, 40 Jahren fo ſyhſtematiſch das 
Budget für militäriſche, Toloniale und Marinezwede abgelehnt Bat, ivie in 
Deurſchland. (Erneute lebhafte Zuftimmung.) Da ſollte man uns doch nicht 
weiter in eine Agitation hineindrängen wollen, während wir durd) unjere 


— Asitation auch das a was erreicht werden muß. (Bebhafter 


Liehknecht· Berlin? Die Bedenken von Bebel ſind nicht ſtichhaltig. Ich 
habe nicht beſtritten, daß die Partei ihre Schuldigkeit im Kampfe mit dem 


Nilitarismus im Parlament und Preſſe tut. Aber das genügt gegen biefen 
Feind nid. Selbſtverſtändlich fol der Ausſchuß unter Komerolle der Vartei⸗ 


leitung ſtehen. Die Intereſſen der Partei dürfen durch ſeine Wirkſamkeit in 
keiner Weiſe geſchädigt werden. Er ſoll nur ein beſonderes Organ ſein, das 


eine beſondere Funktion innerhalb der Propaganda auszuführen hat; und ein 


ſolches Organ brauden mir, wenn wir unfere Schuldigkeit tun wollen. Dabei 


Ne id), trotz aller Ausführungen Bebels. 


Ehrlid-Bxezlau: sh babe . bisher. überhaupt noch kein Flugblatt des 


Barteivorftanbes gegen den Militarismus gejehen. (Hört! Hört!) ch gebe 
zu. daß. wir ‚ben Kampf gegen den Militarismus führen, aber wir mirfen 
: ihn in verſtärktere Bahnen. Ienlen. Wir haben die Pfliht und Schuldig— 
-Ieit; der heutigen - Gejelichaft ihre größte Stütze zu entziehen; denn das 
. Militär Steht ihr jederzeit zur Verfügung. Die Sphivierigkeiten ded Kampfes 
find die denkbar größten. Wir dürfen uns nicht. auf große Aktionen verlegen, 
: fonbern wir müßten uns auf unabläjiige Erziefungs- und Kleinarbeit bes 

ſchränken. Wir müſſen den Slindern zeigen, wie die Leſebücher ſchon ver« 
:peftet find, amd wie das Goldatentum dazu beitimmt iſt, aus den Menſchen 


eine Beitie. zu machen, die mit blinder Wut alles Menſchliche zerftört. (Zus 


ſtimmung.) ch erinnere an die Iolonialen Greuel,. Ganz ſyſtematiſch muß 
- unfere Aufklärung vor ji gehen. Wir müflen den Leuten aud dad Wahn⸗ 
: Sinnige:eines Srieges vor Nugen führen. Neiken wir dem Militariämus die 
-- Barbe: vom Weficht, zeigen: wis. dent Volke feine wahre Geitalt. Erziehen 
wir die Jugend zur Menfchlichfeit und unfere mühfame Erziehungsarbeit wi 


in der Zukunft belohnt werden. (Brabo!) 


Moftkenbuhr: Ich halte es für eine vollſtändig falfche Auffaffung, wenn 
man glaubt, daß man innerhalb bes fapitmliftifhen Staates den Militarismus 


ſo bollfommen bejeitigen: kann, daß der kapitaliſtiſche Staat foribefteht oder 


umgefehrt, bag man den fapitaliftifden Staat befeitigen fann und daß ſchließ— 

li der Militarismus forteriftiert. Beide find Glieder eines agiern Körpers. 

(Sehr richtigl) Wir bekämpfen, wenn wir den Sozialismus Verbreiten, die 

ganze Grundlage, auf welcher der Militarismus gedeihen und blühen kann. 

(Sehr ridtig!) Ih Halte es für verfehlt, Einzelerſcheinungen heraudau« 
ar 
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greifen. Der weitaus größte Teil unferer ganzen Aktion —* — Ay. ja 
gegen den Militarismug,- und. da wollen Sie. nun no eine ganz: beſondere 
Agitation dagegen allein ſchaffen. Wie till man das überhaupt anfangen? 
Will man ebenfo wie 1848 gegen die Soldateska in vecht großen ‚Krafte 
ausdrüden fi} ergehen, ohne ihre Grundlage anzugreifen? : Das könnte leicht 
dabei hetausfommen. Wir belämpfen fortwährend den Militatismus, ‚mir 
bewilligen nicht das Geld, das dafür gefordert wird, und gerade bamit- treffen 
wir ihn an der empfindlichiten Stelle. Daß der Vorredner fein Flugblatt 
gefehen hat, ift eine Seltenheit. Ich glaube, e8 wird: in diefem Saale mißer 
den Breslauer Genoffen niemand fein, dem das Flugblatt noch nicht gu Geſicht 
gelommen ift. (Sehr wahr!) Der Ausſchuß, der beantragt iſt, würde wahre 
fcheinli die gleiche Agitation entfalten, die wir ſchon bisher ſeit Jahr⸗ 
zehnten entfaltet haben. Wenn man lediglich die Agitation auf einen ein— 


zelnen Punkt konzentriert, würde die ————— Agitation darunter 


leiden. (Beifall.) 

Dr. Liebknecht-Berlin: Wir haben noch niemals berfannt, daß der Mili⸗ 
larismus. eine Begleiterſcheinung des Kapitalismus iſt und daß es Feine 
beſſere Bekämpfung des Militarismus gibt, als den Kampf gegen den Rapitalig- 
mus. Wir dürfen aber nidjt berfennen, daß da3 Weſen des kapitaliſtiſchen 
Militarismus wandlungsfähig iſt. Ebenſo wie wir unſere Agitation in bezug 
auf die Berhältiniffe derer, die nicht. im bunten Rock ſtecken, vielfach ſpezialiſieren, 
ebenſo berechtigt iſt eine beſondere Bekämpfung des Militarismus. Ich gebe 
zu, daß wir vorzügliches Material zu dieſem Kampfe haben, aber dieſes Ma— 


terial wird nicht gr, die richtige Stelle gebracht. (Widerſpruch.) Die Schwierige 


feit Der Ugitation liegt nicht fo fehr in der Beihaffung des Materials, als viel- 
mehr in der Zuleitung desjelben, dorthin, wohin es in erfter Linie gehör:. 
Sollten Sie diefen Antrag ablehnen, jo wird Potsdam-Oſthavelland troßalledent 
alle Jahre damit wiederfommen. (Heiterfeit.) Nach den Worten Molkenbuhrs 


darf ic; aber wohl darauf rechnen, daß Sie beide Anträge annehmen und. damit, 


ein Werk vollenden, das den Parteitag würdig abſchließt. 
J ESchütz⸗Breßlau: Nach den Ausführungen Ehrlichs konnte es ſo ſcheinen, als 
ob die Partei m Breslau feine no. von. dem Flugblatt Hat. Die Partei⸗ 
Yeitung hat ein- ſolches erhalten. Sie hat fi damit beichäftigt, eine. große 
Anzahl Heftellt, und wahrſcheinlich iſt die Verbreitung bereits erfolgt. . ö 
Bchel: Daß ich Liebknecht von feinen. Anſchauungen über bie Agitation 
gegen den Militarismus nicht abbringen Tann, davon bin ich überzeugt. Was 
alfes. hier über die moraliſche, politifche und ſogiale Verderblichleit. des Milis 
tarismus geſagt worden it, Darüber befteht Feine Meinungsverichiedenheit 
unter uns, auch “über die. Notiwendigfeit, die Jugend über den Militgrismus 
und feine Scheußlichkeit aufzuklären, beitehen feine Meinungsperirhiedenheiten. 
Wohl aber gehen wir auseinander über die Mittel der Aufllärung -und: Be- 
fümpfung. Wir konnen uns nicht auf eine einfeitige antimilitariſtiſche Agitatien 
feitlegen. . Haben wir nicht eine Literatur, ſtärker als in irgend einem ‚onderen 
Lande, die daritber Aufklärung ſchafft? Man fol dn3: Material zuſammen⸗ 
tragen, es ſteckt in den parlamentariſchen Handbüchern, in PBarlamentszeben, 
in jedem Bericht an den Parteitag, in zahlloſen Flugblättern uſp. Wir können 
doch die Partei nicht mit Material gegen den. Militarismus überfüitern, dann 
würde die ganze übrige Agitation in den Hintergrund treten. (Sehr viehtigl). 
Es ijt mir unverjtändlid, wie man un Belgien borhalten kann. Ein’ Land, 
das militärifch gar nicht? bedeutet und deifen Armee ſich mit. der preußifihen 
Heeresorganifation gar nicht vergleichen Tann.” In Frankreich iſt es gang ähn⸗ 
Id. Port iſdie antimilitariſtiſche Agitation erſt in den lebten zwei Jahren 
betrieben worden. (Liebknecht: Ganz vortrefflich!) Rein, ſo einſeitig und über⸗ 
trieben (Lebhafte Zuſtimmung), daß ich mich bedanken würde, wenn man in 
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Deutfchland das gleiche täte. (Brabo t) "Und in Deutfcland Liegen die Dinge 


nad. hieſer Richtung ‘Hin eivas anders: Ueber alles, was mit dem Militariär 


wud, auiommenhängt, ſeine Wirkung ‚auf das Materielle, auf das. Moraliice, 
auf-bas- ſoziale Reben, ‚über all das beſtehen unter‘ uns gar keine Meinungs⸗ 
heridyedenbeiten. Darüber mag jeder zeden und ſchreiben, ſoviel er will. Aber 
Diele fpegielle,. einfeitige. Hervorhebung einer: antimiliteriftiiden Agitatian 
wůrde unſerer Rartei.einen gang. anderen. Charakter ‚verleihen. Der Breslauer 
Genoſſe fagt, . er hat das Flugblatt des Parteivorſtandes nicht geſehen⸗ 
Ia, wie kann er dann zu dem Antrag kommen, in dem ausdrücklich davon die 


Ride ift, daß her. Parteivorſiand ein Flugblatt herausgegeben hai? Wenn. Sie 


Has. nicht geleſen haben, jo haben Sie ſich einer Pflichtvergeſſenheit ſchuldig 


gemehte Dafür kann. bad; der, Parteivorſtand nichts. (—Heiterkeit. Sehr qui!) 
Aber fo leichtfexrtig werden Anträge eingereicht. Der Breslauer Vertreter 


wüßte über feine Rede, die zeigt, das er den Anhali des bon ihm vertretenen 
Antrages ‚nicht. tenmt, ſelbit erröten. (Heiterkeit) ern ante 
Der Antrag 114 wird mit großer Mehrheit abaelehnt. Der Antrag % 
wir) ebenfalls abgelehnt. | ee 
Den Antrag 88 begründet ° 000 BEN 

— ,,Benhns-Kattowwig: Der Antrag 33 fordert vom Parteitag die Ermädtiging 
Tür dem Parteivorftand, die Mittel zur täglidjen Herausgabe ber jetzt zweimal 


‚Wörhentli in kleinftem Formate erſcheinetiden polniſch⸗ſozialdemokratiſchen 


„Gazeta Robotnicza“ Yerzugeben. Diefer Antrag kommi von den deutſchen 


Genoſſen Oberſchleſtens und ift in allen Orten einftimmig angenommen. Gie 


erfehen daraus, welche Bedeutung die deutichen Genoſſen diefer Forderung beis 
Yegen. Wir wiſſen jeher wohl, daß wir damit außerordentlich große Mittel 
der Gefamtpartei beanſpruchen, aber die Verhältniffe zwingen uns zu diefer 
Unbefcheidenheit. Die beider oberſchleſiſchen Reichſtagsnachwahlen Haben gezeigt, 


daß die zu 80 Prozent polnische Arbeiterbevöfferung in ihter großen Mehrheit 


ſich einer rein nationalen Bewegung zuwendet. Die Politik der Unterdrüdung 
und Entrechtung, bie in Preußen gegen bie Polen geübt wird, hat die nitionalen 
Inftinfte ber bisher Indifferenten, ihr Rechtsgefühl, entflammt, und’ ein 


gewandies nationales Bemagogentum weiß biefe Situation auszunutzen. Es 


tommt dem kangjant erivachenden Klafſengefühl ber Arbeiter: enigegen, indem 
es fich al$ die Vertreterin nicht nur der nationalen, ſondern auch der beſonderen 
Arbeiterintereffen darzustellen weiß. Im Grunde find dieſe radikal ſchillernden 
polnifchen: Volfsretter durchaus reaktionär, trotz des fadenſcheinigen demo⸗ 
kratiſchen Nantels, den einige umhängen. Uns Sozialdemokraten haffen fie 
als gefahrlichſte Konlurrenten it der Gunſt dev Arbeiter und fie verleumden 
und in der perfideſten Weiſe, obwohl ſie wiſſen, daß ben Polen in Preußen erſt 
dann ihr Recht wurden wird, went die Sozialdemokratie die politiſche Macht 


erobert hat. (Auftimmung) Die Mittel zur ſyſtematiſchen Verleumdung 


unſerer Beſtrebungen bietet den Polen ihre weitverbreitete Preſſe. Im ober⸗ 
Tölckichen Indufſtriebezirk erſcheinen nicht weniger wie fünf national⸗polniſche 
Blätter, drei davon täglich, zwei dreimal wöchentlich. Gewiß wird das ober⸗ 
fehleſiſche Zentrum von den Polen abgewürgt, dieſe Arbeit erſparen fie uns, 
In den Polen aber iſt uns ein viel geführlicherer Gegner entſtanden, den wir 
felbſt zur Strecke bringen müſſen, und dazu iſt eine gute Preſſe das beite 


Mittel. Oberſchleſien iſt ein Land unbegrenzter politiſcher Möglichkeiten. Das 


Bolt iſt dort noch ſehr ber Kirche zugetan, aber es iſt trotzdem xebolutionär, 
richtiger vielleicht rebelliſch geſinnt. Schauen Sie. auf ben dicht an Unſerem 
Bezirk liegenden ruſſiſchpolniſchen Induſtriebegirk. Die dortige ftammwer- 


wunhte Bevölkerung iſt ebenfo fromm wie unſere, aber dort lodern bie revolutio— 
nären Flammen hoch empor. Dort drüben zieht das Arbeiterboft am 1. Mai 
in Scharen mit dor roten Fahne hinaus, aber auf dieſe Fahne Kit ein weißes 
Kreuz geheftet, amd mit dieſer Fahne zieht man zunächſt in die Kirche, um fie 
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vom Pfaffen ſegnen zu laſſen. Welche hohe politiſche Bedeutung die Eroberung 
des gewaltigen oberſchleſiſchen Induſtriebezirks für die Sogial cmofraten ſchon 
jet het, Brauche ich hier nicht zu Tagen. Wohl aber .mill i * veiſen auf die 
in naher Zukunft noch riefenhaft wachſende wirtſchaftliche Bedeutung des Be— 
zirks. Wenn in Rußland die Revolution geſiegt haben’ wird, wird Rußland 
fich auch wirtſchaftlich ungeheuer entwickeln. Das aber wird bon gelvaltigent 
“ Einfluß aud auf den oberſchleſiſchen Induſtriebezirk ſein. Kann und darf da 
der oberſchleſiſche Bezirk bleiben, was er jetzt noch iſt, eine unerſchöpfliche 
Quelle bon Arbeitswilligen? Tast not least nöd) ein Hinweis auf die boll⸗ 
zogene Finigkeit mit unferen polnischen Genoffen. Wir haben in Oberfölefien 
allerſeits erkannt, daß wir die großen Aufgaben dort nur in einiger, geme in⸗ 
ſamer Arbeit erfüllen können. Wenn Sie die fägliche Heranzgabe bes Blattes 
beſchließen, dann geben Sie damit den polniſchen Geuoſſen eine ſchneidige 
Waffe im die’ Hand, bie dieſe führen werden im Kampfe für: die’ temeinfame 
Sache. Sie geben ihnen aber damit zugleid) einen Beweis für die: Brüberlich- 
. 8eit, die: unfer aller Herzen: erfülfen 2 Sie drücken das: Siegel auf Den neu⸗ 
geichtoffenen Bund der BON Degen. Genoſſen. EGebhafle "Bus 
ftimmung.) 

Adamek⸗Kattowitz: AG kann ie dem Antrage nur anfötfehen. Ber 
oberjchlefifche Induſtriebezirk iſt nad’ dem Nuhrrevier der größte. ie 
Broletarier werden da fo — wie in keinein anderen Begirte 2 Deutſch— 
lands. Die 150000 Proletarier der Montaninduſtrie haben im vorigen 
Jahre Für 582. Millionen Mark Werte geſchaffen, während fie am Lohn nur 
. 143 Millionen Mark erhielten; aber. nicht nur die. Kapitaliſten, ſondern auch 
die Pfaffen beuten jie aus. Die oberſchleſiſchen Broletarier find den been 
des Sozialismus fchr wohl zugänglich, und dazu ſoll der Ausbau des Blattes 
dienen. Bir mülen auch diefen Genojjen Die Möglichkeit: geben, mitzu⸗ 
kämpfen für Die Befreiung. der Arbeiterklaſfſe. Die ee einer täglich 
exigeinenden polnifchen: Zeitung liegt auf der. Hand: - (Beifall) : 

:  PBinunfudr: Gegen daß, was Bruhns über die Berfaffung des ober⸗ 
‚fehlefifchen Induſtriebezirkes gefapt Hat, läßte ſich nichts eilnivenden, Ich 
bitte. aber :troßdem; den’ Antrag hier nit anzunehmen, :fondern ihn dem 
Parrteivorſtand zur Eridägung gu übertoeifen. - — im — Finnen wir 
einen: ſoͤlchen Antrag nicht annehmen. > 


Geriſch und ih waren vor wenigen Wochen in gattowih, um uns Über 
bie Vorbedingungen zu informieren. Sie können Sicher fein, daß mir den 
Antrag nit Degraben. Aus begreiflihen Gründen unterlaffe ich es, das 
Reſultat unferer 'Unterfüchungen Bier mitzuteilen. "Die vberſchleſi ſchen Ge— 
noſſen polniſcher und deutſcher Zunge können ſich über den Parteivorſtand nicht 
beſchweren. Wir haben reichliche Mittel für fie aufgewandt. Leider bisher 
nicht mit dem nötigen Erfolge. Eic wiſſen aber, wie reiflih man die Vor: 
bedingungen für das Erſcheinen eines Blattes prüfen fol. Üeber die Not= 
wendigkeit der Herausgabe von ‚Bläftern in allen Reifen, wo roch feine 
borhanden find, ftreiten wir nicht. Diefe Notwendigkeit erfennen mir ſtets an. 
Es Fragt fich nur, ob die Möglichkeit gegeben iſt. Die Barteileftung muß dod) 
am beſten wiſſen, welche Verpflichtungen fie in dem nächſten Jahre zu erfüllen 
‚bat. Haben wir ung in Oberſchleſien erft einmal engagiert, dann gibt es 
kein Zurück mehr, dann muß der Kelch bis zur Neige geleert werben. - Der 
Rarteivorftand wird nach wie bor alles fun, was im Antereffe- der Uaitation 
ur Oberſchlefien notwendig ift. Gr wird, wenn fie den Antrag ihm überweiſen, 
ihn dann ausführen, wenn die Möglichkeit dazu gegeben alle. 


"Auf Antrag Sonräth-Wachen wird die Debatte gefätofien. Der 
Antrag 33 wird bem Barieinanient überwiejem. h 


re Am a 
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Antrag — wird· auf Antrag Bühler⸗Eſſen, der mit Rückſicht "auf "die 


-Sefäftslage auf die Begründung verzichtet, „ohne, Debatte d em Parteim 


botftand übermiefen ° ee 
Den Antrag ‚156 begründet | | 
Felbmüller⸗Pirmaſens: ‚Die Parteien, die. ben Zollcaub verübt sehen, 
müſſen noch bor den näciten Wahlen por dem ganzen Lande gebrandmarkt 
werden. Wir haben ja aud eine ganze Reihe Agitationsſchriften, aber keine 


derſelben behandelt die Wirkungen des Zolltarifs, wie fie ſich jetzt äußern. 


Diefe Lüde muß ausgefüllt werden, Wir müſſen dem Volt die Augen öffnen 


„und, es aufflären über die Sünden der. Zollwucherer. (Sehr. eitigl)- — 
‚ Diegt eine gute Agitation für die nächſten Vahlen. Gravo l). 


Der Antrag. wird abgelehnt, 
SGs folgt die Beratung ber Refolutinnen 102, 110, 416 und 172. 
. Bei.der Unterftüßungsdfrage für. die Nefolution 102 vermerkt: i 
Singer: Gewiß, fol Antrag muß unterffüßt: werden; aber wenn etwas 


..übepflüffig iſt, fo-ift es diefer Untrag. (Sehe richtig!) „.Go viel: miffen die 


Genoffen doch ſchon, daß fie verpflichtet find, eine Barteizeitung zu abonnieren. 


. (Sehr wahr!) Diejenigen, melche das nicht. tum, werben. fi) auch — 


iagsbeſchlüſſe nicht dazu. bewegen laſſen. (Auftimmung.) 
Der Antrag wird SUELEDFANGEN. 
. Zum. Antxag 110 bemerkt 
- Singer: Wir find jebt nicht in — 2nge, eine — — 


. yiebmen. Ich ſchlage vor. ben Antrag don der FAUEPOTONENG abs 
: Aufeßen; 


Es wixbio Beihloffen. 
‚Den Autrag 116.begründet "  _\ | 
‚Gehrmann-Berlin: Zweck des Antrages ilt, —— geben ſue die 


Stellung der Partei gegenüber den anderen Parteien. Die Reſolution Bebel 
is München ging dahin, daß wir. bei Stichwahlen für diejenigen eintreten, die 
für das allgemeine, gleiche, direkte und "geheime Wahlrecht find. Inzwiſchen 
- haben die Zreifinnigen- gezeigt, daß. ihnen die Konſervativen Tieber find als die 
Sogialdemokraten. Das haben fie bei den preußijchen Landtagswahlen gegeigt. 


Ich bitte Sie, unſerer Reſolution zuzuſtimmen, damit dem Parteivorſtand und 


‚den Genoſſen im. Lande die Möglichkeit gegeben wird, auf dem nächſten Darle 
tage ihre Meinung zur Geltung au Bringen. . 


Bebel: Gehrmann hätte. nad} feinen Ausführungen eigentlich beantragen 


“ wüflen, die Refolution dem Voxſtand zu überweifen. Er ‚verlangt. eine bes 


ftimmie Stellungnahme, und das können wir heute unmöglich beichließen. Ich 
bitte Gie..daher, ben Antrag, falls er nicht gurüdgezogen wird, bon, der Taged- 


‚ordnung abgufeben, weil wir auf dem nädjiten Parteitag ſowieſo — zu 


Biel er Frage nehmen müſſe — (Sehr richtig.) 
Der Antrag wird von der Tagesordnung abgeiehh 
Es folgt Reiolution 172... 
Frau Zieg führt zur Begründung aus: Die Reſolution ſpricht eigentlich für le) 


ſelhſt. Mit Rückſicht auf, die vorgeſchrittene Zeit nyıe wenige Warte, Sie alle find 


davon unterrichtet, dab. fortgejegt Die Zahl ber Fälle kon graufamer Ausbeutung, . 


Verwahrloſung und Mißhandlung der Rinder zunimmt. Ausbeutung, Ver⸗ 
wahrlofung und Mißhandlung nicht nur durch fremde Perſonen, fondern. auch 


durch die eigenen Eltern und Pfleger. Wir ſehen ferner, daß die Recht⸗ 


ſprechung in ſolchen Fällen Urteile fällt, die genau fo im ſtrilteſten Gegenfatz 


zum Rechtsbewußtfein des Volkes ftehen, mie jene harten und graufamen Urteile 


"gegen "Ürbeiter, die im Rampfe um Verbeflerung ber Lebenshaltung ihrer 


Klaſſengenoſſeñ ſtehen. Eebhafle Buftimmung.) Wenn bie Kinder, die ſo bes 





390 Sechſter Verhandlungstag. — Nachmittags⸗Sitzung. 


handelt werden, dann den Eltern oder Pflegern genommen werden, werden ſie 
der Zwangserziehung überwieſen und hier verbindet ſich das vermuckernde 
Pfaffentum mit der Ausbeutung, um dieſe zarten Menſchenpflanzen bon vornherein 
dev- weiteren Verrohung in die Urme zu liefern. (Sehr twahr!) Dazu tom; 
dag man bdieje Kinder bon vornherein nicht betrachtet als Kinder, die eine 
liebevolle Pflege notwendig haben, fondern als Kinder, die ihrer Veranlagung 
und Erziehung nad) Berbreder find, die man mit: möglichſter Strenge: und 
Härte erzichen muß. (Sehr richtig!) Wenn dieſe Kinder dan fpäter ins 
2chen hinaustreten, dann find fie nit nur mit dem Makel behaftet, daß fie 
ber Zwangserziehung übermwiefen waren, daß fie ſo und fo lange unter, Poligei⸗ 
aufficgt ftanden, ‚fondern die Erziehung ift auch jo, daß fie. ſehr oft auf. die 
Bahn des Verbrechens gedrängt erden. (Sehr wahr) Aus dieſem Grunde 
empfehlen wir Shnen, unſerer Nefolution zuzuſtimmen und in- ihrem. Binne 
zu wirken. Wir alle find überzeugt, daß durch eine gute Erziehung, ipie mir jig 
fordern, der junge Menfchengeift geformt werden kann. (Sehr rihtigl). Bent 
wir aber von diejer Heberzeugung durchdrungen und wenn mir empört. And 
über die Ychandlung, die den Kindern zuteil wird, dany müllen wir aben 
auch im Sinne der Nefolution wirken. Die Kinder mülfen fo erzogen Werde, 
dab man die heranwachſenden Menſchen in ihnen adıtet, und daß jie brand Hg 
Diitglieder der Geielljiyaft werden. (Lebhafter Beifall.) 

Kraſemann-Neuruppin: Wenn wir Die Ausbeutung der der Fürforgeerziefung 
überlieferten Stinder auf dem Lande betrachten, jo müjlen wir die Reſolutjon un⸗ 
bedingt annehmen. Um dem ländlichen Arbeitermangel abzuhelfen, nimmt man 
tindliche Arbeitskräfte auf das Land. Ich Bin wegen eines Ähnlichen Ausfprudes.ig 
einmal unter Anklage geftelt und auch verurteilt worden, aber die Tatſache der 
Kinderausbeutung iſt vor Gericht durch Zeugen erhärtet iworden, Es gibt, Gegenden; 
wo ſchon Kinder von 7 bis 8 Jahren auf dem Lande helfen mäffen. Reduer führt 
einzelne Fälle von Kinderausbeutung an. Bedauerlich iſtes, daß auf dein Qande i immex 
die Geijtlihen die Waifenräte find, denen die Aufſicht über die Kinder übertrage 
mird. Die Ausbeutung wird ſyſtematiſch betrieben. Die Genoſſen, die in 
den Gemeindevertretungen ſitzen, müſſen vor allem dahin wirken, dak viele 
Ausbeutung aufhört, daß die Kinder wirklich erzogen. und nicht den Faden 
überwieſen werden. (Beifall) 

Kolb-Karlsruhe:. Ich Halte die Annahme der Reſolution gleichfalls für röfig, 
Die Falle von Kinderausbeutung find viel zahlreicher, als man ‚glaubt, und. die 
Genoilen, die als Krankenkaſſenkontrolleure oder in ähnlicher, Stelüng tag 
find, folten derartige Fälle feititellen und veröffentlichen. (Sehr richtig. N, 

Singer: Die Nefolution enthält ja eigentlich feinen Antrag an den Barte eitag, 
fondern nur eine Aufforderung an die Parteigenolien. Es genügt ‚alio hohe 
wenn wir der Nefolution beitreten und die Genoſſen auffordern, in hrem 
Sinne zu handeln. (Zuftimmung.). 

Der Barteitag beiließt im Sinne ber Inzegim; von Singer. 

Die nächte Gruppe von Anträgen beſteht aus den Anträgen 20, 82, 38, 39, 
40, 46, 79, 86, 95,.07, 98, 99, 101, 111, ‚175. rauen werden. nur unters 
fügt die Anträge:.88, 39, 98 und. 175. _ 

Zu diefem Antrage ift noch ein Amenbement eingegangen ſtati 2000 Sr 
zu fagen 2400 ME. a 

Die Anträge 38 und 39 begründet 

‚Srant-» Mannheim: Zweifellos Haben auch die deiter der vigcniſeihnen 
ein Recht auf die Parteikorreſpondenz. Es würde ſich empfehlen, um Antrage 
Rechnung zu tragen. mir 

Ebert: Ber Parteivoritand beichäftigte ſich bereits mit der —— Er iſt 
bereit, in Bukunft auch den Leitungen der Drtöpereine die Parteitorreſponb 
zuzuſtellen. Den Antrag 38 bagegen bitte ich abzulehnen. ‚es iſt nicht zw 
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mößig, bie. Aorzefpendeng- im. Abonnement —— — würde bie, gegne⸗ 
riſche Preſſe über die Korreſpondeng berfalfen. Dieſe müßte erwidern und 
fie würde dadurch einen mehr polemiſchen Charakter erhalten. und ſich 10 alls 
mahlich zu einer Zeitung auswachſen. Das wollen wir verhindern. ‚ 

"Die Anträge 38 und 89 werben. zurüchkgezogen. = 

Zur Begründung des Antrages 98 bemerkt | N 

Thiele⸗Halle: Die Funktionen des bier verlangten Barteiauisfguffes sollen 

tür abminifirhtive fein. Eine gründliche Ausſprache ift bei unſerer Geſchäftslage 
undenkbar. IH ziehe den Antrag deshalb zurüchk zumal da mir 
zugeſichert iſt. daß der Parteivorſtand, wo es nottwendig iſt, ‚mit ‚einzelnen 
Gruppen’ Konferenzen abhalten will. 
Schrader⸗Osnabrück befürwortet den Antrag 175. Geit ber Feſtſetzung der 
Gehälter der Provinzial⸗ und Landesparteiſekretäre find zwei Jahre verfloſſen. 
Wir Haben nun die Erfahrung gemacht, daß e3 fehr ſchwer iſt, zu dem jegigen 
Gehalt geeignete Berfonen zu befommen. Es müſſen vielfach Genoffen aus befier 
dotierten Stellungen geholt werden. Diefen muß natürlich das Gehalt bezahlt 
werden, das ſie bis dahin bezogen haben. Jetzt iſt das nicht möglich, da der 
Parleivorfiand durch den Bremer Beſchluß gebunden iſt. Für das, Amendement 
bin ich für meine Perſon bereit zu ſtimmen. 

Bebel: Ich kann ſelbſtverſtändlich nicht im Ramnen des Parteivorſtandes 
reden, da er keine Gelegenheit hatte, fi}. mit der Frage zu Beichäftigen. Ich 
Bitte aber dringend, nicht jeßt ſchon wieder YAenderungen borzunehmen. Ich 
gebe gern au, daß Häufig der Fall eintreten kann, daß mar für 2000 ME. nicht 
den geeigneten Mann bekommen Tanıt, aber dann muß die Drganifation ſelbſt 
einen enffprechenden Zuſchuß geben. ‘(Sehr richtig!) Daß, falls der Gewählte 
in feiner früheren Stellung ein höheres Gehalt Hatte, ihm das gleiche‘ bezahlt 
wird, Halte ich für ſelbſtverſtändlich und ich bin nicht wenig überraſcht geweſen, aus 
den Ausführungen des Genoſſen Leinert entnehmen zu müſſen, daß man in Han⸗ 
nover anders gehandelt Bat.’ Aber mit Rückſicht darauf, daß mir noch gar 
nicht willen können, wie groß die Zahl der Sekretäre werden wird, bitte ich Sie, 
den Antrag in ſeinen“erſten beiden Zeilen anzunehmen, aber den legten Satz zu 
ftreihen. Es wird überhaupt einmal notwendig fein, auf dem Gebiet ber 
Gehaltsfrage eine gewilfe Ordnung und Regelung zu ſchaffen. Man Hält ein 
Anfangdgehalt von 2000 ME für zu niedrig. Der Verein Arbeiterprefie fordert 
aber ein Minimalgehalt von 1800 ME. Es geht nicht, daß ſolche Differenzen 
vorhanden find. Der Barteidorftand muß ſich einmal mit dei berichiedenen 
Drgantfationen in Verbindung fegen, um etwas Einheitlihes zu ſchaffen. (Sehr 
richtig) Diefelbe Verſchiedenartigkeit beſteht auch in bezug auf die Beiträume, 
innerhalb beren die Gehaltserhöhung eintreten’ fol. Der Verein Arbeiterpreife 
fordert. eine. Erhöhung bon zwei zu zwei Jahren. In Berlin Haben mir eine 
Erhöhung von drei zu drei Jahren beſchlöſſen und hier wird alljährlich eine 
Erhöhung gefordert. Das muß einmal ausgeglichen werden. Der Parteivorſtand 
wird dazu übergehen müſſen, eine Gleichheit auf diefem Gebiete Herbeizuführen. 
Nehmen. Sie alfo die erjten Säge an. Ueberweijen Sie das übrige ben- Vor⸗ 
ftande als Anregung. 


Das Amendement wird abgelehnt Die eriten Sätze des An⸗ 
trages werden angenommen, ber letzte Satz abgelehnt Noch nicht 
erledigt iſt ber Antrag 43, der aber nicht genügend unterftügt wird. 


Singer teilt da 3 Wahlref ullat mit. Bei der Wahl des Vorftandes 
wurden abgegeben 852 Gtimmzgettel. - Daun waren 350. gültig und zwei 
ungültig. Bon ben gültigen Stimmen entfielen als Vorfigenden auf 
Bebel 350 Stimmen, als Vorfigenden auf Singer 349. Stimmen, al3 Kaffierer 
auf Geriſch 350, als Sekretär auf Ebert 844 Stimmen ars Selretär arf Auer 
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848 Stimmen, als Sekretär auf Mollenbuhr 842 Stimmen, als Sekretär auf 
Pfannluch 329 Stimmen, als Sekretär auf Müller 248 Stimmen, al3 Sekretär 
auf Zieg 89 Stimmen, als Sekretär auf Mattutat 23 Stimmen, ald Sefretäx 
auf Hug 15 Stimmen, als Sekretär auf Keil 1 Stimme. Es find demnad 
gewählt: Zu Borfigenden: Bebel umd Singer, zum Kaffierer 
Geriih, zu Setretären Auer, Ebert, Pfannkuch, Molkenbühr und Müller. 


Bei der Wahl der Kontrolllommiffion wurden 852 Zettel abge⸗ 
geben. Davon waren 842 gültig und 10 ‚ungültig. Gliltige Stimmen 
wurden abgegeben für: Bod-GBotha 317, Kaden-Dresden 316, Betkin-Stuttgart 
284, Ehrhart-Lubwigshafen 273, Brühnesfrantfurt a M. 271, Ernſt⸗Berlin 289; 
Könen-Hamburg 257, Ged-Dffenburg 184, Braun⸗Königsberg 128, Kleemann⸗ 
Leipzig 118, Ulrih-Dffenbah 76, Sachſe⸗Bochum 73, Kühn-Langenbielau 56, 
Meiſt⸗Aöln 51, David » Mainz 49, Schmidt » Berlin 38, Gewehr-⸗Elberfeld 84, 
Brey- Hannover 30, Hildenbrand-Etuttgart 29, Stolten » Hamburg 29, Herbert⸗ 
Stettin 27, Böhle-Straßburg 25, Bömelburg - Hamburg 4, Thiele-Salle 19, 
Sug-Bant 18, Shüß-Bredlau 18, Stubbe » Hamburg 18, Hue>» Efien 8, Ditte 
mann » Frankfurt 7, Mattutat 5, Rudolf 1, Scheibemann 1. 

Es find demnach Bol, Kaden, Zetkin, Ehrhardt, Brühne, Ernſt, Könen, Geck 
und Braun zu Mitgliedern der Kontrollkommifſton gewählt 


worden. Die Kontrollkommiſſion bat die bisherigen Beifiger bes Partei⸗ 


vorſtandes Chberhardt-Charlottenburg und Wengeld- Berlin miebergemäßlt. 
. Damittft die Parteileitung-fonftitulert. Eingegangen ift ein 


Begrübungsichreiben des Kommuniftifchen Arbeiterbildungsvereind London. Die 


Geſchäfte des Bartieitages find erledigt. | =, 
Singer: Werte Genofien! 3% Bin überzeugt, daß ih im Gimme aller 


Delegierten ſpreche, wenn ih zunächſt unſeren Mannheimer Genoffen, die Die. 


äußeren Arrangements für den Parteitag getroffen. und während den Verhand⸗ 
lungen ſchwere anſtrengende Arbeit geleiftet haben, unſeren wärmſten Dank aus⸗ 


ſpreche. (Beifall.) Die Genoſſen haben dieſe Arbeiten in fo erfreulicher Weiſe ver⸗ 


richtet, daß es uns möglich war, in dieſem ſchönen Raume unſere Verhandlungen 
fortzuſetzen. (Lebhafter Beifall.) Vor allem danke ich Dreesbach, der, kaum von 


ſchwerer Krankheit geneſen, mit Energie und Eifer ſich an dieſen Arbeiten 
beteiligt hat, um ben Parteitag nach außen bin würdig zu geſtalten. (Betfall.): 
Wir wiſſen diefe Arbeit um jo höher zu ſchätzen, als wir uns ja alle herzlich 
gefreut haben, als bie Nachricht von feiner Genefung an uns gelangt ift. 


(Erneuter Beifall.) Unfern Dank bringe id auch dem Meifter Weikßheimer 


ımb feiner Sängerſchar ſowie dem gefamten Komitee für den prächtigen, allen Zeile 


nehmern unvergeßlich bleibenden Empfängsabend dar, und auch die Heidelberger 


Genofien, deren Bemühungen toir den ſchönen Nachmittag verdanken, find in dieſem 
Dank einbegriffen. (Lebhafter Beifall.) Ich danke namens des Parteitages aber auch 
unferer Neunerfommilfion, die mit Umſicht ımd Fleiß in zeitraubender Archeik 
dem Parteitag gute Dienfte geleiftet hat, obwohl die Genofien dadurch darauf 
berzichten mußten, einem großen Zeile der Verhandlungen beizuwohnen. (Beifall) 

Genofien! Wenn ich, wie ftet3, einen Rücdblid auf unfere Verhandlungen merfe;- 
fo möchte ich an ber Spige meiner Bemerkungen der Freude darüber Ausdruck 


geben, daß mir biesmal einen jo zahlreich beſuchten Parteitag gehabt haben, 
Der Mannheimer Parteitag war feit Hale am. ſtärlſten beiucht. Es mare 
409 Teilnehmer unb 26 Gäfte anweſend. (Bravo) Wir dürfen ‚zufrieden fein 


mit ben rbeiten, die in der „roten Woche“ in Mannheim geleiltet wurden, . 
Wir Haben unfere Verhandlungen erftredt über eine Reihe der für das Proletariat, 


für bie Arbeiterflaffe Deutiglands wichtigſten Fragen. Zum exiten Male Hat eig. 
deutſcher Parteitag die Fragen der Bolkserziehung ausführlich; behandelt. Wir 
Kaben in ben beiben inhaltreichen und formvollendeten Referaten die Forderungen 
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feſtlegen hören, welche die Partei für die Volkserziehung aufſtellt, und wenn 
wir auch nicht dazu gekommen find, im einzelnen dieſe Forderungen zu 
diskutieren und zu erledigen, fo haben, wir doch durch die Einſetzung des 
beantragten Bilduͤngsausſchuſſes bewieſen, daß es uns ernſt iſt mit der Be⸗ 
handlung dieſer Angelegenheit und daß wir entſchloſſen find, das, was möglich 
iſt, an finanzieller und moraliſcher Unterſtützung für die Wgitation auf dieſem 
ebiete leiſten. (Sehr richtig ) Durch dieſen Beſchluß iſt das Arbeitsgebiet 
ber Sozialdemokratie erweitert und vertieft worden. Ich babe die Ueber—⸗ 
zeugnng, je mehr wir auf dieſem Gebiet leiſten, je mehr wir die Kinder und 
bie Jugend mit dem großen heiligen Gedanken des Sozialismus erfüllen, deſto⸗ 
mehr dienen wir unſerer Sache, und deſto eher wird der Tag lommen, an dem 
die Stunde der Befreiung für das Proletariat ſchlägt. Lebhafter Beifall.) 
Wir Haben die Frage der Stellung der Sozialdemokratie zu Strafrecht, 

Strafprogeb und Gtrafvollzug erörtert. Die Annahme ber’ Thejen unferes 
Referenten bedeutet, daß wir mit ben bom ihm borgetragenen Grundſätzen 
durchaus einverſtanden ſind. 

Wenn es eine Partei gibt, die es notwendig Hat, endlich einmal auf dieſem 
Gebiete der Kultur eine Stätte zu reihen, zunächſt einmal durch ihre Forderungen, 
dann ift e8 die Sozialdemokratie. (Sehr richtigl) Die bürgerliche Geſellſchaft 
faun mit ben Gtrafgeiegen, die fie ſich geſchaffen hat, zuftieden ſein. Sie wird 
davon nur inſoweit betroffen, als es ſich in der Tat um wirkliche Vergehen 
und Verbrechen Handel. Wir aber, die Sozialdemokratie, die Arbeiterklaſſe, wir 
ftehen unter dem Schwert einer Suftisgefeßgebung, melde danach ftrebt, ſich in 
den Dienft ber herrſchenden Gewalten, in: den Dienft ber Reaktion zu ftellen. 
Unter Vermittelung der Juſtiz, bemüht, uns zu befämpfen unb zu berniditen, 
während doch die Juſtiz dazu dienen. follte, allen Bürgern: Schug zu gewähren, 
iſt die bürgerliche Geſellſchaft beftrebt, der Sozialdemokratie ihre Betätigung, 
den Kampf für Necht und Freiheit, ‚m erſchweren, wenn nicht unmoglich zu 
machen. ‚(Lebhafte Zuſtimmung.) 

WVor allem aber — und ich bin üiherzeitgt, das dürfte die . Empfindung 
des ganzen Parteitages fein — waren bie Verhandlungen über den Maflens 
ftreit und über das, was fi) daran ‚Inüpfte, von der aller höchſten Bes 
deutung: (Seht wahr ) Ich kann mit Freude und Stolz Fonftatieren, daß 
ein rebolutionärer Geiſt durch alle dieſe Ausführungen geweht hat und der 
Drang nach Einigkeit, die Ueberzeugung, daß die Arbeiterklaſſe in allen ihren 
Organiſationen gemeinſam vorgehen müßte, daß keine Meinungsverſchiedenheiten 


über bie eigentlichen Forderungen beſtehen dürfen, dieſe einmütige und eindring⸗ 


liche Betonung follte, mie ich glaube, den Gegnern zum Bewußtſein gebracht 
haben, daß Partei und Gewerkſchaft zu einander ftehen, dab fie ſich nicht aus⸗ 
einanderbringen laflen, nicht von außen, aber auch nicht von innen, (Xebhafter 
und: ftürmifcher Beifall.) Das mögen die Anarhofozialiften fi merken. (Sehr 
gut!) Die Wiünfche der Gegner in bezug auf den Mannheimer Parteitag find 
getäufcht worden, bie Hoffnungen der Genoffen, die In der Gemeinſchaftüchkeit 
aller Gruppen der Arbeiterbewegung den Erfolg verbürgt ſehen, find erfüllt, 
Lebhafter Beifall.) 

Parteigenoffen, wie der Main amd der Nedar in den großen mächtigen 
Strom, den Nhein, fließen, fo ‚find auch  Partet- und Gewexrkſchaft 


‚Arme bes einen großen Stromes, in dem fie Ti aufammenfinden, Arme 


der proletariſchen Arbeiterbewegung. (Sehr riätigl) So wie die beiden Flüſſe 
zulammen kommen und ſchließlich zu einem ‚einzigen mädtigen Strome werben, 
jo kommen auch die Gewerlſchaften und die politiihe Partei ftets zufammen, 
wo es fih um die Intereſſen der Arbeiterflafle, um bie Intereſſen bes 
Proletariats handelt. Wir können über einzelne Fragen verſchiedener Meinung 
ſein, wir Tönnen In "einzelnen Tragen noch fo lebhaft uns belänpfen, aber in 
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dem Augenblick, wo es uns zum Benuktfein fommt, daB e3 fih_um die großen 
Güter der Befreiung der Arbeiterffaffe Handelt, in dem Wugenblid ſteht Der 
politiihe Parteigenoffe mit dem gewerkſchaftlich organifierten ulter an 
Schulter. (Lebhafter Beifall.) Das ift es, was biefem Parteitag die Weihe 
gibt. (Sehr richtig )) - 

Dies einmütige Zufammenftehen, dies brüderliche Verftändnis, das Beſtreben 
jedes einzelnen, anf dieſem Parteitag es nicht zu Streit kommen zu laffen, die 
Auffaflung, daß wir alle willen, daß wir zu einander Kalten müffen, daß mir 
die einzelnen Wünſche einfchränfen müſſen, daß vor allen Einigkeit zwiſchen 
Partei und Gewerkſchaften notwendig ift, um unfer Endziel zu erreichen, aber 
auch um ben Tageskampf führen zu können — das ift es, was dieſen Parteitag 
auszeichnet, mas ihm jeine hohe Bedeutung verleiht. 1Beifall.) So darf ich 
fagen, daß der Mannheimer Parteitag. unvergänglich eingegraben ſteht in ber 
Geſchichte der Partei und der Gewerkſchaften als Ausgangspunkt, von dem aus 
dieje beiden gewaltigen Arbeiterorganifationen gemeinſam und einig kämpfen 
werden, bis das Ziel der Befreiung bes Proletariats aus dem Doppeljodh der 
politifchen Rechtloſigkeit und der ökonomiſchen Unterdrüdung erreicht iſt 
(Stürmiſcher Beifall.) 

Bis dahin aber heißt es: Arbeiten, Organiſieren und Agitieren, das ſind 
unſere nächſten Aufgaben. Alle unſere Beſchlüſſe, al die Auffaffungen, bie wir 


‚zum Ausdrud gebracht haben, die Entſchiedenheit, mit der wir alle betont haben, 


daß wir uns unfere Nechte, namentlich) das Wahlrecht und das Koalitionsrecht 
nicht. rauben oder. ſchmälern laſſen, ſondern daß wir alles daran ſetzen werden, 
fie uns zu erhalten — ich ſage, dieſe Veſchlüſſe können jo lange nicht ausgeführt 
werden, bis nicht die ganze gewaltige Arbeiterklaſſe Deutſchlands zuſammen— 
geſchweißt iſt in den Gewerlſchaften und den politiſchen Organiſationen. Leb⸗ 


hafter Belfall.) 


Da Yabeı wir noch ein gutes Stüd Arbeit vor uns. Dieſe Arbeit wollen 


wir leiſten. Sie muß geleiſtet werden, wenn wir zum diele kommen wollen, 
und für dieſe Arbeit wird auch der Mannheimer Parteitag ein Anſporn ſein. Die 
Verhandlungen werden von der bürgerlichen Geſellſchaft Deutſchlands mit Ent⸗ 


ſetzen geleſen werden, fie werden aber von der Arbeiterklaſſe und ‚dem organi— 
fierten Proletariat aller Länder. mit ſtolzer Freude geleſen werden. Lebhaftes ſehr 


riätig!) Der Erfolg unſerer Verhandlungen wird der fein, daß. wenn bie 


Delegierten zu Haufe Bericht erftatten, fte von den Genofien freudig empfangen 


‚werden und ihnen daS, Verſprechen entgegengebracht wird, im Sinne und Geiſte 
unſerer Beſchlüſſe zu Handelt, (Beifall.) 


Das ift unfere Aufgabe, eine Aufgabe, die Hoffentlich ihre, Früchte ſchon recht 


bald tragen wird, ſchon im Jahre 1908, wenn das Volk zu den Wahlen auf⸗ 


gerufen wird. Bei den nächſten Wahlen werden wir ſehr ſchwere Kämpfe zu 
beſtehen haben. Es unterliegt keinem Zweifel, daß das geſamte Bürgertum, 
wenn es vielleicht auch bei der erſten Wahl ſich in ſeinen Sinterefien durch be—⸗ 


ſondere Kandidaten vertreten läßt, da, wo es ſich handelt um die Entjieheidung 
zwiſchen bürgerlichen und ſozialdemokratiſchen Kandidaten, einig und geſchloſfen 
gegen die ſozialdemolratiſchen Kandidaten auftreten wird. Gört! Hört!) Das 


willen wir und es iſt gut,, daß wir e3 Willen. Denn wir wollen uns nicht in 
falſchen Hoffnungen wiegen. (Sehr richtig !) 

Aber weil wir das willen, erwächſt uns die dringende Aufgabe, unfere Dr» 
ganifationen zu itärfen und alles zu tun, um bei den nädjiten Wahlen der Brei- 
millionenpartei eine große AUngahl_.neuer. Anhänger hinzuzufügen. (Tebhafter 
Beifall.) Namentlih fol diefe Aufgabe gewidmet fein den Arbeitern. Die 
Arbeiter jolen aufgeklärt, fie jollen belehrt und ihnen Kar gemadt werden, dat 
die einzige Partei, auf deren Unterftügung fie zu rechnen haben, die ihnen Nechte 
erfämpft und die vorhandenen Rechte erhält, die Sozialdemokratie ift. (Lebhafter 
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beifon y DaB iR bie, Anfgabe, bie wir für bie nãchſte Wahl zu erfüllen haben. 
Für Diele Aufgabe werden auch die Verhandlungen des Mannheimer Parteitages 
‚nor: großer Bedeutung fein. Eebhafter Beifall.) Wenn wir froß und zufrieden 
von diefem Parteitage und trennen, wenn wir unferen Mannheimer Brüderit 
heime Abſchied bie, Hand bräden,. wollen wir auch damit zugleich. befiegeln, daß 
wir es für unfere. Pflicht halten, im Sinne der Beihlüfie zu wirken und. zu 
‚handeln. Lebhafter Beifal) Wir befeſtigen dieſes Verſprechen, indem wir wie 


Ammer ausrufen: Die deutſche Sozialdemolratie, die internationale, bie ‚res | 


volutionare Sogialdemofratie, fie lebe Hol. 
Die Delegierten erheben jih bon ben Pläßen, ſtimmen Steimal Bigeibi 
in x ben Auf ein und: fingen ben erften Vers der Melgitermorfeitife, oo. 


. Sänger 2 Ich ſchließe dan- Parteitag. on um. Bl ug. 
1, ee v a — — — 
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Badenweiler. Genoſſen In der Heilitätte Friedrichsheim: — Berl in. 
Engerer Kreis blinder Genoſſen. — 4 Dachdecker vom Bau Bismarchſir. 116. — Einige 
Genoſſen der zentrallſierten Gewerkſchaften. — Verband ber freien Salt und Schank⸗ 


wirte. — Klaſſenbewußte Zimmerer des Zentralverbandes, Zahlſtelle Berlin. — Bremen. 


Genoſſen ba Grebe. — Brudfal. Arbeiter bei Riegel. — Budabeſt. Baum⸗ 
‘garten. + Bartelleitang der Sozialdemolkratie Ungarns Genf. Nusländiihes Komitee 
ber armeniſchen ſozialdem. Organiſation. — Zentralkomitee des Allgent Jüdiſchen 
Avbeiterbimdes in Lithauen, Polen und Rußland. — Gras litz. Graslitzer und Klingen⸗ 
galer Genoſſen — Großbreitenbach. Wahlverein. — Hannover⸗Kleefeld. 
Freie Radler Misburgs. — Heidungsfeld. Genoſſen. — Ingolfjtadt. Sozial⸗ 
demolratiſcher Verein — Fohanngeorgenſtadt. Genvoſſen bes 21. fühl. Babl- 
treiſes. — Krakau. Züdiſche ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei Galiziens. 
Vamprecht. Die ſtreikenden Beber. — Leimen Sozialden: Verein. — Lou Eon, n, 
"Rommumiftifäer ‚Urbeiter-Bldungs-Berein. — Friedrich Leßner. — Lorſſch. Gevpſfen. 
— Bugemburg Sozialdemokratiſche Axbeiterpariei Lurenburgs. — Mailand. 
"Zum XV. Belt-Sriedensiongreb anweſende Genoſſen. — Moſcch endoxijeb. Hof. 
KEinigo Borgelagarbeiter,. — Narnberg. Genoſſen von Lichtenhof⸗Nurnbe; — 
Paris. Auswärtiges Bureau des allruſſiſchen Bauernbundes. — Deutſcher 
gꝛialdemotratiſcher Leſelluß. — Parti socialiste revolutionnaire russs. — 

ttmafend.  Ürbeiter ber Schuhfabrik Rheinberger. — Rom. Ntultenifche ſsziall⸗ 
“fe Bartel. — Rothenburg a. T. Sozlaldemokratiſcher Verein — Sant 


Johann. Baterlanbölofe Geſellen der Heilflätte Sonmenberg. — Sofia. "Seltetuutat - 


dir ſozialdemolratichen Achetts-Umion. — Spenge .i000 be Lohnkampfe fiehende 
: Kaßatanbeiter. — Stettins®rabom. Drtöperionltuung des Verhandes der Sabril-, 
BORD FUN Hulfsarheiter. — Teltow. Bahlnerein. — Belbert, Generaloerſammlung 
des Urbeiterjängerbundes Rheinlands. — Waldshut. Genoſſen. — Warſ. q au. 
. Barteilelhung der- Sozialdemokratie Polens und Littauens. — Weißenfels. Paul 
. Shlegel. — Wismar, Konferenz der ſozialdemokr. Stabtverordnieten Medienb — 
Wiriistin ae en. Xaver Graf, Schuhmacher in oedingen Schwaen. | 
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Vierte fozialdemohratifche‘ Frauen: — 
nonferen? in Mannheim — 
: z abechelter am 22. und 3. ——— 1906 x * 


Erik 


Krıar 








"Eifer Derpänbtungaig. — en ormittag 8.&i gu n 


In. der Zentralhalle zu Mannheim, trat am Sonnabend vormitiag il, uhr 
— zahlreicher Beteiligung von Genoſſen und Genoffinnen aus ganz, Beute... 
land, Delegierten und Gäften. vom: In⸗ und Auslande, : die. vierte ſozialdenro⸗ 
kratijche EN zuſammen. Schon am geitrigem Abend war, — — 
Borbeſprechung Pu er ; 
borangegfungen, in der die Korrftituierung der Konferenz vollzogen mich, | 
Bu Vorſitzenden wurden die Genoffinnen-Zetfin» Stuttgart md’ gtregs 
Hantburg, gu ‚Beifiker die Genoffinnen Hoffmann» Mannheim und-: 
Deuper- Eilen, "zu Säriftführern bie -Geniöffihnen "R 0 w a g — a 
Königsberg und Wehmanın- Leipzig gewählt. ar 
Die Wandatsprüfungskommiſſion ſetzt ſich aus den endffinnen 80 agen⸗* 
Regensburg, Kem mer⸗Koblenz, Wagner⸗TChemnitz, Stud: Ludkenwalde, e [ 
DB Arz > Düfiekborf, Fahr enwalb— ⸗Hamburg und matiäte- Berkn gu 
fammen. J 
Die Tagesordnung und Geſchaftsordumg inch genehmigt. - a 
»Die Tagesordnung lautet: 1. Bericht ber ——— 
perſon: a)' Agitation, b) Preſſe. 2: Frauenftimmrecht. "Berigterftatterin Genofſin 
Zeitin 8. Agitation unter den Randarbeiterinnen. "Verichteritatterin - Gotioſſin 
Bieg 4 Die Dienſtbotenbewegung. Berichterſtatterin Genoſſin Grünberg. 
b. gurſorge — Schwangere und: ——— Berichterſtatteriũ Emoffin” 
Dunder 6. Verſchiedenes. =” 197 
"Yrkerbem wurbe beſchloſſen, der Genoſfin Baader eine ditfetrafr zu” ; 
ausſchließlichen Verwendung im Bureaubdienft zur Seite zu ftellert. Ueber bie 
Wahl diefer Hülfskraft ſollen die Berliner Genoſſinnen und“ bie: tZenttal⸗· 
vertrauensperſon entſcheiden. Auch wurde der Vertrauensperſon der Genoſfinnen· 
Deutſchlunds ein vierwöchentlicher Ferienurlaub bewilligt. 4 
Die Heutige Hauptverſammlung wurde mit folgender Anſprache eröffitet!-"u°7° 
Genoſſfin Baader: ALS Einberuferin der Keonfereng eröffne ich dieſelbe — 
Es iſt unſere vierte ſozialdemokratiſche Frauenkonferenz, die wir hier ubhatten 
Wir haben geſtern abend, da die meiſten Delegiertinnen ſchen anwefend Biken, 
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eine Vorbeſprechung abgehalten und die Formalitäten erledigt. Che wir aber 
jegt in die Tagesordnung eintreten, habe ich noch die angenehme Pflicht, die 
Delegiertinnen herzlich willkommen zu heißen. Es find diesmal eine große 
Anzahl von Genoifinnen anweſend, die wir bisher noch nicht perſönlich kennen 
gelernt haben, weil fie die früheren Srauenlonferenzen noch nicht bejucht 
haben, die aber bei ber Aushreitung der. Frauenbewegung doch ſchon jahre⸗ 
lang als tätige, tatfräftige Mitarbeiter gitwirkeg‘; ich heiße dieſe eifrigen Mit» 
kämpferinnen recht herzlich wilkkommen! Ich habe'aber heute auch noch beſon⸗ 
ders Gutes zu berichten. Auch aus dem Auslande wohnen unſerer Konferenz 
zahlreiche Gäſte bei, wie wir fie bisher noch nicht begrützen konnten. (Bravo |) 
Als Vertreterin der. ruffiiden Sozialdemokratie (Lebhafter Beifall) wohnt der 
Konferenz Frau Ballabanoff ‚bei, die augleich die Genoſſjunen Italiens bextritt. 
Das zeigt, dal änjere, Bewegung auch an Auslande mebr-amd- mehr veachtung 
findet. Aus Amſterdam find zwei Geyoſſinnen zu unſerer Frquenkonferenz delegiert. 
Aus Oeſterreich iſt mwir derum unfere Srnoffht Popp erchienen. Anſer deutfcher 


Barteivorftand nimmt ebenfalls an der Sconferenz teil. Das ijt eine Delegation „ 


und Ehrung, für die wir alle dankbar ſein können. 

So ho Oh Ad; daß bie Dagesord iung, die wir zu erledigen hahen, ud Dazu 
beitragen wird, unſere Bewegung ein rechtes Stüd vorwärts zu bringen und ich 
rufe in diefem Sinne Ihnen allen ein. Glüdauf zu. Sch beglückwünſche nochmals 
herzlich die Delegationen der ausländiihen Genoffinnen und ſchließe mit dem 
Wunſche, dag die Konferenz mit ihren wichtigen Beratungsgegenſtänden uns 
neue Wege; zu! weiterem⸗ Fobriſchritie weiſen wird Grabo N"; 

Da das Bureau bereits konſtituiert iſt, übertrage ich den Vorſitz der Genoffin 


Zetlin Ich krage tod mad), daß; Genofie Ci 55 0 rn als nee des — J 


Landesvorſtanbes anweſend it: 
Im Namen sed‘ Parteivorſtandes ergreift das Wort‘ J 


WGenofſe? Mollenbuhr: Verehrte Anweſende l Ani ‚Namen des‘ warkei⸗ — 


vorſtandes beige ih Sie alle herzlich wilſkommen. Es iſt ein erfreuliches 
Zeichen, daß die Proletaxierfrauen der Welt beweiſen, daß fie,mündig. geworden 
find, ;; ährend. die. bürgerlichen Frauen bei ihren Beratungen ſich immer noch Pe 


den ‚Standpunkt. ftelen, daß zwar ben - Damen ein geiwiljes Recht eingeräumt 


werden ſoll, meiſtenteils Tammıt. es ihnen aber wicht. in den Gin, daß fie 


politifche Gleichberechtigung verlangen. Da beiveijen Die Broletarierfrauen, daß fie — 


ji. gl, mündig hetrachten amd in das politiſche Leben eintreten. wollen, von 


dem fie;; ‚ferngehalten werden; das iſt der Grundton, der im allgemeinen 
die „bürgerlichen Klaſſen beherrſcht, da fie willen, was fie an dem weibliden 


Geſchlecht gefündigt haben durch die Geſetzgebung; ſie möchten nicht, daß 
mündige Frauen auftreten und ſelbſtändig ihre Angelegenheiten vertreten, Diefer 
Grundgedqnle, daß die Frau bon der Politik ferngehalten werden fol, Liegt der 


Geſetzgebung zugzunhe, denn in faft allen Zapitaliftiigen Ländern Hält man. 
dieſe Ungleichmäpigfeit aufrecht. , Aber unfere Frquen haben ‚angefangen, 


mündig zu werden, fie: haben eingefehen, daß die tapitaliſtiſche Produktion 


Die Frauen ebenſo ausbeniet wie die Männer; ‚find fie derielben Ausbeutung 


unterivorfer, fo verlangen fie mit bollem Recht mitſprechen und-ihre Intereſſen 
Jelbjt,, vertreten, zu dürfenj. Wenn auch die Schutzgeſetzgebung den Frauen in 
naucher Beziehung weiter entgegengekonunen iſt mie den Männern, ſo ‚gibt es 
Doch eine Anzahl von Fragen,: die vom Manne einfach. überjehen werden, weil er 


das wirtſchaftliche Leben unter einem ‚anderen Geſichtswinlel betrachtet als die 
Frau. Wie es im wiriſchaftlichen Leben viel Mißſtände gibt, bon denen die 


Frauen. viel ſchärfer betroffen. werden wie die Männer, ſo iſt es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß gerade Sie dieſe Fragen dislutieren müſſen, daß, ‚uch die Kurg⸗ 
und Schwachſich * ſehen müſien, welche Mißſtände hexrſchen. Sa it die Frau 
eine "geeigneie . Mitarbeiterin im. politiſchen Leben und-es. iſt felbftverftände . 
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lich, daß fle tätigen Anteil nimmt an der Einführung und Durchführung dieſer 
Beitimmungen. So treten die Broletarterfrauen hervor und verlangen, daß 
ihre Mündigkeit anerkannt wird. Gerade die Proletarierfrauen haben mit ihren 
Konferenzen die bürgerlichen Frauen wiederholt beſchämt und Haben bemwiefen, 
daß fie viel reifer find bei Beurteilung politiſcher Fragen, daß fie den Männern 
gleichberedötigt find. So wird bie Konferenz beweiſen, die Arbeiterinneh find 
geworden und verlangen gejegliche Anerlenmung ihrer Mündigkeit. 
(Brapo! = ee 
Frau Hoffmann-Mannheim: Verehrte Genoffimen, Genofſen, werte Säfte! 
Die ſozialiſtiſche Frauenorganifation Mannheims bat mir den angenehmen 
Auftrag erteilt, Sie alle in ihrem Namen willkommen zu heißen. Wir 
freuen uns, daB gerade wir in Mannheim die heutige“ Krauenkonfereng in 
“ anferen Mauern begrüßen dürfen und um fo mehr freut e8 uns, weil wir bie 
jüngfte Frauenorganifation In Baden find. Wenn wir zurüdbfiden auf die 
früheren Konferenzen und jet den vortrefflichen Bericht imferer Genoffin Badber 
- Iefen, werden wir mit Stolz feitftellen Tönmen, daß wir große Forticjritte 
gemacht Haben, daß unfere Bewegung an Breite und Tiefe bedeutend zuge⸗ 
nommen bat. Gerade im legten Jahre Haben wir befonders Schweres erlebt. 
Es Hätte nicht viel’ gefehlt, fo wäre uns eine unſerer Beiten und Hiähtigften 
Agitatorinnen ans unjerer Mitte geraubt worden, werm e3 der Kunſt ber-Meizte 
nicht gelumgen wäre, das Augenlicht unferer Tara Betlin wieder herzuſtellen. 
Hente lönnen wir fie, was mir im vorigen Jahre noch nicht dachten, mit 
Freuden in ımferer Mitte begrilßen. (Bravo!) And forft haben wir fert der 
Bremer Konferenz viel durchgemacht. Die Litele, die in unfere Meihen durch 
den Berluft der Genoffin Roſa Quremburg geriffen iſt, iſt no nicht ausgefüllt 
(Zuruf vom Vorftandstifh: Doch, Rofa Luxemburg kommt Heute noch), num defto 
erfreulicher! Auch Luife Zie hat viel Schweres durchgemacht. Das alles aber Bat 
den Mut der Genoffinnen nicht beeinträchtigt, Teine Polizeimacht und Willür 
kann uns ſchrecken. Unſete heutigen Verhandlungen follen zeigen, daß wir mit 
vereintem Mut und feiter Energie zu Werke gehen, daß mir immer mehr Fort⸗ 
ſchritte maden. Sr diefem Sinne Begrüße ich Sie und wünſche, daß Fhre 
Verhandlungen auf fruchtbaren Boden fallen. (Lebhafter Beifall) - 

Eichhorn⸗Mannheim: Werte Genoffinten und Genoſſen! Mir ift der Auf 
trag geworden, Sie im Namen des badifhen Landesvorſtandes hier herzkich 
willkommen zu heißen. Damit verbinde id) dem. innigen Wunſch, daß Ihre 
Arbeit recht gutes Gebeihen und guten Erfolg haben und vor allem auch Für 
uns in Baden nutzbringend wirken möge Bei uns ft, wie ja überhaupt. in 
ESüũddeutſchland, die Organifation und fpeziell die Drganifation der proletarifchen 
Frauen noch fehr zurück. Mit Ausnahme bon Mannheim, wo dank Ver rühmens⸗ 
‘werten und unabläffigen Arbeit der Genoffinnen, bie Organiſation eine ganz 
gute ift und dbgefehen von einigen rein gewerkſchaftlichen Kramenorgantintiowen, 
eriftiert in Buden fo gut wie Feine proletariſche Frauenorganifation. - Wow der 
heutigen Konferenz und von dem Parteitag erhoffen wir einen fiäirferem Anſtoßz 
auf filr die Krawenorgantfation in Baden — es iſt das eine Art pantilularer 
Egoismus. Wenn ich Ihren Verhandlungen alſo recht umfaſſenden Erfdig 
wuünſche, ſo hoffe ich, daß dabei auch für uns in Baden etwas Gutes heren 
fpringen wird. (Bravo |) | on a: 

Fran Ballabunoff (mit ſtürmiſchem Beifall begrüßi): Liebe Genoſſinnen um 
Genoſſen! Geſtatten Sie mir, daß ich Ihnen in kurzen Worten zwei Sri 
iiberreiche, die zwar ans Ländern kommen, die ihrer hiſtoriſchen Entwicklu 
und ihrem. foztalen Milieu nach ganz verſchieden find, die aber Kirtig "find 
dem Wunſche, Ihnen, werte Genoffinmen, unfere Solibarität zu erllätenſn 
“allen denjenigen, bie für bie Befreiung "ber Menſchheit känpfen. Ich Brin 
Ihnen ben Gruß der ruſſiſchen ſozialdemokratiſchen Bartei, bie, obgleich o 
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gerade deshalb, weil ſie in —— Jahre in einem fo ſchweren, ſo blutigen, 
aber auch in einem erfolgreichen Kampfe begriffen iſt, mehr als je den Wunſch 
empfindet, Ihnen in Deutſchland einen Gruß zu ſenden. Iſt doch Shre theoretiſche 
und prattiſche Tätigkeit für uns ſtets das Vorbild geweſen, ſo daß wir auch unter 
dem Druck der ſchrecklichen und blutigen Verhältniſſe kämpfen lonnten, obne je 
das Bewußiſein unferes Sieges gu verlieren. Nicht etwa im Namen der Sozial⸗ 
demokratie von Rußland, ſondern im Namen der ganzen ſozialdemokratiſchen 
Partei wünſchen wir Ihren Verhandlungen guten Erfolg. Sie wiſſen, daß wir. 
in Rußland noch für die elementarſten politiſchen und menſchlichen Rechte zu 
kämpfen Haben, daB dieſer Kampf und all das, mas Sie längſt errungen haben, 
bei uns das ganze Leben, das ganze Weſen nicht nur einzelner Perſönlichkeiten, 
ſondern ganzer Generationen in Anſpruch nimmt. Da kann von einer Differen⸗ 
‚zierung der proletariſchen Drganifation nach Geſchlechtern nicht die Rede ſein. 

Wir hoffen aber, daß das ruſſiſche Proletariat, wenn es einmal in dieſem 
ſchweren Kampfe die Freiheit errungen haben wird, es nicht erlauben wird, daß 
eine ſpegielle Geſetzaebung den Frauen, wie das Bei Ihnen der Fall iſt, das 
Recht nehmen wird, im proletariſchen Kampfe mitzuwirken. Die ruſſiſchen 
Proletarierinnen werden nicht fozialdemofratifche Zrauenvereine gründen, fie 
werden ‚der großen Maſſe der ſozialdemokratiſchen Partei beitreten, fie werden 
ihre Rechte nicht nur als Frauen, fondern als Menſchen überhaupt erkämpfen. 


Und wenn dieſer glückliche Augenblick gekommen ſein wird, dann wird es unſere 


Wonne, unſer Stolz fein, auch den. eutſchen ſozialdemokratiſchen Fraͤuen die 
Hand zu reichen und ihnen das zurückgeben zu können, was ſie uns bis jetzt an 
praltiſcher, theoretiſcher, an moraliſcher und finanzieller Hülfe geleiſtet haben. 
Weiter bringe ich Ihnen die Grüße der italieniſchen Genoſſinnen. In Italien 
iſt je von einer disziplinierten ſozialdemoktatiſchen Frauenorganiſation noch 
nicht die Rede, wenn auch die Frauen an den Kämpfen der Arbeiter teilnehmen, 
wie die letzten Angriffs⸗ und Abwehrſtreils gezeigt haben, an denen taufende 


der unterdrüdteften Maisfeldarbeiterinnen und Bäuerinnen teilgenommen Babes. 
Ihrem leuchtenden Beifpiele folgend, wollen wir am 6. Dftober diefes Jahres, 


am Borabende des allgemeinen Parteitages in Rom, eine Frauenfonferenz abs 
halten, ‚two. wir exit das beſprechen werden, was Sie ſchon vor vielen Jahren 
beſprochen haben. In dieſem Sinne begrüßen wir Sie. Sie können verſichert 
fein, daß Ihre Beſchlüſſe für uns ein leuchtendes Vorbild fein, werden, 
(Stirmifcher Beifall.) 

Frau Adelheid Popp⸗Wien überbringt die Grüße der öſterreichiſchen Ge⸗ 


nofſinnen. Wir freuen uns über die großen Erfolge Ihrer Arbeiterinnen⸗ 


bewegung. Auch wir können trotz unſerer ſchweren und opferbollen Kämpfe der 
legten Zeit eine erfreuliche Ausdehnung unſerer Arbeiterinnenorganiſation fefts 
ſtellen. Wir ſtehen im Kampfe um das allgemeine, gleiche und direkte Wahl- 
recht, ‚deilen Erfolg eine Frage bon. wenigen Monaten ift. Leider konnten wir 
niet zugleih den Kampf führen um bie Erringung des allgemeinen Frauen⸗ 
ftimmrechts, wenn auch das unfer heikerfehnteftes Ziel bleibt. Wenn e3 einmal 
gilt. den Kampf um das Frauenſtimmrecht zu führen, werden auch wir nicht 
zurückbleiben. — Auch in der Dienfibotenfrage find wir noch ſehr weit zurüd, 
es gelten ‚für. die Dienftboten noch barbariſche Beitimmungen aus dem Jahre 
1810. Bon einer Fürſorge für Schwangere ift bei uns noch feine Nede, Tondern 
nur eine geſetzliche Beltimmung, daß Wöchnerinnen 4 Wochen nach der Nieder« 
kunft als Kranke zu behandeln find; ſelbſt in den öfterreichiichen Staatsbetrieben, 
wo 35.000 Arbeiterinnen befchäftigt find, gibt e8 keine Fürſorge für Schwangere. 
Sie: fehen; dab uns alle Punkte Ihrer Tagesordnung außerordentlich intereffieren. 
Wir hoffen, dab Ihre Verhandlungen erfolgreich für die ganze internationale 
Arbeiterinnenbewegung ſein werden. (Bravo) 
Vebont⸗ Amſterdam: Im Namen. der hollãndiſchen Geneſſinnen bringe 
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ich unſeren deutfchen Schweſtern die beſten Grüßze. Wir in Holland haben erſt 
vor kurzem angefangen, unter den Proletarierinnen Propaganda zu machen. 
Wir ſehen zu der großen deutſchen Partei mit Bewunderung auf, wir bewundern 
Ihre Kraft, Ihren Mut, Ihr Talent und Hoffen von Ihnen viel zu lernen. 
Beſonders begrüßen. wir es, daß fie Stellung nehmen zum Frauenſtimmrecht 
and wir Hoffen, daß fie beſchließen werden, daß dieſe Frage auf-dem inter⸗ 
„nationalen Kongreß 1907, in Stuttgart zur eingehenden Verhandlung kemmt. 
‚Mit dieſem Wunſche rufe ich Ihnen derzliche Grüße zu. Gravoh 

Vorſitzende Frau Zetkin: Ich glaube in aller Namen zu ſprechen, wenn ich 
den Vertretern des Parteiborſtandes, des Badiſchen Landesvorſtandes und allen 
ausländiſchen Gäjten unferen Dank und unſere Freunde ausſpreche, fie unter ung zu 
jehen, und wenn ich einer jeden von unferen ausländifchen Sqhwefterbewegungen 
zurufe: Wir fühlen mit Tuch, wir ſind ſtolz und ſtark in dem Bewußtſein, 
mit Euch zuſammen zur roten Internationale zu gehören. Eure Siege: find 
unfere Siege. Beſonders rufen wir ‘gerade im gegenwärtigen gefchichtlichen 
Augenblick unſerer ruffifchen Bruderpartei, die in. einem Kampf ohnegleichen 
ſteht, der bon weittragendſter welthiſtoriſcher Bedeutung iſt, doppelt und dreifach 
zu: Euer Kampf iſt unſer Kampf, Euer Sieg iſt unſer Sieg. Ihr Tönnt 
moraliſch und foweit es möglich iſt, materiell — Unterftägung rechnen. 
EStürmiſcher, anhaltender Beifall.) 


Die il tritt hierauf in. die Tagesordnun 8 ein: : 
Bericht der Vertrauensperſon. 


$räulein Baader-Berlin: Aus dem gedrudten Bericht, der Ahnen. Serfiegt, 
und der ja auch ſchon dur die Preſſe gegangen ift, Haben Sie erfehen, mie 
grobe Fortſchritte die Frauenbewegung In den lebten beiden Jahren gemadit bat. 
Wir Baben Die Beichlüffe der legten Bremer Frauenkonferenz durchzuführen 
geſucht. Zwar iſt das nicht in allen Punkten gelungen, weil manche der an⸗ 
‚genommenen Unträge fi unter den gegenwärtigen Berhältniffen als undurch⸗ 
führbar erwieſen. In der Hauptſache aber find wir, glaube ich, unſerer Aufgabe, 
den Kampf zu führen gegen Musbeutung und Unterdrüdung und die Frauen troß 
der verſchiedenen ridjtändigen Vereinsgeſetze Deutſchlands zu organiſieren, gerecht 
geworden. Erfolge haben wir ſchon aus dem, Grunde zu berzeichtteri gehabt, 
‚weil wir mehr und mehr gelernt haben, die verſchiedenen Vereinsgeſetze zu 
befolgen, d. h. mit ihnen auszukommen, weil wir ſie bis in alle Einzelheiten 
und Feinheiten hinein durchforſcht haben und uns auch bon ihnen nicht mehr an 
der Organiſationsarbeit hindern laſſen. — Alle die Fragen, welche die Geſamt⸗ 
partei, ja die ganze leidende Menſchheit bewegt haben, haben auch wir in den 
Kreis unſerer Aufllärungsarbeit hineingezogen. Während des vergangenen 
Jahres haben wir ja ſchwere Kämpfe als Arbeiterklaſſe durchzumachen gehabt. 


EGEs war gleich zu Beginn des Jahres 1905, als die koloſſalen Kämpfe im Ruhr⸗ 


zebier ausbrachen und Ti} zeigte, wie brutal das Unternehntertum ‚gegen bie 


Arbeiterſchaft auftritt. Da haben die Frauen des Ruhrreviers tapfer zu ihren 


Männern gehalten, und durch ihre Haltung viel dazu beigetragen, daß bie 
Männer ftandhielten, und der ganzen Welt erft recht klar gemacht wurde, 
- wie großes Unrecht an. den Arheitern begangen werde. Das war die Frucht 
unjerer Agitation, die wir jahrelang unter den Frauen des Ruhrreviers getrief-- 
Haben. Die Agitationgarbeit. zu den darauf folgenden Gewerbegerich 
wahlen im Ruhrrevier haben die Frauen geleiſtet, weil um die Arbeiter ſo v 


bherumſpioniert wird und fie bei jeder Agitation fofort unbarmherzig aus d 


‚Arbeit geflogen wären. Die Frauen haben unentwegt tüchtig gearbeitet u 
‚den Sieg auf unfere Seite gebracht. Auch bei all ben anderen großen Arbeit 
| lämpfen ber. legten beiden Jahre find‘ die Frauen niemals mehr ben Männe 
in ben Rüden gefallen. — Die Bremer Frauenkonferenz Hat mic ja re 
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‚ bigle Aufgaben zuerteilt. Der Fortichritt, der unmittelbar nad ihr eintrat, 
läßt Fi zahlenmäßig nachweiſen durch die große Steigerung in’ der Zahl ber 
- gewählten Vertrauensperfonen und der Orte, in denen wir eine geordnete, regel« 
mäüßige Mgitation betreiben. Auch die Genofien fühlten Ti mehr und mehr 
verpflichtet, für die Frauenbewegung eingutreten. Und je mehr unfere Froueu⸗ 
bewegung an Breite und Tiefe zunimmt, deito ſchwächer wird auch der Wider» 
ſtand der Männer gegen fie. Denn mit tun ja nichts meiter, als die Frauen 
dem großen Heere des Zämpfenden Proletariat$ zuzuführen. Wenn fich auch 
‚unter ben berihiebenartigen Vereinsgeſetzen nicht genau jagen läßt, wir haben 
fo und fo viele Genoffinnen, fo können wir Hoc mehr als früher auch zahlenmäßig 
nachweiſen, wie unſere Bewegung gewachſen ift. Auf dem Parteitage in Jena 
hat fich ja bie Bartei ein neues Drganijationsftatut gegeben.  — 
Es enthãlt die für uns Frauen wichtige Beſtimmung, daß überall Vertrauens 
perjonen gewählt werden follen. Ebeufall neu ift der’ Paragraph, der geitattet, 
daß man freiwillige Beiträge entgegennimmt. Wir Sozialdemofratinnen Deutliche 
lands Haben uns dieſen Paſſus zunutze gemadt und Karten für freiwillige 
‚ Barteibeiträge drucken Iafien. Es —* nunmehr bald 5000 Genoſſinnen, bie auf 
.dieſe Weiſe ihre Zugehörigkeit zur Partei bekundet haben. Beſonders in den 
Gegenben, in denen die Behörden durch die Handhabung des rüditändigen 
preußiſchen Vereinsgefeges das Gedeihen unpolitiicher Frauenbildungsvereine 
zu behindern ſucht, Hat fi} die neue Einrichtung gut bewährt. Dieſe Genoifinnen 
find nicht mer folge, die Groſchen zahlen, fondern fie haben auch auf Anleitung 
der Bentralftele — Die Bentrafitelle iſt ja dazu verpflidtet — in loſen Zus 
ſammenlünften Mittel und Wege zu Schaffen. gejucht, die für eine beflere Agitation 
und Aufklärung notwendig find. So haben mir proletarifhen Frauen uns eine 
ungeheure Menge von Leſe⸗ und Diskuffionsabenden geſchaffen und die Frauen 
‘immer mehr an ernſteé Lektüre gewöhnt, damit ihnen allmählich die Kenntmis 
des Parteiprogramms in Fleiſch und Blut übergeht. Wenn die theoretifche 
Ausbildung der Frauen immer intenfiner wird, fo werden ſie aud alle Tages» 
fragen weit bejjer beurteilen lönnen. Sie können, wenn fie unfer Programm 
im Kopfe haben, ben Reichstagsverhandlungen beffer folgen und aus dem 
Gegenfag zwiſchen unſerem Brogramm und den Forderungen und Handlungen 
der bürgerlichen Parteien genau erfennen, daß diefe es find, die den Fortſchritt 
hemmen und verhindern, daß die Frauen zu ihrem Rechte fommen. Wir empfinden 
es bierbei mit tiefem Schmerze, was unfere ruſſiſchen Genoffinnen zu leiden 
Haben im Kampfe für nur etwas; Bervegungsfreiheit. Lebhafter Beifall.) Unſer 
Beftreben ift von Anfang an immer geivefen, unfere Frauenbetvegung fo zu 
geftalten, daß nicht ein Zwieſpalt zwiſchen uns und den Genoſſen befteht, fondern 
vielmehr. ein harmoniſches Zufammenarbeiten herbeizuführen. In Orten, imo 
vor zzwei Jahren an eine Agitation noch nicht zu denten mar, haben Mir 

jegt ſchon Genoifinnen gewonnen. Wo die Frauenbewegung feſten Fuß ‘gefaßt 
. Bat, ift es auch von Vorteil für die Männer. Sie haben dann feine Schmutz⸗ 
FIonfturrenz. zu befürchten, wenn die rauen aufgellärt und Mittämpferinnen 

des Mannes find. Auch materielle Opfer find nötig für unſere Kämpfe. Unfere 
Einrichtungen in diefer Hinſicht Haben fi bewährt und Haben dazu geführt, daß 

die Mittel, mit denen wir rechnen müſſen, ſich erheblich gejteigert Haben. Ins⸗ 

beſondere Hat fi die Einführung von Fünfpfennigbons bewährt und dazu 

beigetragen, daß größere Summen als in den Vorjahren in die Zentralfaffe 
gefloſſen find. In den Jahren 1902—1904 war die Einnahme nur 2500 ME, 

mwährend fie fi} 1905/1906 auf 8000 ME. geiteigert Hat. Aber e8 muß no 
meiter gearbeitet werden, denm wir Haben trogdem nicht viel Gelb in der Kaffe. 

Das Gelb ift wicht dazu ba, daß es aufgefpeichert wird, ſondern dazu, umfere 

. Aufllärungsarbeit au fördern. (Beifall) Für die mündliche Wgitation find 
.... buch unfere Einrichtungen eine ganze Anzahl Genoffinnen Herangebildet worden, 
j ‘ 26 
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welche. redneriſch tätig find und in Vereindverfammlungen tenigftens in der 
Diskuffion fprechen Lönnen. Manches Talent ift in Die Erſcheinung ‚getreten 
infolge der Diskuſffionsabende, die wir eingerichtet haben. Auch als Leiterinnen 
der BDistuffionsabende Haben wir eine gtoße Anzahl Frauen herangebildet. 
Wo jolhe noch, nicht vorhanden find, werben die Dishrffionsabende von Genofjen 
bereittwilligft geleitet. Werm wir nun ſehen, wie alles wächſt, ift es um fo ‚mehr 
erforderlich, die Agitation noch intenfiver zu betreiben. Eine große Anzahl von 
Genoſſinnen kennt feine Mitdigfeit in Hiefer Beziehung, ſo daß wir faſt wünſchten, 
fie follten mehr an ihre Gejundheit ‚Denken. Sie werden wohl -toilien, an 
iven ich bier. beſonders denfe. (Beifall) Aber das tft eben der Drang,’ der 
alle belebt. — Wir haben aber nicht nırc -foztaliftiihe Mgitation betrieben, 
fondern wir Haben auch die gewerficaftliche Ygitatton nicht verſäumt. Ich 
glaube, daß Sie damit einverftanden waren, dab id dem Gewerkſchaftskongteß 
in Köln beigewohnt habe, weil. ich der Meinung ivar, Daß man daS," was mar 
ſelbſt Hört, beffer für die Organifation verwenden kann. (Sehr wahr!) Wi 
meiner, Rückkehr von Köln Habe ih auch den Genoffinnen Fingerzeige Tür 
‚die Agitation durch Zirkulare geben können. In den gewerlſchaftlichen Drgani- 
fationen haben die Genoffinnen an vielen Drten Kommiſſionen gebildet amd 
‚haben mit den Genoſſen gemeinſame gewerkichaftliche Tätigkeit und Aufklärungs⸗ 
‚arbeit ausgeführt./ Die Zahlen: meines Berichts "zeigen, dab: bie Arbeit nach 
biefer Richtung nicht vergeblich geweſen iſt und dak- fie viel dazu. beigetragen 
‚bat, daß.die Zahl der gewerkſchaftlich organifierter Arbeiterinnen fo jehr gegen 
früher gewachfen it. a Die Re 

Viele Fragen tauchen für uns in der Organiſation auf. Wir wiſſen, daß 
unſere ſoziale Geſetzgebung einen rechten Schneckengang geht, daß fte Ti haupt⸗ 
ſächlich auf Erhebungen beſchränkt. Aber biete Erhebungen geben gutes Material. 
Alle diefe Enqueten haben das Gute, daß fie die Agitation verſchärfen. (Sehr 
richtig) Wir haben die Genoffinnen ſtets aufgefordert, fich an dem Erhebnngen 


eifrig zu beteiliger. Als die „Erhebungen über die Wäichereiarbeiterinnen 


- in Ausſicht ftanden, Haben wir uns an die Kommiffion für Arbeiterftatiftif 
‚gewandt und die Genoffinnen als Erpertinnen darliber empfohlen, wo Ers 
hebungen mit Erfolg zu veranftalten feien. Die Kommiffiör hat höflich geant⸗ 
‚ wortet, fie Habe ihre Einrichtungen zwar ſchon getroffen,‘ aber fie wiirde ünfere 
Hülfe in folden Fragen gern in Anfpruch nefmen. Aus den Erhebungen Aber 
die Wäfheinduftrie wurde aber nichts. Dagegen wurde eine Enquete über 
die Buftände in der Fifchinduftrie veranftaltet, in der’ auch viele Frauen 
beigäftigt find und für ein paar Bettelpfennige ihre Geſundheit und Arbeits⸗ 
trat dem Kapitalismus opfern nfüffen. In den Streifen dieſer Arbeiterinnen 
. haben wir tüchtig agitiert. Die Erhebungen haben ergeben, da} dieſe Arbeiterinnen 
3. B. in Danzig wödentlih 6 Mark verdienen. (Höft!-Hört]) 
‚Einer der ‘Unternehmer, erflärte bei feiner Vernehmung: Wir können Teirte 
jungen Mädchen gebrauchen, wir müfien verheiratete Frauen nehmen, die junge 
Mädchen find zu liederlich und gehen auf die Straße. (Hört! Hört!) "Das 
fagt ein Mann, der weiß, dab die Arbeiterinnen 6 M. wöchentlich bekommen und 
der fo tut, als feien die jungen Mädchen ar fich Tieberfich und würden nicht 
durch den Lohn auf die Straße getrieben. (Sehr rihtig). Es iſt ktüchtig 


gearbeitet worden. Mit unendlicher Mühe tft es gelungen, in Oſt⸗ und Wells. 


preußen, in Pofen und Pommern Fuß zu faſſen. Die Zeit wird kommen, wo 
fein frecher Unternehmer mehr in der Fiſchereiinduſtrie ſagen wird, ich laſſe fo 
lange arbeiten, als noch Fiſche zu verarbeiten find. Den Unternehmern geſchieht 
ja nichts. Wir leben in einem Staate, mo vor dem Gefſetze zwar alle gleit 

‚find, aber die Geſetze nicht gleich gehandhabt iverden. Geringe Geldſſrufen 
für die Unternehmer find nur eine Aufmunterung, die Geſetze weiter zu Uber 
treten. (Sehr richtigl) Die Genoſfinnen haben auf "eigene Fauſt Erhebungen 
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Aber, tie — der. Platterinnen veranſialtet und das gewonnene Material, für 
die Agitation verwendet. — Aud Die DOrganifation unter den Textil ind 
Boruellanscheitssiene Bat. ‚gute, Fortſchritte gemacht. In' Oberfranken und, 
Thüringen, an Orten, mo his vor wenigen Jahren von Agitation noch leine 
Rede war, find den Gewerlichaften viele Arbeiterinnen als Mitglieder zugeführt 


worden. 


Für das, Frauenſtimmrecht haben wir eine tüchtige Agitation ent⸗ 

fqallet namentlich in Preußen. Vor zweĩ Jahren, im Dezember 1904, fand ber 
preuhiſche Barteitag: jtait ; Die Genoflinnen folgten einer Einladung der Zentrals 
ſtelle und heſchickten den Barteitag durch Delegierte. aus Berlin, Köln, Frankfurt 
and Magdeburg u. a. D. Verhandelt wurde dort, auch über das Frauenwahl⸗ 
Zeht., Bald“ hatten: wir Gelegenheit, für das Frauenwahlrecht öffentlich aufzu⸗ 
ixefen, und. zwar in, den Verſammlungen, die am 21. Januar,. am Jahres⸗ 
tage ber ‚Blutiqufe der ruſſiſchen Revolution, ſtattfanden. In dieſen Maſſen⸗ 
verſammlungen hahen wir mit den Parxteigenoſſen zuſammen das gleiche, allge⸗ 
meine ‚und. direlte Wahlrecht zum Landtage aud) Kir die Frauen gefordert. — 
Sedo Ygitation Bringt neue Anhänger, revolutioniert die Köpfe und weiſt auf 
bie SHlajiengegenfüge Hin. Das bat auch unſere Wahlrechisagitation getarı. 
Wir Haben mit ‚den Genoſſen aulammen gearbeitet und Hafen mit ihnen 
zuſammen beraten. Jede Altion, die beranftaliet werden ſollte, ift borher mit 
8 -beiprochen worden. Daß will id; denjenigen jagen, bie da meinen, wir 
werden zurücdgefegt. Die Veteiligung der Frauen an den Wahlrechtsverſamm⸗ 
Aungen far ſehr groß. Das Halte ich den Stritilern entgegen, bie behaupten, 
‚wir hätten möchte Rechtes getan und ganz anders auf den Plan treten müflen. 
Wir. hatten Feine Beranlaflıng zu einge beſonderen Altion. (Sehr richtigh Es 
‚märe gar nicht jo effeltyoll geworben, wenn : wir allein die Aftion beranftaltet 
‚hätten, Mit den Berfammlyngen bom 21. Januar iſt das legle Wort noch 
‚nicht. geſprachen, wenn wir auch nicht in’ ben Generalitteit eingetreten find. 
(Seiterkait.). 
-, 888 bleibt uns noch viel Arbeit zu tun. Daß wir nicht erlahmen, dafür 
ſorgt ſchon die Ungrjättlicgfeit und Brutalität des Bürgertums. (Lebhafter 
Beifall.) Rebnerin erinnert an die Wahlrechtsverſchlechterung in Lübeck, Hamburg 
und den ſächfiſchen Wahlrechtsraub. Dahinter ftedt das böſe Gewiſſen des 
‚Bürgertums,, baß bie Hechte aus dem Karpfenteih fernhalten möchte, Je mehr 
‚die Klaſſengegenſätze ſich verftärten, um jo mehr wächſt der Zufammenhalt und 
* Widerſtandsgefühl ˖ auch unter dem weiblichen Proletariat. GBravoſ!) 

Außer dev Wahlrechtsaktion veranſtalteten wir eine Aktion gegen die weitere 
Berpfaffung Ber Voltsſchule. 

- Sn Hunderten bon Berfammlungen Haben tir bie Frauen gelehrt, welches 
‚Unrecht ihren Kindern zugefügt wird, wenn ihnen die koſtbaren Schuljahre durch 
‚Ben, verdummenden. Religionsunterricht perborben werden, nur iveil die Junker 
möglichſt dumme Urbeiter Haben mallen, Das vortreffliche Neferat über die 
Schulfrage weiches Clara Zetkin auf der Frauenkonferenz zu Bremen hielt, iſt 
‚m. Broſchürenform herausgegeben und, in 20000 Exemplaren zum Selbſtkoſten⸗ 
‚pweife herbreitet worden. Mit der Grziehungsfrage haben ſich dann auch. die 
-Srayenbildungspereine befaßt, Die gegenwärtig mehr ala 8000 Mitglieder ing» 
:gefamt zählen,. trotz der vielen Bedrüdungen und Schwierigkeiten, die una bie 
- Baligri bereitet, Den Genoffiinnen an Heinen Orten würde es viel Mühe und 
- Krheit machen, wenn fie für mande ihrer Vereine beiondere Bereinsitatuten 
dxuden Jafien müßten, Wir haben daher ein ganz einfaches Normalſtatut drucken 
Aaſſen. das überall angewendet merden kann. Das. hat zwar die Arbeit der 
Zentralſtele erſchwert, vielen Orten jedoch Gelderſparniſſe gehracht und eine 
größere: @inheitlichkeit herbeigeführt. Sp haben. wir auf jede Weiſe gejucht, zur 
Aufklärung und Organiſierung der Genoſſen beizutragen, 
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"Heben das Kinderſchutz gefeh Baben wir ja auf der Tebten Frauen⸗ 

konferenz das wertvolle Referat der Genoſſin Zietz gehört. Durch unzählige 

s Referate Haben wir weiterhin die Genoffinnei - aufzuklären verfucht, daß es 
ein Unrecht im mirtfchaftligen Sinne und ein: Verbrechen an der Gntwidelung 
des Rindes iſt, wenn man es gewerblich. arbeiten: läßt. So wollen: wir, aud) 
wenn das Geſetz nicht: geändert wird, die Kinderarbeit doch allmählich zurück⸗ 
drängen. Wie‘ immer, wenn ein Arbeiterſchutzgeſetz gemacht wird, geſtaättet 
auch das ˖ Kinderſchutzgeſetz den Unternehmern allerlei Ausflüchte. Zum Teil find 
dieſe Konzeſſionen an das Unternehmertum erſt mit "dem 31. Dezember außer 
Kraft:getveten. Ich habe die Sn durch ein befonderes Bietaing aufmerkſam 
darauf gemacht. 

Ev haben. mir’ nach ‚allen Richtungen Agitationdarbeit geloiſtet von einer 
Regſamkeit und Ergiebigkeit, wie fie bis dahin noch nicht benierkt war, Wenn 
ih allein auf die Fülle unferer Verſammlungen in den letzten zwei Jahren 
zurückblicke, ſo muß. ich ſagen, es kann keine Rede mehr: davon fein, daß die 
Frauen ſchlafen. Die ram hat in den proletartſchen Kampf eingegriffen, führt 
der Kampf und wird ihn unentwegt' weiter Führen: (Lebhaftes Bravo !) Un 
vielen Orten: Haben fich zur Durchführung des Kinderſchutzgeſetzes Kommiſſionen 
gebildet. - Vor allem - müfien wir darauf achten, daB bei dem: Wırjtalten, auf 
die -unfere Partei Einfluß bat, keinerlei Kifiberarheit berivendbet wird. Wir 
müſſen felbft damit vorangehen, die Kinderarbeit auch innerhalb der geſetzlich zus 
läffigen Zeit günzlich auszuſchalkten. Die Genoffingen von. ganz. Deutſchland 
werden deshalb gut daran tun, am die große Glocke zu fchlagen, wenn etwa 
noch hier und da Sinderarbeit in:der Partei verwendet werden ſollte. Ein 
wachſames Auge. auf diefe- ‚Dinge - Sann nır bon Nutzen fein.- 

In den letzten zwei Jahren .ijt umjere Agitation in Gegenden wor⸗ 
gedrungen, die uns. bisher verſchloſſen waren. Mit Unterſtützung des. Stettiner 
Parteiſekretärs habe ich eine Agitationstour durch Pommern arrängiert, die 
unerwartet reiche. Erfolge hatte. Es war nicht nur ein Strohfeuer, ſondern es 
hat Beſtand. Es geht weiter, auch in Oſtpreußen. Wem taucht. bei- biejern 
Worte nieht: vor ſeinem geiltigen: Auge das elende Landproletoriot auf, das 
bon der ſchlimmſten Sorte von Junkern ausgebeutet toied. : Much dort iſt 
das. Ritt des Sogialigmus “aufgegangen, in Königsberg haben wir eime ſchöne 
Sranenbeivegung und einen ſchönen Frauenberein. Auch im Bolenichen, jogar 
in einigen Orten Dberfchlefiens, find gute Anſätze zu einer Ngitation borhamden. 
Wenn wir bon diefer- Konferenz zurücklehren, müſſen wir; fotweit unſere Kräfte 
reihen, da weiter arbeiten, .wo bie Beivegung eingeſetzt Hat, damit das 
geſamte Broletarint bald zu uns gehört. Auch in Bayern haben wir Fortichritte 
gemacht. ‚Amar ältere Genoflimten Haben bort ſchon ſeit Jahren gewirkt, aber 
eritrin den legten beiden Jahren ift e8 und gelungen, auch in Bayern an ver—⸗ 
ſchiedenen Orten’ VBertrauensperimen zu gewinnen, die die foztaliftiiche Aufklärung 
in die. Maſſen Hineintrugen. "Wir. haben in Bayern zwar Gegenden, wo jegt 
noch die. Pfaffen Herrfchen, wo es noch gang ſchwarz iſt. Wir Haben aber jett 
Thon. eine‘ Delegierte: dort, die und. zeigt, da — Sqhwarge dort ſchon in 
leuchtendes Rot verwandelt iſt. (Sehr: gel): .: 

re. Polizei hat uns auch in den letzten Jahren die. größte Beachtung 
geſchenkt und im Nheinland verjchiedene Bildungsgereine geſchloſſen. In Eiien 
ilt jogar eine Anklage wegen Geheimbündelei erhoben "worden.: Gegen: andere 
Gewpfſinnen iſt man wegen angeblideır Vergehens gegen: das  Bereinägefet 
vorgegangen. In Sachſen-Weimar Hat. man mehrfach der Genoſſin ‚Bieß. 
verboten, Referate zu halten. Sie hat 3 natürlich doch verſtanden, ihre 
Meinung gu ſagen. Man iſt ja immer noch ein bischen: klüger als die Poligei. 

Geiterkeit) ‚Und. namentlich, wenn: die Polizei mit der Zietz anfüngt, die fo 
ausgepicht iſt. da iſt fie von vornherein ſchon verloren. (Stürmiſche Heiterkeit.) 
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Brutgläft die Polizer gegen Diejenigen Genoſſinnen vorgegangen, die ſich ver⸗ 
pflichtet fühlten, Flugblätter am 21. Januar zu verbreiten. Man Hat Gen. 
noffinnen.: verhaftet und in Reiten ‚gelegt, wie die ſchwerſten Verbrecher. Ä 
Heute Tann: leichter ein: Mörder eutlaufen als ein Sozialiſt. (Gebr wahr ) In 
Bromberg hat ˖ maneine Genoffin, die an Krämpfen litt, ‚allein, in eine Zelle 
geiperrt: und mit dem Beinen am Fußboden feſtgeſchnallt, ſo daß, fie ſich nicht 
rühren konnte (Lebhafte Pfuixrufe) Erſt auf. das Geſchrei der Gemarterien 
wurde fie. yon ‚ihren Feſſeln befreit und in eine gemeinſchaftliche Zelle gebracht, 
So jchlimm und noch ſchlimmer wie mit den ſchlimmſten Verbrechern ‚nerfährt 
man. mit. Proletarierinnen. Die Macht hat nur der Bourgeois. Ich will 
weiter nichts ſagen. Die Genoſſinnen wiſſen ſelbſt, was fie erduldet haben und 
was wir nach; erdalden werden. Uber das find nur Heine ‚Rabelftiche, über 
die -unfere grobe. Sache leicht Hinweg Hilft. | 
Neben unjerer -mihndfichen. Agitation haben wir sis die Agitation durch 
die Preſſe betrieben, die für uns ein wichtiges Mittel der Aufklärung iſt. 
Mit ihrer Hülfe haben wir die Frauen über beſtimmte Krankheiten aufzuklären 
verſucht, zunãchft durch das Merkblatt über. den Gebärmutterkrebs. Unter 
dei heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen, wo die Frau ſelbſt in der ſchwierigſten 
Beil, wo ſie ein Rind .geboren ‚hat, nicht von der Ausbeutung verſchont ift, müſſen 
ja die, Krankheiten in ſo erſchreckender Weiſe um ſich greifen, wie man es in 
früheren Generationen nicht gefannt. hat. Um fo dankharer müfſſen wir ſein, 
dab Genoſſe Dr. Freudenberg der leider ſo früh Verſtorbene, uns noch über 
ſeinen Tod hinaus in dieſem Merkblatt ein ſo wertvolles Vermächtnis Hintere . 
laſſen hat. Bebhafter Beifall.) Die „Sleschheit“. Hat: auch den Kampf um bie 
Unfallrente in einem Merkblatt behandelt.. Diejes wichtige Merkblatt iſt überall... 
unter- ten Orgmifationen verbreitet worden und diefe find aufgefordert, darüber 
Diskuſſionen zu:peranlaffen.. Ich Habe damit großen Erfolg gehabt. Jetzt iſt beteits 
da: zweite 50. Tauſend vergriffen. Dem Verlag in Stuttgart, der die Auflage 
zum ‚Seibftloftenpreis- ‚hergeftelt hat, muß. ih au bier meinen Dank aus. . 
ſprechen. Sehen wir do’ dab wir audy materiell unterftitßt werden.‘ Unſere 
„Gleichheit“ hat. erfreulicherweiſe einen bedeutenden Zuwachs an Abonnenten zu 
berzeichnen, fte: hat. bereit3, das 46, Tauſend überſchritten. Hoffen wir, daß, 
wenn wir in 2 Jahren wieder zuſammenkommen, ſie bereit3 :100 000 erreicht hat. 
Sorgen Sie alle dafür, daß die „Gleichheit” in keinem Arbeiterheint fehle.: 
Wenn imfene Frauen recht beleſen ſind, werden fis auch ihre Kinder recht erziehen. 
Wir werzagen nicht in unferem Kampf, wir werden una bie Freiheit erlämpfen, 
wert” auch umfere. Voligei noch mehr Eofalifch werden. follte. (Lebhafte Zu 
ſtimmung und Beifall.) Ich möchte meinen Bericht nicht ſchließen, ohne daran 
zu beiten, wie biele unferer Gendijinnen viel zu früh aufgeriebert wurden durch. 
den Kampf ums Brot und durch die Agitation. Aber das iſt nur’ Hein im 
Vergleich dazu, wie viele in Rußland durch die nieberträchtigen Schergen des 
Zaren niedergeknutet werden: Aber ſie find uns mit ihrem Opfermut'ein Anſporn 
dazu; daß wir nicht wanken und nicht weichen. Bum Andenken an unſere 
verſtorbenen Genoſfinnen wollen wir uns erheben und nicht bloß zum Andenken, 
ſondern auch zur Anerkennung für alle Genoſſinnen, die für die Freiheit kämpften. 
(Langenfaltehder —— BER. er aelammlung: erhebt ſich von den 
Sitzen | h * 
+88: folgt: die Diskuifion 
Hokgende anteüge liegen zum Buntte der Zagesorbrung 
ngitafion“. br: av“ Ri 
ad. Die. Agitation unter ben Frauen iſt nicht ‚nur. in: einzelnen Begirken 
——— den. gamgeri: öſtlichen Provinzen intenſiv zu betreiben. Gromberg) 
2 Dostichlend:ift in Agitationsbezirke a n ‚bie alu) von - 
Bezirksvertrauensperſonen anzuftreben. (Bromberg.) : 
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8 Den Beritauensperfonen in jedem Wahlkreis find Kgitationskommiffl onen, 
Beftehend ans fünf Verfonen, zur Seite zu ftellen, deren Tätigfeit ſich anf Bus 


: WBahlkxeis erfireden fol. (Erfurt 


4. Es möge energiſch fiir die Sreigabe des Svmabendnachmittace für 
gewerbliche Arbeiterinnen agitiert werden. (Milhaufer: ſGlfefzf))j. 2 
B. Den Vertrauensperſonen der induſtriell entwickelten Orte wits zur 
. Pflicht gemacht, an bie Gemeindevertreter Anträge au ftellen zur Shaffang 
“ von Krippen ımb Kindergärten. (Berlin.) 

Zu Nr. 5 Beantragt Genoſſe Katzeenſte in⸗Berlin folgenden Zuſc: 

„Erforderlichenfalls find im Geiſte moderner ſozialer Pädagogik geleitete ein 
2 - Hechtungen felbjt ins Leben zu rufen oder gu unterftilgen.* 


Frau Greifenherg-Augsburg: Ich habe zu dem Tätigfeitsbericht ber Genoſſin 


"Wander nichts hinzugufügen. Ich ſehe daraus, daß Genoſſin Baader gewiſſenhaft 


gearbeitet hat, wie fie es nicht beſſer hätte tun können. Ich will mich daher nur 
gu: den Anträgen zu diefem Punkte äußern. Antrag 3 ber Erfurter Genoffinnen 
iſt ja ſehr gut gemeint, aber wegen ber Bereinsgefeggebung in den verſchiedenen 
Staaten nicht durchführbax. (Sehr richtig ) Darum iſt es beſſer, wir lehnen 
den Antrag ab. Dagegen iſt Antrag 5 fo wichtig, daß feine Annahme erforderlich 
exſcheint. Gerade in induſtriell entwickelten Orten zeigt ſich die Notwendigleit 
lolcher Einrichtung. Wohl haben wir bereits Krippen und Kinderbewahranſtalten, Die 


von Klöſtern und Fabrilanten eingerichtet find. Die Genoffin Baader führte 


an, daß die Autorität ber Mütter nicht untergraben werden folle, aber in Diejen 
Anſtalten wird fie untergraben. Beſonders bei us in Bayern ilt dies der Fall, 
ma, die Beiftlichleit die Kinder unter ihren: Einfluß bat. Wir haben deshalb 


die Pflicht, daraufhin zu arbeiten, daß Leute dort angeitellt werden, Die gewiſſen⸗ 
haft danach jtreben, nicht daß den Kindern Bibelſprüche und Gelangverfe ein⸗ 


gepault werden, ſondern daß die Mutter nicht Angſt zu haben braucht, daß ihre 


‚Kinder nicht gut untergebracht find. Deshalb ſtimmen wir für dieſen Antrag, 
Mache jeber es ſich zur pflicht danach zu trachten, daß er auch durchgeũrt wird. 
- (Rebhafter. Beifall.) 


GFrau Fahsenwald-Samburg : : Den Ausfuhrungen meiner Vorrednerin zum 
Bexricht der Genoſſin Baader kann ich mich nur anſchließen. Ich hoffe, daß der 
.. Bericht über noch größere Erfolge wird berichten können. Bir arbeiten 

in. Hamburg, feitdem nicht mehr weibliche Bertrauenäperjonen gewählt. werden, 


fondern die Benpifinnen als Vorjiandsmitglieder in ben einzelnen. Kreiſen mit⸗ 


wirken, mit den. Genoſſen Sand in Hand Bei ſchönſtem Erfolge. Wir haben die Zahl 


‚ber Abonnentinnen der „Gleichheit“ auf 1600 erhöhen können. (Brayol) Die 
. Rolportage der „Gleichheit“ bejorgen die Genoſſinnen ſelbſt. Wir Haben durch dieſe 


mühſelige Urbeit des Treppauf, Treppab für das Gewerkſchaftshaus 1000 


Feichnen lönnen.. Im dritten Kreis allein haben wir 1600 Organiſierte. 


bezug auf die Anträge 3 ſchließe ich mich gang ben Ausführungen ber Gensfen 
Greifenberg an, Bezüglich Nutrag 5 hoffe ich, dab die Zeit fomme, two. bie 


Franenarxbeit verichminden twird, mo jede Mutter ihre. Kinder felbit eraichen fann 


und, win, feine Krippen und Kindergärten mehr brauden. Und arbeiten wir bot 
allem dayin, dab die Kinderarbeit bald ganz verſchwindet. (Beifall) 
Frau Deuper-&fien: Bei uns wurde bie Srauenorganilation 1904 durch * 


Genoſſinnen Zietz und Kähler begründet. Heute haben wir bereits über. 60 

Abonnenten auf die „Gleichheit“. Eben fo ſehr wachſen bei ung aber die — 
tigen Schikanen, beſonders bei der Abhaltung von Verſammiungen. Mich ſetdſ 
hat man mit einer Auklage wegen Uebertretung des $ 128 bedacht, d. hi weger 
Geheimbündelei. (Heiterkeit) Nun, ich ſehe der Verhandlung mit Ruhe ‚erigegen 


AUnſerer Drganifation habar-poligeilice Aktionen nur genügt, denn wir haber 
jeden Tag Neuaufnahmen zu verzeichnen. (Bravo |) 
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Frau Duncker⸗-Dresden: Zunächſt einige Worte zum Antrag 5. Wenn wir 
den Gemeinden empfehlen, Kindergärten einzurichten, fo laufen wir Gefahr, daB 
die Leitung in die Hände von Geiftlichen gegeben oder ſonſtigen Berfonen über» 
tragen wird, die die Kindergärten im religiöfen oder loyalen Siune leiten. 
Deshalb müſſen wir uns fragen, ob wir nicht auf dem Boden genoſſenſchaftlicher 
Selbfthülfe etwas erreichen können. (Sehr mehr!) Im „Vorwärts“ wurde Türzlich 
berichtet, daß in Charlottenburg ein Kindergarten Defteht, der von Genoſſen "ges 
gründet worden iſt und’ geleitet wird. Ich habe nachher aber nicht3 mehr davon 
gehört. Gewiß, niemand von uns denkt daran, in den Kindergärten Politik zu 
treiben. Uber verhüten wollen wir, dab die Köpfe unferer Kinder mit allen 
möglichen religiöfen Vorftellungen vollgeftopft werden, dab man als Kind schon 
anfängt, jeden Geburtstag Hoher Herrſchaften mit großem Klimbim zu feiern. 
(Sehr richtigl) Ach meine alfo, daß wenn ung die Garantie nicht gegeben ift, 
dab die kommunalen Rindergärten vollkommen ımparteiifch geleitet werden, wir 
auf dent genoſſenſchaftlichen Wege ſelbſt etwas zu erreichen. fuchen müfjen. (Beifall.) 

Frau Kühler - Dresden: Die Bewegung in den öftlicden Provinzen geht 
langſam vorwärts, aber wir haben doch dort ſchon ganz ſchöne Erfol ge erzielt. 
In Bromberg, wo bei ber Flugblattverteilung zwei Genoſſinnen ins Gefängnis 
geworfen wurden, Haben mir 40 Abonnenten auf die „Gleichheit“ und 80 frei⸗ 
willig Parteibeiträge zahlende Genoffinnen. In Schönlanke 25 Leferinmen der 

„Gleichheit“ und 95 organifierte Genoſſinnen! Auch ſonſt haben wir vielfäd 
‚ganz erhebliche Kortichritte gemadt. Um en Halten, haben die Bromberger 
‚Genofjinnen beantragt, dat die Agitation in den öftftchen Propinzen intenfiver 
geſtaltet werde. Dort werden bie Frauen nicht nur in ber Induftrie ausgebeutet, 
ſondern auch in der Landwirtſchaft, hei Kanaliſations- und Erdarbeiten. Was 
den Antrag 2 anbetrifft, jo mag befüdfichtigt werben, daß durch eine ſolche Ein⸗ 
richtung unſere Zentralvertrauensperſon ſehr entlaſtet werden kanm. Die Ver⸗ 


ſendung des Materials erfolgt dixekt an die Bezirksleiterinnen und die große 
Korreſpondenz mit den übrigen Vertrauensperſonen würde eingeſchrãnkt werden. 


Frau Schradin-Reutlingen: Aus Württemberg kam ich leider nicht ũber 
große Erfolge in der Frauenbewegung berichten. Daran trägt die Hauptſchuld 
die Gleichgültigkeit der männlichen Genoſſen in Württemberg, die der Meinung 


‘find, die grauen betrieben die Agitation nur als Sport. Der Gewerkfſchaftsſekretär 


Ruether in Stuttgart meinte, erft follte man die Männer zu organifierert Indien, 


dann erft fämen die Frauen dran. Die Frauen felen gu dumm, um in den Ber 


fammlungen die Referate zu verftehen. (Hört, Hört!) Es gehört, eine Roßnatur 
dazu, um bei folden Redensarten lühl und ruhig zu bleiben. Beim Landes⸗ 
vorſtand ſtellten wir den Antrag, er möge einige Hundert Mark auswerfen für 
eine Berjon, die mid} in der Agitation unterftügen follte. Er wies mich an däs 
ftädtifhe Komitee, von da wurde ich zum Parteifekretariat geſchickt. Es tut mie 
Teid, daß ich hier über die Rüdjtändigkeit der württembergifhen Genofien. Klage 
führen muß. An anderen Staaten, wie zum Beifpiel in Preußen, wo Zeit freies 


Vereinsrecht Kerricht, unterftügen die Genofien die Genoffinnen bei ifter Arbeit. 


Sch Hoffe, dat die Verhandlungen der Frauentonferenz bazu beitragen’ werben, 


dab auf in Württemberg diefe Verhältniſſe ſich beflern werden. Erfreulich find 


die SFortichritte unter den Jugendlichen. (Beifall) In Reutlingen gehören 95 
junge Leute ber Jugendorganijation an. Und damit tröfte ich mich: der Yugend 
gehört die Zukunft und die Jungen werden über’ die Köpfe Der Alten yinweg 
gehen. Lebhafter Beifall.) 

Simon Katzenſtein⸗BVerlin: Der bier. enpfohlene Weg der Selbſthülfe iſt 
bereits beſchritten worden und ein Kindergarten gegründet worden, der pädn⸗ 
gogiſch weſentlich auf dem Boden det Fröbelſchen Ideale ſteht, aber in manchen 
Punkten doch auch abweicht. Wir wollen, daß die Kindergärten weder politiſch 


"no religiös beeinflußt werden, wunſchen aber, daß. die Kinder 16 — nr 
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zeitig daran gemöhnen mögen, ſolidariſch zuſammenzuhalten, die Dinge um 
fi; herum zu verſtehen und zu ſchätzen. Damit würde eine neue Grundlage ge— 
ſchaffer werben für eine durdhgreifende Erziehung. Der Antrag 5 fordert, dag 
deraxtige Anftalten: non den Städten geſchaffen werden. Das iſt zwar Sehr Ichön, 
eher der Zuſatzantrag will erforderlichenfalls die ſelbſtändige Gründung ſolcher 
Anſtalten. Das iſt gut, denn wir wiſſen noch lange nicht, daß, wenn ſolche Ein— 
xichtungen von den Kommunen geſchaffen werden, ſie ſo ausfallen werden, wie 
hir es wollen. Nehmen Sie die Fröbelſchen Kindergärten in ihrer fortſchrittlichſten 
Sem, da haben Sie auch patriotifche Einflüſſe. Das müſſen wir vermerfen. 
Wir mollen rein aus.der Erkenntnis der Sindesentwidelung Heraus die Finder 
fortbilden. Das können wir von den herrſchenden Gtädteregimentern nidyt 
erwarten, und deshalb müſſen wir ſelbſtändig vorgehen. Es handelt ſich für uns 
darmm, Kindergärten und »Schulen im modernen Sinne zu ſchaffen. Wenn wir 
etwas derartig Durchgreifendes erreichen wollen, dann müſſen wir dafür forgen, 


4 daß die proletarifchen Frauen entlaftet werden von einer Aufgabe, der der größte 


Teil nicht mehr gewachien ift und daß Die Kindererziehung befreit bleibt von 
einer Beeinfluflung politifcher und kirchlicher Natur. (Lebhafter: Beifall.) 
Frau Zietz Hamburg: Ach kann mich mit der Anregung einverstanden erflären, 


die Agitation unter den Genoſſinnen den Bezirken zu übertragen. Der Gedanke 


ift in auch geftern fon zum Ausdruck gebracht worden. Aber ich würde es für une 
praltiſch halten, hier bei der weiteren Erörterung und Beſchlußfaſſung einzutreten 
fir eine Erledigung dieſer Frage auf genoſſenſchaftlicher Grundlage. Die Ger 
noſſin Duncker und Genoſſe Katzenſtein haben den Zuſatzantrag der Frankfurter Ge⸗ 
noſſes befürwortet. Ich erlenne an, dieſer Zuſatzantrag iſt getragen von der Er⸗ 
magung, daß die Gemeinden Heute vielfach noch im rüekſchrittlichen Geiſte geleitet 
werden und daß deshalb dort von privater Seite Kindergärten geſchaffen werden 
müuiſſen. Dieſe Kritik an den Gemeinden mag zutreffend fein, aber die Genoſſin 
Dunder ift zu weit gegangen. Ich meine, wir follten ba3 eine tun und das 
andere nicht laſſen. Wir follten in .erjter Linie von der Kommune folde Eins 
richtungen verlangen. Wenn die jogialdemofratifchen Gemeindevertreter bisher 
Ieinen Erfolg auf diefem Gebiete erzielt haben, jo Tiegt dies nicht daran, daß 
fie fi diefer Forderung nicht. mit der nötigen Energie angenommen Haben, 
fondern daran, daß fie noch zu wenig Einfluß auf die fommunalen Verwaltungen 
auszuühen in ber. Lage find. Mit dem ftändigen Wachſen unferer Partei wird 
auch ihr Einfluß nad diejer Richtung Bin größer werden. Das wird aber alles 
nicht ſo Schnell gehen und deshalb brauchen wir den Weg der genofienichaftlichen 
Selbithülfe nicht abzuweiſen, weshalb ic) dern Antrag Frankfurt ſympathiſch gegen⸗ 
überſtehe. Nur. toll man fie nicht in den Vordergrund rüden. Ich bin im 
Gegenteil der Meinung, daß man borfichtig erwägen muß, ob auch die Vor» 
ausjegungen für die Schaffung und Erhaltung von Kindergärten gegeben find. 
Jedenfalls ift die Angelegenheit eine Yufgabe unferer Bewegung. Keinesfalls 
dürfen wir die Ungelegenheit als eime ſolche anfjehen, die von Privaten aus 
Wohltätigkeit getan werden fol. (Sehr richtigl) Wir müſſen den Standpunft 
einnehmen, daß. das Bolf ein Recht auf eine gute Erziehung feiner Kinder bat, 
(Lebbafter Beifall.) Die Ausführungen der Genoffin Dunder beweifen, daß 


Dort, wo bie Frauenbewegung guten Fuß gefaßt hat, dies auch den Männern 


zugute kommt. Leider bereiten und die Behörden noch ‚die größten Schwierig- 
keiten. In Ohligs ſollten in einem reinen Bildungsverein eine Reihe gänzlic 
unpolitiicher Vorträge gehalten werden. Trotzdem wurde der Verein polizeilic 
aufgelöft und als Grund dafür angegeben, daß an feiner Spitze anerfanni 
Soztaldemolzaten ftänden, momit die Vorausfegung dafür gegeben Set, daß de 
Verein Politik treibe. Uber wir ziehen aus dieſen polizeilichen Schikane 
für unjere Beivegung einen ganz vorzüglichen Agitationsftoff. Die einflußreichſ 
Partei in Deutſchland, bie Bentrumspartei, Bat aus Klugheit und mit Rüdfich 
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darauf, daß fie ihren Einfluß auf die aufgeflärien ratholiſchen Arheitecmeſen 
verlor, ihre Stellung zur Frauenfrage geändert. An ber Bentrumdparade hf 
Eſſen, fogar an den geſchloſſenen politiihen Sigungen, gmeifellos politiſchen 
Verſammlungen, haben Frauen teilgenommen und .tein Poliziſt Bat ſie des⸗ 
halb zur Verantwortung gezogen, Uns wird nicht einmal die Betätigung Im 
Rahmen des jeweiligen Gefeges geitattet. Aber wenn unfere Bewegung auch 
Opfer fordert, geſchadet hat uns das noch nicht, ſondern nur genützt und mit der 
Zeit werden wir immer. beſſer lernen, alle Hemmniffe und Hinderniſſe zu Uber⸗ 
winden. Wenn mir 3. 8. in Thilringen das Referteren verboten ‘wird, ſpricht 
zunächſt ein Genofie gehn Minuten und id Ipreche : darin in der Diskuſſion 
anderthalb Stunden. (Heiterkeit) So werden wir uns inmer helfen fürmen, 
Den Antrag 3 bitte ih der Genojfin Baader zu überwetien, den Antrag 2: 
zurüdzuftellen. (2ebhafter Beifall.) 
Frau Lehmann-Dredden: Juͤ Dresden Haben wir eine Kinderijustommifflore 
gegründet, aber geſchafft hat fie noch nicht viel, weil:fogar zum Austragen ber 
„Sächfiſchen Arbeiterzeitung“ noch Kinder gebraucht werden, die noch nicht ein» 
mal das gefegliche Schulalter haben. (Hört] Hört) Kommunale Kinbergärtem 
haben wir in Dresden auch ſchon. Aber fie nehmen nur egeliche Kinder tirchlich 
getrauter Eltern auf. (Heiterkeit.) 
Frau NRödel-Gera: Zum erſtenmal haben die drei Kreiſe Altenburg, Reuß 
jüngere Linie und Weimar III eine Delegiertin entſandt. Es war:uns ſchwer 
genug, die Genoſſen, befonder3 die Altenburger, .foweit zu Bringen. „Wen 
unjere Frauen fih intenfiv an der Agitationsarbeit Beteiligen, fo .mäflen wir 
fürdten, daß unfere Kinder Läuf’ befommen,“ mußten wir Hören. Wir ſelbſt 
hatten Furcht, daß die gewerkſchaftlich arbeitende Frau nicht noch Luft Haben‘ 
würde, Barteibeiträge zu zahlen. Trotzdem ift es uns gelungen, in drei Wochen 
100 freiwillige Quittung3marlen zu verlaufen. Auch einen Kindergarten auf 
genoſſenſchaftlicher Baſis hatten wir gegründet, in dem die Kinder in unferem 
Einne erzogen werden. Jetzt Hat der patriotiiche. Frauenverein feinerſeits einen 
Kindergarten gegründet. In einer Snduftrieftadt, wie der unferigen, muß für 
die Unterbringung der Finder geforgt werden. Wir dürfen aber unſere Kinder. 
niemals verſklaven und Ionen mit rückſtãndigen Ideen den Kopf vollſtopfen 
laſſen. (Beifall.) 
Frau Wehnmann⸗Leipzig: Im Anfang ging es uns wie überal, daß die 
Genoſſen der Frauenbewegung nicht das nötige Verſtändnis entgegenbrachten. 
Aber mit dem Fortſchritt unſerer Bewegung ift auch das beſfſer geworden. In 
Leipzig haben wir jetzt die beſondere Frauenorganiſation aufgelöſt und ihre 
Berfchmelzung mit der allgemeinen Barteiorganijation bucchgefüthrt. Wir haben 
dadurch mindeſtens 1000 Genoſſinnen neu gewonnen. (Beifall) = 
Die Berhbandlungen werden Hier durch efne- ein⸗ 
ſtündige Mittagspaufe unterbrochen. Die Vorſitzende Zetfin teilt 
mit, daß Begrüßungsichreiben eingelaufen feien von ben N 
Frauen Sinnlands umd den Genoifinnen —— 
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ee Sigung. 


Die Debatte über den Werict ber. Genoffin 8 aader wird fortgefeig. 

Frau Baumann » Altona: An dem-Fortichritte der Frauenbewegung, Po 
die Senoffin Baader in ihrem Berichte feſtſtellte, iſt auch die Beivegung in 
ınferem Kreiſe beteiligt. Ein gutes Mittel zur Agilation bietet uns ‚die. ers 
eilung der „Wleichheit“. Ich kann fonftatieren, dab bie Genoffinnen feine Mühe. 
heuer, ber: „Gleichheit“ neue Ubonnenten zu verſchäffen. Wir Haben inmer 
Benoffinnen, die die „Gleichheit“ jelbft austragen und unermüdlich darin find, 
oieſe Arbeit zu verrichten. Die Einführung der freiwilligen Beiträge hat fi 
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auch Yet. und. ſehr — bewährt. In ber. ganzen Provinz Schleswig · Holſtein 
ſind in denjenigen Kreiſen, in denen die Frauenagitation betrieben; wird, frei⸗ 
willige Parteibeiträge eingeführt. Diefe Beiträge: iverben in Karte quittiert. 
Seit Beginn dieſes Nahres iſt dieſes Syſtem auch bei uns in dem Kreiſe, den 
ich vertreie, eingeführt worden. Es iſt in dieſer kurzen Zeit gelungen, 400 
Frauen zu gewinnen, welche regelmäßig freiwillige Parteibeiträge zahlen. 
Auch die Zahl der „Gleichheit“⸗Leſerinnen iſt bedeutend geftiegen. Wir find auch 
bemüht geweſen, die Agitation auf andere Orte im Kreiſe auszudehnen. Früher 
exiſtierte nur in Altona eine Vertrauensperſon, jetzt haben wir deren vier ini 
Kreiſe. Ich möchte anregen, ob. es nicht praktiſcher wäre, daß die Benoſſin 
Baader nur mit ben Kreisvertrauensperſonen korreſpondiert und dieſe mit den 
örtlichen. Vertrauensperſonen. Was den Untrag 5 anlangt, fo:müffen wir von 
den Kommunen unter allen Umständen verlangen, dab fie fir Kindergärten 
und beraleichen- forgen. Wir haben die allgemeine Vollsſchule ala - ftaatliche 
und kommunale Einrichtung und dementiprehend müſſen wir auch verlangen, 
daß Kindergärten von Kommunen eingeridätet werden. Die Pribatlinder- 
gärten, die bei uns exiſtieren, nehmen mır getaufte Kinder und weiſen anßer⸗ 
ehelicye Kinder zurück. Es würden alfo diefe Schulen nur bon jenen Berfonen 
benutzt werden, die" mit der kirchlichen Oberleitung der Schule einverftanden 
Ach erklären, AUnfere Kinder mürben alfo dort Teine Aufnahme finden. Wir 
muiſſen alfo entigieden verlangen, daß Kindergärten bon den Kommunen errichtet 
werden und dab die kirchliche Dberaufliht- ferngehalten wird. Ob Wir Dies 
durchſetzen, ift eine Frage der Zeit.. Aber das darf uns abſolut nicht abhalten, 
ade Frage mit Nahdrud zu vertreten 

Frau Binmmler-Schöneberg: Auf in unferem Rreife Haben bie Genoſſinnen 
viel inster den Schikanen der Polizei zu leiden. Erſt nach 11/, jährigem Prozeſſieren 
it die Genoſſin Thiel-Tempelhof in der höchſten Inſtanz freigeſprochen worden. 
Sehr empfehlenswert iſt ein enges Zuſammengehen mit den Gemwerkſchaften. 
So haben wir z. B. mit Hülfe des Transportarbeiter⸗Verbandes die Zeitungs⸗ 
austrägerinnen organiſiert. Gerade bei ihnen kann man am beſten⸗- für die 


Befettigung der. Kinderarbeit wirken. — In bezug auf die Kindergärten ſtehe id 


ganz auf dem Standpunkt der Genoffin Zietz. Ber den genoſſenſchaftlichen Kinder⸗ 
heimen muß man ſich vor dem Zuſammengehen mit den bürgerlichen Elementen 
hüten, die durch den Ballaſt des Betens und Singens die Kinder von früheſter 
Jugend an verdummen wollen. In den Vorſtand gemeinſchaftlicher Unter⸗ 
nehmungen kommen auch ſtets nur Frauen aus der ERBEN nicht Arbeiter⸗ 
— hinein. 
Ka Shulg-Bremen: Geſtatten Sie mir ein Wort aut — der Kinder⸗ 
Nach meiner Anſicht trifft der Antrag 5 das richtige. Wir treten für 
die —— Volksſchule ein, trotzdem ſie heute in einem durchaus uns ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne geleitet wird. Ebenſo wenig dürfen wir uns gegen die 
ſtaatlichen oder kommunalen Kindergärten wehren. Damit will ich der gettoſſen⸗ 
ſchaftlichen Bewegung auf diefem Gebiete durchaus nicht, den Weg verſperren, 
aber dorſichtig mahnen, da bier -päbagogilch ungeeignete Perſonen das größte 
Unheil anrichten können. Auch beiteht die Gefahr, daß die Genoffinnen, bie 
diefen : Inftitutionen dann ihre Kräfte Leihen, die wichtigſte Aufgabe, di— 
foziaijtifchaprinzipielle Aufllärung vernadhläffigen. Auch in einem anderen Punkt. 
bin ich anderer Auffafiung, als der Genofle Katenftein. Gewiß können Wir die 
Kindergärten nit auf ein beſtimmtss Barteiprogramm verpflichten, noch woller 
wir, daß etwa die Kirchenlieder durch Barteiverje erfegt werden. Was wir abe 
wollen, das ift, dab die Sinder inı Geifte des Sozialismus erzogen werden. Die 
bürgerliche Pädagogik beruht auf der bürgerliden Weltanſchauung. Bon dieſer 
unterſcheidet ſich aber die ſozialiſtiſche Ethik mit ihren fozialiftifchen Poftulaten 
und Tendenzen im tiefiten Grunde. Zum Beilpiel in der Beivertung des Streik 
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brechers, des Radabergehorfams, der Freiheitsliebe und der Gevechtigkeit. Können 
und: wollen: sole :aber: die Kinder: im. foztaliftiichen Geiſte erziehen, ſo dürfen 
mir’ auch die Kindergärten nicht-anf der Baſis der bürgerlichen. Weltanichauung: 
gründen Noch ſo wohlwollende, brave bürgerliche Philanthropen dürfen: nicht 
an- ihrer Spige. ftchen; wie es in Charlottenburg geſchehen iſt, wo, weng 
ich richtig unterrichtet bin, ſogar Raumann an der Gründung Beteiligt: iſt. -Diefe 
bürgertihen Elemente verfügen regelmäßig über die höhere. "Intelligenz, - vor. 
der unſere Parteigenofſen vielfach: eine leider unbegründete Hochachtung hahen 
Sie würden daher zu unſerem Schäden vielfach die ‚Leitung an ſich reißon. 
Darum: ſollte für genoſſenſchaftliche Kinderheime nur dann und auch nur mit 
größter Vorſicht eingetreten werden, wenn dutchaus geeignete, Werönlichleien 
unter den Senofien dafür vorhanden find... - 

—Auf den Buntt Breite besiehen. fich bie Uniräge: 4 bie iR. It | 
tray 61 Die „Gleichheit“ Fol--mwörhentlich erfgeinen. (Gromberg.) SER, 

: Antrag 7.: Der Titel der „Gleichheit“ ift umzuänderni in „Beust Xrbeilerinnene 
aeitung“.  (Dresden.) 

- Wrhrug ‘8: Der Untertitel ber. Gleichheit⸗ iſt nen in ‚Seitioseift 
für. Die Jutereſſen der Frauen und Mädchen dar Arbeiterkiafle‘. .(Erfuet)... :. - 

Antrag 9: Es find jährlich zwei MBLONONMNDTOREIR. se „Gleigheitt. Gerade 
zugeben. (Erfurt). ° 

:Autrag.10: Es iſt ein leicht verſtündliches Flugblatt Enge durch 
welches bisher unaufgeklärte Frauen mit den hauptſächlichſten gegenwärtigen 
Beſtrebungen der ſozialiſtiſchen Frauenbewegung bekanut werben joßen. (Dresden) 

Antrag 11: Die Artikelſerie der „leichheit“ über, „Ehe un: Sittlichleit· 
als Broſchüre herauszugeben. (Berlin). 

Antraug 12:3 Die bisher erſchienenen Hinderbeilagen der Gieichheit · find 
— girter Ausſtattung als Weihnachtsbüchlein für. u ‚Rinder beran&gugebste 
(Rieder Barnim und Teltow⸗Beeskow.) 

"Bintrag 1%: Die Vertrauendperionen erhalten hinfort nicht mehr ein Freie 
exemplar ver „&leichheit“ dom Verlag aus, ionbask. — Ort derpflichter ſich 
ihnen Dies zuzuſteſten. Teltow⸗Beeskow.) F 

rau Duncker⸗Dresden: Mit dem Antrag 7 Find bir in Dresden: burdjan 
nicht. alle -einverftanden. Gr: ift nur in einem Kreis mit geringer Mehrheit, ana 
genommen. Ich bitte Sie, ben alten guten Titel „Gleichheit“ — bi 
über‘ den Antrag zur Tagesordnung überzugehen. 

Frau Heffnamme Mannheim ſchließt ſich den auafüßrumgen an. —— 

Frau Sehmanu Dresden befürwortet Antrag 10. 

Frau Greifenberg- Augsburg bittet ebenfalls, den Antrag 7 een. ‚Ser 
Name „Gleichheit“ bedeute gleich das Programm unſerer Bewegung und ei jehr 
populũr geworben, Uebrigens gäbe es eine „Arbeiterinnenzeitung“ der Chriſtlichen. 
Ser Antrag9 fei überflüſſig.“ Faſt jede Nummer der „Gleichheit“ fei anfeuernd 
und ber Bering ftelle bereitwilligſt Agitattonsnummern gur Verfiigung. Dev An⸗ 
trag 18: fage ihr etwas Meued. Die Anträge, bie „Gleichheit“ wöchentlich ericheinen 
zu: laſſen, bitte fie abanfchnen, da das Blatt dann gu teuer mind. (Sehr rithtig:) 

 Benofle Hennig-Grfurt: Die beiden Anträge 8 und 9 find aus: praktifihen 
Erwägungen herans geſtellt. Im Antrag 9 ſoll ed nicht heiben, die Gleichheit 
fofße noch anfeuernber fdrreiben, fondern ihr Inhalt ſolle einfacher werben. 
Die „Bteichheit“ iſft meiſtens zu ſchwey und mit zu vielen Fremdwörtern durch» 
fest, fo daß fie Ah für die PMgitation wicht gut eignet. Die Abänderung 
des Zitels. der „Gleichheit“ Haben die Frankfurter Genoſſen beasttengt mit 
Rückſicht auf die vielen Frauen, bie fich wicht bio als Arbeiterinnen Er 
ſondern mehr als Frauen ihrer Vünner. 

Frau Blum⸗Eſſen: Den Antrag 6, ‚bie Gleichheit⸗ allwöchenilich erſcheinen 
zu — biste‘ “ im Intereiſe der ERRIERSENFGANG — lehren. Die Frauen 
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haben ja dann nit die Zeit, Die „Gleichheit“ aufmerkſam zu leſen. Den Antrag, 
ein leicht verſtändliches Flugblatt herauszugeben, bitte ich nicht To ohne toeiferes 
abzulehnen. Burd Flugblätter können wir Ber „Gleiäheit" eine große Fahl 
von Abonnenten werben, beſonders wenn die „Gleichheit“ von den -Genoffinmen 
ſelbſt ausgetragen wird. Dem Antrag, die Kinderbeilagen in guter Ausftattung 
als Weihnachtsbuch herauszugeben, können wir nicht ohne weiteres zuftimmen. 
Wir halten es für beſſer, wenn die Kinder dieſe Beilagen alle 14 Tage lefen. 
Wenn fie jährlich nur einmal erigeint, werden fi bie Kinder nicht, ſehr dafür 
interefſieren. 

Frälilein Schulze⸗Frankfurt a. M.: Ich bin auch nicht Safür, die Glelcheit⸗ 
wöchentlich erſcheinen zu laſſen, ſchon im Hinblick darauf, daß die Gieigheii⸗ 
Bis jetzt ſchwere Kämpfe zu beſtehen hatte Wenn fte alle 14 Tage erfheint, 
ift e3 genügend für uns. Durch die obligatorifche Einführung haben wir bei 
uns gute Erfolge erzielt. ' Den Titel „Gleichheit follte man nicht ündern. Bei 
einer Umänderung würden wir manden abweifenden Beſcheid bei der Werbung 
neuere Abonnenten erhalten. Mit den Flugblättern haben wir nicht gerade 
‚ausgezeichnete Erfahrungen gemadit, viel beflete Erfahrungen dagegen mit den 
Aufnahzmeſcheinen. 

"Fan Büumler⸗Schöneberg tritt nochmals dafür ein, daß bie Kinder—⸗ 
Beilagen ber „Gleichheit“ al3 Weihnachtsgeſchenk in Buchform erfcheinen ſollen. 

Feau Kähler⸗Dresden: Die „Gleichheit“ läßt in ihrer bisherigen Form nichts 
gu wünfchen übrig. Alſo könnte man alle Anträge auf Abänderung ihres Ramens 
oder ihrer Erfcheinungstveite ablehnen. Aber dennoch kamn man bei Wunſch auf | 
ein Stägiges Erſcheinen aussprechen im Antereffe einer befieren Verteilung umd | 
Durcharbeitung des Stoffes. ‚Ich bitte Sie, aud dafür zu forgen, daß ‘bie J 
Zeitung ſchon an den Sonntagen in die Hände der Abonnenten gelangt. "Den | 





Antrag auf Sammlung der Kinderheilagen zu einem Weihnachtsbuch lann ich 
nur empfehlen. (Bravo!) 

Frau Zietz⸗ Hamburg ftelt und empfiehlt den Antrag, der „Gleichheit“ 
am Jahresſchlußz ein Inhaltsverzeichnis beizugeben. Da die Genofſſin Zetkin 
erklärt hatte, daß der Durchführung bes Antrages nichts im Wege Ttehe, 
hätte die Rednerin auf den Antrag verzichten können. Wenn fie e3 nicht getan 
habe, jo um den Genoffimen die Anregung zu geben,’ bie „Gleichheit“ "zu 
fammeln fd binden zu laſſen. Auf dieſe Weile könne man praktifchen Agitativns⸗ 
ftoff vor der Bernicätung beivahren. Gegenüber dem Genojien Hennig betont die 
NRednerin, daß die „Gleicgheit” nicht auf dem niedrigen Riveam ftehen kann, 2 
da fie nicht unter allen Umſtänden für indifferente Arbeiterinnen geſchrieben fei. | 
Die „Gleichheit“ Habe ſtets einen wiſſenſchaftlichen Charakter gehabt, fie fei das = 
führende Drgmt der fortgefchritteneren Genoffimten und folle den indifferenten 
Yufflärungsmaterial Bringen. Den fpeziellen Bünde nach Agitationsnummern 
ſei der Verlag ſtets nachgekommen. 

Frau Zetkin: Einiges zu den Anträgen auf Ausgeſtaltung der „Gleichheit“. 
Zunächſt möchte ich dringend davor warnen, den Antrag auf achttäãgiges Er⸗ 
ſcheinen anzunehmen. Für mid als Redakteurin wäre es javiel bequemer, aber 
ein großer Zeil der Leſer müßte zur Lektüre die Nachtſtunden zu Hülfe nehmen. 
Dagegen Ion ich verſichern, daß der Verlag einer Ausgeftaltung ſympathifch 


gegenũberſteht, und zwar in dem Sinne, daß entweder jede Rummer eine Beifag- 
fir uniere Hausmütter und für unſere Kinder erhält, oder daß die bisherigen 
Beilagen auf den doppelten Umfang vergrößert werden. Dadurd würden wir = 
ben Raum gewinnen zur Erörterung wichtiger Fragen, die im Intereſſe eincı ! 
initematiiden Schulung der Frauen ald Hausmütter und al Kintderpjlegerinnen 


Tiegen, Zunb die für die Durchdringung unjerer Kinder mit ſozialiſtiſchem Empfinden 
und Denten bon großem Werte fein würde. Deshalb empfehle ich, darunf zu 
bertrauen, daß der Verlag diejen Wünſchen entgegenfommmen wird, nachdem er 
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ſchon bisher jahrelang mit großen materiellen Opfern. die. „Gleichheit“ im Intereſſe 
ihres. geiftigen und. agitatoriſchen Wertes für die Partei gehalten Hat... Auch, zu 
dem jetzigen Firmenträger können wir dad Vertrauen haben, daß er die Ausge⸗ 
ſtaltung der „Gleichheit“ im. Suterefie unſ erer. proletariſchen Frauen in wahl⸗ 
mwollendſie Erwägung ziehen wird. Ich, bin überzeugt, daß, wenn die ausſchlag⸗ 
gebenden. Inſtanzen hereit ſind, unſeren, Genoſſen in weitgehendfter Weiſe 
‚enigegenzufommen,. Daß aud unjere Genoſſinnen ihrerſeits ſich mit verdoppeltem 
Aund berdreifachtem: Eifer. für \ibre. „Gleichheit“ ins Zeug Iegen werben, ſo daß 
ch die Opfer für die Ausgeftaltung des Blattes binnen kurzem wieder. anägleichen 
werden. Ueber-den Antrag, die bis jetzt erfchienenen Kinderbeilagen als Bändchen 
herauszugeben, habe ich - bereit, mit. Genoflen Diek, und dem, Parteiheriiand 
Nücdiprache, genonmen. .. Die Sade Liegt jo, daß für diefes Jahr die Erfülſung 
diieſes MWunfches aus den, veriiebenjten praftiigen Nüdfichten nicht durchführbar 

Mt. Ich begrüße aber den Auftrag, welcher aus den Neihen der berufenſten 
Keurteiler der VBedürfniſſe unferes Kinder. gelommen ift ‚und nicht nur den 
„Verlag, jondern bie ganze Partei auf. eine wichtige Aufgabe hinweiſt, quf.eine 
. Züde, in der, Parteiliteratur, Die ausgefüllt merden muß. (Gebr richtig |) - Sch 
hoffe deshalb, daß diefer Antrag in der nächſten Zukunft feiner Verwirllichung 
. £ntgegengeben wird und daß ſchon vom 1. Januar ab die Kinderbeilagen: in ver⸗ 
doppeltem Umfange erieinen werden. Bleibt daun der Satz jtehen, jo werden 
wir bamit zu einer äußerjt billigen und guten Sinderliteratun ‚fommen. Ich 
erſuche Sie deshalb, die Anträge, ſoweit fie fi auf die Ausgeftaltuug der 
Gleichheit” ‚beziehen, denı.Verlage. beziehungsweiſe dem Vorſtande zur Berück⸗ 
ßichtigung zu überweilen. Was den Autrag 11 anlangt, jo wjrd mit der. Zeit 
ging ganze Reihe bon Broſchüren herausgegeben werden. Zunüchſt ſteht eine 
Broſchüre bon Käthe Duncker über Kinderelend und Durführung.des Kinder⸗ 
7 Frau Nowogragli- Königsberg ftellt den. Antrag auf Schluß der Debatte, 


u ee an 


nah in unjerem Sinne. auögeftaltet werden. Wir maden es unjeren Frauen 
zur Pflicht, in induſtriell entwidelten Orten an bie Gemeindevertreter hergn⸗ 
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zutreten und zu berlangen, daß von ben Kommunen a — geichaffest 
werden. Unferen ſozialiſtiſchen Stadtverordneten und Ab ten Ric es 
gewiß recht fein, wenn Mir an fie herantreten und gemet en "mit ihnen Dies» 
Dezligliche Anträge ausarbeiten. — Agitationsnummern der „Gleichheit“ werden 
auf Verlangen den Vertrauensperſonen anſtandslos in gewünfciter Anzahl zu= 
geſchickt. Daß die Kinderbeilage als Broſchüre herausgegeben tird, dafür Lan 
id mid ebenfalls erwärmen. Mögen alle Anregungen, bie in ber Distufften 
gegeben wurden, bald zur Durchführung kommen. 

In der Abjtimmung wird Antrag 5 mit bem Sufapantta e 
Frankfurt angenommen, der lautet: „Erforderlichenfalls ſollen —* 
Geiſte moderner ſozialiſtiſcher Pädagogik geleitete Einrichtungen ſelbſt ins Lehen 
gerufen oder unterftügt werden.“ 

Die Anträge 1 und 4 werben durch die Debatte als erledigt extlär, 
Antrag 2 für die nit öffentliche Sigung zurüdgeftellt. Abgelehnt 
werden die Anträge 3, 6, 7 und 8, «Die Anträge 9 bis 18 werben ber 
Bentralvertrauensperfon und bem Verlage der „Bleihheit” zur Berüd- 
fihtigung überwiefen — Schließlich wird Genoſſin Baaber einftiyunng 
Deharge erteilt, 

Damitift ber erſte Punkt der Zagesorbnung erledigt. 
Da Genoſſin Zetklin dur Unwohlſein verhindert ift, — zu — 
wird Punkt 3 der Tagesordnung vorweggenommen: 

„Agltation unter den Sanbarbeiterinnen“. a 

 Beriäterftatterin Frau Bieg-Hamburg: Der Vanfarenzuf bes gonwmatſti. 
ſchen Manifeſtes: „Proletarier aller Länder vereinigt Euch!” iſt Tarige Zeit un⸗ 
beachtet und ungehört am Proletariat ber Agrikultur botübergeraufht. Kein 
Wunder! Zur Zeit, da der Ruf bes Manifeftes — in die Bande, um 
zu weden und au fcharen um das Panier des Klaſſenkampfes alle, die du wire 
felig und befaden find, war das Landproletatiat kaum befreit von ben alter 
feudalen Feſſeln der Leibeigenſchaft und Hörigkeit. Uns bevor dieſe alten | 
Feſſeln gefallen, waren in Form bon Geftndeordtiungen, Auſsnahmsgeſetzen und | 
Polizeiverordnungen bereits neue für fie geſchmiedet. Unter dem en | 
einer Jahrhunderte Sangen Tradition ftehend, die fie an Untertürfigleit, ts 
dorfam und feudale Zwangsarbeit gewöhnt, in Unwiſſenheit, Armut, in’ Bucht 
und Ehrfurcht vor dem Grundherrn und ber Obrigkeit erzogen, onnte Ba 
Lantproletariat aus fich heraus unmöglich zum Kläffenbemupifein erwachen, 
wen auch ber Alaffengegenfak zwiſchen „freien“ Proletartern und mächtigen 
Befibenden, zwiſchen Ausgebeuteten und Ausbeutern, längſt aufs Vand derpflangt 
war. Sm Mittelalter bildete die bäuerliche Familie innerhalb’ der! Mark 
genoffenichaft eine wirtſchaftliche Einheit, e8 wurden durch die landwirtſchaft⸗ 
liche Zätigfeit, verbunden mit der bäuerlichen, hausinduftriellen, alle Bedürf⸗ 
nifie der Familie befriedigt durch eigene Arbeit, Tagelöhner, Knechte utid 
Mägde gab ed nur ſelten. Nicht nur wurden die Nahrungsmittel prödugtert, ! 
das Lou gebaut, Fußzeug, Wäſche und Kleider verfertigt, wozu das Mich 
und der Bodenertrag die Rohſtoffe lieferten, fondern es wurden auch fändliche 
Hausgeräte, Shmud und Werkzeuge Bergeftellt; in der Familie des Bauern 
durch die eigenen Ramilienangehörigen, auf der Gutshöfen bes Adels, der 
Kirche, den Domänen ber Fürften bon den Familienangehörigen ſamtlicher Geb 
und Schubuntertänigen. 

Aus dem Schoße der Landwirtſchaft Heraus entwickelten fich ben: — 
Kräfte, die berufen waren, dieſe Verhältniſſe von Grund auf gu redvolurionteren 
Das ſtädtiſche Handwetrk, die Entwickelung des Handels, bie Verbrängung :bei 
Raturale durch bie Geldmirtichaft, fie begannen bereits das Werk, welches die 
Saritalifierung der Produktionsweiſe weiterführen. und bolenben ‘ follter'"m 
Bäuerlihe Hausinduftrie für den Selbſtgebrauch gu zertrümmern und der 
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Bauern zum. Nurlandmann zu machen, ihn damit aber gleichzeitig in 
Abhãngigkeit bon, der Induſtrie zu bringen. Diefelben Kräfte, die an der hat 
geweſen waren, diefe ökonomiſche Revolution auf dem Lande zu bollziehen, 
ſchufen auch einen ſelbſtändigen Geſinde- und Tagelöhnerſtand, aber auch gleich— 
‚zeitig jene übrigen vevolutionären Kräfte, die gleichfalls die politiſche und 
juriſtiſche Revolution auf das Land trigen, jene Nevolutign, durch Die das 
Feudalſyſtem zertrümmert und, der Reſt der urwüchſigen kommuniſtiſchen Land» 
bebauung beſeitigt wurde. Damit war der Weg frei für Die Dale 
Landwirtſchaft. 

. Bon num an vollzog ſich mit ungeahnter Schnelligkeit und im gewaltigen 
Umfange die Entwicklung der Agrikuliur, die den Anſtoß und die unausgeſetzte 
Befruchtung bon der Induſtrie erhielt. Die Landwirtfchaft, chedem das Ton« 
fervativjle „Gewerbe, -ift zum rebolutionärjten geworden. Den Bedürfnifien 
des Marktes entjprechend, wurde eine rationelle Viehzucht eingeführt, neue 
Kullurgewächfe in großer Zahl ungepflanzt. In Geftalt der Mechanik, der 


Chemie, der Pflangen- und Tierphyſiologie hielt die moderne Naturwiſſenſchaft 


ihren Einzug aufs Land. Damit war die Agrikultur eine Wiſſenſchaft oder 
richtiger ein Koinplex von Wiſſenſchaften geworden. 

Diefer ganze Entwwickelungsgang, den im einzelnen zu ſchildern, in allen 
feinen Veräſtelungen, mit all feinen oft: fi widerftreitenden Tendenzen, in 
al jeinen Konjequenzen, natürlich außerhalb . des Rahmens -unjerer Be— 
trachtung liegt, — er. mar ein permanentes Golgatha-für den Aleinbauer, den 
Zagelöbner ſomie für 203 Geſinde. Und dieſer Leidensgang hörte auch dann 
nicht anf, als auf einer weit höheren Stufenleiter der Produktion ſich wiederum 
die Vereinigung der Landwirtſchaft und Induſtrie vollzog. Für, den Groß⸗ 
grundbeſitz in Geſtalt von landwirtſchaftlichen Nebengewerben, für den Klein— 
bauer, der ſchon zum Teil daneben Gutstagelöhner geworden, indem er. mit 


jeiner Familie wieder hausinduſtriell tätig ward, diesmal aber in der kapita⸗ 


liſtiſch ausgebeuteten Hausinduſtrie oder indem ſpekulative Unternehmer | ihre 
Fabriken aufs Land verlegten, wo der Kleinbauer Arbeit nahm. Der Belik 
des Kleinbauern, der jo gezwungen ift, jeine. Arbeitskraft zu verkaufen, jchafft 
ihm nicht Erleichterung, ſondern ift ihm eine Quelle der Ueberarbeitung, der 
Entbehrung und der Wbhängigfeit. Und wie. itcht eg mit dem Gefinde und den 
Tagelöhnern? Wir jehen, dab die Entividelung eine Alafie des Geſindes 
und der Tagelöhner ſchuf. Denn die Zertrümmerung der bäuerlichen Haus 
induſtrie hatte nicht nur, die Abhängigkeit des Bauern bon der ſtädtiſchen In⸗ 
duſtrie, nicht nur die Abhaͤngigkeit vom Markte gebracht, dem er Agrikultur— 
nroduft: zuführen mußte, um Induftrieprodufte dafür einzutauſchen und ſeine 
Geldbedürfniſſe zu hefriedigen. Sie hatte damit auch die Unſicherheit der 
Exiſtenz in die bäuerliche Familie getragen. Für den Bauern ſelbſt, der den 
Wechſelfällen des Marktes preisgegeben, für ſeine Söhne und Töchter, deren 
Arbeitskräfte für die Wintermonate frei geworden: waren und die jetzt als Ge 
finde, Tagelöhner fich berdingten, meiftens jedad; in die Städte wanderten, um 
ſich den ſtädtiſchen Gewerben zuzuwenden oder — Soldat zu werden, für die 
Freien war dieje Unſicherheit ohnehin gegeben. Den Hörigen und Leibeigenen 
war kamit die Möglichkeit. gegeben, ſich vollends frei. zu machen. Denn Stadt 
Hit madjte frei und der Verdienit ermöglite auch den Freilauf. Damit 
wurden aber der Landwiriſchaft Kräfte entzogen zu derfelben Zeit, wo dieſr, 

namentlid) während der Sommermonate, dern in erhöhtem Maße bedurfte. 
Denn nicht nur der Bauer, aud) der grundbeiißende Adel hatte begonnen, für 
den Marit zu Produzieren. Daher galt e3 für fie jebt, dad Gefinde an die 
Echolle au. feſſeln. Und jo wie die Grundherren, Abel und Geiftlichkeit es vor— 
züglich verſtanden hatten, bermöge der Anwendung und Auslegung des römiſchen 
Rechts, duxrch - Betrug, Lift oder rohe. Gewalt, die ehedem freien Bauern gu 
Hörigen und Leibeigenen gu begradieren, fo berftanden fie es ebenfall$ bore 
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zuglich, einmal die Abgaben und Fronden der Erb» und Säubunterlänigen zu 
ſchier ungemeſſener Höhe zu fteigern, wobei ihnen die ingwiſchen entftandenen 
ftehenden Heere, auf Anordnung ober mit Zuftimmung der Fürften, Henkers⸗ 
dienfte leifteten, falls die Bauern reboltierten, anbererfeit3 aber auch Geſetzes- 
beitimmungen zu ſchaffen oder Polizeiverordnungen durchzuſetzen, die dad Ges 
finde in immer ärgere Sklaverei brachte. 

Im dreizehnten Jahrhundert finden wir ih ben Landrediten zuerſt Bes 
ftimmungen über Gefindeverhältniffe. So im Lübeder Stadtrecht 1158, in 
Samburger 1270, im Staber 1379, im Münchener 1347, im Paſſauer Nedts- 
brief 1281 ufm. eG 

Das Gefindeverhältnis beruhte aber damals im Gegenfab zu dem feudnlert 
Verhältnis auf einem böllig freien Vertrag. Ein Zwang zum Dienftanfritt 
beftand nit. Das Geſinde konnte auch vor Ablauf des Vertrages den Dienft 
berlafien. Ein Vertrag auf Lebensdauer war ungültig. Es ift unfernt 
Vürgerliden Geſetzbuch vorbehalten, diefen gefehlih zu fanktionieren. Da 
da8 Geſinde zur Hausgemeinfchaft gehörte, jo hatte der Hausherr gegenüber 
dem Gefinde ein mäßiges Züchtigungsrecht, aber auch die Pflicht, e vor An⸗ 
griffen Dritter zu jhüßen, fowie für fein leiblicdes und geiftiges Wohl 
Sorge zu tragen. Die Landtechte vom 13. bis 15. Jahrhundert enthalten eine 
Unmenge bon Beftimmungen,.die bartun, daß die Züchtigung nur eine leichte 
fein und maßpoll angewendet werben fol. Einige Landrechte enthalten aud 
ein Xerbot der Züchtigung. Am Ende des 15. Jahrhunderts nad) Der 
Niebermerfung ber aufftändifen Bauern beginnt die polizeiliche Aufficht des 
Gefindes; aber noch wehren fie ſich erfolgreih. Der 80jährige Krieg bradite, 
da er einen Dlangel an Arbeitsträften berborrief, fogar eine Verbefierung ihrer 
Lage, um fo mehr Urfade für die Grundherren, die Staatögeivalt gegen 
fie mobil gu machen. Unterftüßt wurden fie darin bon dem frommen Gottes⸗ 
mann Luther, fowie bon dem Prediger Slafer aus Dresden. Der Augs⸗ 
Burger Reichstag von 1580 führte Dienftzeugnifie ein, aus denen ſich jpäter 
die Dienftbücher entmidelten. Da für bie Tagelöhner diefe Dienftbücher 
nicht erfordexlich, chieden fie aus dem Gefindebeitand aus. Feſte Lohnklaffen 
wurden eingeführt. Mit Gefängnis bei Waffer und bei Brot und im 17. Jahr⸗ 
Bunbert in Preußen mit Zuchthaus wird beitraft, wer mehr zahlt. Der Zweings⸗ 
gejindedienft mird eingeführt. Das Eigreifen eine? anderen Handwerks {ft ber» 
Boten, beögleicden die Abwanderung. Das Vorgehen der Gutsherren mit Hülfe 
der Statögewalt. war jo brutal, daß 3. B. die Durchführung ber kurſächſiſchen 
Gefindeoyonung aus Zucht vor einen Aufftand des zur Verzweiflung ge- 
triebenen Volles unterblieb. Vergmeifelt focht das Gefinde um jein Recht 
und feine foziale Stellung. Aber wenngleich ihm auch die Städte, die orbent« 
lien Gerichte und ſelbſt Univerfitäten wie die zu Wittenberg und Leipzig 
zur Seite ftanden, fie unterlagen im Kampf mit den jlrupellojen Grundherten. 
Was wunder, ‚daß die Landfludht zunahm, 'troßdem drafonifche ' Strafen 
dem Flüchtigen drohten. So beitimmte 3. 3. die pommerfche Gefindeordnung 
bom Sabre 1746, daß Name und Geburt3ort entlaufener Mannes: und 
MWeibsbilder öffentlid an den Galgen zu ſchlagen und fie unehrlih zu machen 
feien; falls fie ertappt würden, follte der Scharfricäter ihnen ein VBranbna” 
auf die Baden brennen. Auch erhielt eine Brämie von 6 Taler, ver "einer, 
entlaufenen Mann, eine folde bon 3 Xalern, wer eine Frau oder einen 
Burſchen zurüdbradite. | 

Die franzöſiſche Rebolution räumte dann nit nur in Frankreich mi, 
dem Feudaligitem auf, ſondern ſchwemmte, foweit ihre Wellen nad Deutſch⸗ 
land hinüberſchlugen, au hier den feudalen Schuti, Leibeigenfhaft, Hörigfeit 
und Gefindefllaberei fort. Und als dann im Sabre 1806 in ber Schlacht bei 
Sena ber preußifche Junkerſtaat in Stüde zerjchlagen var, der Adel, der nad 
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Friedrich dem Großen allein „Ehr' im Leibe” Hatte, gewinnſüchtig und feige 


das PBaterland beitaten Hatte, fanden Die Reformvorſchläge v. Steind endlich 
Gehör. ° 


Am 9. Oftober 1807 erfchien. in Breugen ein fönigliches Edikt folgenden 
Inhalts: „Nach dem Datum dieſer Verordnung beſteht fernerhin Fein untere 
täniges Verhältnis, weder durch Geburt noch durch Heirat, noch durch Ueber— 
nehmung einer untertänigen Stellung noch durch Vertrag. Mit dem Martini 
1810’ Hört alle Gutsuntertänigkeit auf; nad) dem Martinitag 1810 gibt es im 
unferen fäntlien Staaten nur freie Leute.“ (Lachen:) Aber ehe der Mariinis 
tag des. Jahres 1810 heranfam, Hatte das Junkertum, melches borzüglich ver⸗ 
ſtand, die Aufhebung der Leibeigenſchaft, die Bauernbefreiung in ein großes 
Bauernlegen umzuwandeln, es durchgeſetzt, trotz deg Proteſtes des Miniſters 
v. Stein, daß in einer neuen Gefindeordnung vom 8. November 1810 pie 
alten Beſtimmungen der Wefindeorbnung bon 1794 nicht nur wieder aufs 
Yebten, fondern auch auf wirtſchaftliche Dienſte ausgedehnt wurde, um die 


bon ihrer Scholle vertriebenen Bauern in der Geſindeſtklaverei feſtzuhalten. — 


Das „tolle”" Naht 1848 brachte endlich die Aufhebung der gutsherrlich-bäuer⸗ 
Jichen Feudallaften. Dabei jebten es die „Edeliten und Belten” unferer 
Nation, die bezeichniendermeife fait alle ein Raubtier in ihrem Wappen führen, 
durch, Daß ihre feudalen Vorrechte in bürgerlihes Gigentun umgewandelt 
fourdeı, daß, abgefehen von dem Länderraub, die Milliarde Marl voll wurde, 
welche die Bauern als Ablöſungsgelder zu zahlen Hatten, um einen Heinen 
Teil de8 Landes als Freies Eigentum zu erhalten, welches ihre Vorfahren als 
reie Leute beſaßen und -beitellt Hatten. Aber gleichzeitig erzwangen die 
— das Ausnahmegeſetz vom 24. April 1854 gegen die Zandproletarier, 
zu denen jcbt auch viele der Bauern dus das Bauerniegen und das Ahlöſen 
der Fronden" degradiert waren. Würden unfere Bauer. ein Hein ivenig 
mehr hiſtoriſchen Sinn Haben, fi ein Flein wenig mehr an dieſen großen 
Naubzug gegen ihre. Vorfahren erinnern — nimmermehr fünnten fie den 
Saniten und Köckeritzen Schleppenträgerdienſte leiſten. (Sehr wahr!) 


Das erwähnte Ausnahmegeſetz bedroht das Geſinde, welches ſich hart⸗ 


| yädigen Ungehorſam oder Widerſpenſtigkeit zuſchulden kommen läßt oder.ohne 


geſetzmäßigen Grund den Dienſt verſagt oder verläßt, mit Geldſtrafe bis zu 
15 ME. oder. mit Gefängnis bis gu drei Tagen. Hit Gefängnis bis zu 
‚einem Jahr bedxoht es die Landarbeiter, wenn ſie gemeinſam höhere Löhne 
verlangen oder geineinſam die Arbeit niederlegen, um Zugeſtändniſſe zu er» 
langen: : Dieſes Gefch wurde 1868 auch auf Helen Naffau und” Schleswig⸗ 
Holſtein ausgedehnt. 1900 ſchuf Anhalt ein gleiches Geſetz. In Oje und 
Weftpreußen unterliegen die Anftleute, im Regierungsbezirk Stralfund Die 
Einlieger und Käthner dejonderen Ausnahmebeftimmungen, inden fie durch 


Polizeigewalt zum Antritt und zur Rückkehr zum Dienſt gezwungen werden 


konnten. In Bayern beitimmt das Polizeiſtrafgeſetzbuch, daß Gelinde und 
auf längere Zeit beichaftigte Tagelöhner, wenn fie zur geit der Ausſaat und 
Ernte ohne gejebliden Grund die Arbeit verlafien, bis zu 14 Tagen mit 
Saft beitraft, non der Polizei zur Arbeit zurüdgeführt und im Wiederholungs- 
fall mit Haft big zu drei Wochen belegt werden fünnen. Kür Medlenburg 
ward 1892 noch ein Geſetz geidaffen, daB Hoftagelöhner und Hofgänger mit 
GSeldftrafen bis zu 30 Mk. oder mit Haft bis zu 14 Tagen bedroht, menn fie 
ohne Rechtsgrund den Dienft verlafien oder die Arbeit niederlegen oder den 
ſchuldigen Gehorſam verweigern. Das Bürgerliche Geſetzbuch hebt dieſe 
Ausnahmebeſtimmungen gegen ländliche Arbeiter auf, aber das Ausnahmegeſetz 
bon 1854 beſteht weiter und $ 85 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch bejagt, daß alle Iandesgefeblichen Beftinmungen über das Gefindes 
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recht unberührt bleiben. Die: Freifinnsmannen nehmen neben den übrigert 
bürgerlihen Barteien für fig den Nuhmestitel in Anfprud), die Erhaltung 
der mittelalterlicden Geſindeordnungen bei Beratung des Bürgerlichen Gefeh- 
buches mit verfchuldet zu haben, (Lebhafte Zuftimmung.) 

Und in ihrem neugeſchaffenen Hamburger Aktionsprogramm der ver⸗ 
einigten Livberalen treten ſie für eine Reform, nicht etwa filr die Beſeitigung 
ber Gefindeorbnung ein. Für das Geſinde gelten alſo nad) wie vor all die 
vielen Gefindeordnungen, deren Deutfchland faft 100 zählt, und bie faſt alle 
. oder Menigften? zum größten Teile ben Geift des finſterſten Mittel- 
alter3 atmen. Daneben erijtieren zahlreiche Polizeiverordnungen, minifterielle 
und ſtatutariſche Beftimmungen. Selbft für Baden und die Rheinlande, wo der 
Code civil galt oder demfelben nachgebildete Beftimmungen, find in den 
fchaiger Jahren neue Befindeordnungen erlaſſen worden. Ledigli in Elſaß— 
Rothringen regelt der Code Napoleon den Dienjtvertrag wie alle Verträge. 

Bezcichnend für das heutige Gefinde- und Landarbeiterrecht iſt bor alem, 
daß es dieſe unferer ganzen hijtorifchen und wirtſchaftlichen Entwickelung Hohn 
ſprechende Ueberbleibſel eines Rechtsverhältniſſes aus einer weit hinter uns 
liegenden Rechts- und Wirtſchaftsperiode in unſere Zeit hineinträgt und auf⸗ 
rechterhält, daß es die Beſtimmungen der Geſindeordnung konſerviert, die in 
der Zeit der vollſten Erbuntertänigkeit und der feudalen Gliederung der Ge— 
ſellſchaft wurzeln. Was die einſtigen patriarchaliſchen Verhältniſſe Angenehmes 
für das Geſinde boten, daß es wirklich Hausgenoſſe war und den Schuß und 
Verkehr der Familie genoß, it geſchwunden; dagegen find die Pflichten und 
Bürden bes Gefindez erheblich vermehrt worden. (Schr richtig!) Dabei wird 
faltiih das Züchtigungsrecht troß feines ausdrüdlichen Verbots ungeniert 
achandhabt. Und den Rechtsweg gegen diefe Gemwalttätigkeiten hat man dem 
Geſinde auf alle mögliche Weife erſchwert. Aus den buntfchedigen Bes 
ſtimmungen der Gefindeordnungen tollen wir nur einige hervorheben. $.51 
der preußiſchen Gefindeordnung beftimmt: falls ſich das Gefinde weigert, den 
Dienft anzutreten, hat die Obrigkeit Zimangsmittel anzuwenden. Bleiben dieſe 
fruchtlos und muß deshalb cin. anderer Dienftbote gemietet werben, fo muß 
das Gefinde nicht allein den Schaden erſetzen, foridern es verfällt in eine Strafe 
von 2-5 Taleın oder cine enifprechende Sefängnisitrafe. $ 76 befagt — und 
ähnliche Beſtimmungen enthalten die meijten Gefindeordnungen —, die Bes 
fehl: --- diefer Ausdrud ift ſehr bezeichnend — der Herrſchaft und ihre Ver⸗ 
weiſe muß das Geſinde mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit annehmen. (Hört! 
hot!) Nach der Gefindeordnung bon Frankfurt a. ML Tann das Gefinde ohne 
Kündigung entlafjen werden, wenn e3 einen übermäßigen Aufwand an Geld 
und Kleidung macht, wenn e3 durch Verabredung da3 Nebengefinde zum Auf— 
fündigen des Dienftes „verleiten” will. Außerdem trifft den „Urheber“ noch 
eine 3-„Btägige Arreititrafel Man ficht, dad Wort von der Geſindeſklaverei ijt 
nur zu berechtigt. Trotz diejer reditlofen Stellung der Landarbeiter und bes 
Gefindes ſchreit das Agrariertum unausgejeßt nad neuen Knebelungsgeſetzen, 
Beseitigung der Freizügigkeit, nad) Beſtrafung des Kontraftbrudg. Dabei haben 
zahlreide Zandarbeiter infolge ihrer Armut und infolge der hohen Berjonen- 
tarife der Eiſenbahnen faktiſch Teine Freizügigkeit. Im preußiſchen Ab— 
geerdnetenhaufe wurde 1899 im Anſchluß an die Beſprechung eines Antrages 
Gamp über die „Leutenot” ein Antrag. angenommen, der ein wunderbares 
Bukett junfterlider Unverſchämtheiten daritellte.e Aus den 12 Punkten heben 
wir nur ‚folgende hervor: Erſchwerung des Kontraktbruches, größte Verde 
fihtigung der örtliden Verhältniſſe bei Feitfeßung der Schulgeiten auf dem. 
Lande, - Verminderung der Beſchäftigung von Arbeitern der Staatsbetriebe 
während der Erntegeit; jogar der Sirafvollgug ſoll jih nach der Erntegeit 
richten; ferner wurde gefordert Ginihränfung der Arbeiterfahrkarten auf deu 
Eiſenbahnen. Junge Leute unter 18 Jahren ie nicht ohne Genehmigung 
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bee Eileen oder des. Worntundes von: ber: Heimat. fortziehen dürfen: .: Daft 
ſollen aber Ausländor'in größeren Umfange gugelafien Werden, aud)-auur-Kp« 
—— und Solduttn — nn Jollen zur A heurlauht 
wer n \ 
.Unſere —— — ‚alles. Da die keifiweife, fagtitgie" Aufhebung Der 
Greizgigkeikg. einex-algemein geleblichen-zu.geitakten, um 1 der forige en 
Abwanderung der Landarbeiter indie Städte Einhalt gu tun. Für Preußen 
brachte dieſes Boſtreben die bexüchtigte Vorlage zux Beſtrafung des KHontralt⸗ 
bruches. für Reußz j. %, Braunſchmeig und Anhalt ſchuſen die Landtgge aͤhn⸗ 
lie, Sinebelungsgefehe, trobdem, fie damit ‚gegen. Die.. Neihöberfejung ders 
ſtotzen, Verſchlinmert wird dieſe xechtloöſe Stellung ‚der, Landarbejterichait noch 
durch Die Willküre mit, der die Herrxſchaften das wenige geltende, — beugeii, 
twogegen..die.: Arbeiter. und Arbeiterinnen, in, ihrey Anwiſſenheit und. Armuft 
machtlos ſind. Namentlich. in. Oitelbien, Ivo noch Gutsbegixke befteheit, in denen 
* Gutsheyr als Obrigteit. die Poligeigewalt ausübt, oft auch al3. Amtsvorſteher 
iguriert. u 
Einig Belſplele nögen dies beſeuchten. Bei a Beſiger Keiner 
in , „Falten, .. Kreis - Friedland, hatte ſich dns Dienſtmädchen Siebert 
auf ein Jahr. vermictet. . 63 - mußte mit einem anderen, an Välts 
näffen leidenden Dienſtmädchen- im gleichen Kette - nächtigen. Eine andere 
Liegeſtatt wurde ihm auf: Verlangen, wicht, gegeben, bis es dann den 
Dienſt verlietß. Das Mädchen erhielt ſodann eine Vorladung für einen am 
anderen Tage Hattfindenden Termin nad .einem weit entfernlen Erle De cs 
dem, Mädchen nicht möglich ivar, zu. erſcheinen, wurde es einige Tage Ipüler 
vom Amtsdiener geholt. Dort erhielt es einen Strafbefehl über 3 WIE. ober 
3 — ‚Haft wegen Verſäumung des Termins. Gleichzeitig wurde ihr erklärt, 
ein Dienſtmaͤdchen habe feinen geſetzlichen Grund, den Dienſt 81 verlaſſen. 


(Hört! Söril).. Sie. werde geſtraft, wenn ſie nicht mehr in den Tienſt zurück 
Ichre. Als ſie Sich über ein zwejtes Strafmandat' beim andiat be ſchwerle, 
wurde fie, abgewieſen. Nun jagte ein Strafbefehl bei anderen. Die Eltern 
gerieten in begreifliche Miigft: und. Aufregung. An 2. Juni erhielt: denn alıdh 


tatſächlich der Bater des Mädchens, Der Amtshiener war, bom Vertreker bed 
Amtsvorſtehers den Befehl, ſeine Tochter während der Pfingſtfe tertage in bie 
„Kluſe? dcs Dorfes s, einen ungeſunden Raum mit kinem Häuflein Stroh Als 
Lager, einzuſperren. Die Fannilie ‚geriet über dieſen Befehl in helle Vetzweif⸗ 
lung und der Vater weigerte “ieh, ſein Find in die Klufe'zu jperren. Die Rolge 
ar, daß der alte Wann. feinte Aemter als Antebiener, Kirchendiener und 
Glöckner entſetzt wurde, | die. er 23° Kahre berisaltct Gute. Das Mãadchen aber 
ſperrte der’ Gendarm trotz allen Sträubens in die Klufe. Und die Mutter wurde 
noch gezwungen, der Tochter täglich das Eſſen dorthin zu btirigen. "So geſchehen 
im. Jahre des Heils 1966. (Große Bewegung.) — Ein anderes Bild. Ein 
Trjähriges Mid) en entlief bor Schimpfworten und Schlägen des Gnisbefigers, 
eines hneibigeh Kentnanie. Da ſchickte dieſer jeinef Kämmerer zu Pferde 
nad: er folle dad Mädchen mit Stricken an fein Pferd binden und nach dem 
Gute zuxückbringen. (Laute Pfuirufe.)“ Nur ein: Zufall rettete daß: Mödchen 
vor diefer Brutalität und Grauſamkeit. Aber ihre Wäſchekiſte taubte ihr der 
ftehe Patron, “und erſt Set Landrat ſchaffte fie ihr gie. Der Lohn für 
drei Mongate aber blieb bis anf einen kleinen Tel verldren. — "Den Gutz— 
aufſeher Haupt von dem’ Site Curkelwitz bei Breslau, der einen 16jährigen 
Arbeiter mit einent Peitſchenſtock mißhandelte und the at: Balfe gewürgt 
Hatte, daß Blut flog; in Anklagezuſtand gu verſetzen, lehnte der Staatsanwalt 
ab, weil ein Peitſchenſtock kein gefährliches Weifgerg fe. © . 

| Wahrlich, Genoſſinnen, Ad’ meine, ‚ner "rütes, — Blut in ſeinen 
Adern hat, der muß anmngeſichts folther, unſerem Rechts⸗ und Menſchen⸗ 
bewußklein Hohn ſprechenden Verhällniſſe aufgepeitſcht Werben zu einem leiden. 
jchaftlichen Kampfe gegen dieſe Gefellſchaftsordnung. (Lebhafte Zuftiminung.) 
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Vollends in — verfauft fih ein großer Teil der Landarbeiter⸗ 
ſchaft durch das unbefehene Unterfihreiben von Kontrakten; inte fie bie Lürid⸗ 
tirtichaftsfamimern für ganze Provinzen auzarbetten. Sie geftaften dutch bi 
Beftimmung, daß nur bei ordnungsmäßigem Abgang der zurldgehaltene X 
ausgezahlt werden muß, den Arbeiter häufig genug um: feitten Lohn zu ed. 
Denn als nicht ordnungsmäßiger Abgang gilt‘ auch ‘Die Tofortige Entlaſſung 
durch den Arbeitgeber, die faſt immer zulaͤfſig it) 3. 9: wenn ſich der a 
des „Aufwiegelns“ ſchuldig macht, ferner "wenn  unverheirätete RG 
ſchwanger merden, ſelbſt wenn der Arbeitgeber‘ ſelbſt Der‘ Schwängerer De 
Und in ihrer Unmiffenheit fehen diefe armen Lohnfflaninnen im Girtäbefiker 
und Ortövorfteher den Inbegriff einer’ folden Machtfülle, daß ſte es gar nicht 
wagen, ſich Recht zu fuden. Ein Miıfterlontraft aus Medtenbitrg, bem. Satide 
des Odjerifopfes, zwiſchen dem millionenreichen Gutsbefiker "Hörmann auf der 
Komtorey Strelit und feinen Arbeitern enthält folgende Beitimmüngen:’ 

$ 1. Der Arbeiter tft verpflichtet, alle ihm vom Arbeitgeber‘ oder deffen 
Bertreter übertragenen Arbeiten vrdnungsgemäßl, gewiſſenhaft imb fleißig nüd) 

Vorſchrift ohne Widerrede und Bemoerkungen zu verrichten. 
82. " Bertivtivendigt ſich ein Ausbleiben, fo iſt am Vorabend di rkanbnis 
einzuholen. Falls die auf dem Gute getroffenen Dispoſitionen es Ratten, 
daB dem Wunſche“ des Arbeiter Redmung getragen wird, fo het fich derfelbe 
unter allen und jeden Umftänden zur Arbeit einzufinden. 

-8 83. Auch die Frau Hat auf Erfordern zur Arbeit zu Tomiiten. 
8 4. Dieſelbe muß außerdem duf Beſtellung regelmäßig umb' pünttlich 

das Melken der Kühe mit übernehmen, auch an Sonntagen und Fefttagen. 
8 6. Die gewöhnlide Arbeitszeit dauert während ber Monate “April bis 
Dftober von morgens 6 bis abends 7 Uhr vom 1. Citober bis April bon morgens 
7 bis abends 6 Uhr influfine je % Stunde Frühftüd, uno Refper und eine 
Etunde Mittag. Nach $ 5 ift der Arbeiter gegen boin Gutsbefißer feitzufeßende 
Entſchädigung verpflichtet, ‘dor mie nad) ‚ber gewöhnlichen Atbeitszeit Ueber⸗ 
ſtunden zu machen. 

8 7. Der Arbeiter erhält pro Tag an barem Gelde 0,50 ME im Bitte, 
0,75 ME. im Sommer; feine Ehefrau 0,10 Mt. pro Stunde, (Hört? Hört!) "Für 
zweimaliges Melten am Tag pro Woche 1 Mk.. An Materlalten merben berab- 
folgt: 2 Zentner Winterforn pro Monat, ein Stück Sartenland, 150 Quabrüt- 
ruten gedüngtes Kartoffelland, eine ‘ tädje ' Wiefe oder Seu fü für. 3 Ziegeg.” An 
#euerung werben 2 Fuber Holz und 6000 Toͤrf geliefert. — Das Solz muß 0) 
der Arbeiter aber felbft ſchlagen. Ferner erhält der Arbeiter eine Wohnung, be⸗ 
ſtehend aus Stube, Kammer, Küche und Keller unter der Küche. % 

88. Die Arbeiter und ihre Samtilienmitglieder Haben ſich ſtets gehltet 

ruhig und anſtändig zu betragen. Vom Gutsherrri oder deſſen Vertreter‘ ‚werden 
bon Zeit zu Zeit Vefichtigungen der Wohnung und der Stallränme" dürs 
genommen, eine Zeit iſt nicht feftgeießt, da3 Heißt aljo: jederzeit kann“ die Be⸗ 
fichtigung vorgenommen erden. — Einfäd) ſtandalss it die folgende Be⸗ 
ftimmung dieſes Paragkaphen, daß Verwandte höchſtens 3 Wochen Aufnafime 
in der’ Wohnung finden würden. Dadurch, wird, dem, Mibelter ſelbſt die Mög⸗ 
lichkeit genommen, Nächſtenliebe an einem hülfsbedurftigen odet ‚gar kranken 
Verwandten zu üben. 

809. Wer durch eigenes Verſchulden ſeinen Wohnſitz aufgeben muß, ver⸗ 
liert alle Anrechte auf die Naturalleiftungen. — Naͤch 8.10 muß bei Kündi- 
gung wegen „Pflichttidrigfeiten” in 4 Wochen auch die ‚Wohnung geräumt 
werden, und maßlos ungerecht iſt die Beſtimmung des, F 11, wonach dem’ Guts- 
Bejiger eine vierteljägrliche, dem Arbeiter nur eine halbjähufiche Kündigung. die am 
1. April erfolgen muß, eingeräumt iſt; der Abzug muß, alfo zum Winter. er⸗ 

folgen. Das iſt eine mächtige Kette, den Arbeiter an das Gut zu feileln, Bei der 
berminderten Arbeitsgelegenheit im Winter. Auf dem preußiſchen Bereit 
4904 betonte benn audy der Schnitter De, 
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unierſchreibt nicht, bie Konkrafte, aber. mir. müſſen, jeslichen. Koͤntrakl untere 
zeichnen, um Arbeit zu bekommen. und leben gu kännen. Die durch ihre Armut 
bedingte Abhängigfeit. der. Landarbeiter iſt mindeſtens ebenſo ſchlimm̃. wie ihre 


Abhengiatsi infolge ihrer Rechtloßgkeit, eins waͤchſt aus dem andern hervor. 


Damit find wir ſchon mitten im Pr Schilderung Der wirtſchaftlichen und 
—3 — Lage, ber Landarbeiterſchaft angzlandt,: ‚Bei. dem Landproletariat, 


iefem Paria unter der Arbeiterichäft, (jehr richtig) sereinigen „fi „alle 


en um. fein. Zeben aller, —— au. entile iden. eihaſte Zu⸗ 
„Mimmung,);. 


Sehen wir beim Rleinbauein, dab ex ‚jene, Scheinfelbſtändigkeit. nur auf 
recht erhalten kann, indem er felbit ent ehrt, fih. überarbeitet, Weib . 
„Kinder. nad. Kräften. idindet, ſo müfen. wir in bezug. auf Die re 
"ob es . Tagelöhner,,. Juftleute, . Sipativerker, Hofgängen Deputanten, Kätner, 
Schnitter oder Sachſengänger, Einlieger, Heuerlinge, ober „ab es das Gefinde, 
Kuechie und Maägde, ende uſw. find, erklären, daß ‚sie, unter den - Rudimenten 
der Hörigkeit und Leibeigenſchaft, verbunden mit. der, ſchlimmſten Ausbeutung, 
leiden. (Lebhafte Zuſtimmung.) Trotz der bon den agrariſchen Schreiern 
ſo op betonten „Leutenot“ iſt es den. Schjengrafen ‚und Schnapsbrennern. nie 
 eingefällen,. ihren Arbeitern auch nur. die nackte phyſiſche Exiſteng zu oewãhr⸗ 
leiſten, geſchweige denn ein menſchenwürdiges Daſein, 

Wir finden in der Landwirtſchaft neben überlanger Arbellszeit die große 
‚Unfiggerheit der. Eriftenz. . Denn. infolge der tedynifchen Entwidlung ‚der An— 


wendung zahlreicher. landwirtſchaftlicher Maſchinen iſt Die Yandarbeit zum 


gloßen Zeil zur ESaiſonarbeit ermorden. Wurden doch 1895 im Teutichland 
1696 landwirtſchaftliche — ‚gezählt, die Dampſpflüge, 20673, die Säe— 
moſchinen. 35014, die. Mähms chinen, 259.069, die Tampfdreſchmaſchinen, und 
"896, 869, die andere Drejhmafginen . verwendeten. 

"Bir, finden de weiteren ‚Die, ausgedehnte te Frauen: und Kinderarbeit ,, Bas 
Niederhalken der Löhne wird“erleichtert durch die Konkurxenz der Ausländer, 
der Soldaten und Korrigenden. Erbarmliche ben geringſten fittliden und hygie— 


niſchen Anforderungen Sohn, ſprechende Wohnungen, die irmurigiten. Schul 


verhältniſſe. das Fehlen von Anregungen, erhebender Vergnügungen, ſozialer 
amd ‚Staatsbürgerlicher Befätiguug, das alles „bedingt, dat; ‚die Landarbeiler 
"nicht, nur rechtlos find und Törper ih aus beute t werden, ſondern daß ſie auch 
geiſtig vereinſamen und abſtumpfen, da fic das elendefte, freude lajeite,, Lichte 


und. onnepäunfte Dafeiu führen... Man muß das grauſe Elend der ‚Lande 


proletarier geſchaut haben, um es, ermeſſen zu lönnen. Wenn voltaire horn 
den Leibeigenen des Mittelalters ſagt. daß Re Sklaben ſind mit ihren Gütern 
‚und, Rerjonen, hei ihrem. Tode füllt ihr Dab und Gut ben Adel und den 
Monchen zu. Werden fie. frauf, jagt fein Nehger ihnen leid) au neben, und 


ber, ‚Apotheker verweigert ihnen die Medizin, Die ihnen. das Leben reiten 
Tönnte, "Wenn fie fterben,, dehinen. ſie die Semitbeit nt ins Grab, daß e3 
‚Ihren, Kindern nicht befier geht, oder wenn Ya Brujere Die hörigen Yariern mit 
menſchenſche uen Tiexen berg eicht ‘hei. benen malı erjt, wenn fie. ſich aufe 


xichten, ſieht. daß ſie' Menſq n ſind, jo förinte das ebenſo gut auf moderne 
Landarbeiter geſchrieben fein. 5445 924 Landproletarier wurden 1895 gezählt, 
Bon ‚1882 bis. 1895. iſt Die, Zahl dex weiblichen Arbeiter bon 3 924 901 auf 
"2.734 398, geitiegen. Die Zahl des ‚männlichen Geſindes betrug 1552: 42 510, 
‚3895; 25'359; die Zahl des weiblichen Geſindes 1852: 1282414, 1695: 1313956. 

"Man ficht, die Zahl der weiblichen Sandarbeiter und Die nitboten baf bes 
deutend zugenommen, die ‘der männlichen abge nomnten. Der größere Unters 
nehmungsseiſt, der Militärdienft. uſw. veranlaffen, die intelligenken männ— 
lichen Arbeitet zum Auswandern in die, Städte; iſt das doch ber einzige Men, 
„um ‚sem Elend; daheim zu entrinnen. ‚Die weiblichen Arbeiter entichlieken ſich 
Tchiweret zum Auswandern und — “Aus bieien biusholoatichen Gründen — 
gehe” ſchwer zum Rüdwandern. "Aber “auch durch die Abwanderung wird das 


— — —. 
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Obllenleben der Zurückgebliebenen nicht beſſer, da zahlloſe Ausländer. als. Er 
faß importiert werden, Da dem Randproktariat nicht. nur dad. Noalitiongrecht. 
ſondern, abgeſehen von den armſeligen Unfallverhütungsvorſchriften, auch jeg⸗ 
licher Arbeiterſchutz fehlt, iſt die Ausbeutung von Mäniern, Kindern u 
Frauen grenzenlos, uncingeſchränklt. Während der Sommermonate, ament 
lich zur Zeit der Ernte, find. Arbeitszeiten von 12—16, mitunter i8 Stunden, 
die Kegel. Das ſchlimmſte Arbeitstier iſt natürlich ic Frau. Gexäbdert,, mit 
ſchmerzenden Gliedern, kehrt fie von der Feldarbeit oder der Arbeil ini SCLXa 
ihaftshaufe nad) Hauſe zurüd, dann muß: ſie noch ihre, Pflichten ala Hausfrau 
und Mutter erfüllen, Im Nebenamte iſt ferner das eigene Vieh, das eigene 
Sand zu beforgen. Ich Babe in der Gegend des Zuckerrübenbaues An der 
Provinz Sachſen gejehen, wie des Morgens, wenn ber Tag graute, dig: Franc 
ihre Sinder aus den Betten veigen mußten und auf die Straße ichieten, weil ſie 
fürdjteten, die Sleinen würden allein in der Wohnung Unheil titten... Do 
ſaßen denn die Kinder fröſtelnd vor den Haustüren BurE ſchliefen auf. ‚beg 
Steintreppe hockend wieder ein. ... 

v. d. Goltz, der. die Lage der Landarbeiter lediglich unter. bent Eehaie- 
winkel behandelt: wie behält oder verfchafft man dent, Grundbeſitz Arheits 
kräfte? er muß, gezwungen durch die Tatſachen, oft genug, ſcharfe Kritik 


üben. So betont er, daß die ungewöhnlich hohe Sterblichkeit der. Kinder: der 


Landarbeiter in erſter Linie der mangelnden Pflege dexrſelben ——— 
jei, eine Folge des Umſtandes, daß die Beſchäftigung die Mutter außer „DER 

Haufe Hält und fie zwingt, zu frühzeitig nad) dem überjtandenen. Wodenbett 

ſchwere Arbeit zu leiften, wodurch auch das Leben der Mutter gefährdet, wind, 
- Das rbarmungswürdigite Gefchöpf ift aber eine kranke Vandarbeiterin, und 
ein kranker Landarbeiter. Eine obligatoxiſche K drankenverlichexung, gibt, 5 
nit. Duxch Landesgeſetz oder Orteſtatut lann der Verſicherungszwang aus 
geübt erden. Aber die beiden größten Bundesitaaten, Preußen und vanerg⸗ 


beſitzen fie nicht. Tritt der Arbeiter der Gemeindekrankenkaſſe bei, Tg, .muB, 


er die vollen Beiträge bezahlen, ohne den geringiten Einfluß auf.die | meindes 


berwaltung zu haben. In der Folge unterbleibt meiſtens die Vet rfiche rung. 


Siechtum oder das größte Elend während der Krankheit, Mangel an ärgtlicher 
Hülfe find die Rolgen, "Etwas beſſ er in dieſer Beziehung fteht es mit Den’ 
finde. "Die Herrſchaft hat: ihnen im Falle der Erkrankung ſechs Woher’ Ver⸗ 
pflegung und ärgtlide Behandlung zu gewähren. IE aber Invalibitätt eint 
getreten, dann wehe den Xrmeml Der 68jährige Invalide Specht‘ bebt mit 
feiner gleichfalls 63 jährigen Ehefrau im "Armenhaus zu Kunzendsef Ber 
Marienburg und erhält: monatlih 10,55 ME" Indalidenrente:“ Auf wine der 
fchwerde beim Ortsarmenverband durch unjere Elbinger Genvſſen ward ſeitens 
des Regierungspräſidenten erklärt, daß, da überall: „Leutenot“,; der" Mahn: 
täglich 70 Pf. verdienen könne. Eine: GErhöhung ber: Rente wurde abselehnt⸗ 
(Hört, Hört!) —— 
Eine 67jährige —— Voigt — Neudorf — a ihrem‘ Anſpo⸗ 
auf Invalidenrente abgewieſen, weil der Arzt erklärte, ihre Reiden: aid 
Leiden wurden doch anerfannt — ſeien nur Altersleiden. Auf dem Gute 
Wargenau in Oſtpreußen waren ein paar alte, kranke Invaliden in etienvbers 
ſeuchten Viehſtalle untergebracht, mo ſie elend Hätten verkommen müſſen, wäre 
nicht eine, Kritik im „Oſtpreußiſchen Landboten“ erfolgt, worauf Daum ber 
Amtsvorſteher einſchritt. — Beginnen die Landarbeiter alt zu Werdenjt ta 
ſucht jede Gemeinde fie abzuſchieben, bevor ſie den Unterſtützungswöhnfttz ner 
langt. haben, von allen verlaſſen, enden die Landarbeiter vielfach ſchließlirh 
ihr kümmerliches Daſein auf der. Landitrake oder, was nicht viel beiler-Altaın: 


Armenhauſe. Die Fälle werden nod in aller Gedächtnis brennen, wor ande 


ſchiedenen Orten, in Preußen und Bayern, vor einigen Sahren‘ Zanbattteiäot: 
im Armenhaufe gefunden wurden, bei denen. der. Arzt den Humgertod feftac 
ftellte; in einem Falle war die Leiche zum Zeil: fon ein Fraß der Ratten 


% 
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veteran. Des Vaterlandes Dank war ihm in großartiger Weiſe zuteil ge— 
worden. Dabei wagten es 1899 bei Beratung, des Invaliditätsgefetzes Kon⸗ 
ſervative und fromme Zentrumsmänner zu behaupten, eines Schutzes im Alter 
und im Falle der Erwerbsunfähigkeit benötigten die Landarbeiter nicht, für 


die werde in ausreichender Weiſe durch Gutsbeſitzer und Gemeinden geſorgt. 


Vom Miniſter Bötticher mußten ſie ſich ſagen laſſen, er kenne ganze Land— 
ſtriche, wo es zur Gewohnheit geworden, für den landwirtſchaftlichen Arbeiter 
abſolut nichts zu tun, ſobald er aufgehört habe, zu arbeiten. Es gebe ſogar 
Arbeitgeber, die ſo weit gingen, daß fie, während fie ihre Arbeitet in der Woche 
an ihren Tiſchen verpflegen, ihnen Sonntags nichts zu eſſen geben, weil ſie 
nicht arbeiten. (Hört, hört!) In den Schriften des Vereins für Armerpflege 
und Wohltätigkeit iſt beftätigt, daß dieſe graufame Praxis in allen Teilen 
Deutſchlands obwaltet. 1891 führte. der konſervative Abgeordnete Meyer⸗Arns⸗ 
walde, gewiß ein unberbädhtiger Zeuge, im he Abgeordnetenhaufe aus, 
wie. ein Gut und eine Gemeinde, oder zwei ©emeinden, die nebeneinander 
liegen, durch Abfchieben der Tagelöhner bon dem einen zum andern, den Land: 
armenverband mit der Armenpflege belajten. Sa, des riftlich-germanifche Adel 
ift es fo fehr gewohnt, feine Hände in Die Tafchen anderer gu fteden, daß er es 
ſelbſt wicht verſchinäht, die Alterörentner um ihre paar Pfennige zu prellen. 


So quittierte der Gutsbeſitzer Ehlers in Zidhaufen ein Jahr Tang auf dent . 


Boftamte über die Altersrente für ven Invaliden Voß mit deifen Namen. Der 
Staatsanwalt lehnte eg ab, die Anklage zu erheben, weil „Ehlers des Glaubens 
geweſen ſei, Voß ſei, da er für ihn zu ſorgen hatte und geſorgt hat, damit ein⸗ 


berſtanden, daß "die Quittungen durch Ehlers vollzogen würden.“ Und 


da ſage noch einer, daß wir nicht milde Staatsanwälte haben. (Große Heiter⸗ 
feit.) Und meld fürftliche Begräbniffe werden toten Landarbeitern bereilet. 


Rebnierin erzählt einen Fall, wo die Leiche des Landarbeiter Auguft Regefski— 


auf dem Gute Kiftigehnen auf einem Dundwagen zur lebten Ruhe gebracht 
wurde. Wahrlich, eine herrliche göttliche Weltordnung! ’ 


- Do die maßloſe Ausbeutung führt nicht nur zur Krankheit und zur 
frishzeitigen Imvalidität, fondern ihr, ſowie den mangelhaften Schubborrid)s 


tungen: if auch Yie Hohe Unfallziffer für die Landproletarier geſchuldet. 


Die Unfellitatiitit für die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft beiveift, daß 
in graufamer Weife Die Zahl der Opfer auf dem Schladtfelde der Lanbarbeit 
ſich mehren. Geit 1889 iſt eine Vergehnfachung der ſchweren Unfälle und mehr 


denn cine Verdoppelung der tödlichen eingetreten. ‘Vielleicht wird man ein- 
menden, daß früher viele Unfälle nicht zur Anzeige famen. Uber tödliche 


Fälle find doch ſtets gemeldet worden, und ſchließlich wäre es doch Feine 
Aufhellung der Gegenwart, ſondern nur eine Verdunkelung des Bildes der 
jüngſten Vergangenheit. Wie viele Arbeiter müſſen da um ihre Rechte bes 
trogen worden ſein. Schon 1890 ſprach der Kaiſer Wilhelm II. auf emer 
Sigung des Landesökonomiekollegiums feine Verwunderung darüber aus, day 
jo merfwärdig. viele Bälle von Tötung: und Verwundung von Arbeiterinnen 


in der Landwirtſchaft vorkämen. Er: werde die dafür verantimortlichen: 
Unternehmer nicht mehr jo leicht begnadigen. Die Befitzer zeigten eine große 


&eichgültigfeit gegen. das Leber der von ihnen beſchäftigten Arbeiterinnen. 
Diefe und nicht der Leichtſinn der Arbeiterinnen ſelbſt ſei für die Unfälle 
verantwortlich zu mathen. So der Kaiſer 1890. 1900 aber feßten e3 Schlot- 


und Arautjunfer durch, daB den Berufsgenoſſenſchaften eine Art Begnadis 


gungsrecht eingeräumt ward, nämlich das Nedyt, dem Befiber die Rückver— 
gütung der Rente an die Genoſſenſchaft zu erlaffen. Dies Begnadieurgs- 
recht wird ſeitdem fleißig geübt. Und Das Blutmeer Steig. Den Berlebten 


. und Verfrüppelten aber. neiden bie Grundherren noch die paar Pfennige 


Rente, Im Landtage . erhob der Nationalliberale Dr. Schröder-Kafjel die 


geworden. (Hört, hört!) Und einer diefer Landarmen war noch dazu Ariegse 


‚ 


424 Neriäit Über die Frauenkonferenz. 


Forderung, ee Kindern keine Rente gu geben und Renten bon 25 Pros 
und meniger nit mehr auszuzahlen.. Der gentrümler Schmedding unters 
ftüßte den Untrag und Podbielski berfprah, in diefem Sinne mirlen zu 
toollen, wobei Schmedding Binzufügte, daß Renten unter "25 Proz. Schnaps⸗ 
renten ſeien und daß es ein Skandal ſei, daß den Kindern Renten bewilligt 
werden. Wir find der Anſchauung, daß es ein himmelſchreiender Skandal iſt, 
daß Kinder. Fapitaliftifch ausgebeutet werden und Gefahr laufen müffen, ihre 
gefunden Glieder zu verlieren, bevor diefelben vollſtändig entmwidelt find 
Über die agrarifche Unverjchämtheit ging noch weiter. Auf der. 20.. Jahres- 
berfammlung des oſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Zentralvereins wurde der 
Antrag angenommen, daß die Unfallrente nur dann gewährt wird, wenn kr 
Beichädigte weniger Lohn bezicht al$ der Unbeſchädigte derjelben Kategorie, 
Gelänge diefer Anflug, wäre das ein vollitändiger Bruch mit dem’ bisher 
geltenden Recht. Statt der PVerftümmelung der Mibeiterfchaft, die jo uns 
endlich viel Leid, Not und Elend über die Betroffenen bringt,‘ Einhalt. zu 
tun, ſtatt den Anregungen des Reichsverſicherunggamtes zu folgen, und 
deffen Schutzvorſchriften in Wirkſamkeit zu ſetzen, wird alſo überlegt, wie die 
Folgen der Unfälle gänzlich auf die Arbeiter abgewälzt werden können. 
(Hört, Hört!) Den Verſtümmelten noch die Hungerpeitſchel (Hörtl) Wir 
müßten ſchon einen Weg, die Berufsgenoſſenſchaften vor der Bezahlung der 
Kinderrenten zu beivahren; man erfülle unfere Programmfordorung, Verbot 
aller Kindererwerbsarbeit, vor allem auch in der Landwirtſchaft und bet 
häuslichen, Dienften. (Sehr wahr!) Heute beſteht nicht einmal eine geſetz⸗ 
liche Beſchränkung, geſchweige denn ein Verbot. 1895 waren nach der Berufs— 
und Gewerbezählung in der deutſchen Landwirtſchaft 135175 und als häus— 
Yiche Dienftboten 85 001 Kinder im „Hauptberuf” tätig. In Wahrheit iſt ihre 
Bahl eine meit größere. Ihre Zahl wird auf 112 bi3 2 Millionen gejchäkt. 
Diefer große Umfang der Kinderarbeit auf dem Lande ift eine Folge der Not 
der Landarbeiter und wird ihr dialektifchen Verlauf der Geſchehniſſe wieder 
eine Urſache derſelben. Nicht nur weil die Kleinen die Schinutzkonkurrenten 
der Eltern werden, ſondern weil durch die Erwerbsarbeit neben der ſittlichen 
auch die körperliche Schädigung der Kinder erfolgt und ihre sr 
widelung Hintangeftelt wird, ja, mehr noch intelfeftuell verblöden. (Zehr 
wahr!) Dies wird noch duch die Schulverfäumniffe gefördert. Und nad 
einer weiteren Beſchränkung des Schulzwanges ſchreien diefelben Herren, die 
unaufbörlich über den Mangel an intelligenten und üüchtigen Arbeitern 
klagen. 

‚in junkerlicher Variation fait daher der befannte Ausſpruch von 
Chriſtus: „Leiſet die Kindlein zu mir kommen und wehret ihnen nicht. beim 
Viehhüten, beim Rübenziehen, bei der Kartoffelernte und der Kornernte!“ 
Katholifche Geiftliche vermitteln fogar den Verlauf kindlicher Arbeitäfräfte 
nah Württemberg und Baden bon Tirol, Man muß es gefehen haben, wie 
die Kinder in Gegenden des Zuderrübenbaue2. mit krummen Rüden beim 
Rübenziehen und Rübenhaden im glühenden Sonnenbrand oder bei Sturm 
und Negen tätig find, wie die Kleinen beim Sartoffelroden über den feuchten 
Boden kriechend die Schollen aufwühlen und die Kartoffeln herausklauben, 
um die Größe des Verbrechens ermeſſen zu können, das da täglich an der 
heranwachſenden Jugend begangen wird. Mit 17 ‚wahren find die Buben 
fteif und mit 40 Jahren find fie Greife, ſchrieb kürzlich in’ heller Entrüftung 
ein Lehrer aus dem Schwarzwald, weil fie bon morgen? 2% Uhr big abend3 
10% Uhr bei der Ernte .beifhäftigt find. Auf die. Eltern, die ihre Kinder 
diefem bdegenerierenden Cinfluß der Erwerbsarbeit preiögeben, wollen wir 
gewiß teinen Stein werfen. Sie find es erſtens nicht anders geivohnt und 
zudem ift die Not der Yutolvat, der dies befiehlti. Das bemeifen. aufs 
ichlagendite die Löhne ber Zandarbeiter und ⸗Arbeiterinnen. Auf Grund 
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amifiden, ftatiftiichen Materiald Hat Dr, Saude den jährlichen Arbeitsver⸗ 
dienst der erwachſenen Zanbarbeiter in fünf Slaffen eingeteilt: 

. 5. Klaſſe: Löhne von 300-420 ME. 4. Klaffe: Löhne von 420-540 ME. 
3. Kaffe: Löhne von 540-660 Mi. 2. Klaffe: Löhne von 660-780 ME. 
1. Klaſſe: Löhne "von 780-900 ME. Ferner konſtatierte Dr. Saucke, daß 
annähernd drei Viertel aller Arbeiter in die beiden unterſten Lohntlaffen ge⸗ 
hörten. Wir haben außerdem mit den halbproletariſchen Exiftenzen zu tun, 
den Kleinbauern, deren Beſitz nicht hinreicht zu ihrer Ernährung. Sie rattern 
— ſelbſt, ihre Frauen und Kinder ab bei der Bearbeitung des Bodens. Sie 
römen in Scharen zur Induſtrieatbeit in die nahen Städte. Ihr Beſitz 
tettet fie nicht nur an den Ort, gibt fie nicht nur mehr der kapitaliſtiſchen 
Ausbeutung preis, ſondern iſt auch für die Aufklärung und Agitation ein 
großes Hindernis. Beim Mittelgrundbeſitz ſind im allgemeinen die Löhne 
höher als beim Klein- und Großgrundbeſitz. v. d. Golz teilt die Landarbeiter in 
drei Kategorien, die Gutstagelöhner und Inſtleute, die Kätner oder Häusler, 
und die. Einlieger. Dazu kommt dann das Geſinde und die Wanderarbeiter. 
Unter den letzteren haben wir die Einheimiſchen und die Ausländer. Die 
Einheimiſchen, meiſt „Sachſengünger“ genannt, bilden zweifellos das revo⸗ 


lutionärſte Element unter den Landarbeitern. Ueberwiegend find es jugend» 


liche, weibliche Arbeiterinnen. In großen Truppe werden fie gleich dem 
Vieh auf den Eijenbahnen befördert. 

"Aber der Umftand, dab fie Hinaugfommen aus der Enge iheer Heimat, 
dab fie während des Sommers mit fozial und intelleltuell höher ftehenden 
Arbeitern zufammenfommen, weiter ihren Blick, macht fie empfänglicher für 
die Ideen des Alaffenlampfed, Dr. Kärger fchäht die Zahl der Sachſen⸗ 
gänger für 1890 auf 75000. Aber außer diefen haben wir auch in anderen 
Gegenden Wanberarbeiter, Co Hier im Süden die zur Wein, Sopfen« und 
Sartoffel-, Korn- und Heuernte bon den Höhen in die fruchtbareren Täler 
sieben zur borübergehenden Lohnarbeit. Wird ber ſeßhafte Landarbeiter 
ausgebeutet, fo der Wanderarbeiter erit recht. Die Ausdehnung der Arbeits 
zeit findet meift nur ihre Grenze in der vollitändigen Erſchöpfung der Ars 
beiterfhaft oder durch das Einbrechen der Dunkelheit. Eine Rüdficht auf den 
Menſchen braucht abfolut nicht genommen merden. Die Heimat hat ja für 
ihn zu forgen, nicht der Arbeitgeber. Um die Löhne werden die Wanders 
arbeiter zum Teil noch geprelit durch die Vermittler, die für die Arbeitäber« 
mittelung einen Monatslohn und mehr beanfpruden. Zu Lohndrüdern und 
zu einer Urſache der Landfludht merden die Ausländer, die alljährlich in 
großen Scharen (über 500000) dur die Landwirtſchaftskammern und 
Agenten bermittelt werden. Die Ausbeutung diejer Aermſten ijt eine fo große, 
daß fie, inäbejondere ruffifhe und italtenifche, von ihren Regierungen ges 
warnt werden, in Deutſchland Stellung zu nehmen. . 

Daß diefe Fulturarmen und bebürfnisfofen Arbeiter das foziale Milieu 
ber gefamten Arbeiterſchaft jener Gegenden, in die fie fommen, gewaltig 
herabbrüden, fiegt auf der Sand. Aber außerdem bilden jie eine eminente 
Gefahr in gefundheitlicer Beziehung für die Seßhaften duch die Eins 
ſchleppung von Krankheiten. So find bie Wanderarbeiter auf dem Lande bie 
alleinigen Träger der Syphilis. Trotzdem jchreien mir nicht nach Grenz⸗ 
fperren und Einfuhrberboten für die Ausländer. Aber nicht minderen Rechts 
ſollen bie Ausländer jein, fondern freies Koalitionsrecht foll ihnen gewährt 
werden und die Praxis Befeitigt werden, daß, wenn fie ed ausüben, fie aus— 
geiviefen werden. Dit da erreicht, dann werden wir fie durch unfere Ngitation 
ſchon zu Klaſſenkämpfern heranziehen. Ihre Importation bedingt unter dieſer 
Vorausſetzung eine Beſchleunigung des ſiegreichen Ausganges unſeres Eman— 
zipationskampfes. Die Gutstagelöhner vermieten ſich gewogen lin, kontraktlich 
auf ein Jahr. Triumphierend weiſt nun v. d. Golts deren Lohnſteigerung 
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nad, die, man höre und ftaune, 60, 80, mitunter fogar 100 ME, pro Jahr 
ausmache. 

Kätner oder Häusler beſitzen, wenn oft auch nur nominell, ein Häuschen 
und ein Stück Land und geben gegen Taglohn aufs Gut oder zum Bauern. 
Wie die Qutstagelühner duch den Kontralt, fo find fie Durch den Beſitz ge⸗ 
bunden. Völlig freie Arbeiter find die Einlieger, die zur Miete wohnen m 
gegen Barlohn als Tagelöhner ‘gehen. 

Sie baben aber aud unter der Unficherheit ihrer Exiſtenz ſchwer zu 
leiden. Ihnen ähnlich ſind die Deputanten, die ebenfalls gegen Bar und 
Naturalien für Tage und Wochen ſich verdingen. Im die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgenommen iſt das Gefinde, welches fi gewöhnlich gleichfall3 auf ein 
Jahr vermietet, nebit Koft und Logis einen Jahreslohn erhält. und 
ziveifellos am unfreieften if. Somohl v. d. Golz als auch Weber fommen zu 
dem Reſultat, daß die Barlöhne der Landarbeiter feit 1873 mehr. ausge⸗ 
glichen, fich aber wenig gehoben haben, zum Xeil fogar beruntergegangen find, 
DaB aber überall die Naturallöhnung geringer geworden iſt. &in bedeutender 
Rückgang in der Viehhaltung läuft nebenher. Anſtatt daß der Inſtmann 
zwei oder wenigftens eine Kuh weiden durfte, erhält er jetzt meift nur noch 
Futter für eine Ziege oder ein feſtes Milchdeputat. Daß die Ernährung“ 
durch die Verringerung des Milchkonſums und durch die Verdrängung des 
nahrhafteren Brotes durch die Kartoffel eine viel ſchlechtere geworden iſt, ver⸗ 
ſteht ſich am Rande. Bei ſtarker Familie reicht zudem nirgends das Deputat. 
v. d. Goltz, der die materielle Lage der Gutstagelöhner eine „geficherte”, 
wenn aud dürftige nennt, gibt ſelbſt zu, daß dies „gejicherte”. Einfommen 
davon abhängt, wie die Rartoffel-, und Kornernte ausfällt, dab feine Krankheit 
die Familie Heimfuht und — die Kindergahl keine große ift. Bezeichnend 
für die Lage der Qandarbeiter war die Yeußerung, mit welcher der Abgeordnete 
Gamp ſich gegen die Beſchäftigung bon Gefangenen auf dem Lande wandte: 
Sch Habe darauf hingewieſen, daß der Grundbefißer gar, nicht Gefangene bes 
ihäftigen Tann, ohne fi} feine Arbeiter weſentlich zu verfchlechtern, bei den 
jetzigen Bedingungen, die geſtellt werden, daß die Gefangenen nur zehn 
Stunden im Sommer beſchäftigt werden dürfen, daß fie Dreis oder viermal 
in der Woche Fleifch bekommen müſſen — was den freien Wrbeitern nicht 
einmal überall möglich ift — kurz, daB Tie in bezug auf die Unterbringung 
und »Jerpflegung beſſer behandelt werden müjjen, wie dieſes bei den Sachſen—⸗ 
gängern vielfach geidieht. Wenn agdere Landivirte behaupten, bag „ihre 
Leute” jeden Tag Fleiſch, dreimal die Woche Braten, täglich Gemüſe und 
Kompott erhalten, jo würden die Arbeiter, wenn man fie fragte, wohl mit 
dem befannten Fritz Reuterſchen Knecht antworten, der auf. die Frage: „Sit 
Rindfleeſch und Blumen nicht en ſchön Gericht?" ſagte: „Ja, Herr, aber 
man kriegt je man nicht!“ (GHeiterkeit.) Um die Lage der Einlieger zu ver— 
beflern, die im Winter arbeitslos find, ſchlägt dv. d. Golt allen Ernſtes vor, 
die Anwendung der Dreſchmaſchine einzuſchränken, um durch den Hanbbrufe 
Beichäftigung für den Winter zu ſchaffen. "Die Herren miflen alfo keinen 
anderen Rat, als die Entwickelung rückwärts zu ſchrauben. 

In Medlenburg haben rauen und Männer mir meinend ergählt, fie 
müßten im Winter ftehlen, um leben zu fönnen. Tannenreiſer und Wurzefn 
aus fremdem Walde müßten mährend der Nacht geitohlen werden, um' dann 
tür die daraus fabrizierten Bejen und Körbe Brot zu kaufen. Einen Begriff 
von dem Faulenzerleben der Zandarbeiter geben folgende Mitteilungen. Auf 
dem Gute Eichwalde bei Elbing, das 48 Milchkühe, 20 Pferde und: 12 Stück 
Sungbieh neben vielen Schweinen aufmweiit, find zwei Dienftleute und zwei 
Dienſtmädchen zur Belorgung al der Arbeiten bejchäftigt. Bei dieſer Arbeit 
verdienen Mann und Frau 469 Mi. jährlich aber die, freie Wohnung! 
v. d. Goltz Hat darüber ſehr intereſſantes Materjal zuſammengetragen. Wırf 
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einem Bute in der Nähe von Nagnit — es gehört einem Herrn v. Bonin — 
ftürgte einem Urbeiter die Dede über dem Kopf zufjammen, mas er ſchon 
niehtfach befürdhtet und bein “Anfpeftor' prophezeit hatte. Als er darauf Gut 
und Arbeit: berließ, erhiekt er noch Eine Anklage wegen Kontrakibruchs⸗ Sn 
den Weröffentlichüngen über das Goſundheitsweſen des Staates Preußen, 
hexausgegeben⸗ von ber Medizindlabteilung des: Miniſteriums des mern, 
werden die Wohnungen im Bezirk Bromberg als „vielfach menſchenunwürdig 
bezeichnet. Arich Änıben anderen Begirken gebeit fie „zu vielſachen Bean⸗ 
ſtandungen Anlaß“, ‚zeigen eine „große ———— oder find 
hgierciſch unbefriedigend”. In der Bentrumadomdne Trier bilden‘ Schmutz 
nt Verfall innen und anken die Regel, wodurch die Bekämpfung des Typhüs 
fehr erſchwert wirde Schließlich ſei in diefem Zuſammenhange noch an das 
Wort ves Kaiſers erinnert, daß im Kadinen bie Arberterwohnungen ſchlechter 
ſeten als die Schtueineftälle; Oft genug müſſen Knechte und Mägde im Kuhftall 
ſchlafen. "Die Hutekinder ſchlafen mit den Erwachſenen zuſammen und ſehen 
da. Dinge, bie hren Charakter verderben. Am ſchlechteſten aber find bie Unter⸗ 
kunftsräüme für’ die Wanderarbeiter.” Feſte Wohnungen lohnen fidj micht, 
weil fie 7 bis 8 Monate leerſtehen müſſen. "Aber felbft in den erft jüngft aufs 
dzeführten maſſiven Bauten’ hat Die Trennung ber Schlafräume nach Ges 
ſchlechtern exit durch Polizeiverordnung erzwungen merden müffen. In Ofts 
elbien iſt bdies nicht einmal durchgeführt. Als Wohnungen dienen ihnen 
Bargacken, Ställe und’ Scheunen, in welchen die Arbeiter Zu zehn und mehr 
zufammenliegen. Ob die Trennung der Geſchlechter durchgeführt iſt, iſt nicht 
erſichtlich. Als Lagerſtatt wird ihnen kurzes Preßſtroh mit einer Wolldecke 
barüber dazu angewieſen, obgleich "getrennte Schlafräume vorgeſchrieben, 
ſchliefen Männer ind Frauen bunt durcheinander. Welche Verſtötze gegen 
Eitte and Anſtand, welche Verſündigung gegen bie Geſundheit, welche Ver 
höhnung der‘ Menſchlichkeit ſpiegelt ſich nicht irrt dieſen Berichten! Und gu all 
dem noch die fo vielfach menſchenunwürdige Behandlung. Wie oft die Reit⸗ 
peitſche oder der Gummiſchlauch als „Erziehungsmittel“ feitens der gnädigen 
Herren angewandt wird, beweiſen die vielen Gerichtsverhandlungen. Daß 
unter folhen Buftänden, bie fittlichen: Verhältniſſe auf dem Lande nicht die 
beſten ſind, liegt auf der Hand. Sie ſtehen im Durchſchnitt weit unter dem 
der Siädte. Um fo mehr, als den Landarbeitern das fehlt, Mas zur ins 
rellektuellen und ſittlichen Wiedergeburt und zur Hebung der Stadtarbeiter 
führt, die Beteiligung an der Arbeiterbewegung, die Betätigung der Soli—⸗ 
darität, ' Die Entwickelung von Bürgertugenden. Es vereinigt ſich alles in 
dieſem troſtloſen Daſein, um die Arbeiterſchaft dem Schnapsteufel in die. Arme 
au treiben. Und unſer chriſtlich-germaniſcher Adel fördert den Schnapskonſum 
top, üm die.Wrbeiter zur Arbeit angufeuern. Diefe. Verbältniffe bedingen 
auch, daß die ſexuelle Moral eine tiefſtehende jſt. 


Der Prozentfatz unſerer großſtädtifchen, vom Lande zugegogenen —— 
die. Mütter junterliher Baftarde find, if fiherlich nicht Klein. . Wenn 
man zudem Arbeiter und. Ürbeiterinnen Laſttieren gleich am Tage plagt und 
fie ſchlimmer denn Leſttiere in der Nacht in Baracken und Ställen haufen 


‚It, was ſoll da anbdereß gedeihen, abs tieriſche Brutalität und Schamlofipkeit! 
(Schr gut!) Wer unter gleichen Verhältniſſen aufgewachſen und Tebend rein 
'an:Geele.und Charalter bleiben würde, der werfe den erjten Stein auf dieſe 


Aermftent  Schuldig aber. find diejenigen, die ſolche Buftände "aufrechterhalten 
und vevewigan wollen. (Seht mahr!) Nicht über die Landflucht, darüber, daß 
ſte nicht noch größer tft, follte :man ſich wundern. Dagegen helfen alle Die un- 
gefeglichen Mittel michts, die auf den Ürbeitäpermittclungsfonferenzen bon 

n-Bettretern der Landwirtſchaftskammern vorgeſchlo ien worden. Der rät 


Peg eine Belehre durch Klerus unh Fekraräher. ° Vor der Landorboit 
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an, der Andere wünfgt. eine Inſtrultion im Heer und bet, hie, blehnung 
der... Aubeiisnermittelung für ale Kontraftbrüdigen., ber, ſolange “die 
traurigen Verhältniſſe auf dem Lande herrſchen, wird der Erfol "Hiefer Be 
ſtrebungen ſtets gleich Null fein, — Von bürgerlicher Seite, —F anderem̃ 
von. Frau Eliſabeth v. Derhent in der. -„Deutigen Monatsſchrift“, iind ver⸗ 
fdjiöhene. Mittel bargefehlagen worden, durch Die Den. Zandarbeitern. FR ziert 
werden fol, ſie jeign gar nicht Die rechtloſen. ökonomiſch und ſogial nefſtehenden 
Parias, ſondern bedeuteten etwas. Durch eijnen Anteil an der Almende, durch 
Weckung des „Gemrinſchaftsſinns“, durch — — — ‚on; der e⸗ 
meiüdepertretung, durch Erhöhung des Standesbewußtfeins will man Es 
heben. "Die Gute Wbficht in Ehren — ſoweit fie nicht nur Darauf hinausgeht 
den Zandprolefärier an daB Land zu feffeln —_ aber alfe diefe orichläge der 
bürgerlichen Ideologen verfennen, wie dieſe immer, die Urſache des Uebels und 
kurieren Ehmptome ſtatt Kranlheiten. Sie ſchrecken vor: den Konfequenzen 


ihrer Einſicht zurück, weil ſte ſonft den Beſtaͤnd ber ‚heutigen göttlichen Welt-⸗ 
ordnungꝰ gefährden müßten. - Aber: die Lohnarbeiterſchaft ieh ihr Erf 


geburtsrecht nicht um ein Linſengericht verkaufen. Nicht Wohltaten heiſcht ſie⸗ 
und Scheinreformen, ſondern ihr ganzes Recht. (Stürmifcher ‚Beifalt;) "An 
en Sinne ſchlagen wir Ihnen die folgende Refolution- bor: — 


Refolution. zur Kandarbetterinnenfrage = eg 


Sn — des Grundſatzes daß die Befxeiung der Arbeitertlaſſe 


ai den Fefſeln des Kapitalismus nur, daß Werk der Arbeiter ſelbſt ſein 
muiß. wird es ar. zwingenden Notwendigkeit, neben dem Proletariat vr 


Induſtrie auch däs der Agrikultur dein Heei der Klaſſenkämpfer einzureihen. — 


Die Tatſache, daß das Landproletariat in rechtlicher, ſozialer, Honomiig gr. 
und. daxqus folgerud im bulkie | auch in, intellektueller Hinſicht Era 
| witer dem Proletariat der Juduſtrie ſteht, bedingt, daB die, Agitation unter, 
und, für. die: Landwirtſchaft einen doppelten Charafter. tragen muß. 
Sie muß erſtens jein ein "wuchtiger Kampf um bie‘ Bleiäftelung” der" 
Saitbarbeiterigäft. wit der. Arbeiterſchaft der. Induſtrie, in —— und, 
en Beziehung ſowie in puncto Biidunsemöalſchieit. — 
Wir fordern ‘daher für die. Landarbeiter:: s 
ws Beſeitiguug . der Geſindeorduungen und“ Nanblichen — 
x ‚Rechtliche reifittung, der Landarbeiter ‚und ‚des. Geſindes mit: Der 
— gInduſtriegrbeiterſchaft. — 
Axbeiterſchutz durch Reichssefeb für. die‘ Ranbärkeiter ſchaft und, bag. 
Geſinde, vor allem ein, volles, geſiche vxtes — 
. Verbot der. Kindererwerbsaxheite in — Lamwirlſcafi und dei —— 
— ‚Dieniten, big zum 1A Kehensjahre, et 
“Bi Ansgeftaltung ber Koltefehulen. f dem Sande im Eine des hose: 
2... bemofratifchen , ‚Brogrammg und —— für. ‚Slemenkarfdiule, bis- 
au 14 Jahren. us, am 
— air Sorkbildungeunterricht für ‚Knaben und. Vradchen —— 
— Anterſtellung der: Landaxbeiterkehaft und: "des. Seine inf, 
; lie Axbeiterverſiche rungsgeſetze 
er $.. Errichtung, bon. lankipixt{haftlichen” gmerbegsrichlen.. =” 
Sr Feſtſtelung der im, Intereſſe der. Geſundheit und Siühtei unerid ei 
lichen Bedingungen. für die Sanhaybeitenbahmungsn, Noir, ‚eine; — 
— 5 Wahnimgapoligei. 
pie: Haitation muß zweilens jeig ‚eine.  fanmäkige, energ —5 — i ins 
———— Aufklärungsarbeit unter der. Sandarbeitericaft jelbjt, hamit, ‚Diele, 
den. Organifationen, der. —— zugeführt, Splibarität, . üben —I8 
Segen der Solidgrität. Iennen fernen.. Damit fie, für heute ſic eine. ehe 
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Grgentontt. —— "gleichzeitig kampffähiger werden über die Er 
Tingung don Gegenwartöforderungen hinaus ſich am Emangipationdfampfe 
der Arbeiter‘ beteiligen. — 

vieſe Agitationsurbeit ie nad Anſicht der Konferenz nicht nur Sache 
der Genoffinnen, ſondern der Gefamtarbeiterbetvegung. Die Konferenz 
verpfle tet daher die Genoſſinnen, bei dieſer Agitationsarbeit überall nad 
beiten, räften mit Hand anzulegen, ferner ſolche Ngitation anzuregen und 
gegebenenfalls" ſelbſt zu jnſzenieren. 

Die Konferenz empfiehlt des ferneren ein eingehendes "Studium der ein⸗ 
wiädigen Verhälkniſſe zum Zwecke der wirkſameren Durchführung der 
—— und Oxdmiſationsarbeit unter dem ee” 

San. Weasinhunn, — — enthaltenen) ——— gie ich als das 

minhefte,, wafür ‚mir. mit. ganzer Macht eintreten müßten, anfche, ‚bedarf . e3 
nicgt vieler Worte. Mein. ganges Referat iſt die Begründung. (Sehr richtig!) 
Wenn id) von Arbeiterſchutz in der Reſolution ſpreche, fo meine ich damit, daß 
es felbſtunexſtändlich iſt, daß alles, was für die Induſtriearbeiterſchgft beſteht 
und erftrebt wird, in. Änngemäßer Weife auf Die Landarbeiterſchaft aus⸗ 
gedehnt werden ſoll. Alſo 3. B. Beſtimmungen über „helle, geräumige, gut 
gelüftete Wrbeitsnäuime” ‚bedarf. es in der Landwirtſchaft nicht wohl aber einen 
Normglarbeitstag,, der nicht länger zu. fein braucht als in der Induſtrie. 
Heute icon haben zahlreiche Zandarbeiter und Arbeiterinnen fih einen Rückhalt 
gegen Ausbeutitng ind Anterdrüdung durch ihre Mitgliedfehaft im .Verbande 
det Fabrik: und Sandarbeiter geichaffen. Vielen ift durch Unterjtügung bes 
Verbandes Der‘ Lohn erhöht, Die Arbeitszeit verfirät, dur; Gewährung von 
Rechlsfaͤntz find ſie tor dem Gefängnis und vor Ucbervörteilung feiten des 
Arbeitgebers, bewahtt. Nicht umſonſt iſt daher dieſer Verband der beſtgehaßte 
bei den Aarariern. In Mitteldeutſchland beſtehen reine Landarbeiterzahl⸗ 
ſtellen. In einer derſolben verſieht eine ſehr tüchtige Frau, bie gleichzeitig 
eine gute Genoffin iſt, ſeit Jahren den Poſten eines Kaſſierers. Das iſt etwas 
ganz anderes, als was vor kurzem bie „Soziale Praxis“ mich ſagen läßt. Ihr 
Berichterſtatter muß: in Leipzig nicht haben hören können. Auf ſeinem lebten 
Vexbandstage hat der Verband eine — und planvollere Agitation 
unter den Landarbeitern beſchloſſen.“ Diefe gilt es nach beſten Kräften zu 
unterjtügen Dasſelbe gilt für die im Norden und Often ae, mit Bora 
züglichem Erfolg begonnene politifche Agitations- und Organifationg sarbeit; 

diefe muß in dien Feilen Deutſchlands inſgeniert erden. Sm. Often find 


beſonders die Königeberger. und Elbinger Genofjen mit beimunderngwerter 


Energie ind mit gutem Beifpiel vorangegangen, mobei ihnen, ber „Öftpreußifche 
Landbote” borgügliche, Dienjte leiſtet. Und wie viel Not haben fie durch ihr 
Eingreifen gelindert, wie viel Tränen getrodnet, wie viel. Unrecht berhütet, 
DEE" Wort „Eoziäldemofratie” ift dort für die Vandarbeiter gleichbedeutend 
mit „Helfer“ und „Retter“. Meilenweit wandern die Aermiten, um fi Rat 
und Hülfe au‘ ofen, ' ‚Sie, ‚die abgeftumpft, in bollitändiget Apathie dahin⸗ 
leben, erwachen Zu neuem Lebensmut, wenn in den Achten‘ des Sozialismus 
ihnen ein Ausweg aus ihrem Elend gegeigt wird. Noch ein großes Feld harrt 
hier wie überall der ‚Beaderimg, der Bearbeitung. zu einem Felde des Alaflen« 
tamſpfes Indem it bet unferen Schweftern "und Brüdern auf dem ‚Lande 
„die Heiße brennende Gehnfucht nach‘ Freiheit und Glück, nad) Lebensfreude 


und Menfchenwürde entfachen, gewinnen wir ihr Vertrauen, daß ihnen Hülfe 


und Erlöfung nur von der Sozialdemokratie kommt. Im Jutereffe — Land⸗ 
arbeiter} art, Ihr Sntereffe der gefamten Arbeiterklaffe und ihrer Befreiung, 


int ginblick au — großes, herrliches Menſchheitsideal lafſet ung. daher. heute 


gelöden, was an uns Tiept, ihr Vertrauen nicht zuſchanden werden zu laſſen. 


® 
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Laffet ung Heine geloben, daß: wir noch mehr wie Bisher Hnausgehen wollen 
in die Lande und; allen Anfeindungen und Vetfelgungen zurm Triutz dus Land⸗ 
protetariat ſcharen wollen ‚um 'bie Fahne der: Voziccldemokratie. Trifft doch 
für fe noch mehr als füt irgend ein anderes Glied der Arbeiterflaffe: däs 
Wort unſeres groͤßen Lehrers Mörx Zu, daß He nichts gu verlieren haben als 
ihte Wetten, vaber: eine Beet gu gewinnen. A a. — 
horter Beifall!" J—— ME 

Huf Aritrag — Venoſſin gKähler bis Beiehtöffen, in Andetrach es 


dnstahtugen, etfchöpfenden Referate’ don einer ‚Debertte" Yabzufchen. 


Eier dth- Krefe Id’ Hatte diefem Antrage gerade mit güdficht auf die Wichtig⸗ 
Feit: der —2 widerſprochen. Einſtimmig? ſchließt ii die Verſamnmlling 
der Reſolution der Referenkin ar und" beſchließt, ihre Referat als Ausf— 
aratigs bio fehü ve druden zu:laffen. . Gin Yntrag Der Ge— 
noſſin Bil y Wie en. öin De Resolution. der. Senoffin- Zietz ala. Forderung 
für Die Landarbeirer cinzufügen: „10. Ausbau des Shſenbahnwaens me⸗ 
——— der Kleinbahnen“, wird mit großer Mehrheit abgelchnt«.. ; 
Steranf: ee Bi ne ln. 
Beridgh a — 
Ss: Bram. Fahre walb· Homburg: — ‚ad Er linie hazpnter 
10 männliche, mit 54 Stimmen, ferner Genoſſin Betlin als Redatteurin der 
„Gleichheit“ "und Genofſin: Duncker als Referentin. Die Bäjte. find. bereits 
genannt. Das einzig angefochtene ‚Mandat; das Der: —— Niendorfdiet. 
Has: die Kommiſſſon einſtimmig für. gültig. erkbärt. vg 
" Die Sonferenz tritt diesen. Beintuffe: beiz 
— alone ——— der Tagesordnung iſt: Be as U 
— — Die Ditnfiosiendäbenunn. re, 
graülein Shi nbeva ürnhexg ‚ala. Referentin führt aus! Die dienit⸗ 
ren in Nürnberg hat wieder die Frage der Befeitinung, der mittel: 
a a ee raftig. MB: Rallen. aan — vor Belt 


Dr u a 


Julia 


- 
Ba 5 


run. 


— ee Er — Es — bo m a Brilun. auch 
darüber einmal ein Artikel erscheinen. Das, geſchah denn auch in der Frän⸗ 
hichen Togeapoſt!. — augleich benichen BA eine Berfemmkung auf een 
„über’“ 08: famen meh ar 4000.. ‚Schon: An der a Rerjammfung.. am 
48. März wurde ein Verein gegründet, zu dent -aug).;die. Waſchfrauen, Qus 
saederinnen, und: Bubfeanen - Zutritt : ‘haben... Von 200. Mitgliedern, die Or 
arijprünglaich hatte, hat er ſich jebt quf 400 gehohen. | Fünf Berjainmlungen 
tfind, abgehalten worden. In allen dieſen Verſammlungen kamen empörende 
"Nibftande gutage. Anden Feeabenden: der Gnädigen murde wochenlang über 


nichts anderes gefprochen als üben die Rebolution in der Küche“, Die, Auf⸗ 


reung. were eine koloffale md. man verſuchte ‚alles, die. Dienſtmädchen dem 
Verein abſpenftig zu: machen. Eine großo Anzahl von Dienſtmädchen ertlãrie 
aber; ſie wollten lieber zeitweiſe ſtellungslos fein, als aus dem Bercin qus⸗ 
ſcheiden. Bravo!) Die Preſſe Hat uns weſentlich unterjtüßt, von ‚Der, bürger- 
lichen Preſſe begmügt sich ein Zeil damit, die Tatſachen ZU teferieren,. ein 
anderer verhält: fich indifferent, während ein. dritter. in. ſchmutziger Art. und 
Meife über und herfällt. — „Angriffe: worden Ang yatürlid}, njcht im: uͤnferer 
‚Arbeit, aufhalten. Nah den X 'erjanunlungen. wurden bie Mikitände vielfach 
in, den Bsilungen beſprochen. ejen der⸗ “häufig* wurden Fälle von, unſittlie en 
Sinträgen an Sienitboten feſtgeſtellt und es wurde auͤf die Acherlebthe⸗ rwWvtg 
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Zeugnisweſens hingewieſen. Viele Herrſchaften ſehen auch heute nicht mehr 


auf Zeugniſſe, ſondern nur nach Der Länge der Dienſtgeit. — Die ganzen 
Mikitände im Dienjtbotenmefen beruhen auf der Gefindeordnung. Solche 
Gefindeordnungen gehen his in das 14, Jahrhundert zurück. Rednerin geht 
auf einzelne dieſer mittelalterlichen Beſtimmungen ein. Damals wurde dem 
Geſinde ſogar die Kleidung und Lebensführung vorgeſchrieben. Luther nannte 
das Geſinde „lauter Unflat“ und empfahl die Prügelſtrafe gegen Dienſtboten, 
die noch heute in Preußen fortlebt. Am Sabre 1848 wurde die erſte Dienſt⸗ 
botenverfammlung abgehalten, in der die Dienftboten Klage führten über zu 
roße Ausnutzung ihrer Arbeitäfraft, üher ſchlechtes Eſſen und, ſchlechte Ben 
— Leider hat man damals dieſe Bewegung nicht weiter verfolei, 
ſondern die Dienſtbotenbewegung links liegen gelaſſen. 


Brachte dag „tolle Jahr“ in feiner Konſequenz für. die ‚gewerblichen 
Arbeiter mehr Ellbogenfreiheit, jo find ‚die Dienjtboten Sklaven geblieben, 
denen man das Recht ——— hat, ihre Lage durch die Arbeitseinſtellung 
zu verbeſſern. 


"Dabei hat .die wirtſchaftliche Revolution auch den Hausſtand —— 
Man braucht gar nicht mehr das Dienſtmädchen von früher. Das Dienft- 
mädchen fünnte heute ohne jeden Schaden für: den Haushalt dem gewerblichen 
Arbeiter gleichgeftellt werden. Uber die Gefindeordnung mit ihren unmürdigen 
Ungleichheiten bleibt beitehen und tft erft 1900 neu ſanktioniert worden. Mit 
Recht ‚vergleicht Merkel in feinen Fragmenten zur Sozialwiſſenſchaft die 
GSejindeordnung mit einer alten vor Hundert Jahren bergefienen Schildwache, 
die ohne Sinn und Grund immer noch bezogen wird. ” a 

Und was enthalten nun die. Gefindeordnungen? Bunädft die Vers 
pflichtung, alle Befehle der Herrfhaft mit Achtung und Ehrerbietung ents 


- gegenzunchmen. Alle — auch die, die die ausgedehntefte Arbeitszeit fordern. 


So arbeiten denn nad Dr. Stillih8 trefflichem Vuche über Die Berliner 
Dienftbotert diefe dort. durchſchnittlich 18 His 20, nach unferer jüngsten Närn- 
berger Statiftif. 17 bis 19 Stunden täglid. Cine fo unſinnig lange Wrbeits- 
zeit muß abgefchafft werden im Intereſſe dev. gefamten Menſchheit. (Beifall.) 


Kranke, auch anjtedend franfe Familienmitglieder, muß der Dienftbote bei 
. ber Strafe der Gejindeordnung pflegen. Aber wenn er felbit Frank wird, 


wird er aus dem Haufe gejagt und gemicden wie ein räudiger Hund. Aber 
einen Rorteil bat die Geſindeordnung doch: fie fegt die Kündigungsfriſten 
nicht feſt; fon find die früheren einjährigen Kontrafte auf monatlidge und 
eintägige reduziert worden; die Anwendung der eintägigen Kündigungsfrift 
würde die Dienjtboten vielfach unabhängiger madyen. Die ländliden Dienſt⸗ 
boten haben leider noch die ein- und. fünfjährigen Kündigungsfriſten. — 
Die Klagen der Dienftboten unterftchen nach den Gefindeordnungen nicht dem 
Gewerbegericht, fondern der berjchleppenden Entfheidung des Amtsgerichts. 
Die Dienstboten unterstehen auch nicht der Zwangsverſicherung. Welches Elend 
entjteht da, tern zum Beiſpiel eine Waſchfrau am- Gelentrheumatismus 
erkrankt? Die Herrihaft der Geſindeordnung eritredt ſich auf alle Mädchen 
bon 7 — fieben — Jahr aufwärts. Die „Herrichaften“ lagen auch über 
die beſonders ungenügende Bildung der Dienſtmädchen. Sie haben daher 
mit Hülfe bürgerlicher Herrſchaftsvereine einen Haushaltungsunterricht einn⸗ 
gerichtet, der darin beſteht, daß das Mädchen von 14 bis 16 Jahren unter 
dem Vorwand der Ausbildung einer der Vereinsdamen den Haushalt umfonit 
oder gegen ganz geringes Gefchenf führen muß. Eine ſchamloſe Ausbeutung, 
die des Gedankens der Organiſation geradezu ſpottet. (Sehr wahr!) x 


Bon der mangelhaften Ernährung ber Dienftboten habe ich ſchon ges 
jprochen. Rednerin führt einige derartige Fälle an, Gin Schulbiener, früherer 
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Schutzmann und Sogialiſtenfreſſer, gab ſeinem Dienſtmädchen die Brocken, 
welche die Schulkinder liegen liegen. Dabei find die Löhne miſerabel. Der 
Durchſchnittslohn beträgt in Berlin 200 ME, Koft pro Tag 1 ME, glei 
365 Mk., Logis gleih Schlafitcle & 6 Mt, madt 72 ME, nehmen mir nod) 
ein Weihnadhtsgeihent von 30 Mk. — mir hat "ein Dienjtmädchen einmal 
ihr Weihnacdhtsgejchent von 1 ME. auf dem Bureau borgezeigt — fo madıt 


es im ganzen 667 Mi. Das ift noch fehr gut gerechnet, denn mandje 


Herrſchaften geben, wenn fie verreifen, ihren Mädchen nur ein Koftgeld von 
65 Pf. Beſſer als die Fabrilarbeiterinnen, wie die Herrſchaften immer 
behäupten, jtehen die Dienſtmädchen alſo keineswegs da, vor allem auch nicht 
in fittlicher Hinfiht. Dr. Etillich hat feitgeftellt, daß von 1689 unter polizet- 
licher Sittenfontrolle ftehenden Mädchen in Berlin 1026, aljo.60 Broz., Dienit- 
mädchen oder. frühere Dienſtmädchen waren. (Hört, Hört) Wie kommt 88 
nun, dag die Mädchen auf diefe Bahn fommen? Der erite Schritt kommt 
immer bon den Beläftigungen, die dag Mädchen im Haufe der Herrſchaft 
erfährt. Dr. Stillich Hatte die Frage nad) ſolchen Beläſtigungen gar nit in 
feine Fragebogen aufgenommen, aber troßdem haben die. Mädchen doch faſt 
in allen Fällen darüber Ausführungen gemadt. Da wird immer mwieber 
darauf hingewieſen, der Sohn Hat mir feine Ruhe gelaffen, anfangs habe 
ih ihn abgemwiefen, dann ift er des Nachts zü mir gekommen. Da ich Fein 
verfchließbares Zimmer Hatte, fonnte ich mich nicht dagegen wehren. Und 
wenn es nicht der Sohn ift, iſt e8 der Vater, Darüber heißt es in ben 
Sragebogen: Nur wenn man dem Hausherren zu Gefallen ift, hat man es 
im Dienfte gut. In Nürnberg ift jelbit eine Frau zu mir aufs ‚Bureau 
gelommen und Hat geweint, ihr Mann hätte es mit jeder, felbit das 15jährige 
junge Ding, das fie jeßt hätte, hätte er nacht? befucht. (Pfuirufe) In 
MWunfiedel in Bayern Hat das Gericht einen 2djährigen Wüftling, der am 
15jährigen Dienftmädchen wiederholt Notzuchtsperfuche gemacht hatte, wegen 


tätlicher Beleidigung zu einer Gelditrafe verurteilt. Das Dienſtmädchen aber, ı 


das ſchwanger geworden it, ijt rettungelos verloren. Es befommt keinen 
anderen Dienst, und nichts bleibt ihre übrig, als tatjädjlih auf die Straße 
zu gehen. Aber wenn wir fordern mollten, das Dienſtmädchen jallte nicht 


mehr int Haufe wohnen, damit es nicht fchußlog den Schweinepelzen preis= . 


gegeben ſei — man würde uns ausladen. Wie groß iſt jebt für das 
Schwangere Dienſtmädchen die Verfuhung, dag Kind im Mutterleibe oder 
nad) der Geburt zu töten, zumal wenn der Vater fie int Stiche laßt. In 
grenzenlofer Not fucht fie fich von der Laft zu befreien — mer könnte «3 
nicht troß der unendliden Grauſamkeit verſtehen. Wir Haben gar Feine 
Ahnung von dem Umfang der Kindermorde. ˖ In Frankenthal am Rhein Hatte 


"man ein Dienſtmädchen im — gerechtfertigten — Verdacht des Kindesmordes. 


Man juchte im Rhein nad) der Kinderleiche und fand deren — 88. Bewegung.) 

Wer ein Menih ift, wer einen Funfen Gefühl in fi Hat, muß fidh 
gegen diefe ſchmachvollen Zuftände auflchnen. Unſere Refolution fordert nur 
beſcheiden, wogegen auch Feine bürgerliche Dienftherrichaft mit Gerechtigkeits— 
gefühl etwas einwenden kann. Aber auch unfere junge und Heine Organijation 
hat ſchon Beſſerung geſchaffen. Schon fürdten die Herrſchaften in Nürnberg, 
am nächſten Tage in der „Soziprejfe” zu ftehen und dann auch durch die 
ganzen Herrihaftshäufer gezerrt zu werden, Sorgen Gie dafür, bag bald 
allerorten, wo es irgend möglich tft, Dienjtbotenorganifationen gegründet 
werden. Schon find dem Nürnberger Beifpiel München — 200 Mitglieder 


in der erjten Verfammlung — Söln und Fürth gefolgt. Wenn wir fo fort 


fHreiten, gelangen mir vielleicht bald zu einen Zentralverband. 
| sn Münden haben die Chrütlichen verfudit, uns das Waſſer abzugraben: 
aber dort find die Herrſchaften mit in der Organijation; und ſo dumm fin! 
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die Dienſtmädchen nicht mehr, dab fie dort hineingehen. Xerfuchen Sie es 
alſo übexall mit der Orxganifation. Ich habe Zirfulare für die Agitation 
unter dern Dienſtboten ausgearbeitet, die ich Ihnen gern zur Verfügung felle, 
Sorgen Eie dafür, daß die Dienſtboten zum mindeiten gleichgeitellt werden 
mit den gewerblichen Arbeitern, daß fie Luft und Liebe zum Leben bekommen. 
Haben mir erit all das durchgeführt, was ir für die Dienftboten erſtreben, 
fann find wir auch: mit ımferer Gefamtbemegung ein gut Stück vorwärts 
gekommen. (Stürmiider Beifall.) . . 


Die Referentin unterbreitet folgende 


Reſolution. 


Das angeblich patriarchaliſche Verhältnis zwiſchen be Dienftboten und 
den Dienithertihaften ift heutzuage zu einem Dedmantel und einer Quelle 
ſchlimmſter Mißſtände geworden, unter denen die Dienenden weit über das 
Maß der gewerblichen Arbeiter hinaus leiden, Das traurige Los derjelben 
erhefft nicht bloß aus den zahlreichen Klagen und Beſchwerden, welche in die 
Oeffentlichkeit dringen, ſondern es iſt auch durch Gerichtsverhandlungen ein⸗ 
wändsfrei feſtgeſtellt worden, dag im allgemeinen den Dienſtboten weder die 
kulturmäßige Lebenshaltung, noch die gerechte ſoziale Würdigung zuteil toich, 
auf die fie Fraft ihrer Arbeitsleiftungen einen Anfprud haben. 

Das materielle und moralifche Elend der Dienenden wird weſentlich da⸗ 
durch verſchärft, daß fie nicht unter dem gleichen Recht wie die gewerblichen 
Arbeiter jtehen, nicht Anſpruch auf die ſozialen Inſtitutionen Haben, die 
deren Schuß dienen, fondern ‚einem mittelalterlihen Ausnahmegeſetz untere 
worfen find.. ‘Die 1339316 Dienſtboten, welche die Berufszählung von 1895 
im Deutfchen Reiche ermittelt hat, find duch die Gefindeordnungen gefnebelt 
und ermangeln der Koalitionzfreiheit, mittels deren die gewerblichen Wrbeiter 
und ‚Alrbeiterinnen für eine Verbefjferuug ihrer Lage kämpfen. 

Die vierte Konferenz der ſozialiftiſchen Frauen Deutſchlands iſt der 
Aufſang daß die dringend nötige gründliche Reform der Dienſtboten⸗ 
berhälinifie nur das Werk der organijierten und fämpfenden Atbeiterflaffe 
jein wird, in deren Reihen die Dienjtboten jelbjt mit für die Verbeſſerung ihres 
Loſes kämpfen müſſen. 

Als wichtigſte Grundlage dieſer Reform und als unerläßkiche Voraus⸗ 
ſetzung dafür, Daß die Dienitboten jelbft an der Hebung ihrer Lage mitwirten, 
erachtet die Konferenz die Aufhebung aller geſetzlichen Ausnahmebeſtimmungen 
für das Geſinde und ihre volle rechtliche Gleichſtellung mit den gewerblichen 
Arbeitern. Sie fordert daher: 

1. Abfhaffung der Gefindeordnungen und Geſindedienſtbücher. 

2. Unterſtellung der Dienenden unter die Gewerbeordnung. Ausdehnung 
aller Verſicherungsgeſetze auf ſie, Gewährung eines geſetzlich geſicherten 
bollen Koalitionsrechts und Aufhebung der Verpflichtung, Haußs 
angehörige mit anftedender Krankheit behaftet zu. pflegen. 

- 8. GSinungemäße Anwendung der Beitimmungen über, Arbeitszeit und 
Arbeilsdauer, Sonntags- und Nachtarbeit uſw. auf die Dienenden; im 
beſonderen und zunächſt als Mindeitmag an geſetzlichem Schug: Wins 
führung eines geſetzlich geregelten Arbeitstages, eines vollen freien 
Sonntagnachmittags alle 8 Tage und alle 14 Tage cinen vollen freien 
. Zag. ‚Für außergewöhnliche Arbeiten jind Hülfsfräfte anzuitellen. 
Geſetzliche Vorſchriften, geſunde, den hygieniſchen Verhältniſſen ent— 
ſprechende Schlafräume, welche von innen verſchließbar fein ae 
und ſtändige Kontrolle derfelben durch die Behörden. 
5. Einführung des obligatgrifchen Man au) für 

die Dienenden bis, zum. 18. Lebensjahre. 


u 


* 


a 
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6. Abfchaffung der privaten Gtellenvermittelungsbureaus und Einführung 

bon paritätifchen Stellennachweiſen. 

"Die Konferenz ſpricht des weiteren ihre Weberzeugung aus, daß Die 
ntereffen der Dienenden nit in dem nötigen Umfange und nicht mit Der 
erforberliden Energie von Organifationen: vertreten werden können, welche 
Dienftboten und Herrichaften ala Mitglieder in der Annahme umſchließen, 
dag eine Harmonie der Intereffen zwiſchen beiden beiteht. Auch Die Arbeits- 
and Erijtenzverhältniffe der Dienenden werden wie die. aller Lohnarbeiter 
son dem Klafiengefch zwiſchen Augsbeutern und Ausgeébeuteten beherrſcht. 
Daraus ergibt fih, daB fich die Dienftboten in Organifationen zufammen- 
fihließen müſſen, welche den freien Gewerkſchaften gleich auf: dem Boden: des 
Klafiengefege8 und Klaſſenkampfes ftchen und nur die Intereſſen Der 
Dienenden berireten. Die Konferenz eradtet e3 für die Pflicht der Genof- 
finnen, die Dienftboten über ihre Lage aufzullären, in Dxganifationen der 
letzteren Art zuſämmenzuſchließen und für die oben bezeichneten Refprmen 
mit allem Nachdruck einzutreten, damit die Hunderttaufende dienender Töchter 
des merftätigen Volkes zu einer fulturwürdigen Zebenshaltung gelangen und 
zu tätigen Mitfämpferinnen wetden. 

‚ Hierauf werden die Verhandlungen auf Sonntag 9 Uhr vertagt. 

Begrübungstelegranune find eingegangen aus Halberftadt, Minden, 2a 
(Reuß), Kalt und aus bem zweiten Berliner Wahlkreis. 

Schluß 8 Uhr. 


Zmweiter Berhandlungstag. u 
Sonntag, den 23. September 1906. — Vormittags⸗Sitzung. 


Im 9% Uhr eröffnet Genoſſin Zetfin die Verhandlungen wieder mit 
der. Mitteilung, daß als Vertreterin der Schweiger Barteigenpffinnen Die 


Urbeiterjefretärin in Bern, Genoffin Moargarete. Faas⸗ N ein- 


getroffen ift. 

Senoffin Saas: Ich Üüberbringe Euch die Grüße der. ichweigerifgjen 
gemwerffchaftlich organifierten Arbeiter und befonders des jchweigexifchen 
Urbeiterinnenverbandeg. Ich komme aus dem Lande der Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit, wo in den Gtraßen ‚die. Polizei die Leute Schlägt und 
in den Gefängniffen geprügelt wird. Ach komme aus. dem Lande der Preß— 
freiheit, aus dem man die Redakteure ausweift. Ich. komme aus dem Lande, 
wo man bei aller Meinungsfreiheit die Genoſſen verhaftet, die wir als 
Referenten beftellen, fo mie man die Genoſſin Ballabanoff berhaftet-und aus: 
gewieſen hat. Ich fomme aus dem Lande, wo man die Genofjinnen .einfperrt, 
die Flugblätter verteilen. Ich fomme aus dem Lande, wo wir in dem bor- 
trefflicden Yjährigen Schulunterricht no Nuhm und Macht des Vaterlandes 
bon Herzen lieben fönnen, weil wir noch große Sllufionen haben, Aber id) 
orıme aus diefem Lande, Senoffinnen, um Euch zu jagen, daß. wir. im 
Begriff ſind, dieſe Illuſionen zu berlieren. (Bravo!) Und gerade: die 


Arbeiterinnenbewegung in der Schweiz blüht auf. Vor zwei Jahren haben 


wir unjeren bor mehr denn zwei Sahrzehnten von der: Genoſſin Zetkin 
gegründeten Verband reorganifiert und die Organifation hat jeitdem ſtändig 
zugenommen. Wir haben mit Spradichmwierigfeiten zu fämpfen, die Ihr. in 
diefem Maße nicht fennt, wir haben franzöfifche, italienifche und deutſche 
Geltionen und mollen jebt unfere junge Zeitung auch franzöfifch Herausgeben. 
So find die Schweiger Arbeiterinnen im Begriff, zu erfennen, in welch große 
Lüge man fie bisher verjtridt hat, Kein Land in Europa Hat, meht ein 
Net auf Illufion, am menigiten aber hat irgendwo die Frau das: Recht, 
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And daxum wird wahrſcheinlich die. Frau auch gm baterlandslofeiten ſein, 


wenn fie erſt einmal gu erkennen angefangen het: Deshalb. bitte ich Euch, 
unfesen Gruß entgegenzunehmen. Wie. haben uns Euch zu Vorbildern ge= 
nommen :und find hierhergekommen, um biel bou Euch zu lernen in den grogen 
Fragen, die uns allen. gemeinfam find, Iſt doch vor. allem auch die. Frage der 
Werfiherung der Wöchnerinnen für ung. brennend; So will id denn Euren 
Vorhandlungen zuhören und: nachher: meinen Schweizer Genoſſinnen alles 
ſagen, was ich Gutes, Großes, Frohliches an) SUDEBTEeLDIGER. bei: mn ge. 


funden: Habe... (Beßhafter Beifall.): : 


eferaafı. wird die Distuffion über das Meferat zur. Dienfesten 
bewegung eingetretenn. — 
Hiexgu liegen folgende Anträge bor: — = on. 
>21 De "Konferenz macht es den deitetinnen der Vildüngebereint zur 
ar, mit Hülfe der örtlicher Kartelle ſich der Dienjtbotenbemegung an— 
„gunehment. Wo Virdungsvereine nicht beſtehen, ſind beſondere Kommiffignen 
zul wählen. N (Köln) 
Meg Nnentgeitliche Stellennachweiſe für weibliche Perjonen einzuführen, 
deren Verwaltung in den Händen ber Selma 2 G rem en.) 

Zunãchſt erhält: daR Wort: ——— 

Frau Boſſe⸗Bremen: Es iſt might: das an: daß. wir — mit der 
Dienſtbotenfrage in Bremen beſchäftigt haben. Bereits in den: achtziger. Sahren 
machten wir den Berfud einer Agitation unter den Dienftboten, der aber 
icheiterte. Exit Die Bewegung in Nürnberg hat ung neue Anregung gegeben. 
Wir halten unentgelthiche Gtellennachgeife für. ein gutes Agitationsmittel, da 
Die Dienjtboten.. dv nehin. daran gewöhnt ind, die Stellenvermittelung zu be⸗ 
nutzen. Wir würden mit'den Dieniftboten in perfönlice Berührung fommen 
rd würden ein gutes. Agitationsmaterial dadurch erlangen. Die Genoſſin, 
Die zur Loitung bed Arbeitsnachweiſes beſtellt würde, könnte auch ſonſt die 
Agitation für die Gewerkſchaften und die Partei im weiteſten Make betreiben. 
Mir wollen jet in Bremen auf3 neue den Su maden, die Dienitboten auf⸗ 
zuklären, damit fic ich: aus. ihrer verſtlavten Zage, die eine —— 
raum mit ſich⸗bringen. u heraustingen. (Bxabol) 

‚Feau Mälter:Köln: Die Referentin. hat: ung geitern — Elend: — 
Dien lbolen ip: —— geſchildert, daß ich darauf. nicht. ‚näher. einzugehen 
hrauche. Ich hoffe, Sie werden aller ihrer Schlußaufforderung folgen, jet 
energiſch in die Agitation für Die Dienſtboten einzutreten. Dieſen Zweck ver⸗ 
folgt auch unfer Anutrag. Gerade die Bildungsvereine find als neutrale 


Organiſationen am' beiten dazu ae, is der ———— an⸗ 
—— WBeifull)— 


Frau” Soffmann-s Mannheim: - neber⸗ Dienſtbotonelend Yannı gar 
at genug geſprochen werden. Gpeziell in Mannheim ſind wir von ſeiten 
er Dienſtboten datauf aufmerkſam gemacht worden. Wir’ treten ftkr eine 
—— Arbeitszeit äffer Branchen ein, und wie ſteht es bei den Dienftboten ? 


Selbſt die Fraäuen, die aus Dienſtbotenkreiſen hervorgegangen und Bearmten- 


raten geworden ſind, behandeln” die. Dienſtboten ſchlecht, faſt noch ſchlechter 
ale die ne (Lebhafte Buftimmung) Selbſt das Wenige, mas’den 


Dienſtboten zum Eſſen vorgeſetzt wird, wird ihnen verekelt durch die Gnädige. 
Die’ Koſt ſpoktet “ir der' Regel jeder Beſchreibung; fie iſt in den feltenften 
Kaͤllen reichlich umd anſtändig. Auch die Lohnverhältniſſe und die Arbeitszeit 
find’ ähnkiche. Dabei muß das Dienſtmädchen immer proper beiſammen ſein. 


Wie Organifativn der Dienſtboten iſt daher wohl berechtigt. Dies wurde uns 


auch "ber unferen Organiſationsbeſtrebungen in Nürnberg offenbar. Genoſſin 


Gruͤnberg hat das Stellenvermittelungsweſen ſo kreffend gezeichnet. Nirgends 
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iſt es ſo groß, nirgends werden die Dienſtboten ſo ausgebeutet, wie in Mann— 
heim. Deshalb wollen wir in Mannheint ung energiſch nit, der Dienftboten= 
frage beichäftigen und es wird ung aud hier gelingen, dieſen Mädchen ein 
menſchenwürdiges Dafein zu verſchaffen. Wir haben Hier mit einer neutralen 
Stelfenbermittelung Dei der Ortsfrantentaffe Mannheim ausgezeichnete Er- 
fahrungen gemacht. Darum’ auf zum Kampf gegen die Stellenvermittlerinnen, 
jene Seelenverfäuferinnen! ' (Anhaltender Beifall.) ‘ 


Frau Bieb: Zwiſchen den Ausführungen der, Genoſſin Grünberg 
und‘ den meinigen iſt ein ſcheinbarer Widerſpruch vorhanden in bezug auf die 
Darſtellung der rechtlichen Verhältniſſe der Dienſtboten. Ich habe ausgeführt, 
daß es dem Bürgerlichen Geſetzbuch vorbehalfen geweſen ſei, qusdrücklich Den 
lebenslänglichen Vertrag zwiſchen Dienenden und Herrſchaften au ſanktionieren. 
während Genoſſin Grünberg ausführte, daß heute cin ſolcher Vertrag. nicht 
mehr gelke. Ich möchte in bezug hierauf folgendes erHlären: &in lebens: 
länglicjer Vertrag gilt Heute, denn es heißt im Bürgerlichen Geickbudy: Bei 
einem Tebenslängliden Verttag iſt es gejtaltet, ihn nach fünf. Jahren zu lofen 
unter getviffen Bedingungen. Es iſt aljo nicht davon die, Rede, da kein 
; lebenslänglicher Vertiag abgeſchloſſen werden darf, ſondern nur, daß ein 


ſolcher Vertrag nicht erzwungen werden darf, daß er gelöſt werden kann 
Wenn aber davon geſprochen wird, daß er gelöſt werden darf, jo ijl dadurch 
ausdr üd lich betundet, daß er abgeſchloſſen werden darf. Wir haben alfa 
eigentlich im einem gewiſſen Sirine beide recht. Ich wollte dag nur feftftellem, 
damit nach auhen bin nicht der Cindrud erweckt wird, al3 ob mir etwas 
gatız Endes enge ſetztes behauptet hätten. 

Ferner ndchte ich eine redaktionelle Aenderung in der. Kefolution be— 
anttagen, dahi Ingebend, daß der Schlußſatz des Punktes 2. „Aufhebung der Ver—⸗ 
Bft Si ung, Hausangehörige, die mit anſteckender Krankheit behaftet. ſind, zu 
pflegen” ben Rt unkt 1: „Abſchaffung der Geſindeordnung und Geſindedienſt— 
bücher“ angefügt wird. Das iſt notwendig, weil dieſe Verpflichtung nur ‚bes 
ftcht auf Grund ‚ der Gcefindeordnung und menn Diefe aufgehoben wird, ſo iſt 


eigentlich dieſe —— auch aufgehoben. Der Zuſatz wäre alſo eigent⸗ 
ich überhaupt überflüſſig, aber aus ‚agitgtorifchen Gründen ‚Befüiztogrie ich 
bodh, ihn beizubehalten. 2, äh 
Was die in Punkt 3 geforderte —— J—— es Beſtimmungen 

über Arbeitszeit und Arbeitsdauer“ .anlangt, fo möchte, id} erHlären, daß id 
Dazunter beritche, dak für die DVienftboten aud) eine Wittagspaufe berlangt 
wird. (Sehr ridig!) Gerade das müſſen wir por allent: verurteilen, dab ‘die 
Dienjtboten bon morgens. früh big abends ſpät im Haushalt:arbeifen müffen. 
Die set der Mittagspcufe muß ſich natürlich nach den Sepflogenheiten des 
betreffenden Haushalts richten, jedenfalls. muß fie aber im Anſchluß an-das 
Mittagshrot eintreten. Wenn. man behauptet, das fei heute undurchführbar, 
fo weiſe ich darauf him, daß fo gut wie die wirtjchaftlichen Grundlagen: des 
Geſellſchaftslebens einer fortwährenden Revolutionierung unterworfen Find, 
auch, die. Umgeſtaltung des Hausweſens fortfchreitet. In anbexen: Ländern, 
wie. in Amerika und Auſtralien, find unſere Forderungen längſt! durchgeführt 
und: allgemeine Praxis. So mie die Dienſtmädchen heute in bezug auf. ihre 
Rechte nicht mehr Huusgenoſſinnen ſind, ſondern Arbeiterinnen, fo wollen wir, 
Daß: fte auch in bezug auf ihre Pflichten mehr und mehr geiverbliche Arbeite:: 
rinnen iverden. (Schr ridtig!) Ich hoffe, daß Gie alle mit mir en 
find, daß die Nefjolution jo gemeint iſt. (Zuſtimmung.) de 2 

Die Kölner ‚Senoffinnen lönnten ſich Damit zufrfeden: geben, wos die Ge 
noffin Grünberg in ihrem: Schlußſatz als Pflicht für die-Genoſſinnen im all- 
gemeinen ausgeſprochen hat und ſollten ihren Antrag zurückziehen. Wernn wir 
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in VBildungsoereinen- unjere Forderungen - ‚vertreten, wird es den gehörden 


leicht werden, die Vereine zu politiſchen zu ſtempeln und zu verbieten. (Sehr 


wahr!) Ebenſo bitte ich den Antrag aus Bremen zuriidzugichen. Die Rege⸗ 
Ilung Der Stellenvermittelung muß nach den örtlichen Verhältniſſen vorgenommen 
werden. Das läßt ſich nieht generaliſieren. Es muß der Initiative der Ge⸗ 


noffinnen an den einzelnen Orten überlaffen bleiben, in, beftmöglichfter Weife 
in’ dem Sinne zu wirken, wie es hier ausgeſprochen iſt. 


Ich weiſe noch darauf hin, daß demnächſt von der „Gleichheit“ € ein Vers 


trat -beröffentlicht werden wird, ber das ausfpricht, was wir den’ Dienfthofen 


nur empfehlen können, bei Abſchließung bon Verträgen mit den Herrſchäaften 5 
als Heinimum' zu berfangen. Der Vertrag iſt bon dem Genoffen Stadthagen 
entworfen, “rechtlich ünanfechtbat und enthält alles, was die Dienftboten auf. : 


Grund‘ ber rechtlichen Verbältriffe heute verlangen können. (Brabo!) J 

Frau Kill Brann-Berlin: In dem. ausgezeichneten Referat der Ges 
noſfin Grünberg hat es ung wahrſcheinlich am beſten gefallen, wie einheitlich 
in Nürnberg Partei ind Gewerffchaften an Die Organifierung der Dienftboten 


betangedangen find. In Verlin fand, als vor einigen Jahren eine ſtaxke 
Dienſtbotenorganiſation im Entftehen war, dieſe leider bei der ‚Partei, 'nidt - 
die riötige Unterftügung und geriet daher ganz in bürgerliche Bände, und es 


entſtand ein AUnding, ein Verein der Dienſtboten und Dienſtherrſchaften. Jetzt 
dürfte es ſchwer fein, die Verliner Dienſtbotenbewegung wieder in unſere 
Hände au Bringen, zumal die Dienitboten fich no immer für etwas Befleres 
heiten als die blößen’ Fabrikarbeiterinnen und etivaS bon dem Hochmut der 


Herrſchaften, unter denen fie ſtehen, auch auf die Dienenden abfärbt. Er⸗ 
freulicherweiſe entwickelt ſich die Wirtſchaft in der Richtung der Umwandlung 


des Dienft- in ein gewerbliches Arbeitsverhältnis. Sch glaube, es iſt unſere 


Aufgabe, dieſe wirtſchaftliche Bewegung, die vorhanden iſt und die Auflöſung | | 
de& Einzelhaughalts zum Stel bat, auf alle Weife, auch durd) genoſſenſchaftliche 


Gründungen zu unterſtützen. Auch eine andere Entmickelungstendeng if Sehr 
bemerkenswert. Die-Zahl der Aufwartefrauen nimmt ftändig zu; das beweiſt 


ſchon die: wachſende Zahl diefer verderblichen, efelhaften Arbeitsvermittler, die u 
ſich ausſchließlich mit’ der Vermittelung bon jolden Frauen beſchäftigen und 


fich 50 Pf. pro Tag für den Nachweis einer Arbeit gahlen lafjen. Broteftieren 
möchfe ich zum Schluß gegen die Redewendung der Gerioffin Grünberg, die 
Dienſtmädchen müßten: jo geſchützt merden, daß fte auch gern dienen. "Gern 


dienen:-jgllen fie nie; .gern :arbeiten ja. ..Sie ſollen fi als Arbeiterinnen - 


fühlen. und entwickeln, niemals uls Dienende. Mit den ganzen Prinzip der 
Dienſtharkeit :müflen :twie grjudlihd aufräumen. (Lebhafter Beifall.) 


Frau : Sahrenwarb- Hamburg: Wir Haben unfer Bauptaugenmert - 


auf.die Abſchaffung der Seftndeordnung gu richten. Das muß die präzife 


Forderung ber ſozialdemokratiſchen Partei fein. (Nuf: Iſt fie jal) In 


Deutſchland haben wir 19 oder- mehr Geſindeordnungen, von denen einige aus 
dem 17. Jahrhundert datieren. In dent Augenblid, in dem bie. Geſindeordnung 
abgeſchafft iſt und .die Dienftboten unter: die Gewerbeordnung falten, iſt für 
fie die ‚Arbeitägeit::ald "gewerbliche Arbeiterinnen feſtgeſetzt. Daß die geeignete 
Zeit für die Mittagspause in den einzelnen Haushalten mit auf eine be— 
Itimgte: Zeit feitgelegt merden fann, ijt ſelbſtverſtändlich; aber die Beſtimmung 
müßte. getroffen werben, daß die Pauſe nach vollendetem Mittagsmahl der 
Herrſchaft: einzutreten. hat... Wir müflen die Mädchen aufklären, daß ſie auch 
ihre Rechte. beanſpruchen. Nun zu den Arbeitsnachweiſen. Auch in Hamburg 
liegt der Arbeitsnachweis in: bürgerlichen Händen. Wenn ich auch den bürger« 
lichen, Damen, die den- Arbeitänanweis: In: Händen haben, den guten Willen 
nicht.. abſprechen mill..{o.muß. ich. es ihnen dach zum Vormurf. machen, daß fie 


ſich nicht. darum fümmern, menn cine Dame alle 14 Tage ein neue? ar | 
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mäsder braucht. So lam eine-Muiter zu mir, die ihr pierzehnjähriges Rind 
zu einem Kaufmann in Stellung gab, wo es den Haushalt erlernen jollte, 
Schon nad) ein paar Tagen mußte das Mädchen mit anſehen, wie ber, Kauf— 
niarin in ſehr indegenter Weife jeine rau durchprügelte. (Hört! bit! Pfuil) 
Statt. dab. dag ‚Mädchen bei feiner Herrſchaft Sittlichkeit, Moral und gutes 
Benehmen erlernte, mußte es ſolches mit anſehen. Um %4 Uhr norgens 
mußte ‚es aufitchen und bis nachts 12 Uhr arbeiten, big das Mädchen nach 
ichs. Moden jo bleich ind elend war, dab es nicht mehr weiter arbeiten ‚fonnte. 
Sole Stellen vermitteln die Hamburger Damen. Daxum haben auch wir, in 
Hamburg Stellung zur Dientbotenfrage genommen. Leider Tonnien Wir bor 
der Frauenkonferenz feine Verjanmlung mehr einberufen;, aber= nach der 
Konferenz werden auch wir energiſch in die Bemegung — Wir werden 


dafür ſorgen, daß die Stellennachweiſe in unſere Hände ommen und werben 
es ing ‚angelegen fein laſſen, auch das letzte rückſtändige Die utmädchen duf- 
auflären und unſerer Partei zuzuführen. Wenn auch Sie, notiert, Alle 
fangen, an Otter, wo ie "delegiert find, in die Bien J—— eins 
zutreten, dänn wird und muß es anders werden, dann werden auch die Dienfte 
boten Die unſerigen ſein und werden ein ee tätiges Arbeiterleben 


führen, können. Cebhafter Beifall.). 


Kran. Biek: ‚Bir in Hamburg. empfinden es ai olß e eine Ronkrolle 
über uns, fondern wir arbeiten mit den gewerkſchaftlichen Genoſſen Hand in 
Hand. Tarxum iſt 23 ſelbſtverſtändlich, wenn wix etwas gemeinfam untere 
nehmen, dat; mir auch gemeinſam über die zu N — beraten 
und die Genoſſen über: ſolche unterrichten. | 
— ‚Ritau Kühler BRSRBIRL einen bon: ihr geteiten Yintrag auf Stu, der 

tes :v- 

"rau Equtze bittet um Ablehnung dieſes Ynttages; da man hierher* — 
temme ſei, um über die ſo wichtige Frage ber 2 Dienftbotenbewegung ‚ausfübr- 
liche Informationen zu erhalten. J er 

DEN Schkußantrag wird angenommen Par 
— Run: einer. ſachlichen Richtigſtellung erklärt 

Frau Wengels⸗Werlin. Daß ſich Die. Berliner Dienftiuienbetvegung 
vor —58 — Jahren in der Form entwickelt habe, daß die Herrſchaßten mit im den 
Verein sintraten. . Bon Anfang an war aber eine Genoſſin mit in. den: Bor: 
ſtand delegierti Immerhin maren wir damals der Ueberzeugung, daß mir bon 
Borteinmegen nichts direkt für die Dienftbotenbeiwegung:: tun. könnten. In⸗ 
zwischen haben {ich die Dinge. aber fo entwidelt, dab ſeit einem Jahre eima 
ber: Verein: dev: Hausangeitellten ganz in unfere Hände gefsmitien tik; Eine 
Genoſſin ift die Redakteurin des Vereinsorgans, und auch die Geſchäftsßührung 
wird von einer Genoſſin übernommen werden. Die Dieuſtboten felber waren 
03, die verlangten, daß die Bewegung ganz. und gar in unſere Hände übergehe. 
Wie Herrſchaften Im Verein haben. duch ‚bereits die: Fahnenfluchttrengriffen. 
Brei birrgerliche Damen, die im Vorftand ſaßen, haben ihr Umt niedergelegt. 
Der Muſterdienſtvertrag, ber Jjüngſt in: der „Gloichheit“ veröffentlicht wurde, 
rührt: Ham Verein der Hausangeſtellten herz Genoſſe Stadthagen. hat: ihn Darm 
durtchgearbeitet. Frau Lily Braun irrt ſich alfo, der Berliner Dienſtbot 
— uff nicht mehr in bürgerlichen Händen.“ (Beifall). "non. 

Frau Lilh Bram frägt in einer perſönlichen Bemerkung ante‘ 
fiä mit unſeren polrtiſchen nd’ gewerkfchaftlichen Auffaſfungen vereinbe 
lafje, daß, cine Parteige noſfin ſich in’ den Vorſtand'cines Voreins von Ha 
angeftelftem und Herrich jaften hitreindelegieren late: Es wäre mützlich 
hilfe, vb Überhaupt noch Herrigarlen dem Vertiner“ Vercin ber’ Ya 
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angeitellten ‚angehörten. In einem nad) gewertichaftligen Grundfäßen ges 
leiteten Verein jeien Herxſchaften überhaupt nicht zu brauchen, (Zuftimmung.): 


Frau Zieg: Auf diefem Standpunft ftehen wir ſelbſtverſtändlich alle. 
Sehr richtigl) Seitdem die Leitung des Berliner Vereins in unſeren Händen 
liegt, wird auf diefes Ziel Hingearbeitet. Weil die Bewegung urſprünglich 
in bürgerlichen Händen lag, iſt es nicht möglich, alles mit einem Schlage um— 
zumodeln. Wir ſind aber auf dem beſten Wege, und gewerkſchaftliche Grund⸗ 


ſätze werden in der Praxis und auch im Statut des Berliner Vereins ihren 
Ausdruck finden, (Brabo!) 


Das Schlußwort erhält die Referentin 


Fräulein Grünberg- Nürnberg: Die reiche Diskuffion , yat das leb⸗ 
hafte Intereſſe der Genoſſinnen an dieſer Frage. und den Wunſch gezeigt, 
noch viel. Praktiſches für dieſe wichtige Aufgabe zu lernen. Mit dem Antrage 
auf Einſetzung einer, Kommiſſion machen ſich die Kölner Genoſſinnen die Sache 
zu ſchwer. In der erſten öffentlichen Dienftbotenverfammlung wird aus den 
Dienftboten jelbjt eine Kommiffion gewählt, die dann nad Gründung‘ des 
Vereins aud) die Vorjtandsgefhäfte übernimmt. In Münden haben die Mit— 
glieder des Frauen- und Mädchenbildungsbereing die ganze Agitatjongarbeit 
für die Dienjtbotenbemegung geleiftet. So fann eg aud an anderen Orten 
gefchehen, im‘ einzelnen aber fönnen wir den Bildungsbereinen feine Vot- 
Ichriften machen. Die Arbeitspermittelung müffen die orgänifierfen Dienft» 
boten jelbft in die Hand nehmen. Auch in Nürnberg bat nicht ettva das 
Arbeiterjefretariat die Gtellenvermittelung für die -Dienftboten in die Hand 
genommen, jondern der befreundete Gaftmwirtsgehülfenverband, Wir. müfjen 
alles tun, um die Dienfimädchen von ihren Blutfaugern loszubefommen, Das 
liegt ſelbſt im Interefje der Herrjchaften. — Des Vorwurf der Genpffin Braun 
trifft mid nicht, Ich Habe wörtlich geſagt: Die mittelalterlichen Gefinde⸗ 
ordnungen mögen Platz machen dem freien Arbeitsvertrage, der den Dienenden 
Luſt am Leben und Kraft zum Arbeiten läßt. Von „Luft. am Dienen“ fein 
Wort. — Zur Refolution möchte 1d) bitten, nicht allgubiel Einzelheiten hinein⸗ 
ſchreiben zu wollen. Gewiß verlangen wir für die Dienftboten eine Mitions⸗ 
paufe, Arberssichluß nicht nach 8 Uhr abends und Arbeitsantang nicht vor 7 ühr 
morgens. Gewiß raten wir den Dienſtmädchen, jedes unſittliche Attentat des 
Dienſtherrn oder Sohnes der Dienſtherrſchaft zur Anzeige zu bringen und 
nit aus falſcher Scham zu berichweigen. Aber in Die Rejolution gehören 
diefe Forderungen nicht. Untere Bewegung ift noch gu jung, fie muß zart 
angefaßt werden, menn fte gedeihen fol. Es wird langjam vorwärts geben, 
denn erft gilt eg, die Dienftboten allgemein aufzurütteln, auch fie pon dem 
tatſächlich vorhandenen Slaffendünfel gu befreien. Die Dienftboten Tehen 
den Reichtum um fi, um fo graufiger erfcheint ihnen das Elend der Arbeites 

rinnen. Wie mweit fie aber ſelbſt zurück find, willen fie nicht. Die Arbeiterin 
bat menigitens den Abend und den Sonntag für ſich. Das Dienſtmädchen Darf 
bei uns in Nürnberg nur alle 14 Tage zwei bis drei Stunden als Menfch 
leben, die Natur, die Freiheit genießen. Darum haben aud) die organifierten 
Arbeiter ein großes Intereſſe an der Orxrganifierung der Dienftboten genommen, 
ihnen voran die Generalfommijfton. In Nürnberg hat dad Gewerkſchafts⸗ 
Tartell 150, in Münden 200 Mk. zur Gründung unferes Vereins hergegeben. 
©o gründen wir denn überall im Neiche ebenfo Dienjtbotenorganijationen und 
lafien wir die Chriftlichen nicht ung zuvoxrfommen. In Münden haben die 
Dienitboten. gegenüber den chriſtlichen Abfplitterungsverfuchen ſchon gezeigt, 
daß fie es willen, dab ihre Heil nur bon der‘ allgemeinen Arbeiterflaffe beta 
“Iommen kann. Der Funken der Ungufriedenheit frißt Tangfam unter den 
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Tienftboten fort. Tragen Sie ihn hinaus in alte Lande, er wird überall zünden 
und mit unferer Bewegung wird c8 vorwärts gehen. (Lebhafter Beifall.) 

Vor der Abftimmung werden die Anträge Köln und Bremen 
gurüdgezogen. Die Nefolution der Neferentin wird mit dem re= 
baltionellen Antrage Zietz angenommen, 2 
Der nächſte Gegenftand der Tagezordnung ijt 

' V Fraueuſtimmrecht 
Als Referentin eryaıt' oas Wort 

Frau Clara Zetlin-Stuttgart: Wenoyiınnen uno wenoften! Dez 
Beichluß, die Frage des Frauenſtimmrechts auf diefer Konferenz zu behandeln, 
iſt nicht diktiert worden bon dem theoretifchen Wedürfnie, eine prinzipielle 
Klärung über die frage felbit zu ſchaffen. Dieſe Klärung ift tnmerhalb der 
Sogialbemofratie unb der proletarifchen Frauenbewegung längſt vorhanden. 
Uns hat Dielmehr veranlaßt dazu die Tatſache, dag infolge beitimmter gejchicht- 
licher Umftände, auf Die ich och gu ſprechen Tomme, je länger je mehr die Stage 
des Frauenſtimmrechts aus eirter bloß prinzipiellen programmatifchen Forde— 
rung eine Forderung unſeres praftifchen Aktionsprogramms werden muß. Es 
handelt ſich deshalb für uns darum, uns über die Richtlinien unſerer Aktion 
Mar zu werden, darüber, unter melden Mmftänden und in welcher Weife wir 
bie Agitation, die Aftion, ben Kampf für das Frauenſtimmrecht in ben Preis 
unferer allgemeinen praktiſchen Gegenwartsarbeit einbeziehen tmollen. Aber 
wir wären nidit, die wir find, wir wären nicht die prolefarifhe Frauen— 
bewegung, die entjchieden auf der Grundlage einer jozialiftifhen Geſchichts— 
auffaffung steht, wenn wir nicht bei dem Suchen nad) diefen Richtlinien mit 
aller Schärfe das beinnen würden, maß unferer Auffaffung von der Notmendig- 
leit des Frauenſtimmrechts zugrunde liegt, und. was uns in reinlider 
Scheidung fon in Rüdficht.auf die Begründung bon der bürgerlichen Frauen⸗ 


bemegung trennt. Wir ftehen auf dem Boden der Auffaffung, dak die Forde- 


zung des Frauenſtimmrechts in erfter Linie auftritt als Ergebnis der fapitali= 
ſtiſchen Produktionsweife. Es erfcheint vielleicht mandem unwefentlid, das 
fo ftark gu beionen, ung aber nicht, weil die bürgerlide Srauenbemwegung bis 
heute in ihre Begründung diefer Forderung noch überwiegend auf dem Boden 
der. alten, naturrechtlichen Auffeffung Steht. Die bürgerlidie Frauenrechtlexei 
fordert noch heute Das Frauenſtimmrecht als ein Naturrecht genau jo wie die 
fpelulative PBhilofophie der ſich emanzipierenden Bourgeoiſie am. Ausgang des 
18. und. im 19. Jahrhundert. Wir dagegen fordern auf der Grundlage der 
Ergebnifje der forſchenden Nationalölonomie und Geſchichte da Frauenſtimm- 
recht als ſoziales Recht, deſſen Begründung nicht beruhf auf irgend welchen 
naturrechtlichen Erwägungen, fondern in den ſozialen Bedingungen, die fi 
gewandelt haben. Gewiß, aud) im frauenrechtlichen Lager. wird nebenugi be— 
tont, daß die Ummälgung, welche die zapitalijtiiche Produktionsweiſe für das 
wirtichaftlicdye Sein und damit für das Bewußtſein der Frauen gefchaffen hat, 
von mefentlider Bedeutung iſt für die Rechtfertigung Der erhobenen Fordes 
zungen. Über diefer Grund wird nicht als ſtützender, als tragender in den 
Vordergrund gefchoben, und ich berufe mich zum Beweiſe dafür auf die Prin— 
Zipienerklärung, welche der bürgerliche Weltbund zur Erringung des Frauen- 
ſtimmrechts auf feinem erſten Kongreß bei feiner Konftituierung im Juni 19 

in Berlin angenommen hat, In diefer Brinzipienerflärung Stehen an erite 

weiter und dritter Stelle rein naturretliche Erwägungen, die im, Grun 

fentimentaler Natur, aus ideologiſchen Erwägungen heraus geboren, eber 

leicht durch andere Gefühlsgründe, andere Gefühlömerte, duch eine andı 

Speologie über den Haufen geworfen werden fönnen. Erſt an bierter Ste. 

wird nebenbei auch der wirtſchaftlichen Ummälgung der Gejellfchgft, da wi 
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auch der berufligen Tätigkeit der Frau gedacht. Aber in welchem Zuſammen⸗ 
hang? -Da heißt es, das Frauenſtimmrecht iſt begründet in ber. ſteigenden 


. Wohlhabenheit, welche durch die Erwerbstätigkeit der Frauen unter das weib⸗ 


liche Geſchlecht gekommen iſt. Genoſſinnen und Genoſſen! Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, nicht in der Wohlhabenheit einer dünnen Schicht 
des weiblichen Geſchlechts liegt die tiefſte, die ſtärkſte Begründung 
der Forderung des Frauenſtimmrechts — mein, in der Armut, 
in der Not, in der Ausbeutung, der die große. Maſſe des 
mweibliden Geſchlechts preisgegeben iſt. (Sehr ridtigl) Wir weiſen dieſe 
Begründung der bürgerlichen Frauenbewegung, die nichts ift als die. Wicder« 
holung des alten Gemeinplaßes vom Nationalreihtum, mit allex. Entjchiedeit- 
Leit zurüd. Wollte man fi) rein auf den naturrechtlichen Standpunkt ftellen, 
bann fünnten wir ung ja damit begnügen, allen Vorurteilen gegen das Frauen⸗ 
ſtimmrecht jenen leidenfhaftliden Sefühlsjchrei aller Unterdrüdten und Gew 
Inechteten enigegengufeßen, den Shakeſpeare Shhylod in den Mund gelegt hat. 
Mir lönnten jagen: Hat nicht ein Weib Hände, Gliedmaßen, Sinne, Leiden⸗ 
ſchaften wie der Mann, mit denjelben Speifen genährt, mit denfelben Waffen 
verwundet, mit denfelben Mitteln geheilt, von demfelben Winter gefühlt, von 
demfelben Sommer gewärmt. Wenn ihre uns Tißelt, laden wir nieht, wenn 
ihr uns berivundet, bluten wir. nicht, und wenn ihr uns vergiftet, ſterben mir 
nicht?! Uber Genpffinnen, fo wirkſam Derartige Srllärungen und Gefühls« 


ausbrüche momentan wirfen mögen, im Kampfe um foziale Rechte. exiveijen Jie 


ſich als eine Waffe, die zeriplittert, jobald fie Die Wirklichkeit berührt, 

Das Frauenſtimmrecht findet für uns feine Begründung in dem Wandel 
des mwirtfchaftlien und fogialen Lebens,’ der durch die kapitaliſtiſche Probuk⸗ 
tionsweiſe gefchaffen worden ift, und der hauptſächlich durch die Erwerbsarbeit 
der Frauen und in höchſtem Maße durch die ‚Eingliederung der Broletarierinnen 
in das Heer der Imduftriearbeiterinnen feinen ftärkften Ausdruck findet. 

Ich gebe zu, dab es beitimmte Tatfachen gibt, die diefer Auffaſſung zu 
widerſprechen ſcheinen. Es iſt eine Tatſache, daß das Frauenſtimmrecht, wenn 
auch in beſchränktem Umfange, in manchen Ländern ſchon zu Zeiten beftand, 
ehe die kapitaliſtiſche Produktion auftrat, vor allen Dingen, ehe fte jenen reifen 
Grad der Entwidelung erlangt Hatte, welcher für die Erwerbsarbeit der Frauen 
bezeichnend ilt. 

In Rußland, in der bäuerlichen Dorfgemeinde, ‚Dürfen Frauen unter 
Umftänden unter ben gleiden Rechtsbeſtimmungen mie die Männer ar 
ben Beichlüffen der Dorfgemeinden mitwirken. Dies ift ein altes Ge⸗ 
wohnheitsrecht, das dur die ruſſiſche Gejeggebung anerfannt iſt. Aber 
dieſes Recht ergibt fi daraus, daß in Rußland die alte, auf mutters 
rechtlicher Grundlage beruhende „Großfamilie“ Länger fortbejtand als in 
Weiteuropa, und daß bie Frau dad Net ausübt nicht als Pers 
ſönlichkeit, als Individuum, ſondern als Vertreterin des Haushalts der 
Viriſchaftsgemeinſchaft. In einer ganzen Reihe von anderen Staaten, 
"gar in vielen Provinzen Preußens beſteht ebenfalls grauenwahlrecht. 
yn den ſieben öſtlichen Provinzen Preußens, ſowie in Weſtfalen und 
Schleswig-Holftein beſitzen die Frauen in ländlichen Gemeinden ein Wahlrecht 
zu Gemeindeberivaltungen. Aber unter melden Bedingungen? Nicht die 
rauen im allgemeiner befiten das Wahlrecht, fondern nur die geurtdbefißenden 
und fteuerzahlenden Frauen. Tas gleiche gilt von den Wahlrechten zu ben 
Gemeinderäten nicht nur auf dem Land, jondern auch in den Städten in einem 
Zeile ber Pfalz und anderwärts. Auch in Defterreich befiken die Frauen in 
den ländlichen Gemeinden das Wahlrecht zur Gemeindebehörde, aber ebenfalls 
nur infofern. al3 fie Grundbefiberinnen find und inwieweit fie gu den Steuer⸗ 
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leijtungen herangezogen werben. Auf den nämlichen Beftinnmungen baute fic) 
auch Das Landtags- und bis vor furzem das Reichsratswahlreht auf. Die 
Folge davon ift, daß in vielen ‚öjterreihifhen Kronländern die” grund 
befigenden rauen und in manden Kronländern au dem GSteuer= - 
zenfus. genügende Steuerzahlerinnen überhaupt auch Wählerinnen zu ben 
Einzellandtagen find. Ferner, daB auch an den Wahlen zum Reichsrat Die Ä 
Grundbefiterinnen entjprechend den feitliegenden Beftimmungen teilnahmen. | 
In Schweden beſtehen ähnliche Beſtimmungen betreffs des Gemeindewahlrechts 
der Frauen. Wenn wir aber die meiſten Beſtimmungen, die hier in Frage 
kommen, änſehen, jo tritt es in die Erſcheinung, daß das Frauenmwahlrecht 
an Grundbeſitz und Gteuerleiltung gefnüpft it, und dab die Frauen nicht 
perſönlich das Wahlrecht ausüben dürfen, jondern dab das Wahlrecht ausgeübt 
werden muß duch irgend einen männlichen Anverwandten oder Bevoll— | 
mädjtigten. Das ift durchaus nidyt das Stimmrecht, dad wir fordern; es iſt Ä 
nicht das Stimmrecht, daß wir der Frau als Berjönlichkeit, al3 Staatöbürgeriu | 
gehen wollen, es ift ein Vorrecht des Beſitzes. Alle einfchlägigen Beitimmungen 
find daher in ihrem’ Wefen in jchroffen Gegenfab zu der Auffafiung deg Ä 
Frauenſtimmrechts, wie wir fie vertreten. In England allerding3 finden wir | 
betireff3 der Anteilnahme der Frauen an der Lofal- und Begirksverwaltung 
ondere Formen. Hier, finden wir ein Kompromiß zwiſchen dem Rechte des 
Beſitzes, das ſeine Vertretung finden ſoll in den Gemeinden, auch wenn dieſer 
zufälligerweiſe nicht durch den Mann, ſondern durch die Frau getragen wird, 
— dem Grundſatz entſprechend, daß den Beſitz auch das niedrigere fogtale 
Gefäß heilige (Heiterkeit) — mit der Auffaffung, Daß der Frau das Stimmrecht | 
gewährt wird, denn wenn in den berfchiedenen Körperſchaften der engliſchen 
Selbitneriwaltungen Die Zuerfennung des Frauenwahlrechts nach veridiedenen 
Geſichtspunkten auf den Zenfus begründet ift, fo übt doch Die englifche grau | 
berſönlich ihr Wahlrecht aus. | 
Wenn ir jedoch. die Sorderurlg de3 Frauenſtimmrechts erheben, ‚fo geben 
wir dabon aus, daß das Necht weder an den Grundbefit, noch an gewerbliches 
Eigentum gebunden jein darf, fondern der Perſon gewährt wird. Und. dieje 
Auffaſſung von dem Nechte der Frau als Berfünlichkeit auf den gebührenden 
Einfluß in Gemeinde und Gtaat. hat feine treibende Kraft von der wirifchaft- | 
lichen Entwidelung, bon der fapitakiftiihen Produktionsweife erhalten. Sie 
ale willen, daß ſchon in den Anfängen der Tapitaliftifhen Entividelung die 
Forderung, des Frauenwahlrechts in der. bürgerliden Demoftatie ihre erſte 
Borfämpferin gefunden Hat. Es iſt mahrli keine Tatſache, der fi die 
Bonrgeoijie zu jchämen Hätte, daß fie in den Zeiten ihrer Jugend, als fte noch 
ven Traum allgemeiner %reibeit, Gleichheit und Brüderlichtert träumte, ihre 
erlauchteften Köpfe, Vorkämpfer für das Frauenſtimmrecht geweſen find. Wir 
fehen, wie die Forderung des Frauenwahlrechtes als Recht der Perſönlichteit 
auftaucht, in England als Niederſchlag jener glorreichen Revolution, in welcher 
die junge engliſche Bourgeoiſie ihrer jungen Herrlichkeit Karls J Kopf zu 
Füßen legte. Wir ſehen fie wieder auftauchen, als die franzöſiſche Bourgeoiſie 
über Louis Capets Leiche hinweg zu ihrer politifhen Emanzipation ſchritt. 
In Deutichland wird fie verfochten, als das Bürgertum in den 48er Stürmeı 
den Prinzen von Preußen als fimplen Kaufmann Lehmann bei Naht ın 
Nebel über den Kanal jagte. Wir fehen fie mit befonderer Energie’ .verirek 
während Ps Rampfes um die Abfchaffung der Sklaverei in Nordamerifi 
Kurz, in allen Kämpfen, in denen das Bürgertum noch eingetreten ift für 5. 
volle Verwirklichung des demofratifhen Prinzips, als eine Vorbedingung ihre 
eigenen politiiden Gmanzipation und Herrſchaft, wurde auch die Forderun, 
der Gleichberechtigung der Frauen verfochten. Aber mit ſoviel Glut, Leiden 
{daft und Tatkraft auch Die Forderutj des Frauenſtimmrechts früher vo: 
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berborragenden Bürgerlichen -Denfern vertreten worden ift, fo, hat doch die gur 
Hexrſchaft gelangte Bourgeoiſſie Bald genug ıauf Bier Berwitklichung 
des vollen, demokratiſchen Prinzips verzichtet und den Kampf für: das Frauen⸗ 
wahlrecht wie für andere demokratiſche gorderungen: dem Brolctariet aber 
laſſen. Ucherall ſteht Heute Die Sogialdemokratie im borderfier Reihe. Dr8 
Kampfes für die polle, ‚palitifche : Emoͤmipation des weiblichen Geſchlechts. :1792 
erhob Marie Wolſtenecraft in, ihrem berühmten Werke: „Forderung ber 
Fraucnzeehie", 4787 Condorcet in den Briefen eines „Bürgers bon Newhaven 
die gorberung nach der vollon Gleichberechtigung der Frau. Sie fand Wider» 
halt. in der frangäfifchen Rebolution. 1789 wurde. das. Frauenſtimmrecht ſo⸗ 
wohl in Flugichriften, mie in einer Eingabe an die konſtituierende National⸗ 
verſammlung gefordert: Aher dieſe begnügte ſich mit der platoniſchen Liebes— 
erklärung, fie ſtelle die Verfaſſung unter den Schuß. der Frauen und Mütter. 
1793. löſte der Sicherheitsausfhuß auf Antrag bon Amar die politiſche Frauẽen. 
organiſation auf und verbot ihre Neubildung Dann berftummtid die Forde⸗ 
zung des Frauenſtimmrechts und erſt die großen utopiftiigen Sogialiſten 
Saint-Simon und Fourier und ihre Schüler, nahmen fie wieder auf. 1848 
war es Viktor Bonfiderant, 1851 Pierre Leroug, die den Antrag cuf Eine 
führung des Frauenſtimmrechts im franzöſiſchen Barlamente- jtellten..: Aber 
fie. fanden feine Zuſtimmung, fendern begegneten nur Hohn und Gering- 
ſchäyung. Im ensliſchen Parlament wurde zuerſt vor ungefähr. 70 Jahreu 
bon einer. einzigen Frau, Lady Stanmoxe, in einer Eingabe das Wahlvecht 
gefordert. Namens einer. größeren Gruppe von Frauen wurda dann erſt 1867 
ben einem der erlauchteſten Geifter der bürgerlichen Demokratie, von en 
Sinaxt MIU, der Antrag auf Einführung des Frauenſtimmrechts geſtellt. 


Wohl haben die Vorkümpfer für Frunuenemanzipation: cingelne ‚Aida 
zeflionen. errungen, manche Abſchlagszahlung erhalten, aber . die politiſche 
Emanzipation des weiblichen Geſchlechts ift bis Heute in den meiſten -und 
gerade in den induſtriell entwideltiten Bändern noch nicht zur Verwirklichung 
gelangt. Erklärlich genug. Gerade zur Zeit des ftärfiten: Kampfes: der 
Bayrgaeifie fün.die Verwirklichung des demokratiſchen: Prinzips waren im der 
Frauenwolt jelbit'.die Kräfte. noch sicht ausaelöft; deren Regen und Weboen 
Hedinat, dab arake Maffen der Frauen das Wahlrecht als ſogiale Rotwendig⸗ 
teit für ich fordern müfen. Die Vorbedingung der Forderung als hiſtartfch 
begründete. Maſſenforde vung iſt erſt geſchaffen durch die gröhzere Reife Der 
kapitaliſtiſchen Produktion. : Sie. steht im engften Zuſammenhange urrt Ser 
Repolutionierung der wirtſchaftlichen Tätigkeit der Frauen und damit ves 
Haushaltes. Mit der Entwickelung der Großinduſttie, die die Natlttal⸗ 
wirtſchaft der Familie vertrieb, die Jamilie umwertete, aus einer wirtfchaft⸗ 
lichen Einheit, aus einer wirtſchaftlichen Produktionsgemeinſchaft in eine nur 
ſittliche Ginheit verwandelte, iſt nicht nur der Grund Zur wirtſchaftlichen 
Emangipation der. Frau bon der Familie und dem Haushalt gelegt, ſonbern 
als Korrelat der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit der Frau für das weibliche 
Geſchlecht geſchuffen worden. Diefelbert treibenden Kräfte, melde die Ndtutal- 
wirtſchaft mit Starker Fauſt aus der Familie hinaustrieben und verhinderken, 
daß die Frau noch weiter als produftive Univerfalarbeiterin ĩm Haushalt tätig 
fein Tonnte, Haben die Möglichkeit und Notwendigkeit gefhaffen für eine‘ neue 
wirtſchaftliche Tätigkeit der Frau draußen in der Geſellſchaft, auf dem-foztalern 
Märkte, Die Zerſtörung der alten wirtſchaftlichen Tätigkeitsſphäre des weib⸗ 
lichen Geſchlechts hat in der bürgerlichen Frauenwelt die Notwendigkeit gẽ⸗ 
ſchaffen, dem Frauenleben einen neuen ſittlichen Inhalt zu geben oder auch 
den. wirtſthaftlichen Unterhalt zu ſichern. Die Vorrechtſtellung des Mannes 
jedoch ſtellt dem Ringen der bürgerlichen Frauen um Lebensinhalt und Lebens⸗ 
unterhalt ſtarke Schranken entgegen. Die Frauen bedürfen eines "Mitters, 
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um diefe Schranken zu brechen. Das Wahlrecht iſt ein ſelches Mittel. . „Die 
bürgerlichen Frauen mußten danad trachten, das politiſche Stimmrecht als 
ein unſchätzbares und unentbehrliches Mittel zu erobern, um nit feiner Hülfe 
auf die Geſetzgebung genügenden Einfluß zu gewinnen, alle, Bejtimmungen 
hinwegzuräumen, welche dem Marne eine Monopolſtellung einräumen und 
die Lebenäbetätigung des Weibes hemmen, Sn der prolctarifchen Frautuwelt 
iſt nicht minder, ja in noch höherem Maße das Bedürfnis nach dem Beſitz des 
politiſchen Wahlrechts, nad) der vollen politiſchen Gleichberechtigung wach 
geworden. Hunderttaufende, ja Millionen von Rroletarierinnen‘ find. durch 
die kapitaliſtiſche Entwidelung "hinausgeftoßen worden in das. Erwerbeleben. 
Die Statiſtik beweift ſchlagend für alle kapitaliſtiſch entwickelten Länder, in 
welchem Umfang ſich die Auflöſung der alten Wirtfſchaftsordnung und damit 
. der Nebergang der Frau zur WBerufstätigfeit vollzieht. In Deutichland. zählte 
man — immer nady der lehten Berufszähluug + 189%:. eiinerbstätige 
‚rauen 7657359, davon waren Broletarierinnen nicht weniger. al3: 5392 377, 
in Deiterreich 1890: exiwerbötätige Frauen, 6245730, davon Arbeiterinnen 
5310639, in. Franfreih 1800: 5191084 und 3584518; in den Veteimigteit 
Staaten 1890; 3914571 und 2864 818, in Euglaud und Wales 1801: 4016 571 
und 3 113 256. = 


Dies zur SUuftration nicht nur dafür, — — die Erwarbaarbeit 
‚ber Frau im allgemeinen, die proletariſche Exwerbsarbeit der Fra -im: be⸗ 
ſonderen angenommen Hat, fondern, auch zum Nachweis, wie:-Pringen?. das 
weibliche Geſchlecht des Wahlrechts bedarf. Die proletarifche: Erwexbsarbeit 
wird deshalb die treibende Kraft in dem Kampfe um das Frauenwahlrexcht fein. 
Die Millionen Urbeiteringen in Induſtrie, Handel, Landwijrtichaft af. fönnen 
nicht länger des Wahlrechts als einer Waffe entbehren, ihrer. Intereſſen wegen 
das ausbeutende Kapital zu, ſchützen. Dazu. kommt no. eins. Hundert- 
‚taufende bon Proletarierinnen der Kopfarbeit Leiden, "ebenfalls. entteber direkt 
durxch die Ausbeutung von Kapital und Unternehmertum, ober indireft infolge 
. der ganzen geſellſchaftlichen Zuſammenhänge in der Tapitafiftifchen, Ordnung; 
‚zu bielen Taufenden müſſen fie Bungernd mit dert, Öirne pflügen. tie Die 
Broletarierinnen mit der Hand. Durd die Garaltegifierte Ölonomifche. „Um: 
wälzung ihres Seins find. die "Frauen aud ‚in ihren Bewußtſein, in ihrem 
Denken und Empfinden revolutioniert, find’ ſie unter anderem äuch politiſch 
erobjährig geworden. Und nun bedürfen fte des allgenteinen Wahlrechts als 
einer ſozialen Lebensnotwendigkeit zu dem Zwecke, den Machtanteil, den ihnen 
Der Stinimzettel gibt, zur Verteidigung und Wahrurig ihrer öfonomifchen. und 
kulturellen Antereffen in die Wagfchale werfen zu Tönnen. (Sehr richtig!) 
‚Aber wenn wir aud) die Forderung des Stauenftinühtrchhts in erſter Linie 
als eine ſoziale Notwendigkeit erkennen, fo empfinden wir fie doch auch ats For⸗ 
deruns der ſelbſtverſtändlichen Gerechtigkeit. (Vielfaches' Sehr richtig!) Kie 
Frau iſt nicht nur wirtſchaftlich bon der Familie und dem Haushalt unabhängig 
geworden, fie wertet nicht nur ihre produftive Tätigkeit auf den Gebieten dr 
Hand» und Kopfarbeit in ihrer Bedeutung für die materielle | und tuſturelle 
Entwickelung der Geſellſchaäft gleich der Leiſtung bes Marines.” Gravo!) — 
Gerade der helle Schein, den die Feuer in den großen Fabriketabliſfe ments 
auf’ die Tätigkeit der Mutter geworfen haben, Bat in ben Frauen auch do 
Bemußtfein geweckt bon Der großen fozialen Bedeutung und dent an 
Werte ihres hausmütterlichen und erziehetifhen Waltend. Inden Dlaf 
wie die Zahl der Frauen in der Fabrik zunimmt, in den Maße, wie Hunde 
tauſende dem Kapital zinſen und fronen müſſen, unbefümmert um die Be 
pflichturigen gegen das keimende Leben in ihrem Schoße,.unt das, was fte di 
neugeborenen Kindern an Pflege der heranwachſenden Nugend ats Mütt. 
und Erzieherinnen ſchuldig find: wurde es Harer, daß das Walten bet Sr 
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als Hausmutter kein Pribetdienſt, iſt, den fie dem Manne leiſtet, ſondern- eine 
Tätigkeit von höchſter ſozialer Bedeutung. (Stürmiſcher Beifall.) Millionen 
find gezwungen worden, nicht durch ihren Leichtſinn, nicht durch, das Vers 
ſtummen ihrer mütterlichen Herzensſchläge, ſondern duch den Zwang ber 
tapitaliftifchen Ausbeutung, fie) gegen das körperliche, . geiftige, und ſittliche 
Wohl ihrer eigenen Nachkommen zu bergehen. Die jteigenden Zahlen der 
KAinderjterblichkeit, der. ſittlich verkommenen Kleinen, der jugendlichen. Ber: 
Breder und Fütforgeerzichungsbedürftigen haben den haben ſozialen Wert 
ber Arbeit bemonitriert, die die Frau innerhalb ihrer bier Pfähle für die, Auf⸗ 
zucht ihrer Nachkommenſchaft geleiſtet. Die Forderung nah dem Frauen—⸗ 
ſtimmrecht iſt nur die Forderung nach der Anerlennung er ner — 
bedeutſamen ſosialen Wirkſamkeit. | 


Aber die. Frauen fordern diefes. Recht: auch auf Grund des Be 
Brinzips in feiner mweiteiten Bebeutung. Nicht nur in dem Sinne, daß gleichen 
Pflichten gleiche Rechte entſprechen follen: Wir glauben c3 auch der Ents 
midelung der Gefellithaft ſchuldig zu fein, alle. bie eigenen Kräfte unferes 
Geiſtes- und Seelenlebens, die wir ald Frauen haben, unſerer Eigenart ents 
ſprechend. in den Dienſt der. Allgemeinheit zu ſtellen.. Stürmiſcher Beifail. 


Wir huldigen night der Auffaſſung gewiſſer frauenrechtlicher Kreife, daß 
Männer und frauen deshalb ‘gleiche Rechte haben müßten, weil fie geiſtig— 


ſittlich gleich feien: -Rein, ich bin der Auffaffung, da fo wie wir Törpetlich, 
ſo auch ſeeliſch und geiftig verſchieden in unſerer Art ſind. Aber ariderd fein 


heißt nicht nichriger feik, und wenn wir auch auf Grund einer anderen 
pindifcjen Eigenart denken, handeln und: fühlen, fo empfiriben wir. gerade 
dieſes Andets-⸗Sein als einen Vorzug im Sinblid auf: die Ergänzung, des 
Mannes und die Bereicherung der Geſellſchaft. EGtürmiſcher Beifall.) 


Von dieſen Geſichtspunkten aus fordern wir die "volle Poli itifhe 
Gleiäbereätigung der Frau und das Frauenwahlrecht als die 
ftaatsrechtliche. Mündigkeitserklärung uuſeres Geſchlechts. Braͤvo Ru bezug 
duf dieſe alfgertieine‘ prinzipielle Auffaffung , der Bedeutung des Frauen— 
wahlrechts beſteht Innerhalb des gefamten. weiblichen Gefchlechts lein 
Unterſchied.‘ Ebenſo werten alle Frauen ohne Unterſchjed der Klaſſe die 
politiſche Gleichberechtigung als ein Mittel, ‘das Recht freierer Lebeus⸗ 
entwickelung und teicherer Betätigung innerhalb, ‚ber, Geſellſchaft zu er⸗ 
obern. | 


In der Frauenwelt herrſcht jedoch genau wie in ober Hänneriveli ber 


| Slaffengegenfaß und ber. Klaſſenkampf. Dadurch wird zwiſchen den Frauen 


der verſchiedenen Klaſſen ein. Gegenſatz geſchaffen betreffs des ‚Wertes, des 
Wahlrechis und. betreffs des Zieles, für das es gebraucht werden muß Für 
die Frauen hat das Wahlrecht praktiſch eine. ganz, verſchiedene Bedeutung, 
je. nad) dem Beſitz, über den fie vexfügen, oder der. Beſitzloſigkeit, unter der 
fie leiden. Und zwar jtcht. der Wert des Wahlrechtes für ſie im allgemeinen 
im "unigefchrten Verhältnis zur Größe ihres Beſitzes. Je acht Die Frauen 
die: pridatrechtliche Verfügungsmoalichteit über ein großes Vermögen beſitzen, 
um jo-eher. fönnen ſi e politifcher Rechte entraten, da ſie ihre perſönlichen Inter⸗ 
eſſen ſchon auf Grm ihres Geldbeutel im ausgiebigiten Maße wahren, und 


vertreten können. Höhere Bedeutung hat der Beſitz des Wahlrechts für die 


mittleren Schichten der bürgerlichen Frauen. Ein großer Teil von ihnen it 
nicht in der angenchmen Lage, wie ihre reihen Schweitern, fi. auf Grund 
ererbten Vermögens. eine Lebensbetätigung, zu verſchaffen, ‚melde. ihren 


| perſönlichen Neigungen entſpricht. deiſt müſſen ſie durch die eigene Arbeit 


nicht nur einen neuen Lebensinhalt, ſondern auch einen Broterwerb ſchaffen. 
Kur denken Ne natürlich ihrer ſilaſſenzugehorigleit — Bildungegange 
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nad) nicht an die allen freiftchenbe Möglichkeit, gewerbliche oder tandwirtſchaft⸗ 
liche Arbeiterin zu werden, ſondern ſuchen ſich ihr Brot in ‚beit fogetiannten 
freien ober liberalen Berufen. 

Die gleihe Bildungsgelegengeit mit dem Manne und bie Othalichkett 
zur Ausübung höherer Berufe. wird vielfach ben Frauen noch durch geſeß⸗ 
liche Beſtimmungen verwehrt. Daher bedürfen die Frauen ber mittel⸗ 
bürgerlichen Klaſſen, die Frauen der bürgerlichen Intelligenz dringend des 
Wahlrechts, um die geſetzlichen Schranken niederzureißen, welche ihrem Bildungs⸗ 
bedürfnis und ihrer Berufstätigkeit entgegenſtehen. Dieſe Mittelfchicht der 
Frauen will aber das Wahlrecht nicht nur in den Vienſt ihrer engeren 
Intereſſen als Zugehörige des weiblichen Geſchlechts ſtellen. Sie will nicht 
bloß ven Kampf führen gegen die Vorrechte des mönnlidjent Geſchlechts, 
fondern fie will'auch an der ganzen fozialen Arbeit mitwirken und die gefetz⸗ 
geberiſchen Aufgaben auf allen Gebieten löſen helfen, insbeſondere auf doem 
ber ſozialen Reform. Aber fo fehr auch die proletatiſchen Frauen betmnäch 
Drängen, auf diejem Gebiete durch ihre pölitiiche Macht mitwirken Zur "Tonnen, 
fo tritt doch dabetl fofort der ganze Gegenjaß der Klaſſenintereſſen in Er⸗ 
ſcheinung, der Proletarier und bürgerliche Frauen treiint. Die bürgerlichen 
Frauen wollen die ſoziale Reform im letzten Grunde deshalb‘ herbeiführen, 
weil ſie die bürgerliche Geſellſchaftsordnung ſtützen dd erhalten wollen. 
(Sehr richtigi) Die Proletarterin dagegen bebarf des Wehlrechts nicht wur, 
um ihre ökonomiſchen und kulturellen Lebensinterſſen zu verteidigen, bedarf 
des Wahlrechts nicht etwa gun Kampfe gegen” die Männerwelt ihrer Klaffe, 
fordern vor allem zum Kampfe gegen die Kapitaliſtentlafſe. (Lobhafte dus 
ftimmitung.) Und fo fordert fie nicht die Toziald Reform, unx bie bürgerliche‘ 
„Gejekfcjaft, die kapitaliſtiſche Wirtſchaftßsordnung gie ftäßen, mein! Wir böor⸗ 
langen gleiche politiihe Nechte mit dem Manne, un ungehemmt burn geſetz⸗ 
liche Schranfen mitarbeiten zu können, um: ar aa au run du 
zerſchmettern. (Stürmiſcher Beifall.) 

Die aufgezeigten Zuſammenhänge exflänen ung; wechalb· die: üwgervins 
Frauenbewegung bi3 zum heütigen Tagé' nicht ſo einheitlich geſchloſſen den 
Kampf für das Frauenwäahlrecht überhaupt, geſchweige denn "fire das als 
gemetne, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht für elle "Staatsängehörigene 
ohne Unterſchied des Geſchlechts kämpft, ſobald man über Das bloße Prinzip 
des Frauenwahlrechts hinaus zur Frage neich der Art des Wahltechts übergeht 
und die Forderung des allgemeinen, gleichen; geheimen ünd direkten Wahltechts 
erhebt, verſtummt Das ſchöneLirum Larum bon der großen Schweſternſchaft. 
Der. Verſchiodenheit der ſozialen Schichtung iſtes geſchuldet, daß nicht einmal 
die bürgetliche Frauenbewegutig als einheitliche, geſchloſſene Mutht hinter Dee 
Prinzip der Forderung des Frauenwählrechts jteht, weil Die oberen“ Zahfi= 
an, gar nicht das Bedürfnis nad) md —— ME dem 
bewegung in den Worten ho über: dent: Schmuß Der Barteifämpfe‘ N makel⸗ 
loſer Gerechtigkeit und Unparteilichkeit. Erſt der internatisnale Kongreß für 
das Frauenſtimmrecht hat dafür den Beweis geliefert. Sorgfältig a mar ber 
Verlegendeit aus dem Wege gegangen, klipp und klar auszuſprechen, welch 
Art von Frauenſtimmrecht man verlangt. "Die Vorſitzende des gemäßigte 
Allgenieinen Deutſchen Frauenvereins hat ſich da ſogtir tadikaler gegeägt ar 
die bürgerlichen radikalen Frauenrechtlerinnen; -fie Hat‘ wenigſtensfür ih 
Perſon erklärt, daß ihrer Auffaſſung nach nur ein Stimmrecht, das allgeunreir 
gleiche, geheime und direkte Wahltecht für Männer und Frauen im Betrac 
fomme. Bon den anderen bürgerlichen Frauengruppen hat nicht eine singt 
öffiziel und ein für allemal programmatiſch bindend zu’ diefer War binu 
puntt der Wahlrechtsfrage Stellung genommen. (Hört! Hört) 
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Die „Rabitalen“ Haben ſich alſo von der Vorfibenden der gemäßigten Or- 


ganiſation übertrumpfen laſſen. Die betreffende Erklärung ehrt gewiß die— 


jenige, die ſie abgegeben hat, aber ſie kann nichts ändern an unſerer Stellung 
zur bürgerlichen Frauenbewegung auch in dem Kampfe um das Wahlrecht. 
Es hat ſich gezeigt, da auch von den Frauenrechtlerinnen, die ihrer Meinung 
nach äußerſt radikal find, nicht immer dafür gekämpft wird, daß das Frauen⸗ 
wahlrecht nur als ein allgemeines zur Einführung gelangen ſoll. Ich erinnere 
daxan, daß im Winter 1901 der radikale Verein „Frauenwohl“ an hen, 


. preußijchen Landtag eine Eingabe richtete, in welcher er für die rauen da3 


Gemeindewahlrecht verlangte, aber nur für die rauen, die ‚mindeftens ein 
Jahr am Orte fehhaft. wären und die eine, wenn auch geringe, direkte Abgabe 
zahlten. Das heißt nichts anderes, als daß das Wahlrecht nur für die Damen. 
und nit auch für die proletarifhen Habenichtfe gefordert wird. Es ift eine 
befannte Tatſache, daß, ſowie der Begriff der Seßhaftigkeit zu einer Vor— 
bedingung der Berechtigung zur Wahl gemacht wird, ein großer Teil des männe 
lichen wie des weiblichen Proletariats des Wahlrechts beraubt fein wird. (Sehr 
wahr!) Das Wahlrecht aber abhängig maden von der Entridtung einer 
Steuer, heißt nichts anderes, als zweierlei Recht für Beſitzende und Nichte 


"befißende ſchaffen. (Sehr rihtig!) Ein folder Unterfhied iſt um fo une 


berefhtigter, wenn Wir die Frege aufwerfen: wer zahlt wirklich die Steuern 
auch der bejigenden Klaſſen? Das jind die ausgebeuteten Klaffen, das find 
die Broletarier, die erit den. Belib ſchaffen. (Lebhafte Zujtimmung.) Die 
nämlichen radifalen Frauenredtlerinnen haben dann weiter bejtätigt, daß fte 
nicht fie dag Frauenwahlrecht in unferem Sinne find, indem fie 1907 bei den 
Reichsſstagswahlen in, den verſchiedenſten Städten für die Wahl von bürger« 
lichen Freiſinnigen und: — Liberalen aufgefbrdert haben, und zwar zu 
ihrer Wahl im Gegenſatz zu dek ſozialdemokratiſchen Kandidaten. Ich will 


‚bier die Frage nicht Weiter erörtern — die Tatjadhe iſt von bürgerlicher Seite 


beftritten worden —, ob tatſächlich die bürgerlichen Frauenrechtlerinnen ji 
der. Schmach ſchuldig gemacht haben, in Hamburg. ih für den bürgerlichen 
Randidaten. gu erflären, troßden fein Gegenfandidat Bebel war, einer der 
eriten und verdienjtuolliten Vorfänpfer für volle Gleichberechtigung der Frauen 
in Deutſchland. Es wird, wie gefagt, beitritten, aber wenn auch diefer außerite 
Fall der Schmach und des Verrates den. Sraueninterefien gegenüber aus- 
icheidet, dann bleibt noch die Tatſache beitehen, daß die Damen anderen ſogial— 
demokratiſchen Kandidaten gegenüber- Die Kandidaten der bürgerliden Rinfen 
unterftüßt haben. Was das bedeutet, werde ich ſpäter ausführen. Wir ſtehen 
desgleihen der Tatſache gegenüber, dab bei der lebten bayerifchen Lanbtagss 
wahl die Frauenrechtlerinnen nationalliberale Kandidaten unterjtüßt haben, 
obgleich dieſe ausgeſprochene Feinde, und Gegner der Neform des Wahlrechtg 
waren, die in Bayern bon der Sozialdemofratie und auch bon Zentrum . 
fämpft wurde, Erſt kürzlich hat in Kopenhagen Anfang Auguft die Konferenz 
des internafipnelen Weltbundes - für das Frauenſtimmrecht getagt. Auf 
dieſer Honferenz hat man nicht nur Organiſationsfragen, Fragen der Pros 
paganda diskutiert, fondern-aud die welterfchütternde Frage gelöft, welches 
Abzeichen die Mitglieder der Vereine für Frauenſtimmrecht tragen follen, 
(Große Heiterkeit.) Dagegen Hat die Konferenz auch nicht mit einem Worte 
die Frage des allgemeinen Wahlrechts geitreift, um Hipp und flar zu -erflären, 
wie fie dazu Steht. "Dies wäre um jo angezeigter geiwefen, als die Vertrete— 
rinnen bon Finnland und Ungarn erflärt haben, daß der Kampf für die poli— 
tiſche Gleichberechtigung der. grauen die meiſten Fortjchritte zu berzeichnen 
bat dort, wo er. im, Anſchluß und in Verbindung mit dem Kampfe für das 
allgemeine Wahlrecht geführt werden Tonnte, wo die Geiſter machgerüttelt 
Maren durch den Wahlrechtskampf. den das Proletariat führte. Alſo auch bei 
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dieſer Gelegenheit, wo gleihfam mit den Händen zu greifen ber Zufammerns 
hang gegeben war, auf Grund deffen man zur Forderung des allgemeinen 
Wahlrechts kommen mußte, hat man ſich wieder — feige, fage id — um cine 
Hipp und Mare Stellungnahme herumgedrüdt. Und wie ftellen die Frauen» 
rechtlerinnen fich zu den verſchiedenen politifhen Parteien, von denen im 
Deutſchland doch nur eine einzige, die Sogialdemotratie, einheitlid) in Theorie 
und Praris für das Frauenſtimmrecht eintritt? Die Damen behaupten, Die 
Eogialdemofratice fei ein unzuverläffiger Vorfämpfer für das Frauenftinnts 
recht, die Freiſinnigen aber und die Nationalliberalen feien die beiten Vor⸗ 
fämpfer für die polilifche Gleichberechtigung des weiblichen Geſchlechts. Det 
diejer Bejchuldigung gegen die Sozialdemokratie ftüben fih die Frauencecht- 
lerinnen darauf, daß im Auslande einzelne ſozialdemokratiſche Führer fich 
ebfällig oder wenigſtens Tritifh zur Frage des Frauenftimmechts geäußert 
haben, und daß aus taftifchen Erwägungen heraus in einzelnen Ländern der 
Kampf für das Frauenſtimmrecht feitens der fozialiftifden Partei. etwas in 
den Hintergeund gerüdt worden iſt. Aber gegen die Haltung, gegen die Aktion 
der deutſchen Sozialdeniofratie haben fie auch nicht ven Schatten eines Be— 


meifes zur Begründung ihrer Angriffe vorbringen können. (Schr richtig! 


Die deutfhe Sozialdemokratie ift es gemwefen, «die 1895 zum erſten Male im 
Reichstage die Forderung des allgemeinen Frauenwahlreht3 erhoben Hat, 
indem Sie ben Antrag ftellte, daß in allen Bımbezftaaten die Parla- 
mente zufammenzufeken wären auf Grund des allgemeinen, gleichen, geheintert 
und direkten Wahlreht3 für alle Staatsangehörigen ohne Unterichied des 
Geſchlechts. Unſere Senoffen in Sachſen haben im Landtage «einen ent— 
fprehenden Antrag eingebradt. Ich rede nicht weiter von dem Gintreten 
unferer Genoffen im bayrifchen und in anderen Zandlagen für die volle po— 
litiſche Sleichberchtigung des weiblichen Geſchlechts. SH vermeife nur noch 
auf die Tatſache, das erſt in dieſem Jahre unſere Partei, als ſie den Kampf 
aufnahm für die Forderung auf Demokratiſierung im allgemeinen, auch Die 
Forderung des Frauenwahlrechts mit allen Nachdruck vertreten hat, Diefe 
Forderung ift in der Agitation, in der Preſſe verfochten und, von Tauſenden 
uud Taufenden von Rednern und Rednerinnen in den Verfammlungen ber» 
leidigt worden. Im Reichstag iſt diefe Forderung frijtalliliert tvorden im 
einen Antrag, der weſentlich Den bereits angeführten Antrag wiederholte. 
Huch bei diefer Gelegenheit haben alle bürgerlichen Barteien verjagt. (Schr 
ritig!) Alle bürgerlichen Barteietr Haben gegen den jogialdemsfratiichen 
Antrag geitimmt, und zwar die Freifinnigen mil der ausdrüdlidhen Bes 
gründung, ihm nicht beitreten zu können, weil er auch Die Forderung des 
Frauenwahlrechts enthalte. Doch mehr nod. Das Frauenftimmreht wurde 
fogar bon folden einzelnen bürgerliden Bolitifern ſchnöde im Stich ge— 
lafjen, die für diefe Forderung ſchwärmen und von den bürgerliden Frauen— 
rechtlerinnen als ganz befonders verdienſtvoll und zuberläfiige Vorfänmpfer 
gefeiert werden, wie der Ueberall- und Nirgendsherr v. Gerlach. Auch er 
erHlärte, au „Zwedmäßigkeitsgründen“ wegen des Frauenwaählrechts gegen 
den fozialdemofratifhen Antrag zu ſtimmen. 
| Angeſichts diefer Tatfahen müßten auch die Frauenreditlerinnen, we 

fie fonfequent Frauenrecht vertreten wollen und nicht Damenrecht, auerkenn 
bon Standpunkt der vollen fozialen und politifchen Gleichberechtigung a 
hat das weibliche Geſchlecht in Deutſchland nur eine wirklich zuverläff 
GStüße: die Sozialdemokratie. (Schr ridtigl) Aber um dieſe Erflärı 
drüden fie jich herum, wenn fie aud) gelegentlid) einmal nebenbei die Halt 
unferer Bartei im Kampfe für Frauenredt anerkennen. 

Ein befonders charakteriſtiſches Beiſpiel dafür, wie bie „radikal 

Frauenrechtlerinnen ihr Eintreten für die bürgerlih Liberalen. im Mar 
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Des Kampfes mundgerecht maden vollen. Im bayeriſchen Landtag ſtimmten 
für Ueberweiſung zur Berückſichtigung einer Petition auf Einführung des 
Frauenwahlrechts auch brei, fage und ſchreibe drei nationalliberale Abge—⸗ 
ordnete bon ſechs diefer Herren. Fräulein Anita Augspurg aber erfreute die 
Dürgerliden Frauen daraufhin durch. die Mitteilung, im bayerifden Landtag 
feien 50 Prog. der Nationalliberalen für da Frauenrecht eingetreten, (Große- 
Seiterfeit.) Ta kann ich ben bürgerliden Frauen nur wünſchen, daß recht 
bald nur nod) ein einziger Natiomalliberaler, im bayrifchen Landtag eriftiert, 
damit fie Iriumphierend verfünden können: 100 Proz. der Nafionalliberalen 
haben für das allgemeine Frauenwahlrecht geſtimmt. (Sehr gut! und große 
Heiterkeit.) 

Wenn ich dieſe Tatſachen hier angeführt habe, ſo gewiß nicht, um den 
bürgerlichen Frauenrechtlerimien einen Vorwurf aus ihrer Stellungnahme 
zu machen. Das fällt mir, nicht ein, ich anerkenne fie als hiſtoriſch durchaus 
berechtigt, als ſozial durchaus begründet in ihrer eigenen bürgerlichen 
KRlaffenlage. Aber diefe Stellungnahme zeigt uns jedenfalls, daß die Frauen 
nicht in erfter- Lirtie ner: fondern Damentrechte verfolgen. Sie fämpfen 
era nn des weiblichen Geſchlechts überhaupt, 







fe erlären. daß ne a im “en des Se 
eflchts erfolge. In Wirklichkeit führt fie nur zur Stärkung 
en, des fogialen Einfluffes der herrjchenden Klaſſen; das ift ihre 


mit welcher 
weibliden | 


a zur Seite zu geben. Nein, fie müffen ſich zu Her eher 
zeugung durchringen, daß fie in ihrem Kampfe um volle foziale Emanzi—⸗ 
pation bor allem auf ‚ihre eigene Kraft angewiejen find und auf die ihrer 
Kltaſſe. 

Es vollziehen ſich vor unſeren Augen zwei charakteriſtiſche Erſcheinungen. 
ãchſt hat da⸗ Bürgertum, wie — nadıtvieß, je nn je mehr die ne 


tod a —— Das wird durch Die Tatfache —— dab 3. B. in 
Solland bie bürgerlide Demokratie einen Antrag in der Kammer eingebradjt 

Saft, der wohl die Einführung des Frauenftimmrechts fordert, aber gleich“ 
ai feftgelegt wiffen mil, unter weldden Bedingungen dag Frauenwahlrecht 
gſewährt werben Soll, mit anderen Worten, dab dad Frauenivahlveht nicht als 
Allgemeines, fondern nur als Zenſuswahlrecht, als Wahlrecht der Befibenden, 
der Damen, zu gewährten. Die bürgerlichen Frauentedhtlerinnen Hollands 
ſind damit einverſtanden, aber während die Bourgeoiſie unter dem Andrang 
des aufwärtsſtrebenden Proletariats weniger und weniger wagt, die Konſe⸗ 
quenzen der demokratiſchen Prinzipien zu vertreten, ſehen wir, daß auf der 
anderen Seite das Proletariat durd*feine ureigenften Klaſſenintereſſen ge— 
zwungen wird, der kräftige Vorkämpfer für volle Demokratie und damit 
auch für die politiſche Gleichberechtigung der Frau zu ſein. In dem Maße, 
als die Frauenarbeit immer mehr an Umfang gewinnt, ein ausſchlaggebender 
Faktor im wirtſchaftlichen Leben iſt, wird auch das Proletariat bei der Durch— 
führung feine ökonomiſchen Kämpfe auf die disziplinierte, geſchulte und or⸗ 
ganiftierte Mitwirkung der Frauen angewieſen. Die wirtſchaftliche Organis 
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fterung der Frauen in den Gewerkſchaften iſt aber nur ungehindert möglic) 
ivenn fie volle politifche Rechte beitsen. Anderenfall3 wird ihre wirtſchaft 
liche Betätigung wie die der Männer fortwährend illuſoriſch gemacht durch 
ihre politiſche Unfreiheit. Aber mit dem wirtſchaftlichen Kampfe allein a 
nicht getan. Das Proletariat muß auch politiih fämpfen, und gwar nid 
vloß für fozialete Formen in der Gegenwart, vielmehr für feine bolle Des 
freiung in der Yulunft. Je fehärfer fi der politifhe Klaſſenkampf guſpist, 
um fo weniger fönnen die klaſſenbewußten Proletatier des Mitlämpfend Det 
rauen ihrer Maffe entraten. Sie. bedürfen ihrer dringend aB Mil 
ftreiterinnen. Das gefamte Proletariat. muß beshalb die Forderung Er- 
heben: „Nieder mit alen geſetzlichen Beftimmungen, melde der Frau Die 
volle politifche Gleichberechtigung vorenthalten!” Es muß die Forderung er— 
hoben werden, dem weiblichen Gefchlechte alle ſtaatsbürgerlichen Rechte zugu⸗ 
erfennen, damit die PBroletarierinnnen ſowohl am wirtſchaftlichen mie am 
politiſchen Kampfe wohlgerüftet wie der Mann teilnehmen können. Go iſt 
es das praktiſche Lebensintereſſe des Proletariats ſelbſt, welches es dagu 
zwingt, als energiſcher Verfechter des Frauenſtimmrechts aufzutreten. Die 
Sozialdemokratic, welche die politiſche Rampforganijation des Proletariats 
iſt, hat deshalb aus praktiſchen Erwägungen heraus, alg Verſtändnis für 
die Eriftengbedingungen des PBrolctariats, die Forderung Red Frauenjtinuts 
rechts in ihr Programm aufgenommen und vertritt fie in: dem Praxis. Uber 
aud aus geſchichtlicher Einfiht in Die Tendenz der geſamten ökonomiſchen 
und ſozialen Entwicklung fordert die Sozialdemokratie das Fradynwahlrecht 
als eine fogiale Notwendigkeit für bie Frauen auf Grund ihrer gänglich re— 
boluiionierten Exiftenzbedingungen. Endlich heifht fic dag Frauen ahfreedht 
als foziale Gerechtigkeit und als konfequentefte Vertreterin des Demotigtithent 
Prinzips, aber wenn infolge diefer Umftände die Sozialdemokratie in ı 
Programm, wie in ihrer Aktion von je für das Frauenſtimmrecht eingetrgetl, 
is wird fie das in Zufunft mehr als je tur müſſen. Mit der Zufpikung Pet 
SKlaffengegenfäße, mit der Verfchärfung des Klaffentampfes, entftchen geſchich 
liche Situationen, ‚melde der Frage des Frauenftimmredts eine ganz ner 
praftiidye Bedeutung verleihen. Die Frage dc8 Frauenftimmrechts fängt a 
nit nur für dad Proletariat, fondern auch für die reuktionären Parteief 
eine große praftifche VBedeutung zu geminnen. (Sehr riditig!) In dalle 
Ländern, mo das Proletariat zielbewußt kämpfend auf dem Plan ſteht, ſehqf 
wir, daß mehr und mehr auch die reaktionären Parteien unter dem Einfl 
der Situation das Frauenſtimmrecht fordern als eine letzte Hoffnung, ve 
mittels feiner ihre Machtſtellung ſchützen zu können. Sie gehen daran, dc 
allgemeine Männerwahlrecht, wo fie e8 nicht länger vorenthalten könnn 
mit einem bejehränften Zenſus Frauenmwahlrecht zu berquiden, das iſt z. WE 
in Norwegen 1902 betreffs des kommunalen Wahlrechts geſchehen. Si 
gleichen Tendenzen haben ſich auch in Belgien gezeigt und teilweiſe bei um: 
in Deutfchland innerhalb des Zentrums. Auf dem borjährigen Katbolikentag 
in Straßburg bat fich innerhälb des Zentrums ein Frontwechſel zur Frauen— 
frage vollzogen. . In jener Tagung bat der Bater Auracher in feinen Referat 
mit Gründen, wie fie fein Sozialdemofrat treffender entwideln fönnte, einer 
veränderten Stellung der Frau, befonders in bezug auf ihre Ermwerbstätigfeit, 
das Wort geredet. Wenn auch nur ſchüchtern zwar, fo hat er doch ange» 
deutet, daß den Frauen politifche Betätigung nicht länger vorenthalten bleiben 
fönnte. Bald darauf ift das Zentrum im bayriſchen Landtag viel weiter 
negangen. Eine Petition des bürgerlichen Vereins „Frauenwohl“ auf Ein- 
führung bes Ftauenſtimmrechts it dort bon 32 Zentrümlern unterſtützt 
worden. Dr. Heim Bat die Stellung motiviert in einer Weiſe, die feiner 
geſchichtlichen Einfiht nur Ehre madt. (Heiterkeit) Geehrte Anmwefendel 



















DaB Frauenſtimmrecht: Referat. J 451 


— 
— Ze ze J 
2 


In dieſen Tendenzen zeigt ſich aber nicht etwa, daß das Zentrum bon heute 
auf: mergen datu übergehen wird, als. Degeifterter. Perfechter dei Frauenwahl⸗ 
rechts anf. den Plan. zundreien.. ‚Wie es mit Dem. Gegenfatz von Theorie und 
Rragis gupieht, dafür iſt cin fehr bezeichnender Beleg porhanden. Als die 
beigifchen Genoſſen 1902 die Einführung dB allgemeinen Wahlrechts zu den 
Kiemeindes und Provingialxäten heantragt hatten, da, hatten die Klexikglen 
zuerſt exklärt, fie würden. für dag Frauenmahlrecht ſtimmen, und zwar zii 
Dein. ic, dadurch Die Niberalen au. beranlafien, dagegen zu ſtjmmen. Als 
eb .aber aux Abliimmung. kam, hat han. fämdlichen. Klexikalen fein ‚einziger für 
ben Muteag-her..beigiigen Genoſſen geftimmt,. und nur einer Bat den. Nut 
gehabt, ſich der Abſtimmung zu enthalten. - Immerhin ſind d ie Tatſachen⸗ 
dig ich hervorgehaben Habe charatteriſtiſch. Sie zeigen, daß für das Zentrum 
bei ‚feiner -Gtelungyohme: zum, Frauenſtimmrecht im letzten Greunde nicht 
prinzipielle Geſichtspunkte ausſchlaggebend find, ſondexn die Abſicht. die "Herr« 
ſchaft der Kirchefund den beſitzenden Klaſſen um jeden Preis zu ſichern. (Sehr 
rihtig!) „Die: Hlexifgien batennenſich offigiell zu. den, Grundſatz, die Frau 
ſchweige in der Gemainde, jo. ‚lange, bieg im Intepeſſe ihrer Herrſchafts- 
ſtellung gelegen iſt. Jedoch werden fir au bereit ſein, den; Frauen Die Zunge 
in der Gemeinde zu Löſen, wenn fie meinen, dag fie dadurch Die Stellung 
des Kirche und, dei beſißenden Klaſſen ſchützen können, welche fie in erſter 
Linies vertreten, ‚Die ‚seaftipnären Klaſſen fangen aber. nicht nur an, ſich 
yet, dem Gedanken des boſchranlten Frauenftinmurechts inſofern gu, befreunben, 
als ſie haffen, mit deſſen Hülfe das Männexwahlrecht durchlreugen zu künnen. 
Sie; find. unter Umſtänden, für. das Frauenwahlrecht überhaupt. aüch aus 
folgenden Gründen au haben: Sie meinen, dab, ihre Herrſchaft über die 
Beifter. im. geöbten. Teil: Der; Frauenwelt — lgider auch des. weiblichen Prole⸗ 
tariats noch art ganug iſt, daß ſie bie unaufgetlärten Frauen gegen bis 
aufgetlärten Männer. auszuſpielen permögen. Gig treten für das Frauen-⸗ 
wahlrecht· ein als. für ein Korreltiv gegen... Die. fteigende Aufflätung. der 
Männer und ben ſtaigenden Abmarſch ‚der Arbeiter in,das Lager. der Soziale 
Domafuatia. Der Tatbeitand, melcher dieſer Erwägung augrunde ‚liegt, bedingt, 
daß; in manden Länder. hin und. wiedez,. nick nur in ben Kreiſen des 
liberalen: Bürgeriuns, ſondern auf der . Sozialdemokratie, Bedenken gelicnd 
gemacht. werden gegen Die inführung ‚des. Frauenftimnitechts. So hat in 
Holland Troelitzg erffärt, wenu iehtdie, Einführung des Frauenſtimmrechts 
beansragt;türbe, ſa würde ex.dagegen-stinimen, weil die Neuerung, eine Vera 
jtärtung der Reaktion bedeuten würde, da Die ‚Grauen, noch zu unanfgeflärt 
KUN. a rn rind ee ar an 2 
un Veiomderz.in den Ländeyn, ine day Hlexifalismus porherxſcht, werden. eut⸗ 
Insechanbe Bedenfon ‚geltend:genacht gegen bie Ginführung des Fraueuwahl⸗ 
rochts. May ſieht Hari: eine. Gefadr, weil man moint, daß dank bes 


Stimme; unaufgellärter, Frauen dig. Alerifalen eine. ſolche Gtärkung: er⸗ 


fahren würden; daß dem politifchen Hlaſſenkampf des Proletariats auf lange 
Zoit hingus Gefahren erwüchſen. Es wäre; töricht, zu leugnen, daß bon dent 
Augenhlick an, ms das, Frauenſtimmxecht eingeführt. wird, Frauen das, Wahl 
recht ‚ausüben. merden, welche jhren Stimmgettel zur ‚Stärkung, der: Reaktion 
henutzen. ‚Das iſt aber Lein. Grund, das Stimmrecht den Frauen voxzuent- 
halter... ı Wüxe- .e3 ein Grund, dann. dürfte das Proletaxigt überhqupte nid 
für, eine meitera Dempfratifierung;s des, Wahlgechif ‚eintreten, . Denn jede 
ipeitgre Demokratiſjerung, des. Wahlrechts Kuingt, ‚zunädit; wieder, Maſſen 
anf. den Kampfplatz, melde. gunädit mad. nit: geigult und noch nicht zum 
richtigen Gebrauch des Wahlxechts sraugsn. jindı. «Win ‚fordern aber das all- 
aemeing Wahlrecht nicht ‚als. Belohmung: für--nolitiipge. Reife, „andern. als 
wirtianes Mittel, die, Malie wolitiſche au erziehen, und ‚gu ergenifieren. , (Leb⸗ 
aan. ae —— N ee ee 
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hafter Beifall.) Wollten wir nur politiſch reifen Staatsangehörigen das 
Wahlrecht zuerkennen, dann müßten wir: einer gangen Anzahl; van -Stagts- 
. Pürgern das Wahlrecht. aberfennen. (Beifall), In ginen. Engueig, ber 
„Nebue Socialifte”, in der führende Sozialiſten der berjshiedengy. „Länder 
‚über ihre Stellung zum ‚Frauenwahlreht befragt wurden, ſtimmten „alle 
Antworten darin überein, daß ber Hinmeis auf politiſche Rückſtändigkeit der 
rauen fein Grund fein dürfe, dein weibliden Geſchlechtz das Wahlzecht 
borzuenthalten, weil eben das Recht die Korrektur. der Gefahr, in: fih, Ihlieht. 
In diefem Sinne, haben fi Vaillant und Allemand für, die frängöſiſche 
Sozjaldempkratie ausgefprocyen, Ferri für die italienifhe, Kein, Hardie.und Mac 
Donald Für die englifche und Kautsky und Bernftein für Die deutſche FJogial⸗ 
Demokratie. Es Liegt in der hervorgehobenen Gefahr, welche daR, Frauen⸗ 
MHimmeccht urgweifelhaft in ſich ſchließt, für das Proleiariat dein Grund, Die 
Stelfung der Susialdemofratic zu diefer Forderung zu, ändern. Gm; 

Abex ein anderes kommt in Betracht, dag die Aktion der, Sozialdemokratie 
gugunften des Frauenwahlrechts fid immer energifcher. uud, mußtiger:geftalten 
nu. Das iſt dic Erwägung. daß wir der Gefahr der, Einführung. cines.bes 


Ewa 


bei Forderung des Frauenwahlrechts beſtänden.  aıe urn am 

Wagß Bat fi nun gezeigt?. Die. Arbeiterpartei wurde in. ihren „parfa- 
mientariſchen und außerparlamentarijeien Kämpfen, für ‚die. Einführung ides 
allgemeinen Wahlrecht in der ſchmählichſten Weiſe von den ‚Ziferalen ;in 
Stich gelaſſen. Es hat alfo feine praktiſche Bedyzutung gehabt, dag die 
Forderung des Frauenwahlrechts zurücgeſtellt morben war. Eine ähnliche 
Erjeinung. hat ſich in diefem Jahre in Schweden wiederholt,., Unter dein 
Send der Agitation ber‘ ſozialiſtiſchen. Rartei wurde die Regiexung ge⸗ 
zwungen, eine. Wahlrechtsvorlage einzubringen. Die Regierung hatte von 
bornherein den. bürgerlichen Frauenrechtlexinnen erklärt. daß ſie jede Ver— 
quigfung. der Wahlrechtsvorlage mit dem Frauenſtimmrechte ablehne. Pie 
Pzialdemokratiſche Fraktion beſchloß nun, das Fraujenſtimmrecht bb an bes 
antragen, aber dafür zu ſtimmen, wenn der Antrag: bon anderer Seile, ge= 
ſtellt würde, Der Wahlrehisreformentwurf gelangte auch, in, der. zwejten 
Kammer. zur Annahme, aber in der erſten Kammer ſcheiterte er. Ohwohl 
bie Gogialiften ihre Forderungen auf Denofratifierung- des Wahlrechts auf 
das beicheidenfte Maß reduziert Hatten, ließ ſich die Reaktion durch die Nach⸗ 


für eine Reform des Wahlrechts nicht eintreten, menn die. Sozialiſten auf 


gichigteit nicht entwaffnen. Sie fühlte ſich noch mächtig gemig,, jehe,.igud) 
die bejheidenfte. Neform des Wahlrechts zurückzuſchlagen. Das Weraight- 
leiften auf die prinzipielle Forderung war, alſo ohne praltiſchen Nubem Ge 


noſſe Branting exklärte deshalb züngſt, daß num in eine-saue Vhaſe des 





4 


v 


Das Finnenfiimmredt: Referat. 468 


Kampfes eingetreten werde, nainlich für die Beſeitigung der Erſten Kammer. 
Ex ſchloß feine interfffante‘ Darſtellung bes Wahlrechtskampfes mit der Er⸗ 
Zlatung, daß der weitere Kampf ein bedentfamer ſei, der um die Macht 
AIifchen den beftßenden und nichtbefitzenden Klaſſen gehe. Das Proletariat 
miüffe daher, an alle, Mittel des. Kampfes“ dertten. Tin Nampf aber, der fo 
weittragend ſei in ſeiner Bedeutung and feinen Opfern, fönne nicht bes 


* ftimmi werden durch kleinliche Opportunitätsrüchichten, er müſſe prinzipiell 


düurchgefochten werden, er werde daher ein Kampf ſein für das allgemeine, 
teihe Wahlrecht fire die Männer wie ‚für die Frauen, (Xebhafte Zu: 
"ling Eine ähnliche Gittiation wie im "Schweden und Belgien hat auch 
in Defterreich vorgelegen. "Sort iſt es dem Proletariat nach jahrzehntelangem 
"zählen Kampfe gelungen, die Regieruũg endlich zut zwingen, an eine einiger— 


mögen gründliche Reform des Wahltechts Zu gehen, das allgemeine, aleiche 


und direkte Wahlrecht zu ben Reichstagswahlen einzuführen und mit Dem 
"Rütienfpften - aufzuräumen, dank deſſen Die‘ politiſche Macht des Prole— 
ariats iin Parlament völlig’ erdreikkt wird. Die Wahlrechtsreform, wie die 
"Regierung ſie formuliert hat, iſt hochbedeutend, entſpricht aber durchaus nicht 
den Forderungen der ESvgialdemokratie. In diejer Situation haben Die 
Öfterreithtfihen Genoſſen entſchieden. daß es zunächſt gelte, das Wahlrecht dei 
Märuinern unbedingt und fo raſch als möglich zu ſichern. Und da ihnen dieſe 
"Sicherung gefährdet erſchien duch die Verquidung des Männerſtimmrechts 
mit’ der Forderung des Frauenftimmrechts, ſo haben ſie beichloffen, dieſe Ickte 
gForderung zurückzuſtellen. Die öfterteichifche Sozialdemokratie hat ſich darauf 
befchräntt, ihre volle Macht für den Wahlrechtsentwurf der Regierung einzu— 
ſetzen, ſich Dabei‘ bemühend, durch den parlamentariſche n Manıbf jo viel Ver— 
veſſerung als möglich herbeizuführen, Man beritcht durchaus, bon melden 
Erwäguͤngen die Autffaſſung diktiert worden it, dar, das allgemeine Männer 
wohltecht buch die Forderung’ gefährdet werden könnte. Es galt eine Wahl 
rcthtsreform endlich zuſtande zu‘ bringen,’ die'in Oeſterreich nicht nur die Vor— 
„Bedingung dazu ift, daß das Proletariat ſeine vblle Macht zu entfalten vermag, 
ſondern aüch die nottvendige Vorausfegung für den Beſtand des Staates 
felbſt geworden iſt. Aber ich bin der Ueberzengung, daß trotz alledem Die 
8orderung des Frauenſtimmrechts von Anfang an Hatte aufeedt erhalten 
‘ und bor allem in der Agitation "und im’ Barlament mit allem Nadbrud 
verfochten werden Tollen! Wirt änerfennen die Dieziplin der öfterreichifchen 
Genoffen und Genoffihnen. und ihre Solidari ritätsgefühl ber Partei gegenüber, 
indem fie ſich der Entſcheidung ber Partei gefügt haben, es fragt ſich aber 
doch, "ob dieſe Entſagung notwendig geweſen ware. Und ich perſönlich ver— 
neine die Notwendigkeit dieſer Entfagung, von Anfang an. 
Niemand von ung iſt ſo töriöht, zu verlangen, daß die Forderung des 
" Spehicnwahfeecte au einem susfcjlägnebenden. Bunt! des augenblidlichen 
AItnonsprograinms der öfterteichifchen‘ Genoſſen Hätte‘ gemacht werden müſſen. 
Das wäre ein Verbrechen" ‚geivefen. | Aber ein amberes iſt es, wenn eine 
"Forderung von’Anfang an gang Ausg geſchieden wird, im Kampfe um das 
"Wahlrecht. (Seht richtig!) Wir —— — daß weder in der Agſtation 
noch im Parlament Die’ Forderung‘ des‘ Frmueititi mmeechte bon unferen öfter» 
reichiſchen Genoſſen 2 dem Nachdruck erhoben worden fit, bie ihrer Be— 
deutung‘, zukommt. e "befürchtete, fange Bet tjchlepnn na der Einführung 
des allgemeinen Watireihis wäre dadurch nietner Auffaſſung nach nicht eine 
getreten. Zunãchft mar allen Abſichten nach "Berjäjleppun ng der Wahlrechts— 
reform bon bornherein eine Grenze „Braogen. durch die Furcht vor der Macht des 
— denn die Haltung‘ det rcaltionären Parteien in den Wühlrehts- 
mpfei wird Un letzlen Cradle: nicht durch die‘ „weiſe Mäßigkeit“ ber prolc- 
Aariſchen Zorderung, bielmehr burch den Hinblick aufdie tatjüchliche Macht des 
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Pröletartats beftimmt. Auch die zäheite. Reaktion läßt, mas fie nicht mehr kann. 
Dann, aber fonnte bie Forderung des ee ‚wie jebe anbere Eine 
zelforderung des foginldemokratiichen Wahlcchtöprogrammä Im enticheipenhen 
Momente immer noch zurüdgezogen werden, nachdem ie . vorher ihrer. Bar 
deytung gemäß erhoben und berfochten worden war... Trohg aller Vorſicht und 
Rückſichtnahme auf eine eventuelle Verfchleppung ift man in ‚Dejtetreic, iu 
daram herumgelommen, jih im Wahlrechtsausſchuß mit. bem Frauenitiuimryät 
au beichäftigen.. ‚Der. Demokrat Choc. hat das Frauenſtimmrecht. dort beantragk 
Bwei,Realtionäre, — und Kaiſer, das Damenwahlrecht. Genoſſe Dr. Ahlen 
bat dann. in trefflicher Weife 34 der Frage Stellung genommen... Es wäre. gliy 
in. ‚jeder Hinſicht wirkſamer gemefen, wenn. die, Gogialbemofratie. nn 
Unfong an in, diefe. Porberung. mit: . ‚gelörigem- .Nachbrud,, eine 
getreten wäre. Im Hampfe . für das Recht jogiak, Umterbrüdter 
minderberedhtigter Klaſſen und Schichten muß bie Sozialdemolratie jederzeit 
den -bärgerlihen Parteien vorangehen. Wenn, man von ſeiten ber. Gegnen 
Verichjleppungsaniräge- befürchtete, fa ftand es ja durchaus in der Macht deu 
Rraltion, den: Antrag nad ber Begründung zurüdgugiehen. - (Gebr :sihkiell; 
Der ſpringende Runkt- für unfere Stellungnahme it. aber, der, dab: die Galkung 
der: Sozinfderhofratie biftiert fein muß von einer prinzipiellen Auffaſſung, nicht 
von Zmeimäigkeitsrüdiichten.. Ausſchlaggebend muß für uns fein einer. Miü« 
zipielle Auffaffung, die nicht vom orthodoxen Buchſtabenglauben vorgeſchrieben 
wird, fondern bon der Haren, wohlbegründeten Erlenntnis, ba: im“ lebten 
Grunde jede prinzipielle BolitiE Die praltiſchſte und zweckmäßigſte tit. 
(Stürmifde Zuſtimmung.) 
= Meberall:“ im Wählrechtskampfe muß von diefer- prinzipielle Auf—⸗ 
faſſung außgegangen werden; benn wie bie Dinge fich: enkibidehr'Sumd 
sugejpikt “Haben, iſt jeder Wahlrehtsfampf. ein“ Kampf um: die’ poli- 
tiſche Macht zwiſchen dem Proletariat und den beſttzenden Klaffen. Sd faffen 
ihn auch die bürgerlichen Klaſſen ‘auf, und deshalb widerſegen fie it nit ſolcher 
Zähigteit, ſolcher Energie, folder Bösartigkelt jeder "Criveiterung des Wähl⸗ 
rechts. Sie fürchten” bie kin Macht bes Proletariatd. (Sehr richtigl) 
Und fo werden fie unfere Wahlrechtsanträge nicht nad Maßtgeide unſeret Bes 
Tcheidenheit behandeln‘ (Heiterkeit), fondein nad; dem Mabe ihrer Furcht dor 
bein Proletetriat. Go entſteht die Frage: Ift der Vergicht auf einzelne uber bie 
Aufrolung aller unferer Forderungen das beſte Mittel, um unſere Macht zu 
ſtärken? Die Antwort darauf fällt meines Erachtens ach "Zugunften” der 
Formulietung und Verfehtung unferes vollen WahlrehtBprogramms aus. Auf 
möglichſt breiter Bahn müſſen wir unfere Forderungen erheben, um die Maffen 
in Bewegung zu fegen, uhd bie Forderung des Ftauenſtimmrechts It geeiet. 
die Baſis unſerer Kampfesſtellung zu vergrößern und uns neue, breite Waffen 
Entredteter als Mititreiter und Mitarbeiterinnen! attzuführen. (LDebhafte Zu⸗ 
ſtimmung.) ee 
Noch ein anderer Geſichtspunkt Iommt in Betracht. In dem Mabe, als 
tie, mir bie. Forderung des Frauenwahlrechts erheben, ſchwächen mir die Wegner, 
tragen wir Verwmirrung und. geriplitterung ‚in ihre Reihan. „(Lebhafte- Ju⸗ 
ftimmung.) Bir löſen bamit alle. fogialen Gegenſätze aus, bie bei.den bürger⸗ 
lichen, Slaffen zwiſchen Mann ‚und. Frau vorbanden find, mir. zivingen ; alle 
bürgerligen Parteien wie .die bürgerlichen Frauenrechtlerinnen, ‚au. in ‚Per 
Trage des: Frauenwahlrechts Farbe zu bekennen. 643 
GB muß deshalh die Forderung ded Frauenwahlrechis mit allen; unjexen 
Wahlrochtskämpfen verbunden werden: Dies ijt bei- uns in - Deutichland ſiets 
geſchehen. Wir haben den Wahlrechtskampf geführt als Kampf für, bie, gleicgen 
Rechte. von Mann und. Frau und werden ihn ſo weiter führen,, Wir Ipgiale 
demokratiſchen Srauen fehen Dabei ab. yon jeder. Eigenbrödelei. (Vebhafle Zu⸗ 
ſtimmang.) Wir befürworten durchaus nicht sine beſondere ſozicaldemolra⸗ 
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nſche Frauenwchlrechtsattion. Wir fordern, daß unſere Genoſſinnen im all⸗ 
gemeinen Wahlrechtötampfe nur ihre Schulbigfeit tun. Das ift das wirkſamſte 
Mittel, für ihr volles Bürgerrecht zu kämpfen. Wir find überzeugt, dab das 
vurch die proletariſchen Maſſen für das Frauenwaählrecht mobiliſiert werden. 
Wir wiſſen, daß nicht in kurzer Zeit der Sieg des Frauenwahlrechts zu erreichen 
fett wird, aber Wir Schaffen die wichtigste Vorbedingung für Diefen Sieg, indem 
wir Hunderttauſende von Köpfen revolutionieren. (Xebh. Zuftimmung.) Wir 
führen unſeren Kampf nit als Rampf zwiſchen den Geſchlechtern, 
ſondern als Kampf gegen die politiſche Uebermacht der beſitzenden Klaſſen, als 
Kampf, den Mir im Grunde führen mit allen Ausgebeuteten, allen Entrechte⸗ 
ten ohne Unterſchied des Geſchlechts; einen Kampf, deſſen Bedeutung vor allem 
darin befteht, daß er in den breiteſten Maſſen des Proletariats die Erkenntnis 
von feiner geſchichtlichen Miſſion und feiner ſozialen Macht heranreifen läßt. 
Wenn eines Tages die geſchichtliche Entwickelung objektiv ſo weit vorgeſchritten 
iſt, ſo kann dann das Proletariat in feiner Geſamtheit ohne Unterſchied des 
Geſchlechts dank dieſer feſtgewurzelten Erkenntnis jeder knechtenden Macht der 
lapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zurufen: „Es liegt an mir, ein Ruck von 
mir, ein Schlag von min, zu dieſer Friſt, — und ſiehe, das Gebäude ſtürgt, von 

welchem Du die Spike biſti⸗ (Stürmifcher, langanhaltender Verfall. 


Die Referentin legt folgende Reſolution vor: 
es Frauenſtimmrecht. 


Die Forderung des Frauenwahlrechts iſt das Ergebnis bee durch Die 
kapitaliſtiſche Produktionsweiſe gezeitigten wirtſchaftlichen und ſozialen Uns 
wälzungen, insbeſondere aber der Revolutionierung der Arbeit, der Stellung 
und des Bewußtſeins der Frau. Sie iſt ihrem Weſen nach eine Kon— 
ſequeng des bürgerlich-demokratiſchen Prinzips, welches die Beſeitigung aller 
ſogialen Unterſchiede heiſcht, die nicht auf dem Beſitz beruhen, und auf dem 
Gebiete des privaten wie des öffentlichen Lebens die volle juriſtiſche Gleich⸗ 
berechtigung aller Großjährigen als Recht der Perſönlichkeit proklamiert. Das 
Frauenwahlrecht iſt daher von Anfang an von. einzelnen Denkern in Ver— 
bindung mit allen Kämpfen gefordert worden, in denen die Bourgeoiſie für 
die Demokratiſierung politiſcher Rechte eingetreten iſt, als für eine. Voraus- 
ſetzung ihrer politiſchen Emanzipation und Herrſchaft als Hlaſſe. Die 
treibende und tragende Kraft als Maſſenforderung hat es jedoch erſt durch 
die ſteigende Erwerbstätigkeit des weiblichen Geſchlechts erhalten, vor allem 
aber durch die Einbegiehung der Proletariexinnen in die moderne Induſtrie. 
Das Frauenwahlrecht iſt das Korrelat der wirtſchaftlichen Emanzipation der 
Frau vom Haushalt und ihrer ölonomiſchen Unabhaͤngigkeit von Familie 
auf Grund ihrer Berufsarbeit. 


Pringipiell bedeutet das aktive und paſſive Wahlrecht für das weibliche 
Geſchlecht in feiner Geſamtheit die ſoziale Mündigkeitserklärung; prattiſch 
bedeutet es das Mittel, politiſche Macht zu erlangen, um dig geſetzlichen und 
"Tozialen Schranten zu befeitigen, welche die Lebensentwickelung und Lebens— 

betãtigung des Weibes hemmen. Aber die in der Frauenwelt dbenfo'wie in 
"der Männerivelt fwirffamen Klaffengegenfäbe bedingen, daß der Wert und 
der Hauptzwed des Wahlrechts für die Frauen der perfchiedenen Rlaffen vers 
ſchieden iſt. Der Wert des Wahlrechts als ſoziales Kampfmittel jteht in ums 
gekehttem Verhältnis zu ber Größe des Beſitzes und der durch ihn ver— 
liehenen ſozialen Macht. Sein Hauptzweck iſt je nach der Klaſſenlage die 
volle rechtliche Gleichſtellung des Geſchlechtes oder aber die ſoziale Emanzi— 
bpation des Proletariats durch die Eroberung der politiſchen Macht zum Zweck 
der Aufhebung der Klaſſenherrſchaft und der Herbeiführung der ſogzialiſtiſchen 
Geſellſchaft, die allein die volle menjhlide Emanzipation des Weibes berbürgt, 
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Den Klaſſengegenſätzen innerhalb des weiblichen Geſchlechts aufolge tritt 
die bürgerliche Frauenbewegung nicht einheitlich, gefchlofien und mit höchſter 
Kuaftentfaltung für das allgemeine Zrauenmwahlrecht, ein. Die Brolc« 
tarietinnen find deshalb für die Eroberung ihres vollen Vürgerredt3 auf 
ihre eigene Kraft angemwiefen und auf bie ihrer Klaſſe. Die praktifchen Bes 
dütfniffe feine® Cmanzipationdfampfes zufammen mit. hiftorifcher: Einſicht 
und Gerechtigfeitsfinn erheben das Broletariat zum Tonfequentelten Vor— 
fampfer für die volle pofitifche Gleichberechtigung des weiblichen Geſchlechts 
Die Engialdemokratie, die politiſche Kampſesorganiſation des Haffenbewußtert 
Brofetariatz, tritt daher prinzipiell wie praitiih Tür das Frauenwaht 
vecht ein, 

Die Frage des Frauenſtimmrechts gewinnt mit der Verſchãrfung des 
Klaſſenkampfes erhöhte Bedeutung. Auf feiten der herrfchenden reaftionären 
Klaſſen wächſt die Tendenz, durch die Einführung eines beſchränkten Frauen⸗ 
wahlrechts bie politiſche Macht des Beſitzes zu ſtärken. Auf fetten des Prole⸗ 
tariats ſteigt die Notwendigkeit, die Köpfe zu revolutionieren und feine er⸗ 
wachſenen Glieder ohne Unterſchied des Geſchlechts wohlgerüſtet in bie 
Kampfesfront zu ſtellen. Der Kampf für das allgememe Frauenſtimmrecht 


iſt da3 zweckmäßigſte Mittel, die Situation im Indeveſſe des proletarijcien 


Befreiungslampfes zu nutzen. 
Diefen Gefichtspunften entſprechend erllärt die 4. Konferenz fogtatifitfcher 
Frauen zu Mannheim: ' 


Bei den Kämpfen, welche das Proletariat für bie Eroberung. bes all 
gemeinen, gleiden, geheimen .und direkten Wahlrechts in Staat und &es 


meinde führt, muß das Frauenwahlrecht gefordert und ir ber Agitation 
grundſätzlich feſtgehalten und mit allem’ Nachdruck vertreten werden 
Die Frauenkonferenz erklärt es des weiteren als Pflicht der Ge— 
noſſinnen, fich mit aller Energie an ben politiſchen Wahlrechtskämpfen zu 
beteiligen und ihnen die Maſſen der Proletarierinnen als Mitſtreiterinnen 
zuzuführen, aber andererſeits auch mit der nämlichen Gnergie dafür zu 


wirken, daß in dieſen Kämpfen die Forderung des —— — 


gemein mit dem gebührenden Nachdruck vertreten wird. 
In der Diskuſſion erhält zunächſt das Wort 
Frau Menfing- Holland: Die Genoſſin Zietz Hat bereits auch bie Geitäcing 


bes Genoſſen Troelftra erwähnt, dab er fih augenblidlih für bie Gemährung' 


des Wahlrechts an die Frauen nicht erklären fünne. Diefe Erflärung bat für 
unfere Frauenbewegung in Holland einen ſchweren Schlag bedeutet. Wir hatten 


ben Wunſch, dat auf dem Ichten Kongreß der holländifchen Genoſſen Stellung 
genommen erben möchte zur Frage ded Frauenmwahlrechts. Leider blieb dazu 


infolge der Auseinanderfeßungen zwiſchen Marriften und. Opportuniften eine 


Zeit übrig. Wir haben aber die Abficht, zu berlangen, daß ‚der nächſte Kongreßßz 


es als Pflicht der Partei erklärt, eine Reviſion der Verfaſſung in dem Sinne 


zu fordern, daß das allgemeine Frauenſtimmrecht eingeführt wird. Eebhafter 


Beifall.) 
Genoſſe Bebel (mit langanhaltendem Händeklatſchen begrüßi)? Varteich· 


noſſinnen und Genoſſen! Nach dem ſtürmiſchen Beifall zu urteilen, den. Ste 


dem Referat der Genofjin Zetkin gejpendet Haben, glaubte ich annehmen zu 


müflen, daß _ Ste nad allen Richtungen fo befriedigt wären, daß aus Ihrer 


Mitte ſofort ein Antrag auf Schluß der Debatte kommen würde. Ich gebe zu— 


daß die Genoſſin Menſing als Gaſt ein beſonderes Anrecht darauf hatte, no 


das Wort zu erhalten; aber warum auf ich das Wort nod) nehmen ſoll, Hann 
ich nicht verſtehen. (Heiterkeit. Ich muß Ihnen offen erflären, daß. ich nicht 
dem eigenen Triebe gefolgt, ſondern der Not, dem Druck, der auf mid) ausge⸗ 
übt worden iſt vom Bureau, unter allen Umſtänden bei dieſer Gelegenheit ein 
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haar Worte En Jhnen zu ſprechen. Mein moraliſcher Widerſtand hat nichts 
geholfen, ich bin dem Drucke erlegen, und ſo ſtehe ich in dieſem Augenblick vor 
Ihnen. (Große Heiterfeit.) Ich habe wieder einmal geſehen, was es bedeu⸗ 
ten würde, wenn bie Frauen bolllommen gleichberechtigt würden und ihre 
meralifihen. Mittel- anwenden könnten. (Anhaltende Heiterkeit.) 

Ich bin heute aufs neue beſtärkt worden in der Auffaſſung, daß bie Frage 
bee Frauenſtimmrechts allein prinzipiell und zwar vom radikalſten Standpunkte 
aus behandelt werben kann und behandelt werden darf. Die Sozialdemokratie 
lann keine andere Politik als prinzipielle treiben. Sie darf ſich auf keinem 
Gebiet bon. irgend einer anderen Partei übertrumpfen laſſen (lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung), und muß ftet3 fordern was im Programm zum Ausdruck kommt. 
Die Freiheit unb Gleichheit alles beiten, was menſchliches Antlik trägt, muß 
in allen unferen Forderungen im Parlament, in der Agitation und in ber 
Preſſe zum Ausdruck kommen und danach müſſen wir handeln. (Erneute Zu⸗ 
ſtimmung.) Nur fo können mir die Maſſen des Volkes für uns gewinnen und 
einen gemaltigen Druck ausüben, ber endlich unfern Forderungen zum Giege 
zu verhelfen vermag. (Vielfaches Bravo!) Gewiß tritt fehr oft im Barlament 
m ums bie Froge heran, ob wir die prinzipiellen Forderungen in ihrem ganzen 
Umfange und Ihrer ganzen Edärfe aufüclien follen, obwohl wir. nicht die 
geringite Ausſicht haben fie durchzuſetzen. Die opportuniftiiche Stellungnaßme 
findet: ba immer eine Wurzel. Man glaubt, menn wir weniger fordern wür— | 
den, würden wir leichter ba8 Wenige bekommen. Aber id) habe in meinem nabes 
zu 40jährigen parlamenterijchen Leben die Entdeckung -gemadt, dag auch im 
politifchen Leben das Wort gilt, das im bürgerlichen Leben jo vielfach zitiert 
wird: „Beicheidenheit iſt eine Bier, doch weiter. kommt man ohne ihr!“ (Heitere 
Zeit.) Mir können die befcheidenften Sorderungen Stellen, und fie werden ung 
nicht erfüllt, wenn nicht der Druck der Verhälinifie Hinter uns ſteht. Hinter 
der prinzipiellen Borderung ſteht an fich der Drud, den die Gründe ausüben, 
die -man-für ein Prinzip anguführen permag. Da fommen und unjere Gegner 
menigitens ein Stück entgegen. Vielleicht erreichen mir, geftatten Sie den 
Ausdruck, mit Unverſchämtheit, mag wir mit Bejcheidenheit nte erreicht hätten. . 
In den lebten Wochen und Monaten iſt fo oft geſprochen worden von ber Macht⸗ 
Iofigfeit der Sozialdemokratie. . Kein falſcheres Wort als dieſes. (Lebbafter 
Beifall.) Sch behaupte, daß im Beutichen Reich Feine mächtigere Bartei exiſtiert 
als die. unſere. Die Sozialdemokratie ift e8, die unfer ganzes politifches und 


ſoziales Leben im Innern und Aeußeren beherrſcht. Ohne ihre Exiſteng wür⸗ 


den wir weit hinter dem, zurückſtehen, was wir heute exreicht haben. (Bei⸗ 
fall.) Einen Beweis für die Nichtigkeit. Diefer Auffaffung liefert gerade bie Er— 
fahrung ber. Srauenbewequng in den legten 15 Jahren. Das Zentrum jträubte 
fih anfangs der 9er Jahre mit. aller Kraft gegen die Forderung, bem meib« 
Tihen. Geſchlecht die ihm damals noch verſchloſſene Bahn geiftiger Betätigungen 
gu öffnen, Vor zwei Jahren erklärte zur allgemeinen Ueberrafhung einer ber 
Tonferbativften Serren bed Zentrums, Freiherr v. Hertling, Jich mit. aller Vehe— 


menz für die Zulaſſung der Frauen zu allen Etudienzweigen. Einen foldhen 


Wechſel in der Auffafjung, eine ſolch völlige Unmandlung in den Mebergeuguns 
gen kann nur durd) den beftändigen Drud erzeugt worden fein, den die Schiche 
ten ausgeübt haben, die an einer folden Ummandlung fozial interefjiert find, 

> Eine andere Frage it Die des Wereind- umd Verſammlungsrechtes. In 
menden Staaten, fogar im reaftionären Sachen, find Männer und Frauen in 
biefer Beziehung —A In anderen Staaten aber — und Preußen 
marſchiert natürlich überall in der Reaktion voran — hat man den Frauen das 
Vereinsſsrecht in großem Umfange beſchränkt. Einem Fortſchritt auf dieſem 
Gebiete iſt au das Zentrum ſtels entgegengetreten. Jetzt hat es teilweiſe mit 
unter dem Druck ber bürgerlichen Frauenrechtlexinnen in wiederholten Er⸗ 
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Härungen anerfennen müffen, daß angefichts der gewaltigen ſozialen Umwand⸗ 
lung, die Millionen und. Abermillionen bon Frauen in den Exiſtenzkampf ge⸗ 
trieben bat, die ihnen bierfür notinendige Freiheit des Verein! und Berjamim: 
lungsrechtes und der Koalition nicht länger verweigern dürfe. Für volle poli⸗ 
tiiche Vereins» und Verfammlungsfreibeit der Frauen Tann fi das Zentrum 
noch nit erklären, aber auch das. wird kommen. Diefe Fortſchritte beiweiten, 
in weldder Weife wir weiter arbeiten. müflen, um zu einem. vollen. Erfolge au 
gelangen. Ber Frage der Einführung des allgemeinen, gleichen, geheimen und 
Direlten Wahlrechtes für die Frauen ſtehen bisher die bürgerliden- Barteisn 
fehr ablehnend gegenüber. Darüber .brauden wir uns um ſo weniger .gu 
wundern, als in: weiten bürgerliden Kreijen die Abneigung gegen das allge⸗ 
meine, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht überhaupt beſteht, und ſehr ein⸗ 
flußreiche Kreife bi8 auf den heutigen Tag daran denken, dieſes Wahlrecht bei 
der erſten beſten Gelegenheit zu beſeitigen oder zu beſchränken. Dieſe Leute 
ſind natürlich nicht geneigt, das Wahlrecht auf die Frauen auszudehnen. Gleich⸗ 
wohl wage ich die Behauptung, daß wir in Deutſchland Ausſicht haben, weit 
eher das allgemeine, gleiche, geheime und direkte Frauenwahlrecht zu bekommen, 
als daß das allgemeine, gleiche, geheime und. direkte Wahlrecht überhaupt abge⸗ 
ſchafft wird. (Große Bewegung.) Das letzteve iſt wohl überhaupt nicht mög- 
lich, denn ich bin überzeugt, daß in dieſem Falle alle ſtimmberechtigten Arbeiter 
ohne Unterſchied der Partei, die durch die Beſeitigung des Geſetzes geſchädigt 
würden, ſich zu einem Kampfe erheben würden, wie ihn Deutſchland noch nicht 
gefeben hat. Genau fo fie vor der Empörung feiner eigenen Arbeiter .1895 
das Zentrum dabor zurüdfchredte, das Zuchthausgeſetz in irgend. einer Form 
anzunchmen, fo bat es noch in viel höherem Maße alle Beranlaffuüg, am 
Prinzip unferes Reichſtagswahlrechtes nicht zu rütteln. (Sehr: wahr!) Auf 
der anderen Seite iſt nicht ausgeſchloſſen, daß in dem Mabe, wie die Unzu— 
friedenheit der Mafle wächſt und die fozialiitifide Stimmenzahl ſich fteigert, 
die Idee an Boden gewinnt, e3 auf die Frauen auszudehnen, weil unter. ihnen 
noch eine ungeheuere Anzahl ſich befindet, die vorläufig noch den ſozialdemo— 
fratifhen Ideen gegnerifch gefinnt find. Mit diefer Tatfathe rechnend, die man 
nicht beitreiten fan, — die Frauen find meiſt noch. politifch indifferent und, 
fomweit jie einer Führung folgen, folgen fie mehr der konſervativen und der 
Geiſtlichkeit —, mit dieſer Tatſache alfo rechnend, wird die Maforität dur) Die 
Einführung des Frauenſtimmrechts die Sozialdemöofratie auf einige Zeit zurüd- 
audrängen in der Lage fein. Das ift unzweifelhaft richtig. Aber trotzdem wäre 
e3 der größte Fehler, wenn fir ung gegen die Ausdehnung des Wahlrechtes auf 
die Frauen erflären mollten. Alle die Gründe, die heute gegen das Stimme 
recht der Frauen geltend gemacht werden, murden feinerzeit auch gegen das 
Etimmredt der Männer vorgebradt. ch jelbit Habe mich vor 43 Jahren als 
Mitglied des Leipziger Arbeiterbildungspereins gegen das allgemeine, Stimni= 
recht ausgeſprochen, weil die Arbeiter politiſch noch nicht genug gebildet ſeien, 
was von einem erheblichen Zeil auch Heute noch gilt; denn noch jetzt nach faſt 
40 Jahren ſtimmten in Deutſchland 7'/, Millionen Wähler gegen uns Es iſt 
kein Zweifel, daß die Mehrheit dieſer Wähler aus Arbeitern beſteht, die gegen 
ihre eigenen Klaſſenintereſſen ſtimmten. Aber das Hat niemand von. uns 
veranlaft, jih gegen das allgemeine Stimmrecht auszusprechen, fpndern. mir 
agitieren unaußgejeßt und bringen immer arößere Kreife gu ‚der Erkenntnis, 
in der Sozialdemofratie daß Heil für ihre. Zukunft F erbliden. Schon ‚Haben 
wir 8 Millionen, und ich hoffe, daß wir. 4, 5 und 5 Millionen und fchlieklid 
die Majorität gewinnen werden. Wenn nun die Reaftionäre als lebte Zuflucht 
für ihre Herrſchaft die Frauen anrufen, fo werden mir Männer gezwungen 
fein, innerhalb der. Frauenwelt. nrit aller Macht zu agitieren, und dann mind 
Bald der legte Unter gebrochen, an den fi die Gejellfehaft noch anklammern taun, 


/ 


| 


e: 
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"Sen: Gensfen in. Belgien und Oeſterreich iſt ER daß die kulturelen 
——— ahren: Ländern zum⸗Teil noch tiefer. ſind als hei. uns. Wer die Ges 
ilt der Kirche über die Frauonwelt in ben katholiſchen Gegendan Deutſchlands 
Term) wish verſtehen, ausb welchen Gründen die Genoſſen dort glaubten, daß 
die Ausdehnung des Wahlrechts auf.die Frauen bie Reaktion gewaltigſtärken 
mürdesi: ich: Balte::eß: für. eine Tüufchugg, daß. die. Reaktion jekt ſchon bareit 
wäre; micht nur: ben. Männern, fordern auch den Frauen das allgemeine Wahl⸗ 
rexht zu gemähen.: Auf der anberen Seite aber wäre es von eminentem ggita⸗ 
ariſchen⸗Werte geweſen, wenn bie Genoſſon, dieſe Forderung gaufgeſtellt und 
damit: die: Unzufriebdenheis in die gegneriſchen Kreiſe hineingetragen hätten. 
Und wenn ſpäter bie Jruge ernſihaft atiuell. wird, konnten fie ſagen: Wix ſind 
in erſter VSinie für dieſeß Frauenrecht eingetreten. Ich will hier keine: Polemik 
mit unfern auslündiſchen Genoſſen ‚führen, ich babe mich nur für verpflichtet 
halten, Grunde und Begengründe. Iuxg anzugeben. Wir werden auf dem 
müchſten interxnationalen Kongreß, der. in: SE ‚tattfinden. Min ſowieſo 
‚über. diefe Frage Sprechen: müſſer. 

„gar mich iſt es zwoifellos: wenn. wir Erfolge erringen wollen — vnd Ex 
—— müſſen wir erringen —, je Tönnen wir fir nicht erringen, wenn wir ben 
vornherein quf unfere ‚pringipiclien Forderungen verzichten und: erklären, daß 
wir nurnanf Konzeſſionen rechnen, Ich halte das fiir-eine verfehlte Taktik und 
derrum freue ic mid), daß die Frauenſtimmtrechtöfrage hier, behandelt worden 
+. und: bitte. Sie, die vorgeſchlagene. Reſolution einſtimmig angunchmen. Sie 
pcopflichten Damit aud) die Partei für ſie einzutreten und, ihr en. a —— 
aa MSioge gu: verhelfen... (Lebhafter Beifall.) t 5 
En Frau Wengef?-Derlin.: begründet. einen Echlußantrag. 
u, Kram Braup⸗-Vexlin bittet, ihr als Vertreterin der weiiſchen Frauen no 
* MWort gu verſtatien. a a an N 

Dex: — wird angeommen. 


Bart abasjcmikten morden jei,. erwidert . 

.:ı Borfigende Genoſſin Zietz: So Hat nicht bag Bureau, ſordern die der. 
hommlung entſchieden. 

Die Rejolution Zettin findet, nt make. Auch wird 
beiten das Referaten! Broſſchüre. druſcken zu taflen., | 
a an De ‚ein. 


“ a ae 





ul in F — — F BT ee u. 
rn “ - Nachmittags: ‚Sisung. ER a el 
* Bir Wechandtung Tontmf Punft' 5 der Tagesordnung a; 
an a Furſorge für Sümangere und Wichnerinnen. 

Mieyerenten J Br Zu 
St EL Baker-Brosden: — Sunidertiaufenbei ton eutwerbätätigen 
Sram ruht Heute dine dreifache Belaſtung: zu den alten Leiten der. Haus⸗ 
wWirrſthaft Und der Mutterſchaft ift in. der Erwerbstätigkeit noch eine dritte ge⸗ 
nn Aber atur wenige ſind dieſer ſchweven VBürde gewachſen. Tauſende 

le phiiſch und pfychiſch darunter zuſammen; Taufende jchen ſich der Mög⸗ 
I. beranbt, geſunde Mütter geſunder Kinder gu werden, ſehen ihr Hause 
Beam Vorfall geraten, ihre Kinder verwahrloſen. Doch nicht nur die einzelnen 
zanonkeiden niter diefem. Zuſtand, auch die Goſamtheit wird dadurch aufs 
Ichwerfte vedraht.Ueberall da, wo die produftive Arbeit, beſonders die in Fabriken 
ab in: der Hausinduſtrie. große Echaren· von berheiraisten Frauen und NRüktern 
in ihr Getriebe gezogen hat, zeigt nicht nur bie er erihredena 


* 
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hohe Zahlen, fondern, was fait noch ſchlimmer ik, He Mehrgahl der überleben⸗ 

den Kinder iſt ſchwächlich, ja oft genug zu lehenslänglichem Siechtum herurteilf. 

In Sachſen 3. B. fteht die Kinderſterblichkeit, nach Bezirken, belrachten in 

geradem Verhältnis. zum Umfang der. Frauenarbeit in. den Fabriken. Die, 

Amtshauptmannſchaft Chemnik. mit ihrer Stark induſtxiellen Bevölkerung uich 

ſehr ausgebreiteten Frauenarboit ſteht hoch obenan. Von 100 Sinpern. si. 
eriten Kebensjahre Karben in Dresden 20,7, in, Leipzig. 28,7, in-der Stadt. Chexir 

ni 34,2, in der Amtshauptmannſchaft Chemnik 392, CEhemnitz fteht mit; Bes 

zug auf die Kinderſterblichkeit an zweiter Stelle in ganz Europa. Und wer mit 
offenem, Auge ſächſiſch⸗thüringiſche Textilfabrikations⸗ und. Hausinduftriebtzixke 

bereift: hat, der. vergißt. die rhachitijchen ‚Kindergeftalten, ‚bie atnugelben Ge⸗ 

ſichtchen, die ihm dort überall begegnen, nie wieder. : - 

Die. Einſicht in die ſchweren degenexativen Wirkungen — Griverbadtbeit 
folder. Frauen, die zugleich. Hausfrauen und. Mütter find, hat Politiker der. 
verſchiedenſten Barteirichtungen: dazu. vexanlaßt, ein Verbot der :chemeiblichere 
Fabrikarbeit zu verfangen.. , Sürglich:ift pon.anderer: Seite der. — eintx 
Halbiägabeichäftigung der. verheirateten rauen gemadjt mordän.: —— 

Wir können uns dieſen Vorſchlägen nicht anſchließen. Wir ſehen — 
immer weiter um ſich greifenden. Frauenarbeit nür den Ausdruck eines Ge⸗ 
ſetzes ‚dag, allem Fortſchritt m Natur- und Menfchenwelt zugrunde liegt, dos 
Goſetzes Der. Arheitstetlung,. Durch fie iſt der Frau von ihrer früheren: prfs: 
duftinen Arbeit im Kaufe cin Gebiet nad}. dem anderen: entrifjen, morden; fo: de 
die Hausarbeit allmählich; ihren‘. früberen wirlihaftlicden.. Wert. verloren int, 
und.dies Frau gezwungen wurde, außer den Haufe produktiv tätig: zun fein. Es [> 
iſt deshalb: ein-cbenfa pergebliches wie unvernünftiges Bemühen, die Fratteet 
durch. irgend melche Verbote in. Die: ungeteilie, kleinbetriebliche Hauisaxbgit 
zu rückbannen zu wollen. Die Franenarbeit iſt zu einer wiriſchaftlichen Nots 
wendigkeit geworden, und ein :Berhot der. Frauenarbeit in. det Fabrilinduſtrie 
würde nur eine vermehrte. Abwanderung in die ungeſchützten Gebiete her, Heim⸗ 
arbeit zur Folge’ haben. Daß: eine: ſolche Einſchcünkung der Frauenarbeil auch 
aus :anderen Saunen micht:: ae ap wäre; darauf lann hier micht 
näher: eingehen. - Be SE a 

Es gilt den Webergangaguftand; in- dem: wir uns: Heute. Beftriben, nicht alifs 
zuhalten, ſondern eher zu beſchleunigen, am ſeine Leiden für die Frauen abgus 
kürzen and feine Gefahren für Die. kommende Generation: ge’ beriingetimisnöt. 

Es gilt erſtens: Sie Frauenarbeit auf! geſeßlichem und, —— 
Wege fo zu 'geftalten, daß te bie cheitetintten. nicht Torperlich und veiftig 
ſchäbdigt und ſie daran hindert, gefunde Kinder zur Welt‘ zit bringen? gs 

Zweitens: Mit daran zu “arbeiten, daß‘ den ' ‚Frauen ' durch weitet fotte 
ſchreikende Arbeitsteilung — eg Arbelten in Yaus irnd — ee: 
nommen werden. F 


ig 
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Die Ablÿſung: hauswirtſchaftlichex umd: mätterfidjer Zäkigfeit durch: Ver⸗ 
ſelbſtändigung und durch Inmmmusale'nber —— Enritungen or⸗ 
währe. ich hier nur: den Vollſtündigkeit halber. eu 

Was -gunädjit-die Beeinfluffung der Arbeitsverhältniffe ver Arbeilerinnen 
anlangt, jo halte ich die: Faſſung des Fraktionsantrages von 1901 nicht für ganz 
glücklich: „Arbeiterinnen dürfen nicht beſchäftigt werden bei ſolchen Arbeiten, 
die beſonders dem weiblichen Orgauismus ſchädlich-ſind,“ Dus iſt ſehr unbe⸗ 
ſtimmt. Nur enise Arbeiten ſind an iſich ungefund, meiſt werden ſie vs erſt 
— ihre Dauer — das en Da muüſſen Unterſehnede gemacht 
werden. — 
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he Spitze⸗ unferet Forderungen "Babe ih in meiner Reſolution die 
d des Wich igt u'n de nrages geſtellt. "Denn auch an 
fi”: ungefäheliche Arbeiten wirken⸗ gefährlich durch ihre : Dauer. 
"Die: einſeitige Korperhaltung, die: Inanſpruchnehme immer derſelben 
Mußskelparlien gefährbenbei 10, 11 und mehrftäudiger Dauer bie Geſundheit. 
Das gebüdie- Sitzon iſt oft die Arſache von VDuberkuloſe und Blutarmut: Dabon 
bedroht Find: Be Räherinnen, Stickerinnen, Wlümenarbeiterinnen und Konto 
riftinken! tt Das anhaltende Stehen wieder ift: befonders bei‘ noch unvollendetem 
Wachstumugefahrliche plattes Beckem, Zirkulationdſtörungen, geſchwollene Füße 
könnent die Folge ſein. Aridererfeiis' gibt” es "Arbeiten; die. en-und Tür fi ſchäd⸗ 
lich find, beren Echãdlichteit aber bei- Airzer Dauer noch u’: ertragen it, zum 
Beifpiel Arbeiten in geſchloſſenen, mit Bunft: und’ Staub erfüllten Käuinem: - 
Schließlich führt eine gehn⸗Bis elfſtündige Erwerbsarbeit unter allen: Umſtän⸗ 
den. zurr Ueboranſtrengung, auch wenn ſie kbeicht iſt, falls für Die Arbeitendon 
noch Mutterpfüichtee hiuzutreten. Für Schlaf und Erhdlung vleibt nicht ge⸗ 
nügende Beir; Die Körperkraft Bi bvorgzeflig ‚aufgebraucht. Wie ſoll dann ſo 
ein armer, abgerackerter Leib. noch imſtünde ſein, anderen Weſen Geſundheit 
und: Lebenskraft mit auf: den Lebensweg zu, geben?, So wird dev ne 
tag: auch zu ‚cihex Surdinalforderung. des Mutterichuber: — 

En WVerbot der Frauenarbeit würde ich. nür Für: foldhe: Voſchäftigungen 
empfehlen; die ihrer gangen Natur nad) für Mutter und Kind ſchädlich find, jo 
die Werarbeitimg: giftigen Stoffe: und. Aubeiten, die mit beſondorer Aütperante- 
itrengüng>weibunden find, wie 3. B. Mörtel- und: Biegeltraigen..:: Vor geworb⸗ 
lichen’ Giftenıkonımen:bejonders Blei, Quicdfilber, Phosphor, Kupfer, Schwefel⸗ 
kohlenſtoff, Antlin-Uund Nikotirr in. Betracht. Leppatann nennt 11T: Induſtrie⸗ 
zweige rin dotzen -Bleiverpiftungen vorlommen. Auch das ungeborene Kind wird 
durch dasBleßzi das ie Ninsten.aufninmit, aufs ſchwerſte geſchädigt. Man Kat 
Blei⸗ ſpgeirninr Dt Milch der Frauen nachgewitſen; Fehlgeburten ſind häufig. 
Das MDueckfilbor⸗ſcheint ebenſo gefährlich zu: fein; doch: wird: es lange nicht in 
dem Maße ii das Bier. verwendet. Mach Hirt beträgt Die: Kinderſterblichkeit 
65 Pedzent.' AUbeber die Schädigung. dundy den Xabakift man. ſich noch nicht: gang: 
im Haren. Die Rabrikinfpeftoren haben cine enorme Kinderfterhlifeit ie . 
Santilten..die Tabak verarbeiten, feßgeſtellt. Leppmann, aber meint. dieſe Er 
ſcheinung darauf zurüchführen au können, daß beſonders häufig ſchwächliche 
Berfonen: dien Sabatarbeit mählen, daß alſo hier bexeits eine ungünſtige Aus⸗ 
wahl; ‚ber; „Clterm ‚borliegt., ‚Doch haben neuerdings. Erhebungen: ‚unter den 
Tabatarbeiterinnen. in, Ranch. die Gefährlichkeit der Tabafoerarbeitung beſtätigt. 
Dennoch wage.ig: nicht. zut entſcheiden ob es richtig ift.... hier ein Verbot, ber 
Frauenarbejt zu perlangen,.. eine. ſehr einfejneibenbe Mahregek,. da wir ſchon 
1895. faſt 70 000 Fabatarbeiterinnien Hatten, Inden Gummifabrifen iſt die 
Verwendung bon Schwefelkohlenſtoff die Trfache bon Fehlgeburten, bon, Blute | 
berluiten, bon der Unmöglichkeit, zu ftillen. Das alles find Arbeiten, die ihrer 
Nati® nüch den weiblichen Organismus ſchädigen. Hier Liz dog ‚Verbot ‚ber u 
Frauenarbeit zu berlangen. Er 

Esl nr doeiter: unterſchieben werden; ob. bie Gefahr für die Frau in Ser 


Natım def. :Wetziches’ oder in der : Uxbeibmutbode ‚Liegt. Nach dent‘ 


Wortlaut des Fraktionsbeſchluſſes müßte das Arbeiten an’: der "Mühe . 
mafshine ; fü; Die; Frau: übherhaupt verboten merden. Alle: Aerzte ſind 


fich - Bgrüßer; einig, daß das Maſchinennähen. Feihft.. wenn es nicht 
lange: ‚ds went, gehadigend für die Fran: iſt. Abgefehen davon, daß esß ausge. . 


ſchloſſemaſt. die Frauen aus dieſem fait vollig von ihnen beherrſchten Gchietizu : - 
verdrängen, iſt esc Nlar,“ daß die. Schädigung: imFußbetrieb der⸗ Rähniafchine !.: 
liegt... Mg# Unternehmertuut halt :an den ‚Sußbeiriebsmafsginen nus feft,' weil 
Dampfkraft teuer ift und billig Fleifch und Blut. (Sehr wahr!) ‚Bier, muß bie. 
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Ötiehöeküng, die ria andige Nrbeilsnethobe verbieten. ud) 3 ve geheimer: 
liche Mgitation müßte dieje Forderung mehr hervorheben. Ich verhehle mir 
Hicht, daßz die Durchführung einer ſolchen Veſtimmung die Heimarbett wiedet 
begimftigen würde. Aber um fo energifcher müßten die Gewertfchaften die Ern⸗ 
führiing von Betriebswerkſtätten fordern. 

Mit der Fußnähmaſchine ſind die gefährlichen Arbeitsmethoden nicht er⸗ 
ſchöpft Nach Dr. Leppmann iſt 3. B. bie Liegebrüdpreite e, die in Buchbindereien 
und, Luxuspapierfabrifen. gebraucht wird, gleichfalls beſonders gefährlich.“ 

Dieſe Forderungen ſtellen wir für alle Fraien, ob fe Mütter, ſind oder 
richt. Es handelt fih hier im vorbeugenden Multkerſchutz. Vor allem Öte 
heranwagſenden ‚Mädchen, die aus ber Schule entlaffen find,” müſſtn vor 
Nieberarbeit geſchützt werden. Für fie find acht Stunden Aibeik noch‘ atı, Pick. 
Ierade Im Enttpidelunggatier, ‚merden die Keime au ‚Unterleibäfranfheiteit. ger 
legt. 


* 2 


— gzepden wir ung fun, zu den Forderungen, bie wir ibegieltf für ESchwangere 
und Wöchnerinnen erheben. Wir fordern als Kon equenz der Stanfenfalfen- 
nobelle bon 1903, die eine Wöchnerinneriunterftigüng von fechs Wochen‘ voxſieht, 
ein abſolutes Albensverbo von ſechs Moden‘ für die "Möchnetitinen. Wit ver- 
langen weiter, da das Recht der kündigungsloſen Einſtellung der Arbeit "von 
vier Modden atıf acht Wochen bor der Riederkunft ausgedehnt wird." "Won ber 
Krankenverſicherung verlangen wir die obligatoriſche Bewährung einer 
Schtwangeremunterftügurg, die das Krankenvercherungsgeſetz bis jetzt im das 
Freie Ermeffen det ‚Kaffen ſtellt, im Valle. der durch die’ Schwanger nat veru v⸗ 
Juchten Erwerbsloſigkeit auf dir; Dauer bon‘ acht Vochen, falls die Schwangexe 
gehoittt "fit, die Arbeit” "aufzugeben. Am liebſten forderte ‘ Id das Wer- 
bot‘ Der Arbeit Schwangeter waãhrend der letzten ziel Monate.“ (Schr richtigT) 
Wenn ich nur’ wüßte, wie die Kontrolle durchzufuͤhren iſt. Set Zeitpuntt ber 
Gebutk iſt nicht vorher gentit, feftauftelen “und weſentliche Vertechtungen 
kommen vor. me: Enquete ftangöſiſcher Aerzke hat ergeben welchen· un⸗ 
gunſtigen Einfluß auf die Qualität der Nachkonmenſchaft! die Arbelt in den 
retzten Monaten der Schwangerſchaft ausübt. Die Kinder ber während der 
Echwangertſchaft durcharbeitenden 8 Frauen werden meiſt. au u ‚geborett, und 
And zaͤiet als der Durchſchnitt. 

Die zweiten 'ordering, die wir ſtellen, a Sie: freier Bebaminendienfte 
iind freier‘ Scinäi tung’ ber Arztpflege bet Schwangerſchaftsbeſchwerden. "Mir 
verlangen das. als obligatotiſche geſetzliche Leiſtung und nicht tie‘ Bisher als 
eine, "die im Treten: Belieben der Kränkenkaffen fehl. Mänet ift‘ der’ An- 
THauung, daß durch Anſtellung von Kaſſenhebammen günftige hügteittfche 
Erfolge erzielt werden könnten, da jcht die Hebammen, von’ den Nähr⸗ 
piäparetfabrifänten gewonnen, bietfach. vom Stillen abrieten. > "m 
— Was die’ RE EU. angeht; ‚16° "bin ich’ zunũchft nicht 
fiber die‘ Münchener Beſcht füfle hinausgegangen. Nur wünſche id," daß die 
Sttantentaffen: die‘ Nuterſtützungsfriſt für ftiflende Mütter’ auf 13 Moden 
Berkängern. Nebt das eine Higientich‘ günſtige Wirkung aus, To ‚sehen die 
Rafien: Btelleiegt "weitet, und: die Kommunen ſetzen Stillprämien aid. Das 
wäre um jo ‚notwendiger, als dag Stilfen der Kinder immer mehr abfommt. 
1856 wirtben: in Berlin noch, 829 Hort :1000,-1895 nut noch 446 "und 3960 gar: 
nit” 382° von "1000 geſtilft. Auch nach "er Statiſtit in: Baden ninmnt? der 
Prozentſatz der” nicht beitilften Kinder ſtetig FEB Leipgig wurden nach 
tiner Enquete von 1004 12 Proßz. "ber Kinder künſilich genahrt;werl! Die 
Muͤtter zux Arbeit zurückkehren Mmüußten.“ Neber vie hygieniſch ſehr Bebent. 
tigen“ Folgen dieſer Entwickelung find” fich alte” Aerzte einig. ME. Brufht⸗ 
firtber; ‚zeigen gegen Tod nd“ Krankheit” eine: vielfach größere Widerſtands- 
kraft. Auf die Bruſtgeſtillten entfiel in Berlin nach der letzten Zählung 
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eiwa ein Dritte. Unter Tan Todesfällen durg die verſchiedenen Er— 
nährungskrankheiten aber machten ſie nur 8 bis 9 Proz. aus, Selbſt im 
ſpäteren Leben bis hinauf zur Dienſttauglichkeit ließ ſich die, gefundheit- 
liche Ueberlegendeit der Bruftfinder nachweiſen. Sogar die Leiſtungsfähigkeit 
in der Schule ſei bei dieſen Kindern eine größere. Die Einbeziehung. einer 
Unterftüßung für Gtilfende in die Krankenverſicherung iſt alſo jedenfalls 
gerechtfertigt. 

Eine, Erhöhung ber Unlerftübungsfäße uf die volle "Höhe des Lohnes 
iſt ſelbſtverſtändlich geboten. Ebenſo verlangen Wir ſeit langem die obliga—⸗ 
torifche Ausdehnung Der Unterftüßung, auf "die. Frauen der Mitglieder, 
Leider iſt im bezug auf dieje Beſtimmung in das Geſetz durch die Nach— 
läſſigleit der Abgeordneten bei der letzten Novelle der. Krankenverſicherung 
eine Verſchlechterung hineingefonnteiz, jo daß die Kaſſen jet nicht nieht das 
Hecht haben, den Frauen der Mitgliener Wöchnerinnem: nterftügung ZU ge⸗ 
währen. Sie dürfen nur noch Schwangerenunterſtützung leiſten. Dicſe Tat⸗ 
fache ift wieder ein klarer Beweis für die Notwendigkeit des Frauenftimms 
rechts. (Sehr wahr!) Wären Frauen in ber. ———— geweſen, wäre ein 
folches Verſehen nicht möglich geweſen. 

Eine weitere ſelbſtverſtändliche Forderung iſt die Ausdehnung ber 
Krantenverfiherung auf alle Lohnarbeiterinnen, alfo. auch auf die in der 
Landwirtſchaft tätigen grauen, ſowie auf die Beimarbeiterinnen und Dienſt⸗ 
boten. 

Wir denken uns die Mutterſchaftsverſicherung nicht. als beſonderen Ver⸗ 
ſicherunoszweig, ſondern als Teil der Krankenvérſicherung. Von einer uns 
gerechten Belaſtung der Kranfenfaffenmitglieder durch die Einfügung. der 
Mutterfhaftöverficherung kann feine Rede fein. Hat dod) jedes Rind mie 
feine. Mutter fo auch feinen Pater; daher iſt es ganz berechtigt, wenn auch 
die Männer in ihrer Geſamtheit zu den Laſten dieſer Verſicherung heran— 
gezogen werden. Durch eine beſondere Verſicherung würde man die 
Leiſtung gerade denen aufbürden, die fie nicht tragen können, einem kleinen 
Kreis bon grauen. Es wären, einfach Sparpfennige ‚oder daB Syſtem der 
bürgerliden Lebensverſicherung, dns übrigen. jehr fompligierte Geburten⸗ 
frequenz-Berchnungen notwendig madt. Gliedert man dagegen. die Mutiete 
Schaftsperficherung ben Krankenkaſſen an, ſo genügt die gang einfache Be⸗ 
rechnung. bon Moltenbuhr in der „Gleichheit“, dat je 18 Beitragszahler für 
einen Gehuxtenfall . aufzufommen haben... Das miürde. feine allzu erhebliche 
Steigerung der SKajjenbeiträge notmendig machen. Sedenfalls könnte man 
durch eine Verwaltungsreform der Krankenkaſſen — Zufammenlegung der 
Verfiherungszweige, Lenttalifation und zwangsweiſe allgemeine Eine 
führung der Ortöfranfenfaffen, jtärfere Herangziehung der Unfallverfiherung 
zu den durch fie entjtehenden Koften uſw. — viel fparen. Auch berlangen 
wir einen GStaatszufhuß, da der Staat ein. natürliches Intereffe an dex 
Gefundheit feiner Bürger hat. Schliegli würden die Krankenkaſſen auch an 
anderen Krankenausgaben jparen fönnen. . Die Unterleibskrankheiten der 
Frauen würden gewiß ſeltener werden und was man an das Kind in ſeinem 
erſten Lebensjahre wendet, das hat noch ſtets im gangen Reben Zinſen (ide 
fragen. . 
Das iſt freilich zum Teil, das müſſen wir uns geſtehen, Zutunftsmuſit. 
Das, was ſchon nach dem heutigen Krankenverſicherungsgeſetz erreichbar wäre. 
iſt die Erhöhung des Krankengeldes auf drei Viertel des Lohnes und eine 
Schmwangerenunterjtüßung. Dafür muß mehr wie bisher in den Streifen ber 
weiblihen Kaffenmitglieder agitiert werden. Hier haben fie das Wahlredit, 
leider nutzen fie. es heute viel zu wenig aus. (Sehr richtigh) Sie köͤnnten 
jonft gegen manche Unfitte bei den Krankenlaſſen vorgehen. So dagegen, 
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taß bon den Vätern unebelicher Kinder die Unterftüßung, die den Mädchen 
gegeben ift,. eingezogen wird. Das iſt eine ganz unfinnige Praxis. Von 
feilen der Moralpfaffen wird fie natürlich damit begründet, dab, wenn das 
nicht gefchieht, Darin An Ansporn gu unebelichen Geburten liege. (Lachen.) 

Bei den Borderungen an. den Kommunen braude ich mich nit lange 
aufzuhalten; Mit den Säuglingsheimen, wie wir fie unter anderem ver- 
langen, jind auch von privater Seite Schon Anfänge gemacht. So gibt es bei 
Dresden eine ſehr gute folde Einridtung, bon einem Arzt ‚begründet, in 
das auch die Krankenkaſſen Säuglinge ſchicken. ‘Die Stillprämie habe id) 
ſchon geitreift. Cine Prämie von 25 Mi. nad einem halben Jahre, wie 

Mapet fie fordert, ift allerdings viel gu gering. Ami beiten ijt, wie geiagt, bie 
Einbeziehung der Stillperiode in die Krankenverſicherung. Gang beſonders 
im argen liegt die’ Milchbeſchaffung für die Kleinen. Selbſt die ſogenannte 
teure „Kindermilch“ it mandjmal im Sommer ganz berborben. In Leipzig 
hat ein Gerichtschemiker bei einer Gerichtsverhandlung exklärt, der ber» 
dorbene Zuftand ſolcher Milch fei nicht ftrafbare Schuld des Mildlieferanten, 
ba er nur herbeigeführt fei infolge der in Mitteldeutſchland üblichen Bei⸗ 
miſchung von Kuhmiſt. (Hört! Hört!) 

Vom Staate verlangen wir außer den genannten Beiträgen Aufifärungs- 
orbeit: Obligatorifchen Unterridt in der GSäuglingspflege in ben obligas 
toriſchen Fortbildungsſchulen und die Verbreitung von Merkblättern. Denn 
in der Säuglingspflege wird ja nicht durch Armut, ſondern auch durch Un- 
toiffenheit gefündigt. Aminermärden und Großmutteriyeisheit richten viel 
Schaden an und können durch diefe bom Standesbeamten zu berbreitenben 
Dierkbläiter befämpft werden. 

Wenn wir zum Scluffe unfere Forderungen lokalen eineg vernünf- 
tigen Muttetfchuges überhliden,. jo müffen wir doch gejtchen, daß fie nur 
den Wert bon Mindeftforderungen haben. Die Erfüllung diefer Forderungen 
räumt nur die ſchlimmſten Schäden meg und ſucht nur die drückendſten Laiten 

zu erleichtern. Trotzdem ift uns wohl allen Zar, daß felbit dieſe Mindejt- 
forderungen heute auf große Schivierigfeiten und Wiberftände ſtoßen werden. 
Es iſt eine kennzeichnende Eigenfchaft unferer kapitaliſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung, daß ſie die Sachen höher wertet als die Perſonen. Für die Vieh— 
zucht werden die meiſten Errungenſchaften der Hygiene und der Nahrungs⸗ 
mittelchemie angewendet, denn da macht ſich die angewandte Sorgfalt in 
Hingender Münge bezahlt. Die Seranzicehung einer fraftvolleg Generation 
Dringt aber nichts ein, wozu alfo daran arbeiten? Wer die ſchnellſten Pferde, 
die milchreichſten Kühe, die ſchönſten und tüchtigſten Hunde züchtet, wird ge- 
zühmt und mit Breifen. bedadt. Wo aber iſt der Stolz geblieben; den die 
Völfer des Altertums darein feßten, einen ſchönen und- kräftigen Volksnach— 
wuchs zu erzichen? Heute redet man biel von’ der Züchtung des Ueber: 
menfchen, aber den Menfchen läßt man verkommen. Es iſt auch bier not- 
mendig, ſich Har zu machen und es aud in der Agitation. zu betonen, daß ein 
wirklich umfaffender und gründlicher Mutterfchuß .erft auf dem Boden einer 
Gejellihaftsordnung wachſen kann, in der die Menſchen über den Saden 
ftehen, in einer Geſellſchaftsordnung, in der der Nationalreichtum nicht nach 
Einfuhr und Ausfuhr, nach Kapitalbeſitz und Einkommenſteuer berechr 

wird, ſondern nach der rperlichen und geiſtigen Beſchaffenheit ihrer Bürg 

(Lebhafter Beifall.) In einer ſolchen Geſellſchaftsordnung wird die Br 

duftion lebendiger Menſchen nicht mehr hinter der Produktion toter Warı 

zurüditehen und unter ihr verfünmern, fie wird vielmehr als Pie höchſte g. 

ſellſchaftliche Leiſtung gewertet werden. Der Sozialismus, jagt Bebel, ift d’ 

mit klarem Bewußtſein und voller. Erfenninis auf ale Gebiete menfchlich 

Zütigfeit angewandte Wiſſenſchaft. Der Sogialigmus allein wird auch 5 
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Möglichkeit ſchaffen, daß alle Errungenfgaften und Erfahrungen der Wiſſen⸗ 
ſchaft Anwendung finden auf die wichtigſte menſchliche Tätigkeit, die Herbor- 
Lringung und Heranziehung eines körperlich geſunden und ſchönen und 
geiſtig leiſtungsfähigen Menſchengeſchlechts. anganhaltender, ge 
Beifall.) 
- Die Rebnerin ihlägt folgende Reſolution vor: 
‚Shmangeren- und VWöhnerinnenfhug!‘ 


Je mehr die Teilnahme der Frau am Berufsleben wächſt, defto 
ander wird die Frage: Wie vereinigt fih bie Frauenerwerbsarbeit mit 
der Mutterſchaft? Beſonders die proletaxiiche Frau und ihre Rinder Teiden 
ſchwer durch diefe Doppelbelaftung; Unterleibserfrantungen, Erſchwerung 

der Schwangerfhaften und Entbindungen, Zehl- und Srühgeburten, frühe 
Sterblichkeit ımd Siechtum der Kinder haben häufig ihre Hrjache in -den 


ungünftigert Ginflüffen der. Frauenarbeit.. 


| Der Weg einer Einſchränkung (Salbtagsichicht) oder. gar eines Verbots 
der Arbeit verheirateter Frauen iſt fir ung nicht gangbar. Die Arbeiters 
frauen greifen nicht gum Vergnügen zur Lohnarbeit, ſondern aus wirt⸗ 
ſchaftlicher Not, und eine Erſchwerung oder ein Verbot der Arbeit außer 
dem Haufe würde die Frau nur nochtviel mehr in bie ungefhüßten "Gebiete 
der Heimarbeit treiben. 
FSerner aber würden die unehelichen Mütter und ‚Kinder, die den ges 
nannten Gefahren ohnehin ſchon in erhöhtem. Grade außgejekt find, ohne 
Schub bleiben. Und ſchließlich find wir überhaupt nicht für eine folche 
Einſchränkung der Frauenarbeit, weil wir in ber. legteren den einzigen 
Weg zur Frauenbefreiung fehen. i 
Für ung fommt nur in Frdge: 
4. Die Srauenarbeit fo zu geitalten, daß fie die Frauen nicht daran 
hindert, .gefunde Mütter gefunder Kinder gu ‚werben, unb 
2. Einrichtungen zu ſchaffen, bie den — die Left Dt a 
erleichtern. Ä 
Zu 1 fordern wir: 
I. Einführung des Achtſtundentages für alle Arbeiterinnen über adıts 
zehn Jahre (des Sechsſtundentages für die 14 bis 18jährigen), der 
. dur eine ftufentoeife Herabiegung der tägkichen Arbeitszeit auf 10 
bezw. 8. Stunden für- eine ; hurze, geſetzlich beſtimmte Uebergangszeit 
vorbereitet werden kann. Denn jede einſeitige Arbeit iſt geſundheits⸗ 
ſchädlich, wenn ſie zu lange dauert. 
if. Verbot der Beſchäftigung bon Frauen mit ſolchen Arbeiten, bie 
ihrer ganzen Beſchaffenheit nach die Geſundheit von Mutter und 
Kind ganz befanders jchädigen. | 
Wir denken hier bor allem an Arbeiten, die Vergiftungsgefahren 
mit jid) bringen, an Induſtriezweige, in denen Blei, Quedfilber, 
Phosphor, Schwefelfohlenftoff und fonitige Gifte verwendet werden; 
ferner an Heben und Tragen ſchwerer Gegenftände und andere 
ſpeziell ben weiblichen Organismus und bie Gefundheit der Nachkommen⸗ 
ſchaft gefährdende Arbeiten. 
III. Verbot ſolcher Arbeitsmethoden, bie den weiblichen Organismus ges 
fährden, vor allem Erſetzung der Maſchinen mit Fußbetrieb (Preſſen, 
Heftmaſchinen, Näh⸗ und Stickmaſchinen) durch ſolche mit mechaniſcher 
Kraft. Wo dieſe Forderung ‚gu einer Begünſtigung der Heimarbeit 
. „führen könnte, wie z. B. in ber Sonfeltionzinduftrie, muß Dem durch 
Einkichtung von Be en —— borgebeugt merden, 
20 - 
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Zu 2 fordern Mir: 

Bon der Arbeiterfchubgefebgebung: 

I. Das Recht der kündigungsloſen Einftellung der Arbeit 8 Worhen br dert 
Niederkunft. 

II. Ausdehnung des Arbeitsverbots für Wöchnerinnen auf 8: Wochen, wenn 
das Kind lebt, — auf 6 Wochen nach Fehl- und en oder falls 
das Kind innerhalb dieſer Friſt ſtirbt. 

Von der Krankenverſicherungg 

I. Obligatoriſche Gewährung einer nen (die. das 

K.⸗WVi⸗G. bis jetzt in das freie Ermeſſen ber Kaſſe ſtellt) im: Sal Der 
durch die Schwangerſchaft verurſachten —— auf die Dauer 

von 8 Wochen. 

II. Freie Gewährung der Schammenbienfte und freie ärztliche Behandlung 
der. Schwangerſchaftsbeſchwerden. 

III. Ausdehnung der Böcnerinnenunterftügung bon: 6 auf 8 Wochen, fall 
das Kind lebt} und, wenn die Mutter fähig und willens ift, ihr Kind 
ſelbſt zu stillen, auf die Dauer von mindeſtens 13 Wochen; Ausdehnung 

der Krankenkontrolle auf die Zeit ban der 8. Woche. gb. 

IV. Erhöhung des Pflegegeldes an Schwangere, Wöchnerinnen und Stillende 
für die Sauer ber Schutzfriſt auf die volle Höhe. des durchſchnittlichen 

Tagesverdienſtes. 

V. Obligatoriſche Ausdehnung der unter I-III angeführten Beflimmungen 

. „auf die Frauen der Kafjenmitglieder. 

VI. Ausdehnung der Kranfenverfigerungspflicht auf. alle‘ lohnarbeitenden 
Frauen, auch die landwirtſchaftlichen Arbeiterinnen, Heimarbeiterinnen 
und Dienſtboten, ſowie überhaupt auf alle Frauen, deren jährliches 
Familieneinkommen 3000 Nark nicht überſteigt. 

Von der Gemeinde: 

Errichtung von Entbiridungsanitalten, Schivangeren-, MWöchnerinnen- 
und Säuglingöheimen, Organifation der Wöchnerinnenhauspflege, Bes 
ihaffung guter feimfreier Kindermild, ſowie Gewährung bon Still⸗ 
prämien, ſo lange bieje Periode noch nicht in die Unterſtützungsfriſt ein—⸗ 
bezogen iſt. 

Vom Staate: 

Gewährung von Zuſchüſſen ſowohl an die Rranfentaffen als — an 
die Gemeinden, damit dieſe den genannten Mitterſchubforderungen ge⸗ 

vecht werden können. 

Aufklärung der Frauen über bie richtige Erfüllung ihrer Mutter- 
pflichten durch Aufnahme der Säuglingspflege in den Schulplan Der 
obligatorifchen Fortbildungsfchulen. . Verteilung bon Merkblättern mit 
Regeln für die Pflege und Ernährung des Säuglings und die — 
der Wöchnerinnen ſeitens der Standesbeamten. 

In der Diskuſſion erhält zunächſt das Wort ee 

Frau Lily Braun-Berlin: Ich Halte ein Verbot der Arbeit ſchwangerer Ar⸗ 
beiterinnen für durchaus geboten. Hätten die Arbeiterinnen nur das „Recht“, 
5 Wochen vor der Entbindung die Arbeit zu berlaffen, fo würden ſie unter den 
heutigen kapitaliſtiſchen Zuſtänden von dieſem Rechte nur wenig Gebrauch 
machen. Ich bitte Sie daher, in die Reſolution die Forderung aufzunehmen: 
Verbot der Arbeit ſchwangerer Arbeiterinnen 8 Wochen vor der Entbindung. 
Eine ungefähre Beſtimmung des Zeitpunktes der Entbindung it möglich, wenn 
eine Verrechnung vorkommt, was ja häufig paffiert, muß die Kaffe natürlich 
verpflichtet fein, für die ganze Zeit der Schwangerſchaft Unterftüßung zu zahlen. 
Die Beftimmung, daß die Hallen mur bei Arbeitälgfigfeit der -Schmangeren vers 
pflichtet wären, die Unterftügung zu gahlen, müßte demgemäß geſtrichen werden. 
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— Ferner bitte ich Sie, nach ber 6. Forderung folgendes einzufgen · ‚Die 
Möcliyteit- diefer Artttirngert iſt: zu Schaffen: durch Vereinheitlichung der Kranken⸗ 
verſicherung, Zuſammenſchluß der Kaſſen zu kapitalkräftigen Verbanden, Selbſt⸗ 
verwaltungsvecht ber Werficyerten And Zuſchüſſe bon Staade.“ Dieſe Stuats⸗ 
zuſchüſſe firid an anderer Stelle erwähnk, gehören uber beſſer hierhern⸗ Ein ent 
ſprechender Antrag ift bereits auf der: Münchener Konfereng beſchloſſen worden. 
Ich bitte Sie, die ausgezeichnete Reſolution der Referentin mit meinen Ab⸗ 
aͤnderungsanträgen anzunehmen. Auchdie Reichstagsfraktion ſollte Dazud ver⸗ 
pflichteb ſein, unfere Forderungen zu der ihrigen zu machen. Ihre bisherigen 
Anträge geigen ſich angefichts dieſer Refolution, die alles enthält was der 
— en — —— ‚unzureichend. a al 
Beifall): :: sin: „zn — —— 

., Frau Webmann⸗Leipgig fahrt al wellete noeſtatbe Laigen für Frauen 
bie "Tätigkeit in Gummifcibriken at, Ido ber’ Schwefelkohlenſtoff ſehrſchädtich 
auf ihre Konſtitution einwirkt. Für ein’ Verbot der Arbeit Schwangerer bin 
jch nit: Leiber verheimlichen heute nnd) bie meiſten Arbeiterinnen fo lange 
wie möglich den Zeitpunkt. ihrer S Schwangerſchaft, ur möglichſt kurge Zeit ghne 
Arbeit: zu jen. Bug würde guch bei. einent Verbot nicht anders werben. "Die 
Hanpiſache 1ft; daß’ die Arbeiterinnen aufgeflätter erben, dann werden ſie von 
ihrem Rechte, acht Wochen vor der Entbindung ohne Kündigung. die ‚Arbeit zu 
vettafien,, mi Gebrauch machen. ° " 


Frau. Mahn⸗Magdeburg. bedauert, dab die, Krankenkaſſen — nit alles 
feiert. fönnen, was ſie gerne mchten. ‚Bei. der ‚Sänglingspflege‘ durch⸗ Fraͤuen, 
die sur: Arbeit gingen, Beiginge oft die MH, weil fie nicht rechtzeitig. ſchenken 
können Erfteillicheriveife jei die, ‚ärztliche, Sänglingäpflege. in Magdeburg I durch⸗ 
geführt. Aber auch hier Hätten’ die arbeitenden Mütter wieder feine Zeit, in die 
Spredjitunde des Arztes zu gehen. So werde auch das Paufieren dor ind nach 
der Enthindung mdoriich, demacht werden. . Helfen fönhte uk, , wenn bie: 
Mãänner Dreh ‚Tenteltjäinen” Kampf ſo vier Kohn berbieniten, daß bie rauen gat 
nicht‘ mehr au, ‚mebeiten brauchten. (Beifall.) 

Fraäulein Furih⸗ Nürnberg: Selbſt die „indeftforderungen” Biejer Reſo⸗ 
lution haben Re Aehnlichkeit mit den „idealen Forderungen“ in Ibſens 

„Wildente“. BE müſſen aber, neben: a für, heut. und. ‚morgen vdoch nicht 
burchführharene Forder ungen an Stägk und. Gemeinde aud). an prattiſche Gegen- 
wärtöatbeit: beiifen. Durchführbar iſt Heute aber die Möcnerinienperjicherung. 
Freilich nicht unmittelbar durch ‚die Krankenkaſſen, deren. Beiträge. zu dieſem 
Bed im 18-26 ME, pro Sabi ‚geiteigert werden müßten, | Möglich. aber feien 
Mütterihäftäberfiierungstafien, , zu denen Berfiherunganchmer, Srantentaffen, 
Unternehmer, Kommunen und Staat beitfagen fünnten. Freilich jeien die 
ſtatiſtiſchen Unterlagen noch, nicht geichaffen.. Ohne, viel ſtatiſtiſche Künſte aber 
könnte man ſchon jetzt die Sauspflege gen Stelle einer Wohltat zu einer, ‚gelehe 
lichen Leiſtung „der ‚emmunen ‚ober Kinnfenfaffen. ausgebaut, ipben.... ‚(Bus 
ſtämminig.) 

Frau gehmanm, Vresden: Die grohe Mehrzahl‘ unferer ‚heufigen, Ferse 
iatierfrauen, leidet an Unterernägrung, und. it infolgebeifen, gar. nicht. in. der 
Lagen die Kinder ſelbſt zu ſtillen. Die Hauptſache iſt Beſchaffung guter Milch. 

"DaB: aktive Stimmrecht haben die Frauen gzwar gun Krankenverſicherung, 
— nicht das vagſipe vund das iſt die Hauptſache, wodurch die — 
nn in den: Verwaltungen ücern net u lanszn 

MDamit wird bie: Bchatte. gefchlofſen. Sa ee 

In Ihrem: Schlußwort wendet ſich die Nefetentin grau ee ni sen 
glrrkrag der‘ WBehoffirt Braun, ein direktes Verbot: Der Arbeit ſchwangerer 
Arbeiterinnen zu verlangen. Ein ſolches Verbot würde eine Strafe bedingen, 
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falls es nichteingehalten wird. Wer: folk die. Strafe zahlon? Der iittes“ 
nehmer? Dann würde ert die Arbeiterin moch Frühen. eritlaffenals es nötig 
wäre, und daß etwa die Arbeiterin die Strafe zahlen ſoll iſt ganz ungeröcht, 
da dex Keitpunlt ‚der. Enthindung nicht gang genau, zu: beftimmen ii Was 
beſſeren Weg, ie ihtex ‚Nuitgribaftsberfigerung gezeigt. — ‚bleibe, | abei⸗ 
daß RR befier. ift, bie, Mutkerfdjaftsperjicherung in, Die, Kranfenberficherung eine 
gubezichen. Aufgebradjt müfjen die Kojten auf jeden Fall werden. Das, „iwie” 
der Roftenaufbringung gehört in unfere Refolntion nicht, daß ift Sache des 
Staates. Sehr ſympathiſch ft mir die Anxegiing der Genofſin Fürth, in das 
Metislattı Sic: Zürücmeifung des: Ammenmärchens aufzunehmen, duß das 
Stilfen. duch Alkoholgenuß: heſſer werde. Gerade dad Geacnteil;ät bet Ball. 
Schlioßlich Rudi ich nach den, Irrtum: dyr Gewſſin Lehntann richtig ſtellen, 
als ob die Frauen nur das aktive Wahlrecht in den ea haben. Sie 
haben: in-, der - Tat, au. Daß: pafiig -Wahlzehks. .ı = a: 
In der Ab ſtaͤm muarg wird hierauf die; Refolulion: aumisr Slchniung 


aller: :Ahanderingaantnäge (einithamig ımgenontmen. -,.." sinuntiz wyallı 
Mer: Antrag — — — en ürr —— Germußgugebe,; 
wird‘ angerwinmen. PAS Eye ae SEN um u 


Züm leßten. Finn Beifigiäbeinde Befeimet” 2 Bor um — —— 
drau Lehmicinn⸗Dreſben folgende Reſolution der‘ Vresbener eeſt Erin 
si Erwaqung⸗ deaß die "Brivelhsdtbeit der Kinder unbedingt dir, "bet 
tpifen it, daß aber det, Torpertichen Arbeit als ſolcher ein hoher erſichettfcher 
Merk, innewohnt. macht die” ‚Nönfereng ee Srallen unteren 
Gcmeindevertretern ‚zur Petit! ve. r 
Dari iber Ahr inadien, KEN ücht in öffenttichen ' ober. ‚pkibätch a — 
tätig eile-,, taiehtigg:" oder Füt forgeanftalten. unter dem’ rtloanbe, pad 
eifeher.Zinege, bar Tsuleftiätigen 9 Kindern geiperbljähe. Arbeit‘ ‚gel [eiftet, Yoit 
d. Tach graäften dafür einigkteten, dag ein obli eforifsher, amd. umenke, 
geltlider Sandfertigfeitsunterricht in allen Volfsſ ulen ‚eingeführk f wid. | 
Nach Furzer Befürwortung bes Antragen — Frau "Duniter "Dresden 
wird der Antrag angensamaw zn ı a2 in Tım a 
Ohne Debatte einstimmig a wanomungn, wird —— Refolukion:: — 
Die Frquentonfexeng./ male ...befrhligken.. ‚dem: Parteitean golaendr 
Nefolution, am unterbreiten; „Ber Parteitag begrüßt. mit. Freuden Dieiaut : 
ber Iuigend herauggewachſenen, Beitzebuugen,, die daxguf ‚hinguslanfen,.bie. 
Arbeiterjugend in Orgayijationen, anammengifailen, Dig. Die mirtſchaftlichen = 
Intereſſen der Jugend pahrnehmen, das ‚Solidaritätsgefübl. ip den. Auge 
Heräch inedfert und fordern, und die Aufklärung‘ und ae Wi en 
ber. ‚modernen Arbeiterberveguing. belgeiben.“ . a a 
Meier, Hiegt, "folgende, ——— her: ur Be, 
sie ern et re osimarbett. ee ee RL 
Angeſichte des —— und Heffteffendent Uebels der beliakbeitt· 
weiche .feit. vielen Jahren durch wiſſenſchaftliche⸗ Forſchungen wir Erfaͤhrungs⸗ 
tatfadchen erwieſen find Ind in Diefen Jahre durch die’ Keintanheitsantd: 
ftellung. "gu: Berlin aufs. neuer beftätigt worden erklärtes ME Konferenz _ 
ſogialiſtiſcher grauen zu Mannheim uls eine "grobe Pflichtvergeſſenhert, Da > 
die. zgefeßgebenden:. Gerinkten wach wicht erkeit- energiſchen Toflentatifepeh >’ 
Kampf. gegen das Geimerbeiterelaud aufgenom men. Sie ifordertivont Mile": 
tage::eine. ſchleunige Beratung Und’ Beſchlußzfaſſüng Aber "der Autratg Dr 
ſogialdaemokratiſchen Fraktibn,/uden Heimarbeiterſchutz betreffend "der vie 
wichtigften Forderungen enthält, welche die — der Heimarbeiter und 
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- Seimazbeitetinnen: ſelbſt in? Gemeinſchaft mit:dem gewerkſchafllich and. 
politiſch ae und ——— en, 
erheben . 2; tr Kai oraiane oo \ Boah! 
. "Frau Ziet empfiehlt karg Siefe Refokatioh, init der nik Sabine def E 
bie Frage der — mehr" im den Mittelpunft der Agitatior zu ſtellen, — 
damit, ein. größerer Dtuck Auf die gefetzgebenden Faͤktoren ausgeübt Bi 
und: fie die von unſerer Sraft an formulierten Vorbetüngen m erſt — 
St. Riinmerleinstag erfüllen. ' “rn, 


die Reiolution wird king angenommen, : u rue 


Gleichfalls einſtimmig angruommen wird nach kurger Diskuſſion at; 
her ſich die Genoffinnen Geck⸗Dffenburg⸗ und Wagner⸗Chemnitz —— . 2 
folgende von Frau Duncler/ :geftelite, "bon: ee ———— Den 
Reſslutibn nnd ram lea 

„Die Frauenkonferenz lenkt die A tuͤfmerkſamkeite der Behöffen Sub ber . 
Genoffinnen auf dis erſchreckend hohe Zahl von Fällen entſetzlicher Miß— 
handlung, Verwahrloſung undaAusbeutung von Kindern durch die ‚eigenen 
Eltern, Pfleger umd: Etzieher: Sie fordert alle Partelangehörigen und alle 


Arbeiterorganifationen auf, ſolchen Unmenſchlichkeiten aufs Eraftigite enie 


gegenautreten und dur die Organe der Wrbeiterjchaft (Arbeiterpreſſe, Ges 
merkihäften, —— ‚auf deren Verhütung planmäßig hinzuarbeiten. 
Die ionfereng proieitjert ferner gegen Die heute herrſchende Aus sgeitalturg 
der ‚Bivangsersiehung,: die. da” ‚berivahrlofte Kind der plarimäßigen Ver⸗ 
muderung und. off. Dei. "fuiählichtten Ausbeutung überliefert, Sie „fordert 
eine, wirtliche Furſorgeerziehung die eine wahrhafte Zuflucht für miß— 
handelte Kinder ſchgffen und dieſe dem kindlichen Weſen gemäß zur Selb» 
jtändigkeit heranbilden fol, "Die. Konferenz erwartet von den Arbeiler⸗ 
berftetern . in allen, äffentlihen Körperichaften, day ſie ſtändig und plant: 
| mäßig den Kampf. fühten auch m dieſen Schut der Kinder gegen Verwahr— 


loſung und. Mißhandiukg.“ ——— OR | 
Es folgt gls Tebter, Puntt. bie. EL ee eng r a a 


Wahl einer gentralpertrauenäpezfon.. as 


Fraulbin Baadex“ wird einſtimmig wiedergewählt. 1 


Frau ‚Betlini Wit ind am" Schlüß unferer' Beihändhigen. ——— 
RR danke: Zunäcdjit: unſeren ausländiſchen Gäften und’ bann den, Maniiheimer 
Sendften beſonders herzlich Für: ihre Freudige Bereitwilligkeit, mit der ne die 
Vorbereitungen: für⸗ unfere⸗ Konferenz ‚getroffen. haben. — 


Wir ‚Föntten init Befrledigung auf den Veſuch der Kon ererß ichuen. 
Sie hat nicht nur vewieſen⸗/ dat’ unfere Bewegung an. Aus ehnung und, Kraft. 
gewonnen bat, nein, auch daß wir unſere Aufgaben immer beſſer zu erledigen | 
wiſſen, daß wir unjer Arbeitsfeld ganz bedeutend erweitert‘ haben, daß wir 
uns neue Ziele fteden, die alten in 'befferer und wohlbegründeter Weiſe mie 
früher. in, Angriff Jjyehmen. Abex werte, Genoſſinnen, aus dieſer Freude über 
unfere. Sorticritte wollen wir wicht. Die Berechtigung. herleiten, : ‚till zu. ſtehen, 
zu raſten und zu roſten ſondern die Uebergeugung, daß wir mit immer größerer 
Energie unter Einſatz immeyn; größgrer Opfexfreudigteit weiter arbeiten: müſſen. 
Sehr richtigh „Wir. gehören nicht umſonſt zur Partei der Begehrlichen imd 
wir wollen dieſe Begehrlichteit betätigen, indem wir zuerſt anfangen, an unſerer 
Beweguig⸗ an.ung feibſt Degehrlich au ſein, indem wir immer höhere Leiſtungen 
bon jedem ‚einzelnen bon ns, bon ung: ſelbſt und von unferev. Bewegung 
fordern. DaB ift: gang heſonders notwendig im Hinblick auf · die Datfache, 
daß der Klaſſenkampf der Ausbeuter gegen die Ausgebeuteten ſich immer: 


* 
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mehr zuſpitzt, das bedeutet, daß ung immer ſchwerere Opfer auferlegt werden, 
immer beißere, hartnädigere Kämpfe uns aufgegmungen werden. Dieſe können 
wir nur beitehen, indem mir unabläffig bemüht find zu agitieren, zu jtubieren, 
zu organifieren, mie unfer alter Liebknecht fagte, unfere theoretifche Bildung 
zu vertiefen, unferen Idealismus, unjere Opferfreudigfeit immer meiter zu 
fteigern und fomweit wir Mütter find oder fonft einen Einfluß als Vermanbte 
und Freunde darauf haben, dahin er wirken, daß in ber proletarifhen Jugend 
ein Geſchlecht heranwächſt, aut ar — Werk, das wir begonnen 
haben, weiter fortführt. NS 5 Die 4. Frauenlonferenz iſt 
geſchloſſen. 
Schluß 6% Uhr. — 
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J. 
Reſolution über den Politiſchen Maſſenſtreik. 
Beſchloſſen auf dem. Parteitage in Jena. 1006. — 


1. Bei dem Beſtreben der herrſchenden Klafſen und Gewalten, der 
Arbeiterklaſſe einen legitimen Einfluß auf bie öffentliche Ordnuͤng der 
Dinge in den Gemeinweſen borzuenthalten oder, fomeit ſie durch ihre Ver⸗ 
treter in den parlamentarifchen Vertretungslörpern einen ſolchen. Bereit3 
erlangten, diefen- zu rauben und fo die Arbeiterllaſſe politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich rechtlos und ohnmächtig zu machen. 

erachtet es der Parteitag für geboten ausqufprechen, — es die ge⸗ 
bieteriſche Pflicht der gefamten Arbeiterklaſſe iſt, mit allen ihr zu Gebote 
ſtehenden Mitteln jedem Anſchlag auf ihre Menfchen- und Staatsbürger 
rechte entgegenzutreten und immer. wieder Die bolle Gleichberechtigung zu 
fordern. 

Insbeſondere hat die Erfahrung gelehrt, daß die Berrfchenden Barteien 
bis tief in die bürgerliche Linke hinein Gegner des allgemeinen, gleichen 
direften und geheimen Wahlrechts find, daß fie dasfelbe nur dulden; aber 
Tofort abzufchaffen oder zu‘ verſchlechtern trachten, ſobald ſie glauben, daß 
durch dasſelbe ihre Herrſchaft in Gefahr komme. Daher ihr Widerſtand gegen 
eine Ausdehnung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl⸗ 
rechts auf die Einzelſtaaten (Preußen uſw.) und ſelbſt die Verſchlechlerung 
beſtehender rückſtändiger Wahlgeſetze aus Angſt vor einem noch fo geringen 
Einfluß der Arbeiterklaſſe in den parlamentariſchen Vertretungskörpern. 

Beiſpiele hierfür ſind die Wahlrechtsräubereien durch eine herrſch⸗ 
gierige und maßlos feige Bourgeoifie und ein borniertesKleinbürgertum 
in Sachſen und in den fogenannten Republifen Hamburg und Lübeck und 
die Gemeindewahl-Verſchlechterungen in den verſchiedenen deutſchen 
Staaten (Sachſen, Sachſen-⸗Meiningen) und Orten (Kiel; Dresden, Chemnitz 
und jo weiter) durch die Vertreter der verſchiedenen bürgerlichen Parteien. 

In Erwägung aber, daß namentlich das allgemeine, "gleiche, direkte 
und geheime Wahlrecht die Vorausſetzung für eine normale politiſche Forte 
entwidelung der Gemeinweſen it, wie es die volle Koalitionzfreiheit für die 
wirtſchaftliche Sebung der Arbeiterklaſſe iſt; 

in. weiterer Erwägung, daß Die Arbeiterklafſe durch ihre ſtetig 
wachſende Zahl, ihre Intelligenz und ihre Arbeit für das wirtſchaftliche und 
ſoziale Leben des ganzen Volkes, fowie durch die. materiellen und phuflichen 
Opfer; die ſie für die- milttärifche Verteidigung des Landes gu‘ tragen hat, 
den Hauptfaktor in der modernen Geſellſchaft bildet, muß ſie nicht nur die 


Ecrhaltung, ſondern auch die Erweiterung-des allgemeinen, gleichen, direkten 
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und geheimen Wahlrechts für alle Vertretungsförper im Sinne des fozial- 
demotratifchen Peogranms und die. nn der bollen Roalitionsfreiheit 
fordern. 

Demgemäk erklärt der Parteitag, daß es Kae im Xalle eines 
Anfchlages auf das allgemeine, gleiche, direlte und geheime Wahlrecht oder 
das Koalitionsrecht die Pflicht der gefamten Arbeiterklaffe ift, jedes ge— 

»signet ericheinende Mittel zur Abwehr nachdrücklich anzuwenden. 
Als eines der wirkſamſten Kampfmittel, un ein ſolches politiſches 
Verbrechen an der Arbeiterklaſſe abzuwehrten oder um ſich ein wichtiges 
Grundrecht für ihre Befreiung zu EDER, betrachtet gegebenen Falles der 
⸗ Barteitas 
die umfaſſendſte —— bee Maffenarbeitar: »Ftellung” 


WVDamit aber ie Anwendung dieſes Kampfmii ermöglicht und 
iögktehft wirkſam wird, ift bie größte Ausdehnung der politiſchen und ge— 
werkſchaftlichen Organiſation der Arbeiterflaffe und die. unausgeſetzte Be⸗ 
: Jehrung und Aufklaͤrung der Maſſen durch die Arbeiterpreſſe und die münd⸗ 
Böe, und ſchriftliche Agitation unumgänglid; notmendig, 

Dieſe Agitatton muß die Wichtigkeit und Notwendigkeit der. politifchen 
Recht der Ärbeiterklafſe, insbeſondere des allgemeinen, gleichen, direkten 
und geheimen Wahlrechts und der vollen Koalitionsfreiheit darlegen, mit 
Hinweis auf den Klafiencharalter. des Staates und der Geſellſchaft und ben 
täglichen Mißbrauch, welden die Herrfchenden Alaffen und Gewalten durd 
‚den ausfchlichlichen VBeſißz ber politifchen Dedt an ber MesenesHafe 
— Parteigenoſſe iſt verpflichtet, wenn Für — veruf eine ge⸗ 
werl. iche Organiſation vorhanden iſt oder gegründet werben Tann, 
. einer. jochen. beizutreten. und die Ziele und Zwecke der Gewerkſchaften zu 
unterſtützen. Aber jedes Haffenbewußte Mitglied einer Gewerkſchaft hat auch 
die Pflicht, ſich der politiſchen Organifation feiner Klaſſe — der. Spzial- 
demokratie — anzuſchließen und für die Berbreitung ai Tosielbemofra- 
tiſchen Preſſe zu wirken. 

\ ‚Der Parteitag. beauftragt. "den Barteivorftand, eine Broſchüre 
herfiellen zu laſſen, in der die in „der borjtehenden Refolution geitellten 
‚gorberungen: hegründet werden. Für diefe Broſchüre iſt die -Maffen- 
en in ber. ———— deutſchen ale au orsaniſieren. 


1; 








LU. 
Weſolution über die 


einpentigten der Sewertfaaftsorganifatiom 
Beſchloſſen auf dem Parteitag in Lübeck 1901. 

Der Kampf der Arbeiterklaſſe auf politiſchem und wirtſchaftlichem 
Gebiete erfordert einheitliche BZufammenfaiung aller Kräfte m ven 
betreffenden Organifationen. Er Hat zur Grundbehingung die Ausübung 
ftrenger Disziplin. in der Altion, Die Reſpektierung der Beichlüffe ber 
Mehrheit durch die Minderheit gemäß den Grundfäßen der Demokratie, 

Mer der Partei oder feiner VBerufdorganifation in einem bon ihne: 
geführten Kampf durch Taten entgegenwirkt oder. Sonderbündelei zu 
Führung ſolchex Gegenaktion betreibt, verſtößt wider das vorentwickelt 
Kebenspringip der Arbeiterbewegung. Es ſind daher die örtlichen Dr 
ganiſationen der Partei bereshtigt, ſolche Mitglieder jo lange aus We 
Mitte auszuſchlietßen, ald fie in biejem Verhalten beharren.“ 


“rer. 
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Refolution zum „Politifhen Maffenftreite, 
Beichloffen auf dem Parteitag in ‚Mannheim. 1908. | 
I: 


Der Parteitag beftätigt den Jenaer Parteitagebeſchluß — polittſchen 
Maſſenſtreik und hält nach der Feſtſtellung, dat ber Beſchluß des Kölner 
Gewerkſchaftskongreſſes nicht im Widerſpruch ſteht mit dem Jenger Be⸗ 
ſchluß, allen Streit über den Sinn des. Kölner Beſchluſſes für ' erledigt. 
Der Parteitag empfiehlt nochmals beſonders nadbrüdlidy die Be⸗ 
Ihlüffe zur Nachachtung, die die Stärkung und: Anahreitung dev Parteis 
“ organifation, die Verbreitung der Parteipreſſe und den Beitritt der Bartci« 
genoſſen zu den Gewerkſchaften und der Gewerkſchaftemiitglieder zur Partei⸗ 
organiſation fordern. 

Sobald der Parteivorſtand die Nolwendigkeit eines politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks für gegeben erachtet, hat derfelbe fih mit der Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften in Verbindung zu jeßen und alle Maßnahmen zu era 
greifen, bie erforderlich ind, um die Altion erfolgreich ——— 


II. 


Die Gewerkſchaften ſind unumgänglich notwendig für die, ebung der 
"ber Klaſſenlage der Arbeiter innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft; fie find 
nieht minder notivendig wie die ſozialdemokratiſche Partei, die den Kampf 
für die Hebung der Arbeiterklaſſe und ihre Gleichberechtigung mit den ans 
deren Klaſſen det Geſellſchaft auf politiſchem Gebiet zu führen Bat, im 
weiteren aber über dieſe ihre nächſte Aufgabe hinaus die Befreiung der 
Arbeiterflaffe bon jeder Unterdrüdung und Ausbeutung durch Aufhebung 
des Lohnſyftems und die Organifation einer auf der fogiafen Gleichheit 
aller berudenden Erzeugungs- und Austauſchweiſe, aljo der foztaliftiidhen 
Geſellſchaft, crftrebt, ein Ziel, das auch der klaſſenbewußte Arbeiter der 
Gewerkſchaft notwendig erftreben muß. Beide Organifationen find alfo in 
ihren Kämpfen auf gegenfeitige Verftändigung und Zuſammenwirken an⸗ 
gewieſen. 

Um bei Altionen, die die Intereſſen ber: Gewerkſchaften und der 
Bartei gleihmäßig berühren, ein einheitliches: Vorgehen herbeizuführen, 
follen die Zentralleitungen der beiden Organijationen fi zu verſtändigen 
fuchen. 

Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei und 
Gewerkſchaft zu ſichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für den fieg« 
reihen Fortgang de proletariigen Klaſſenkampfes bildet, ift es unbedingt 
notwendig, daß die er. Bewegung bon bem Geiſte der Sogials 
demofratie beherrſcht werde. Es ift daher pflicht eines ieden —— 
genoſſen, in dieſem Sinne zu wirken. 





Reſolution zur ruſſiſchen Nevolution. 
Beſchloſſen auf dem Parieitag in Mannheim 1906. 
Der Barteitag beftätigt die Nefolution des Jenager Parteitages, durch 
die derſelbe ſeine freudige Genugtuung über das größte welthiſtotiſche GEr⸗ 
eignis der Gegenwart, die ruſſiſche Revolution, ausſpricht und feiner 


tiefſten Sympathie und Bewunderung für die Kämpfer der ruſſiſchen Redolution 
Ausdrud gibt. 


474 Anlagen. 


Der Parteitag ſpricht angeſichts der Fortdauer der ruſſiſchen Revo— 
lution, in der die Gewalt- und Unterdrückungsmaßregeln ſeitens des 
ruſſiſchen Deſpotismus einen immer brutaleren und barbariſcheren Cha— 
rakter angenommen haben, aber auch die Zähigkeit, aufopfernde Hingabe 
und Begeiſterung der Kämpfer für die Revolution, insbeſondere unſerer 
Genoſſen und Genoſſinnen im Zarenreich ohne Unterſchied der Natio— 
nalität uns Abſtammung, ſich immer glänzender Bewährte, aufs neue feine 
höchſte Anerkennung und Bewunderung aus, den Trägern des fluch— 
würdigen Syſtems aber, die ſogar nicht davor zurückſchreckten, die von 
. ihnen ſelbſt einberufene Duma durch einen Staatsſtreich wieder aufzuheben, 
- feine. tiefite Verachtung. 

Der Barteitag erflärt im Namer der Bartei auch fernerhin fich bereit, 
"die Genoffen Rußlands in ihrem furchtbar ſchweren und opferreidhen Kampfe 
moraliſch und tatkräftig zu unterftügen, alle Verſuche einer direlten oder 
indireften finanziellen Unteritübung des Zarismus durch das Ausland nad) 
Kräften energiſch zu bekämpfen, und jeder kriegeriſchen Einmiſchung von 

außen in die inneren ruſſiſchen Angelegenheiten auf das entſchiedenſte 
entgegengutreten. _ . 

Der Barteitag Spricht ſchließlich die frohe Hoffnung aus, daß es den 
Kämpfern der ruſſiſchen NRebolution, troß des verzweifelten Widerftandes,; 
den das herrſchende Shftem ihren Anftrengungen entgegenfekt, gelingen 
möge, einen vollen Sieg zu erringen, durch den das große DOftreih in die 
‚Neihe der modernen Staatsweſen einrüdk, 
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Sächſiſcher Wah hitreis 
Bochum⸗Gelſenkirchen, Hattingen⸗Bitten 
Fürth— ne ‚Heröbrudslauf 


Rediinghaufen-Borlen 


orlbus- Spremberg 
Dortmund«Hörde 
Mitalied bes Neihstans 
Dusdlinburg-Ajchersleben-Ealbe 
Mitglied des Reichstags 
Dft- und Weft- Sternberg 
Pots dam⸗Spandau⸗ODſthavelland 
Brenzlau-Ungermürbde 
Mitglied des Reichstags 
ee bes Reichstags 
Münden a 
ek 
Raumburg-BeibenesrBei 


Soingen 
und 3. Sächſiſcher Wahlkreis 
— 

e 


leswig⸗ olſteiniſcher Wahlkreis 
—* ed des eistune ao 
ne hr Ludwigsburg⸗Hasl 

arnſta w urg⸗e a 
Kalau⸗Ludau — — 
Bremen 


— 
urt a 

itghed des Reichstags 
BredlausDft, ⸗Weſt, m. Breslau⸗Land⸗ 
Mitglied a [Neumarkt 
—— 

Stadt 
— — 

u.2. Meining. Wahlkreis, Düsthaufens 
Nieder⸗Barnim Langenſalza 
Hannover⸗Linden 
il. Badiſcher Wahlkreis 

Bielefeld⸗Wiedenbrück 
Zandenburs / Weſthabelland 
Wanzleben 
Sangershauſen⸗Eckartsberga 
Mitglied des Reichstags 
Mitglied des Parteivorſtandes 
Hanau-Gelnhaufen 
1. u. 2. Schleswig⸗Holſtein. Wahlkreis 
duisburgelhenn 
Mitglied des Reichstags 








mu — — — — — — — 


— 


Name 





Spindler, Max 


Stadthagen, Arthur 


Staiger, Chriftian 
Stegen, Wilhelm 
Gtelling, 8. 
Stelzer, Baul 
Stengele, Guſtav 
toffe, Wilhelm 
tolpe, Hermunn 


Störk, Jakob 

Strehl, Richard 
Ströbel, Heinri 
Stubbe, Heinvid 


Stud, Antonie 


Stüdlen, Dantel 


Südelum, Dr. Albert 


Süptind, Albert 


Thiel, Albert 


Thiele, Adolf 
Trabalsti, Franz 
Treu, Martin 
Trott, Louis 


Uli, Karl 


Be Chriſt. 
Vetterlein, Oskar 
Botgt, Line 


Wald, Dito 
Walther, Max 


Warttig, Otto 
Waſſer, Julius 
Wehmann, Klara 
Wels, Otto 
Wengels, Frau 
Wengels 
Wick, Richard 
Wicklein, Max 
Wiesner, W 
Winkelmann, C. 
Winkler, Friedrich 


Bimmer, Bernhard 


inter, Joſeph 
Wolf, Heinrich 
Bollermann, Karl 


Sa 
Wuitke, 9. 
Zahn, Beter 


etfin, Klara 
idler, Max 
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Bohnort 


Zſchopau 


erlin 


Speher 
Berlin 
Berlin 
ee 


Dortmund 
Berlin 
Mannheim 


Tempelhof 
u 


alle 
attowitz 

Nürnberg 

Haiger 


Nürtingen 
elmarshuuſen 
Iberfeld 


Chemnik 
Nürnberg 


Neuenhagen 
— 
Leipzi 
Fe 
Berlin 
I Berlin 
Oberurſel 
Nordhauſen 
Bergedorj 
Bremen 
Dresden 
Wolfenbüttel 
Als 
Dietharz 
Schöneberg 
Gompik 
Aue 


Stuttgart 
Königsbrüd. 
amburg 
ürth 
erlin 
Berlin 




























udeniwalde 


Dffenbad a. M. 


Muhlheim a, M. 


Bezeichnung des Wahlfreifes ober ber 
Stelung in der Partei, die nad) dem Or⸗ 
ganiſationsſtatut zur Teilnahme berechtigt. 


st 
itglied des Reichs age 
1. Bürttembergifher Wahlkreis 
Gtzttingen Munden | 
Kübed, 1. Hidenburgiſcher Wahlkreis 
Deffau-Zerbit 
—— II 
itglied des Reichstags 
Sagan: Sprottun, Rothenberg- Hohers⸗ 
werda, Grünberg-Sreyftadt-Bunzlaus 


Lben 
Ludwigshafen⸗Speher⸗Frankenthal 
Berlin I — 
Redakteur des „Vorwärts“ 
ee II. 
Küterbog-Qudenmalde 
Mitglied des Reichstags en 
Mitglied des Reichsſtags ee 
8. Badiſcher Wahlkreis 


Teltow⸗Beeskow⸗Storkow⸗Charlottendg. 

Nitglied des Reichstags 
Beulhen⸗Tarnowitz 

Nürnberg⸗Aldorf 

Dillenburg⸗Herborn 


Dffenbach⸗Dieburg 


Eßlingen⸗Nürtingen, — — 
Rinteln-Hofjgeismar-Wolfdagen 
Elberfeld 


16. Sächſiſcher Wahlkreis 
Forchheim· Kulmbach, Reuſtadt a. Dr 
‚Weiden, Gau Nordbayern 
Nieder⸗Barnim 
Berlin V F | 
11., 12., 13. und 14 Sädf, Vahllreis 
BrenzlausAngermünde 
Berlin 
Mitglied des Parteivorſtandes 
gi ſt⸗ Homburg⸗ Uſingen 
ord —— 


amburg 


remen 
Esachſiſcher Wahlkreis 
2. Braunſchweigiſcher Wahlkreis 
Offenburg 
Gotha 
Teltow⸗Beeslow⸗Storkow⸗Charlottenbg. 


ne 
— 


9, Badiſcher Wahllreis 


Erbach⸗Bensheim 
Mitglied der Kontrollkommiſſion 
4. Sächſiſcher Wahlkreis 


— hen⸗Hersbrud⸗Lauf 
rth⸗Erlangen⸗Hersbruck⸗La 
itglied des Reichstags 
Friedeberg⸗Arnswalde 





6. Gähfiher Wahlkreis, Dresden-Rand 


SEA 


EEE 
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me Jnmmoerie | Mme | on te Kreis Wohnort oder Kreis 





Baader, Ditilie 


Balabanoff, Dr. 
Ungelila 


Baerer, Heinrich 
Bartel, Adolf 
Baumann, Linden 
Büumler, Emilie 
Boffe, Augufte 
Braun, Lily 
Dellmuth, Elife 
Deuper, M. 
Dunder, Säte 


@bel, Augufte 
Eichhorn, Emil 


Eitzerodt, Hermann 
Fahrenwald, Agnes 
Geck, Marie 


Greifenberg, Marie 
Grünberg, Helene 


Hagen, Magda 
Hennig, Paul 
dernowsky, Marie 

Bon Stefanie 

Horn, Lina 


Kühler, Wilfelmine 
Kemmer, Gertrud 
Snauf, Heinrid 
— Fran⸗ 
Reutert, Paul 


Mahn, Emilie 


Bertrauendperfon der | 
Genoffinnen Deutidl. 

Bertreterin d. ruſſiſchen 
und italien. Sozial⸗ 
demofratie 

Sarburg 
anzig 

Altona 

Teltow⸗Beeskow⸗Stork. 

Bremen 

Frankfurt a. D. 


on. erslautern 
y 
Referentin, Dresden 


2. Hamburger Kreis 
Für den Landesvor⸗ 

ftand, Baden 
Krefeld 


3. Hamburger Kreis 


Offenburg, 3. Badiſcher 
Wahlkreis 

Augsburg 

Nürnberg 


Regensburg . 
Erfurt 

Wittenberge ' 
Dannheim 

Neuſtadt a. d. Haarbt 


und Stettin 
ob 
17. Sägfife. Wahlkreis 


Dresden, 4., 5. und 6. 
Säcfiiher Wahlkreis 
Apolda 


Magdeburg 





| 


ã— Herm. 
Müller, Frau 
Müller, Robert 


Neumann, Eliſe 
Niebuhr, Otto 


Niendorf, Theodora Ki 


— sine 


Peirotes, adolt 
Blum, Agnes 


| Popp, Adelheid 
Mödel, Hedwig 


Schönfelder, 
hönf es 


Schradin, Laura 

Schuhmader, Frau 

: Schulze, Stau 

| Seßer, Käte 

' Sörenjen, Waldem. 
rau 


Voigt, Lina 
Wagner, Helene 
Wehmann, Klara 
Wengels, Margar. 
Suur: Bo 
Wirk, Anna | 


Zeh, Adelheid 
Zetkin, Klara 


Zietz, Luiſe 


| 

| Name Wohnort oder Kreis 
Matichte, Ka Berlin 
Menlin olland 


Fir d. Bartei-Vorftand 
Köln, Stadt und Land 
18. Sächſiſch. Wahlfreis 


Nieder⸗Barnim 
ae on 
el, 7. Schlesw.-Holit. 
Steig 
Königsberg t. Pr. 


Straßburg, Elſaß 
la: en u. Dort⸗ 


Bien Weſterreich 


Gera⸗Altenburg, Deb⸗ 
ſchwitz⸗-Gera u. Jena⸗ 
Weimar III 

6. Schleswig - Holftein 
Wahlkreis 

Reutlingen, Württemb, 

Mülheim a. Rhein 
Frankfurt a. M. 

— 

Flensb urg 
Luckenwalde 


Elberfeld 

dei Sächſiſcher Kreis 

Bertreterin d. Sostalb. 
Rrauenpropagandas 
Klub zu Amiterbam 

Düffelborf 


Re 
—— d. „Gleich 


1. —— Kreis 





- 


j 


Sprech-Regifter. 
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Sprech-Regifter des Parteitages. 


Adamek 388. 
Adelung 180. 
Alberty 193, 225. 
Askew 158. 


Balabanoff 160. | 
Bebel 149, 214, 226, 227, 


255, 293, 384, 386, 389, 
391. 
Berten 195. 
Bömelburg 276, 277. 
Braun, Dr. Adolf 287. 
Braun, Dr. Heinrich 1%. 
Braut, Otto 206. 
Brußns — 387. 
Buhl 32 


en. 188. 
David 259. 
Dikmann 195, 265. 
Dreesbach 146, 359. 
Dunder 155, 274. 


@bert 390 
ER 183, 185, 225. 
Ehrli 385 
p. Elm, HL. 288, 307, 309, 
313, 320, 
Engler 224. 


eldmüller 389. 

iſcher, N. 289, 321, 3283. 
rank, 360, 379, 390. 
reimaldt 266. 

röhlich 313. 

uchs 212. 


Dunn 227, 389. 
Geiler 20 

Geriſch 208. 
Gewehr 185, 271. 
Gradnauer 27% 
Grimpe 191. 

Groth 182, 382, 
Grünig 189. 


Grunow 270 


— a 360. 
Hennig 3 
erbert D88. 
och 192, 205, 212, 218, 283. 
ofimann, Adolf 218. 
offmann, Paul, Hamburg 
191, 211, 
Honrath 180, 203, 280. 
Hue 214, 219, 298. 
ueber 157. { 
Yug 859, 381. 
Huyamanz 156. 


Jaſper 206, 377. 


Kaden 175, 208. 

Salat Seo, 256, 258, 803, 304. 
Kimmel 292, 882, 

Knieriem 319. 

Kolb 202, 263, 390. 
Körften 317, 820. 
— 390. 


Leber 

a 199, 286, 291, 318. 
Legien 241, 299. 

Rehmann 226, 359. 

Reinert 187, „22 

Leopoldt 379 


Ziebknecht 308, 811, 881, 


383, 385, 
Liepmann 974. 
Rimber& 382. 
Nuremburg 260, 315. 


anelleniub: 222, 264, 310, 
I, Paul, Hamburg 283, 


= otes 191. 
Peus 182. 


Pfannkuch on 218, 222,224, & ss 


881, 382 
Puttlik 314, 320. 





Quarck 268. 
Dueffel 194, 266. 


Nappaport 158. 
Reichel 279. 
Rindfleiſch 189, 
Rotter 159. 
Nunge 180. 


Sachſe 265, 292. 
one 181, 183, 218, 219, 


Sgmibt a Berlin 262, 

Schmitt 

döpfin 31, 219. 

Schrader 282, 391. 

Schulz, Rn 223, 328. 

Schütz 3 

a "399, 

Silberſchmidt 285, 801. 

Sindermann 188. 

Simon 186. ' 

Ginger 154, x 156, 160, 
163, 180, 185, 188, 200, 


Soeberberg 158. 
Stadthagen 217, 303, 320. 
Stampfer 200, 208. 


Stelling 268. 


Ströbel 197, 269. 
Thiele 185, 391. 
Ulrich 190, 359. 


Wagner 162. 
Wels 203, 257, 271. 


317. 
267, 292, 8389. 
i eil 299, 255, 298, 818, 


Sprech-Regiſter der Frauenkonferenz 


Baader 396, 400, 413, 


Balabanoff 398. 

Baumann 409. 

Bäumler 410, 412. 

Bebel 456. 

Boffe u 

Blum 4 

Braun, Fi "437, 438, 459, 466. 


Deuper 406. 
Dunder 407, 411, 459, 467. 


Eichhorn 398. 


Faas 434 
Fahrenwald 406, 430, 437, 


Fürth 467. 


Greifenberg 406, 411. 
Grünberg 430, 439. 


Hennig 411. 
Sorfaanı 398, 411, 435, 


Kähler 407, en 438. 
Ratenftein 4 
Lehmann 109, "un, 467, 468, 


Mahn 467. 
Menting 456. 
Moltenbubr 397. 
Müller 435. 


Nowagrotzki 413, 


Popp 399. 
Rödel 409. 


Schradin 407. 
Schulz, H., 410. 
Schulze, 412, 438. 


Wehmann 409, 467. 
Wengels 438, 459. 
Wibaut 399. 


Zetkin 400, 412, 440, 469. 
Pick 408, 412, 414, 436, 438, 
439, 440, 459, 469. 


8i* 
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Sach⸗Negiſler. 


Sach-Regiſter des Parteitages. 


ee der Bartels 
ea der „Gleich⸗ 


Abitimmung über die Reſo⸗ 
lution zum —— 

— Ergebnis 

Ygilation 21, 110, 111, 112, 


— — 132. 
.— bei den Frauen 69 
— aa Militarismusꝰ 


Agitalionsbroſchuren 22, 28, 
— Kalender 24. 

— Schriften 50. 

— Schule 166. 

Alimentationsanſprüche 84. 

eeee 22, 110, 130, 


— nächſtem Parteitag 223. 
EUR, Wahlrechtskämpfe 


Anhalt, Wahlrechtskämpfe 80. 

Antrag betr. die Arbeitsver⸗ 
hältniſſe in ber Großeiſen⸗ 
Induſtrie 81. 

— zum Bergarbeiterſchutz 81. 

— wegen Länderraub in Süd⸗ 
weſtafrika 88. 

— auf — zu 
ſetzen Bartel und Gewerk⸗ 
ſchaften 315 

— wegen Wahirecht i in Einzel⸗ 
ſtaaten 96. 

—— zur Agitation 111, 


— — Bericht des PBartel- 
— 110. 
— zum Brallionsberiät 114. 

— zur Maifeier 114. 

— zum Maffenitreif ae 132, 
138, 140, 149, 143 

— me wirũalich eingegangene 
130 


— zur Organiſatlon 125. 
— zu Rs und Gemerls 
ſchaften 127. 

— an den Parteitag 110, 

— zur Preſſe 112, 

— Schidfal derjelben 488, 
a Tagesordnung 110, 


130 
— gs Vollderziehung 119, 
— Ei Zlederaufnahme in 


die Partei 129. 
Arbeiter⸗Notiz⸗Kalender 113. 


Arbeiterfefretäre 23, 
Arbeilsverhärtnifſe m ber 
Großzeiſen⸗Induſtrie 81. 

Ausbildungsturfe 25. 
a bed Reiches 76, 


— für Parteipreſſe 86, 
Ausländiſche Gäſte 47. 
Ausſperrungen 18, 
Ausſtände 18. 


Baden, Landtagswahlen 90. 
Bapeın, Landtagswahlen 31, 


Bebel8 Eırflärung zu ben 


3 ueulseikr Reloluttonen | 


Bebels Nelolutton 
Maffenftreif 130. 
Begrüßungsreden 146. 
Beiträge an die Barteikaffe 57. 

— ber Einzelltaaten 168. 

—, Sonftige 6%. 

Bergarbeiter 81. 

Bergarbeiterfäu 81. 

Bericht über die Buchhand⸗ 
lung Vorwärts 49. 

— der Benoffinnen 68, 

an Kontrollkommiſſion 


— der Mandatsprüfungs⸗ 
kommiſſion 188. 
u Reunerfommiifion 


— des Barteilaffierers 59, 
— des — — 19, 


110, 163. 
Fa Reichstagsfraklion 76, 


zum 


— —, als — zu Partei⸗ 
blättern 145. 
Berliner dritter Wahlkreis, 
Schiedsgericht 33, 34. 
SD DeEDE Grlmpe 176, 208, 


— Wielenthal 179. 
———— der Soldaten 


Beziefforganifationen 25. 

Bildungsausſchuß 359, 881. 

Boruſſia-Affäre 212, 

— :Önterpellatten 94, 114 

Braunſchweig, Wahirechis⸗ 
kämpfe 30. 

Braufteuergefeh 101. 

N ien, Burgerſchaftswahl 


— Wahlrechtasbewegung 26. 


Breslauer Polizeitut 44. 
Broihüren 22. 
— le bie Braumagitation 


I Maffenagitation 28. . 
— über Maffenttreif 239, 


Buchhandlung Vorwärts 49. 


Bureau de3 Parteitag 12. 
Baus] zum Parteitag 


1 
ee Geſetzbuch, 5832. 
Bürgerliche — Unſere 


Stellun 
Bürgerre in amburg 27. 


— in Breinen 
— ist Rübed 39, 2 
— lung an Bor 
ET ee für Wahl⸗ 
Diätengefeße 90. 
Dienftbotenbemegung 71. 
Druckfehlerberichtigung 487. 
Duellunweſen 83, 


Einführung in nn ozia⸗ 
liſtiſche Lteratur 2 A 


Einigung mit der P. . SG. 
17, 165. 


Einnahmen aus Barteiuntere 
nehmungen 47. 
— der Barteifaffe 54. 
— des Neiche3 100. y 
v. Elms KRejolution zu 
— Gewerkſchaften 
9 


elek Zotdringen, Wahl 
rechtslänipfe 30. 
ea nis der Ubftimmungen 


Erbichaftsfteutergefeß 105. . 
Eröffnung des Parteitages 


ein! des Auswärtigen Amtes 


— der Kolonien 86. 

— der Marine 85. 

— des Neidhes 76, 108. 

— des Meihsheeres 82, 

— des Reichskanzlers 79. 

— der u 
fung 89. I 


Feſtſetzung ber — 
ordnung 154. 


_.. AM ' 


„mu — „,r 


inanzreform 9 
leiſchpreiſe⸗ gInierpellatlon 


Bein 85. 


— 


lugblätter 22, 
orſter Streitigkeiten 38,176, 
raktionsheri — 211 
rankſurt a M., Schieds⸗ 
gericht 34. 
Frauendewegung in ben 
ea an 1 .: 
Srauenbildungsvereine 72. 
rauen in Kranlenkaſſen⸗ 
vorftänden 73. 
Brauenlonfereng, Relolution 
an Parteita 
Frauenwahlrecht 70. 


e. auf dem Parteitag 156, 


ah as 18 
Gehalt : an Barieifekretäre 


Gelber sur Frauenagitation 


— Sozial⸗ 
demokratiſche 41. 
Gemeindewahlen 49. 
Senoffinnen, Bericht 68, 
Den gegen bie Hülisfalfen 


Gelehesborlagen, Heinexe 93. 
Gewerkſchaften (ſiehe au 

Partei undGewerkſchaften). 
ten mit Frauen 


Gewpert haſtenongreß/ Rölner 
(Reſolution) 137. 
EERENA EDEN 211, 


„Gleichheit“ 46, 48, 73, 118. 
— 2— Beſchworde 177, 


Großeiſeninduſtrie Bl. 


Hamburger Krawall 44. 

— Wahlrechtsbewegung 27. 
Helmarbeiterfrage 212, 216. 
eifen, Landtagswahl 89. 
offinanns Erklärung 802. 
ülfslafjengefeg 91, 212 u. ff. 


Jakob, Der Wahre 49. 
Senn, en 


Senaer Reſolution gum 
Maffenftreif 471. 

Snitiativanträge 93. 

ne bürgerlichen Parteien 


internationaler Rongrekbiß. 
—, Refolution 133. 
Internation" ‘3 Bureau 24. 
nterpe” * on 98. 
Dugent... ‚dationen - 145, 


Suftigberwaltung 85. 


Sale ftegifter. 


al auten, Schiedsge⸗ 


Kaſſenbericht 52, 168 u. ff. 
Kaulstys Refolution zum 
Maſſenſtreik 188, 148. 
Kinderſchutz 69, 144, 380. 
Koalitionsreht” 44, 80 
sera! ne 
— ⸗gJuſtiz 8 
Kommunnte, Betätigung der 
Frauen 73. 
„Kommunale Braris" 24. 
Konferenz der Barteifelretäre 


11. 
Konfistation dv. Slugblättern 


Sorrebonden ſozialdemo⸗ 
kratiſche 

learn: des Partei⸗ 
tags 154. 
— der Barteileltung 39. 

Rontrontommilfion, Bericht 


— ber ne Unger 
legenbeit 178 

— Bahl 399. 

Kraftfahrzenge 98. 


Zandarbeiterfrage 222. 
— :Beitung 113. 
Randesorganilationen 25. 
Randtagsvertreter 39. 

— ⸗Wahlen 38. 


Landtagswahl in Baben 39, 
— in —— 31, 88 


— in en 89. 

— in Oldenburg 39. 

— in Sachſen-Weimar 39, 

— in Schaumburg-kippe 39. 
— in Württemberg 32, 89. 
Beitfägegur, Bollsergiehung‘ 


* — 6— 39. 
Schiedsgericht 8 

—, a 26. 

gübeder Reſolution 472. 


Dur und Gewichtsordnung 


Mandebur Schiedsgerichts33. 

Maidemo llation 29. 

Maifeier 21, 321. 

—, Anirãge 114. 

—, Reſolution 138. 

Maizeitung 113, 180. 

Mandatspr Mungs- ⸗Kommiſ⸗ 
ſion, Bericht 188 

Mandela: Munde, "KRommils 
sion, Wahl 

Mannheim, Shieisgeriätth 

Marine⸗Etat 8 

Naroltoaffäre 79. 

März. Demonitration 24, 29. 

Maſſenſtreik 115, 180, 188, 
227 u. fl. 

—, Ubftimmung über bie 
Reſolution 809. 
—, rl e 138, 140, 142,148, 
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Maſſenſtreit, Reſolution bes 
— ner Gew.⸗Kongreſſes 


—, Refolution Kautsky 148. 
—, Wortlaut der angenom⸗ 
menen Reſolution 473. 
age at. des Jenaer Bartels 


ags 4 
v. Metzſch's ng 28. 
Militarismns 83, 119. 


Militär - Benfionägelahe 88, 


212, 215 
Dilitärpfliätigen ⸗ Flugblatt 


Diigledetügen, Einheitliche 


wrälgaufer Angelegenheit 36, - 


Nachrufe It berftordene Se 


nojfen 1 
— fi Meitter 179. | 
le dingegangene 
Unlräg - 
Nachtoadlen zumNeichstagBe. 
Ramentlihe Abſtimmung 
über Nejelution zum 
Maffenftreif 304. 
— 98, 
„Reue Welt 
Neuer Belt-Qalınder 46, 
„Die Neue Heit“ 48, 
Reunerlommiffien, Bericht 


Nieuwenhuis 80, 


RI Dbanen, Siiedögeriät 


Oeſterreich⸗Ungarn, Wahl⸗ 
rechtsbewegung 28. 
Offenbach, Schiedsgericht a8 

Oldenburg, Landtagswahl 30. 

— ruſſiſchen Revo⸗ 


Draanifation 6,21,23,25,381. 
— Anträge 125 
— der poln. Ganoffen 17. 


— in den Einzelitaaten 169. 


Drganifationsänderung 167. 
Ort des nächſten Parteitages 
130, 133, 137, 140, 382. - 


Parlamentarifierter Vericht 
als Beilage 180. 
ni SDIEEIDENDENS 113, 
8 
Bazteigenffen in Landtagen 


en Beiträge 57. 
eri 
Br elung Rofitterun 


Parteipreſſe 24, 45, 881. 

— Anträge 119, 
— Nbonnentenftand 175. 
— Wusgaben 56. 

—, bolniihe 17, 887. 
Barrelorgantiohen (fiehe Dra 


. 
FE Fan . 


ee tee. a. 
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Parleiprograntm 8. 
— Untrag 129. 
— Wenderung 389. 
Partei —— ki 176, 
— in Berlin 33, 
orft 85. 
rankfurt a.M. 34. 
aiferslautern 85. 
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Dienſtbotenbewegung 430. 
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Srauenftimmredt 403, 440. 
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— 469. 
Fürſorge für Schwangere 459. 
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Gäſte 398. 
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Heimarbeit 468. 


Sugend-Organifation, Reſo⸗ 
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Kindergarten 407. 
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Mandats —— ⸗ 
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Parteipreſſe 411. 
Preußiſches Vereinsrecht 401. 


Reſolution zur Dienſtboten⸗ 
frage 433. 

— zumFrauenſtimmrecht 456. 

— Sur] orgeerzichung 469. 

— zur Fürſorge f. Schwangere 


umo eimarbeiterſch 18 469. 
— über Kinderſchutz 468 
— zur Landarbeiterfrage 428, 
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— Reſolution 16% 
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Volksſchule 403. 
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Seite 226, vierte Zeile von unten muß es heißen: „Antrag 188 Abſ. 23” 
und in der dritten Zeile von unten muß der Antrag 121 eingeſchaltet werden. 

Seite 305: In der Reſolution find im zweiten Zeil in der zweiten Zeile 
die Worte: „Diefelden ftehen an Wichtigkeit Hinter der ſozialdemokratiſchen 
Partei nicht zurüd”, zu erfegen duch: „Sie ſind nit minder note 
wendig wie die ſozialdemokratiſche Partei“. 

Geite 323 müſſen unter den Anträgen zur Vollserziehung die Nummern 142 
143 und 144 geftricden werden. 

Geite 381, Zeile 22 von oben ift Antrag 78 zu ftreichen. 

In der Präfenzlifte muß e3 Beißen: Paul Hennig» Erfurt, nicht Henning‘ 
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438 Ergebnis ber Abftimmungen, 


Ergebnis der Abſtimmungen 


üder die 

dem Parteitag vorgelegten Anträge, 
(Bortlaut der Anträge Seite 110 bis 145. Die in Klammern beigefügte Zahl bezeichnet 

die Seitenzahl ber Abſtimmung.) 
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NRicht genügend unterfühte Anträge, 
1 (154). 3 (155). 6, 7, 9 (163). 10 (383). 11, 12, 19, 20, 21 (153). 22, 23 
83), 24 (163). 26 (383). 28 (331). 29 (391). 30, 31 (381). 32 (391). 34, 40, 
1, 42 (383). 43 (39). 44 (381). 46 (391). 78 (323). 79 (391). 82, 83 (323). 
36, 95, 97, 9D (391). 100 (332). 101 (391). 104, 105 (307). ın (891). 115 
(219). 117 (883). 124, 125, 187 (382). 120 (307). 13LIT (383). 184, 140, 141 
(383). 143 (382). 146 (307). 


Durch Abſtimmung ober Erklärung eriediate Anträge, 
35 (360). 5% bis 57 (323). 58 bis 71 (306). 108, 107, 108 (321). 109 
360). 112 (379). 113 (350). 126 (155). 128 (382). 131TII (323). 1811V (165). 
4%, 145 (806). 181 (383). 162, 169, 173 (321). 177 (877). 


Zurüchkgerogene Anträge. ; 
2 (255). 27 (881). 38, 39 (391). 7% (328). 80, 93 (381). 98 (391). 103 
89). 13311 (226). 186 in einzelnen Teilen (303). 147 (313), 157, 158 (255). 
60, 164, 165, 166, 170IT teilmeife (803). 


Abgelehnte Anträge, 
4 (155). 8 (210). 25 (387). 48, 50, 51 (219). 114 (887), 118, 119 (379). 
1311 139 (210). 156 (389. 1751 (392). 


Dem Parteivorſtand fiberwiefene Anträge, 
33 (838). 45 (889). 1230, 121 (222). 122 (227). 123, 135, 137 (226). 138 (227). 


Der Reichatagsfraktion nberwieſener Autrag. 
47 (219). £ 


Dem Bildungsaustchuß überwiefener Antrag. 
73, 74, 75, 76, 77, 80, SL, 84, 85 (381). 148, 15%, 153, 154, 168 (360). 
Die Referate über Volkserziehung al3 Broſchüre herauszugeben (360). 


Bor Der Tagesordnung nbaefehte Anträge. 
13 bis 18, 87 bis 89, 91, 92, 94, 96, 106 (381). 110 (339). 116 (390). 
180, 132, 150, 155 (381). # ! 


Angenommene Anträge . 

5: Legien als Sorreferent zum Maffenftreit Sr 36, 37: Belfere Ausftattung 
der Partetericheinungen (382). 49: Rraftionsberatung bei Boruffin-Affäre (210). 138: 
Refolution Bebel zum Majfenftreil; angenommen mit Aenderungen (306). 144 : Refolution 
Ginger zum Internationalen Kongreß (222). 159 3 Refolution Fiſcher zur Maijeier (323). 

61: Nädften Parteitag in Eſſen abzuhalten (333). 163: AUmenbement Quarck zur 
folution 136 (305). 167: Refolution Haafe zum Strafrecht (378). 170: Amen- 
dement Sautsfy zur Nefolution 136 teilmeiS angenommen (305). 171: Umendement 
Bebelslegien zur Nefolution 136 (304). 172: Reſolution der Frauenfonferenz ; Ange 
nommen im Sinne bir Anregung Singers. 174: Nefoluttion zur Ruſſiſchen Revolution 
(379). 17513 Gehalt der Parteiſekretäre (392). 176: Reſolution zur Sugendorganifation ! 
en 178 : Bericht der Fteichstagsfraltion als Beilage mit der von Singer vorgetragenen N 
inſchränkung (210). Dechargeerteilung an Parteivorftand und Kontrolleure (210). 
Bermehrung des Parteivoritandes (210). Einjeßung eines Bildungsausſchuſſes (359). | 


Referat Haafes als Broſchüre herauszugeben (377). Antrag Fiſcher anf motivierte 
Tagesordnung über ſämtliche Anträge zu Partei und Gemwerkichajten (321). 


Vorwärts Buchdruderei und Verlagsanftalt Baul Singer & Eo., Berlin SW. 68, Lindenftr. 69, 
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